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Zehntes Hauptgutachten der Monopolkommission 1992/1993 


Vorwort 


Gegenüber dem letzten Berichtszeitraum ist die personelle Beset- 
zung der Monopolkommission imverändert geblieben. Der Vorsit- 
zende der Monopolkommission, Carl Christian von Weizsäcker, 
und das Kommissionsmitglied Winfried Haastert wurden vom 
Bundespräsidenten für eine neue Amtsperiode bis zum 30. Juni 
1998 berufen. Die Amtszeit der Kommissionsmitglieder Wolfgang 
Herion, Wernhard Möschei und Elke Weber-Braun läuft bis zum 
30. Juni 1996. 

Bei der Vorbereitung ihres Zehnten Hauptgutachtens hat die 
Monopolkommission wiederum auf die Mitarbeit und den Beistand 
anderer Personen und Institutionen zurückgreifen können. Ihrer 
Bitte um Mitwirkung ist in der Regel bereitwillig entsprochen 
worden. Die Monopolkommission dankt allen im Gutachten 
genannten Sachverständigen, Behörden, Unternehmen und Ver- 
bänden für ihre hilfreiche Unterstützung. 

Der Präsident des Bundeskartellamtes, Herr Wolf, der Vizepräsi- 
dent, Herr Held, sowie die zuständigen Beamten, insbesondere aus 
den Beschlußabteilungen und der Grundsatzabteilung des Amtes, 
haben den Mitgliedern und Mitarbeitern der Monopolkommission 
in mehreren Sitzungen und vielen Einzelgesprächen zur Verfü- 
gung gestanden. Dabei wurden vor allem Probleme bei der 
Anwendung des Rechts der Wettbewerbsbeschränkungen und die 
wirtschaftliche Entwicklung in verschiedenen wettbewerbspoli- 
tisch bedeutenden Wirtschaftsbereichen diskutiert. Die Stellung- 
nahmen und Gespräche waren für die Meinungsbildung der 
Monopolkommission von herausragender Bedeutung; die Verant- 
wortung für ihre Ausführungen trägt die Kommission allein. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 22. Juli 1994 — 021 (422) — 610 10 — Mo 2/94 gemäß § 24h 
Abs. 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
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Das Statistische Bundesamt hat in Sonderaufbereitungen amtlich 
erhobener Daten die konzentrationsstatistischen Untersuchungen 
der Monopolkommission entscheidend gefördert. Der Präsident 
des Statistischen Bundesamtes, Herr Merk, und die zuständigen 
Beamten haben die Berichterstattimg zu Stand und Entwicklung 
der Untemehmenskonzentration im Produzierenden Gewerbe, im 
Handel und im Pressewesen unterstützt und wertvolle Hinweise 
zur Nutzung der amtlichen Statistik gegeben. 

Wesentliche Vorarbeiten für dieses Gutachten wurden von allen 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Mono- 
polkommission geleistet. Während der Vorbereitimg des Gut- 
achtens waren Herr Greiffenberg als Generalsekretär, Frau Hüb- 
ner, Frau Pannes-Welter, Frau Paulus, Frau Scholl sowie Herr 
Feuerstack und Herr Holthoff -Frank für die Monopolkommission 
tätig. Der Geschäftsstelle gehören außerdem Frau Lohnert, Frau 
Möller, Frau Offergeld, Frau Wientgen und Herr Abram an. Die 
Monopolkommission dankt allen ihren Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeitern für die kollegiale und verantwortungsvolle Zusammen- 
arbeit, die insbesondere in den letzten Monaten über die Erfüllung 
ihrer Dienstpflichten weit hinausgegangen ist. 

Darüber hinaus dankt die Kommission dem Präsidenten des 
Bundesverwaltungsamtes, Herrn Grünig, dem Vizepräsidenten, 
Herrn Liesner, sowie allen Mitarbeitern des Amtes, die die Arbeit 
der Monopolkommission sachlich und personell unterstützt 
haben. 

Erneut legt die Monopolkommission ihr Zweijahresgutachten in 
zwei Bänden vor. Damit wird dem unterschiedlichen Interesse an 
den verschiedenen Teilen des Gutachtens Rechnung getragen. Die 
verschiedenen Textteile, insbesondere aber der umfangreiche Teil 
mit den Konzentrationstabellen, sprechen jeweils andere Benut- 
zerkreise bei den in- und ausländischen Interessenten aus Wirt- 
schaft, Wissenschaft, Politik und Verwaltung an. 


Köln, den 30. Juni 1994 


C, C, von Weizsäcker 

W. Haastert W. Herion W. Möschei E. Weber-Braun 
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Einführung 


A. Der Auftrag und seine Durchführung 
1. Der Auftrag der Monopolkommission 

1. Die Monopolkommission soll gemäß § 24 b Abs. 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) „in ihrem Gutachten den jeweiligen Stand der 
Untemehmenskonzentration sowie deren absehbare 
Entwicklung unter wirtschafts-, insbesondere wettbe- 
werbspolitischen Gesichtspunkten beurteilen und die 
Anwendung der §§22 bis 24 a würdigen. Sie soll auch 
nach ihrer Axiffassung notwendige Ändenmgen der 
einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes aufzei- 
gen“!). 

2. In ihrem Einleihmgskapitel geht die Monopol- 
konunission auf einige aktuelle wettbewerbspoliti- 
sche Entwicklungen ein: Sie kritisiert die unter ord- 
nungspolitischen Gesichtspunkten halbherzige Re- 
formpolitik bei der Privatisierung der Deutschen Bun- 
despost und stellt wettbewerbspohtische Fehlent- 
wicklungen im Zusammenhang mit Regulierungen 
bei Umweltschutz dar. Außerdem schlägt sie gesetzli- 
che Veränderungen vor, damit die Konzemverbin- 
dungen im Rahmen der konzentrationsstatistischen 
Analysen besser erfaßt werden können. 

Im Anschluß daran schreibt die Monopolkonunission 
ihre Untersuchungen aus den vorherigen Hauptgut- 
achten 2) fort: 

— Stand und Entwicklung der Unternehmens- und 
Angebotskonzentration im Produzierenden Ge- 
werbe, 

— Stand und Entwicklung der Unternehmens- und 
Konzemkonzentration im Handel, 

— Stand und Entwicklung der Konzentration von 
Großunternehmen (aggregierte Konzentration), 

— Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen und Zusammenschlußkontrolle, 

— Konzentration und Wettbewerb im Medienbe- 
reich. 

Außerdem greift die Konunission folgende Sonderthe- 
men auf: 

— Konzentration imd Wettbewerb in der leitungsge- 
bundenen Energiewirtschaft, 

— Arbeitsmarkt imd Wettbewerb. 


*) Ein Auszug aus dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kimgen (in der Fassung der Bekanntmachimg der Neufas- 
sung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 
20. Februar 1990 — BGBl. I S. 235) ist im Anhang dieses 
Gutachtens abgedruckt (Abschnitt A). 

2) Die bisher veröffentlichten Gutachten der Monopolkommis- 
sion sind in Abschnitt E des Anhangs in diesem Band 
aufgeführt. 


3. Mit Kapitel I stellt die Monopolkommission auf 
der Grundlage amüicher Daten für das Produzierende 
Gewerbe den Stand der Untemehmenskonzentration 
1991/1992 und deren Entwicklung seit Ende der 70er 
Jahre dar. Die früher getrennten Darstellungen der 
Angebotskonzentration (Kapitel I) und der Untemeh- 
menskonzentration (Kapitel II) werden seit dem Ach- 
ten Hauptgutachten für das Produzierende Gewerbe 
zusammengefaßt. Ziel dieser Zusammenfassung ist 
es, die Untemehmenskonzentration in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen stärker in den Mittelpunkt der 
Betrachtung zu stellen und unter verschiedenen ana- 
lytischen und empirischen Aspekten zu charakterisie- 
ren. 

4. In Kapitel II erweitert die Monopolkommission 
wie schon im vorigen Hauptgutachten ihre Konzentra- 
tionsberichterstattung über das Produzierende Ge- 
werbe hinaus auf den Handel. Im Siebenten und 
Achten Hauptgutachten ist bereits das in Zusammen- 
arbeit mit dem Statistischen Bundesamt entwickelte 
Konzept dieser Untersuchung enthalten. Danach soll 
auf der Basis der regelmäßigen amtlichen Erhebun- 
gen im Handel die horizontale Konzentration im Groß- 
und Einzelhandel auf der Ebene von Unternehmen 
und Konzernen dargestellt und untersucht werden. 
Während die Anwendung dieses Konzepts auf der 
Ebene der Unternehmen inzwischen verwirklicht 
werden konnte, ist das Konzept in bezug auf die Ebene 
der Konzerne vorerst gescheitert. Das Statistische 
Bundesamt hat hierzu rechtliche Bedenken erhoben. 
Der Stand der Diskussion ist in Abschnitt D dieses 
Kapitels vsdedergegeben. Hieraus folgende konzep- 
tionelle Vorschläge der Monopolkommission zur Ver- 
besserung der amüichen Handelsstatistik enthält 
Kapitel II dieses Gutachtens. 

5. In Kapitel III schreibt die Monopolkommission 
ihre Berichterstattung über die Konzentration von 
Großunternehmen in der seit dem Vierten Hauptgut- 
achten erweiterten Form auf das Jahr 1992 fort. 
Ermittelt werden die nach ihren jeweiligen Geschäfts- 
volumina (Umsatz, Bilanzsumme, Beitragseinnah- 
men) hundert größten Industrieimtemehmen, zwan- 
zig größten Handelsunternehmen imd jeweils zehn 
größten Kreditinstitute, Versicherungsgesellschaften 
sowie Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen. 
Erstmals hat die Monopolkommission diese Bericht- 
erstattung in einen europäischen Vergleich integriert. 
Im Zentrum der Analyse stehen seit dem Vierten 
Hauptgutachten die hundert größten Unternehmen 
nach Wertschöpfung aus allen wichtigen Wirtschafts- 
zweigen. Trotz der mit dem neuen Rechnungsle- 
gungsrecht verbundenen Datenermittlungsprobleme 
konnte das Erhebungsmerkmal Wertschöpfung wei- 
terhin beibehalten werden. Zur Bewertung der 
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der hundert Groß- 
unternehmen werden neben der Wertschöpfung die 
Kriterien Umsatz, Beschäftigte, Sachanlagevermögen 
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und Cash-flow berücksichtigt. Die Berichterstattung 
über die „100 Größten" wird mit einer Analyse ihrer 
personellen und Kapitalverflechhmgen sowie ihrer 
Beteiligung an den dem Bundeskartellamt nach § 23 
GWB angezeigten Untemehmenszusammenschlüs- 
sen abgeschlossen. 

6 . In Ka pitel IV würdigt die Monopolkommission die 
Anwendung der §§22 bis 24 a GWB. Sie beschränkt 
sich darauf, Entwicklungen in der Praxis des Bundes- 
kartellamtes imd der Gerichte systematisch im Über- 
blick aufzuzeigen. Eine umfassende Darstellung der 
im Gutachten erwähnten Einzelfälle ist nach Ansicht 
der Kommission nicht erforderlich, weil in den allge- 
mein zugänglichen Quellen eine detaillierte Informa- 
tion zumindest über die wichtigsten Entscheidungen 
vorliegt. Die Gründe für Untersagungsverfügungen 
gehen aus den Veröffentlichungen des Bundeskartell- 
amtes oder der Fachpresse hervor. In den Tätigkeits- 
berichten des BimdeskarteÜamtes wird darüber hin- 
aus in einem Überblick auch über bedeutende nicht 
untersagte Zusammenschlußverfahren berichtet. 

Ausführlichkeit und Form der die Verfahren des 
Bundeskartellamtes abschließenden internen Schluß- 
vermerke liegen im Ermessen des Amtes. Schon 
deshalb kann nicht ausgeschlossen werden, daß die 
für eine Einzelentscheidung erheblichen Überlegim- 
gen in diesen Vermerken für Außenstehende nur 
unzureichend nachvollziehbar sind. Die Monopol- 
kommission nimmt aus diesem Grund nicht zu den 
Ergebnissen der Zusammenschlußprüfung Stellung, 
sondern beschränkt ihre Äußerungen auf einzelne 
Kriterien der Entscheidungen des Bundeskartellam- 
tes, unabhängig davon, ob es sich um untersagte oder 
nicht untersagte Fälle handelt. Sie nimmt in ihrem 
Gutachten vorrangig dann zu Problemen bei der 
Rechtsanwendung Stellung, wenn diese für die Ent- 
wicklung des Rechts bedeutsam erscheinen. 

Am 21. September 1990 trat die Europäische Fusions- 
kontroUverordnimg in Kraft. Die Monopolkommission 
hat die Einführung einer europäischen Kontrolle über 
Untemehmenszusammenschlüsse in ihrem Achten 
Hauptgutachten ausdrücklich begrüßt. Im Rahmen 
von Kapitel IV nimmt sie anhand der bisher vorliegen- 
den Entscheidimgen der Europäischen Kommission 
Stellung zur Anwendungspraxis der Verordnung. Sie 
äußert sich außerdem zu Fragen der Fortentwicklung 
der europäischen Zusammenschlußkontrolle. 

7- Kapitel V behandelt wiederum Konzentration und 
Wettbewerb im Medienbereich. Die Monopolkom- 
mission berichtet im ersten Teil dieses Kapitels über 
Stand und Entwicklung der Pressekonzentration auf 
der Basis der aus der amtlichen Pressestatistik berech- 
neten Konzentrationsraten. Dieser erstmals im Zwei- 
ten Hauptgutachten veröffentlichte und seither regel- 
mäßig fortgeschriebene Berichtsteil wurde angeregt 
durch ein Ersuchen der Bundesregierung aus dem 
Jahre 1977. 

Erneut geht die Monopolkommission in diesem Kapi- 
tel in einer Fortschreibung auf die Entscheidungspra- 
xis des Bundeskartellamts und der Gerichte im Rah- 
men der Pressefusionskontrolle bzw. der Zusammen- 
schlußkontrolle im Rundfunk ein. Darüber hinaus 
äußert sich die Kommission auch zu den Rahmenbe- 


dingungen im Bereich der elektronischen Massen- 
medien. 

8. Eine Untersuchung der leihmgsgebundenen 
Energiewirtschaft bildet den Gegenstand von Kapi- 
tel VI dieses Gutachtens. Die Monopolkommission 
greift damit ein Thema auf, das grundlegend bereits 
im Ersten Hauptgutachten 3) behandelt und durch 
Stellungnahmen zu Ministererlaubnisanträgen von 
Energieuntemehmen sowie zur Situation auf einzel- 
nen Energieträgermärkten fortgeführt wurde. Die 
Untersuchung konzentriert sich auf die Energieträger 
Elektrizität und Gas. Die gegenwärtige energiepoliti- 
sche Diskussion, die im Zuge der Vollendung des 
Biimenmarktes europäische Dimensionen angenom- 
men hat, befaßt sich tmter anderem mit den verschie- 
denen Reformvorschlägen und damit den Möglichkei- 
ten zur stärkeren Öffnung dieses Ausnahmebereichs 
für Wettbewerb. 

9. Mit dem Arbeitsmarkt befaßt sich das abschlie- 
ßende Kapitel VII. Ausgehend von dem hohen Stand 
der strukturellen Arbeitslosigkeit und den relativ 
verschlechterten Wettbewerbsbedingimgen für die 
deutsche Wirtschaft will die Stellungnahme einen 
Beitrag zur Reformdiskussion leisten. Hierzu müssen 
sowohl die Kartellstrukturen auf dem Markt für 
abhängige Arbeit als auch die Rechtfertigimgsgründe 
dafür einer kritischen Prüfung unterzogen werden. 
Daraus resultierende Änderungsvorschläge bewegen 
sich innerhalb eines Ordnungsrahmens, der den ver- 
fassimgsrechtlich gewährleisteten Kembereich der 
Tarif autonomie nach Auffassung der Monopolkom- 
mission nicht antastet. 


2. Die Durchführung des Auftrags 

10. Das Statistische Bundesamt hat der Monopol- 
kommission wie zu den früheren Gutachten die 
Ergebnisse verschiedener konzentrationsstatistischer 
Sonderaufbereitungen zur Verfügimg gestellt. Diese 
beziehen sich auf die Güterstatistik, die Statistik nach 
Wirtschaftszweigen für Unternehmen imd Betriebe im 
Produzierenden Gewerbe sowie auf den Handel und 
das Gastgewerbe. Bei der Aufbereitung der Statisti- 
ken für den Einzelhandel und das Gastgewerbe wir- 
ken das Statistische Brmdesamt und die Statistischen 
Landesämter eng zusammen. Die Monopolkommis- 
sion ist daher mittelbar auch auf deren Kooperations- 
bereitschaft angewiesen. 

Die vom Statistischen Bundesamt zur Verfügimg 
gestellten Daten enthalten auch Angaben, die nach 
§ 24 c GWB der Monopolkommission unbeschadet der 
allgemeinen statistischen Geheimhaltungsvorschrif- 
ten übermittelt werden dürfen. Diese Angaben darf 
die Kommission im Rahmen empirischer Analysen 
auswerten, aber nicht einzeln veröffentlichen. 

Die begrenzte Lockerung der statistischen Geheim- 
haltungsvorschriften gegenüber der Monopolkom- 
mission hat die Analysefähigkeit der amtlichen Daten 
erhöht. Dennoch verfügt die Monopolkommission 
weiterhin nur über aggregierte Daten. Wie die Mono- 


3) Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Kapitel IV. 
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polkonunission bereits in ihrem vorigen Gutachten 
ausführte, reicht dies für eine Analyse des Konzentra- 
tionsprozesses nicht aus, da durch kompensatorische 
Effekte die tatsächlichen Vorgänge verschleiert wer- 
den. Darüber hinaus bewirkt die Grundlegimg der 
amtlichen Statistik auf die rechtlich kleinsten Einhei- 
ten anstelle der wettbewerblich relevanten Untemeh- 
mensverbindungen eine wesentliche Einschränkung 
der Aussagekraft. 

1 1 . Die Untersuchungen über die Konzentration von 
Großimtemehmen beruhen in erster Linie auf der 
Auswertung von Geschäftsberichten imd anderen 
allgemein zugänglichen Quellen. In den Fällen, in 
denen die benötigten Informationen aus diesen Quel- 
len nicht hervorgingen, wurden die betreffenden 
Unternehmen direkt befragt. Im Zusammenhang mit 
der Analyse der personellen Verflechtimgen zwi- 
schen den Unternehmen hat der Deutsche Gewerk- 
schaftsbimd der Monopolkommission wie für die vor- 
hergehenden Hauptgutachten auch für das Jahr 1992 
die Gewerkschaftsvertreter in den Aufsichtsräten der 
„100 Größten" mitgeteilt. 

12 . Die Monopolkommission hat sich wie bisher 
anhand der Verfahrensakten des Bundeskartellamtes 
über dessen Verwaltimgspraxis im Berichtszeitraum 
imd über die Konzentrationsentwicklimg im Medien- 
bereich informiert. Darüber hinaus haben sich die 
Mitglieder imd Mitarbeiter in zahlreichen Einzelge- 
sprächen mit Vertretern des Bundeskartellamtes über 
praktische Schwierigkeiten der Handhabung der 
Fusionskontrollvorschriften unterrichtet. 

13 . In ihrer Sitzung am 13. Mai 1994 hat die Mono- 
polkommission mit Vertretern der Generaldirek- 
tion IV der Europäischen Kommission ein Gespräch 
über die Anwendungspraxis der europäischen Fu- 
sionskontrolle geführt. Teilnehmer von seiten der 
Generaldirektion IV waren die Herren 

— Prof. Dr. Claus Dieter Ehlermann, 

— Götz Drauz imd 

— Dietrich Kleemann. 

Zu den zu diesem Themenkomplex formulierten Fra- 
gen der Monopolkommission gab die Merger Task 
Force der Generaldirektion IV außerdem eine schrift- 
liche Stellungnahme ab. 

14. Für die Berichterstattung zu Stand und Entwick- 
lung der Pressekonzentration hat das Statistische 
Bundesamt wiederum Daten aus der amtlichen Pres- 
sestatistik ausgewertet und der Monopolkommission 
in einer Sonderaufbereitung (Konzentrationsraten) 
zur Verfügung gestellt. Nach den Merkmalen „Um- 
satz" und „Auflage" wurde der Konzentrationsgrad 
der größten Verlage bzw. der größten Presseobjekte 
berechnet. 

Die Entscheidungspraxis des Bundeskartellamts 
wurde anhand einer Auswertung der amtlichen Akten 
analysiert. Für die Berichterstattung über die Ent- 
scheidungspraxis der Gerichte sind die entsprechen- 
den Urteile herangezogen worden. Zur Entwicklung 
der Ländergesetzgebung wurden die Staatskanzleien 
der Bundesländer schriftlich befragt. Die Deutsche 


Bundespost Telekom stellte statistisches Material 
über die Kabelanschlüsse zur Verfügung. 

1 5. Zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme zur Ener- 
giewirtschaft hat die Monopolkommission in mehre- 
ren nicht- öffentlichen Anhörungen die Wettbewerbs- 
verhältnisse in der Gas- und Elektrizitätswirtschaft 
sowie möghche Maßnahmen zur Intensivierung des 
Wettbewerbs mit Experten von Unternehmen und 
Verbänden erörtert. 

Am 15. April 1994 diskutierte die Monopolkommis- 
sion mit Vertretern der Gas- und Elektrizitätswirt- 
schaft und deren Abnehmern. Teilnehmer waren die 
Herren: 

— Prof. Dr. Dietmar Winje 

Berliner Kraft- und Licht (Bewag) -AG 

— Dr. Wolf Pluge 

Bundesverband der deutschen Gas- und Wasser- 
wirtschaft e. V. 

— Martin Weyand 

Bundesverband der deutschen Gas- und Wasser- 
wirtschaft e. V 

— Dr.-Ing. Heinrich Merten 
Hoechst AG, Frankfurt/M. 

— Friedrich Späth 
Ruhr gas AG, Essen 

— Dr. Lutz Eckert 
Ruhr gas AG, Essen 

— Dr. Klaus Robert Kabehtz 
Ruhr gas AG, Essen 

— Dr. Rolf Bierhoff 

RWE Energie AG, Essen 

— Dr. Hans- Jürgen Budde 

Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirt- 
schaft e. V. 

— Dr. Hans-Rudolf Ebel 

Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirt- 
schaft e. V. 

— Dr. Norbert Weigt 

Verband kommunaler Unternehmen e. V. 

— Manfred Rebentisch 

Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke e. V. 

— Eckhard Schulz 

Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke e. V. 

— Dr. Carsten Heuchert 
Wintershall AG, Celle. 

Mit Vertretern von Mitgliedsuntemehmen des 
Verbands der Industriellen Energie- und Kraftwirt- 
schaft e. V. (VIK) als Großabnehmer leitungsgebun- 
dener Energie führte die Monopolkommission am 
29. April 1994 ein Gespräch. Teilgenommen haben 
die Herren: 

— Gerhard DörÜng 

AKZO Faser AG, Wuppertal 

— Werner Schmidt 

FAG Kugelfischer, Schweinfurt 
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— Dr.-Ing. Heinrich Merten 
Hoechst AG, Frankfurt/M. 

— Harry van Duin 

Hoogovens Aluminium, Delfzijl/NL 

— Dr. Thomas Drews 
Hoogovens Aluminium, Voerde 

— Karl Schunter 
Mercedes-Benz AG, Stuttgart 

— Dr. Hans Graf 

Vertreter der VIK-Mitgliedsimtemehmen aus der 
Stahlindustrie 

— Dr. Hans-Jürgen Budde 
VIK 

— Dr. Hans-Jürgen Ebel 
VIK 

— Dr. Gerhard Sauer 
VIK. 

Zur Entscheidungspraxis des Bimdeskartellamts 
(Mißbrauchsaufsicht imd Fusionskontrolle) im Be- 
reich der leitimgsgebimdenen Energie und zu den 
Reformmodellen äußerte sich in einem Fachgespräch 
am 29. April 1994 Prof. Dr. Kurt Markert vom Bimdes- 
kartellamt. Anläßlich der Diskussion zur EG-Fusions- 
kontrolle mit Vertretern der Generaldirektion IV der 
Europäischen Kommission am 13. Mai 19944) wurden 
auch Fragen des Wettbewerbs in der Energiewirt- 
schaft erörtert. 

16 . Die Besonderheiten imd Reformmöglichkeiten 
des Arbeitsmarktes wurden am 18. März 1994 in 
einem Expertengespräch diskutiert. Teilnehmer wa- 
ren die Herren: 

— Prof. Dr. Friedrich Buttler 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bimdesanstalt für Arbeit 

— Prof. Dr. Gerhard Fels 

Institut der Deutschen Wirtschaft 

— Heinz Greiffenberger 
Greiffenberger AG, Marktredwitz 

— Dr. Karl Pröbsting 
Landesarbeitsamt NRW. 

Ein von der Monopolkommission beabsichtigtes 
Gespräch mit Spitzenvertretem der Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände und des 
Deutschen Gewerkschaftsbunds kam aus Termin- 
gründen nicht zustande. Beide Verbände haben der 
Monopolkommission schriftliche Stellimgnahmen zu- 
geleitet. Schriftlich geäußert hat sich auf Bitte der 
Monopolkommission ebenfalls Dr. Tyll Necker. 

16 . Die Monopolkommission hat bisher zur Vorbe- 
reitung ihrer Stellimgnahme Gutachten an zahlreiche 
Wissenschaftler vergeben imd die in diesen Untersu- 
chungen vorgetragenen Ergebnisse bei ihrer Mei- 
nimgsbildimg berücksichtigt. Den beauftragten Gut- 
achtern wird regelmäßig nach Auswertimg ihrer 
Ergebnisse durch die Monopolkommission eine selb- 
ständige Veröffentlichung freigestellt. Die bisher ver- 


4) Vgl. Tz. 13. 


öffentlichten Gutachten sind in Abschnitt D des 
Anhangs in diesem Band aufgeführt. 

17 . Zur Vorbereitung der Untersuchimg über die 
Konzentration in der Versicherungs Wirtschaft im Rah- 
men des Kapitels III (100 größte Unternehmen) hat 
Prof. Dr. Ekkehard Wenger empirische Daten zur 
Anteilseignerstruktur einiger großer Versicherungs - 
imternehmen zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen der Vorarbeiten zu Kapitel VI dieses 
Zweijahresgutachtens hat die Monopolkommission 
beim Energiewirtschaftlichen Institut an der Universi- 
tät zu Köln ein Gutachten über „Wettbewerbspro- 
bleme in der Energiewirtschaft" (Projektleiter: Prof. 
Dr. Walter Schulz) eingeholt. 

Prof. Dr. Dieter Reuter erstattete ein Gutachten über 
„ Wettbewerbsbeschränkimgen auf dem Arbeitsmarkt 

— Auflockerung des Tarifkartells". 

18 . Am 6. November 1992 führte die Monopolkom- 
mission ein Fachgespräch mit Vertretern des Deut- 
schen Sparkassen- imd Giroverbandes. Teilnehmer 
waren die Herren: 

— Dr. Helmut Geiger 

— Dr. Hannes Rehm 

— Reinfried Fischer. 

Gegenstand des Gesprächs waren die Äußerungen 
der Monopolkommission zur Privatisierung von Spar- 
kassen im Neunten Hauptgutachten^). 

19 . In ihrem am 18. Februar 1994 veröffentlichten 
23. Sondergutachten nimmt die Monopolkommission 
zum Thema „Marktstruktur und Wettbewerb im Han- 
del" Stellung. Gründe für die nach Sondergutach- 
ten 14 aus dem Jahre 1985 erneute Untersuchung der 
Wettbewerbssituation im bundesdeutschen Einzel- 
handel sind die weiter voranschreitende Konzentra- 
tion, der anhaltende Trend zu Untemehmensüber- 
nahmen sowie der weiterhin zu beobachtende Wan- 
del der Wettbewerbsformen bei der Distribution von 
Konsumgütern. 

Ein Schwerpunkt des Gutachtens liegt beim Lebens- 
mitteleinzelhandel. Dort ist die Konzentrationsent- 
wicklung erheblich weiter vorangeschritten als auf 
den Märkten des Einzelhandels mit Nichtlebensmit- 
teln. Trotz einer deutlichen Verlagerung des Wettbe- 
werbsgeschehens auf die großen Filialunternehmen 
und Kooperationen gehen die gegenwärtigen Markt- 
strukturentwicklungen im Lebensmitteleinzelhandel 
und in den übrigen Handelsbereichen nicht mit einem 
Nachlassen der Wettbewerbsintensität einher. So- 
wohl innerhalb als auch außerhalb der Gruppe der 
Großunternehmen des Handels funktioniert der Wett- 
bewerb im allgemeinen gut. Vorstöße einzelner 
Unternehmen werden weiterhin regelmäßig und ver- 
gleichsweise schnell durch Reaktionen der Wettbe- 
werber ausgeglichen. Dabei bleiben vorstoßendes 
und reaktives Wettbewerbsverhalten nicht auf die 
Unternehmen der Spitzengruppe beschränkt. 


5) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbspolitik oder Indu- 
striepolitik, Hauptgutachten 1990/1991, Baden-Baden 1992, 
Tz. 43 ff., insbesondere Tz. 52. 
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Auf den Beschaffungsmärkten des Handels hat die 
Konzentrationsentwicklimg bei den Handelsimter- 
nehmen, den Verbundgruppen und den Einkaufsko- 
operationen dazu beigetragen, daß die Zahl der unab- 
hängig voneinander agierenden Nachfrager deutlich 
zurückgegangen ist. Einzelne Nachfrager verfügen 
über erhebliche Verhaltensspielräume im Sinne einer 
einseitigen Verhandlimgsmacht gegenüber ihren Lie- 
feranten. Dies ändert nichts an dem Befund, daß der 
größte Teil der als Nachfragemachtphänomene inter- 
pretierten Sachverhalte eine Folge bestehenden 
Beschaffungswettbewerbs ist oder auf die Existenz 
von herstellerseitigen Angebots kapazitäten zurück- 
zuführen ist. 

Die kartellbehördliche Marktstrukturkontrolle im 
Handel wirkt — entgegen der in der Öffentlichkeit 
verbreiteten Auffassimg — dem Entstehen marktbe- 
herrschender Stellungen auf den Regionalmärkten 
entgegen. Ein Beleg dafür sind die Veräußenmgszu- 
sagen bei nahezu allen größeren Handelsfusionen der 
letzten Jahre. Der im Bundeskartellamt neuerdings 
wieder vertretenen These von einem durch Wettbe- 
werb nicht hinreichend kontrollierten Angebotsoligo- 
pol im Lebensmitteleinzelhandel steht die Monopol- 
kommission weiterhin skeptisch gegenüber. 

In ihren Schlußfolgerungen hält es die Kommission für 
ratsam, auch weiterhin auf handelsspezifische Sekto- 
ralisierungen in der Fusions- imd Verhaltenskontrolle 
zu verzichten. Ebenso ablehnend steht sie Vorstellim- 
gen gegenüber, den Einkaufskooperationen des Han- 
dels stärkere Durchgriffsmöglichkeiten auf ihre Mit- 
gliedsuntemehmen im Sinne einer Bezugsbindimg 
einzuräumen. Statt handelsspezifischer Fortentwick- 
limgen des GWB, die in einer Gesamtabwägung mehr 
Schaden als Nutzen stiften würden, setzt die Mono- 
polkommission zur Verbesserung der Wettbewerbs- 
chancen kleiner imd mittlerer Unternehmen auf den 
Abbau von Überregulierimg. Dies betrifft sowohl die 
Einschränkimgen der Baimutzimgsverordnung als 
auch das Ladenschlußgesetz. 

20 . Zum Rabattgesetz hat die Monopolkommission 
in der Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft des 
Deutschen Bundestages am 20. April 1994 eine Stel- 
lungnahme abgegeben. Sie sieht in der Abschaffung 
des Rabattgewähnmgsverbotes einen überfälligen 
Deregulienmgsschritt im Einzelhandel. Dort, wo 
Rabatte möglich sind und nachgefragt werden, sind 
sie seit langem übliche Praxis, die es zu legalisieren 
gilt. Die Flexibilität des Einzelhandels, situationsbe- 
dingt auf bestimmte Wettbewerbssituationen mit 
Preisnachlässen zu reagieren, wird dadurch erhöht. 
Im Zweifelsfcill profitieren davon die selbständigen 
imd kooperierenden Unternehmen stärker als die 
Filialunternehmen. Der ohnehin intensive Preiswett- 
bewerb im deutschen Einzelhandel wird durch die 
Aufhebung des Rabattgesetzes weiter abgesichert 
und in Randbereichen durch zusätzlichen Rabattwett- 
bewerb gestärkt. Negative Auswirkungen auf die 
vielbeschworene Pr eis Wahrheit und Preisklarheit, 
z. B. unseriöse Praktiken wie künstlich überhöhte 
Ausgangspreise oder sonstige Formen der Irreführung 
des verständigen und mündigen Verbrauchers, sind 
nicht zu erwarten. 


Der inzwischen von der Regierungskoalition zum 
Rabattgesetz gefaßte Beschluß weicht in wesentlichen 
Punkten von der Empfehlung der Monopolkommis- 
sion ab. Eine Begrenzung des Verbots der Rabattge- 
wähnmg auf Gesamtumsatzrabatte, wiederum unter 
Ausnahme der üblichen Gesamtumsatzrabatte bei 
Dienstleistungen und im Cash und Carry- Großhandel 
mit Lebensmitteln, bedeutet eine sachlich ungerecht- 
fertigte Differenzierung. Sie ist weder mittelstands- 
politisch notwendig noch ist sie ordnungspolitisch 
sinnvoll. 


B. Wettbewerbsdefizite der geplanten 
Postreform II 

21 . Ähnlich wie die erste Poststnücturreform des 
Jahres 1989, die bereits bei ihrer Verabschiedung als 
unzureichend bewertet wurde, wird auch die für 1994 
geplante zweite Postreform dem Wettbewerb in der 
Telekommunikation keine zusätzlichen Impulse ge- 
ben. Während das 1989 verabschiedete „Gesetz zur 
Neustrukturienmg des Post- und Femmeldewesens 
und der Deutschen Bundespost" (Poststrukturgesetz) 
im Kern eine Organisationsreform war, soll mit dem 
zweiten Reformschritt die Privatisierung der Postun- 
temehmen eingeleitet werden. Ziel ist es, die Postun- 
temehmen und insbesondere die DBP Telekom hand- 
lungsfähiger zu machen und ihre Position im interna- 
tionalen Wettbewerb zu stärken. Für den Wettbewerb 
im Inland und damit für die gewerblichen und priva- 
ten Nutzer der Post- und Femmeldedienstleistungen 
bringt das Reformwerk keine Fortschritte. 

22 . Auslöser der bereits im Jahr 1992 beginnenden 
und bis heute verschleppten Postreform II waren 
Versäumnisse der Reform des Jahres 1989. Da auf eine 
Änderung des Grundgesetzartikels 87 verzichtet 
wurde, verblieb die Deutsche Bundespost mit ihren 
drei Untemehmensbereichen DBP Telekom, Post- 
dienst und Postbank im Eigentum und unter Einfluß 
des Bundes. Umfängliche Regulierungsauflagen, das 
nach wie vor geltende öffentliche Dienstrecht und 
weitreichender politischer Einfluß auf die Untemeh- 
mensentscheidungen behindern den Umbau der 
Behörden in flexibel agierende Unternehmen. Die 
Teilnahme der DBP Telekom am internationalen 
Wettbewerb ist rechtlich beschränkt. Die Investitio- 
nen für den Netzaufbau in den neuen Bundesländern 
haben die Eigenkapitalbasis der DBP Telekom weit 
unter den im Postverfassungsgesetz vorgeschriebe- 
nen Mindestanteil von einem Drittel gedrückt. 

Um die Finanzierungssituation der Telekom zu ver- 
bessern, ihre Teilnahme am internationalen Wettbe- 
werb zu sichern und die unternehmerische Hand- 
lungsfähigkeit zu stärken, sieht der seit Februar 1994 
vorliegende Gesetzesentwurf zur „Neuordnung des 
Postwesens und der Telekommunikation" (Postneu- 
ordnungsgesetz) die Änderung von Artikel 87 des 
Grundgesetzes (GG), die Umwandlung der Untemeh- 
mensbereiche der Deutschen Bundespost in Aktien- 
gesellschaften, die Änderung des Personalrechts der 
Beschäftigten und eine Reihe sonstiger Rechtsanpas- 
sungen vor. 
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23. Vorgesehen ist die Streichung der Wörter „die 
Bundespost" in Artikel 87 Abs. 1 Satz 1 GG. Das 
Angebot an Post- und Telekommunikationsdienstlei- 
stungen ist damit in Zukunft ausschließlich private 
Tätigkeit. In einem neu einzufügenden Artikel 87 f 
wird der sogenannte Infrastrukturauftrag des Bundes 
neu geregelt. Er verpflichtet den Bund, für ein flächen- 
deckendes, angemessenes und ausreichendes Ange- 
bot an Dienstleistungen zu sorgen. Diese sollen als 
private Tätigkeit von den ehemaligen Postuntemeh- 
men und deren Wettbewerbern nach Maßgabe eines 
Bundesgesetzes, das der Zustimmung des Bundesrats 
bedcirf, erbracht werden. 

Die hoheitlichen Aufgaben im Bereich des Postwesens 
imd der Telekommunikation obliegen nach dem Ent- 
wurf des Artikel 87 f GG der bundeseigenen Verwal- 
tung. Die Regulierungsaufgaben werden dem Bun- 
desminister für Post und Telekommunikation (BMPT) 
übertragen. Die Beteiligungsrechte der Länder bei 
Regulierungsentscheidungen werden ausgeweitet. 
Anstelle des bisherigen Infrastrukturrates wird ein 
Regulienmgsrat gebildet. Er setzt sich aus je einem 
Vertreter jedes Landes und einer gleich großen Zahl 
von Bundestagsmitgliedem zusammen. Dem Regulie- 
rungsrat werden weitreichende Mitwirkungsrechte 
an den Regulierungsentscheidungen eingeräumt. Bei 
der personellen Besetzung der Regulierungsinstanz 
hat der BMPT Einvernehmen mit dem Regulienmgs- 
rat herzustellen. In Fällen, in denen BMPT und Regu- 
lienmgsrat über Regulienmgsinhalte keine Überein- 
stimmung herstellen können, entscheidet die Bundes- 
regierung. 

24. Zur Wahrnehmung der Rechte und Pflichten des 
Bimdes an den Anteilen der in Aktiengesellschaften 
umgewandelten ehemaligen Postuntemehmen soll 
die Bundesanstalt für Post und Telekommunikation 
Deutsche Bundespost (auch „Holding" genannt) als 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet 
werden. Sie untersteht der Aufsicht des BMPT imd soll 
insbesondere die Aktionärsrechte des Bundes an den 
Aktiengesellschaften wahmehmen, die Einführung 
der Aktiengesellschaften am Kapitalmarkt vorneh- 
men — die Übertragung dieser Aufgabe an Dritte ist 
möglich — , über die Verwendung von Dividenden 
entscheiden und Manteltarifverträge abschließen. 
Der Bundesanstalt soll das Recht verliehen werden, 
Beamte zu beschäftigen. 

Mit einem Gesetz zum Personalrecht der Beschäftig- 
ten der früheren Deutschen Bundespost werden die 
Aktiengesellschaften mit der Dienstherreneigen- 
schaft gegenüber den bei ihnen beschäftigten Beam- 
ten belieben. Die „AG-Beamten" stehen im Dienste 
des Bundes. Eine Flexibilisieiung der Zulagen- imd 
Laufbahngestaltung soll im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern möglich sein. Bei der 
betrieblichen Interessenvertretung findet auch für die 
Beamten das Betriebsverfassungsgesetz Anwen- 
dimg. 

25. Mit dem Argument, die für die Grundgesetzän- 
denmg notwendige Beteüigung der Opposition zu 
sichern, hat die Bundesregierung bei der Konzeption 
der Postreform II von vomeherein auf weitergehende 
Deregulierungsvorschläge verzichtet. Dieser Verzicht 
fiel um so leichter, da man auch in Regierungskreisen 


davon ausgeht, daß die Finanzierungssituation der 
DBP Telekom weniger durch Privatisierungserlöse, 
sondern vor allem durch die weitere Sicherung der 
Monopolrenditen zu verbessern ist. Nationale Allein- 
gänge bei der Marktöffnung innerhalb der Europäi- 
schen Union würden dieses Ziel gefährden. Im Mono- 
pol des Bundes verbleiben weiterhin das Telefon- 
dienst-, das Netz- und das Funkfrequenzmonopol, 
außerhalb der Telekommunikation vor allem das 
Brief dienstmonopol. Die Aufhebung des Telefon- 
dienstmonopols wird zum 1. Januar 1998 durch eine 
entsprechende Entscheidimg der EU-Kommission 
erzwungen. Konkrete Termine für die Wettbewerbs- 
öffnung der übrigen Monopolbereiche, insbesondere 
des Netzmonopols der Telekom AG und des Brief- 
dienstmonopols der Postdienst AG, stehen noch aus. 
Das Netzmonopol wird allerdings frühestens zeit- 
gleich mit dem Telefondienstmonopol, aller Voraus- 
sicht nach jedoch erst mit einem zusätzlichen Zeitver- 
zug von zwei Jahren aufgehoben werden. 

Der Verzicht auf eine vorzeitige Wettbewerbsöffnung 
bei Telefondienst und Netzbetrieb ist politisch kurz- 
sichtig. Betroffen sind zuallererst die gewerblichen 
und privaten Nutzer, die weiterhin auf einen raschen 
und bedarfsgerechten Ausbau der Telekommuiüka- 
tionsinfrastruktur verzichten müssen. Zwar verfügt 
die Bundesrepublik Deutschland unstreitig über ein 
gut funktionierendes und modernes Kommuiüka- 
tionssystem. Im Bereich der Dienstevielfalt, den Zeit- 
räumen für eine Auftragsausfühnmg z. B. bei Anträ- 
gen auf Telefon- oder Datenanschlüssen und den 
Kosten der Versorgung — um nur die wichtigsten 
Bereiche zu nennen — gibt es allerdings erheblichen 
Verbessenmgsbedarf. Wettbewerb erhöht nicht nur 
die Vielfalt und Qualität der angebotenen Leistungen, 
sondern schützt die Verbraucher auch vor monopoli- 
stischer Ausbeutung durch ein überhöhtes Kostenni- 
veau. Der Telekommunikationsinfrastruktur kommt 
sowohl als Standort- als auch als Wirtschaftsfaktor 
eine herausgehobene Bedeutung zu. Bereits in weni- 
gen Jahren wird die Telekommunikation in der volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung die Automobüindustrie 
erreichen. Nur im Wettbewerb können diese Wachs- 
tumspotentiale ausgeschöpft werden. Die Verschie- 
bung der Wettbewerbsöffnung bedeutet damit 
zumindest kurzfristig den Verzicht auf neue Arbeits- 
plätze. 

26. Von der Aufrechterhalhmg der Monopole profi- 
tiert auch die Telekom AG nur scheinbar. Zwar 
verfügt sie weiterhin über geschützte Einnahmeberei- 
che. Die angestrebte Umgestaltung zu einem schlag- 
kräftigen, dem internationalen Wettbewerb gewach- 
senen Unternehmen wird jedoch behindert. Solange 
das Unternehmen einerseits über geschützte Mono- 
polbereiche verfügt und andererseits auf internatio- 
nalen Märkten und partiell auch im Inland dem 
Wettbewerb ausgesetzt ist, wird es zu Umverteilun- 
gen zwischen den Diensten kommen. Es ist zu erwar- 
ten, daß mit den Monopolrenditen nicht nur die 
Infrastrukturaufgaben, sondern zusätzlich die im 
Wettbewerb zu erbringenden Leistungen subventio- 
niert werden. Die dem Wettbewerb inhärenten Ratio- 
nalisierungserfordemisse werden insoweit abge- 
schwächt. 
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27 . Die mit der Postreform II angestrebte Privatisie- 
rung ist eine notwendige, wenn auch nicht hinrei- 
chende Bedingung für die Verbesserung der Effizienz 
und Leistungsfähigkeit der Postuntemehmen. Sie ist 
unverzichtbar und wird von allen Beteiligten gewollt. 
Umstritten und Gegenstand politischer Kompromisse 
sind allerdings die konkreten Bedingungen der Priva- 
tisierung. Der vorliegende Gesetzesentwurf läßt eine 
Reihe von vnchtigen Fragen offen. 

Welche untemehmenspolitischen Einflüsse kommen 
der Bundesanstalt für Post- und Telekommunikation 
Deutsche Bundespost zu? Wird es sich dabei um eine 
reine Beteiügungsholding oder um eine Management- 
holding mit mehr oder weniger weitreichendem Ein- 
fluß auf die Untemehmensentscheidungen handeln? 
Von der Beantwortung dieser Fragen hängt nicht nur 
die Umgestaltung der Postuntemehmen zu wettbe- 
werbsfähigen Marktteilnehmern, sondern auch die 
Privatisierungsfähigkeit der Aktiengesellschaften ab. 
Je stärker der unternehmerische Einfluß der Anstalt 
sein wird bzw. je größer die Unsicherheit über ihre 
tatsächlichen Funktionen ist, desto höher wird der 
Abschlag bei den Privatisierungserlösen ausfallen. 
Der vorliegende Gesetzestext sowie die für die Anstalt 
konzipierte Satzung lassen Interpretationsspielräume 
offen. Sie sollten alsbald ausgefüllt werden. 

28 . Wenig konkret ist bislang zweitens die Ausge- 
staltung der Telekom-Privatisierung. Mit dem vorlie- 
genden Reformentwurf werden zunächst lediglich die 
rechtlichen Voraussetzungen für eine Privatisierung 
geschaffen. Klar ist auch, daß die Bundesregierung an 
einen langfristig angelegten Privatisienmgsprozeß 
denkt, bei dem es zu ersten Aktienverkäufen (20 bis 
25 % der Anteile) im Jahre 1996 kommen soll. Wann 
und in welchem Umfang weitere Privatisierungs- 
schritte erfolgen sollen, ist offen. Das gilt ebenso für 
die Frage, ob überhaupt daran gedacht wird, die 
Mehrheitsbeteiligung des Bundes an den Postunter- 
nehmen aufzugeben. Wer soll „Motor" des Privatisie- 
rung sprozesses sein? Der Gesetzesentwurf sieht vor, 
daß die neue Bundesanstalt die Aktien der drei 
Unternehmen treuhänderisch für die Bundesrepublik 
Deutschland verwaltet. Damit nimmt sie eine Art 
Geschäftsbesorgimgsfunktion wahr. Diese Konstruk- 
tion unterscheidet sich wesentlich von der im Eini- 
gungsvertrag festgelegten Privatisienmgslösung für 
die ostdeutschen Unternehmen. Im Treuhandgesetz 
wurde das Eigentum an den Untemehmensbeteili- 
gungen direkt auf die Treuhandanstalt übertragen. 
Daraus erwuchs der Anstalt ein hohes Maß an Verant- 
wortung und Kompetenz für einen dynamischen Pri- 
vatisierungsprozeß. Die für die Verwaltung der 
Anteüe an den Postuntemehmen vorgesehene Lö- 
sung beläßt sämtliche Entscheidungskompetenzen 
über das Ob, Wann und Wie der Privatisierung bei 
politischen Instanzen. 

Offen ist bislang auch, unter welchen betriebswirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen die Privatisierung 
erfolgen soU. Die hohen Investitionen der Telekom in 
die Netzinfrastmktxir der neuen Länder haben die 
Eigenkapitalbasis des Unternehmens auf knapp über 
20 % gedrückt. Im internationalen Vergleich dazu 
verfügen ausländische Telekommunikationsgesell- 
schaften im Durchschnitt über einen Eigenkapitalan- 


teil von 46 %^). Die Vorstellungen der Beteüigten 
scheinen darauf hinzulaufen, daß die Finanzierungs- 
situation der Telekom durch eine Beteüigung des 
Unternehmens an den Privatisierungserlösen verbes- 
sert werden soU, Zu berücksichtigen sind jedoch auch 
Wechselwirkungen zwischen der Finanzierungssitua- 
tion eines Unternehmens und der Privatisierungsfä- 
higkeit bzw. der Höhe erzielbarer Privatisierungser- 
löse. Damit steht die Frage im Raum, ob der Bund als 
Eigentümer nicht bereits vor ersten Privatisierungs- 
schritten für eine ausreichende Eigenkapitalausstat- 
tung zu sorgen hat. 

Ein noch weit höheres Privatisierungshindernis sind 
die Pensionsverpflichtungen der Postuntemehmen. 
Insgesamt erreichen sie ein Ausmaß von etwa 
100 Mrd, DM (Postdienst = 60 Mrd. DM, Postbank = 
4 Mrd. DM, Telekom = 36 Mrd. DM). 

29 . Wenig überzeugend ist drittens die beschäfti- 
gungsrechtliche Situation der Telekom AG. Die mit 
dem sogenannten Beleihungsmodell vorgesehene 
Übernahme von Beamten in das Unternehmen behin- 
dert die Ausnutzung von Rationalisierungsmöglich- 
keiten. Es ist damit zu rechnen, daß vor allem die 
weniger dynamischen und leistungsfähigen Beschäf- 
tigten an ihrem Beamtenstatus festhalten werden. Das 
Modell ist auf einen Zeitraum von 30 Jahren konzi- 
piert und wird damit die Entwicklung der Postunter- 
nehmen zu wettbewerbsfähigen Marktteünehmem 
auf lange Sicht beeinträchtigen. 

30 . Viertens bleiben zentrale Fragen im Hinblick auf 
die Ausgestaltung des zukünftigen Regulienmgsrah- 
mens offen. Regulierer wird der Bundesminister für 
Post und Telekommunikation sein. Damit bleibt der 
grundsätzliche Konstmktionsfehler der ersten Post- 
reform, die fehlende Trennung von Eigentümer- und 
Regulierungsfunktion, im Kern bestehen. Die Über- 
nahme der Eigentümerfunktion durch den Finanzmi- 
nister ersetzt nicht die Bildung einer unabhängigen 
Regulierungsinstanz. Die Einrichtung des geplanten 
Regulierungsrates wird zu einer zusätzlichen Politisie- 
rung von Regulierungsentscheidungen beitragen. 
Wesentliche Bestandteile der Regulierung werden die 
Leistungen und Preise in den Monopolbereichen, 
Fragen des gegenseitigen Netzzugangs, die Zusam- 
menschaltung von Netzen, die Abgrenzung von Cor- 
porate Networks sowie die Ausfüllung des Infrastruk- 
turauftrages sein. Die Entwicklung von Multimedia- 
märkten, die das Ergebnis des Zusammenwachsens 
des Telekommunikations- und Mediensektors sind, 
werden zu völlig neuen Markt- imd Wettbewerbs- 
strukturen führen. Damit diese überhaupt entstehen 
können und ordnungspolitische Fehlentwicklungen 
im übrigen vermieden werden, steht der Ordnungs- 
rahmen nicht nur für die Telekommunikation, son- 
dern auch für den Medienbereich auf dem Prüf- 
stand. 

31 . Ein vorweggenommenes wettbewerbspoliti- 
sches Urteil über die geplante Postreform II muß 
zusammenfassend lauten: Sie kommt sehr spät, hof- 
fentlich nicht zu spät. Sie ist bezogen auf die Erforder- 


Die Eigenkapitalanteile wichtiger internationaler Wettbe- 
werber lagen im Jahr 1992 bei 57,5 % (British Telecom), 
45,2 % (France T^l^com), 33,1 % (AT & T). 
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nisse der Telekommunikation wiederum zu kurz 
gegriffen und bezogen auf die Regelungsinhalte lük- 
kenhaft und zu stark kompromißgeprägt. Wieder 
einmal zeigt sich die außerordentlich geringe Anpas- 
sungsflexibilität des institutioneilen Rahmens. Trotz 
einer hoch auf gehängten Diskussion um den Standort 
Deutschland verhindern Partikularinteressen und 
politische Opportunitäten im Wahljahr entschlossenes 
Handeln. Allen ordnungspolitischen Bekenntnissen 
und wirtschaftlichen Notwendigkeiten zum Trotz wird 
die seit Jahren angemahnte Wettbewerbsöffnung der 
zentralen Monopolbereiche im Femmeldewesen auf 
das Ende des Jahrzehnts verschoben. 

Zeit für substantielle Verbesserungen des Reformwer- 
kes bleibt nicht mehr, wenn zumindest die Grundge- 
setzänderung für den Begiim einer Privatisierung 
noch in der laufenden Legislaturperiode erreicht wer- 
den soll. Die dringlichsten Aufgaben der Bundesre- 
gienmg nach der Bundestagswahl im Oktober 1994 im 
Bereich des Post- und Femmeldewesens werden 
neben der Umsetzung der Postreform II der möglichst 
umgehende Einstieg in die notwendige Postreform III 
sein. 


C. Wettbewerbsprobleme umweltpolitischer 
Regulierungen — Das Beispiel der 
Verpackungsverordnung 

32 . Wachsende Abfallmengen, knappe Deponieka- 
pazitäten, Widerstand gegen die Errichtung neuer 
Müllverbrennungsanlagen und Berichte über Müllex- 
porte kennzeichnen die Diskussion um die Sicheiung 
der Abfallentsorgung. 

Von den ca. 32 Mio. Tonnen Hausmüll und hausmüll- 
ähnlicher GewerbeabfäUe, die jährlich in der Bundes- 
republik Deutschland anfallen, sind Verpackungsab- 
fälle die wichtigste Abfallart, da sie gemessen am 
Volumen 50 % bzw. nach Gewicht ca. 30 % ausma- 
chen 7). 

Nach dem Gesetz über die Vermeidung und Entsor- 
gung von Abfällen (Abfallgesetz — AbfallG) vom 
27. August 19868) stellt die Entsorgung von Abfäl- 
len grundsätzlich eine hoheitliche Aufgabe dar 
(§ 3 Abs. 2 AbfallG). Für die entsorgungspflichtigen 
Körperschaften besteht allerdings die Möglichkeit, 
Abfälle, die nicht nut den in Haushalten anfallenden 
Abfällen entsorgt werden können, von der Entsor- 
gungspfhcht auszunehmen (§ 3 Abs. 3 AbfallG). In 
diesen Fällen bleiben die Besitzer von Abfällen ent- 
sorgungspflichtig (§ 3 Abs. 4 AbfallG). 

Mit der Verordnung über die Vermeidung von Ver- 
packungsabfällen (Verpackungs Verordnung — Ver- 
packV) vom 12. Juni 1991 8) schuf der Gesetzgeber die 
Möglichkeit, Entsorgungsaltemativen zur Deponie- 
rung oder Verbrennung für Teile des Hausmülls zu 
entwickeln. Das Konzept einer dualen Abfallwirt- 


Vgl. R. Henselder-Ludwig (Bearb.), Verpackungsverordnung 
— VerpackV Köln 1992, S. 23. 

8) Gesetz über die Vermeidung imd Entsorgimg von Abfällen 
vom 27. August 1986, BGBl. I S. 1410. 

8) Verordmmg über die Vermeidimg von Verpackimgsabfällen 
vom 12. Juni 1991, BGBl. I S. 1234. 


Schaft bzw. der Verpackungsverordnung basiert auf 
der Überlegung, daß Wertstoffe Wirtschaftsgüter sind 
und als solche in den Zuständigkeitsbereich der 
Privatwirtschaft fallen, wo sie verwertet werden sol- 
len. Die Entsorgimgspflicht für den verbleibenden 
Restmüll obliegt weiterhin den Kommunen. 

ln nur 18 Monaten sollte die „Duales System Deutsch- 
land Gesellschaft für Abfallvermeidung und Sekun- 
därrohstoffgewinnung mbH" (DSD) ein System 
errichten, das den Anforderungen der Verpackungs- 
verordnung genügt. Seit Inkrafttreten der Verord- 
nung reißt die Diskussion um das duale System der 
Abfallwirtschaft und seine ökologische imd ökononü- 
sche Zweckmäßigkeit nicht ab. 

33. Die Verordnung zur Vermeidung von Verpak- 
kungsabfällen basiert auf § 14 AbfallG. Darin wird die 
Bundesregierung ermächtigt, „zur Vermeidung oder 
Verringerung schädlicher Stoffe in Abfällen oder zu 
ihrer umweltverträglichen Entsorgung" (§14 Abs. 1 
Satz 1 AbfallG) Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Auf dieser Grimdlage erlassene Verordnungen kön- 
nen Rücknahme-, Pfanderhebungs- und Kennzeich- 
nungspflichten sowie die Verpflichtung zur getrenn- 
ten Entsorgung bestimmter Erzeugnisse beinhalten 
(§ 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, § 14 Abs. 2 Nr. 1, 3, 4 AbfallG). 
Ferner können bestimmte Erzeugnisse ganz verboten 
werden (§ 14 Abs. 1 Nr. 4 AbfallG), bzw. es kann 
bestimmt werden, daß Erzeugnisse, insbesondere 
Verpackungen und Behältnisse, nur in Verkehr 
gebracht werden dürfen, wenn sie die mehrfache 
Verwendung oder Verwertung erleichtern (§ 14 
Abs. 2 Nr. 2 AbfallG). 

34 . Die um weltpolitische Zielsetzung der Verpak- 
kungsverordnung ist die Vermeidung bzw. die stoffli- 
che Verwertung von Verpackungsabfällen. Die Ver- 
ordnung unterscheidet zwischen Transport-, Um- 
sowie Verkauf sverpackimgen und verpflichtet Her- 
steller und/oder Vertreiber von Verpackungen zur 
Rücknahme und Verwertung von gebrauchten Ver- 
packungen (§§ 1 bis 6 VerpackV). Zur Erfüllung der 
Verpflichtungen aus der Verpackungsverordnung 
können sich Hersteller und Vertreiber von Verpak- 
kungen auch Dritter bedienen (§11 VerpackV). Eine 
thermische Verwertung von Verpackungsabfällen 
schließt die Verpackungsverordnung gnmdsätzlich 
aus. 

Die Rücknahmeverpflichtimg für Verkauf sverpak- 
kungen entfällt für „solche Hersteller und Vertreiber, 
die sich an einem System beteiligen, das flächendek- 
kend . . . eine regelmäßige Abholung gebrauchter 
Verkaufsverpackungen beim Endverbraucher oder in 
der Nähe des Endverbrauchers in ausreichender 
Weise gewährleistet" (§ 6 Abs. 3 Satz 1 VerpackV). 
Das zu errichtende System ist auf die vorhandenen 
Verwertungs- und Sammelsysteme der entsorgimgs- 
pflichtigen Körperschaften abzustimmen (§ 6 Abs. 3 
Satz 2 VerpackV); die Belange der entsorgimgspfhch- 
tigen Körperschaften sind besonders zu berücksichti- 
gen. Den Kommunen muß gegen Zahlung eines 
angemessenen Entgeltes die Mitbenutzung der Ein- 
richtungen gestattet werden (§ 6 Abs. 3 Satz 4, 5 Ver- 
packV). Daß ein flächendeckendes Sammel- und 
Sortiersystem besteht, wird durch die zuständigen 
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Behörden durch Allgemeinverfügung festgestellt und 
öffentlich bekannt gemacht (§ 6 Abs. 3 Satz 6 
VerpackV). 

Die Preis tellimg nach § 6 Abs. 3 darf nur erfolgen, 
wenn die im Anhang der Verordnung vorgegebenen 
Erfassungs-, Sortier- imd Verwertungsquoten erreicht 
werden. 


Quantitative Anforderungen an Erfassungssysteme 


Material 

1. Januar 1993 

1. Januar 1995 

Glas 

60% 

80% 

Weißblech 

40% 

80% 

Aluminium 

30% 

80% 

Pappe, Karton 

30% 

80% 

Papier 

30% 

80% 

Kunststoff 

30% 

80% 

Verbünde 

20% 

80% 


Quelle: Anhang zu § 6 Abs. 3 VerpackV 


Quantitative Anforderungen an Sortieranlagen 


Material 

1. Januar 1993 

1. Januar 1995 

Glas 

70% 

90% 

Weißblech 

65% 

90% 

Aluminium 

60% 

90% 

Pappe, Karton 

60% 

80% 

Papier 

60% 

80% 

Kunststoff 

30% 

80% 

Verbünde 

30% 

80% 


Quelle: Anhang zu § 6 Abs. 3 VerpackV 


35 . Um den Verpflichtungen aus der Verpackungs- 
verordnung nachzukommen, gründeten Unterneh- 
men der abpackenden Industrie, der Verpackimgsin- 
dustrie, der Vormateriallieferanten imd des Handels 
die DSD. Die Funktionsfähigkeit des Dualen Systems 
hängt von der vollständigen Erfassimg gebrauchter 
Verpackungen sowie den Abnahme- imd Verwer- 
tungsgarantien ab. 

Zur Erfassung gebrauchter Verkauf sverpackungen 
errichtet die DSD ein flächendeckendes Sammelsy- 
stem. Dazu schließt sie Verträge mit Entsorgungsun- 
temehmen ab, die das Sammeln und Sortieren der 
Verkaufsverpackimgen gewährleisten. Die neu zu 
errichtenden Sammel- und Sortiersysteme sind mit 
den schon vorhandenen kommunalen Systemen 
abzustimmen. 

Die Abnahme gebrauchter Verkaufsverpackimgen an 
den Endpunkten des Dualen Systems sowie deren 
Verwertung werden von Verwertungsgesellschaften, 
die von den Verpackungsherstellem und Vormate- 
rialheferanten zu diesem Zweck gegründet wurden, 
garantiert. Beim Weißblechrecycling sind drei Einzel- 
firmen die Garantiegeber. Neben den Papierherstel- 


lem stehen die Interseroh AG und ein Zusammen- 
schluß mittelständischer Unternehmen für den Altpa- 
pierbereich zur Verfügung. Die DSD selbst übernimmt 
mit Entsorgungsuntemehmen sowie der Interseroh 
AG die Garantie für das Kunststoffrecycling lO). 

Die Finanzierung des gesamten Systems erfolgt durch 
die Lizenzeiimahmen aus der Vergabe des Kennzei- 
chens „Der Grüne Punkt". Die Kennzeichnung wird 
auf Antrag vergeben und wird für alle Verpackungen 
erteilt, für die Verwertungsgarantien vorhegen. 

36 . In der Bundesrepublik Deutschland fallen jähr- 
hch ca. 230 Mio. Tonnen Abfall an, von denen ca. 
32 Mio. Tonnen Hausmüll und hausmüllähnhche 
Gewerbeabfälle sind. Der überwiegende Anteil (75 %) 
des Müllaufkommens wird deponiert. Nur 15% des 
Aufkommens werden recycelt, je 5% werden ther- 
misch verwertet bzw. kompostiert oder chemisch- 
physikahsch entsorgt 

Im Entsorgungsmarkt sind ca. 1 000 kleine und mittel- 
ständische Unternehmen tätig, die häufig im Rahmen 
der Drittbeauftragung für die Kommunen die Müllab- 
fuhr übernehmen. Die Entsorgung selbst wird über- 
wiegend in kommunalen Anlagen vorgenommen. 
Waren lange Zeit die Deponierung bzw. die thermi- 
sche Verwertung des Hausmülls die bevorzugte Art 
der Abfallbehandlung, so erlangte mit dem Abfallge- 
setz die Verwertung von Reststoffen zunehmende 
Bedeutung. Damit wandelten sich auch die Aufgaben 
der Entsorgungsuntemehmen. Neben Scunmel- und 
Transportleistungen werden zunehmend Anforde- 
rungen an die Sortierung und Aufbereitung des Müll- 
aufkommens gestellt. Die schon existierenden Ge- 
setze sowie die weiteren Verordnungsvorhaben 
machen Investitionen in Milhardenhöhe erforderhch, 
was zu einer Veränderung der bisherigen Marktstnik- 
turen führen wird^^j 

37 . Erste Anzeichen dafür, daß die Marktstrukturen 
bereits einer enormen Veränderung unterhegen, 
macht der jüngste Tätigkeitsbericht des Bundeskar- 
tellamtes deutlich. „Die Märkte für Dienstleistungen 
im Entsorgungsbereich sind durch ein starkes Wachs- 
tum bei fortschreitender Konzentration gekennzeich- 
net. . . . Branchenfremde Großunternehmen, insbe- 
sondere aus der Energiewirtschaft, dem Hoch- und 
Tiefbau und der Baustoffindustrie diversifizieren in 
den bislang mittelständisch strukturierten Entsor- 
gungsbereich. Höhere gesetzhche Anforderungen an 
die Entsorgungstechnik und der fortgesetzte Anstieg 
der Kapitalintensität durch den Einsatz von Sortier- 
und Aufbereitungsanlagen überfordem zunehmend 
die Organisations-, Planungs- und Finanzienmgs- 
möghchkeiten vieler kleiner und mittelständischer 

Anbieter 13) « 


10) Vgl. Tz. 42. 

1 1) Vgl. A. Odefey/F. Schulze, Entsorgungswirtschaft, in: M & A 
Review, 6/93, S. 275. 

12) Vgl. Konzentrationsprobleme in der Entsorgimgswirtschaft, 
Bericht des Arbeitskreises Umweltschutz und des Arbeits- 
kreises Kartellrecht der Wirtschaftsministerkonferenz, 1993, 
S. 20f. 

13) Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1991/1992 sowie über die Lage und Entwicklung 
auf seinem Aufgabengebiet, BT-Drucksache 12/5200 vom 
24. Juni 1993, S. 19. 
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Die Zahl der Zusammenschlüsse im Bereich der Ent- 
sorgimgswirtschaft wird für die Jahre 1991/1992 mit 
ca. 140 Fällen angegeben. Allein die RWE AG war 
sowohl über ihre Tochterunternehmen RWE Entsor- 
gimg AG imd die R+T Umwelt GmbH als auch 
mittelbar über die Trienekens Entsorgimg GmbH imd 
die R+T Entsorgimg GmbH an über 50 Zusammen- 
schlüssen beteiligt. An je 14 Zusammenschlüssen 
wciren die VEBA AG \md die Werhahn-Gruppe betei- 
ligt ^4). Auch 1993 waren es ca. 100 Zusammenschluß- 
fälle im Entsorgimgsbereich, ein denen häufig Strom- 
versorgungsimtemehmen beteiligt waren 

38 . Nach Angaben des Bimdesverbandes der Ent- 
sorgungswirtschaft (BDE) realisierten die privaten 
Entsorgimgsimtemehmen 1993 einen Umsatz von 27 
bis 30 Mrd. DM, die öffentlichen Unternehmen 17 bis 
20 Mrd. DM. Im Rahmen des Dualen Systems setzten 
die privaten Entsorger lediglich 2,4 Mrd. DM um. Der 
Hauptanteil des Geschäfts liegt immer noch im 
Bereich der klassischen Abfuhrtätigkeit. Bislang hat 
die Branche 7 Mrd. DM für den Aufbau des Dualen 
Systems (Aufbereitimgs- und Sortieranlagen) inve- 
stiert. Weitere 5 Mrd. DM werden bis 1996 fol- 
gen ^6). 

39 . Seit Inkrafttreten der Verpackungsverordnrmg 
\md der Gründimg der DSD gab es immer wieder 
Anlaß, das Duale System einer kartellrechtliche Prü- 
fung zu imterziehen. Im Vordergrund stcinden dabei 
die Anwendung der Vorschriften zum Kartellverbot. 
Die Fusionskontrolle fand lediglich Anwendung bei 
der Gründimg von Gemeinschaftsimtemehmeni^). 

40 . Bei einer ersten Beurteilimg der DSD durch das 
Bimdeskartellamt richteten sich die Bedenken des 
Amtes in erster Linie gegen die Selbstverpflichtung 
des Handels. 

Ein wesentliches Element der Funktionsfähigkeit der 
DSD ist eine möglichst vollständige Erfassimg aller 
mit dem Grünen Pimkt versehenen Verkaufs verpak- 
kungen. Der Gesellschaftsvertrag der DSD sah 
ursprünglich eine Selbstverpflichtung des Heindels 
vor, die darauf zielte, nur noch gekermzeichnete 
Verkaufsverpackimgen in das Sortiment aufzimeh- 
men. Eine derartige Bestimmimg hätte nach Auffas- 
simg des Bimdeskartellamts gegen § 1 GWB imd 
Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag verstoßen. Angesichts 
der geäußerten Bedenken verzichteten die Unterneh- 
men auf eine derartige Selbstverpflichtung im Gesell- 
schaftsvertrag, 

Unabhängig davon, ob eine solche Verpflichtimg 
explizit verankert wird, besteht auf seiten des Heindels 
ein großes Interesse, nur noch Verkaufsverpackungen 
mit dem Grünen Punkt zu listen, da ansonsten die 
Rücknahmepflicht in der Verkaufsstelle einsetzt. Die- 
ser Druck führt zu einer faktischen Bindrmg des 


14) TB BKartA 1991/1992, a. a. O., S. 19. 

15) Vgl. K. Schwenn, Das Bundeskartellamt will sich neuen 
Monopolen widersetzten, in: Frankfurter Allgemeine Zei- 
timg vom 27. Dezember 1993. 

15) Vgl. o. V., Der Entsorgungsmarkt im Zeichen der Kreislauf- 
wirtschaft, in: Handelsblatt vom 19. Mai 1994; o. V., Den 
Entsorgem geht finanziell die Puste aus, in: Handelsblatt 
vom 6. Juni 1994. 

17) Vgl. Tz. 48. 


Handels, die im Ergebnis ebenso zu einer horizontalen 
Wettbewerbsbeschränkung führt wie eine Selbstver- 
pflichtimg. 

Das Bimdeskartellamt sah in seiner ersten Bewertimg 
die Voraussetzungen des § 1 GWB als erfüllt em. Es 
ergriff allerdings keine kartellrechtlichen Maßnah- 
men, um die Verpackungsverordnung nicht vorzeitig 
scheitern zu lassen. Das Amt ging davon aus, daß die 
DSD den Zielen der Verpackungsverordnung ver- 
pflichtet ist und den Freiraum ausfüllt, den die Ver- 
packungsverordnung in § 6 Abs. 3 VerpackV eröff- 
net. Das Amt kam aufgrund seiner Überprüfung zu 
dem Ergebnis, daß das Duale System nicht in diskri- 
minierender Weise gehandhabt wird und den zwi- 
schenstaatlichen Handel, insbesondere Importe und 
Reimporte, nicht spürbar behindert. Unter dieser Vor- 
aussetzung hat das Kartellamt im Rahmen pflichtge- 
mäßen Ermessens die DSD toleriert. Für den Fall, daß 
eine diskriminierungsfreie Hemdhabung des Systems 
nicht gewährleistet werden könne, behielt sich das 
Bimdeskartellamt eine erneute Prüfung vor. 

41 . Bei der Übernahme materialspezifischer Ab- 
nahme- und Verwertungsgarantien liegt die Vermu- 
tung nahe, daß es zu Vereinbarungen über wettbe- 
werbsrelevante Parameter (Preise, Mengen etc.) 
kommt. Die Abnahme- imd Verwertungsgarantien 
werden von Verbänden oder von Verwertungsgesell- 
schaften abgegeben, die eigens zu diesem Zweck von 
den Verpackungsmaterialherstellem bzw. -lieferan- 
ten gegründet wurden. Ihre Aufgabe besteht in der 
Abnahme der Verpackungen cm den Endpunkten des 
Dualen Systems. 

Neun Garantiegesellschaften hat das Bundeskartell- 
amt inzwischen daraufhin überprüft, ob Quoten- oder 
Preisvereinbarungen bzw. wettbewerbsbeschrän- 
kende Marktinformationssysteme vorliegen. Wurden 
in einzelnen Branchen Wertstoff-Vermarktimgsge- 
sellschaften gegründet, so dürfen diese nicht als 
Einkaufskartelle der Abnehmer (Verpackungsher- 
steller/Vormateriallieferanten) oder als Verkaufskar- 
telle der Lieferemten (Entsorger/Wertstoffhändler) 
tätig werden. 

42 . Im Bereich des Kimststoffrecyclings hat die DSD 
gemeinsam mit Unternehmen der Entsorgungswirt- 
schaft die „DKR Gesellschaft für Kunststoff-Recycling 
GmbH" gegründet. Sie tritt an die Stelle der „VGK 
Verwertungsgesellschaft gebrauchte Kunststoffver- 
packimgen" , einer Gesellschaft der chemischen Indu- 
strie, die bis dahin die Abnahme- und Verwertungs- 
garamtie für Verkaufsverpackungen aus Kunststoff 
gegenüber der DSD abgegeben hatte. Gesellschafter 
der DKR sind zu je 25 % die DSD, die Interseroh AG 
(eine Gesellschaft der Entsorgimgsimtemehmen), 
eine Gmppe kleinerer und mittlerer Entsorgungsun- 
temehmen sowie zu insgesamt 25 % die Entsorgungs- 
töchter der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
AG und der RWE AG. 

Die DKR hat im November 1993 die Abnahme- und 
Verwertungsgaramtie für gebrauchte Verkaufsver- 
packungen aus Kunststoff gegenüber der DSD abge- 
geben. Darin verpflichtet sie sich, für die von der DSD 
bereitgestellten Verkaufsverpackungen aus Kunst- 
stoff die Verwertung einschließlich der Aufbereitung 
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von Wertstoffen zu organisieren, die Entwicklung 
kostengünstiger Verwertungstechnologien zu fördern 
und sämtliche Verkauf sverpackungen aus Kimststoff 
durch technisch und kaufmännisch zuverlässige Ver- 
werter verwerten zu lassen. 

Auf Initiative der DKR haben sich sogenannte Ver- 
bünde (Kooperationen zwischen Entsorgem imd Ver- 
wertern) gebildet, die innerhalb bestimmter Gebiete 
die roh- bzw. werkstoffliche Verwertimg überneh- 
men. Die Notwendigkeit einer engen Zusammenar- 
beit zwischen Entsorgem imd Verwertern ergibt sich 
nach Auffassung der DKR aus den imterschiedlichen 
Anforderungen an den Sortiergrad der Kimststoffver- 
packungen, der entsprechend der Recyclingmethode 
variieren muß, um eine sinnvolle Verwertung erzielen 
zu können. Die Zusammenarbeit der Verbimde sowie 
die Vereinbarungen über Mengen und bestimmte 
Qualitäten von Kimststoff- Verkauf sverpackimgen 
werden von den Beteiligten selbst gestaltet. 

43 . Das Engagement der Entsorgungswirtschaft 
wirft im Hinblick auf § 1 GWB Probleme auf. Die DKR 
verfügt über keinerlei Verwertungskapazität für 
Kunststoff -Verkaufsverpackungen, sondern sie orga- 
nisiert, vermittelt und fördert den Aufbau von derarti- 
gen Recyclingmöglichkeiten. Die an ihr beteiligten 
Entsorgungsuntemehmen verfügen über Recycling- 
kapazitäten ,und stehen auch schon teilweise als 
Verwerter in den gebildeten Verbunden zur Verfü- 
gung. Es besteht die Gefahr einer Verhaltensabstim- 
mung der Entsorgungs Wirtschaft innerhalb der DKR. 
Einigen sich die beteiligten Unternehmen erst einmal 
auf ein Verwertungsverfahren, wird der Innovations- 
wettbewerb eingeschränkt. 

Bislang duldet das Bundeskartellamt im Rahmen 
seines Auf gr eiferme ssens die DKR. Allerdings macht 
das Amt deutlich, daß diese Duldung auf maximal drei 
Jahre begrenzt ist, da eine dauerhafte Einschränkimg 
des Wettbewerbs nicht hingenommen werden kann. 

44 . Beschränkte sich die DSD zunächst auf eine 
Erfassung gebrauchter Verkauf sverpackimgen im 
haushaltsnahen Bereich, so entwickelte sie Ende 1992 
Bestrebungen, ihre Tätigkeit auf den großgewerbli- 
chen bzw. industriellen Bereich auszudehnen. Vorge- 
sehen war die Erfassimg und Entsorgung von Trans- 
port- imd Verkauf sverpackungen. Die Umsetzung 
dieses Konzeptes sollte durch eine Tochtergesell- 
schaft der DSD — DEGI Duale Entsorgung Gewerbe 
und Industrie GmbH (DEGI) — erfolgen. Geplant war, 
daß die DEGI mit Entsorgungsuntemehmen Erstat- 
tungsvereinbarungen abschließt, die sich auf eine 
vollständige Erfassung gebrauchter Verpackungen 
sowie deren vollständigen und kontrollierten Zufüh- 
rung zu einer stofflichen Verwertung beziehen. Erfaßt 
werden sollten alle mit dem Kennzeichen „Der Grüne 
Punkt + D" versehenen Verpackungen. Anfallstellen 
des Großgewerbes, der Industrie und des Handels 
sollten von diesem Konzept erfaßt werden. Das Ent- 
sorgungsuntemehmen, welches mit der Anfallstelle 
vertraglich die Entsorgung des Verpackungsaufkom- 
mens vereinbart hat, führt dieses der Verwertung im 
Sinne der Verpackungsverordnung zu. 

Die DEGI erstattet dem Entsorgungsuntemehmen 
entsprechend den erfaßten Wertstofffraktionen einen 


bestimmten Betrag pro Tonne Wertstoff. Die Finanzie- 
rung des Systems sollte analog zu derjenigen der DSD 
über Lizenzeinnahmen für die Vergabe der Kenn- 
zeichnung „Der Grüne Punkt + D" erfolgen. 

Die Wettbewerbsbeschränkungen, die aufgrund des 
Konzeptes entstehen, liegen nach Auffassung des 
Kartellamtes in der Bündelung der Nachfrage nach 
Entsorgungsdienstleistungen durch die DSD bzw. 
DEGI. Die individuellen Rücknahmeverpflichtungen, 
denen Hersteller und Vertreiber von Verpackungen 
unterliegen, werden durch die Beteiligung an der 
DSD kollektiv erfüllt. Die Nachfrage nach Entsor- 
gungsleistungen wird von den betroffenen Unterneh- 
men auf die DSD übertragen und bedeutet für diese 
gleichzeitig eine Monopolstellung. 

45 . Im Bereich gebrauchter Verkaufsverpackungen 
bei Haushalten und kleingewerblichen Anfallstellen 
liegt eine Beschränkung des Wettbewerbs nach Ent- 
sorgungsleistungen eventuell nicht vor, da in diesem 
Bereich die Abfallbeseitigimg traditionell durch die 
Kommunen oder im Rahmen der Drittbeauftragung 
stattfindet. Eine anfallstellenbezogene Erfassung von 
Wertstoffen ist in diesem Bereich mit erheblichen 
logistischen Schwierigkeiten verbunden. Bei Großge- 
werbe, Industrie und Handel gilt dies nicht. Die 
Entsorgung in diesem Bereich wird in der Regel durch 
individuelle Verträge mit Entsorgungsuntemehmen 
gewährleistet, die sich auf alle Arten von Abfällen, 
auch Verpackungen, beziehen können. 

46 . Die Wertstoff erfassimg und -Vermarktung bei 
großgewerblichen und industriellen AnfallsteUen 
zeichnet sich durch wettbewerbliche Strukturen aus. 
Eine Vielzahl meist mittelständischer Unternehmen 
ist in diesem Bereich tätig. Die Nachfrage geht direkt 
von der einzelnen Anfallstelle aus. Für die Erfassung 
und Vermarktung der Wertstoffe bildeten sich Markt- 
preise und differenzierte Angebotsleistungen her- 
aus. 

Kooperieren nun die nach der Verpackungsverord- 
nung betroffenen Unternehmen im Bereich der Ent- 
sorgung von Verpackungen bei Industrie, Handel und 
Großgewerbe, so handelt es sich um eine vertraglich 
bewirkte Beschränkung des Nachfragewettbewerbs 
nach Entsorgungsdienstleistungen. 

47 . Aus dem Finanzierungskonzept über eine 
Lizenzgebühr resultieren ebenfalls Beschränkungen 
der Handlungsfreiheit für die nach der Verpackungs- 
verordnung verpflichteten Unternehmen. Die Funk- 
tionsfähigkeit des Systems basiert auf der möglichst 
umfassenden Kennzeichnung der Verpackungen mit 
dem „Grünen Punkt + D", was dazu führt, daß die 
beteiligten Handelsunternehmen nur Verpackungen 
mit dieser Kennzeichnung beziehen werden. 

Eine Duldung des Entwurfs kam für das Kartellamt 
nicht in Betracht. Mit Beschluß vom 24. Juni 1993 
untersagte das Bundeskartellamt der DSD das 
geplante Vorhaben. Gegen die Untersagung des Kar- 
tellamtes hat die DSD zunächst Beschwerde beim 
Kammergericht eingereicht, die sie allerdings wieder 
zurückgezogen hat. Die Untersagung ist inzwischen 
rechtskräftig. 
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48 . Die Gründung von Gemeinschaftsunternehmen 
steht im Mittelpunkt der Anwendung der Vorschriften 
zur Fusionskontrolle. Besonderes Augerunerk galt 
den Gemeinschaftsunternehmen, an denen sich Kom- 
munen beteiligten. 

Die Verpackungs Verordnung schafft für Hersteller 
und Handel die Möglichkeit, sich einer individuellen 
Rücknahmeverpflichtung zu entziehen, wenn sich die 
Betroffenen an einem System beteiligen, das flächen- 
deckend die Entsorgimg gebrauchter Verkaufsver- 
packungen gewährleistet und die im Anhang der 
Verordntmg vorgeschriebenen Sammel- und Sortier- 
quoten erfüllt. Dabei geht der Gesetzgeber nicht 
davon aus, daß es nur ein einziges System sein kann, 
welches diese Anforderungen erfüllt. Mit Gründimg 
der DSD wurde die Nachfrage nach Entsorgimgslei- 
stungen für Verkaufsverpackungen monopolisiert, da 
weitere Systeme, die die Voraussetzung des 
§ 6 Abs. 3 VerpackV erfüllen, nicht geschaffen wur- 
den. 

49 - Die Vorgabe, vorhandene kommunale Erfas- 
sungssysteme zu berücksichtigen, kommt einer 
Bestandsgarantie für diese Systeme gleich. Eine der- 
artige Rücksichtnahme auf bestehende private Sam- 
melsysteme sieht die Verordnung nicht vor.- Aufgrund 
der erforderlichen Abstimmung mit vorhandenen 
kommunalen Systemen entsteht für die Gebietskör- 
perschaften ein enormer Gestaltungsspielraum, was 
im Ergebnis dazu geführt hat, daß die entsorgtmgs- 
pflichtigen Körperschaften entschieden haben, wel- 
cher Entsorger innerhalb ihrer Verwaltungsgrenzen 
tätig werden durfte. Mehrfach gründeten Konmumen 
mit privaten Entsorgem Gemeinschaftsunternehmen, 
die dann den DSD-Auftrag übernahmen. Wettbewerb 
um einzelne Erfassungsgebiete im Wege einer Aus- 
schreibung durch die DSD fand erst gar nicht statt. 
Problematisch ist dabei die Beteiligung von Energie- 
versorgungsuntemehmen. 

Zusätzlich zu der Monopolstellung der DSD als Nach- 
fragerin vonEntsorgungsleistimgen entstanden durch 
die Vergabepraxis der Entsorgimgsauf träge regionale 
Angebotsmonopole. 

Gründeten Privatuntemehmen ein Gemeinschaftstm- 
temehmen zu dem Zweck, für die DSD innerhalb 
bestimmter Gebiete die Entsorgimg zu übernehmen, 
hat das Kartellamt derartige Zusammenschlüsse 
regelmäßig nicht untersagt. Wurde dem Gemein- 
schaftsunternehmen der DSD-Auftrag zugesprochen, 
so erreichte es zwar eine regionale Monopolstellung. 
Diese entstand allerdings nicht durch die Gründung 
des Gemeinschaftsimtemehmens, sondern durch die 
Übernahme des Entsorgungsauftrages. 

50 . In den Fällen, in denen Gemeinschaftsunterneh- 
men zwischen Privatuntemehmen imd Kommunen 
gegründet wurden, gelangte das Kartellamt zu einer 
anderen Auffassung. Beteiligten sich Kommunen an 
Gemeinschaftsimtemehmen, so war dies, in den 
Augen des Kartellamts, Ausdmck für die Wahrung 
kommimaler Interessen im Gegensatz zu unterneh- 
merischen Interessen eines Privatimtemehmens. Da 
die Kommunen die erforderliche Abstimmungserklä- 
rung erteilen, besteht die Gefahr, daß Gemeinschafts- 


unternehmen mit kommunaler Beteiligung rein priva- 
ten Gemeinschaftsunternehmen vorgezogen werden. 
Der Vergabewettbewerb wird somit zumindest 
beschränkt. Die Gründung von Gemeinschaftsunter- 
nehmen zwischen Kommunen und privaten Ent- 
sorgem ist nach Auffassung des Amtes ursächlich 
für die Verstärkung marktbeherrschender Stellun- 
gen. 

Zu einer Untersagimg derartiger Zusammenschlüsse 
kam es nicht, da die Lebensdauer des Gemeinschafts- 
unternehmens auf die Dauer der Entsorgimgsaufträge 
mit der DSD begrenzt wurde und zusätzlich 
gesellschaftsrechtlich festgelegt wurde, daß keine 
Maßnahmen getroffen werden, die eine Auflösung 
der Gesellschaft nach Ablauf der Verträge verhin- 
dern. 

51 . Nach Auffassimg der Monopolkommission ist es 
grundsätzlich zu begrüßen, daß im Bereich der Abf all- 
entsorgimg Privatisierungsfortschritte zu verzeichnen 
sind, indem die Verpackungsabfälle außerhalb der 
öffentlichen Hausmüllbeseitigung entsorgt werden. 
Sie sieht jedoch in der bisherigen Praxis deutliche 
Mängel. Die Verpackungsverordnimg und das aus ihr 
hervorgegangene Duale System stellen ein Regulie- 
rungssystem dar, das horizontale und vertikale Wett- 
bewerbsbeschränkungen nach sich zieht und in dieser 
Form keine wettbewerblichen Prozesse in Gang zu 
setzen vermag. Die Monopolkommission verkennt 
nicht, daß eine völlige Neustrukturierung des Systems 
heute kaum mehr möglich ist. Allerdings sieht sie 
Möglichkeiten, im Ralunen einer Novellierung der 
Verpackungsverordnung Detailverbesserungen zu 
erreichen. 

52 . Die Anforderungen der Verpackungsverord* 
nung — die Abstimmung mit kommunalen Erfas- 
sungssystemen und die Flächendeckung — haben zu 
kartellrechtlichen imd wettbewerblichen Problemen 
geführt. Die Verpackungsverordnung sieht in § 6 
Abs. 1 eine individuelle Rücknahme- und Verwer- 
timgspflicht für Verkaufsverpackungen vor und 
knüpft damit an den Gedanken einer verursachungs- 
gerechten Kostenzuordnung an. Gleichzeitig geht der 
Gesetzgeber aber davon aus, daß eine individuelle 
Rücknahmepflicht hohe Anforderungen an Redistri- 
butionssysteme stellt und schafft daher die Möglich- 
keit, diese Verpflichtung im Rahmen eines flächen- 
deckenden kollektiven Systems zu erfüllen. Die 
DSD als Trägerorganisation dieses Systems bün- 
delt die Nachfrage nach Entsorgungsleistungen 
und erlangt damit eine unerwünschte Monopolstel- 
lung. 

53 . Der besondere Schutz für bestehende kommu- 
nale Erfassungssysteme hat letztlich dazu geführt, daß 
die Kommunen ihren Einfluß genutzt haben, um zu 
bestimmen, wer in ihrem Gebiet als Entsorger für die 
DSD in Frage kommt. Neben den eigenen Stadtwer- 
ken waren es häufig Gemeinschaftsunternehmen, 
gegründet von Kommunen und privaten Entsorgem, 
die dann den DSD-Auftrag erhielten. Auf der Ange- 
botsseite sind Gebietsmonopole entstanden, die 
innerhalb der Verwaltungsgrenzen der jeweiligen 
Kommunen cQs DSD -Entsorger tätig werden. Damit ist 
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unter ökonomischen und logistischen Gesichtspunk- 
ten nicht zwangsläufig eine optimale Gebietsauftei- 
Ixmg verbxmden. Nach Ansicht der Monopolkommis- 
sion sollte im Rahmen einer Ausschreibungskonkur- 
renz ermittelt werden, wer für welche Gebiete die 
Entsorgungsleistimgen erbringen darf. Damit würde 
es zu Wettbewerb um Entsorgungsgebiete kommen. 
Mit der Ausschreibimgspflicht sollten wesentlich kür- 
zere Vertragszeiten zwischen DSD und Entsorgungs- 
xmtemehmen verbimden werden. 

54 . Erfasstmgs- und Verwertimgsquoten sowie das 
Verbot bestimmter Verwertimgsverfahren sind mögli- 
che Quellen für allokative Ineffizienzen. Die Vorteil- 
haftigkeit einzelner Recyclingmethoden hängt von 
den gegebenen Bedingungen (Energieverbrauch, 
Verkehrs- und Umweltbelasttmg beim Sortieren tmd 
Transportieren, Wasserverbrauch, etc.) ab. Eine allge- 
mein gültige Abstufung bzw. Qualifizierung eines 
Verwertungsverfahrens ist nicht möglich. Vielmehr 
sollten verfahrenstechnische Innovationen, durch die 
ökologisch und ökonomisch effiziente Methoden der 
Ressourcenschommg entwickelt werden können, 
nicht frühzeitig durch den Gesetzgeber behindert 
oder ausgeschlossen werden. Die Monopolkommis- 
sion ist daher der Auffassimg, die Quotenvorgaben 
imd den Ausschluß der thermischen Verwertung im 
Rahmen einer Novellienmg der Verpacktmgsverord- 
mmg fallen zu lassen. 

55 . Im gegenwärtigen Verordmmgsrahmen fällt 
dem Btmdeskartellamt eher die Aufgabe zu, die 
gröbsten Formen von Wettbewerbsbeeinträchtigun- 
gen zu imterbinden. Damit kommt es zu einer Vielzahl 
von Einzelfallkorrekturen. Das Amt hat schon frühzei- 
tig auf die bestehende Gefahr der Kartellbildimg tmd 
der Monopohsierungstendenzen aufmerksam ge- 
macht und das Duale System nur toleriert, um die 
Möghchkeit zu eröffnen, ein System aufzubauen, das 
den Anforderungen der Verpacktmgsverordntmg 
gerecht wird. Die Duldung an sich wettbewerblich 
bedenklicher Konstruktionen karm aus kartellrechtli- 
cher Sicht kein Dauerzustand sein und entspricht auch 
nicht den Atifgaben des Kartellamtes. Faktisch ent- 
steht mit der Toleriertmg auch ein Ausnahmebereich, 
der im GWB nicht verankert ist. Bestrebungen, einen 
derartigen Ausnahmebereich zu schaffen, sollte ange- 
sichts intensiv geführter Deregulienmgsdebatten 
(z. B. in der Energiewirtschaft) frühzeitig eine Absage 
erteüt werden. Das Bundeskartellamt wül die der- 
zeitigen Strukturen innerhalb der Entsorgimgswirt- 
schaft nur noch befristet (zwei bis drei Jahre) tole- 
rieren. 

56 . Weitere Verordmmgsentwürfe (Altauto-, Altpa- 
pier-, Batterie- und Elektronikschrottverordnung) 
sind in Vorbereittmg. Die Erfahrungen mit dem Dua- 
len System im Bereich der Abfallentsorgimg sollten in 
diese Verordntmgen eingebracht werden. Die Mono- 
polkommission ist der Auffassimg, daß wettbewerbli- 
che Strukturen notwendig sind, um bei der Verwer- 
tung von Wertstoffen zu gesamtwirtschaftlich effizien- 
ten Ergebnissen zu kommen. Weitere Verordntmgen 
sollten daher nicht mit Eingriffen in funktionierende 
Märkte, Monopolbildung und der Behindertmg von 
Marktzutritten verbunden sein. 


D. Konzentrationsstatistische Erfassung 
von Untemehmensverbindungen 

1. Wettbewerbspolitische Bedeutung 
von Untemehmensverbindungen 

57. Die Monopolkommission hat seit ihrem Ersten 
Hauptgutachten 1973/1975 darauf hingewiesen, daß 
für die gesetzlich vorgeschriebenen Untersuchungen 
zmn Stand und zur Entwicklimg der Unternehmens - 
konzentration keine ausreichenden empirischen In- 
formationen über Untemehmensverbindimgen, ins- 
besondere die Kapitalverflechtung der Unternehmen, 
verfügbar sind. Dies wiegt um so schwerer, als das 
externe Untemehmenswachstmn an Bedeutimg ge- 
winnt und die Konzentrationsberichterstattimg der 
Kommission ausdrücklich im Kontext mit der kartell- 
rechüichen Mißbrauchsaufsicht tmd der Fusionskon- 
trolle geregelt ist (§ 24 b Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 1 GWB). 

Die Monopolkommission hat sich bemüht, diesem 
Mangel durch eigene Erhebungen zu begegnen. Sie 
führt seit ihrem Ersten Hauptgutachten 1973/1975 
eine Statistik über die nach dem Umsatz bzw. der 
Wertschöpfung jeweüs hundert größten Unterneh- 
men und Konzerne ^ö) . Seit dem Vierten Hauptgutach- 
ten 1980/1981 wird darüber hinaus ein Verzeichnis 
der nach dem Umsatz zwanzig größten Handelsimter- 
nehmen tmd der nach dem Beschaffungsvolumen der 
Zentralen fünf größten Einkaufszusammenschlüsse 
erstellt und fortgeschrieben ^®). Die Monopolkommis- 
sion hat in ihrem Siebenten Hauptgutachten die 
wettbewerbspolitische Bedeutung einer auf den rele- 
vanten Untemehmensverbindtmgen aufbauenden 
Konzentrationsberichterstattung sowie deren Erwei- 
terung über das Produzierende Gewerbe hinaus auf 
den Handel herausgearbeitet 20 ). Den besonderen 
wettbewerbspolitischen Problemen des Handels imd 
den dort dominierenden Untemehmensgruppen hatte 
die Monopolkommission bereits 1977 ein Sondergut- 
acht en2i) gewidmet. Nach den Erkenntnissen der 
Kommission war das Gewicht dominierender Unter- 
nehmensgruppen bereits zu diesem Zeitpunkt so 
groß, daß es notwendig erschien, den Stand und die 


1 ®) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1973/1975, 
a. a. O., Kapitel II; Fortschritte bei der Konzentrationserfas- 
sung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 1982, Kapi- 
tel III. 

19) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a. a. O., Tz. 368-374, Tabellen 2 imd 3; ökonomische Krite- 
rien für die Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, 
Baden-Baden 1984, Tz. 306-312, Tabellen 2 und 3; Gesamt- 
wirtschaftliche Chancen und Risiken wachsender Untemeh- 
mensgrößen, Hauptgutachten 1984/1985, Baden-Baden 
1986, Tz. 307-314, Tabellen 2 und 3; Die Wettbewerbsord- 
nung erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 
1988, Tz. 260-267, Tabellen 2 und 3; Wettbewerbspolitik vor 
neuen Herausforderungen, Hauptgutachten 1988/1989, 
Baden-Baden 1990, Tz. 370-377, Tabellen 6 und 7; Haupt- 
gutachten 1990/1991, a. a. O., Tz. 377-385, TabeUen 2 
und 3. 

20) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 70-110. 

21) Vgl. Monopolkommission, Mißbräuche der Nachfragemacht 
imd Möglichkeiten zu ihrer Kontrolle im Rahmen des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, Sondergut- 
achten 7, Baden-Baden 1977. 
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Entwicklung der Untemehmenskonzentration insbe- 
sondere im Handel imter Berücksichtigung der beste- 
henden Verflechtimgen systematisch imd branchen- 
bezogen zu erfassen. 

58. Am 9. November 1987 hat die Monopolkommis- 
sion mit dem damaligen Präsidenten der Abteilimg 
Handel imd Verkehr des Statistischen Bundesamtes 
ein Arbeitsprogramm vereinbart, um die Ergebnisse 
der Erhebimgen im Handel imter besonderer Berück- 
sichtigung von Untemehmensverflechtungen kon- 
zentrationsstatistisch aufzubereiten. Die Kommission 
hat dieses Arbeitsprogramm im Siebenten Hauptgut- 
achten 1986/1987 ausführlich dargestellt und erläu- 
tert 22 ). Vorbild der beabsichtigten Untersuchimg war 
eine Sonderaufbereitung der Handels- und Gaststät- 
tenzählungen 1979 und 1985, die das Statistische 
Bimdesamt am 12. Oktober 1987 abgeschlossen und 
der Monopolkommission zur Veröffentlichung im Sie- 
benten Hauptgutachten 1986/1987 übermittelt hatte. 
Mit Schreiben vom 7. Januar 1988 hatte das Statisti- 
sche Bimdesamt die Statistischen Landesämter über 
das Vorhaben informiert und um Unterstützung gebe- 
ten. Erste Ergebnisse zur Konzentration der Konzerne 
im Großhandel in 1988 und 1989 legte das Statistische 
Bundesamt am 14. Mai 1990 zur Veröffentlichung im 
Achten Hauptgutachten der Monopolkommission 
vor 23), Die Kommission hat zuletzt in ihrem Neunten 
Hauptgutachten 1990/1991 die Bedeutung der beab- 
sichtigten Konzentrationsberichterstattung für den 
Handel auf der Basis von Konzernen nochmals näher 
erläutert und die vereinbarte Aufbereitung des Stati- 
stischen Bundesamtes angekündigt 24). 

59 . Der Präsident des Bundeskartellamtes hat in 
einer Stellungnahme vom 29. April 1993 das Vorha- 
ben der Kommission unter besonderem Hinweis auf 
die Konzentration im Einzelhandel nachdrücklich 
unterstützt. Nach Auffassung des Bundesministeri- 
ums für Wirtschaft (Referat I B 6) vom 1. Juni 1993 ist 
das Untersuchungsvorhaben der Monopolkommis- 
sion angesichts der wettbewerbspolitischen Risiken 
der Konzentration im Handel von grundlegender 
Bedeutung. Rechtliche Hindernisse stünden der beab- 
sichtigten Untersuchung auf Konzemebene nicht ent- 
gegen. 

Die Bundesregierung hat das Vorhaben in ihren 
Stellungnahmen zu den vorangehenden Hauptgut- 
achten der Monopolkommission unterstützt 25). 

60. Mitte 1993 hat das Statistische Bundesamt von 
dem für das Zehnte Hauptgutachten 1992/1993 vor- 
gesehenen konzembezogenen Teil des Aufberei- 
timgsprogramms Abstand genommen. Als Begrün- 
dung wurde Anfang 1994 angeführt, die beabsichtigte 
Aufbereitung verstoße — ebenso wie bereits die ent- 


22) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 70-93. 

23) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, 
a. a. O., Tz. 334-341. 

24) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a. O., Tz. 341-346. 

25) Stellungnahme der Bundesregierung zum Achten Haupt- 
gutachten der Monopolkommission, BT-Drucksache 12/848 
vom 26. Juni 1991, Tz. 11; Stellungnahme der Bimdesregie- 
nmg zum Neunten Hauptgutachten der Monopolkommis- 
sion, BT-Drucksache 12/5249 vom 24. Juni 1993, Tz. 22. 


sprechenden früheren Aufbereitungen vom 12, Okto- 
ber 1987 zu den vorangehenden Handels- und Gast- 
stättenzählungen sowie vom 14, Mai 1990 zum Groß- 
handel — gegen zwingende Vorschriften des Bundes- 
statistikgesetzes (BStatG) vom 22. Januar 1987. 

Die Sach- und Rechtslage ist mit den zuständigen 
Stellen des Statistischen Bundesamtes und den Bun- 
desministerien für Wirtschaft, des Innern und der 
Justiz in mehreren Stellungnahmen und Besprechun- 
gen erörtert worden. Diese führten einschließlich 
eines ressortübergreifenden Fachgesprächs im Bun- 
desministerium für Wirtschaft am 7. Februar 1994 
bisher zu keinem konkreten Ergebnis. Weder konnte 
abschließend geklärt werden, welche rechtlichen 
Gründe den beabsichtigten statistischen Aufbereitun- 
gen entgegenstehen, noch, welche rechtlichen Vor- 
schriften hierzu geändert werden müßten. 

61 - Die Monopolkommission hat am 18. Februar 
1994 ein weiteres Sondergutachten 26 ) zu „Markt- 
struktur und Wettbewerb im Handel" vorgelegt. 
Danach vollzieht sich insbesondere im Einzelhandel 
mit Lebensmitteln ein sich auf hohem Niveau zuneh- 
mend beschleunigender Konzentrationsprozeß. Aller- 
dings liegen der Kommission keine hinreichenden 
empirischen Belege dazu vor, daß der Rückgang 
kleiner und mittelständischer sowie die Dominanz 
großer Handelsunternehmen in der Vergangenheit 
ein Nachlassen der Wettbewerbsintensität bewirkt 
hat. Dennoch werden die damit verbundenen Risiken 
in der Zukunft nicht verkannt. Sie bestehen in einer 
möglichen Ausnutzung überragender Marktstellun- 
gen durch ein sich abstimmendes Angebotsoligopol 
auf den Absatzmärkten, der Ausübung von Nachfra- 
gemacht auf den Beschaffungsmärkten und erhebli- 
chen mittelstands- und sozialpolitischen Folgeproble- 
men der Konzentration. 

62 . Die mit der zunehmenden Konzentration im 
Handel verbundenen wettbewerbspolitischen Chan- 
cen und Risiken verlangen eine sorgfältige Beobach- 
tung und Analyse der Marktstrukturen. Die Monopol- 
kommission kritisiert in diesem Zusammenhang, daß 
die infolge der Größe des Marktes und der Nähe zum 
Endverbraucher zentrale wirtschafts- und wettbe- 
werbspolitische Bedeutung des Handels im Mißver- 
hältnis zu den empirischen Möglichkeiten steht, den 
Stand und die Entwicklung der Konzentration ad- 
äquat und realitätsnah zu erfassen. Hinreichend 
sichere und genaue Erkenntnisse über die Untemeh- 
mensstrukturen auf den regional und sachlich rele- 
vanten Märkten bestehen nicht. Bereits die Bestim- 
mung elementarer Daten, wie die Anzahl der Unter- 
nehmen, das Marktvolumen und die Marktanteile der 
größten Anbieter in den Wirtschaftsbereichen des 
Handels ist mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. 
Der fortschreitende Konzentrationsprozeß im Handel 
erfordert auch zukünftig konkrete wettbewerbspoliti- 
sche Empfehlungen. Für die erforderlichen Markt- 
strukturuntersuchungen wird aber — ohne entschei- 
dende Verbesserungen — keine geeignete Datenba- 
sis zur Verfügung stehen. 

26) Vgl. Monopolkommission, Marktstruktur und Wettbewerb 
im Handel, Sonder gutacht en 23, Baden-Baden 1994. 
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63. Der Bundesniinister für Wirtschaft hat anläßlich 
der Übergabe des Sondergutachtens der Monopol- 
kommission zum Handel in einer Presseerklärung 
vom 18. Februar 1994 der Beurteilung der Situation 
zugestimmt und Handlungsbedarf bejaht. 

Angesichts dieses Konsenses bittet die Monopolkom- 
mission die Bundesregierung um konkrete Schritte, 
die erforderlichen Voraussetzungen für eine konzen- 
trationsstatistische Erfassung der Untemehmensver- 
bindungen und -gruppen, insbesondere im Bereich 
des Handels, zu schaffen. 

Zwischenzeitlich hat die Bundesregierung dem Aus- 
schuß für Wirtschaft des Deutschen Bundestages 
einen Bericht zum Stand der angestrebten Verbesse- 
rung der Konzemstatistik sowie der Überlegungen 
vor gelegt, bei der Erstellung der amtlichen Statistik 
auch auf anderweitig bereits vorhandene Daten 
zurückzugreifen . 

64, Die Monopolkommission hat sich in letzter Zeit 
in verschiedenen Stellungnahmen gegenüber dem 
Statistischen Bundesamt und den beteiligten Bundes- 
ministerien des Innern und der Justiz, insbesondere in 
ihren Vermerken vom 19. Juli 1993, 19. Oktober 1993 
und 2. April 1994, eingehend geäußert. Sie faßt die aus 
ihrer Sicht bestehenden Erkenntnisse und Vorschläge 
im folgenden zusammen. Weitere Sachverhalte, die 
speziell den Handel betreffen, werden in Kapitel II 
dieses Gutachtens behandelt. Die Kommission hat 
zunächst geprüft, ob das Erhebungs- und Aufberei- 
timgsprogramm der amtlichen Statistik ohne größere 
Aufwendungen entsprechend umgestellt werden 
kann. Strittig ist, ob diese Änderungen im Rahmen der 
gegebenen gesetzlichen Vorschriften möglich sind. 
Verfassungsrechtliche, insbesondere datenschutz- 
rechtliche Bedenken gegen eine Änderung der 
Rechtslage werden aber bislang von keiner Seite 
erhoben. 


2. Konzeptionelle Verbesserungen 
bei der Erhebung und Aufbereitung 
von Angaben der amtlichen Statistik 

65. Die Diskussion über konzeptionelle Möglichkei- 
ten, die Handelsstatistik insbesondere durch die Ein- 
beziehung von Untemehmensverbindungen fortzu- 
entwickeln, berührt das grimdsätzliche Konzept der 
Erhebung und Aufbereitung von Ergebnissen der 
amtlichen Statistik. Aus der Sicht der Monopolkom- 
mission sollte es für eine bessere Erfassung der 
Untemehmensgrößenstrukturen möglich sein, die 
amtlichen Angaben im Rahmen eines abgestuften 
Systems von 

— Sonderaufbereitungen, 

— Befragungen und Zählungen sowie 

— Entnahmen aus allgemein zugänglichen Quellen 
zu erheben und aufzubereiten. 

66 . Sonderaufbereitungen sollten dazu dienen, die 
der amtlichen Statistik verfügbaren Angaben für 
bestimmte aktuelle Fragestellungen aufzubereiten, 
soweit sie in den amtlichen Aufbereitungs- und Ver- 


öffentlichungsprogrammen lücht berücksichtigt sind. 
Die für allgemeine Zwecke aufbereiteten Ergebnisse 
der Statistik stützen sich grundsätzüch auf Angaben, 
die durch Befragungen erhoben werden, Einzelanga- 
ben von hohem Informationsgehalt, z. B. zur Kapital- 
beteiligung von Unternehmen oder ihrer Mitglied- 
schaft in Einkaufskooperationen, können in erhebli- 
chem Umfang allgemein zugänglichen öffentlichen 
oder privaten Quellen entnommen werden. Diese 
Quellen werden von der amtlichen Statistik grund- 
sätzlich rücht genutzt. Dies sollte geschehen, wenn ein 
allgemeines Interesse an einer aussagekräftigeren 
amtlichen Statistik besteht, zusätzliche Befragungen 
der Wirtschaft vermieden und die mit öffentlichen 
Mitteln eingerichteten Register besser genutzt wer- 
den sollten sowie grundrechtliche Bedenken nicht 
erkennbar sind, 

67. Nach Auffassung der Monopolkommission und 
des Bundesministeriums für Wirtschaft (Referat I B 6) 
sind für die im vorliegenden Zusammenhang vorge- 
schlagene Nutzung allgemein zugänglicher Quellen, 
insbesondere des Handelsregisters, und deren Ver- 
knüpfung mit den Ergebnissen der amtlichen Statistik 
keine Änderungen gesetzlicher Vorschriften zwin- 
gend erforderlich. Das Statistische Bundesamt sowie 
die Bundesministerien des Innern und der Justiz 
haben dem widersprochen. Unbeschadet der Frage 
jedoch, ob gesetzliche Änderungen zwingend erfor- 
derlich sind, wäre eine Klarstellung der Rechtslage 
wünschenswert. Diese ist auf dem Gebiet der amtli- 
chen Statistik gerade in Hinblick auf die statistische 
Geheimhaltung und den Datenschutz von Bedeutung. 
Während Erhebungen und Zählungen als Form der 
staatlichen Eingriffsverwaltung einer hinreichend 
bestimmten gesetzlichen Gnmdlage bedürfen, ist die 
Rechtslage in bezug auf den erlaubten Rahmen von 
Sonderaufbereitungen, die Entnahmen von Daten aus 
Quellen außerhalb der amtlichen Statistik und deren 
Verknüpfung mit amtlichen Ergebnissen unklar. Im 
vorliegenden Zusammenhang erscheinen folgende 
Klarstellungen wünschenswert. 

68. Sonderaufbereitungen: Zur Durchführung von 
Sonderaufbereitungen sollten neben den Erhebungs- 
merkmalen auch die Hilfsmerkmale, insbesondere die 
Namen der Unternehmen, gnmdsätzlich genutzt wer- 
den dürfen. Die Klarstellung entspräche der speziel- 
len Regelung für personenbezogene Daten in § 10 
Abs. 2 BStatG bezüglich des Namens der Gemeinde 
und Teilen der Adresse: 

Das Statistische Bundesamt und die Statistischen 
Landesämter dürfen bei Sonderaufbereitungen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 lit. b BStatG zu Zwecken der 
Monopolkommission nach § 24 b Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 3 Satz 1 GWB die Hilfs- und Erhebungsmerk- 
male von Erhebungen und Zählungen für Wirt- 
schaftsstatistiken nutzen, wenn hierdurch zusätz- 
liche statistische Erhebungen vermieden werden. 

Der aus dem informationellen Selbstbestimmungs- 
recht für natürliche Personen abgeleitete Grundsatz, 
Hilfsmerkmale nicht zugleich als Erhebungsmerk- 
male zu behandeln, führt in der Unternehmensstati- 
stik zu unangemessenen Beschränkungen und 
Kosten, denen keine erkennbaren datenschutzrechtli- 
chen Vorteile entsprechen. 
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69 . Nutzung externer Datenquellen: Analog zu § 5 
Abs. 5 Satz 1 und 2 BStatG sollte für die Nutzung von 
Datenquellen außerhalb der amtlichen Statistik 
grundsätzlich folgende Regelung gelten: 

Das Statistische Bundesamt und die Statistischen 
Ämter der Länder dürfen zur Erstellung von Stati- 
stiken, die durch Rechtsvorschrift angeordnet wor- 
den sind, von ihnen geprüfte Angaben zu den dort 
bestimmten Erhebungsmerkmalen allgemein zu- 
gänglichen Quellen entnehmen, wenn hierdurch 
eine Erhebung durch Befragung vermieden werden 
kann. Das gleiche güt für öffentliche Register, 
soweit den in Satz 1 genannten Ämtern in einer 
Rechtsvorschrift ein besonderer Zugang zu diesen 
Registern für statistische Zwecke erlaubt ist. 

70 . Die gegenwärtige und zukünftige Entwicklung 
auf dem Gebiet des Wirtschafts- und Statistikrechts 
wird zunehmend dxirch Vorgaben des europäischen 
Gemeinschaftsrechts bestimmt. Eine Änderung ge- 
setzlicher Vorschriften zur Handelsstatistik könnte 
daher im Zusammenhang mit der anstehenden Novel- 
lierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, des Handelsstatistikgesetzes (HdlStatG) und 
weiterer Rechtsvorschriften erfolgen, die der Anwen- 
dung exiropäischer Vorschriften zur Fusionskontrolle, 
zum Aufbau von Untemehmensregistem imd weiterer 
Bundesstatistiken dienen. Der legislatorische Prozeß 
ist derzeit nicht konkret vorhersehbar und wird wegen 
verschiedener ungeklärter Sach- und Rechtsfragen 
noch mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Dieser 
Zeitraum ist angesichts des notwendigen und überfäl- 
ligen Informationsbedarfs zur wirtschaftlichen Kon- 
zentration im Handel zu lang. Die speziell hierzu 
erforderlichen Rechtsvorschriften sollten daher vor- 
rangig geschaffen werden. 


3. Nutzung administrativer und gerichtlicher 
Register sowie sonstiger Datenquellen 

71 . Die konzeptionellen Vorschläge der Monopol- 
kommission zielen im vorliegenden Zusammenhang 
auf eine Verbesserung der Erhebimgs- und Aufberei- 
tungsmethoden der amtlichen Statistik in Hinblick auf 
eine Berücksichtigung von Untemehmensverbindim- 
gen ab. Die Zweckmäßigkeit dieser Vorschläge wird 
von keiner Seite bestritten. Strittig ist, ob ihre Reali- 
sierung zwingend eine Novellierung gesetzlicher 
Vorschriften erfordert. Das Statistische Bundesamt 
sowie die Bundesministerien des Innern (Referat II 3, 
Statistik) und der Justiz (Referat IV A 5, Datenschutz- 
recht, Recht der Statistik) halten dies für notwendig. 
Im Bundesministerium für Wirtschaft sind die Auffas- 
sungen in rechtlicher und sachlicher Hinsicht geteilt. 
Konkrete Vorschläge de lege ferenda liegen nicht 
vor. 

72 . Zur statistischen Erfassung von Untemehmens- 
verbindimgen könnte mittels zusätzlicher Erhebun- 
gen eine neue Bundesstatistik auf gebaut werden. 
Diese Möglichkeit erfordert neue Rechtsgrundlagen, 
erhebliche öffentliche Aufwendxmgen und eine 
zusätzliche Belastung der Wirtschaft durch Befragun- 
gen. Angesichts der öffentlichen Haushaltslage imd 


des Widerstandes der Wirtschaft gegen weitere Bela- 
stungen erscheint dieser Weg politisch wenig aus- 
sichtsreich. Nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion sind jedoch wesentliche Fortschritte zur Erfas- 
simg von Untemehmensverbindungen bereits auf der 
Gnmdlage der verfügbaren statistischen Angaben 
und im Rahmen des gegebenen Rechtslage zu erzie- 
len. Hierzu bieten sich aus der Sicht der Monopolkom- 
mission zwei Wege an: 

— Das Statistische Bundesamt erhält von der Mono- 
polkommission zur Durchführung einer Sonder- 
aufbereitung nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 lit. b BStatG ein 
Verzeichnis von Unternehmen. Diese ist danach 
strukturiert, welche Unternehmen vor einer weite- 
ren Aufbereitxmg der amtlichen Ergebnisse nach 
den jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten zu 
Gruppen zusammenzufassen sind. 

— Das Statistische Bundesamt ermittelt nach allge- 
meinen Vorgaben der Monopolkommission die 
konkrete Zusammensetzxmg der relevanten Unter- 
nehmensgruppen aus allgemein zugänglichen 
Quellen selbst und verknüpft diese nach § 5 Abs. 5 
Satz 1 in Verbindimg mit § 13 a BStatG mit den 
Ergebnissen der amtlichen Erhebungen. 

Zum ersten Teil der Alternative ist strittig, ob Sonder- 
aufbereitxmgen nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 lit. b BStatG auf 
den Namen der Unternehmen als Hilfsmerkmale 
Bezug nehmen dürfen. Zum zweiten Teil ist strittig, ob 
Angaben aus allgemein zugänglichen Quellen zur 
Erstellung einer Statistik nach § 5 Abs. 5 Satz 1 BStatG 
entnommen und diese mit den Ergebnissen der amt- 
lichen Statistik nach § 13 a BStatG verknüpft werden 
dürfen. 

Die hierzu vorgetragenen Positionen des Statischen 
Bundesamtes sowie der Bundesministerien des Innern 
und der Justiz lassen folgende Fragen unbeant- 
wortet: 

(1) Sonder aufbereitimg 

Sonderauf bereitimgen nach § 3 Abs. 1 Nr, 2 lit. b 
BStatG sollen nicht zulässig sein, wenn die spezifi- 
schen Vorgaben des Auftraggebers zur Aufbereitung 
von vorhandenen statistischen Ergebnissen auf ein 
Hilfsmerkmal der Erhebungseinheiten, hier den 
Namen von Unternehmen, Bezug nehmen. 

(2) Bimdesstatistiken 

a) Informationszweck 

Von Statistiken für Bimdeszwecke wird verlangt, 
daß ihnen ein eigenständiger Informationszweck 
immanent sei. Offen bleibt, nach welchen operatio- 
nalen Kriterien der Informationszweck festgestellt 
und bewertet wird. Nicht beantwortet ist, warum 
der gesetzliche Auftrag der Monopolkommission 
nach § 24 b Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 GWB 
diesem Zweck nicht genügt, 

b) Bundesstatistik nach § 5 Abs. 5 BStatG 

In Hinblick auf Bimdesstatistiken, die nach § 5 
Abs. 5 BStatG erstellt werden, besteht die Frage, 
nach welchem Verfahren sie konzipiert und initi- 
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iert werden und welchen Anforderungen das Ver- 
fahren genügen muß. 

c) Zusammenführung von Bundesstatistiken 

Datensätze nach § 13 Abs. 1, die auf verschiedenen 
Rechtsvorschriften beruhen, dürfen nach § 13 a 
Abs. 1 BStatG zusammengeführt werden. Die 
Monopolkommission geht davon aus, daß dies 
auch für eine Bundesstatistik nach § 5 Abs. 5 Satz 1 
BStatG gilt, die zugleich dem Informationsbedürf- 
nis der Monopolkommission dient. Diese Auffas- 
sung wird gegenüber der Monopolkommission 
bezweifelt, anderen Stellen jedoch eine „ver- 
stärkte Nutzung der Möglichkeiten zur Zusam- 
menführung von Datensätzen im Rahmen von 
§ 13 a BStatG" empfohlen (Bundesministerium des 
Innern, Rundschreiben vom Januar 1994, S. 83, 
„ sonstige Rationalisienmgsmöglichkeiten" ). 

73. Es würde zur Entlastung der Wirtschaft beitra- 
gen, in den Fällen auf amtliche Befragungen zu 
verzichten, in denen die betreffenden Angaben ohne 
datenschutzrechtliche Bedenken bereits vorhande- 
nen administrativen und gerichtlichen Registern und 
ähnlichen Quellen entnommen werden können. 
Datenschutzrechtliche Bedenken sind nicht erkenn- 
bar, wenn die Entnahme gesetzhch ausdrücklich 
erlaubt wird, die betreffenden Register, die Erhe- 
bungsmerkmale und der Verwendungszweck eindeu- 
tig bestimmt sowie die Betroffenen über diesen Sach- 
verhalt informiert werden. Unter diesen Vorausset- 
zungen sind die Betroffenen rechtlich nicht schlechter 
gestellt als im Falle einer Auskunftspflicht und fak- 
tisch von einer Doppelbefragung entlastet. Hierbei 
werden Vorkehrungen vorausgesetzt, daß die Statisti- 
schen Ämter den Rahmen einer rechtlich erlaubten 
Entnahme nicht überschreiten. 

74. In Frage kommen in erster Linie allgemein 
zugängliche Quellen nach Maßgabe des Handels- 
rechts, d. h. der Bundesanzeiger, das Handels- und 
Genossenschaftsregister, die Jahresabschlüsse und 
Lageberichte der Unternehmen aufgnmd ihrer Publi- 
zitäts-, Offenlegungs- und Hinterlegungspflicht. 

Eine besondere Quelle administrativer Daten zur 
Kapitalverflechhmg der Unternehmen enthalten 
möglicherweise die Unterlagen der Finanzverwaltun- 
gen. Diese stellen bereits den Statistischen Ämtern 
nach § 6 Abs. 2 HdlStatG die zur Durchführung der 
Handels- imd Gaststättenzählungen notwendigen 
Anschriftenverzeichnisse in Gestalt von Unterneh- 
mens- und Konzemverzeichnissen zur Verfügimg. 
Während die amtliche Statistik als Erhebungseinhei- 
ten die jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten ver- 
wendet, gilt im Umsatzsteuerrecht für Unternehmens- 
Verbindungen der Organkreis als steuerpflichtige Ein- 
heit. Die Finanzverwaltungen verfügen daher über 
Unterlagen zur Kapitalverflechtung der Unterneh- 
men. Soweit dies rechtlich und tatsächhch möglich ist, 
sind die begrifflichen Abweichungen des steuerhchen 
Organkreises, des konzemrechtlichen Konsolidie- 
rungskreises und der wettbewerbspolitisch relevan- 
ten Untemehmensgruppen näher zu bestimmen. Eine 
Beeinträchtigung des Steuergeheimnisses durch stati- 
stische Auswertungen ist nicht zu erkennen. 


In Hinblick auf das nach der Register-Verordnung 
(EWG) 27) für Zwecke der Europäischen Gemeinschaft 
auch im Handel aufzubauende Untemehmensregister 
und die Nutzung bereits bestehender administrativer 
Dateien stellt sich ohnehin die Frage nach einer 
wirkungsvollen Nutzung auch für Verwendungs- 
zwecke der deutschen Statistik. 

75. Neben administrativen und gerichtlichen Regi- 
stern bestehen verschiedene allgemein zugängliche 
und kommerziell angebotene Informationsdienstlei- 
stungen. Diese beruhen neben eigenen Befragungen 
und Recherchen zu einem wesentlichen Teil ihrerseits 
auf den genannten Registern, deren Volltextangaben 
inhaltlich strukturiert sowie für Abfragen, Auswertim- 
gen und den Transfer auf andere Datenträger forma- 
tiert werden. Datenquellen dieser Art sind Online- 
Wirtschaftsinformationsdienste (z. B. vom Typ Data 
Star von Radio Suisse und die Genios-Wirtschaftsda- 
tenbanken der Verlagsgruppe Handelsblatt GmbH) 
sowie Unternehmens datenbanken (z. B. der Heraus- 
geber Verlag Hoppenstedt & Co, Verband der Vereine 
Creditreform e.V., Ecodata Wirtschaftsinformationen 
GmbH, Schimmelpfeng GmbH/Dun & Bradstreet, 
Commerzbank, Emst Schmacke und insbesondere für 
den Lebensmittelhandel M+M Eurodata der Gesell- 
schaft für Untemehmensberatung und Informations- 
systeme mbH.) 


4. Rechtslage nach europäischem Recht — 
Register-Verordnung (EWG) 

76. Eine zukunftsweisende Entscheidung für ein 
neues statistisches Instrumentarium zur Erfassung von 
Untemehmensstrukturen in allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft enthält in Verbindung 
mit weiteren statistikrechtlichen europäischen Rege- 
lungen die Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates 
der Europäischen Union vom 22. Juli 1993 (Register- 
Verordnung [EWG]). Sie betrifft die innergemein- 
schaftliche Koordinienmg des Aufbaus von Untemeh- 
mensregistem für statistische Verwendungszwecke. 

Die Verordnung hat eine in allen Teilen verbindliche 
und in jedem Mitgliedstaat unmittelbar geltende 
Rechtsgnmdlage für ein neues, europäischen Ver- 
wendungszwecken dienendes statistisches Instm- 
mentarium geschaffen. Das Register dient der Bereit- 
stellung von statistischen Informationen (Artikel 6) zur 
Erfüllung der Aufgaben der Europäischen Kommis- 
sion (Artikel 2, 3 und 155 des EG- Vertrages), allge- 
mein das Funktionieren des Binnenmarktes in allen 
Wirtschaftsbereichen und insbesondere die Entwick- 
lung der Untemehmensstrukturen (z. B. infolge von 
Vereinigungen, Aufkäufen, Fusionen und Übernah- 
men), der Untemehmensergebnisse und der jeweili- 
gen Stellimg der Unternehmen im Wettbewerb zu 
überwachen und gegebenenfalls einzelpolitische 
Maßnahmen vorzuschlagen (vgl. insbesondere die 
Erwägungsgründe 1, 3 und 4 der Verordnung). 


27) Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 
über die innergemeinschaftliche Koordiiüenmg des Auf- 
baus von Untemehmensregistem für statistische Verwen- 
dungszwecke, ABI. EG Nr. L 196 vom 5. August 1993, 
S. 1. 
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Mit Hilfe des Registers und der Zugangsregelungen 
zu bereits bestehenden Dateien sollen die konkurrie- 
renden Forderungen nach mehr Informationen über 
Unternehmen imd nach administrativer Entlastxmg 
vor allem kleinerer und mittlerer Unternehmen in 
Einklang gebracht werden (Erwägimgsgrund 7 der 
Verordmmg). 

77 . Der Berichtskreis des Registers erfaßt grundsätz- 
lich alle Unternehmen, die eine wirtschaftliche Tätig- 
keit ausüben, die zum Bruttoinlandsprodukt zu 
Marktpreisen beiträgt, sowie alle rechtlichen Einhei- 
ten, die für sie verantwortlich sind (Artikel 3). Merk- 
malswerte zu den einzelnen Unternehmen sind neben 
dem Tätigkeitscode nach vierstelligen Positionen der 
NAGE Rev. 1 (Klasse) u. a. die Anzahl der Beschäftig- 
ten, der Nettoumsatzerlös sowie fakultativ das Rein- 
vermögen (Artikel 4, Anhang II, Nr. 3 lit. b, e, h 
und i). 

Im vorliegenden Zusammenhang ist von besonderem 
Interesse, daß die Beziehungen zwischen Unterneh- 
men und rechtlichen Einheiten danach unterschieden 
werden, ob ein Unternehmen „einer oder mehreren 
rechtlichen Einheit(en) angeschlossen" ist imd welche 
„rechtliche(n) Einheit(en) für ein Unternehmen ver- 
antwortlich ist (sind)" (Artikel 2 Abs. 1 lit b). Konkret 
in das Register eingetragen werden für Unternehmen 
bzw. fakultativ für rechtliche Einheiten die 

„Registemummer(n) der rechtlichen Einheit(en), 
die rechtliche Träger des Unternehmens ist (sind) " 
(Artikel 4, Anhang II, Nr. 3 lit. b), 

„Registerkennummer der rechtlichen Einheit, die 
die rechtliche Einheit kontrolliert" (Artikel 4, 
Anhang II, Nr. 1 lit. h). 

Von grundsätzlicher Bedeutung für die Nutzung 
außerhalb der amtlichen Statistik bestehender Daten- 
quellen ist die Regelimg: 

„Jedes nationale statistische Amt ist berechtigt, die 
in dieser Verordmmg genannten Informationen für 
statistische Zwecke nach Maßgabe des nationalen 
Rechts den im eigenen Staatsgebiet bestehenden 
administrativen oder gerichtlichen Dateien zu ent- 
nehmen." (Artikel 7). 

78 . Die Bxmdesrepublik Deutschland hat am 20. Ok- 
tober 1993 gegen den Europäischen Rat Klage erho- 
ben (Rechtssache C-426/93) imd die Nichtigkeit der 
Register-Verordnug (EWG) beantragt. Die Klage wird 
damit begründet, daß die Verordnung mit Artikel 213 
EWG-Vertrag auf eine unrichtige Rechtsgrundlage 
gestützt sei und der Inhalt der Verordnung gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstoße. 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sei dadurch 
verletzt, daß die in das Register aufzunehmenden 
Daten nicht in ihrem ganzen Umfang erforderlich 
seien und die finanziellen Konsequenzen für die 
Einrichtung und Pflege des Registers außer Verhältnis 
zum Ziel einer konsistenten Gemeinschaftsstatistik 
stünden. Nicht erforderlich sei die Aufnahme „recht- 
licher Einheiten" in das Register, da für die statistische 


Beobachtung und Analyse der Wirtschaft der Gemein- 
schaft nicht „rechtliche Einheiten", sondern nur „sta- 
tistische Einheiten" maßgebend seien. Ferner sei aus 
fachlich- statistischer Sicht die Aufnahme des Umsat- 
zes entbehrlich, da die Beschäftigtenzahl die wirt- 
schaftliche Bedeutung und Größe eines Unterneh- 
mens hinlänglich widerspiegele. Zudem sei der 
Umsatz in einigen Wirtschaftsbereichen (z. B. Ban- 
ken, Versicherungen) eine unrealistische statistische 
Größe. Zu den mit dem Aufbau und der Pflege des 
Registers verbundenen finanziellen Aufwendungen 
wird auf eine vom Statistischen Bundesamt erstellte 
„Machbarkeitsstudie über Aufbau und Führung har- 
monisierter umfassender Untemehmensregister für 
statistische Zwecke in der Bundesrepublik Deutsch- 
land" verwiesen. 

Der Rat der Europäischen Union hat in seiner Klage- 
beantwortung vom 12. Januar 1994 beantragt, die 
Klage als unbegründet abzuweisen. Die Heranzie- 
hung von Artikel 213 EWG-Vertrag entspreche den 
rechtlichen Anforderungen und habe seit mehr als 
30 Jahren die unangefochtene Grundlage für rund 50 
entsprechende Maßnahmen des Rates geliefert. Die 
Verordnung enthalte auch keine Bestimmungen, die 
über die Tragweite dieser Rechtsgrundlage hinaus- 
gingen. Zur Erforderlichkeit der einzelnen Erhe- 
bungseinheiten wird auf die untrennbare faktische 
und begriffliche Beziehung zwischen „rechtlichen 
Einheiten", „statistischen Einheiten“ und „Unterneh- 
men" hingewiesen. Das Merkmal „Umsatz" ergänze 
das der „Beschäftigtenzahl". Bei der Berechnung der 
Kosten für die Einrichtung und Aktualisierung des 
Registers sei das Statistische Bundesamt von unzu- 
länglichen Vergleichswerten ausgegangen. Unzurei- 
chend sei, die Kosten nicht in Vergleich zu dessen 
Vorteilen zu setzen, obwohl das Bundesamt abschlie- 
ßend festgestellt habe, daß „ein möglichst umfassen- 
des Register anstrebenswert" erscheine. 

Die Bundesregierung hat in einer Erwiderung vom 
4. März 1994 ihren Standpunkt bekräftigt. Im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeitsprüfung hält sie in bezug auf 
die Erhebungseinheiten die Erfassimg von „rechtli- 
chen Einheiten" in Verbindung mit „Unternehmen" 
sowie in bezug auf die Erhebungsmerkmale die Erfas- 
sung der „Beschäftigtenzahl“ in Verbindung mit dem 
„Umsatz" für sachlich irrelevant bzw. für keine sinn- 
volle Ergänzung, Die Bundesregierung bewertet die 
Kosten für den Aufbau und die Pflege des Registers als 
zu hoch. Sie bezeichnet die Auffassung des Europäi- 
schen Rates als „irrig, man müsse auch die durch das 
neu entstehende Register eintretenden Vorteile 
berücksichtigen " . 

79. Die Monopolkommission bedauert die Entschei- 
dimg der Bundesregierung, die Nichtigkeit der Regi- 
ster-Verordnung (EWG) anzustreben. Insbesondere 
wird bedauert, daß die zukunftsweisende Bedeutung 
dieser Verordnung als neues statistisches Instrumen- 
tarium bei der Abwägung der hiermit verbundenen 
Kosten nicht stärker bewertet wird. Für die deutsche 
Untemehmensstatistik besteht ein Informationsbe- 
darf, der dem europäischen Anspruchsniveau nicht 
nachsteht. Insbesondere zur Wirtschafts- und Wettbe- 
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werbspolitik im Bereich des Handels besteht zur 
Anzahl der Unternehmen und ihrer wirtschaftlichen 
Verflechtimg, dem Warensortiment sowie den Be- 
zugs- und Absatzwegen ein großes Informationsdefi- 
zit. Eine erste Stufe, dieses Defizit zu schließen, ist die 
Peirtizipation an dem für europäische Zwecke zu 
errichtenden Untemehmensregister imd der Zugang 
zu bereits bestehenden Datenquellen auch für Ver- 
wendimgszwecke der deutschen Statistik. Es wäre 
eine ineffektive Verwendung der für europäische 
Zwecke in Deutschland eingesetzten öffentlichen 
Mittel, wenn die hiermit verbimdenen Synergievor- 
teile nicht zugleich für deutsche Zwecke genutzt 
würden. Im anderen Falle wäre die widersprüchliche 
Konsequenz, daß der Informationsstand der deut- 
schen Untemehmensstatistik gegenüber einer euro- 
päischen Statistik über deutsche Unternehmen auf 
einem geringeren Niveau festgeschrieben würde. 

Die Monopolkommission sieht die zukunftsweisenden 
Aspekte der Register- Verordmmg (EWG) insbeson- 
dere darin, im europäischen imd nationalen Rah- 
men 

— die empirische Datenbasis über die Struktur der 
Unternehmen einschließlich ihrer rechtlichen imd 
kapitahnäßigen Verflechtungen entscheidend zu 
verbessern, 

— insbesondere der Wirtschafts- und Wettbewerbs- 
politik eine unerläßliche empirische Grundlage zu 
schaffen, 

— die statistische Nutzung externer Datenquellen 
und deren Verbindung mit den Ergebnissen der 
amtlichen Statistik zu fördern, 

— die Wirtschaft von vermeidbaren Doppelbefragun- 
gen zu entlasten, 

— zu veranlassen, die derzeit noch unzureichend 
definierte Trennungslinie zwischen den Forderun- 
gen nach einer hinreichenden Transparenz von 
Wirtschaftsdaten und dem grundrechtlichen 
Schutz der informationellen Selbstbestimmung 
klarer zu bestimmen. 

Soweit der amtlichen Statistik in Deutschland die 
erforderlichen Grundlagen nach deutschem Recht 
dazu fehlen, 

— für die Nutzung des Untemehmensregisters auch 
Verwendüngszwecke der deutschen Statistik an- 
zuerkennen, 

— auf nach europäischem Recht fakultative Angaben 
insbesondere zur Kapitalverflechtung der Unter- 
nehmen nicht zu verzichten, 

— das Untemehmensregister um weitere im Interesse 
der deutschen amtlichen Statistik liegende Infor- 
mationen zu ergänzen, 

— bestimmte bereits bestehende administrative und 
gerichtliche Dateien (z. B. Veröffentlichimgen des 
Bimdesanzeigers imd das Handelsregister) für 
Zwecke des Registers und der amtlichen Statistik 
zu nutzen, 

— statistische Auswertungen des Registers, der 
bereits bestehenden Dateien und der Ergebnisse 
der amtlichen Statistik auf der Ebene der statisti- 
schen Einheiten miteinander zu verbinden. 


sollten diese unter Wahrung der Grundsätze des 
Datenschutzes und der statistischen Geheimhaltung 
möglichst bald geschaffen werden. 


5. Übermittlung statistischer Angaben an die 
Monopolkommission nach § 24 c GWB — 
notwendige Klarstellungen 

80. Die der Monopolkommission von den Statisti- 
schen Ämtern übermittelten Angaben unterliegen der 
statistischen Geheimhaltung nach § 24 c GWB in 
Verbindung mit § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BStatG. 
Anläßlich der Diskussion zur Aufbereitung bundes- 
statistischer Ergebnisse im Handel nach Untemeh- 
mensverbindungen haben das Statistische Bundes- 
amt sowie die für Fragen der amtlichen Statistik 
zuständigen Referate im Bundesministerium des 
Iimem und der Justiz den Regelungsbereich von 
§ 24 c GWB neu und bemerkenswert eng ausgelegt. 
Dabei sind die abgestimmten und weitgehend über- 
einstimmenden Stellungnahmen aus dem Bundesmi- 
nisterium des Innern vom 21. Januar 1994 sowie aus 
dem Bundesministerium der Justiz vom 23. Februar 
1994 in sich widersprüchlich. Einerseits wird die 
Auffassimg der Monopolkommission gestützt, daß 
§ 24 c GWB ergänzend zu § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
BStatG lediglich die Anforderungen regelt, die aus 
Gründen der statistischen Geheimhai timg bei einer 
Übermittlimg von Ergebnissen der amtlichen Statistik 
an die Monopolkommission zu beachten sind. Danach 
enthält § 24 c GWB keine Rechtsgnmdlage zum 
Gegenstand der zu übermittelnden Angaben. Auf der 
anderen Seite wird auch die gegenteilige Auffassung 
das Statistischen Bundesamtes ausdrücklich bestätigt, 
daß bereits eine Übermittlimg der von der Monopol- 
kommission erbetenen Angaben über Unternehmens- 
Verbindungen nach § 24 c Abs. 1 GWB verboten sei, 
da dort „Unternehmen" und nicht „Unternehmens- 
Verbindungen" genannt seien. Diese Auffassung 
bedeutet im Ergebnis, daß ohne die Vorschrift die 
Monopolkommission nicht befugt wäre, überhaupt 
Daten des Statistischen Bundesamtes zu erhalten. Sie 
wäre damit insoweit, unbeschadet ihres gesetzlichen 
Auftrags, nicht besser, sondern grundsätzlich schlech- 
ter gestellt als jeder andere Auftraggeber von Sonder- 
aufbereitungen, der keiner speziellen und ausdrück- 
lichen Rechtsgrundlage bedarf. Dies ist mit dem aus 
ihrer Entstehungsgeschichte abgeleiteten Sinn und 
Zweck der Vorschrift und dem erkennbaren WiUen 
des Gesetzgebers nicht vereinbar. 

Im übrigen ist nicht verständlich, warum der Begriff 
der Unternehmen im Sinne der amtlichen Statistik 
nicht auch deren Gruppierung umfaßt und Untemeh- 
mensverbindungen keine Form der Untemehmens- 
konzentration darstellen. 

Nach Auffassung der Monopolkommission sind spezi- 
fische Probleme der statistischen Geheimhaltung in 
Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Aufberei- 
tung der bundesstatistischen Erhebungen im Handel 
unter Berücksichtigung von Untemehmensverbin- 
dungen nicht zu erkennen. Dies güt jedenfalls dann, 
wenn die Angaben über Untemehmensverbindungen 
entsprechend den Angaben über die jeweiligen stati- 
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stischen Erhebungseinheiten nach § 24 c GWB über- 
mittelt werden. 

81 . In den Materialien zu § 24 c GWB findet sich der 
ausdrückliche Vorbehalt, die Rechtsanwendung die- 
ser Vorschrift im Lichte der gewoimenen Erfahnmgen 
zu einem späteren Zeitpunkt neu zu bewerten. Nach 
den vorliegenden Erfahnmgen sollten verschiedene 
Formulierungen zur Regelung der statistischen 
Geheimhaltung in § 24 c GWB klargestellt werden. 
Diese haben bei isolierter Betrachtung trotz des nach 
der Entstehimgsgeschichte eindeutigen Regelungs- 
gehalts und der systematischen Verknüpfung mit dem 
Bundesstatistikgesetz zu verschiedenen Mißverständ- 
nissen geführt. Die Monopolkommission hat sich in 
dieser Frage mit Schreiben vom 11. Februar 1994 an 
die Bundesministerien des Irmem imd der Justiz 
gewandt. 

Der rechtliche Charakter von § 24 c GWB ist insbeson- 
dere in Hinblick auf die unmittelbare Zusammenar- 
beit der Monopolkommission mit dem Statistischen 
Bimdesamt imd die mittelbare Beteiligung der Stati- 
stischen Ämter der Länder von grundlegender Bedeu- 
tung. Aus der Sicht der Monopolkommission sind 
folgende Klarstellungen erforderlich: 

a) Zweck der Regelimg 

Zur Wahrung der statistischen Geheimhaltimg 
nach § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BStatG genügt es, 
wenn . . . 

Klarstellung, daß die Vorschrift lediglich die Anfor- 
derungen regelt, die zur Wahnmg der statistischen 
Geheimhaltung bei der Übermittlung statistischer 
Angaben von den Statistischen Ämtern an die 
Monopolkommission und von dieser im Falle einer 
Veröffentlichung zu beachten sind. 

b) Verwendimg der statistischen Angaben 

Zur Begutachtung der Untemehmenskonzentra- 
tion nach § 24 b Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 
GWB. . . 

Klarstellimg, daß die Verwendung der übermittel- 
ten statistischen Angaben dem besonderen gesetz- 
lichen Auftrag der Kommission zu entsprechen hat 
und sich nicht aus einem außerhalb des GWB 
bestehenden Untemehmensbegriff ableitet. 

c) Zusammengefaßte Einzelangaben 

Zusammengefaßte Einzelangaben über minde- 
stens drei statistische Erhebimgseinheiten oder 
rechtliche Einheiten, deren Angaben vor einer 
Weitergabe und Veröffentlichimg gesetzlich 
geschützt sind . . . 

Klarstellung, daß nicht weniger als drei Einheiten 
zusammengefaßt werden dürfen, um die statisti- 
sche Geheimhaltimg zu wahren. Die Nennung 
verschiedener Werte von mehr als drei Einheiten 
ist überflüssig. 

Klarzustellen ist ferner, daß sich die zusammenge- 
faßten Einzelangaben auf die jeweils amtlich erho- 
benen bzw. aufbereiteten statistischen Einheiten 
beziehen. Die Nermung von „Unternehmen oder 
Betrieben" ist entbehrlich und ohnehin unvollstän- 


dig. Entgegen dem bisherigen Wortlaut dürfen 
auch Angaben über „Anbieter" im Sinne funktio- 
naler Betriebs- und Untemehmensteile, „fachliche 
Untemehmensteile" oder „Arbeitsstätten" über- 
mittelt werden. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, daß die zusam- 
mengefaßten statistischen Einheiten nicht inzident 
Rechtssubjekte betreffen dürfen, deren Angaben 
durch sonstige Vorschriften geschützt sind. 

d) Veröffentlichung 

Die der Monopolkommission nach dieser Vor- 
schrift übermittelten Angaben dürfen nur inso- 
weit veröffentlicht werden, als dies nach § 16 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BStatG und den hierzu vom 
Statistischen Bundesamt erlassenen Ausfüh- 
rungsvorschriften zulässig ist. 

Klarstellung, daß § 24 c GWB Abs. 2 bis 5 GWB 
entgegen dem bisherigen Wortlaut nicht diejerü- 
gen Angaben betrifft, die nach den allgemeinen 
Vorschriften nicht der statistischen Geheimhaltung 
unterliegen. 

e) Aufzählung von Wirtschaftsstatistiken, Erhe- 
bungseinheiten und -merkmalen 

Vor die verwendeten Aufzählungen ist jeweils 
das Wort „insbesondere" oder „z. B." einzufü- 
gen. 

Klarstellung, daß die Aufzählungen keinen ab- 
schließenden, sondern nur exemplarischen Cha- 
rakter besitzen. 

§ 24 c GWB enthält verschiedene tatbestandsrele- 
vante Aufzählungen. Nach der Entstehungsge- 
schichte dienen sie dazu, den Anwendungsbereich 
der Vorschrift nach der damaligen Praxis möglichst 
präzise und umfassend zu beschreiben. Zugleich 
sollte vermieden werden, die gesetzlich vorge- 
schriebene Unabhängigkeit der Monopolkommis- 
sion in der Wahl der jeweils sachgerechten wissen- 
schaftlichen Methoden und Informationstechniken 
zukünftig unzulässig zu beschneiden. In keinem 
Falle hat der Gesetzgeber bei der Bestimmung des 
Inhalts der Aufzählungen nach dem Grad der 
Sensibilität der Angaben in Hinblick auf die stati- 
stische Geheimhaltung oder den Datenschutz 
imterschieden. 


E. Laufende Berichterstattung — 
Zusammenfassung 

1. Stand und Entwicklung der Untemehmens- 
und Angebotskonzentration im 
Produzierenden Gewerbe 

1 .1 Konzeptionelle Gmndlagen 

82. Das Statistische Bundesamt hat der Monopol- 
kommission zum Berichtsjahr 1991 wiederum um- 
fangreiches und bis zu vierstelligen Positionen der 
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amtlichen Systematiken [SYPRO^ß), GP^»)] geglieder- 
tes statistisches Material als Ergebnis verschiedener 
Sonderaufbereitimgen der Erhebimgen bei Betrieben 
xmd Unternehmen im Bergbau xmd im Verarbeiten- 
den Gewerbe übermittelt, (Tz. 210) 

Ein anhaltendes Problem bleibt die imzureichende 
Orientierung der amtlichen Konzentrationsstatistik an 
wettbewerbspohtischen Fragestellungen, Sichere 
und empirisch fimdierte wettbewerbspolitische 
Schlußfolgerungen und Empfehlungen können hier- 
auf nur schwer gestützt werden. Diese Feststellung ist 

— obwohl eine Verbesserung der amtlichen Datenba- 
sis in dieser Hinsicht wünschenswert wäre — keine 
Kritik am System der amtlichen Statistik schlechthin 
oder am Bundesamt selbst. Sie ist vielmehr ein uner- 
läßliches Monitum bei der wettbewerbspolitischen 
Interpretation der konzentrationsstatistischen Daten. 
Die Monopolkommission hat auf diesen Sachverhalt 
stets hingewiesen, ihn analysiert und Lösimgsansätze 
entwickelt 30). (Tz. 210) 

83 . Die systematischen Beschränkungen der amtli- 
chen Statistik betreffen insbesondere folgende Mo- 
mente: 

— Die Reduzierung der statistischen Erhebimgsein- 
heiten auf die jeweils kleinsten rechtlichen Unter- 
nehmenseinheiten vernachlässigt ein charakteri- 
stisches Merkmal der Untemehmensorganisation. 
Sie ist durch vielfältige Formen von Untemeh- 
mensverbindimgen imd Gruppenbildimgen ge- 
kennzeichnet. Wesentliche wettbewerbliche 
Strukturen werden daher nicht erfaßt. Die rechtli- 
che Reorganisation von Konzernen kann sich auf 
Untemehmensebene statistisch in Konzentrations- 
und Dekonzentrationserscheimmgen widerspie- 
gehi, denen keine realen wirtschaftlichen Vor- 
gänge entsprechen. 

— Nach dem Schwerpunktprinzip der amtlichen Sta- 
tistik werden Unternehmen nach dem größten 
Anteil ihrer Wertschöpfung mit dem gesamten 
Umsatz einem Wirtschaftsbereich (institutionell) 
zugeordnet. Ein grundlegendes Merkmal der 
Untemehmenstätigkeit, die Diversifizienmg in 
verschiedene Märkte, wird dadurch schwer nach- 
weisbar. Sie ist aber für die Wettbewerbsverhält- 
nisse auf den Märkten von großer und zunehmen- 
der Bedeutung. Daneben können bereits geringfü- 
gige Verschiebungen der Geschäftsbereiche von 
Unternehmen Schwerpunktverlagerungen bewir- 
ken, die zu abrupten Änderungen des Konzentra- 
tionsgrades in den betreffenden Wirtschaftsberei- 
chen führen. 


28) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschafts- 
zweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produ- 
zierenden Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des 
Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 
1982 (GP), Arbeitsimterlage, Wiesbaden 1982. 

29) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Gütersystematik, Systema- 
tisches Verzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 
1989, Stuttgart 1989, Teü 2: Systematisches Güterverzeich- 
nis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe. 

39) Vgl. insbesondere Monopolkommission, Hauptgutachten 
1986/1987, a. a. O., Anlagenband, S. 4 ff. 


— Die wirtschaftssystematische Abgrenzung der 
Wirtschaftsbereiche orientiert sich nicht an sach- 
lich oder regional relevanten Märkten, Dadurch 
werden verschiedene Märkte zusammengelegt, 
andere geteilt. 

— Durch die Vemachlässigimg des Außenhandels ist 
der Umsatz der inländischen Unternehmen nicht 
mit dem Umsatz im Inland oder der Marktversor- 
gung identisch. Diese Divergenz ist infolge der 
Intemationalisierung der Märkte insbesondere im 
Rahmen des Europäischen Binnenmarktes von 
zunehmendem Gewicht, 

— Die Erfassungsgrenze für Unternehmen beträgt 
20 Beschäftigte und mehr. Dadurch sind die 
Bedeutung kleiner und mittlerer Unternehmen, 
das Fluktuationsgeschehen oder der Einfluß von 
Newcomern als potentielle Konkurrenten nicht 
leicht abzuschätzen. 

Selbst im Falle einer stärkeren Orientierung der 
amtlichen Statistik an wettbewerbspolitischen Frage- 
stellungen bleibt der statistische Konzentrationsbe- 
griff eine bloße Meßziffer. Reduziert auf wenige 
Komponenten — die Anzahl der Unternehmen und 
deren Größenverteüimg — , kann sie die in der Realität 
bestehende Komplexität der wirtschaftlichen Konzen- 
tration nur unvollkommen abbilden. 

Auch jenseits aller statistisch-methodischen Fragen ist 
sich die Monopolkommission bewußt, daß zwischen 
Konzentration und Wettbewerb keine eindeutigen 
und deterministischen Beziehungen bestehen. Der 
Konzentrationsgrad selbst ist nur eine Komponente 
der Marktstruktur, deren Beziehungen zum Markt- 
verhalten der wirtschaftlichen Akteure und den 
gesamtwirtschaftlichen Ergebnissen nur schwer vor- 
hersagbar sind. (Tz. 211, 212) 

84 . Die Vielzahl systematischer und aktueller Män- 
gel der verfügbaren empirischen Grundlagen 
schränkt die wettbewerbspolitische Relevanz der 
Konzentrationsberichterstattung erheblich ein. Die 
Strategie der Monopolkommission, diese Grenzen zu 
überwmden, ist auf verschiedene Ansätze gestützt: 
(Tz. 213) 

— Durch den Vergleich der Ergebnisse aus verschie- 
denen Statistiken können Aufschlüsse über ein- 
zelne für sie jeweüs charakteristische Sachverhalte 
gewonnen werden. So liefert z. B. ein Vergleich 
der Ergebnisse zur Untemehmenskonzentration 
imd zur Konzentration des Güterangebots Hin- 
weise über den Einfluß der Diversifizierung der 
Unternehmen in verschiedene Wirtschaftsberei- 
che auf den dort herrschenden Konzentrations- 
grad. Die methodische Problematik besteht darin, 
vergleichbare Statistiken zu finden, die sich im 
wesentlichen nur durch das jeweils relevante 
Moment imterscheiden. 

— Durch die Beobachtimg imd Analyse möglichst 
langfristiger Entwicklungen können charakteristi- 
sche Trends erkannt werden. Dies ist der Fall, 
wenn sich verschiedene systematische Verzerrun- 
gen der Datenbasis im Zeitablauf kompensieren. 
Zu prüfen bleibt, ob dies langfristig auch zutrifft. 
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— Zeitlich und sachlich begrenzte Untersuchungen 
können Hinweise über die empirische Größenord- 
nung verschiedener von der amtlichen Statistik 
vernachlässigter Einflußfaktoren geben. Hierzu 
gehören u, a. die Auswertung der Arbeitsstätten- 
zählungen, um Schätzwerte für den Anteil kleiner 
und mittlerer Unternehmen zu gewinnen. Die 
Außenhandelsstatistik vermag Anhaltspunkte 
über den Einfluß des internationalen Handels auf 
den lediglich an der Produktion der inländischen 
Unternehmen gemessenen Konzentrationsgrad zu 
liefern. Mit Hilfe der Statistik der fachlichen Unter- 
nehmensteile kann auch auf niedrigerem Aggre- 
gationsniveau geprüft werden, wie stark der Ein- 
fluß der Diversifizierung auf den Konzentrations- 
grad in den Wirtschaftsbereichen ist. Die Monopol- 
kommission hat von diesen Möglichkeiten in ver- 
schiedenen Fällen Gebrauch gemacht und über 
die Ergebnisse in ihren Gutachten berichtet. 

— Für die Beurteilung der Wettbewerbsverhältnisse 
auf den Märkten ist die Berücksichtigung von 
Untemehmensverbindungen, insbesondere in Ge- 
stalt von Konzernen und Untemehmensgruppen, 
von zentraler Bedeutung. Sie stellt ein Bindeglied 
zwischen den Untersuchungsgegenständen Un- 
temehmenskonzentration, FusionskontroUe und 
Wettbewerb dar. Die Monopolkommission hat seit 
dem vergangenen Jahr das Angebot verschie- 
dener privater Datenbanken nach Art und Umfang 
untersucht. Der Schwerpunkt des Interesses liegt 
auf einer Identifizierung der größten Anbieter in 
einem Markt und der Kapitalverflechtung der 
Unternehmen. 

85 . Die Erstellung eines umfassenden Untemeh- 
mensregisters mit Hilfe privater Datenbanken bereitet 
keine grundsätzlichen Schwierigkeiten, Der Verband 
der Vereine Creditreform e. V. bietet die Nutzung der 
umfangreichsten Datenbank aktiver deutscher Unter- 
nehmen an. Mit Unterstützung des Verbandes hat die 
Monopolkommission den Aufbau einer eigenen 
Datenbank begonnen. Sie umfaßt derzeit für das 
Geschäftsjahr 1991 rund eine Million Unternehmen 
einschließlich einer halben Million kleinerer Unter- 
nehmen mit den wichtigsten Angaben über ihre 
wirtschaftiiche Tätigkeit sowie rund 10 000 Kapitalge- 
sellschaften mit zahlreichen Bilanzdaten. Die Unter- 
nehmensdaten reichen zeitweise bis Mitte der 80er 
Jahre zurück. 

Demgegenüber ist die Erfassung der Kapitalverflech- 
tung der Unternehmen nur begrenzt und in dem 
Rahmen möglich, der durch die Offenlegrmgs- und 
PublizitätspfUcht der Unternehmen gesetzt ist. Dieser 
Rahmen ist auszuschöpfen. Hierzu sind noch verschie- 
dene technische Probleme zu lösen, die vor allem die 
Kapazität, Komplexität, Zugriffsgeschwindigkeit und 
Variabilität der Datenverwaltung und -Verarbeitung 
betreffen. 

Die relativ größten Schwierigkeiten bereitet die Erfas- 
sung der jeweils größten Anbieter auf den Märkten 
bzw. in den unter diesem Gesichtspunkt hinreichend 
abgegrenzten Wirtschaftsbereichen. Dies liegt daran, 
daß die handelsrechtlichen Vorschriften den Unter- 
nehmen einen großen Spielraum lassen, im Rahmen 
ihres Jahresabschlusses den Umsatz funktional und 


regional zu gliedern. Die Monopolkommission ist in 
dieser Frage auf eigene Untersuchungen, Erhebun- 
gen und Befragungen angewiesen. Da die Möglich- 
keiten hierzu begrenzt sind, kann nur versucht wer- 
den, ein zwar nicht vollständiges, aber möglichst 
repräsentatives Bild zu gewirmen. (Tz. 214, 215) 

Langfristig baut die Monopolkommission auf die 
Bereitschaft der Bundesregierung und die Ankündi- 
gung des Bundesministers für Wirtschaft, die amtli- 
chen Untemehmensstatistiken durch eine Konzem- 
statistik zu ergänzen. Dieses Vorhaben fügt sich in die 
bereits in Kraft getretene europäische Register- Ver- 
ordnung ein. Danach ist in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union ein alle Wirtschaftsbereiche 
lunfassendes Untemehmensregister aufzubauen, das 
auch Hinweise zur Kapitalverflechtung der Unterneh- 
men enthalten soll. Darüber hinaus ist die Befugnis 
geregelt, bereits bestehende nationale gerichtliche 
und administrative Dateien für statistische Zwecke zu 
nutzen, wenn dadurch zusätzliche amtliche Erhebun- 
gen vermieden werden. Die Monopolkommission 
erhofft sich von diesem neuen statistischen Instrumen- 
tarium zu Zwecken der deutschen und der europäi- 
schem Wettbewerbspolitik einen großen Nutzen. 
(Tz. 216) 


1.2 Entwicklung im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
insgesamt 

86. Die langfristige En twicklung des Konzentrations- 
grades im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
kaim mit Hilfe der Messung der auf den Bereich 
insgesamt bezogenen „overall concentration" cha- 
rakterisiert werden. Sie hat zwar keinen konkreten 
wettbewerbspolitischen Bezug, wird aber als globales 
Maß der wirtschaftlichen Verfügungsmacht betrach- 
tet. Die Monopolkommission verwendet hierfür die 
Umsatzanteile der jeweils 3, 10 und 100 größten 
Unternehmen. Langfristige exakte Werte für den 
Herfindahl-Index liegen nicht vor. Beide Arten von 
Konzentrationsmaßen stehen jedoch in einem engen 
analytischen Zusammenhang, so daß in der langfristi- 
gen Entwicklung keine systematischen Abweichun- 
gen zu erwarten sind. (Tz. 248) 

Der empirische Befund zeigt in Abbildung 1 und in der 
zugeordneten Tabelle 1 einen langfristig ansteigen- 
den Trend. Bemerkenswert ist — wenn auch unter den 
eingangs dargelegten methodischen Vorbehalten — , 
daß bei der Entwicklung des absoluten Konzentra- 
tionsgrades eine leichte Trendwende erkennbar 
erscheint. Während Mitte der 80er Jahre sowohl bei 
den Umsatzanteilen der jeweils 3, 10 und 100 größten 
Unternehmen ein Maximum erreicht wird, hat sich das 
Niveau seitdem stabilisiert und ist für den Umsatzan- 
teil der 100 größten Unternehmen im Bergbau und im 
Verarbeitenden Gewerbe sogar leicht rückläufig. 

Unter der Vielzahl im einzelnen wirksamer Ursachen 
dieser Entwicklung lassen sich rudimentär zwei Kom- 
plexe identifizieren. Die Messung des absoluten Kon- 


31) Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates der Europäischen 
Union vom 22. Juli 1993, ABL. EG Nr. L 196 vom 5. August 
1993, S. 1. 
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Abbildung 1 


Entwicklung der Untemehmenskonzentration im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
gemessen am Umsatzanteil der Jeweils 3, 10 und 100 größten Unternehmen 1977 bis 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 



Quellen: Statistisches Bundesamt Abt. IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979 bis 1994, in: Monopol- 
kommission. Hauptgutachten 1978/79, Fusionskontrolle bleibt vorrangig. Baden-Baden 1980 tmd folgende Gutach- 
ten; 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe S. 9, Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 1982; 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.3: Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe sowie das Baugewerbe 1983 und 1984 ff., zweijährlich, jeweils Tabelle 1.1, S. 41. 


Abbildung 2 

Konzenbration der Unternehmen und Konzentration der Anbieter nach industriellen Hauptgruppen 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe, Vergleich der Konzentrationsraten CRio 1991 

c — Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 


! ■ Konzentration der Unternehmen 
□ Konzentration der Anbieter 



Bergbau 


Grundstoff- und 
Produktionsgüter 


Investitionsgüter Verbrauchsgüter 


Nahrungs- und 
Genußmittel 


insgesamt 


Quelle : Statistisches Bimdesamt, Abt. rv C und rv A, Sonderaufbereihmgen für die Monopolkommission vom 28. April bzw. 6, Mai 
1994 
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Tabelle 1 

Entwicklung des Konzentrationsgrades im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
gemessen am Umsatzanteil der jeweils 3, 10 und 100 größten Unternehmen 

1977 bis 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 


Jahr 

Absoluter 

Konzentrationsgrad ^ ) 

Relativer 

Konzentrationsgrad 2) 

Unter- 

nehmen 

Umsatz 

CR 3 

CRio 

CRioo 

DK 3 

DKio 

DKioo 



% 

% 

Anzahl 

Mrd. DM 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

1977 

5,8 

13,1 

36,2 

713,3 

483,0 

132,7 

36 945 

971,320 

1978 

5,9 

13,1 

36,2 

718,7 

478,4 

131,5 

36 593 

1 016,104 

1979 

5,9 

14,2 

37,3 

724,2 

522,6 

136,5 

36 873 

1 123,120 

1980 

6,0 

14,5 

37,6 

731,5 

530,0 

136,7 

36 624 

1 213,389 

1981 

6,2 

15,2 

38,9 

740,8 

544,6 

138,6 

35 893 

1 265,020 

1982 

6,3 

15,1 

39,2 

729,8 

524,4 

135,4 

34 798 

1 292,300 

1983 

6,5 

15,1 

39,1 

739,7 

515,2 

132,7 

34 188 

1 326,500 

1984 

6,8') 

15,4 

39,3 

766,3 

520,3 

132,0 

33 850 

1 408,213 

1985 

7,0 

15,6 

39,9 

780,3 

521,3 

132,6 

33 483 

1 504,030 

1986 

6,8') 

15,1 

37,2 

760,1 

506,0 

123,9 

33 578 

1 479,706 

1987 

3,3 

16,0 

37,4 

929,9 

537,3 

124,8 

33 646 

1 490,595 

1988 

8,2') 

16,0 

36,7 

921,6 

539,1 

122,9 

33 755 

1 567,314 

1989 

7,9 

15,7 

36,4 

945,4 

563,2 

129,8 

35 938 

1 714,426 

1990 

7,8') 

15,4 

35,0 

951,1 

562,9 

127,2 

36 618 

1 831,330 

1991 

7,9 

15,6 

35,4 

977,2 

578,5 

130,5 

37 147 

1 969,253 


1) Gemessen an den Konzentrationsraten CR 3 , CRio sowie CRjooi d. h, dem Umsatzanteil der jeweils 3, 10 und 100 größten 
Unternehmen. 

2 ) Gemessen an dem Disparitäts-Koeffizienten DK 3 , DKio und DKioo- 

Der Dispaiitäts-Koeffizient ist das Vielfache des Minimums einer Konzentrationsrate, um das ihr aktueller Wert dieses Minimum 
übersteigt. Zwischen einer Konzentrationsrate (CRi), dem zugeordneten Disparitäts>Koefhzienten (DKi) und der Anzahl der 
Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: Cri = (i/n)*(l+DKi). 

Symbole: *) Wert von der Monopolkommission durch Interpolation geschätzt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitimgen für die Monopolkommission 1979 bis 1994, in: Monopol- 

kommission, Hauptgutachten 1978/1979, Fusionskontrolle bleibt vorrangig, Baden-Baden 1980 imd folgende 
Gutachten; 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe S. 9, Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau imd das 
Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 1982; 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.3: Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau imd das 
Verarbeitende Gewerbe sowie das Baugewerbe 1983 und 1984 ff., zweijährlich, jeweils Tabelle 1 . 1 , S. 41. 
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zentrationsgrades ist analytisch ein Resultat der 
Anzahl der Unternehmen xmd der Ungleichverteilung 
ihrer Größe. Dementsprechend korrespondiert der 
Anstieg der absoluten Konzentration bis Mitte der 
80er Jahre mit einem Rückgang der Anzahl der 
Unternehmen um ca. 10 %, die 1991 ein Maximum von 
über 37 000 Unternehmen erreicht. Dieser Entwick- 
limg wirken allerdings die zimehmenden Vorsprünge 
der größeren Unternehmen, gemessen durch den 
relativen Konzentrationsgrad, entgegen. Sein Wert ist 
seit dem Jahr 1977, bezogen auf den Umsatzanteil der 
jeweils 3 imd 10 größten Unternehmen, kontinuierlich 
imd deutlich gestiegen. (Tz. 249) 


1.3 Stand und Entwicklung nach Wirtschaftsbereichen 

87. Hinter dem global auf hohem Aggregationsni- 
veau erfaßten Stand imd der Entwicklimg der Unter- 
nehmenskonzentration im Bergbau imd im Verarbei- 
tenden Gewerbe verbergen sich auf der Ebene der 
zwei- und der vierstelligen Positionen der amtlichen 
Wirtschaftssystematik (SYPRO) sehr unterschiedliche 
Strukturen. Die methodischen Probleme, diese unter 
wettbewerbspolitischen Gesichtpunkten adäquat zu 
charakterisieren, wachsen jedoch mit abnehmendem 
Aggregationsniveau. Die Monopolkommission be- 
schränkt sich daher zunächst auf die Darstellung für 
zweistellige Wirtschaftsgruppen. (Tz. 240-242) 

88. Einen Überblick zum Stand der Untemehmens- 
konzentration, gemessen am Herfindahl-Index nach 
zweistelligen Wirtschaftsgruppen, enthält Tabelle 2. 
Sie zeigt die starke Abhängigkeit des absoluten Kon- 
zentrationsgrades von der Anzahl der Unternehmen. 
Bei relativ vergleichbarer Verteilung der Untemeh- 
mensgrößen innerhalb einer Wtrtschaftsgruppe wird 
das Niveau der absoluten Konzentration durch die 
Besetzungszahlen bestimmt. Dies belegt zugleich die 
empirisch-methodische Bedeutung einer sachlich 
adäquaten Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche. 
(Tz. 243) 

Setzt man für die betrachteten Wirtschaftsgruppen 
den Stand der Konzentration mit dem Verlauf iluer 
längerfristigen Entwicklung in Beziehung, so zeigt 
sich ein differenziertes Bild. Unter den Wirtschaftsbe- 
reidien mit hohem Konzentrationsniveau befinden 
sich eilüge seit mehreren Jahren in einem sinkenden 
Trend. Hierzu gehören die am höchsten konzentrierte 
Wirtschaftsgruppe 50 (Herstellung von Büromaschi- 
nen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen) 
sowie die Bereiche 35 (Luft- und Raumfahrzeugbau), 
21 (Bergbau) und die kleine Wirtschaftsgruppe 
65 (Reparatur von Gebrauchsgütem). Demgegenüber 
hat die Konzentration in den übrigen hoch konzen- 
trierten Bereichen bereits in den letzten Jahren stetig 
zugenommen. Es sind dies die Wirtschaftsgruppen 
69 (Tabakverarbeitung), 22 (Mineralölverarbeitung) 
und 33 (Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraft- 
fahrzeugen usw.). Allerdings ist im letzten Fall die 
Abgrenzung der Wirtschaftsgruppe zu weit. Sie 
umfaßt mit Produktions- und Reparaturuntemehmen 
zu heterogene Tätigkeiten und eine große Anzahl von 
Unternehmen sehr unterschiedlicher Größe. Unter 
den Wirtschaftsgruppen mit sehr niedrigem Konzen- 
trationsmveau besteht für die überwiegende Anzahl 


seit mehreren Jahren ein sinkender Trend. Einzige 
Ausnahme ist die Wirtschaftsgruppe 68 (Emährungs- 
gewerbe), für die der absolute Konzentrationsgrad, 
induziert durch eine zunehmende Ungleichverteüung 
der Untemehmensgrößen, seit 1987 deutlich zuge- 
nommen hat. (Tz. 244) 

89. Für eine möglichst eindeutige Charakterisierung 
der zeitlichen Entwicklung der Untemehmenskon- 
zentration werden diejemgen zweistelligen Wirt- 
schaftsgruppen herausgestellt, die seit 1977 durch 
einen stetig steigenden (Tabelle 3) bzw. durch einen 
stetig fallenden (Tabelle 4) Verlauf des absoluten 
Konzentrationsgrades gekennzeichnet sind. Die Dar- 
stellung erfolgt nach dem sensibler als Konzentra- 
tionsraten reagierenden Herfindahl-Index, für den 
durchgehende Werte vorliegen. Die in den betrachte- 
ten Fällen möglichen wettbewerbspolitischen Ein- 
schätzungen sind lücht für alle Wirtschaftsbereiche 
repräsentativ, in denen der Konzentrationsgrad in den 
letzten Jahren gestiegen oder gefallen ist. Die Zeit- 
räume sind in der Regel zu kurz, um die Ergebnisse 
aus sich heraus zu interpretieren. (Tz. 250) 

90. Der Anstieg des absoluten Konzentrationsgrades 
in den Wirtschaftsgruppen, die durch einen langfristig 
kontinuierlich steigenden Trend gekennzeichnet sind 
(Tabelle 3), ist ausnahmslos durch einen starken 
Rückgang der Anzahl der Unternehmen induziert. In 
den Bereichen 61 und 62 (Ledererzeugung und -Ver- 
arbeitung) sowie 63 und 64 (Textil- und Bekleidungs- 
gewerbe) beträgt der Rückgang in den letzten 14 Jah- 
ren rund 36 % bis zu 50 %. Er ist Ausdruck der 
Strukturkrise des Standortes Deutschland in diesen 
Branchen und war mit einem erheblichen Verlust an 
Arbeitsplätzen verbunden. Ähnlich, wenn auch weni- 
ger dramatisch, verlief der Konzentrationsprozeß 
im Bereich der heterogenen Wirtschaftsgruppe 
24 (Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Foto- und Filmlabors u. a.). Einen unter- 
schiedlichen Beitrag hat die Ungleichverteüung der 
Untemehmensgrößen, gemessen durch den relativen 
Konzentrationsgrad, in den betrachteten Branchen 
geleistet. Im Verlauf des Konzentrationsprozesses hat 
die Dominanz größerer Unternehmen in einzelnen 
Bereichen zugenommen (Wirtschaftsgruppen 39, 63, 
64), in den übrigen abgenommen ( Wirtschaf tsgmp- 
pen 61, 62). Wegen der Besonderheiten des quantita- 
tiv kleinen Bereichs 24 (Herstellung und Verarbei- 
tung von Spalt- und Brutstoffen) wird auf eine Kom- 
mentierung verzichtet. (Tz. 251) 

Zusammenfassend kann die Zunahme des Konzentra- 
tionsgrades in den hier betrachteten Wirtschaftsberei- 
chen als Ausdruck eines durch den internationalen 
Wettbewerb induzierten Strukturwandels gedeutet 
werden. 

91. Die Wirtschaftsgmppen mit langfristig stetig 
fallendem absoluten Konzentrationsgrad (Tabelle 4) 
zeigen ein heterogenes Büd^^j, jn allen Bereichen 
haben die Umsätze — zumindest nominell — zuge- 


32) Die Wirtschaftsgruppe 30 (Ziehereien, Kaltwalzwerke, 
Stahlverformung, Mechanik, anderweitig nicht genannt) ist 
ebenfalls durch einen langfristig fallenden Trend gekenn- 
zeichnet, der aber infolge von Datenlücken keine vollstän- 
dige Zeitreihe umfaßt. 
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Tabelle 2 


Wirtschaftsgruppen mit dem höchsten und mit dem geringsten absoluten Konzentrationsgrad 

gemessen am Herfindahl-Index 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 


lfd. 

Nr. 

Wirtschaftsbereich 

Konzentrationsgrad 

Unter- 

nehmen 

Umsatz 

SYPRO 
Nr. 3) 

Bezeichnung 

absolut *) 

relativ 2) 

xlOOO 

xlOO 

Anzahl 

Mrd. DM 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

Herfindahl-Index gröBer als 100 Punkte 

1 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Datenver- 







arbeitungsgeräten und -einrichhmgen 

235,402 

571,51 

143 

38,298 


35 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

200,762 

310,49 

53 

17,077 

H 

69 

Tabakverarbeitung 

195,112 

220,30 

30 

27,732 

■■ 

21 

Bergbau 

175,067 

358,19 

79 

29,128 

5 

22 

Mineralölverarbeitung 

135,711 

240,53 

50 

107,411 

6 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elek- 







trische Geräte für den Haushalt) 

114,937 

61,58 

12 

0,350 

7 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraftfahr- 







zeugen usw 

103,855 

1382,13 

1849 

288,910 

Herfindahl-Index kleiner als 5 Punkte 

1 

25 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 







Erden 

4,250 

239,42 

1 584 

39,262 


38 

Herstellung von Eisen-, Blech- und Metall- 







waren 

4,062 

283,80 

2 229 

67,898 


57 

Druckerei, Vervielfältigung 

3,852 

263,86 

2 067 

31,505 


58 

Herstellung von Kunststoffwaren 

3,392 

254,61 

2 206 

60,858 

5 

68 

Emährimgsgewerbe 

3,123 

327,71 

3 759 

194,941 

6 

54 

Holzverarbeitung 

2,425 

205,39 

2 152 

42,664 

7 

32 

Maschinenbau 

2,388 

347,86 

5 486 

216,994 


1) Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variations-Koeffizienten. 

Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Variations-Koeffizienten (V) und der Anzahl der Unternehmen (n) besteht der 
analytische Zusammenhang: H = (V2+l)/n. 

3) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassimg für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989 (GP), Arbeitsimter- 
lage. 

Quelle: Statistisches Bimdesamt, Abt. IV C. Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission vom 28. April 1994. 
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Tabelle 3 


Wirtschaftsbereiche mit einem stetigen Anstieg des absoluten Konzentrationsgrades 
gemessen am Herlindahl-Index 1977 bis 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 


Ql 

Wirtschaftsbereich 

Absoluter 

Konzentrationsgrad ^) 

Relativer 

Konzentrationsgrad 2) 

Unternehmen 

Umsatz im 
Wirtschaftsbereich 

SYPRO 

Nr. 3) 

Bezeichnung 

xlOOO 

% 

xlOO 

% 

Anzahl 

% 

Mrd. DM 

% 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 


a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

■1 

i 

j 

k 

1 

m 

n 

o 

1 

24 

Herstellimg und Ver- 
arbjeitimg von Spalt- 
und Brutstoffen 

364,68 

592,54 

62,48 

90,7 

43,0 

- 52,59 


2 

- 60,00 

0,229 

0,398 

73,80 

2 

39 

Herstellimg von 
Musikinstrumenten, 
Spielwaren, Schmuck, 
Füllhaltern; Verarbei- 
tung von Schnitz- und 
Formstoffen; Foto- 
und Filmlabors 

5,98 

9,42 

57,61 

181,0 

210,0 

16,02 

715 

574 

- 19,72 

5,134 

9,295 

81,05 

3 

61 

Ledererzeugung 

33,56 

54,50 

62,40 

134,9 

113,5 

- 15,86 

84 

42 

- 50,00 

0,943 

1,247 

32,24 

4 

62 

Lederverarbeitung 

15,58 

20,05 

28,70 

299,7 

254,9 

- 14,95 

641 

374 

- 41,65 

5,556 

6,979 

25,61 

5 

63 

Textilgewerbe 

2,70 

4,37 

62,04 

193,8 

199,1 

2,73 

1762 

1135 

- 35,58 

30,242 

40,652 

34,42 

6 

64 

Bekleidungsgewerbe 

2,31 

5,38 

133,03 

222,3 

278,0 

25,06 

2566 

1621 

- 36,83 

18,335 

27,874 

52,03 


Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variations-Koeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Variations-Koeffizienten (V) imd der Anzahl 
der Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (V2+l)/n. 

2) Statistisches Bimdesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassimg für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982 bzw. 1989 (GP), 
Arbeitsimterlage. 

Die Angaben für die Wirtschaftsgruppe 24 zum Jahr 1991 wurden von der Monopolkommission geschätzt. Gnmdlage sind 
Angaben aus der Untemehmensdatenbank des Verbandes der Vereine Creditreform e. V., Neuss. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979ff. 


nommen, es bestehen jedoch sowohl Branchen, in 
denen infolge wirtschaftlicher Schwierigkeiten die 
Anzahl der Unternehmen ziuückgegangen ist (Wirt- 
schaftsgruppen 21, 29, 52, 55), als auch solche, die in 
besonders hohem Maße expandiert haben (Wirt- 
schaftsgruppen 31, 32, 50, 65). Der Wirtschaftsbereich 
65 (Reparatur von Gebrauchsgütem) besitzt infolge 
seiner geringen Größe kein Gewicht. Die starke 
Expansion von Unternehmen mit 20 Beschäftigten 
imd mehr könnte jedoch ein Indiz für die Zukimft 
kleiner und mittlerer Unternehmen in diesem Bereich 
sein. Am Rückgang des absoluten Konzentrationsgra- 
des war in allen Wirtschaftsbereichen — mit Aus- 
nahme von 50 (Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitimgsgeräten imd -einrichtimgen) — 
der Rückgang der üngleichverteilung der Untemeh- 


mensgrößen beteiligt oder hat überwogen. Das heißt, 
daß auch in Wirtschaftsbereichen mit rückläufiger 
Anzahl der Unternehmen der relativ stärkere Rück- 
gang der Umsatzanteile der größeren Unternehmen 
eine anhaltende Vermindeiung des absoluten Kon- 
zentrationsgrades bewirkt hat. Besonders ausgeprägt 
ist dieses Moment im Wirtschaftsbereich 31 (Stahl- 
und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau), in dem 
ein verhältnismäßig starker Anstieg der Anzahl der 
Unternehmen auf Kosten der relativen Vorsprünge 
der Umsatzanteile der größeren Unternehmen gegan- 
gen ist. 

Diese Konstellation der Faktoren ist zwar kein Beleg 
für eine Intensivierung des Wettbewerbs, aber mit 
dieser konsistent Das gleiche Ergebnis könnte auch in 
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Tabelle 4 


Wirtschaltsbereiche mit einem stetigen Rückgang des absoluten Konzentrationsgrades 
gemessen am Herfindahl-lndex 1977 bis 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 


Lfd. 

Nr. 

Wirtschaftsbereich 

Absoluter 

Konzentrationsgrad *) 

Relativer 

Konzentrationsgrad 2) 

Unternehmen 

Umsatz im 
Wirtschaftsbereich 

SYPRO 
Nr. 3) 

Bezeichnung 

xlOOO 

% 

xlOO 

% 

Anzahl 

% 

Mrd. DM 

% 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

■■ 

h 

i 

j 

k 

1 

m 

n 

o 

1 

21 

Bergbau 

263,88 

175,07 

-33,66 

|EK| 

358,2 

- 24,46 

89 

79 

- 11,24 

20,815 

29,128 

39,94 

2 

29 

Gießerei 

28,00 

20,14 

- 28,07 

351,1 

281,1 

- 19,94 

476 

442 

- 7,14 

9,460 

16,286 

72,16 

3 

31 

Stahl- und Leicht- 
metallbau, Schienen- 
fahrzeugbau 

55,50 

8,90 

- 83,96 

814,7 



1214 

1522 

25,37 

20,529 

35,884 

74,80 

D 

Q 

Maschinenbau 

4,87 

2,39 

- 50,92 

459,5 


- 24,27 

4540 

B 

20,84 

101,996 

216,994 

112,75 

5 


Herstellung von Bü- 
romaschinen, Daten- 
verarbeitungsgerä- 
ten und -einrichtun- 
gen 

369,92 

235,40 

- 36,36 

527,8 

571,5 

8,28 

78 


83,33 

10,729 

38,298 

256,96 

6 

52 

Herstellung und Ver- 
arbeitimg von Glas 

40,84 

30,70 

- 24,83 

334,2 

284,9 

- 14,75 

298 

297 

- 0,34 

7,154 

14,284 

99,66 

1 

55 

Zellstoff-, Holzschliff-, 
Papier- und Pappe- 
erzeugimg 

1^11 

46,14 

- 26,29 

B 

B 

- 20,72 

136 

.... 

124 

- 8,82 

8,771 

20,223 

130,57 

8 

65 

Reparatur von Ge- 
brauchsgütem (ohne 
elektrische Geräte ' 
für den Haushalt) 

^^11 

114,94 

- 50,88 



- 3,14 

6 

12 

100,00 

0,149 

35,050 

23423,5 


g Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variations-Koeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Variations-Koeffizienten (V) imd der Anzahl 
der Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (V 2+i)/n. 

2) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982 bzw. 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitimgen für die Monopolkommission 1979 ff. 


dem Fall gelten, in dem der Effekt eines Rückgangs 
der Zahl der Unternehmen nicht steigernd auf den 
Konzentrationsgrad gewirkt hat, sondern durch eine 
Angleichung der Größe der übrigen Unternehmen 
überkompensiert winde. In diesem Fall hätte sich der 
Wettbewerb nicht durch Newcomer intensiviert, son- 
dern unter den im Markt verbleibenden Unterneh- 
men. (Tz. 252) 


92. Der ins Auge fallende Rückgang des Konzentra- 
tionsgrades in der Wirtschaftsgruppe 21 (Bergbau) 
kann — wie für andere Bereiche — analytisch auf 
zwei gegenläufige Tendenzen zurückgeführt werden: 
Während der Rückgang der Anzahl der Unternehmen 
um mehr als 10 %, isoliert betrachtet, konzentrativ 


wirkt, hat der simultane Rückgang der Umsatzanteile 
der größeren Unternehmen ihren Abstand zu den 
kleineren Unternehmen verringert, den ersten Effekt 
überkompensiert und den absoluten Konzentrations - 
grad im Ergebnis gesenkt. Wegen der großen volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung des Bergbaus und der 
Heterogenität der Aktivitäten wird diese Entwicklung 
in Tabelle 5 transparent gemacht. Prägend für die 
Wirtschaftsgruppe 21 ist der Wirtschaftszweig 2111 
(Steinkohlenbergbau und -brikettherstellung, Koke- 
rei), auch wenn sein Anteil an der gesamten Wirt- 
schaftsgruppe von rund 81 % im Jahr 1977 auf rund 
70 % im Jahr 1991 zurückgegangen ist. Eine gegen- 
läufige Entwicklung kennzeichnet den Wirtschafts- 
zweig 2180 (Torfgewinnung und -Veredlung). Hier 
war der starke Rückgang der Anzahl der Untemeh- 
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Tabelle 5 

Entwicklung des absoluten Konzentrationsgrades im Bergbau nach viersteliigen Wirtschaftszweigen 

gemessen am Herfindahl-Index 1977 bis 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 



Wirtschaftsbereich 

Absoluter 

Konzentrationsgrad *) 

Relativer 

Konzentrationsgrad 2) 

Unternehmen 

Umsatz im 
Wirtschaftsbereich 


Bezeichnung 

xlOOO 

% 

xlOO 

o 

Anzahl 

% 

Mrd. DM 

% 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 


1977 

1991 

1991/77 

■BH 

1991 

1991/77 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

9 

h 

i 

j 

D 

1 


n 

o 

1 

21 

Bergbau 

263,88 

175,07 

-33,66 

474,19 

358,19 

- 24,46 

89 

79 

- 11,24 

20,815 

29,128 

39,94 

2 

2111 

Steinkohlenbergbau 
und -biikettherstel- 
limg, Kokerei 

390,94 

327,51 

- 16,22 

202,05 

161,33 

- 20,15 

13 

11 

- 15,38 

16,820 

20,245 

20,36 

3 

2114 

Braunkohlenberg- 
bau imd -briketther- 
stellimg, Kokerei 

662,19 

■ 

■ 

152,02 

■ 

■ 

5 

2 

- 60,00 

1,942 

■ 

■ 

4 

2130 

Eisenerzbergbau 

1000 

1000 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

0 




5 

2141 

NE-Metallerzberg- 

bau 

1000 

1000 

0 

0 

0 

0 

1 

■ 

0 

■ 

■ 

■ 

6 

2145 

Gewinnung von 
Spalt- und brutstoff- 
haltigen Erzen 

- 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 


■ 


1 

2150 

Kah- und Steinsalz- 
bergbau, Salinen 

660,67 

■ 

■ 

172,16 

■ 

■ 

6 

6 

0 

1,327 

■ 


8 

2160 

Gewinnung von 
Erdöl, Erdgas 

416,97 

266,11 

-36,18 

122,55 

128,88 

5,17 

6 

10 

66,67 

1,293 

2,890 

123,51 

D 

2171 

Sonstiger Bergbau 

311,70* 

269,35 

- 13,59 

49,68 

119,34 

140,22 

B 

9 

125,00 

0,088+ 

0,523 

494,32 

10 

2180 

Torfgewimnmg und 
-veredlimg 

39,58 

116,33 

193,90 

104,77 

188,06 

79,50 

53 

39 

- 26,42 

0,186 

0.384 

106,45 


1) Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variations-Koeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Variations-Koeffizienten (V) und der Anzahl 
der Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (V2+l)/n. 

3) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982 bzw. 1989 (GP), 
Arbeitsimterlage. 

Symbole: . Wert aus Gründen der statistischen Geheimhaltung nicht veröffentlicht. 

Im Wirtschaftszweig hat kein Unternehmen innerhalb der Erfassungsgrenze von 20 Beschäftigten imd mehr 
seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt. 

• Wert für das Berichtsjahr 1979, da für 1977 statistisch geheim gehalten. 

+ Wert für das Berichtsjahr 1978, da für 1977 statistisch geheim gehalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt, IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979 bis 1994. 


men um über 25 % mit einer zunehmenden Konzen- 
tration der Umsätze auf die größeren der übrigen 
Unternehmen verbimden. (Tz. 253) 

Zusammenfassend sind für das Berichtsjahr 1991 aus 
der Betrachtung des Standes der Unternehmenskon- 
zentration auf der Ebene zweistelliger Wirtschafts- 
gruppen, insbesondere im Zusammenhang mit ihrer 
zeitlichen Entwicklung, keine wettbewerbspolitisch 
gravierenden, Handlungsbedarf indizierenden Sach- 
verhalte abzulesen. 


1.4 Konzentrationsgrad und Diversifikation 

93. Mit Unterstützimg des Statistischen Bundesam- 
tes konnte die Interpretierbarkeit der empirischen 
Ergebnisse in gewissem Umfang verbessert werden. 
Sowohl im Rahmen der Statistik nach Wirtschafts- 
zweigen als auch der Statistik für die Güterproduktion 
wurden die höheren Aggregationsebenen in die Auf- 
bereitimg einbezogen. Dadurch sind gegenwärtig für 
die industriellen Hauptgruppen sowie den Bergbau 
und das Verarbeitende Gewerbe insgesamt wirt- 
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schaftssystematisch vergleichbare Ergebnisse zum 
Stand der Untemehmenskonzentration und der Ange- 
botskonzentration verfügbar. Diese Gegenüberstel- 
lung ist angesichts der zunehmenden Diversifizienmg 
der Unternehmen von besonderem wettbevs/erbspoli- 
tischem Interesse. Sie verbindet die institutionelle 
Zuordnung der Unternehmen und die funktionale 
Zuordnung ihrer verschiedenen Geschäftsbereiche zu 
den jeweiligen Wirtschaftsbereichen. Während im 
ersten Fall die Unternehmen mit ihrem gesamten 
Umsatz nach dem Schwerpunkt ihrer Wertschöpfung 
jeweils nur einem Wirtschaftsbereich (institutionell) 
zugeordnet werden, werden im Bereich der Güterpro- 
duktion die Unternehmen gegebenenfalls in Teile 
gegliedert und verschiedenen Wirtschaftsbereichen 
(funktional) zugeordnet. Die Monopolkommission 
versteht in diesem Zusammenhang unter Unterneh- 
men die Unternehmen im institutioneilen Sinne und 
unter Anbietern nur die Unternehmen bzw, funktio- 
nalen Untemehmensteile, die eine bestimmte Güter- 
art herstellen. (Tz. 273) 

94. Durch den Vergleich der Ergebnisse zur Unter- 
nehmenskonzentration mit denen zur Angebotskon- 
zentration kann der Einfluß der Diversifizierung der 
Unternehmen in verschiedene Wirtschaftsbereiche 
auf den Konzentrationsgrad gemessen werden. Das 
Ergebnis ist nicht abstrakt vorherzubestimmen. Zwar 
steigt infolge der Diversifizierung die Zahl der Anbie- 
ter und wirkt insoweit senkend auf den absoluten 
Konzentrationsgrad. Die Wirkung auf die Größenver- 
teilung der Unternehmen kann indessen unterschied- 
lich sein und je nach Richtung und Stärke des Einflus- 
ses den Konzentrationsgrad in einzelnen Wirtschafts- 
bereichen zusätzlich senken oder aber im Ergebnis 
erhöhen. Dies hängt u. a. davon ab, ob größere Unter- 
nehmen stärker diversifizieren als kleinere bzw. 
umgekehrt. (Tz. 274) 

95. Die empirischen Ergebnisse zeigen ein eindeuti- 
ges Bild, In der überwiegenden Anzahl der jeweils 
weitgehend vergleichbaren zweistelligen Wirtschaf ts- 
bzw. Gütergruppen ist der Konzentrationsgrad infolge 
der DiversÜizierung der Unternehmen deutlich gerin- 
ger. Abbildung 2 veranschaulicht das Ergebnis für die 
Umsatzanteile der jeweils zehn größten Anbieter auf 
der Aggregationsebene der industriellen Hauptgrup- 
pen sowie für den Bereich des Bergbaus und des 
Verarbeitenden Gewerbes insgesamt. 


1.5 Unternehmens- und Angebotskonzentration nach altem 
und neuem Bundesgebiet 

96. Die Monopolkommission verfolgt mit besonde- 
rem Interesse die Entwicklung der Angebots- und 
Untemehmenskonzentration in den neuen Bundes- 
ländern. Sie begrüßt daher die Entscheidung des 
Statistischen Bundesamtes, die konzentrationsstatisti- 
schen Ergebnisse für mehrere Jahre nicht nur für den 
neuen Gebietsstand, sondern auch getrennt nach 
alten und neuen Bundesländern aufzubereiten. Aller- 
dings bestehen bei einem isolierten Ausweis der 
Ergebnisse für die neuen Bundesländer verstärkt 
Probleme der statistischen Geheimhaltung. Aus die- 
sem Gnmde werden nur Ergebnisse für das gegen- 


wärtige und für das frühere Bundesgebiet veröffent- 
licht. Isolierte Ergebnisse für die neuen Bundesländer 
können daraus nur in gewissem Umfang durch Diffe- 
renzrechnungen ermittelt werden. Die Monopolkom- 
mission hat für das Berichtsjahr 1991 die Ergebnisse 
für beide Gebietsstände in dem vorliegenden Gutach- 
ten veröffentlicht. (Tz, 245) 

97. Ein Vergleich der Ergebnisse im Berichtsjahr 
1991 nach beiden Gebietsständen zeigt für den Kon- 
zentrationsgrad noch keine größeren Unterschiede. 
Dies liegt daran, daß durch die Berücksichtigimg der 
neuen Bimdesländer die zuvor gegebene Struktur der 
größeren Unternehmen nur geringfügig und in vielen 
Fällen überhaupt nicht berührt wird. Da die Anzahl 
der Unternehmen jedoch zunimmt, geht der absolute 
Konzentrationsgrad entsprechend zurück. Soweit die- 
ser auf das gesamte Bundesgebiet bezogene Rück- 
gcing keinen Einfluß auf den Konzentrationsgrad 
regionaler Märkte hat, ist der wettbewerbliche Einfluß 
gering. (Tz. 245, 246) 


2. Stand und Entwicklung der Unternehmens- 
und Konzemkonzentration im Handel 


98. Die Monopolkommission hat erstmals vom Stati- 
stischen Bundesamt umfangreiches und in tiefer 
systematischer Gliedenmg bis zu fünfstelligen Posi- 
tionen der amtlichen Systematik (WZ) 33) aufbereitetes 
Material zur Untemehmenskonzentration im Handel 
und Gastgewerbe (Großhandel, Einzelhandel, Han- 
delsvermittlung, Gastgewerbe) erhalten. Damit wer- 
den dank der Unterstützung des Statistischen Bundes- 
amtes nach langjährigen Vorbereitungen weitere 
Teile eines Arbeitsprogramms realisiert, die Konzen- 
trationsberichterstattung der Monopolkommission 
über das Produzierende Gewerbe hinaus auf den 
Handel zu erweitern. Dieses Material ist unverzicht- 
bar. Es reicht allerdings für eine empirisch fundierte 
Darstellung und Beurteilung der Marktstmkturen im 
Handel noch nicht aus. (Tz. 279-290) 

99. Nach den auch in ihrem jüngsten Sondergutach- 
ten zu „Marktstruktur und Wettbewerb im Handel" 34) 
bestätigten Erkenntnissen der Monopolkommission 
ist eine sorgfältige Beobachtung der Angebotsstruktu- 
ren im Handel unerläßlich. Die mit unbestreitbaren 
wirtschaftlichen Vorteilen verbundene Konzentration 
des Handels, insbesondere des Lebensmitteleinzel- 
handels, auf wenige leistungsstarke Anbieter birgt auf 
der anderen Seite spezifische wirtschafts- und wettbe- 
werbspolitische Risiken. (Tz. 291) 

Die erforderliche Beobachtung der Angebotsstruktur 
im Handel ist jedoch von den im Zusammenhang mit 
der Konzentrationsstatistik allgemein bestehenden 

33) Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Unternehmens- imd 
Betriebssystematik, Systematik der Wirtschaftszweige mit 
Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart 1980. 

34) Monopolkommission, Marktstruktur imd Wettbewerb im 
Handel, Sondergutachten 23, Baden-Baden 1994. 


43 




Drucksache 1 2/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


systematischen Beschränkimgen der amtlichen Stati- 
stik besonders betroffen: 

— Durch die Begrenzimg des Untemehmensbegriffs 
auf die jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten 
wird das dominierende Gewicht von Konzernen 
imd Untemehmensgruppen nicht erfaßt. 

— Die Zuordmmg der gesamten Umsätze eines 
Unternehmens zu einem Wirtschaftsbereich ver- 
hindert, selbst elementare Basisdaten mit hinrei- 
chender Genauigkeit zu ermitteln. Dies betrifft 
z. B. im Lebensmitteleinzelhandel das Marktvolu- 
men, die relevante Anzahl der Anbieter imd deren 
Größenstruktur, gemessen in Marktanteilen. 

— Die den amtlichen Befragimgen zugnmdelie- 
gende funktionale Branchengliederung ist teils zu 
wenig differenziert, teils sachlich nicht angemes- 
sen. In den seit vielen Jahren verwendeten amtli- 
chen Fragebogen für die Jahreserhebimgen im 
Einzelhandel werden u. a. Pelzwaren mit Boden- 
belägen, Hausrat mit Baustoffen sowie Maschinen 
mit Tapeten jeweils in einer Warengruppe zusam- 
mengefaßt. (Tz. 292) 

1 00. Die Monopolkommission hat ihre imter wettbe- 
werbspolitischen Gesichtspimkten bestehenden kon- 
zeptionellen imd methodischen Vorstellimgen zur 
amtlichen Statistik im Zusammenhang mit dem Pro- 
duzierenden Gewerbe dargelegt. Welche institutio- 
neilen imd insbesondere rechtlichen Voraussetzun- 
gen eine Verbesserung der Handelsstatistik de lege 
lata und de lege ferenda erfordern, wird in Abschnitt D 
dieses Einfühnmgskapitels eingehend erörtert. In 
Anbetracht der genannten Vorbehalte und der Kürze 
der Beobachtimgsperiode von zwei Jahren möchte 
sich die Monopolkommission bei der wettbewerbs- 
politischen Interpretation der vorliegenden statisti- 
schen Ergebnisse zurückhalten. Sie hat das Material 
zur Untemehmenskonzentration im Handel und Gast- 
gewerbe für die Berichtsjahre 1989 und 1991 (Groß- 
und Einzelhandel) bzw. nur 1991 (Handelsvermitt- 
lung, Gastgewerbe) auf der Ebene zweistelliger Wirt- 
schaftsgruppen in Kapitel II und in tiefer systemati- 
scher Gliederung im Anlagenband zu diesem Gutach- 
ten veröffentlicht. (Tz. 294-304) 


3. Stand und Entwicklung der Konzentration von 
Großunternehmen (aggregierte Konzentration) 

101. Das Untersuchimgsprogramm der Monopol- 
kommission zur Beurteilung von Stand und Entwick- 
lung der aggregierten Konzentration umfaßt zwei 
Bereiche. Der erste Berichtsteil bezieht sich auf die 
branchenspezifische Analyse der Konzentrationsent- 
wicklungen bei Großunternehmen. Im einzelnen wer- 
den die hundert größten Industrieunternehmen, die 
zwanzig größten Handelsunternehmen imd die 
jeweils zehn größten Kreditinstitute, Versicherungs- 
gesellschaften sowie Verkehrs- und Dienstleistungs- 
Unternehmen des Jahres 1992 nach den für sie übli- 
chen Geschäftsvolumenmerkmalen (Umsatz, Bilanz- 
summe, Beitragseinnahmen) ermittelt. Eine Ände- 
rimg gegenüber vorhergehenden Gutachten erfolgt 
jedoch dahingehend, daß den größten deutschen 


Unternehmen aller Wirtschaftsbereiche die entspre- 
chenden größten Unternehmen Europas gegenüber- 
gestellt werden. Die herkömmliche, auf das Inland 
bezogene Berichterstattung wird durch einen euro- 
päischen Vergleich ergänzt. Indem die Monopolkom- 
mission hierbei ausschließlich den westeuropäischen 
Wirtschaftsraum berücksichtigt, trägt sie der fort- 
schreitenden Integration der europäischen Staaten 
Rechnung. 

Schwerpunkt der Berichterstattung im Rahmen von 
Kapitel III ist die Ermittlung der hundert größten 
Unternehmen aus allen Wirtschaftsbereichen nach 
dem Kriterium der Wertschöpfung. Das Erhebungs- 
merkmal Wertschöpfung konnte trotz der mit dem 
neuen Rechnungslegungsrecht verbundenen Pro- 
bleme bei der Datenbeschaffung auch im Berichtsjahr 
1992 beibehalten werden. Die Bedeutung und Ent- 
wicklung der hundert Großunternehmen wird im 
gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang anhand der 
Kriterien Wertschöpfung, Umsatz, Anzahl der Be- 
schäftigten, Sachanlagen und Cash-flow betrachtet. 
Das Untersuchungsprogramm erstreckt sich darüber 
hinaus auf die Ermittlung der Verflechtungen zwi- 
schen den hundert größten Unternehmen im Hinblick 
auf Anteilsbesitz, die Zusammenarbeit über Gemein- 
schaftsunternehmen und personelle Verflechtungen. 
Anschließend wird die Beteiligung der hundert größ- 
ten Unternehmen an den dem Bundeskartellamt nach 
§ 23 GWB angezeigten Untemehmenszusammen- 
schlüssen untersucht. 

In diesem Gutachten führt die Monopolkommission 
außerdem einmalig eine Untersuchung über die Kon- 
zentration in der Versicherungswirtschaft durch. 
(Tz. 305-309) 

102. Der Umsatz der hundert größten Industrieun- 
ternehmen wuchs zwischen 1990 und 1992 um 7,4% 
auf 1 026 Mrd. DM. Im Vergleich dazu stieg der 
Umsatz aller Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes um 9,8% und erreichte 1992 2 747 Mrd. 
DM. Die hundert größten Industrieunternehmen hat- 
ten am Umsatz des Produzierenden Gewerbes einen 
Anteil von 37,4% gegenüber 38,2 % im Jahr 1990. 
Damit setzte sich die seit 1982 insgesamt fallende 
Tendenz weiter fort. (Tz. 329-331) 

Im europäischen Vergleich belegten die hundert 
größten deutschen Industrieunternehmen Ränge zwi- 
schen drei und 421 (1990: Ränge zwischen vier und 
423). Damit haben sie ihre Position in der Rangliste 
insgesamt gut behauptet. In den meisten der vertrete- 
nen Branchen war die Entwicklung uneinheitlich. 
Ausnahmslos gute Geschäftsverläufe verzeichneten 
die Unternehmen der Bereiche Energieversorgimg 
und -erzeugung sowie Bauwirtschaft. (Tz. 335-341) 

Ein Vergleich der Angaben für die inländischen 
Konzembereiche mit denen des Gesamtkonzems ver- 
deutlicht die Bedeutung der ausländischen Konzem- 
töchter. 1992 betrug der kumulierte Anteil aller aus- 
ländischen Tochtergesellschaften an den Umsätzen 
der Unternehmen und Konzerne des Berichtskreises 
ca. 20%. (Tz. 342, 343) 

1 03. Der Umsatz der zwanzig größten Handelsunter- 
nehmen nahm zwischen 1990 und 1992 um 13,5 % zu 


44 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCksach© 12/8323 


und damit in geringerem Ausmaß als der Gesamtum- 
satz des Handels, der eine Zuwachsrate von 14,9 % 
auf wies. Die zwanzig größten deutschen Handelsim- 
temehmen erzielten 1992 Umsätze von 204 Mrd. DM. 
Dies entspricht einem Anteil von 10,5 % (1990: 10,7 %) 
am Gesamtumsatz des Handels, der 1992 1 941 Mrd, 
DM betrug. Die Liste der zwanzig größten Handels- 
unternehmen ist wie in den Vorjahren insofern unvoll- 
ständig, als einige große Firmengruppen mangels 
konsolidierter Jahresabschlüsse nicht berücksichtigt 
werden konnten, obwohl angenommen werden muß, 
daß sie unter einheitlicher Leitung stehen (Metro, 
Tengelmann und Aldi). Dadurch wird die Konzentra- 
tion im Handel unterschätzt. (Tz. 344-349) 

Wie bei den Industrieunternehmen v^rurden die zwan- 
zig größten deutschen Handelsimtemehmen den 
Größten Europas gegenübergestellt. Dabei hat sich 
gezeigt, daß die deutschen Unternehmen in Europa 
eine starke Stellung innehaben. Unter den zehn 
größten europäischen Handelsunternehmen befan- 
den sich vier deutsche. 

Die Bedeutung der ausländischen Konzembe- 
reiche wird an ihrem Beitrag zu den Umsätzen der 
Gesamtkonzeme abgelesen, der 1992 23,7% betrug. 
(Tz, 352-355) 

Neben den unter einheitlicher Leitimg stehenden 
Großimtemehmen stellen Einkaufsvereinigungen 
eine weitere Form der Konzentration im Handel dar. 
Sie dienen dem Zweck, die Wettbewerbsfähigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen durch die Mög- 
lichkeit zum gemeinsamen Einkauf zu verbessern. 
Ihre Bedeutung im Beschaffungsbereich ist weiterhin 
groß. Allein die Markant verzeichnete 1992 ein 
Inkasso- und Delkrederevolumen von über 26 Mrd. 
DM. (Tz. 356-359) 

104 - Die Büanzsumme der zehn größten Kredit- 
institute erhöhte sich zwischen 1990 imd 1992 auf 
2 379 Mrd. DM. Das entspricht einer Wachstumsrate 
von 20,5%, die höher war als die Zuwachsrate der 
Büanzsumme aller Kreditinstitute, die bei 14,4% lag. 
Die zehn größten Kreditinstitute konnten somit ihren 
Anteü an der Büanzsumme aUer Banken um 1,9 Pro- 
zentpunkte auf 38,0% steigern. (Tz. 361-364) 

Europaweit belegten die zehn größten deutschen 
Kreditinstitute Ränge zwischen zwei imd 31. Unter 
den ersten Zehn befanden sich die Deutsche Bank AG 
auf Rang zwei und die Dresdner Bank AG auf dem 
zehnten Platz. Auffälhg ist die große Zahl französi- 
scher Banken unter den zehn Größten Europas. 
Neben der Credit Lyonnais, die auf dem ersten Platz 
rangierte, waren vier weitere französische Unterneh- 
men in diesem Kreis vertreten. (Tz. 366-368) 

105 . Die zehn größten Versicherungsunternehmen 
erzielten insgesamt Beitragseinnahmen in Höhe von 
105 Mrd. DM. Gegenüber der Vorperiode verzeichne- 
ten sie somit ein überdurchschnittliches Wachstum 
von 38,6% (1988/90: 11,2%). Das Beitragswachstum 
aUer Versicherungsuntemehmen betrug 22,8%. Das 
macht deutlich, daß die größten Versicherungsunter- 
nehmen zu dem Zuwachs der Branche maßgeblich 
beitrugen. (Tz. 370, 371) 


In Europa war die Allianz AG Holding gemessen an 
ihren Beiträgen die größte Versicherung. Erhebliche 
Bedeutimg haben aber auch die staatlichen französi- 
schen Versicherer, von denen sich 1992 vier imter den 
größten Zehn befanden. Die zehn größten deutschen 
Versicherungsuntemehmen belegten Ränge zwi- 
schen eins imd 44. (Tz. 373-375) 

106 . Im Verkehrs- und Dienstleistungsgewerbe er- 
reichten die zehn größten Unternehmen 1992 insge- 
samt Umsätze von 46 Mrd. DM. Der Umsatz aUer 
Unternehmen dieses Wirtschaftsbereichs betrug dem- 
gegenüber 948 Mrd. DM. Bei einem Wachstum von 
13,3% (alle Unternehmen des Wirtschaftsbereichs: 
23,8%) verringerte sich der Anteü der zehn größten 
Verkehrs- und DiensÜeistungsunternehmen an dem 
Umsatz aUer Unternehmen dieser Bereiche um 
0,4 Prozentpunkte auf 4,9%. (Tz. 379-381) 

Die größten Verkehrs- und Dienstleistungsuntemeh- 
men Europas sind hauptsächlich dem Post- und Tele- 
kommunikationssektor zuzuordnen. Auf Rang eins 
lag die Deutsche Bundespost Telekom, gefolgt von der 
British Telecom und der France Telecom. Insgesamt 
belegten die zehn größten deutschen Unternehmen 
der betreffenden Wirtschaftsbereiche Plätze zwischen 
eins und 69. (Tz. 383-387) 

107 . Die ErmitÜung der hundert größten Unterneh- 
men nach dem Kriterium der Wertschöpfung des 
Inlandskonzerns erlaubt den direkten Vergleich zwi- 
schen Unternehmen verschiedener Branchen und 
Wirtschaftsbereiche hinsichtlich ihres Beitrags zum 
Sozialprodukt. Die konzeptioneUen Grundlagen die- 
ses Teils der Berichterstattung konnten trotz der mit 
dem Büanzrichtlinien- Gesetz verbundenen Ver- 
schlechterung der Datenbasis beibehalten werden. 
Ein Schwerpunkt der Änderungen bei der Rech- 
nungslegung lag auf der UmsteUung auf das Weltab- 
schlußprinzip, das grundsätzhch eine Einbeziehung 
aUer Tochterunternehmen unabhängig von ihrem Sitz 
vorsieht. Da die Monopolkommission in ihren Gutach- 
ten auf die inländischen Konzembereiche absteUt, 
wurde die Datenbeschaffung dadurch erschwert. In 
den Fällen, in denen die für die Berechnung der 
inländischen Wertschöpfung benötigten Daten dem 
Geschäftsbericht des betreffenden Unternehmens 
nicht zu entnehmen waren, wurde eine Befragung 
durchgeführt. Insgesamt hat die Monopolkommission 
103 Unternehmen befragt, von denen 72 die erfragten 
Daten zur Verfügung gestellt haben. Die Zahl jener 
FäUe, in denen die Wertschöpfung geschätzt werden 
mußte, lag mit 31 nur unwesenüich höher als in der 
Vorperiode. Durch eine umfassende Überprüfung der 
Schätzmethoden anhand von Ex-post- Schätzungen in 
den Vorperioden konnte die Monopolkommission die 
ausreichende Güte der Schätzverfahren verifizieren. 
(Tz. 310-320, 397) 

108 . Unterschiedhches Branchen- und Untemeh- 
menswachstum führte zwischen 1990 und 1992 zu 
zahlreichen Veränderungen sowohl in der Zusam- 
mensetzung des Kreises der „ 100 Größten" als auch in 
der Reihenfolge innerhalb der Rangliste. Die hundert 
größten Unternehmen wiesen insgesamt eine Wert- 
schöpfung von rd. 336 Mrd. DM auf. Sie stieg damit um 
9,7% und somit deutlich geringer als in der Vorpe- 
riode, in der die Steigerung 12,5% betragen hatte. 
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Gleichzeitig wuchs die Wertschöpfung aller Unter- 
nehmen um 14,0% (1990: 14,6%). Der Anteil der 
hundert Größten an der Wertschöpfung aller Unter- 
nehmen ging wie in den Vorperioden zurück und wies 
1992 einen Wert von 17,6% auf (1990: 18,5%). 
(Tz. 399-404) 

109 . Eine Betrachtung der „100 Größten" nach Zeh- 
ner^Rang gruppen bestätigt die Ergebnisse der voran- 
gegangenen Hauptgutachten, nach denen zwischen 
den Ranggruppen ein großes Gefälle besteht. Der 
Anteil der zwanzig größten Unternehmen an der 
Wertschöpfung der „100 Größten" betrug 1992 58% 
und zeigte damit eine leicht fallende Tendenz, Auch 
ist das Gefälle zwischen den ersten beiden Ranggrup- 
pen zwischen 1990 und 1992 weiter zurückgegangen. 
Nimmt man den Cash-flow als Maßstab, so besteht 
zwischen der ersten Zehner-Ranggruppe und den 
übrigen Unternehmen ein größeres Gefälle als bei der 
Wertschöpfung, (Tz. 405, 429) 

110 . Soweit die jeweiligen Daten für beide Jahre 
festgestellt werden konnten, wurde die Entwicklimg 
der Großunternehmen zwischen 1990 und 1992 nach 
den Merkmalen Umsatz, Anzahl der Beschäftigten, 
Sachanlagevermögen und Cash-flow aufgezeigt. Der 
Umsatz konnte für 79 Unternehmen, die in beiden 
Jahren unter den „100 Größten" waren, ermittelt 
werden. Unberücksichtigt blieben dabei die Unter- 
nehmen der Bank- und Versichenmgswirtschaft. Die 
einbezogenen Unternehmen erreichten an den Um- 
sätzen aller Unternehmen einen Anteil von 18,7% 
gegenüber 18,8% 1990. (Tz, 407-412) 

Im Hinblick auf die Zahl ihrer Beschäftigten wurden 
89 Unternehmen, die in beiden Jahren unter den 
hundert Größten waren, in die Untersuchung einbe- 
zogen. Ihr Anteil an der Beschäftigtenzahl aller Unter- 
nehmen betrug 16,6% und stieg damit gegenüber 
1990 um 0,6 Prozentpunkte. (Tz, 413-418) 

Das Sachanlagevermögen lag bei 67 Unternehmen für 
beide Jahre vor. Unternehmen des Kredit-, Versiche- 
rungs- und Dienstleistungsgewerbes wurden hier 
nicht berücksichtigt. Die einbezogenen Unternehmen 
erreichten 30,2% (1990: 29,0%) des Sachanlagever- 
mögens aUer Unternehmen aus den betreffenden 
Wirtschaftsbereichen. (Tz. 419-425) 

In die Untersuchung der himdert Größten nach dem 
Merkmal Cas/i-/iow wurden 1992 51 (1990: 48) Unter- 
nehmen einbezogen. Der Anteil dieser Unternehmen 
an dem Cash-flow aller Unternehmen betrug 1992 
19,1 % gegenüber 20,8% im Jahr 1990. Damit wuchs 
der Cash-flow der Großimtemehmen erstmals in 
geringerem Umfang als derjenige aller Unternehmen. 
(Tz. 426-432) 

111 . Die Aufschlüsselung der „100 Größten" nach 
der Rechtsform ergab wie 1990, daß der überwie- 
gende Teil der Unternehmen (86%) Kapitalgesell- 
schaften waren. Die meisten der Unternehmen in der 
Gesellschaftsform der Personengesellschaft rangier- 
ten in der imteren Hälfte der Rangliste. (Tz. 433) 

112 . Der Anteilsbesitz an den hundert Größten wird 
nach verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet. 
Zum einen werden die Kapitalverflechtimgen der 
„100 Größten" untereinander analysiert, zum ande- 


ren wird der Anteilsbesitz unterschiedlicher Katego- 
rien von Anteilseignern untersucht. Für die meisten 
Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" haben 
sich die Besitzverhältnisse nicht wesentlich verändert. 
In den Fällen, in denen Verändenmgen stattfanden, 
waren überwiegend Anteilseigner aus dem Kreis der 
hundert Größten beteiligt. Die Ändenmgen der Kapi- 
talverflechUmgen zwischen den hundert Größten 
waren zum einen eine Folge der Wechsel in der 
Zusammensetzimg des Untemehmenskreises, zum 
anderen resultierten sie aus Erwerb und Veräußerung 
von Kapitalanteilen. Zu den häufigsten Anteüseig- 
nem zählten wie in den Vorperioden ein Versiche- 
nmgskonzem und drei Großbanken. Die durch Kapi- 
talverflechtungen entstandene Interdependenz zwi- 
schen den „100 Größten" nahm wie in den Vorperi- 
oden zwischen 1990 und 1992 zu. (Tz. 434-440) 

Bei 29 Unternehmen befand sich die Aktienmehrheit 
in Streubesitz, bei 19 Unternehmen im Besitz von 
Einzelpersonen, Familien und Familienstiftungen und 
in 16 Fällen in ausländischem Einzelbesitz, wobei die 
Zahl der Unternehmen in diesen Gruppen gegenüber 
1990 jeweils geringfügig abgenommen hat. Zuge- 
nommen hat demgegenüber die Anzahl der Gesell- 
schaften im Besitz der öffentlichen Hand um drei auf 
elf. Ursächlich hierfür war vor allem die veränderte 
Zusammensetzimg des Kreises der „100 Größten" , der 
erstmals auch zwei ostdeutsche Unternehmen um- 
faßte, die im Besitz der Treuhandanstalt standen. 
(Tz, 441-444) 

113 . Über Gemeinschaftsunternehmen bestanden 
1992 zwischen den „100 Größten" 283 Verflechtun- 
gen (1990: 229), wobei vier der Gemeinschaftsunter- 
nehmen selbst dem Kreis der „100 Größten" angehör- 
ten. Die Gemeinschaftsunternehmen waren insge- 
samt 73 (1990: 69) Großunternehmen zuzurechnen. 
Diese stammten überwiegend aus der ersten Hälfte 
der Rangliste, Die größte Zahl von Verflechtungen 
über Gemeinschaftsunternehmen wiesen 1992 die 
Unternehmen VEBA AG, Dresdner Bank AG, RWE 
AG, Siemens AG, Thyssen AG und Deutsche Bank AG 
auf. Die aufgrund derartiger Verflechtungen berech- 
nete Interdependenz zwischen den betrachteten 
Unternehmen nahm zwischen 1990 und 1992 erneut 
zu. Eine Aufgliederung nach Wirtschaftszweigen 
zeigt, daß eine Zusammenarbeit über Gemeinschafts- 
unternehmen am häufigsten bei Unternehmen der 
Mineralölwirtschaft und der Eisenschaffenden Indu- 
strie anzutreffen war.(Tz. 445-456) 

114. Im Rahmen der Untersuchung personeller Ver- 
flechtungen werden ausschließlich direkte berück- 
sichtigt, bei denen eine oder mehrere Personen 
gleichzeitig den Geschäftsführungs- oder Kontrollor- 
ganen von mindestens zwei Unternehmen aus dem 
Kreis der „100 Größten" angehören. 1992 entsandten 
41 (1990; 46) Unternehmen Mitglieder ihrer Ge- 
schäftsleitung in die Kontrollorgane anderer Unter- 
nehmen aus dem Kreis der hundert Größten. Demge- 
genüber waren in den Kontrollorganen von 70 (1990: 
77) der zu den „100 Größten" gehörenden Unterneh- 
men Mitglieder der Geschäftsführung anderer Unter- 
nehmen aus diesem Kreis vertreten. Die Gesamtzahl 
der Verflechtungen über Geschäftsführungsmitglie- 
der betrug 178 und nahm damit gegenüber 1990 um 
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22 ab. Die Verbindungen über Geschäftsführungs- 
mitglieder von Banken und Versicherungen reduzier- 
ten sich prozentual in noch stärkeren Ausmaß. Auch 
die Anzahl der Verknüpfungen über sonstige Man- 
datsträger \md der Grad der Verflechtungen zwischen 
den größten Zehn gingen zurück. Unter wettbewerbs- 
politischen Gesichtspunkten ist die Frage von Inter- 
esse, ob durch Mandatsträger Unternehmen glei- 
cher Wirtschaftszweige miteinander verbunden wer- 
den. 1992 konnten 23 Verflechtungen dieser Art 
festgestellt werden gegenüber 20 ün Jahr 1990. 
(Tz. 457-469) 

115. Mit der Untersuchung der Beteiligimg der „100 
Größten“ an den dem Bundeskartellamt nach § 23 
GWB angezeigten Unternehmenszusammenschlüs- 
sen weist die Monopolkommission auf die wettbe- 
werbspolitische Bedeutung des externen Wachstums 
der „ 100 Größten" hin. An den insgesamt angezeigten 
3 257 (1990: 3 555) Zusammenschlüssen waren Unter- 
nehmen aus dem Betrachtungskreis in 1 403 (1990: 
1 508) Fällen beteüigt. (Tz. 470-472) 

116. In diesem Hauptgutachten untersucht die 
Monopolkommission zusätzlich die Konzentration in 
der Versicherungswirtschaft. In den Mittelpunkt hat 
sie dabei die nach Beitragseinnahmen zehn größten 
Versichenmgsuntemehmen und ihre Verflechtungen 
untereinander gestellt. Darüber hinaus analysiert sie 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung des Versiche- 
rungssektors und behandelt die Amtspraxis des Bim- 
deskartellamtes im Berichtszeitraum. Schließhch geht 
sie auf die Bedeutung von Kooperationen ein. Mit 
einigen Einschränkungen, die vor allem die zahlrei- 
chen Einflußmöglichkeiten großer Versicherer auf 
Unternehmen desselben und anderer Wirtschaftsbe- 
reiche betreffen, hält die Monopolkommission die 
Konzentration im Versicherungssektor derzeit nicht 
für bedenklich. (Tz. 473-495) 


4. Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen und Zusammenschiußkontroile 

4.1 MiBbrauchsaufsicht 

117. Die Bedeutung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen als „dritte Säule" 
des Kartellrechts ist im Berichtszeitraum im wesentli- 
chen imverändert geblieben. Der Anstieg bei den 
Verfahrenszahlen ist auf das Fortbestehen von Son- 
dereinflüssen wie die deutsche Vereinigung zurück- 
zuführen. Hinzu kommt als neues Tätigkeitsfeld die 
Mißbrauchsaufsicht in ehemaligen staatlichen Mono- 
polbereichen, die entweder dereguliert sind oder 
einer Entstaatlichung unterliegen. Auf der Grundlage 
von § 47 GWB hat das Bundeskartellamt erstmals 
auch Verfahren auf die Artikel 85 und 86 EG-Vertrag 
gestützt. 

Der Schwerpunkt der Verhaltenskontrolle durch die 
Landeskartellbehörden hegt unverändert in der Ver- 
sorgungswirtschaft, namenthch bei der Aufsicht über 
Gaspreise. Aus den Ländern wird überwiegend von 
einer Bedeutungszunahme der Mißbrauchsaufsicht 
berichtet. Im Freistaat Bayern wurden erstmals Gas- 
preissenkungen formell verfügt. (Tz. 496, 497) 


118. Preismißbräuche stellen wegen konzeptionel- 
ler Probleme und hoher Anforderungen an den Nach- 
weis des Mißbrauchs die Ausnahme kartellbehördh- 
cher Verhaltenskontrolle dar. Trotz der insgesamt 
geringen Erfolgsaussichten bleibt das Bundeskartell- 
amt weiterhin seiner Linie treu, Verfahren in solchen 
Fällen einzuleiten, in denen der Verdacht eines Aus- 
beutungstatbestandes besteht. In Verbindimg mit 
dem dann regelmäßig gegebenen öffentüchen Inter- 
esse an solchen Fällen sind gewisse preisdisziplinie- 
rende Wirkimgen auch außerhedb einer rechtskräftig 
gewordenen Verfügimg nicht auszuschheßen. 

In diese Fallkategorie gehört das Verfahren gegen 
fünf Unternehmen der Kreditwirtschaft, die auf dem 
Regionalmarkt Berlin in der Hochzinsphase des Jah- 
res 1992 die Verzinsung von Sparkonten mit gesetzli- 
cher Kündigungsfrist wenig oder gar nicht angehoben 
hatten. Das Verfahren wurde im März 1993 ohne den 
Erlaß einer Verfügung wegen des insgesamt sinken- 
den Zinsniveaus eingestellt. Damit bleiben wesentli- 
che Fragen der Preismißbrauchsaufsicht in der Kredit- 
wirtschaft wie die nach dem Vorliegen der Eingriffs- 
voraussetzungen des § 22 Abs. 1 GWB imd die nach 
den konzeptionellen Gnmdlagen für den Nachweis 
von Mißbrauch — in diesem Fall atypischerweise 
mißbräuchlich niedrige Preise — einer weitergehen- 
den Überprüfung durch die Gerichte entzogen. 
(Tz. 498-504) 

119. Fortentwicklungen der Mißbrauchsaufsicht 
zeichnen sich bei der Verfolgung von Behinderungs- 
tatbeständen ab. Eine neue Fallgruppe ergibt sich aus 
der Deregulienmg bisheriger staatlicher Monopolbe- 
reiche wie dem Femmeldewesen. In den bereits 
wettbewerbhch organisierten Bereichen der Tele- 
kommunikation — Mobilfimk imd Datenübertragung 
— können Netzzugangsbeschränkungen oder die 
Quersubventionienmg von Diensten zu erheblichen 
Wettbewerbsbehinderungen führen. Solange die Re- 
gulierungsinstanz auf diesen Feldern keine für alle 
Marktteünehmer verbindlichen Regelungen trifft, 
kann der kartellbehördlichen Mißbrauchsaufsicht 
hier eine Aufgabe zukommen. (Tz. 505, 506) 

120. Im Berichtszeitraum hat das Bimdeskar teilamt 
erstmals Mißbrauchsverfahren gemäß § 47 GWB auf 
Vorschriften des europäischen Wettbewerbsrechts 
gestützt. Die bisherige Fallpraxis hat einen Schwer- 
punkt bei der Verfolgimg von wettbewerbsbehin- 
demden Exklusivitätsbindimgen. Das Bimdeskartell- 
cunt sieht wegen der niedrigeren Eingriffsvorausset- 
zungen des Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag im Vergleich 
zu § 18 GWB in der Anwendimg europäischen Rechts 
verbesserte Durchsetzungsmöglichkeiten gegenüber 
solchen Praktiken. In noch laufenden Verfahren 
ermittelt das Bundeskartellcimt unter anderem gegen 
Reiseveranstalter. Einmal geht es um Vertriebsbin- 
dungen der Reiseveranstalter, mit denen den vertrag- 
lich gebundenen Reisebüros verboten wird, die Ange- 
bote bestimmter Wettbewerber zu vertreiben. In die- 
sem Fall ist eine auf § 18 GWB gestützte Untersa- 
gimgsverfügung des Bundeskartellamtes aus dem 
Jahre 1988 im Beschwerdeverfahren aufgehoben 
worden. Nunmehr überprüft das Bvmdeskartellamt 
die Vereinbarkeit der Vertragsklauseln mit Artikel 85 
Abs. 1 EG-Vertrag. 
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In einem zweiten Verfahren wird Reiseveranstaltern 
vorgeworfen, einen bestimmten niedrigpreisigen 
Konkurrenten dadurch imbillig zu behindern, daß den 
Hotelbetreibem in bestimmten Urlaubsregionen un- 
tersagt wird, mit dem Wettbewerber Verträge über 
Hotelkapazitäten abzuschließen, (Tz. 507-510) 

121 . In einem auf § 26 Abs. 2 GWB gestützten Ver- 
fahren hat das Bundeskartellamt die Bezugsverweige- 
rung eines Pharmagroßhändlers gegenüber einem 
Importeur von re- imd parallelimportierten Arzneimit- 
teln für imwirksam erklärt. Das Amt sieht in dem von 
dem Importeur bislang genutzten Direktvertrieb kei- 
nen vergleichbaren Ersatz für den Vertrieb von 
Importmedikamenten durch den Pharmagroßhandel. 
Dieser verweigere systematisch und branchenweit 
den Bezug und Vertrieb der um 10 bis 15 % billigeren 
re- und parallelimportierten Präparate. Nach Auffas- 
sung des Amtes wiegen im Rahmen der Gesamtabwä- 
gung die Nachteile der Bezugsverweigenmg für den 
Wettbewerb auf dem relevanten Markt höher als die 
wirtschaftlichen Nachteile, die der verfügte Kontra- 
hienmgszwang für das betroffene Großhandelsunter- 
nehmen bewirkt. Die Untersagung der Bezugsverwei- 
genmg ist im Beschwerdeverfahren durch das Kam- 
mergericht aufgehoben worden. Das Bundeskartell- 
amt hat Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof 
eingelegt. (Tz. 511-519) 

122 . Im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen der Elektrizitäts- 
bzw. Gaswirtschaft leitete das Bundeskartellamt im 
Berichtszeitraum drei Verfahren ein. In dem Konzes- 
sionsvertrag zwischen der RWE Energie AG und der 
Stadt Kleve und der darin vereinbarten Ausschließ- 
lichkeitsbindung sieht das Kartellamt einen Verstoß 
gegen Artikel 85 Abs. 1 EG- Vertrag. Die RWE Energie 
AG meldete den Vertrag im April 1993 bei der 
Europäischen Kommission in Brüssel an und bean- 
tragte eine Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 EG- 
Vertrag. (Tz. 520-522) 

Im April 1993 mahnte das Bundeskartellamt den 
zwischen der Ruhrgas AG und der Thyssengas GmbH 
vereinbarten Demarkationsvertrag ab. In diesem Ver- 
trag wird die ausschließliche Abgrenzung der Versor- 
gungsgebiete durch weitere Vertragsklauseln zum 
Teil wieder rückgängig gemacht. Das Resultat ist die 
gemischte bzw. gemeinsame Versorgung der abge- 
grenzten Versorgungsgebiete, so daß das Bundeskar- 
tellamt energiewirtschaftliche Rationalisierungsef- 
fekte bezweifelt. Damit sind diese Vereinbarungen 
nicht freistellbar nach § 103 Abs. 1 Nr. 1, 4 GWB. Da 
die vertraglich fixierten Absatzbeschränkungen auch 
Begrenzungen des zwischenstaatlichen Handels be- 
wirken, verstößt der Demarkationsvertrag gegen Arti- 
kel 85 Abs. 1 EG-Vertrag. (Tz. 523-525) 

123 . Darüber hinaus untersagte das Bundeskartell- 
amt im Juni 1992 die Durchleitungsverweigerung des 
Regionalverteilers Erdgas Südsachsen und der Ver- 
bundnetz Gas AG (VNG) gegenüber der Wintershall 
Erdgas Handelshaus GmbH (WIEH). Nach Auffas- 
sung des Amtes stellt die Ablehnung des Durchlei- 
tungsersuchens eine mißbräuchliche, unbülige Behin- 
derung der WIEH im Sinne der §§ 22, 26 Abs. 2 GWB 
dar. Die Landeskartellbehörde Sachsen genehmigte 
der Erdgas Südsachsen im November 1992 die Durch- 


leitungsverweigerung. Die VNG legte im August 1992 
Beschwerde beim Kammergericht gegen die Untersa- 
gung des Kartellamtes ein. Das Kammergericht gab 
dieser Beschwerde statt und hob den Beschluß des 
Amtes vom 29. Juni 1992 auf. Das Bundeskartellamt 
legte gegen diese Entscheidung Rechtsbeschwerde 
beim Bundesgerichtshof ein. (Tz. 526-528) 

124 - Das Bundeskartellamt strebt eine wettbewerb- 
liche Öffnung der leitungsgebundenen Energiewirt- 
schaft an. Dieses Ziel soll durch die Durchleitung und 
die Auflockerung des Gebietsschutzes auf Basis des 
geltenden deutschen und europäischen Rechts 
erreicht werden. Die Monopolkommission begrüßt 
diese Vorstöße des Bundeskartellamtes. Sie vertritt 
die Auffassung, daß diese Möglichkeiten durch eine 
Reform der energiewirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen erweitert werden sollten. 


4.2 ZusammenschluBkontrolle 

125 . Die Zahl der seit Beginn der Fusionskontrolle 
1974 angezeigten Zusammenschlüsse ist bis zum 
31. Dezember 1993 auf 17 660 gestiegen. Im Berichts- 
zeitraum 1992/1993 wurden 3 257 Zusammenschlüsse 
(1990/1991: 3 555) beim Bundeskartellamt angezeigt 
und sechs (1990/1991: acht) Zusammenschlüsse bzw. 
Zusammenschlußvorhaben untersagt. Damit ging die 
seit 1983 stetig wachsende Zahl der angezeigten 
Zusammenschlüsse zum ersten Mal zurück. Auch die 
seit dem Berichtszeitraum 1988/1 989 rückläufige Ten- 
denz der Untersagungen hat sich bestätigt. Dies ist 
zum einen auf die Erweiterung der räumlich relevan- 
ten Märkte aufgrund der Wiedervereinigung und der 
Entwicklung des Binnenmarktes zurückzuführen, 
zum anderen mit dem begrenzten Zuständigkeitsbe- 
reich des Bundeskartellamtes seit Inkrafttreten der 
Europäischen FusionskontroUverordnung zu erklä- 
ren, die gerade Fusionen besonders umsatzstarker 
Unternehmen der Europäischen Kommission zur Ent- 
scheidung zuweist. (Tz. 529-532) 

126 . Die Differenzierung der kontroUpflichtigen 
Untemehmenszusammenschlüsse nach der Art des 
zugrundeliegenden Zusammenschlußtatbestandes 
zeigt, daß der Großteil der Fusionen klassische Über- 
nahmen sind. Es dominiert der Anteilserwerb, gefolgt 
von der Bildung von Gemeinschaftsunternehmen und 
dem Vermögenserwerb. Die Auffangtatbestände des 
§ 23 Abs. 2 Nr. 5 und 6 GWB blieben ohne größere 
Bedeutung für die Fusionskontrolle, Der mit der 
Fünften Gesetzesnovelle neu eingeführte Zusammen- 
schlußtatbestand nach Nr. 6 der Vorschrift — wettbe- 
werblich erheblicher Einfluß bei einer Beteiligungs- 
höhe unterhalb von 25 % — wurde im Berichtszeit- 
raum in mehreren Fällen auf seine Reichweite gete- 
stet. (Tz. 533, 534) 

127 . Der Anwendungsbereich des § 23 Abs. 2 Nr. 1 
GWB — Erwerb wesentlicher Vermögensteile — bleibt 
umstritten. Im Fall der Übertragung des Warenzei- 
chens „Frapan" von Melitta auf die Handelsgruppe 
EDEKA im Zuge des Entflechtungsverfahrens Me- 
litta/Kraft war über die Einstufung der Übertragung 
als „Erwerb" zu entscheiden. Das Bundeskartellamt 
hatte in der Löschung des Warenzeichens aus der 
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Warenzeichenrolle beim Deutschen Patentamt durch 
Melitta und dessen umgehender Neueintragung 
durch EDEKA ein koordiniertes Verhalten zur Umge- 
hung der Zusammenschlußkontrolle gesehen. Es 
nahm einen Vermögenserwerb „in sonstiger Weise" 
an. Gegen das Vorliegen eines Zusammenschlusses 
sprach auch nicht, daß Melitta seine Folienprodukte 
mit verschiedenen Warenzeichen veräußert, unter 
denen „Frapan" zum Zeitpunkt der Übertragung nur 
eine nachgeordnete Bedeutung für den Folienpro- 
duktumsatz von Mehtta hatte. Entscheidend für die 
Wesentiichkeit eines Vermögens teiles ist, daß der 
Erwerber durch dessen Übertragung in die Lage 
versetzt wird, in die Marktstellung des Veräußerers 
einzutreten. Dies gilt unabhängig davon, ob der 
Erwerber bereits auf dem relevanten Markt tätig war. 
(Tz. 535-542) 

128 . In den Fällen der Veräußerung von bisher 
ausschließlich unternehmensintern genutzten Re- 
chenzentren durch Industrieunternehmen sieht das 
Bundeskartellamt einen Zusammenschluß im Sinne 
von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB, Erwerber der Rechenzen- 
tren sind Anbieter von Rechenzentrumsleistungen. 
Anders als in Fällen, in denen imtemehmensrechtlich 
verselbständigte Rechenzentren veräußert werden 
oder in denen das Rechenzentrum in ein für diese 
Zwecke gegründetes Gemeinschaftsunternehmen 
etngebracht wird, fehlt es bei der Veräußerung eines 
rechtlich unselbständigen Rechenzentrums an der für 
die Qualifizienmg als Zusammenschluß notwendigen 
Marktwirkung. Der Argumentation des Bundeskar- 
tellamtes, die Marktwirkungen einer solchen Übertra- 
gung beständen darin, daß das veräußernde Unter- 
nehmen mit dem Verkauf des Rechenzentrums end- 
gültig als potentieller Anbieter aus dem Markt für 
Rechenzentrumsleistungen ausscheidet, der Erwer- 
ber unmittelbar einen Zuwachs an marktvnrksamen 
Umsätzen erfährt und das Marktvolumen des relevan- 
ten Marktes durch den Fremdbezug von bisher unter- 
nehmensintem erbrachten Leistungen erhöht wird, 
steht die Monopolkommission kritisch gegenüber. Sie 
sieht in der Ausgliederung von Produktions- oder 
Dienstleistungsbereichen, die reine Zulieferfunktio- 
nen für den eigentlichen Untemehmenszweck dar- 
stellen, eine Alternative zu der nicht kontrollpflichti- 
gen Auflösung eines Betriebsteils. Die Anwendung 
von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB auf die im Wirtschaftsleben 
häufig anzutreffenden Vorgänge des sogenannten 
Outsourcing würde den Anwendimgsbereich der 
Fusionskontrolle unangemessen ausweiten. Aus- 
schließlich untemehmensintem genutzte Betriebs- 
teile sind nach Auffassung der Kommission nur dann 
wesentliche Vermögensteile im Sinne des Zusam- 
menschlußbegriffes, wenn ihr Erwerb dazu geeignet 
ist, die strukturellen Gegebenheiten des relevanten 
Marktes spürbar zu verändern. Dies festzustellen, 
sollte der Einzelfallprüfung überlassen bleiben. 
(Tz. 543-547) 

129 . Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt 
einen Zusammenschluß auf dem Genossenschaftssek- 
tor untersagt Der Beurteilung des Bimdeskartellam- 
tes liegt — wie schon in dem Verfahren Bay Wa/WLZ 
— die Auffassung zugrunde, daß eine Hauptgenos- 
senschaft mit ihren jeweiligen Primärgenossenschaf- 
ten eine wettbewerbliche Einheit bildet. Das Bundes- 


kartellamt ging von einem räumlich relevanten Markt 
aus, der trotz geringerer Lief er- und Bezugsentfemun- 
gen das gesamte Tätigkeitsgebiet der Hauptgenos- 
senschaft und ihrer Primärgenossenschaften umfaßt. 
Die Monopolkommission vertritt die Auffassung, daß 
Unternehmen, die ein flächendeckendes Netz von 
Einkaufs- und Vertriebsstellen unterhalten, sich auch 
unter Hinweis auf das Bedarfsmarktkonzept nicht 
auf das Bestehen relativ kleiner räumlicher Märkte 
berufen können, wenn diese aneinandergrenzen 
imd so lückenlos einen größeren Wirtschaftsraum ab- 
decken. Vielmehr sollte das gesamte Tätigkeitsgebiet 
berücksichtigt werden, auf dem ein Unternehmen 
mit einer einheitlichen Untemehmenspohtik auftritt. 
(Tz. 548-550) 

130 . Das Hauptproblem eines weiteren Verfahrens 
bildete die Anwendung des Verhältnismäßigkeits- 
grundsatzes, Das Zusammenschlußvorhaben betraf 
den Erwerb eines amerikanischen Unternehmens, das 
in Europa und insbesondere in Deutschland nur über 
geringfügige Aktivitäten verfügte. Sein inländischer 
Umsatz machte lediglich 1 bis 1,5 % des Gesamtum- 
satzes aus. Wegen Verstärkung der marktbeherr- 
schenden Position des erwerbenden Unternehmens 
imtersagte das Bundeskartellamt den gesamten 
Zusammenschluß, da eine Teiluntersagung nicht in 
Betracht kam. Die Monopolkommission teilt im 
Ergebnis die Auffassung des Bundeskartellamtes, 
wonach die Untersagimg den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit wahrt. Es wäre nicht sachgerecht, bei 
der Frage der Untersagung auf das Verhältnis zwi- 
schen Gesamt- und Inlandsumsatz abzustellen. Die 
daraus folgende grundsätzliche Bevorzugung von 
fusionierenden Groß- und Auslandsunternehmen ist 
vom Gesetz nicht gedeckt. Im vorliegenden Fall 
ändert der geringe Inlandsumsatz auch nichts daran, 
daß Wettbewerber angesichts der überragenden 
Marktstellung des erwerbenden Unternehmens auf 
einer Vielzahl von sachlichen und regionalen bzw. 
nationalen Märkten in einer schwächeren Marktposi- 
tion sind. (Tz. 551, 552) 

131 . Die Berichterstattung über die Zusagenpraxis 
des Bundeskartellamtes wird fortgeführt. Das Bundes- 
kartellamt hat im Berichtszeitraum zehn Zusagen 
entgegengenommen. Sechs Zusagen wurden erfüllt, 
eine weitere zum Teil. In einem Fall haben die 
Beteiligten den Zusagenvertrag vor Ablauf der Ver- 
äußerungsfrist gekündigt. Das Bundeskartellamt lei- 
tete daraufhin ein Entflechtungsverfahren ein. Die 
Erfüllung von zwei weiteren Zusagen steht noch aus. 
Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum ledig- 
lich Zusagenverträge geschlossen, die die Verpflich- 
tung zur Veräußerung vorsahen. Die Monopolkom- 
mission befürwortet die ausschließliche Entgegen- 
nahme von strukturellen Zusagen. Bedenklich 
erscheint ihr jedoch das Vorgehen in einem Verfah- 
ren, in dem das Bundeskartellamt massiv Einfluß auf 
die Beziehungen zvrischen den am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen und ihren Zulieferern 
genommen hat, indem es ganz konkrete Vorgaben 
hinsichtlich Art imd Weise der Vertragsumgestaltung 
machte. Dadurch wird nach Auffassung der Monopol- 
kommission der Bereich der Verhaltenskontrolle 
erreicht. Die Monopolkommission hat bereits früher 
kritisiert, daß Zusagen, die sich auf künftiges Markt- 
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verhalten der beteiligten Unternehmen beziehen, 
nach dem Zweck des Gesetzes imd den Aufgaben der 
Fusionskontrolle imzulässig sind. Ihrer Ansicht nach 
rechtfertigt auch die Annahme von im Aufbau befind- 
lichen Märkten eine Lockerung der Zusagenpraxis 
nicht. (Tz. 553-555) 

132 . Zwei Entüechtungsverfahren im Berichtszeit- 
raum machen einmcd mehr die außerordentlichen 
Schwierigkeiten deutlich, die mit der Auflösung 
bereits vollzogener Zusammenschlüsse verbunden 
sind. In einem Fall wurde die Entflechtung nötig, weil 
die beteiligten Unternehmen den Zusammenschluß 
noch vor Ablauf der Untersagungsfrist durch Übertra- 
gung eines Warenzeichens vollzogen hatten. Der 
Erwerber nutzte die mehrjährige Verfahrensdauer, 
um das Warenzeichen „stillzulegen" und bemühte 
sich nach Rechtskraft der Untersagung, die Marke 
nicht als Wettbewerbspotential in die Hände eines 
direkten Konkurrenten fallen zu lassen. Im zweiten 
Fall kündigte das verpflichtete Unternehmen den mit 
dem Bundeskartellamt geschlossenen Zusagenver- 
trag und berief sich auf wesentliche Veränderungen 
der Marktverhältnisse. Ein Ende des Verfahrens ist 
bisher nicht abzusehen, da inzwischen Beschwerde 
gegen den Entflechtungsbeschluß eingelegt worden 
ist. Die Zusagenpraxis wurde im Interesse der Wirt- 
schaft an raschen und pragmatischep Lösungen ein- 
geführt. Mit dem Bmideskartellamt ist die Monopol- 
kommission aber der Auffassung, daß die präventive 
Fusionskontrolle durch sie nicht ausgehöhlt werden 
darf. Eine erneute Überprüfung der in Fusionskon- 
trollverfahren getroffenen rechtlichen und tatsächli- 
chen Feststellungen wird deshalb nur als zulässig imd 
sinnvoll angesehen, wenn sich die tatsächlichen Ver- 
hältnisse zwischenzeitlich grundlegend verändert 
haben, was von den zur Entflechtimg verpflichteten 
Unternehmen nachzuweisen ist. (Tz. 556-559) 

133 . Die Fusionskontrolle im Handel ist in der 
Berichtsperiode durch abnehmende Verfahrenszah- 
len gekennzeichnet. Der Vereinigungseffekt, der 
die Anzahl kontrollpflichtiger Handelszusammen- 
schlüsse im Jahr 1991 deutlich vergrößert hatte, verlor 
angesichts der zügig abgeschlossenen Privatisierung 
des ostdeutschen Handels an Bedeutung. Der nach 
dem übernommenen Umsatzvolumen bedeutendste 
Zusammenschluß im Handel war die Übernahme der 
Asko Deutsche Kaufhaus AG durch Metro. Zu größe- 
ren Umstrukturierungen kam es außerdem bei den 
Einkaufskontoren des Lebensmittelhandels. Die Spar 
Handels-AG als größter Gesellschafter der Gedelfi 
GmbH & Co. KG wechselte mit Wirkung zum 1 . Januar 
1993 zur Markant AG. Da die Gedelfi mit dem bei ihr 
verbliebenen Umsatzvolumen im Warengeschäft 
allein nicht mehr lebensfähig erschien, wurde die 
EDEKA Zentrale AG mit der Übernahme von 50 % der 
Geschäftsanteile größter Kommanditist der Gedelfi. 
Damit verbleibt die Markant AG als einziges klassi- 
sches Einkaufskontor im deutschen Lebensmittelhan- 
del. (Tz. 560-564) 

134 . Zu Beginn des Jahres 1994 hat das Bundeskar- 
tellamt über die beiden Großfusionen unter den deut- 
schen Kaufhausbetreibem entschieden. Im Fall der 
Übernahme sämtlicher Geschäftsanteile an der Hertie 
Waren- imd Kaufhaus GmbH durch die Karstadt AG 


waren in einzelnen sachlich relevanten Fachhandels- 
bereichen auf wenigen Regionalmärkten die Vermu- 
tungskriterien für das Entstehen marktbeherrschen- 
der Stellungen erfüllt. Zur Vermeidung einer Untersa- 
gung hat Karstadt/Hertie dem Bundeskartellamt die 
Veräußerung von vier Kaufhausstandorten sowie ein- 
zelner Fachhandelsbereiche zugesagt. 

Das Vorhaben der zur Metro gehörenden Kaufhof AG, 
eine Mehrheitsbeteiligung an der Horten AG zu 
erwerben, wurde ohne Auflagen frei gegeben. Ledig- 
lich auf den Regionalmärkten Köln und Frankfurt/ 
Main werden in den Sortimentsbereichen Unterhal- 
tungselektronik sowie Tonträger durch den Zusam- 
menschluß Marktanteile erreicht, die der qualifizier- 
ten Oligopolvermutung des § 23 a Abs. 2 Nr. 1 GWB 
entsprechen. Nach Auffassung des Bundeskartellam- 
tes wird diese jedoch durch intensiven Wettbewerb im 
Innen- und Außenverhältnis des Oligopols widerlegt. 
(Tz. 565-571) 

135 . Die im Zusammenhang mit den beiden Kauf- 
hausfusionen durchgeführten Ermittlungen von 
Marktstrukturen auf einer Vielzahl sachlich und 
räumlich relevanter Marktsegmente des Einzelhan- 
dels mit Non-Food-Konsumgütem bestätigen die bis- 
lang empirisch nur unzureichend gesicherte An- 
nahme, daß die Konzentration in diesen Einzelhan- 
delsbereichen bisher hinter der des Lebensmittelein- 
zelhandels zurückbleibt. Die Kaufhausfusionen bestä- 
tigen andererseits die Einschätzung, daß der anhal- 
tende Strukturwandel im Fachhandel mit Nichtle- 
bensmittein auch hier die Konzentration weiter voran- 
treibt. Damit verbundene Befürchtungen um die 
Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs sind im augen- 
blicklichen Stadium der Entwicklung jedoch unbe- 
gründet. (Tz. 572) 

136 . Die Fusionskontrolle in der leitungsgebunde- 
nen Energiewirtschaft konzentrierte sich auf Beteili- 
gungen von Verbunduntemehmen oder Regionalver- 
sorgem an Stadtwerken. Eine Vielzahl dieser Fälle 
war aufgrund der Neugründungen von Stadtwerken 
in den neuen Bundesländern zu verzeichnen. Um die 
dringend erforderlichen Investitionen zu ermöglichen 
und aufgrund der über längere Zeit ungewissen 
Situation durch die Verfassungsbeschwerde der ost- 
deutschen Städte und Gemeinden gewährte das Bun- 
deskartellamt bei der Beteiligung von Vorlieferanten 
an kommunalen Versorgungsuntemehmen in den 
neuen Bundesländern einen größeren Spielraum als 
in Westdeutschland. Durch die Regelungen im Strom- 
vertrag und die Übertragung des westdeutschen Ord- 
nungsrahmens auf die neuen Bundesländer wurde die 
Chance vertan, im ostdeutschen Versorgungssystem 
von Beginn an wettbewerblichere Strukturen zu 
ermöglichen. (Tz. 578-581) 

137 . In Westdeutschland gab das Bundeskartellamt 
im August 1992 das Gemeinschaftsunternehmen 
„Dortmunder Energie- und Wasserversorgung GmbH 
(DEW) " frei, an dem die Dortmunder Stadtwerke AG 
zu 55,5% und die Vereinigte Elektrizitätswerke AG 
(VEW) zu 45,5% beteiligt sein werden. Das Amt 
knüpfte die Freigabe an die Bedingungen, daß die 
Gesellschaft auf zwanzig Jahre befristet wird und die 
VEW über keine Sperrechte im Hinblick auf den 
Energiebezug durch Dritte, die Ausdehnung des Ver- 
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sorgungsgebietes sowie den Abschluß bzw. die Ände- 
rung von Konzessions- und Demarkationsverträgen 
verfügt. Damit kann die VEW nach Auffassimg des 
Bimdeskartellamtes ihre marktbeherrschende Stel- 
limg durch ihre Beteiligung an der DEW nicht verstär- 
ken. Darüber hinaus werde ihre Vorlieferantenposi- 
tion nicht durch die Stellimg der VEW als Minder- 
heitsgesellschafter abgesichert, sondern sie sei das 
Ergebnis von politischen Entscheidimgsprozessen in 
Dortmimd. Die Monopolkommission hält diese Frei- 
gabe für bedenklich, da sich die Dortmimder Stadt- 
werke AG als wirtschaftlich leistimgsfähiges imd 
wettbewerblich eigenständiges Unternehmen dar- 
stellt, das die Netzübemahme von der VEW bereits 
vorbereitete; die entsprechende Finanzienmg war 
sichergestellt. Die Minderheitsbeteiligimg in einer 
Höhe von immerhin fast 45 % an dem Gemeinschafts- 
imtemehmen DEW sichert die Vorlieferantenposition 
der VEW in stärkerem Maße als ein 20jähriger Kon- 
zessionsvertrag, Die Entscheidung des Bimdeskartell- 
amtes ist auch vor dem Hintergrund des gesetzlich 
vorgesehenen Auslaufens der vor 1980 abgeschlosse- 
nen Konzessionsverträge zum 31. Dezember 1994 zu 
sehen, wodurch Beteiligungen dieser Art zur Siche- 
rung der Vorlieferantenstellung angestrebt werden. 
Überdies können sich die großen Energieversor- 
gungsuntemehmen für den Fall der Liberalisierung 
der leitungsgebimdenen Energiewirtschaft nach den 
Vorstellimgen des Bimdesministeriums für Wirtschaft 
ihre Absatzgebiete über derartige Beteiligimgen 
sichern. (Tz. 573-576) 

138 . Das Zusammenschluß Vorhaben der Bayem- 
werk AG und der VIAG AG ist mit einer teilweisen 
Privatisierung des Bayemwerkes verbimden. Der 
Anteil des Freistaates Bayern an dem Verbimdunter- 
nehmen in Höhe von 58,3% wird der VIAG über- 
schrieben. Bayern erhält 25, 1 % der Anteile an der 
VIAG imd eine zusätzliche Ausgleichszahlung von 
2,3 Mrd. DM. Die Beteiligung der VIAG am Bayem- 
werk fäUt unter die europäische Fusionkontrolle imd 
wird in Brüssel geprüft, imd die Beteiligung Bayerns 
an der VIAG wurde beim Bundeskartellamt geprüft 
und bereits freigegeben. (Tz. 577) 


4.3 Europäische Fusionskontroile 

139 . Seit dem Inkrafttreten der Europäischen Fu- 
sionskontrollverordnung (FusKontrVO) am 21. Sep- 
tember 1990 sind bis zum 31. Dezember 1993 192 
Zusammenschlußvorhaben angemeldet und 187 Ver- 
fahren abgeschlossen worden. In 14 Fällen sah die 
Europäische Kommission Anlaß zu ernsthaften 
Bedenken und eröffnete gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c 
FusKontrVO das Verfahren. Während des Berichts- 
zeitraums erklärte sie daraufhin zwei Vorhaben ohne 
Auflagen für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar, 
fünf Zusammenschlüsse gab sie unter Auflagen frei. 
Im Berichtszeitraum erging keine Untersagimg. In 
einem Fall hat ein Mitgliedstaat einen Zuweisungsan- 
trag gemäß Artikel 22 Abs. 3 FusKontrVO an die 
Europäische Kommission gestellt. Diese hatte letztlich 
keine Bedenken und schloß das Verfahren mit einer 
Entscheidung nach Artikel 6 Abs. 1 lit. b FusKontrVO 
ab. Während des Berichtszeitraums wurden vier 


Anträge nach Artikel 9 Abs. 2 FusKontrVO gestellt, 
die in einem Fall zur teilweisen, in einem weiteren 
zur vollständigen Verweisimg an die zuständige Be- 
hörde des betreffenden Mitgliedstaates führten. 
(Tz. 582-584) 

140 . Artikel 1 Abs. 3 FusKontrVO hat die Überprü- 
fung der Schwellenwerte für das Jahr 1993 vorgese- 
hen. Nicht zuletzt wegen des zu erwartenden Wider- 
stands aus Deutschland, Frankreich imd Großbritan- 
nien hat sich die Europäische Kommission entschlos- 
sen, die Überprüfimg erst 1996 auf einer breiteren 
Erfahrungsbasis vorzimehmen. Die Monopolkommis- 
sion spricht sich für die Beibehaltimg der gegenwär- 
tigen Aufgreifschwellen aus, weil bereits sie gewähr- 
leisten, daß die relevanten Zusammenschlüsse im 
wesentlichen erfaßt werden. Schon Inflation imd fort- 
schreitende Entwicklung des Biimenmarktes führen 
zu einer kontinuierlichen Absenkung der materiellen 
Schwellenwerte. Eine darüber hinausgehende we- 
sentliche Ausweitung des Zuständigkeitsbereichs der 
Europäischen Kommission würde die Zahl der zu 
prüfenden Vorhaben unnötig erhöhen und die Effi- 
zienz der gesamten europäischen Fusionskontrolle 
mangels ausreichender personeller und materieller 
Ausstattung der Merger Task Force gefährden. 
(Tz. 585) 

141 - Die Europäische Fusionskontrollverordnung 
knüpft für die Bewertung von Vorhaben als Zusam- 
menschluß an den Begriff der Kontrolle an. Bei der 
Beurteilung, ob Minderheitsbeteiligungen Kontrolle 
verschaffen, sind in der Regel Zusammensetzung 
sowie Art und Weise der Abstimmung in den Gesell- 
schaftsorganen von besonderer Bedeutung. Die Euro- 
päische Kommission konzentriert sich insbesondere 
darauf, inwieweit ein Minderheitsgesellschafter in der 
Lage ist, über die Gesellschafterversammlung Kon- 
trolle auf die Gesellschaftsorgane auszuüben und 
deren Mitglieder zu wählen. Bei breiter Streuung des 
Anteilsbesitzes und geringer Hauptversammlungs- 
präsenz kann bereits eine Beteiligung von knapp 
26 % alleinige Kontrolle verschaffen. (Tz, 586-588) 

Im Berichtszeitraum zeichneten sich drei umstrittene 
Fälle durch Minderheitsbeteiligungen von Banken 
aus, denen zusätzliche Zustimmungs- und Vetorechte 
eingeräumt worden waren. Dies sah die Europäische 
Kommission als ausreichend an, um gemeinsame 
Kontrolle von Banken und industriellen Partnern 
anzunehmen. Sie konnte auf diese Weise das Vorlie- 
gen eines Zusammenschlusses bzw. das Erreichen der 
Schwellenwerte und somit ihre Zuständigkeit beja- 
hen. Nach Auffassung der Monopolkommission 
gebieten Wortlaut und Sinn des Artikel 3 Abs. 3 
FusKontrVO bei Auslegung des Begriffs „gemein- 
same Kontrolle " die Berücksichtigung aller faktischen 
und rechtlichen Umstände. Die Existenz gewisser 
Zustimmungs- und Vetorechte darf deshalb nicht 
überbewertet werden, wenn ihnen fehlendes Know- 
how sowie der Mangel an unternehmerischem Inter- 
esse und Risiko gegenüberstehen. Die Einbeziehung 
aller Besonderheiten des Einzelfalls würde die sach- 
gerechte Abgrenzung der Zuständigkeit von europäi- 
scher und deutscher KontroUbehörde im Sinne des 
Subsidiaritätsgrundsatzes fördern. (Tz. 589-594) 
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142 . Von besonderer Bedeutung für die zukünftige 
Beurteilung von Marktbeherrschung ist die Entschei- 
dung der Europäischen Kommission in dem Verfahren 
Nestle/Perrier. Sie stellt darin klar, daß auch die 
Begründung oder Verstärkung marktbeherrschender 
Oligopole in den Anwendimgsbereich der Fusions- 
kontroUverordnung fällt, weil diese ebenso wie die 
marktbeherrschende Stellimg eines einzigen Unter- 
nehmens vnrksamen Wettbewerb imter bestimmten 
Marktstrukturbedingungen erheblich behindern 
kann. Die Monopolkommission begrüßt die Entschei- 
dung der Europäischen Kommission, die Fusionskon- 
troUverordnimg auch auf Fälle kollektiver Marktbe- 
herrschimg anzuwenden. Nur so kann die Verord- 
nung ihrer Aufgabe gerecht werden, eine als zentral 
empfundene Lücke in der europäischen Wettbe- 
werbspolitik zu schließen. Die Abkehr von der bishe- 
rigen Praxis stellt nach Auffassung der Monopolkom- 
mission ferner einen wichtigen Schritt auf dem Weg 
der Harmonisierung von deutschem imd europäi- 
schem Wettbewerbsrecht dar. Um Rechtssicherheit zu 
gewährleisten, bedarf es allerdings der Klärung, wel- 
che Umstände vorliegen müssen, damit die Europäi- 
sche Kommission überhaupt in die Prüfung kollektiver 
Marktbeherrschung eintritt, und welche konkreten 
Beurteilimgskriterien sie einer solchen Prüfung 
zugnmde legt. Gewisse Unsicherheiten sind für eine 
Übergangszeit in Kauf zu nehmen, bis sich die Ent- 
scheidungspraxis an die veränderte Situation ange- 
paßt und gefestigt hat. (Tz. 595-600) 

143 . Die Europäische Kommission hat in einem Ver- 
fahren erstmals mit der Begründung, die Verschlech- 
tenmg der Wettbewerbsbedingungen sei nicht 
ursächlich auf den Zusammenschluß zurückzuführen, 
von einer Untersagimg abgesehen. Mangelnde Kau- 
salität liegt ihrer Ansicht nach vor, wenn 

— das erworbene Unternehmen ohne die Übernahme 
durch ein anderes. Unternehmen kurzfristig aus 
dem Markt ausscheiden würde, 

— die Marktposition des erworbenen Unternehmens 
im Falle seines Ausscheidens aus dem Markt dem 
erwerbenden Unternehmen Zuwachsen würde, 

— es keine weniger wettbewerbsschädhchen Er- 
werbsaltemativen gibt. 

Die Monopolkommission hat bereits früher festge- 
stellt, daß der Erwerb eines sanierungsbedürftigen 
Unternehmens durch den Marktbeherrscher hinzu- 
nehmen ist, wenn die am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmen im wesentlichen die einzigen 
Anbieter sind und sich die Wettbewerbsstruktur im 
Vergleich zu einer Konkurslösung nicht zusätzlich 
verschlechtert. (Tz. 601-503) 

144 . Gemäß Artikel 8 Abs. 2 FusKontrVO kann die 
Europäische Kommission einen Zusammenschluß 
auch dann für mit dem Gemeinsamen Markt verein- 
bar erklären, wenn zunächst aufgetretene ernsthafte 
Bedenken durch Ändenmgen des Zusammenschlus- 
ses, zu denen sich die beteüigten Unternehmen ver- 
pflichten, aus geräumt werden. Die insoweit zu beob- 
achtende Praxis der Europäischen Kommission gibt 
Anlaß zu Bedenken. Nach Ansicht der Monopolkom- 
mission fehlt Zusagen in Einzelfällen die grundsätzli- 


che Eignung imd die konkrete Angemessenheit, um 
Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Position verhindern zu können. Zum Teil 
tendieren Zusagen in den Bereich der Verhaltenskon- 
troUe. Obwohl das europäische Fusionskontrollrecht 
kein ausdrückliches Verbot von Verhaltenszusagen 
kennt, dürfen Schwierigkeiten imd Aufwand nicht 
unterschätzt werden, die mit der Überprüfung der 
Einhaltung solcher Vereinbarungen verbimden sind. 
Die Monopolkommission regt deshalb die verstärkte 
Entgegennahme von strukturellen Zusagen an. In 
zwei Fällen hat die Europäische Kommission Zusagen, 
die nicht nur Randbereiche des jeweiligen Zusam- 
menschlusses betrafen, bereits in der ersten Prüfungs- 
phase entgegengenommen und von der Eröffnung 
des Verfahrens gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c Fus- 
KontrVO abgesehen. Dadurch werden nach Auffas- 
simg der Monopolkommission Mitwirkungsrechte 
Dritter, die letztlich zur Richtigkeit der Entscheidung 
beitragen soUen, unterlaufen. Darüber hinaus leidet 
der Grundsatz der Transparenz, da die Europäische 
Kommission in den betreffenden Entscheidungen 
nicht mehr auf ihre ursprünglichen Bedenken eingeht. 
Die Monopolkommission räumt ein, daß ein rascher 
Verfahrensabschluß dem Interesse der beteiligten 
Unternehmen entgegenkommt imd in der Mehrheit 
der Fälle sachgerecht ist. Der Zeitfaktor sollte jedoch 
nicht auf Kosten von Mitvnrkungsrechten Dritter und 
zu Lasten der Entscheidungstransparenz überbe- 
wertet werden, wenn Kembereiche eines Zusam- 
menschlusses gravierende Bedenken hervomifen. 
(Tz. 604-612) 

145 . Seit Inkrafttreten der Europäischen Fusions- 
kontrollverordnung wurden sechs Anträge auf Ver- 
weisung des Verfahrens an die zuständige Behörde 
des betreffenden Mitgliedstaates gestellt, von denen 
lediglich zwei erfolgreich waren. Die zurückhaltende 
Handhabung des Artikel 9 FusKontrVO durch die 
Europäische Kommission entspricht ihrer Erklärung 
zum Ratsprotokoll, in der sie auf den Ausnahmecha- 
rakter der Verweisungsmöglichkeit sehr deutlich hin- 
gewiesen hat. Grundsätzlich begrüßt die Monopol- 
kommission diese restriktive Handhabung, weil die 
einheitliche Anwendung derselben Vorschriften auf 
sämtliche gemeinschaftsweit bedeutsamen Zusam- 
menschlüsse die Rechtssicherheit fördert und zur 
Verfahrenserleichterung für die beteiligten Unterneh- 
men beiträgt. Eine Verweisung sollte deshalb nur 
dann in Betracht gezogen werden, wenn sowohl der 
wirtschaftliche Schwerpunkt eines Zusammenschlus- 
ses als auch das sich daraus ergebende Wettbewerbs- 
problem allein in einem Mitgliedstaat liegen. Die 
Monopolkommission befürwortet allerdings die Ein- 
leitung des Verfahrens nach Artikel 6 Abs. 1 lit. c 
FusKontrVO in den Fällen, in denen die Europäische 
Kommission einen Antrag auf Verweisung ablehnt 
und das Zusammenschlußvorhaben nicht offensicht- 
lich unproblematisch ist. 

Gegenwärtig werden die vom Bundeskartellamt 
angeregten Anträge nach Artikel 9 Abs. 2 
FusKontrVO im Einvernehmen mit dem Bundeswirt- 
schaftsministerium gestellt. Die Monopolkommission 
regt insoweit ein Vorgehen in Anlehnung an das in 
§ 24 Abs. 3 GWB vorgesehene Verfahren an. Dies 
würde dazu beitragen, die Diskussion über konkrete 
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Zusammenschlußvorhaben zu versachlichen und aus 
dem politischen Tagesgeschäft herauszulösen. Durch 
die Begrenzung der Abwägungskriterien auf Gemein- 
wohlgründe könnte bereits der Anschein von nicht 
sachbezogenen Zielsetzimgen vermieden werden. 
(Tz. 613-617) 

146. Aufgrund der Erfahiungen im Berichtszeitraum 
ist die Monopolkommission zu der Überzeugung 
gelangt, daß Mitgliedstaaten jedenfalls in Einzelfällen 
versuchen, die Entscheidungsfindimg der Europäi- 
schen Kommission mittels sachfremder Erwägimgen 
zu beeinflussen. Dennoch hält die Monopolkommis- 
sion die Errichtung eines unabhängigen Europäischen 
Kartellamts zum gegenwärtigen Zeitpunkt für nicht 
empfehlenswert. Die Vorstellimg einer streng wettbe- 
werbsorientierten Behörde unter Beibehaltimg des 
einstufigen Systems wird als nicht realistisch angese- 
hen, da der Wettbewerbsgedanke in der Gemein- 
schaft insgesamt noch zu wenig ausgeprägt ist. 
Fusionskontrolle in Frankreich und Großbritannien 
etwa orientiert sich maßgeblich am „public interest". 
Daher war bisher mit Ausnahme Deutschlands auch 
kein Mitgliedstaat daran interessiert, eine rein wett- 
bewerbsorientierte, imabhängige Behörde zu errich- 
ten. Die Forderung nach einer solchen Behörde 
erscheint deshalb nur durchsetzbar bei gleichzeitiger 
Einführung des zweistufigen Systems, Unter diesen 
Umständen wiegen nach Auffassung der Monopol- 
kommission die Vorteile eines Europäischen Kartell- 
amts die zu erwartenden Nachteile nicht auf. Die 
Monopolkommission sieht die große Gefahr, daß Ent- 
scheidungen der zweiten Verfahrensstufe nachhaltig 
politisiert und somit die Ergebnisse der rein wettbe- 
werbsbezogenen Prüfung letzüich ausgehebelt wer- 
den. Ihrer Ansicht nach ist nicht damit zu rechnen, daß 
die Ermächtigung auf europäischer Ebene ebenso 
restriktiv gehandhabt wird wie die Ministererlaubnis 
in Deutschland. Die Monopolkommission hegt viel- 
mehr die Befürchtung, d^ der nicht zuletzt auf 
intensive Bemühungen der Bundesregierung zurück- 
gehende, bedeutende Fortschritt, politische Kriterien 
von der europäischen Fusionskontrolle femzuhalten, 
zunichte gemacht würde. 

Die Monopolkommission zieht es deshalb vor, Verbes- 
serungen iimerhalb des gegenwärtig bestehenden 
Systems anzustreben. Als grundlegendes Ziel sieht sie 
die Stärkung des Wettbewerbsgedankens auf euro- 
päischer Ebene an. Letztlich kann politische Einfluß- 
nahme nur auf diese Weise nachhaltig verringert 
werden. Weitere wichtige Schritte auf dem Weg zu 
größerer Rechtssicherheit bilden die Vereinheitli- 
chung der Rechtsanwendung sowie die verbindliche 
Klärung von Rechtsfragen. Aus diesem Grund unter- 
stützt die Monopolkommission die Bemühungen der 
Merger Task Force, Richtlinien zu formellen und 
materiellen Problembereichen der Fusionskontrolle 
zu erarbeiten. Die entstehende Selbstbindung der 
Verwaltung wird dazu beitragen, Beurteüungsspiel- 
räume, die die Möglichkeit politischer Einflußnahme 
erleichtern, zu beschränken. Vor Änderung des beste- 
henden Systems sollten darüber hinaus die für die 
nahe Zukunft zu erwartenden Entscheidungen des 
Europäischen Gerichts und des Gerichts erster Instanz 
ab gewartet werden. Bereits jetzt sind mehrere Klagen 
von substantieller Art auf europäischer Ebene anhän- 


gig; mit einer Zunahme von Konkurrentenklagen und 
der verbindlichen Klänmg von wesentlichen Rechts- 
fragen ist zu rechnen. Politische Einflußnahme wird 
nach Einschätzung der Monopolkommission in 
Zukunft wesentlich schwieriger sein, weil die fort- 
schreitende Verwaltungs- und Rechtsprechungspra- 
xis zur Entstehung und Festigung von verbindlichen 
Wertungsmaßstäben führen wird. (Tz. 618-621) 


5. Konzentration und Wettbewerb 
im Medienbereich 

147. Die Monopolkommission führt die konzentra- 
tionsstatistische Untersuchung des Pressebereichs 
fort, die im Zweiten Hauptgutachten durch ein Ersu- 
chen der Bundesregierung angeregt und in den fol- 
genden Gutachten fortgesetzt wurde. Grundlage ist 
die amtliche Pressestatistik. Seit dem Fünften Haupt- 
gutachten werden auch die elektronischen Massen- 
medien Hörfunk und Fernsehen einbezogen. Diese 
Erweiterung berücksichtigt die Gleichartigkeit der 
gesellschaftspolitischen Funktionen von Presse und 
Rundfunk sowie die wechselseitigen Beziehungen, 
die ihren Ausdruck nicht zuletzt in einer Vielzahl 
intermediärer Verflechtungen finden. 

Dem Erkenntnisinteresse der Bundesregienmg, den 
Kapitalbeteiligungen von und an Presseuntemeh- 
men, karm gegenwärtig nicht ausreichend Rechnung 
getragen werden. Die Monopolkommission hatte 
daher wiederholt ein Enquete-Recht zur Untersu- 
chung derartiger Fragen angeregt. Außerdem hatte 
sie empfohlen, das Pressestatistik- Gesetz (in welchem 
eine Auskunftspflicht für die befragten Unternehmen 
niedergelegt ist) um die Erhebung von Kapitalver- 
flechtungen zu ergänzen. Die Monopolkommission 
hält diese Änderungen weiterhin für erforderlich. 
(Tz. 623-626) 

1 48. Durch die deutsche Wiedervereinigung hat sich 
ein Strukturbruch in der Entwicklung der Pressestati- 
stik ergeben. Seit dem Berichtsjahr 1991 werden in 
der amtlichen Statistik auch die östlichen Bundeslän- 
der erfaßt. Die neueren Angaben sind mit den für den 
früheren Berichtskreis erhobenen Daten nicht ver- 
gleichbar. 

Im Ergebnis muß die Darstellung der zeitlichen Ent- 
wicklung wegen des Stnikturbruchs eher knapp aus- 
fallen. Dies ist um so bedauerlicher, weil bei der 
Längsschnittuntersuchung der Pressestruktur die 
methodischen Mängel (Untemehmensabgrenzung, 
räumliche Marktabgrenzung) relativiert werden und 
nicht so stark ins Gewicht fallen wie bei den Untersu- 
chungen zum Stand der Konzentration. (Tz. 628) 

149. Die Anzahl der Unternehmen, die Zeitungen 
oder Zeitschriften verlegen, ist über die Jahre hinweg 
(mit Ausnahme von 1988/1989) kontinuierlich ange- 
stiegen. Mit 3 290 Unternehmen (davon 321 Zeitungs- 
und 1 980 Zeitschriftenverlage) im Jahre 1991 ist der 
bisher höchste Stand erreicht worden. 

Die Umsatzentwicklung der Unternehmen, die Zei- 
tungen oder Zeitschriften verlegen (1991: 45,5 Mrd. 
DM), weist seit 1975 in allen Jahren eine stetige 
Zunahme auf. Der Umsatz der Zeitungsverlage betrug 
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1991 18,6 Mrd. DM, derjenige der Zeitschriften- 
verlage 16,7 Mrd. DM, Der überdurchschnittliche 
Umsatzzuwachs der letzten beiden Jahre dürfte insbe- 
sondere durch die Wiedervereinigung induziert 
sein. 

Für das Jahr 1991 weist die amtliche Statistik in den 
Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verle- 
gen, 322 000 Beschäftigte aus. Durch die seit Jahren 
anhaltende Zunahme bei Beschäftigung imd Umsatz 
stellt sich der Pressesektor als konjunkturell stabiler 
Wirtschaftsbereich mit zunehmenden Betriebs- bzw. 
Untemehmensgrößen dar. 

Bei den Zeitungen blieben die Anzahl, die Gesamt- 
auflage xxnd die Zahl der redaktionellen Einheiten bis 
1990 relativ konstant. Ein deutlicher Zuwachs ist erst 
mit Erweiterung des Berichtsgebiets 1991 zu verzeich- 
nen. Anzahl und Gesamtauflage der Zeitschriften 
(ebenso: speziell die Publikumszeitschriften) haben 
erneut zugenommen imd folgen damit dem bisheri- 
gen Trend. Die redaktionellen Einheiten waren seit 
1985 durchweg rückläufig und haben erst in den 
Jahren 1990 und 1991 wieder zugenommen, dabei 
den Höchststand von 1985 freilich noch nicht erreicht. 
(Tz. 630-632) 

150. Im Zuge der Erweiterung des Berichtsgebiets 
haben sich (erwartungsgemäß) alle ausgewiesenen 
Konzentrationsraten des Umsatzes der 3, 6, 10 usw. 
größten Unternehmen in den verschiedenen Unter- 
nehmensgruppen, die Zeitimgen und/oder Zeitschrif- 
ten verlegen, verringert. Bei den Zeitungsverlagen 
fällt die Absenkung des Konzentrationsgrades dabei 
weniger ins Gewicht als bei den Zeitschriftenverla- 
gen. (Tz. 633) 

151. Auch bei der Verkaufsauflage der Zeitungen 
zeigt sich ein konzentrationssenkender Effekt, der 
sich in allen ausgewiesenen Konzentrationsraten nie- 
derschlägt. Bei den Abonnementszeitungen sind die 
Konzentrationsraten durchweg geringer als bei den 
Straßenverkaufszeitungen, Letztere haben jedoch im 
allgemeinen ein bedeutend größeres Verbreitungsge- 
biet. Die Auflagen der Abonnementszeitimgen sind 
wesentlich höher konzentriert, wenn man auf den 
jeweils enger abzugrenzenden tatsächlichen räum- 
lich relevanten Markt abstellt. 

Vermutlich vor allem wegen des Wiedervereini- 
gungseffekts haben sich bei sämtlichen Zeitschriften- 
gruppen (nach unterschiedlicher Erscheinimgshäu- 
figkeit) sowohl die Anzahl als auch die Auflage — zum 
Teil erheblich — erhöht. Beim Vergleich der Konzen- 
trationsraten der Auflage der 3, 6, 10 usw. auflagen- 
stärksten Objekte gibt es gegenüber 1989 sowohl 
Zuwächse wie auch Abnahmen der ausgewiesenen 
Werte. Der gleiche Befund ist auch für die Publikums- 
zeitschriften festzustellen, die wegen ihrer hervorge- 
hobenen Bedeutimg für die politische Meinungsbil- 
dung gesondert betrachtet werden. (Tz. 636-641) 

152. Durch die Erweiterung des Berichtsgebiets ist 
Bewegung in die Struktur des Pressesektors gekom- 
men, der sich in der Vergangenheit durch eine hohe 
Konstanz vor allem im Zeitimgsbereich ausgezeichnet 
hatte. Bei den Unternehmen und den Presseobjekten 
hat sich tendenziell eine Erhöhung von Anzahl, 


Umsatz imd Auflage ergeben imd zugleich eine Sen- 
kung der Konzentrationsraten auf breiter Basis. Wel- 
che regionalen Unterschiede bestehen und inwieweit 
sich Entwicklungen in Ostdeutschland gegenüber 
den alten Bundesländern voneinander unterscheiden 
bzw. ob sich die regionalen Strukturen angleichen 
werden, ist der auf das gesamte Bundesgebiet bezo- 
genen Pressestatistik allerdings nicht zu entnehmen. 
Die Monopolkommission geht aber davon aus, daß die 
Strukturveränderungen der ostdeutschen Unterneh- 
men und Presseobjekte zumindest noch einige Zeit 
anhalten und dementsprechend statistischen Nieder- 
schlag finden werden. (Tz. 642) 

1 53. Dem Bimdeskartellamt wurden im Berichtszeit- 
raum 1992/1993 für den Bereich „kulturelle Leistun- 
gen" insgesamt 180 Zusammenschlüsse angezeigt. Zu 
einer Untersagimg kam es in diesem Zeitraum ledig- 
lich beim Zusammenschlußvorhaben der Wandsbek 
Kurier Verlag GmbH, einer 100%igen Tochter der 
Axel Springer Verlag AG, und der Stadt-Anzeiger 
Werbe- und Verlagsgesellschaft mbH, Leipzig, Im 
Januar 1994 erfolgte ferner die Untersagung des 
Zusammenschlusses der Gebrüder Gerstenberg 
GmbH & Co., Hildesheim, und der Druckerei und 
Verlag E. Jungfer GmbH & Co. KG, Herzberg a. Harz. 
Im Fall der Druck- und Verlagsanstalt Neue Presse 
Coburg GmbH und der Baumann GmbH & Co. KG 
wurde die geplante Gründung eines Gemeinschafts- 
unternehmens, das eine Abonnements-Tageszeitung 
herausbringen sollte, aufgrund der Bedenken des 
Kartellamtes aufgegeben. (Tz. 643-646) 

Beim Zusammenschluß der Saarbrücker Zeitung 
Verlag und Druckerei GmbH und der Volksfreund- 
Druckerei Nikolaus Koch GmbH & Co, KG, der Niko- 
laus Koch GmbH und der Zustellgesellschaft TV 
Zeitungs-Zustelldienst GmbH erwiesen sich zunächst 
geäußerte Bedenken des Kartellamtes als unbegrün- 
det. 

In einigen Fällen wurden Zusammenschlüsse aus 
wettbewerbspolitischer Sicht positiv beurteilt. Dies 
war beispielsweise beim Erwerb sämtlicher Ge- 
schäftsanteile der Stormarner Tageblatt und Drucke- 
rei J, Schulte GmbH & Co. durch die Schleswig- 
Holsteiner Zeitungsverlag GmbH der FaU. Ebenso 
verhielt es sich bei der Mehrheitsbeteiligung der 
Schleswig-Holsteiner Zeitungsverlag GmbH an der 
A. Beig KG. (Tz. 647, 648) 

154. Anschließend an Kammergerichts-Entschei- 
dungen ist es 1992/1993 in zwei Fällen zu Entschei- 
dungen des Bundesgerichtshofs gekommen. Der Bun- 
desgerichtshof hat im Fall „GfB/lKZ“ die Entschei- 
dung des Bundeskartellamtes bestätigt. Der Auffas- 
sung des Kammergerichts folgte er im Fall Axel 
Springer Verlag AG/A. Beig Druckerei- und Verlag 
GmbH & Co. (Tz. 649, 650) 

155. Eine Reihe von Zusammenschlüssen, die dem 
Bundeskartellamt zur Prüfung Vorlagen, betrafen den 
Hörfunk- und Femsehbereich. Die Gründung der 
Fernsehsender n-tv, RTL 2, und VIVA, die Umwand- 
lung von Tele 5 in das Deutsche Sportfemsehen (DSF) 
sowie die Veränderung der Beteiligungsstrukturen 
beim Kabelkanal und bei VOX sind hier zu nennen. 
Die Untersagungsvoraussetzungen lagen in keinem 
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dieser Fälle vor. Die von Zusammenschlußfällen 
betroffenen Märkte sind der Femsehwerbemarkt und 
der Markt für Femsehrechte an Spielfilmen und 
Serien (Markt für Filmrechte). Aufgnmd der Marktan- 
teilsstärke öffentiich-rechüicher Fernsehveranstalter 
geht das Bundeskartellamt für den Werbemarkt von 
einem engen Oligopol aus, welches sich im Innenver- 
hältnis durch intensiven Wettbewerb auszeichnet. 
Dieser intensive Wettbewerb hat keine marktbeherr- 
schende SteUimg eines privaten Anbieters auf dem 
Femsehwerbemarkt entstehen lassen. 

Aufgrund medienrechtlicher Beteiligungsbeschrän- 
kimgen handelt es sich bei Femsehveranstaltern in 
der Regel um Gemeinschaftsunternehmen. Da die 
Beteiligungsmöglichkeiten oft die 25 %- Grenze nicht 
überschreiten, kommt die Fusionskontrolle nur zur 
Anwendung, wenn mit der Beteiligung Sperrechte 
oder entsprechende Einflußmöglichkeiten verbunden 
sind, die einen der Umgehungstatbestände des § 23 
Abs. 2 GWB erfüllen. Es kam in mehreren Zusam- 
menschlüssen zur Anwendung des § 23 Abs. 2 Nr. 6 
GWB. 

Im Rundfunkwesen werden Marktstmkturen durch 
die Zulassungsbestimmungen und Frequenzvergabe- 
systeme in den einzelnen Landesmediengesetzen 
bestimmt. Diese Regulienmgen beeinflussen und 
begrenzen die Wirksamkeit der Fusionskontrolle bei 
Hörfunk imd Fernsehen. (Tz. 651-656) 

156 . Die Entwicklung im Rundfunkbereich wird 
maßgeblich durch die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts beeinflußt. Im jüngsten Rund- 
funkurteil bestärkt das Bundesverfassungsgericht die 
Bestands-, Entwicklimgs- und Finanzierungsgarantie 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks innerhalb einer 
dualen Rimdfimkordnung. Es bekräftigt, daß die art- 
gemäße Finanzienmg des öffentlich-rechtiichen 
Rundfunks die Gebührenfinanzienmg sei, wobei wei- 
tere Einnahmequellen nicht ausgeschlossen werden. 
Dem derzeitigen Verfahren der Gebührenfestsetzung 
erteilt das Bundesverfassungsgericht eine Absage. 
Durch die Schaffimg eines „sachverständig zusam- 
mengesetzten Gremiums" soll eine transparente und 
ein Wirtschaftlichkeitsüberlegungen orientierte Ge- 
bührenfestsetzung stattfinden. Da die Anstalten aber 
durch die Finanzbedarfsmeldung an das Gremium 
einen gewissen Gestaltimgsspielraum besitzen, ist zu 
bezweifeln, daß Effizienzkriterien bei öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten in Zukunft eine stär- 
kere Berücksichtigung finden. Eine Gebührenfinan- 
zierung führt tendenziell durch fehlende Rückkopp- 
lungseffekte (Leistimg vs. Entgelt) zu einer Loslösung 
von Konsumenteninteressen. Mit diesem Urteil des 
Bimdesverfassimgsgerichts kommt es zu einer Ver- 
stärkimg bzw. Verfestigung überkommener öffent- 
lich-rechtlicher Strukturen. (Tz. 667-673) 

157 . Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Verbreitung von Rundfunk sind in der Bundesrepu- 
blik Deutschland restriktiver als im Bereich der 
Presse. Eine dieser weitreichenden Regxilienmgen 
sieht die Monopolkommission in der Vorschrift zur 
Sicherung der Meinungsvielfalt (§21 RSTV) im 
Staatsvertrag über den Rimdfunk im vereinten 
Deutschland vom 31. August 1991. Die äußerst kom- 
plizierte Norm soll der Entstehung von Meinungs- 


macht entgegenwirken und Meinungsvielfalt ermög- 
lichen. Ausgangspunkt ist daher das Verbot der mehr- 
fachen Programmträgerschaft. Neben diesem Verbot 
legt die Norm Beteiligungsgrenzen und -möglichkei- 
ten für bundesweite Fernsehprogramme (VoUpro- 
gramme und Spartenprogramme mit dem Schwer- 
punkt Information) fest. Es ist aufgrund dieser Regu- 
lienmg nicht möglich, den Mehrheitsbesitz an einem 
Veranstalter zu erlangen. Gleichzeitig bedeutet dies, 
daß immer mindestens drei Untemehmen/Personen 
an einem Veranstalter beteiligt sein müssen. Hinter 
dem Verbot, an einem Veranstalter die Mehrheit der 
Kapital- und Stimmrechtsanteile zu halten, steht auch 
der Gedanke an Binnenpluralität. Durch einen Aus- 
gleich der Meinungen auf Gesellschafterebene soll 
die Entstehung von Meimmgsmacht verhindert wer- 
den. Aus § 21 RStV resultiert eine Branchenstmktur, 
die durch Mehrfachbeteiligungen der Unternehmen 
an verschiedenen Rundfunkveranstaltem gekenn- 
zeichnet ist und zu den Verflechtimgen geführt hat, 
die heute so heftig kritisiert werden. (Tz. 674-689) 

158 . Angesichts der sich abzeichnenden techni- 
schen Entwicklung und der damit verbundenen 
erweiterten Zunahme von Veranstaltern imd Pro- 
grammen scheint es möglich, über die Vielzahl der 
Programme zu einer Vielfalt der Meinungen und 
Informationen zu gelangen. Die hieraus resultieren- 
den Strukturen würden dann denen im Zeitimgs- imd 
Zeitschriftenbereich entsprechen. Nach Auffassung 
der Monopolkommission soUte man eine Rundfunk- 
ordnung anstreben, die auf Außenplurahtät setzt und 
über den Wettbewerb von Programmen und Meinun- 
gen unabhängiger Veranstalter zur Sicherung von 
Meinungsvielfalt beiträgt. 

159 . Mit dem Staatsvertrag über den Rundfunk im 
vereinten Deutschland wurde das Rundfunkrecht an 
die Erfordernisse der Wiedervereinigung, der euro- 
päischen Rechtsentwicklung sowie an die Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts angepaßt. Es 
ergibt sich aus dem Rundfunkstaatsvertrag ein Novel- 
lierungs- und Anpassungsbedarf der Landesmedien- 
gesetze. Der Schwerpunkt der Änderung der einzel- 
nen Mediengesetze lag bei der Anpassung an die 
Bestimmungen zur Sicherung der Meinungsvielfalt 
(§§ 20 ff, RStV) und zu den Werberegelimgen (§§ 6, 26 
und 27 RStV) sowie an die Bestimmung zur Ausstrah- 
lung europäischer Eigen-, Auftrags- imd Gemein- 
schaftsproduktionen (§ 5 RStV). 

160 . Ferner haben die Bundesländer am 17. Juni 
1993 den Staatsvertrag über die Körperschaft des 
öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“ und den 
Staatsvertrag zivischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Ländern über die Überleitung von 
Rechten und Pflichten des Deutschlandfunks und des 
RIAS Berlin auf die Körperschaft des öffentlichen 
Rechts „Deutschlandradio" (Hörfunk- Überleitungs- 
staatsvertrag) unterzeichnet. Der Staatsvertrag trat 
am 1. Januar 1994 in Kraft. (Tz. 690-695) 

161 . Die technischen, wirtschaftlichen und politi- 
schen Entwicklungen haben in den vergangenen 
zehn Jahren zu Veränderungen und Wachstum im 
Rundfunkwesen geführt. Bis 1984 gab es in der 
Bundesrepublik Deutschland ausschließlich öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk. Im Rahmen von Kabel- 
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pilotprojekten wurde ab 1984 privater Rundfunk 
ermöghcht. Inzwischen sind neben den öffentlich- 
rechtlichen Programmen die Privatsender RTL Televi- 
sion, SAT. 1, PRO 7 und das Deutsche Sportfemsehen 
in ca. 60 % aller Femsehhaushalte zu empfangen. 

Die duale Rundfunkordnung, die sich mit der Zulas- 
sung privater Veranstalter entwickelt hat, wird nach 
wie vor durch eine Vielzahl von Regulierungen 
bestimmt. Die Monopolkommission ist anknüpfend an 
frühere Stellungnahmen der Auffassung, daß eine 
Neuordnung des Rundfunksystems notwendig ist, die 
zu Märkten für Rundfunkleistungen und zu mehr 
Konsumentensouveränität führt. Die sich abzeich- 
nende technische Entwicklung, daß Entstehen von 
Alhanzen zwischen Telekommunikations-, Compu- 
ter- und Medienuntemehmen machen deutlich, daß 
Abonnentenfemsehen in Zukunft die Medienland- 
schaft bestimmen wird. Die Monopolkommission ist 
der Auffassung, daß wettbewerbsbeschränkende Re- 
gulienmgen im Rundfunkbereich (z. B. die Begren- 
zung der täglichen Werbezeiten für Private oder 
langwierige Zulassungsverfahren durch uneinige 
Landesmedienanstalten) durch eine stärker markt- 
orientierte Ordnungspoütik ersetzt werden sollten, 
(Tz. 696-705) 


F. Sonderuntersuchungen — 

Zusammenfassung 

1. Konzentration und Wettbewerb in der 
leitungsgebundenen Energiewirtschaft 

162 . Trotz einiger Versuche, den Bereich der lei- 
tungsgebundenen Energieträger wettbewerblich auf- 
zulockem, liegen durch staatliche Eingriffe und pri- 
vatwirtschafüiche Absprachen weiterhin monopolisti- 
sche Strukturen vor. Die dominierenden Anbieter von 
Elektrizität stellen die Versorgungsuntemehmen der 
Verbundstufe dar. Der einheitliche Kraftwerks- und 
Netzbetrieb eines Verbunduntemehmens ist auf das 
historisch gewachsene Liefergebiet begrenzt. Die 
wirtschaftliche Integration zwischen diesen Gebieten 
ist gering und findet ledigüch in Form des kurzfristi- 
gen Stromaustausches zwischen den Verbundimter- 
nehmen, des großräumigen Verbundbetriebes und 
durch längerfristig gebietsübergreifende Transaktio- 
nen statt. Die Investitionen im Erzeugungs- und Netz- 
bereich sind aufgrund der weitgehenden vertikalen 
Integration mit geringen Risiken verbunden. Da die 
im jeweiligen Versorgungs- bzw. Liefergebiet ansäs- 
sigen Abnehmer aufgrund der fehlenden Konkurrenz 
über keine Ausweichmöglichkeiten verfügen, ist die 
Planungssicherheit für die Versorgungsunternehmen 
groß. Überdies vermindert sich das Investitionsrisiko 
zusätzlich, da die durch Fehlinvestitionen induzierten 
Kosten auf die Verbraucher überwälzt werden kön- 
nen. Somit fehlt eine wettbewerbliche Kontrolle des 
Investitionsverhaltens. Die Verbunduntemehmen 
haben weiterhin die Möghchkeit, sich durch bilate- 
rale Verträge, Kapitalverflechtungen, personelle 
Verflechtungen und durch die deutsche Verbund- 
gesellschaft zu koordinieren. Ihr hoher Organisa- 
tionsgrad und ihre dominierende Stellung innerhalb 
des Stufenaufbaus ermöglichen es ihnen, einen 


wesentlichen Einfluß auf die Stromversorgung auszu- 
üben. (Tz, 708-711) 

1 63 . Auf der Regionalebene beliefern regionale Ver- 
sorgungsuntemehmen lokale Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen und Endverbraucher. Ihre Rolle 
ist somit die von Weiterverteilem bzw. Zwischen- 
händlern. Sie verteüen zum einen Elektrizität, die sie 
selbst erzeugt haben, und sie beliefern zum anderen 
ihre Abnehmer mit Strom, der von anderen Unterneh- 
men erzeugt wurde. Die auf der Lokalebene angesie- 
delten Versorgungsuntemehmen sind in der Regel 
Eigentum der jeweiligen Gemeinde. Sie verteilen den 
von vorgelagerten Erzeugern oder von ihnen selbst 
erzeugten Strom, und ihr Absatzgebiet umfaßt das 
jeweÜige Gemeindegebiet. Die Elektrizität wird häu- 
fig im Querverbund mit Gas, Fernwärme, Wasser und 
zum Teü mit den Dienstleistungen der Verkehrsbe- 
triebe, der Abfallbeseitigung sowie der öffentlichen 
Bäder verteüt. (Tz. 712) 

164 . In den neuen Bundesländern erhielten die 
westdeutschen Verbunduntemehmen Bayemwerk, 
PreussenElektra und RWE Energie sowie fünf west- 
deutsche Regionalversorger im Rahmen des mit der 
ehemaligen Regierung der DDR ausgehandelten 
Stromvertrages die Kapitalmehrheit an den ostdeut- 
schen Regionalversorgem sowie die Anlagen und 
Netze. Gegen die Beschränkung der Beteüigung an 
den Versorgimgsanlagen für leitungsgebundene 
Energien auf maximal 49 % legten 164 ostdeutsche 
Städte und Gemeinden Verfassungsbeschwerde ein. 
Nach dem Vergleichsvorschlag des Bundesverfas- 
sungsgerichts werden die Kraftwerke und Stromnetze 
den Gemeinden übertragen, die eigene Stadtwerke 
zu gründen beabsichtigen und entsprechend den 
Vorschriften des Energiewrrtschaftsgesetzes eine Ge- 
nehmigung erhalten. Die ostdeutschen Städte und 
Gemeinden stimmten dieser Regelung im Sommer 
1993 zu. (Tz. 713-716) 

165 . Die gegenwärtige Ordnung der deutschen 
Elektrizitätswirtschaft führt aufgrund der Regulierun- 
gen und der diesem Sektor aufgebürdeten Sonderla- 
sten zu einer im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union teureren Stromversorgung, 
Die Strompreisdivergenzen haben ihre Ursachen zum 
einen in den Zusatzlasten, wie beispielsweise die 
Verpflichtung zur Verstromung der teuren inländi- 
schen Steinkohle, sowie in strengeren Umweltvor- 
schriften. Hohe Löhne, Gewinne, Sozialleistungen 
und zunehmende Diversifizierungsstrategien sind 
Indikatoren dafür, daß die Preise auch aufgrund der 
Regulienmgen ein relativ hohes Niveau aufweisen. 
Diese Ergebnisse wären in einem Wettbewerbssystem 
nicht zu kritisieren. Sie sind jedoch vor dem Hinter- 
grund eines kartellrechtlichen Ausnahmebereichs zu 
sehen, in dem der Wettbewerbsmechanismus beinahe 
vollständig ausgeschaltet wurde. Durch ein Geflecht 
von Demarkations- und Konzessionsverträgen wer- 
den die Versorgungsgebiete der insgesamt neun Ver- 
bundunternehmen abgeschottet, und in der Folge 
besitzen die Versorgungsuntemehmen in den jeweüi- 
gen Gebieten eine Monopolstellung. (Tz. 717-739) 

166 . Die Gaswirtschaft umfaßt die Marktstufen Pro- 
duktion bzw. Import, Ferntransport, Regionalgasstufe 
und Ortsgasstufe (Stadtwerke). Durch langfristige 
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Lieferbeziehimgen und Kapitalbeteiligungen sind 
diese Stufen miteinander verknüpft. Zwischen Pro- 
duktion imd Femgasstufe werden langfristige Ver- 
träge mit Mindestabnahmeverpflichtimgen imd Preis- 
anpassimgsgleitklauseln abgeschlossen. Die Kapital- 
verflechtimgen zwischen diesen Stufen sind durch 
Beteiligungen von Ölgesellschaften charakterisiert. 
Durch die Zusammenarbeit mit der Wintershall AG ist 
der russische Prodvizent Gazprom weiter auf den 
deutschen Erdgasmarkt vorgedrungen. Wintershall 
imd Gazprom gründeten zwei Tochtergesellschaften, 
An der Wintershall Erdgas Handelshaus GmbH 
(WIEH) sind die beiden Unternehmen zu je 50 % 
beteüigt, imd an der Wintershall Gas GmbH (Wingas) 
hält Wintershall 65 % imd Gazprom 35 % der Anteüe. 
Zu der Wingas zählen auch die Transportleitimgen 
STEGAL und MIDAL imd der Speicher Rehden. 
(Tz. 740. 741, 743, 746-755) 

167 . In der Gaswirtschaft besteht die Möglichkeit, 
auf der Ferntransport- und Verteüimgsstufe entste- 
hende Verbrauchsschwankungen durch Erdgasspei- 
cher auszugleichen. Die Lief er- imd Versorgimgsge- 
biete der Femgasgesellschaften und der ihnen nach- 
gelagerten Regional- imd Ortsgasimtemehmen wer- 
den durch den Abschluß von Demarkations- und 
Konzessionsverträgen mit Ausschließlichkeitsbin- 
dungen abgeschottet. Damit ist direkter Gas-zu- Gas- 
Wettbewerb bei der Belieferung von Weiterverteüem 
und Letztverbrauchem ausgeschlossen. Das gegen- 
wärtig bestehende System ermöglicht den Produzen- 
ten den Zugang zu Weiterverteüem oder Letztver- 
brauchem nur durch den Bau von Stichleitungen. Ein 
weiteres Charakteristikum der öffenüichen Gaswirt- 
schaft ist die Integration der Stufen Transport und 
Handel. (Tz. 742) 

168 . Die westeuropäischen Gasimporteure sind für 
ihren Gasbezug zur Zeit im wesenüichen auf vier 
Unternehmen angewiesen, die sich teüweise oder 
hauptsächlich im Staatsbesitz befinden. Hierbei han- 
delt es sich um die Gasunie aus den Niederlanden, die 
algerische Sonatrach, Gazexport aus der Gemein- 
schaft Unabhängiger Staäten (GUS) und ein Verhand- 
lungskomitee der norwegischen Gasproduzenten 
(GFU). Die deutsche Gaswirtschaft kann mit der 
inländischen Produktion etwa 23 % des Gasver- 
brauchs decken und bezieht Erdgas aus den Nieder- 
landen, der GUS, Norwegen und Dänemark. 

Die importierenden Staaten sehen sich auf dem euro- 
päischen Erdgasmarkt einem Angebotsoligopol ge- 
genüber. Um ihre Marktposition gegenüber den Pro- 
duzenten zu stärken, schließen sich die Importeure zu 
Einkaufskonsortien zuseunmen. Auf diese Weise kön- 
nen sie die Gasnachfrage aggregieren, die für die 
Rentabilität der Entwicklimg eines Großprojektes 
erforderlich ist. Diese Konsortien verhandeln gemein- 
sam mit den Exportgesellschaften der Produzenten- 
länder, können die einzelnen Produzenten aber nicht 
dauerhaft gegeneinander ausspielen. Keiner der 
Anbieter ist in der Lage, als einziger Exporteur die 
gesamte Nachfrage Westeuropas dauerhaft zu dek- 
ken, und die Importiänder wollen sich nicht in eine 
einseitige Abhängigkeit von einem Produzenten 
begeben. Die Stellung der Lieferländer wird dadurch 
verstärkt, daß diese ihre Maßnahmen gemeinsam 


koordinieren. Die Ruhrgas ist mit etwa drei Viertel der 
Gesamtimporte Deutschlands der bedeutendste Gas- 
importeur. Unter den Femgasgesellschaften hat sie 
die führende Position in bezug auf den Gasabsatz und 
die Größe des Leitungsnetzes inne. Das Ruhrgas- 
Leitungsnetz verläuft durch die Versorgungsgebiete 
der übrigen Femgasgesellschaften. (Tz. 744, 745) 

169 . Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung 
wurde die Struktur der westdeutschen Gaswirtschaft 
im wesentlichen auf Ostdeutschland übertragen. Die 
ostdeutsche Gasversorgung umfaßt ebenfalls die 
Marktstufen Produktion bzw. Import, Femgasgesell- 
schaften, Regional- und Ortsgasgesellschaften. Die 
Produktion führt die noch zu 100 % im Besitz der 
Treuhandanstalt befindliche Erdöl-Erdgas Gommern 
GmbH durch, die aus dem ehemaligen Kombinat 
Erdöl-Erdgas Gommern hervorging. Zwischen den 
Femgasgesellschaften Verbundnetz Gas AG — dem 
Nachfolgeuntemehmen der VEB Verbundnetz Gas — 
und Wingas sowie in- und ausländischen Produzenten 
bestehen langfristige Lieferverträge. Die beiden Fem- 
gasuntemehmen haben auch untereinander Liefer- 
vereinbarungen getroffen, sind aber bislang noch 
nicht demarkiert. Durch langfristige Bezugsverträge 
und Kapitalbeteiligungen sind die Stufen Produktion 
und Ferntransport auch in Ostdeutschland nüteinan- 
der verknüpft. VNG hat Verträge mit der norwegi- 
schen GFU, der Erdöl-Erdgas Gommern, BEB sowie 
Mobü Erdgas und Erdöl abgeschlossen, WIEH und 
Wingas beziehen mssisches Erdgas von Gazprom. 
(Tz. 756-758) 

170 . Zu den Elementen des bestehenden Wettbe- 
werbs in der deutschen Gaswirtschaft zählen die 
Substitutionskonkurrenz auf dem Wärmemarkt, der 
freie Leitungsbau auf der Hochdmckstufe und die 
Möglichkeit, eine Durchleitung nach § 103 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 4 GWB zu beantragen. Unter den gegebe- 
nen rechtlichen Rahmenbedingungen stellt sich die 
Durchleitung jedoch als unsicheres und aufwendiges 
Verfahren dar. (Tz. 759-765) 

171 . Die Europäische Kommission legte im Febmar 
1992 Richtlinienvorschläge zur schrittweisen Einfüh- 
rung eines Gemeinsamen Marktes für Elektrizität und 
Gas vor. Diese Vorschläge streben eine Liberali- 
sierung des Kraftwerks- und Leitimgsbaus, eine 
getrennte Rechmmgslegung für die Bereiche Produk- 
tion, Transport und Verteilimg imd den Zugang Drit- 
ter zum Netz an. Insbesondere das Durchleitungsrecht 
Dritter stieß auf Widerstand im Europäischen Rat und 
im Parlament. Das Europäische Parlament legte am 
17. November 1993 ebenfalls Vorschläge vor, die die 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft in der Tendenz stär- 
ker dem staatlichen Aufgabenbereich zuordnen. Eine 
Übernahme dieser Vorstellungen in die ab geänderten 
Vorschläge der Europäischen Kommission hätte zu 
einer starken Betonung der Rolle des Staates im 
Bereich der leitungsgebundenen Energieversorgung 
und zu einer Zunahme von Regulierungen geführt. 
Die geänderten Vorschläge der Europäischen Kom- 
mission vom 10. Dezember 1993 haben jedoch nicht 
dieses staatsorientierte Konzept zugrunde gelegt. Die 
neuen Entwürfe zielen einerseits in Richtung auf eine 
stärkere Liberalisierung, sind jedoch andererseits mit 
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einer Vielzahl bürokratischer Vorschriften beladen, 
die eine Marktöffnung erschweren. 

Insgesamt betrachtet sind die Vorschläge in ihrer 
neuen Fassung zwar immer noch auf eine wettbe- 
werblichere Struktur der leitungsgebundenen Ener- 
giewirtschaft mit dem Ziel der Vollendung des Bin- 
nenmarktes auch in diesen Bereichen ausgerichtet, 
wurden aber im Vergleich zu der ursprünglichen 
Version in einigen Bestimmungen zu vage formuliert. 
Konkretere Vorgaben sollten insbesondere auch im 
Hinblick auf die Determinanten des Durchleitungs- 
entgeltes, dessen Festlegung weitreichende Auswir- 
kungen auf der Qualität der zu erreichenden Wettbe- 
werbsprozesse hat, formuliert werden. (Tz, 771-780) 

172 . Die Ausnahmestellung der Elektrizitäts- und 
Gaswirtschaft wurde lange Zeit mit Hilfe der „Beson- 
derheitenlehre" legitimiert, die diese Sektoren als 
natürliche Monopolbereiche charakterisierte und die 
per Gesetz geschaffene wettbewerbliche Freistellung 
ökonomisch fundierte. Mittlerweile existiert jedoch 
eine wesentlich differenziertere Betrachtungsweise 
der Besonderheitenlehre. Die Stufen Produktion und 
HandeWerkauf weisen keine Charakteristika eines 
natürlichen Monopols auf und lassen sich somit wett- 
bewerblich organisieren. Der Gasfemtransport läßt 
sich aufgrund des zu erwartenden Wachstums des 
Gasmarktes als natürliches Oligopol kennzeichnen, 
und die Verteilung von Gas ist ein natürlicher Mono- 
polbereich. Eine Umstrukturierung der Gaswirtschaft 
sollte jedoch die starke Integration der deutschen in 
die westeuropäische Gaswirtschaft berücksichtigen. 
Im Bereich der Elektrizitätswirtschaft lassen sich die 
Stufen der Stromerzeugung und des Handels eben- 
falls dem Wettbewerb öffnen, während die Übertra- 
gimg und Verteilung als natürliche Monopolbereiche 
reguliert werden sollten. Die Entwicklungen auf der 
Ebene der Europäischen Union, die eine verstärkte 
wettbewerbliche Öffnung und Integration der natio- 
nalen Systeme anstrebt, und die Kritik am bestehen- 
den Versorgungssystem machen eine Umstrukturie- 
lung notwendig. Bei der Analyse der in Frage kom- 
menden Wettbewerbsmodelle sind die Unterschiede 
zwischen den beiden Energieträgern — namentlich 
die Situation auf der Beschaffungsseite in der Gaswirt- 
schaft — zu berücksichtigen. (Tz. 781-788) 

173 . Die Beseitigung der Gebietsschutzverträge ist 
eine Voraussetzung, um die Versorgungsmonopole 
aufzulockem und den Abnehmern Wahlmöglichkei- 
ten einzuräumen. Um dies zu ermöglichen, sind 
Demarkationsverträge und Ausschließlichkeitsbin- 
dungen in Konzessionsverträgen abzuschaffen. Der 
Kraftwerks- und Leitungsbau sollte liberalisiert wer- 
den, und die Übertragimgs- und Verteilungsnetze 
müssen auch Dritten zur Verfügung stehen, so daß 
Abnehmer aus anderen Versorgungsgebieten mit 
Hilfe von spezifischen Durchleitungsrechten erreicht 
werden können. Eine weitere Voraussetzimg stellt die 
kostenrechnerische Trennung von Erzeugung, Über- 
tragimg, Verteilung und Verkauf dar. Diese Bedin- 
gimg soll die Regulierung der Netz bereiche und die 
Kalkulation von Durchleitungs entgelten erleichtern. 
Darüber hinaus soll verhindert werden, daß Dritte 
beim Netzzugang durch den Netzbetreiber diskrimi- 
niert werden. (Tz. 789) 


174 . Eine im Vergleich zum bestehenden System 
wettbewerblichere Organisation der Elektrizitätswirt- 
schaft läßt sich im Rahmen von Ausschreibungsmodel- 
len etablieren. Dabei können die Versorgungsge- 
biete, die Bedarfsdeckung der Versorgimgsgebiete 
oder die Stromerzeugung der Verbunduntemehmen 
ausgeschrieben werden. Der Nachteil dieser Modelle 
besteht jedoch darin, daß sie das vorhandene wettbe- 
werbliche Potential nicht ausschöpfen. Wettbewerb 
findet lediglich in bestimmten Zeitabständen statt und 
umfaßt nur die zusätzlich benötigte Kapazität. 
(Tz. 790-792) 

175 . Das Durchleitungsmodell eröffnet die Möglich- 
keit, daß Elektrizitätsversorgungsuntemehmen, un- 
abhängige Kraftwerksbetreiber oder auch industrielle 
Eigenerzeuger fremde Leitungsnetze in Anspruch 
nehmen, um Abnehmer in anderen Versorgungsge- 
bieten zu beliefern. Die vom Netzinhaber erbrachten 
Leistungen müssen vollständig im Rahmen des Durch- 
leitungsentgeltes abgegolten werden. Die Durchlei- 
tung kann nur dann erfolgen, wenn im jeweiligen 
Netz freie Kapazitäten zur Verfügung stehen oder 
durch veränderten Einsatz der Kraftwerke geschaffen 
werden können. Für die Fälle, in denen zwischen 
Stromeinspeisung und Last des Abnehmers Differen- 
zen auftreten, sind vertragliche Vereinbarungen fest- 
zulegen. (Tz. 793-798) 

176 . Gegen das Durchleitungsmodell wird einge- 
wendet, daß die Festlegimg des Durchleitungsent- 
gelts und die Überprüfimg der Kapazitätssituation 
große Probleme aufwerfen. Die Monopolkommission 
ist der Ansicht, daß insbesondere die Messimg des 
Zustandes des Stromnetzes bzw. der Gasströme auf- 
grund moderner Meßtechnologien kein gravierendes 
Problem mehr darstellt. Darüber hinaus können mit 
Hilfe der physikalischen Gesetzmäßigkeiten die Wir- 
kungen von Einspeisungen und Entnahmen hinrei- 
chend genau festgestellt und in entsprechende mone- 
täre Einheiten transformiert werden. Die Einspeisung 
von Strom an einer Stelle des Netzes und die Ent- 
nahme an einer anderen Stelle übt einen Einfluß auf 
den Zustand des ganzen Stromnetzes aus, wobei die 
Veränderung jedoch bestimmten Gesetzmäßigkeiten 
(Kirchhoffsche Regeln) unterliegt. Mit Hilfe mathema- 
tischer Verfahren — z. B. im Rahmen von Operations 
Research — wird es möglich sein, knappheitsgerechte 
Durchleitungspreise zu ermitteln. Von Bedeutung 
erscheint dabei die Differenzierung zwischen lang- 
und kurzfristig aus gehandelten Durchleitungsver- 
pflichtungen. Kurzfristig angemeldete Durchleitungs- 
vorhaben verursachen höhere Kosten imd müssen 
entsprechend entgolten werden. (Tz. 799-804) 

177 . Eine tragfähige Durchleitungsregelung muß 
verschiedenen Anfordenmgen genügen; Zum einen 
müssen alle mit der Durchleitung erbrachten Dienst- 
leistungen entgolten werden. Die Planimgssicherheit 
des Gebietsversorgers muß erhalten bleiben. Die 
Durchleitungsbegehren sollten so ausgestaltet sein, 
daß sie in die Planungen des Netzinhabers integriert 
werden können. Aus diesem Grunde ist eine Anglei- 
chung der Bindungsfristen der beiden Vertragspart- 
ner erforderlich. Zwischen dem Netzbetreiber und 
dem Durchleitungs berechtigten müssen die Durctilei- 
tungsmodalitäten vertraglich fixiert werden, so daß 
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für beide eine klare Kalkulationsgrundlage zur Verfü- 
gung steht. Insbesondere müssen Durchleitimgsent- 
gelte, Zugangs- und Rückkehrregeln formuliert wer- 
den. (Tz. 805) 

178. Das Poolmodell beinhaltet die vertikale Desin- 
tegration von Erzeugung, Verteilimg imd Verkauf. 
Übertragung imd Verteilimg bleiben als natürliche 
Monopolbereiche reguliert, imd Stromerzeugung 
sowie -verkauf werden dem Wettbewerb geöffnet. Die 
Übertragungsnetze werden aus den vertikal integrier- 
ten Unternehmen herausgelöst und einer eigenständi- 
gen Netzgesellschaft unterstellt, die sich nicht in den 
Bereichen Erzeugung und Verkauf betätigt. Die Auf- 
gaben der Netzgesellschaft bestehen in der Organisa- 
tion des Spotmarktes, der Ermittlung des markträu- 
menden Preises und der Abrechnung der eingespei- 
sten sowie entnommenen Strommengen zu diesem 
Preis. Prinzipiell können alle Erzeugungsuntemeh- 
men Strom einspeisen. Für die Inanspruchnahme des 
Übertragungs- und Verteilungsnetzes ist eine Netzbe- 
nutzungsgebühr zu entrichten. (Tz. 806-815) 

1 79. Die Stromerzeugung ist wettbewerblich organi- 
siert, da alle Stromerzeuger miteinander um die 
Einspeisung in den Pool konkurrieren. In diesem 
Bereich konkurrieren die Kraftwerke der bisherigen 
Gebietsversorger, unabhängige Stromerzeuger imd 
die Kraftwerke der Industrie, die in das öffentliche 
Netz einspeisen, unter denselben Bedingungen 
gegeneinander. Der Ausschreibungs Wettbewerb er- 
faßt nicht nur die zusätzlich benötigte Kapazität, 
sondern es findet in jeder Ausschreibungsperiode ein 
Wettbewerb um die gesamte Erzeugung statt. Abhän- 
gig von der Nachfrage werden die Kraftwerke nach 
steigenden Geboten eingesetzt. Der Poolpreis bemißt 
sich nach dem letzten zur Nachfragedeckung erfor- 
derlichen Kraftwerk. (Tz. 816) 

180- Der Stromhandel ist im Rahmen dieses Modells 
ebenfalls wettbewerblich organisiert. Händler und 
Direkteinkäufer (Verteileruntemehmenund Großver- 
braucher) können den Strom zum kurzfristig wech- 
selnden Marktpreis über den Pool beziehen. Stromer- 
zeuger, Gebietsversorger und weitere Verkäufer kön- 
nen als Stromhändler fungieren. Sie konkurrieren 
miteinander um die Belieferung von Verteilerunter- 
nehmen und Letztverbrauchem, sofern diese Abneh- 
mer nicht direkt vom Pool beziehen. Auf der regiona- 
len und lokalen Verteilungsstufe resultiert eine Tren- 
nung der Verteilungsfunktion im engeren Sinne — 
diese umfaßt den Ausbau und Betrieb des Vertei- 
lungsnetzes — von der Verkaufs- oder Handelsfunk- 
tion. (Tz. 817-819) 

181. Reformprozesse und Reformvorhaben, die auf 
eine wettbewerblich ausgerichtete Versorgungs- 
struktur im Elektrizitätsbereich zielen, sind mittler- 
weile in vielen Ländern in Gang gesetzt worden. 
Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, daß die Bereiche 
Stromerzeugung und Stromhandel dem Wettbewerb 
zugänglich sind. Die zentralen Elemente der jeweili- 
gen Reformen umfassen dabei im wesentlichen die 
Liberalisierung des Kraftwerks- und Leitungsbaus, 
den Zugang Dritter zum Netz, die Entbündelung 
vertikal integrierter Unternehmen und die Einführung 
eines wettbewerbhch orientierten Gestaltungsrah- 


mens (wie beispielsweise Poolsystem, Durchleitungs- 
system). 

Ein Vergleich der liberalisierten Elektrizitätsversor- 
gungssysteme in EnglandAVales, Schottland und Nor- 
wegen zeigt, daß sich die stärksten wettbewerblichen 
Wirkungen im norwegischen System ergeben haben. 
In England und Wales herrscht ebenfalls ein intensi- 
ver Wettbewerb in den Bereichen Stromerzeugung 
und -handel, während sich die Wettbewerbs Wirkun- 
gen im schottischen System im Stromhandel in Gren- 
zen halten. (Tz. 822-847) 

182. In der Gaswirtschaft können wettbewerbliche 
Prozesse ebenfalls durch die Einführung von Aus- 
schreibungsmodellen, Durchleitungsrechten oder ei- 
nes Poolsystems in Gang gesetzt werden. Die Stmktur 
und Funktionsweise der Modelle ist analog zu den für 
die Elektrizitätswirtschaft beschriebenen Systemen, 
Die wettbewerblichen Wirkungen der Ausschrei- 
bungskonkurrenz sind stark begrenzt, da nur peri- 
odisch ausgeschrieben wird, die Kombination der 
Funktionen Verteilung und Verkauf ausgeschrieben 
wird und zwischen Ferngas- und Regionalstufe zahl- 
reiche Eigentumsverflechtungen und langfristige Lie- 
ferbeziehungen bestehen. Die Organisation eines 
Großhandelsmarktes für Gas ist mit einer grundlegen- 
den Veränderung der bestehenden Strukturen in der 
Gasversorgung verbunden. Die Funktionen Produk- 
tion, Ferntransport, Verteilung und Handel/Verkauf 
wären voneinander zu trennen, und es müßte eine 
reine Transportgesellschaft geschaffen werden. Im 
Gegensatz zur Elektrizitätswirtschaft sollte sich ein 
solches Poolmodell in der Gaswirtschaft jedoch auf 
das gesamte europäische Femtransportnetz erstrek- 
ken. Nachdem die Transport- und die Handelsfunk- 
tion separiert sind, muß der Ausbau und Betrieb dieses 
Femtransportnetzes unter europäischen Gesichts- 
punkten erfolgen. Die Installation des Poolsystems in 
einer solchen Dimension ist jedoch zum jetzigen 
Zeitpunkt wenig realistisch. (Tz. 848-850) 

183. Im Bereich der deutschen Gaswirtschaft exi- 
stiert zwar die Möglichkeit des konkurrierenden Lei- 
tungsbaus auf der Femgasstufe, doch ohne Durchlei- 
tungsrechte auf der Stufe der Weiterverteiler läßt sich 
Gas-zu-Gas-Wettbewerb kaum langfristig etablieren. 
Ein Newcomer erhält nur dann in größerem Umfang 
Zugang zu potentiellen Kunden, wenn ihm Durchlei- 
tungsrechte eröffnet werden. Die Kunden werden 
dadurch in die Lage versetzt, zwischen verschiedenen 
Lieferanten wählen zu können. Bereits am Markt 
etablierte Unternehmen könnten durch Durchlei- 
tungsverpflichtungen Zugang zu Letztverbrauchem 
in anderen Versorgungs gebieten erhalten. Auch die 
Abschaffung von Demarkationsverträgen läßt Gas- 
zu-Gas-Wettbewerb nur in begrenztem Umfang ent- 
stehen. (Tz. 851-861) 

184. Zusammenf assend läßt sich feststellen, daß das 
Poolmodell durch die zu erwartenden Effizienzge- 
winne und die höhere Wettbewerbsintensität eine 
vielversprechende Möglichkeit für eine wettbewerb- 
liche Organisation der leitungsgebundenen Energie- 
wirtschaft darstellt, die für die Zukunft berücksichtigt 
werden sollte. Die Anwendung dieses Systems bietet 
zugleich gute Voraussetzungen für eine stärkere Inte- 
gration der europäischen Elektrizitätswirtschaften 
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und ein geringes Ausmaß an Regulierung. Darüber 
hinaus wird die politische Einflußnahme, die in die- 
sem Sektor von jeher stark ist, zurückgedrängt. Aus 
ökonomischer Sicht stellt ein vollständig an markt- 
wirtschaftlichen Kriterien ausgerichtetes System die 
zu bevorzugende Lösung dar. Vorschläge für eine 
Umstrukturierung bestehender Strukturen müssen 
nach Auffassung der Monopolkommission die Aus- 
gangssituation auf nationaler und europäischer 
Ebene, den Ordnungsrahmen und insbesondere die 
Diuchsetzbarkeit berücksichtigen. Tiefgreifende Um- 
strukturierungsmaßnahmen — wie sie die Einführung 
des Poolmodells erfordern — sollten erst dann ergrif- 
fen werden, wenn die Einführung des Durchleitungs- 
modells nicht die zu erwartenden wettbewerblichen 
Prozesse in Gang setzt. Im Zusammenhang mit dem 
Poolmodell müssen die weiteren Entwicklungen in 
Großbritannien und Skandinavien abgewartet wer- 
den. Eine endgültige Beurteilung dieses Systems 
erfordert einen größeren Zeitrahmen. Insbesondere 
sollte abgewartet werden, bis dieses Versorgungssy- 
stem einen vollständigen Konjunktmzyklus durchlau- 
fen hat. (Tz. 862) 

185 . Die Monopolkommission unterstützt daher den 
vom Bundesministerium für Wirtschaft vorgelegten 
Referentenentwurf zur Weiterentwicklung des Ord- 
nungsrahmens für Strom und Gas. Dieser Reformvor- 
schlag enthält wesentliche Elemente, durch die die 
Versorgungsstrukturen in der Elektrizitäts- und Gas- 
wirtschaft wettbewerblich gestaltet und Regulierun- 
gen abgebaut werden können. Der Vorschlag umfaßt 
zum einen einige Neuerungen im Energiewirtschafts- 
gesetz und zum anderen Änderungen im Ausnahme- 
bereich des § 103 GWB. Die kartellrechtliche Freistel- 
lung des Gebiets schütz es (Demarkations Verträge, 
Ausschließlichkeitsbindungen in Konzessionsverträ- 
gen) soll abgeschafft werden. Weiterhin umfaßt das 
Reformkonzept den Ausbau des Durchleitungstatbe- 
standes zu einem wirksamen Instrument. Parallel 
dazu wird das Energiewirtschaftsgesetz um unterstüt- 
zende Elemente ergänzt, wie die getrennte Rech- 
nungslegung für Beschaffung und Verteilung von 
Elektrizität und Gas. (Tz. 863-866) 

186 . Das Reformkonzept strebt Wettbewerb um Ver- 
teilenmtemehmen oder Endverbraucher via Lei- 
tungsbau und Durchleitung an. Damit sollen Indu- 
strieunternehmen und Weiterverteiler die Möglich- 
keit erhalten, zwischen verschiedenen Strom- bzw. 
Gaslieferanten wählen zu können. Die Monopolkom- 
mission begrüßt die Vorschläge. Sie ist der Ansicht, 
daß der auf diese Weise gesteckte Rahmen zu wettbe- 
werblichen Prozessen auch innerhalb der zur Zeit 
geschlossenen Versorgungsgebiete führen wird. 
Durch das Zusammenwirken von freiem Leitungsbau 
und Durchleitungen wird der Netzinhaber der Durch- 
leitung weniger ablehnend gegenüber stehen. Durch 
die Durchleitung verliert er zwar Abnehmer in seinem 
Versorgungsgebiet, jedoch fließen ihm Einnahmen 
aus der Mitnutzung seines Netzes durch einen Dritt- 
Einspeiser zu. Diese Einnahmen gehen ihm vollstän- 
dig verloren, wenn der neue Lieferant seines Kunden 
eine zusätzliche Leitung verlegt. Darüber hinaus 
eröffnet sich dem Gebietsversorger ebenfalls die 
Möglichkeit, Kunden in fremden Versorgungsgebie- 
ten zu beliefern. (Tz. 867) 


187 . Die gegen dieses Modell hauptsächlich ange- 
führten Argumente — Gefährdung der Versorgungs- 
sicherheit sowie Wettbewerb zu Lasten der Tarifab- 
nehmer und zugunsten weniger Großverbraucher — 
sind nach Auffassung der Monopolkommission nicht 
stichhaltig. Die Erfahrungen mit liberalisierten Ver- 
sorgungsstrukturen im Ausland lehren, daß Wettbe- 
werb und Versorgungssicherheit keine sich ausschlie- 
ßenden Ziele sind. Auch in dem fast vollständig dem 
Marktmechanismus überlassenen System der eng- 
lisch-walisischen Elektrizitätswirtschaft und ebenso 
in Norwegen ist die Versorgungssicherheit gewährlei- 
stet. Das Argument, vom Wettbewerb könnten nur 
wenige Großkunden profitieren, während die für 
diese Kunden resultierenden Preissenkungen auf die 
„gefangenen" Abnehmer überwälzt würden, basiert 
auf falschen Prämissen. Bei dieser Argumentation 
wird davon ausgegangen, daß die Kosten der Versor- 
gungsuntemehmen konstant und nicht zu beeinflus- 
sen sind und durch den Wetttbewerb lediglich eine 
Umschichtung der konstant bleibenden Erlöse inner- 
halb der Abnehmer induziert wird. Damit wird implizit 
unterstellt, die Versorgungsuntemehmen seien zur 
Zeit kostenoptimal strukturiert. Wettbewerbliche Pro- 
zesse lösen aber gerade einen Druck auf die Kosten 
und Margen aus und erschweren es insbesondere den 
Politikern, der Versorgungs Wirtschaft weitere Son- 
derlasten aufzuerlegen. Der Wettbewerbsdruck eröff- 
net ein Kostensenkungspotential, das im Rahmen des 
bestehenden Systems nicht genügend erschlossen 
wird, da die Kosten weitergegeben werden können. 
Durch Wettbewerb werden insbesondere in diesem 
Bereich andere Anreizstrukturen geschaffen. Wie in 
anderen Branchen auch wird Wettbewerb zu intensi- 
ven Rationalisierungsbemühungen der Versorgimgs- 
untemehmen führen. Durch diesen Druck scheiden 
nicht leistungsfähige Anbieter aus dem Markt aus, 
und von den Kostensenkungen werden alle Abneh- 
mer profitieren. Die Tarifabnehmer sind überdies in 
der Elektrizitätsversorgung durch die Strompreisauf- 
sicht und die übrigen Abnehmer dxirch die kartell- 
rechtliche Mißbrauchsaufsicht geschützt. Auch für 
Strompreis- und Mißbrauchsaufsicht ergeben sich 
diuch dieses Konzept neue Maßstäbe, da sich die 
Preise für Sonderabnehmer im Wettbewerb entwik- 
keln werden. Durch Wettbewerb induzierte Rationali- 
sierungserfolge und Kosteneinsparungspotentiale 
kommen allen Verbrauchern zugute, denn den Wei- 
terverteilem werden durch die Wahlmöglichkeiten 
günstigere Bezugsquellen zugänglich gemacht, 
(Tz. 868) 

188 . Die Monopolkommission betrachtet die Durch- 
leitungsregelung als wirksames Instrument, um inner- 
halb der Versorgimgsgebiete wettbewerbliche Pro- 
zesse in Gang zu setzen, einen Druck auf die Kosten 
auszulösen und damit ein niedrigeres Preisniveau für 
die Abnehmer zu erreichen. Davon würden auch die 
im internationalen Wettbewerb stehenden Industrien, 
die durch den standortbedingten Energiekostennach- 
teil benachteiligt werden, profitieren. Es darf nicht 
verkannt werden, daß die Attraktivität des Wirt- 
schaftsstandortes Deutschland zunehmend bedroht 
ist. Aus diesem Grunde sollten alle Maßnahmen 
befürwortet werden, die diese Entwicklung aufhalten. 
(Tz. 869) 
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189. Von besonderer Bedeutung ist die Frage, inwie- 
weit sich die Einführung des Dxirchleitungsmodells 
auf europäischer Ebene durchsetzen läßt. Die Mono- 
polkommission verkennt nicht die Problematik, die 
mit der Umsetzung eines solchen Reformvorhabens 
auf nationaler Ebene verbunden ist. Solange keine 
reziproken Zugangsbedingimgen in anderen Staaten 
existieren, wird den Nachbarstaaten die Möglichkeit 
eröffnet, ihre überschüssigen Kapazitäten abzuset- 
zen, während die deutschen Versorgungs unterneh- 
men ihre Aktivitäten nicht in gleichem Maße ausdeh- 
nen können. Dies gilt insbesondere für die Staatsmo- 
nopole in Frankreich, die aufgrund von Standortvor- 
teilen und Subventionierungen günstigere Preise 
offerieren. Es ist vorläufig nicht zu erwarten, daß die 
französischen Versorgungsuntemehmen anderen 
Staaten den Markt öffnen werden. Das Prinzip des 
Wettbewerbs verlangt einerseits, daß nur die günstig- 
sten Erzeugungsanlagen zum Einsatz kommen. Auf 
der anderen Seite besteht ein gravierendes Problem 
darin, daß nicht einmal die theoretische Möglichkeit 
existiert, in gegenseitige Handelsbeziehungen einzu- 
treten, Um solche einseitigen Wettbewerbsprozesse 
zu verhindern, sollte die Europäische Kommission der 
Notwendigkeit der Harmonisierung und insbeson- 
dere der Abschaffimg von Import- imd Exportmono- 
polen in ihren Richtlinienvorschlägen stärker Geltung 
verschaffen. Das Prinzip der Subsidiarität ist insofern 
einzuschränken, als es diese einseitigen Prozesse 
nicht zu verhindern vermag. (Tz. 870) 

190. Nach Auffassung der Monopolkommission 
weist das Durchleitimgsmodell den Vorzug auf, daß 
damit die Möglichkeit Vorbehalten bleibt, in der 
Zukunft weitergehende Umstrukturierungsmaßnah- 
men zu realisieren. Aus diesem Grunde hält sie es für 
unerläßlich, die ausländischen Erfahrungen mit 
Marktsystemen (England/Wales und Norwegen) und 
Reformvorhaben (Skandinavien) zu beobachten und 
zu analysieren. Es ist deshalb zu begrüßen, daß auch 
das Bundesministerium für Wirtschaft eine solche 
Weiterentwicklung in einem späteren Stadium für 
möglich hält und die Entscheidung davon abhängig 
macht, in welchem Umfang dxirch das Durchleitungs- 
modell Wettbewerb erzielt werden kann. Sollten die 
in der Realität erreichten wettbewerblichen Prozesse 
hinter den Erwartungen Zurückbleiben, müssen tie- 
fergreifende Verändenmgen in Form des Poolsystems 
herbeigeführt werden. (Tz. 871) 


2. Arbeitsmarkt und Wettbewerb 

1 91 . Die Monopolkommission sieht in der Arbeitslo- 
sigkeit das wirtschaftspolitische Problem dieses Jahr- 
zehnts. Das betrifft nicht allein die Höhe, sondern 
namentlich die Entwicklung und die strukturellen 
Verändenmgen dieses Phänomens. Seit den 70er 
Jahren hat sich die Dauerarbeitslosigkeit verfestigt. 
Der Sockel von Arbeitslosen, der mit jedem Konjunk- 
turzyklus weiter angestiegen ist, enthält die typischen 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes: Erwerbslose 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung, Behinderte 
und ältere Mitbürger. Insbesondere für die Langzeit- 
arbeitslosen verschlechtern sich die Arbeitsmarktbe- 
dingimgen zimehmend. In dieser Situation allein auf 


die Kräfte wirtschaftlichen Wachstums zu setzen, um 
die Zahl der Arbeitslosen drastisch zu reduzieren, 
erscheint riskant. (Tz. 873-876) 

1 92. Die Wettbewerbsposition der deutschen Unter- 
nehmen hat sich in den letzten Jahren wesentlich 
verschlechtert. Einerseits ist die bisherige technologi- 
sche Überlegenheit gefährdet, zum anderen wirken 
sich die wirtschaftlichen Folgen aus der Überwindung 
der Spaltimg Europas aus, die zu einer Niedriglohn- 
Konkurrenz geführt haben. Außerdem haben sich 
Starrheiten und Defizite in den ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen entwickelt, die ihren Preis nicht 
zuletzt auch auf den Arbeitsmärkten fordern. (Tz. 877, 
878) 

193. ln ihrer Stellungnahme konzentriert sich die 
Monopolkommission auf die mstitutionelle Ausgestal- 
tung der Märkte für abhängige Arbeitsleistimgen, die 
ein bilaterales Monopol der Tarifvertragsparteien mit 
einem gesetzlich gewährleisteten Schutz vor Außen- 
seiterkonkurrenz büden. Dies stellt gegenüber den 
Wertvorstellungen, welche etwa dem Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkimgen (GWB) zugrunde lie- 
gen, ein völlig verschiedenes Ordnungsmuster dar. Es 
erhebt sich die Frage, ob die ordnungspolitische 
Anomalie des Arbeitsmarktes auch unter heutigen 
Verhältnissen uneingeschränkt zu rechtfertigen ist, 
oder ob die Ordnungsstruktpren nicht weiterzuent- 
wickeln, ggf. zu modifizieren sind. In den Tarifverträ- 
gen des Jahres 1994 wurde eine wesentliche Flexibi- 
lität erreicht. Dies führt zu der Überlegung, ob nicht 
auch der Gesetzgeber eine aus der Krise erwachsende 
Reformchance nutzen und ihr auf legislativem Wege 
dauerhaft Wirkung verleihen sollte. Hierbei dürfte die 
Regelungsfreiheit des einfachen Gesetzgebers, der 
die Gemeinwohlverträglichkeit inhaltlich zu konkre- 
tisieren imd institutionell abzusichem hat, größer sein, 
als gemeinhin angenommen wird. (Tz. 880-882) 

194. Das Tarifvertragssystem auf den Märkten für 
abhängige Arbeit unterliegt nicht dem Kartellverbot. 
Mit der Herausnahme dieser Märkte aus der Anwen- 
dung des GWB werden jedoch bestehende ökonomi- 
sche Gesetzmäßigkeiten nicht außer Kraft gesetzt. 
Kartelltypologisch sind Lohn tarif vertrage als Min- 
destpreiskartelle für das Angebot von Arbeitsleistim- 
gen zu verstehen. Aufgnmd der vorgegebenen 
Anreiz- imd Interessenstrukturen ist ein Bias für den 
Abschluß von Tariflöhnen oberhalb des markträu- 
menden Preises immanent. Die Folge derartiger Tarif- 
abschlüsse ist entweder, daß bei Lohnerhöhungen die 
Löhne nur nominal, aber nicht real ansteigen oder daß 
sich — im Konflikt zwischen verschiedenen Arbeit- 
nehmergruppen — die Position der Nicht-Arbeits- 
platzbesitzer verschlechtert. (Tz. 883-887) 

195. Die Kartellstruktur auf den Märkten für abhän- 
gige Arbeitsleistungen liefert allerdings keine mono- 
kausale Erklärung für die Arbeitslosigkeit. Andere 
Einflußgrößen, denen im Einzelfall großes Gewicht 
zukommen kann, sind Inlands- und/oder Auslands- 
nachfrage, Wechselkurs, Produktpalette imd Produk- 
tionstechnologie, Infrastruktur, Steuersystem, demo- 
graphische Entwicklung sowie Anzahl der Einwande- 
rer und Grenzgänger. Diese Faktoren sind teilweise 
nicht oder kaum beherrschbar. Zum Teil sind Einfluß- 
nahmen möglich, aber politisch nicht opportun oder 
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von ungewisser bzw. allenfalls langfristiger Wirkung. 
Ein grundsätzhcher Mangel ist, daß in das Kartellsy- 
stem keine Sicherungsfaktoren in Richtung des Voll- 
beschäftigungsziels eingebaut sind. Eine spürbar 
steuernde Wirkung auf das Verhalten der Tarifver- 
tragsparteien geht weder von der Bindung der Tarif- 
autonomie an die Gemeinwohlmaßstäbe des Rechts 
noch von der KontroUfunktion seitens der öffentlichen 
Meinung aus. (Tz. 888-893) 

196 . Nach dem Scheitern der Konzertierten Aktion 
ist imwahrscheinlich, daß die Gewerkschaften auf 
Dauer in einen Konsens der produktivitätsorientierten 
Lohnpolitik eingebunden werden können, so günstig 
dies für eine hohe Beschäftigung auch wäre. Der 
realistische Weg zu mehr Beschäftigimg kann deshalb 
nicht in zentralen Verbändevereinbarungen, sondern 
nur in der Einführung von mehr Wettbewerb im 
Arbeitsmarkt liegen (Tz. 894, 895) 

197 . Die Regelimgsstruktur der Arbeitsmärkte 
weicht von der sich im Wettbewerb vollziehenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in Deutsch- 
land fundamental ab. Tarifverträge können gravie- 
rende negative externe Effekte haben und in die 
Freiheitsrechte unbeteiligter Dritter eingreifen. Inso- 
fern bedarf es Rechtfertigungsgründen von Gewicht, 
wenn die Sonderordnung der Arbeitsmärkte weiter- 
hin überzeugend erscheinen soll. Allein der Rückgriff 
auf historische Erfahrungen oder eine rechtsverglei- 
chende Betrachtung mit anderen Industriestaaten ist 
dazu TÜcht ausreichend. (Tz. 896-900) 

198 . Die Argumente der Befürworter einer weitge- 
henden Regulierung des Arbeitsmarktes müssen sich 
an den Prüfsteinen der freiheitlichen Wirtschaftsord- 
nung, der wirtschaftlichen Effizienz, der Demokratie- 
verträghchkeit imd der Rechtsstaathchkeit messen 
lassen. Die These, daß die kartellorientierte Ordnung 
auf den Arbeitsmärkten ein unerläßhches Stmktur- 
element einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung sei, 
kann rücht imabhängig davon beurteilt werden, ob 
mit einer Verbandsbüdung ein gravierender negati- 
ver externer Effekt verbunden ist. Die genossenschaft- 
hche Argumentation, welche die Kartellbildung als 
ein generelles Ordnungsmuster gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Beziehungen auffaßt, ist unter 
den individualistischen Wertvorstellungen der markt- 
wirtschaftlichen Gesellschaftsordnung keine zu- 
kunftsweisende Perspektive. Ein anderer Rechtferti- 
gungsansatz geht beim Angebot der Arbeitsleistun- 
gen von einem Marktversagen in der Form ruinöser 
Konkurrenz oder von einer anomalen Reaktion der 
Angebotskurve für Arbeitsleistungen aus. Zumindest 
zur Erklärung heutiger Verhältnisse taugt diese an 
der Marx'schen Verelendungstheorie anknüpfende 
These aus mehreren Gründen jedoch nicht. Unabhän- 
gig davon köimte sie eine kollektivistische Organisa- 
tion des Arbeitsmarktes aber auch nicht rechtfertigen, 
da das angesprochene Armutsproblem besser mit 
anderen institutioneilen Arrangements zu bekämpfen 
ist, die zielgenauer und mit geringeren Eingriffen in 
die Faktorallokation eingesetzt werden körmen. 
(Tz. 901-906) 

199 . Bei der Diskussion der Schutzbedürftigkeit des 
Arbeitnehmers ist zimächst die These von einer 
durchgängigen Abhängigkeit des Arbeitnehmers von 


seiner Arbeitsleistung (als dem einzig verwertbaren 
Gut) zu betrachten. Diese führt letztlich zu der bereits 
angesprochenen Verelendungstheorie zurück. Indivi- 
duelle Abhängigkeit infolge einer ganz spezifischen 
Ausbildung körmte in Monopolbranchen Möglichkei- 
ten zur Ausbeutung eines Arbeitnehmers eröffnen. 
Allerdings sind die entsprechenden Voraussetzungen 
— sowohl die Monopolsituation auf der Arbeitgeber- 
seite als auch die Einzigcurtigkeit der Spezialausbil- 
dung des Arbeitnehmers — selten. Sie würden auch 
keine allgemeine, über den Sonderfall hinausge- 
hende Regulierung rechtfertigen körmen. Individu- 
elle Abhängigkeit kaim sich daneben auf eine Stelle 
beziehen, die ein Arbeitnehmer bereits iimehat. Hier 
wird in aller Regel im Verhältnis Arbeitnehmer/ 
Arbeitgeber eine wechselseitige Abhängigkeit beste- 
hen. Jedenfalls erscheint das grobe Instrument des 
Tarifvertrages als wenig geeignet, in solch spezifi- 
schen Tätigkeitsfeldern einen angemessenen Interes- 
senausgleich zu gewährleisten. Dies wäre eher ein 
Anwendungsfeld einzelfallbezogener gesetzlicher 
Schutzvorschriften, (Tz. 907-911) 

200 . Ein weiteres Argument geht von einem Macht- 
imgleichgewicht zwischen einem individuellen Ar- 
beitnehmer und einem individuellen Arbeitgeber als 
Regelfall aus. Die Monopolkommission hält diese 
Diagnose angesichts der Ausweichmöglichkeiten von 
Arbeitnehmern heute nicht mehr für realistisch. Die 
Frage kann letztlich nur empirisch geklärt werden. Es 
verbleibt aber die grundsätzhche Feststellung, daß 
sich kollektive Zwangsstrukturen mit einem Konzept 
individueller Freiheit schlecht vereinbaren lassen. 

Im gleichen Zusammenhang wird die These von den 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern asymme- 
trisch verteilten Informationen vertreten. In einem 
solchen Falle wäre staatliche Regulienmg aber wohl 
ebenso wenig indiziert wie kollektive überbetriebli- 
che Lösungen; es sollte eher an eine Regelung auf 
betrieblicher Ebene gedacht werden. (Tz. 912-917) 

201 . Das sogenannte Transaktionskostenargument 
folgt der Vorstellimg, daß die Transaktionskosten 
eines Einzelvertrages bei Ar beits Verhältnissen beson- 
ders hoch seien und durch kollektive Vorgaben mini- 
miert werden müssen. Das Argument wird daneben 
auf einen möglichen Interessenkonflikt zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern übertragen, der 
besser kollektiv auszutragen sei. Außerdem entstehe 
ein Regulierungsbedarf, weil Arbeitsverträge typi- 
scherweise unvollständige Verträge seien, woraus 
sich ein Anpassungs- und Nachverhandlungsproblem 
ergebe. 

Im Ergebnis ist nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion dem Transaktionskostenargument in einzelnen 
Facetten eine Bedeutimg nicht abzusprechen. Aller- 
dings rechtfertigen sich von daher eher einzelne 
staatliche Schutzvorschriften als eine umfassende kol- 
lektive Ordnung des Arbeitsmarktes. (Tz. 918-923) 

202 . Die sogenaimte Effizienzlohnhypothese ver- 
sucht zu erklären, warum ein Unternehmen einen 
Anreiz haben könnte, seinen Beschäftigten Löhne zu 
zahlen, die oberhalb des markträumenden Preises 
liegen, und zugleich auf Gebote von Arbeitslosen, die 
zu rüedrigeren Löhnen arbeiten würden, nicht einzu- 
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gehen. Unabhängig davon, wie diese Hypothese aus 
theoretischer Sicht zu würdigen ist, bleibt festzuhal- 
ten, daß sie jedenfalls eine kollektive Regulierung des 
Arbeitsmarktes nicht zu legitimieren vermag. 

Daneben gibt es weitere Denkansätze, die sich mit der 
Preisrigidität der nominalen Lohnsätze nach imten in 
Rezessionsphasen oder mit der friedenssichemden 
Wirkung der bestehenden deutschen Arbeitsmarkt- 
ordnung beschäftigen. Daraus lassen sich jedoch 
keine entscheidenden normativen Schlußfolgerungen 
für die Arbeitsmarktordnung ableiten. 

In der Summe finden sich keine einfachen Argumente 
für eine weitgehende Regulierung des Arbeits- 
marktes. Die meisten Argumentationslinien lassen 
sich auf die Verelendungstheorie zurückführen. Sie ist 
heute überholt. Rechtfertigbar erscheinen — im Sinne 
einer positiven Ausgestaltimg von Wettbewerbsbe- 
dingungen — staatlich festgesetzte Mindeststan- 
dards, um Schutz vor Willkür und Opportunismus zu 
gewährleisten, möglicherweise auch Formen der hier 
nicht thematisierten Mitbestimmung imd allenfalls 
eine gemäßigte Form der Tarif autonomie aus trans- 
aktionskostentheoretischen Erwägungen heraus. 
(Tz. 924-932) 

203 . Die Monopolkommission konzentriert sich bei 
ihren Empfehlimgen auf die Frage, wie man die 
drittbelastenden Kartell Wirkungen von Tarifverträ- 
gen begrenzen und damit die Verträglichkeit der 
überkommenen Ordnungsstruktur mit einem Allge- 
meininteresse eher sicherstellen kann. Darüber hin- 
aus sind weitere Verbessenmgen im Sinne eines 
multikausalen Ansatzes erforderlich. 

Die Monopolkommission hält in diesem Zusammen- 
hang einen klar geregelten Kündigungsschutz mit 
stärkerer Betonung der betriebsbezogenen Sozial- 
komponenten für wichtig. Die Regelungen über eine 
Sozialplanpflichtigkeit bei Massenentlassungen soll- 
ten stärker in Richtung auf zusätzliche Beschäftigung 
und weniger als Abfindung für Besitzstand ausgestal- 
tet werden. Die gesetzliche Übernahme von Beschäf- 
tigimgsverhältnissen bei Betriebsübergang sollten für 
den Insolvenzfall eingeschränkt werden. Verbesse- 
nmgsfähig sind die Rahmenbedingungen für Investiv- 
lohnkonzepte. Von der Aufhebung des Ladenschluß- 
gesetzes erwartet die Monopolkommission einen 
Impuls zur Schaffung von Teüzeitarbeitsplätzen. Im 
Rahmen der Verkehrs- imd der Wohnungsbaupolitik 
ist immer mitzubedenken, daß die Bedingungen für 
eine Mobüität von Beschäftigten möglichst verbessert 
werden. Eine wichtige Rolle kommt außerdem der 
Steuerpolitik zu. (Tz. 933-935) 

204 . Bei ihren Vorschlägen geht die Monopolkom- 
mission davon aus, daß die Bekämpfimg von Arbeits- 
losigkeit (insbesondere von Langzeit^beitslosigkeit) 
einem überragenden Gemeinwohlinteresse ent- 
spricht. Mehr Flexibilität im institutioneilen Rahmen 
der Arbeitsmärkte vermag dazu einen Beitrag zu 
leisten. Die bestehende Sonderordmmg der Arbeits- 
märkte ist aus heutiger Sicht nicht uneingeschränkt zu 
rechtfertigen. (Tz. 936) 

205 . Die Monopolkommission schlägt mit Aus- 
nahme des Kommissionsmitglieds Haastert eine 


Ändenmg von Tarifvertragsgesetz und Betriebsver- 
fassungsgesetz dahingehend vor, daß von tarifver- 
traglichen Regelungen im Wege von Betriebsverein- 
barimgen abgewichen werden kann (gesetzliche Öff- 
nung sklausel), Eine solche Lösimg birgt zwar das 
Risiko, daß Konflikte auf die Betriebsebene verlagert 
werden, obwohl auf dieser Ebene das Mittel des 
Arbeitskampfes gar nicht zur Verfügimg steht. Die 
Monopolkommission schätzt dieses Risiko jedoch eher 
als gering ein. Verfassungsrechtliche Einwände 
gegen diesen Vorschlag der Kommission gehen 
dahin, daß dann unzulässigerweise in den Kembe- 
reich der Tarif autonomie eingegriffen würde. Die 
Monopolkommission geht mit dem Bundesverfas- 
sungsgericht davon aus, daß das Grxmdrecht der 
Koalitionsfreiheit der Ausgestaltung durch den einfa- 
chen Gesetzgeber bedarf. Das güt sowohl für das 
Binnenverhältnis der Tarifvertragsparteien, insbeson- 
dere auch imter dem Aspekt der beträchtlichen Aus- 
wirkungen von Arbeitskampfmitteln auf den jeweili- 
gen Gegner. Zum anderen erfordern die Außenwir- 
kimgen des Systems eine Einbettung des Freiheits- 
rechts in die verfassungsrechtliche Ordnung. Hier 
besteht nach Auffassung der Monopolkommission ein 
in der Rechtsprechung noch nicht abschließend aus- 
geloteter, beträchtlicher Regelungsspielraum für den 
einfachen Gesetzgeber, Die Kommission sieht sich in 
ihrer Meinung durch die jüngste Entscheidimg des 
Bundesarbeitsgerichts zur Unwirksamkeit tariflicher 
Beendigungsklauseln wegen Rentenalters bestätigt. 
(Tz. 937-943) 

206 . Werm das verfassimgsrechtiiche Risiko bei all- 
gemeinen gesetzlichen Öffnungsklauseln als zu hoch 
angesehen wird, kommt eine Begrenzimg der Öff- 
nungswirkung in Betracht. Eine erste Abschwächung 
wäre eine Verpflichtung, bei Lohntarifverträgen 
Bandbreiten vorzuhalten (Korridorlösungen). Eine 
weitere Abstufung läge darin, nur einen oberen 
Grenzwert festlegen zu können (Optionslösung). Eine 
weitere Einschränkung wäre die Verpflichtung für die 
Tarif Parteien, imterschiedliche Optionen für die 
Betriebsebene mitzudefinieren (Menülösung). Die 
stärkste Abschwächung wäre damit verbimden, daß 
eine Abweichimg vom Tarifvertrag auf das Vorliegen 
einer konkret festzusteUenden Notsituation begrenzt 
ist (Ausnahmeklausel). Bei einigen dieser Vorschläge 
besteht die Notwendigkeit zu flankierenden Verfah- 
rensregeln. Gegenüber diesen eingeschränkten Öff- 
nungsklauseln könnte ebenfalls der Vorwurf eines 
Verfassungsverstoßes erhoben werden. Die Monopol- 
kommission vermag dies jedoch rücht zu erkennen. 
Mit den hier gemachten Vorschlägen werden im 
wesentlichen Gedanken auf genommen, die in der 
Tarifnmde 1994 durch die praktische Vernunft der 
Beteiligten realisiert worden sind. (Tz. 944, 945) 

207 . Die Unabdingbarkeit von Tarifverträgen sollte 
durch Abänderung des Günstigkeitsprinzips weiter 
aufgelockert werden. Die Monopolkommission hält 
dies unter gemeinwohlbezogenen Begrenzungen für 
ebenso statthaft wie sinnvoll. Denkbar wären perso- 
nelle Begrenzungen (Langzeitarbeitslose), räumliche 
Begrenzimgen (Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit), 
branchenmäßige Begrenzungen (Branchen mit hoher 
Arbeitslosigkeit) sowie Befristimgen (faktisch ein Ein- 
stiegstarif). 
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Die Monopolkommission zögert, eine Abschaffung 
der Tarif gebundenheit nach § 3 Abs. 3 Tarifvertrags- 
gesetz im Falle eines Austritts aus einem Verband 
zu empfehlen. Sie hält aber für richtig, beim Ablauf 
eines Lohn- oder Gehaltstarifvertrages gleichzeitig 
alle sonstigen tarifvertraglichen Bindimgen entfal- 
len zu lassen. Dagegen sollte die Nachwirkimg einer 
Tarifnorm nach § 4 Abs. 5 Tarifvertragsgesetz im 
Falle eines Austritts aus einem Verband nicht eintre- 
ten. (Tz. 946-948) 

208 . Die Kartellwirkimg von Tarifverträgen wird 
durch die Möglichkeit erhöht, sie für allgemeinver- 
bindlich zu erklären. Die Monopolkommission hält 
eine völlige Abschaffxmg dieser Möglichkeit für ver- 
tretbar, empfiehlt sie aber nicht. Es gibt einen Restbe- 
stand an Sachverhalten, bei denen eine AUgemein- 
verbindhchkeitserklänrng von Tarifverträgen Sinn 
macht. 


Einen Fremdkörper innerhalb des überkommenen 
Tarifvertragssystems büdet § 3 Abs. 2 Tarifvertrags- 
gesetz. Danach werden die Außenseiterarbeitnehmer 
eines tarifgebxmdenen Arbeitgebers von den betrieb- 
lichen und betriebsverfassimgsrechtlichen Regelim- 
gen eines Tarifvertrages erfaßt. Da diese Bestimmimg 
eine Art gesetzlich verordneten externen Kartell- 
zwang ausspricht, sollte man sie besser ganz strei- 
chen. (Tz. 949-951) 

209 . Diese hier vorgestellten Überlegimgen der 
Monopolkommission zeichnen einen Rahmen. Sie 
bleiben ergänzimgsbedürftig und im Detaü auch 
weiter zu konkretisieren. Dies ist Aufgabe einer Dis- 
kussion, die ohnehin bereits geführt wird imd zu 
welcher die Monopolkommission aus ihrer wettbe- 
werbsgeprägten Sicht einen Beitrag leisten will. 
(Tz. 952) 
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KAPITEL I 

Stand und Entwicklung der Unternehmens- und Angebotskonzentration 
im Produzierenden Gewerbe 


1. Konzeptionelle und methodische 

Grundlagen der Konzentrationsstatistik 

1.1 Konzeption der Konzentrationsstatistik 

21 0. Die Monopolkommission hatte in ihrem Ersten 
Hauptgutachten i) ein konzentrationsstatistisches 
Programm zur Beschreibimg imd Analyse des Standes 
imd der Entwicklimg der Unternehmens- imd 
Betriebskonzentration in den Wirtschaftsbereichen 
des Produzierenden Gewerbes entwickelt. In den 
folgenden Berichtsjahren wurde das Konzept schritt- 
weise ausgebaut und im Vierten Hauptgutachten 
durch Einbeziehung der Sonderaufbereitungen des 
Statistischen Bundesamtes zur Produktionsstatistik 
erweitert 2). Dieses Konzept wurde bis zum Achten 
Hauptgutachten 3) weitgehend unverändert fortge- 
schrieben. Seit dem vorangehenden Neunten Haupt- 
gutachten wird versucht, ein möglichst mehrdimen- 
sionales und repräsentatives Bild zum Stand und zur 
Entwicklimg der horizontalen Konzentration in den 
einzelnen Wirtschafts- und Güterbereichen des Pro- 
duzierenden Gewerbes zu geben. 

21 1 . Eine Übersicht zu der der Monopolkommission 
auch zum vorliegenden Berichtsjahr 1991 verfügba- 
ren Datenbasis zum Bergbau und zum Verarbeiten- 
den Gewerbe enthält Tabelle LI. Ergänzend wird 
darauf hingewiesen, daß seit dem Berichtsjahr 1985 
für das gesamte Produzierende Gewerbe 5) Angaben 
über die Anzahl der Zu- und Abgänge der Unterneh- 
men vorliegen. Sie beziehen sich auf die jeweils 
vorangehende zweijährige Berichtsperiode imd die 
auf sie entfallenden Anteile am Umsatz und an der 
Anzahl der Beschäftigten 6). 

Die konzeptionelle und methodische Problematik der 
Konzentrationsstatistik auf der Grundlage amtlicher 


1) Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, Haupt- 
gutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Tz. 136 ff. 

2) Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentrationser- 
fassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 1982, 
Tz. 225 ff,; vgl. auch Monopolkommission, Wettbewerbspoli- 
tik vor neuen Herausforderungen, Hauptgutachten 1988/ 
1989, Baden-Baden 1990, Tz. 218-221. 

3) Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, a. a. O., 
Tz. 218-221, 273-274. 

4) Monopolkommission, Wettbewerbspolitik oder Industrie- 
politik, Hauptgutachten 1990/1991, Baden-Baden 1992, 
Tz. 205 ff. 

5) Ausschließlich Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung). 

6) Zur Interpretation dieser Angaben sind verschiedene Ein- 
schränkxmgen zu beachten. Vgl. Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1988/1989, a. a. O., Tz. 23; dies.. Die Wett- 
bewerbsordnung erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, 
a, a. O., Anlagenband, Tz. 149 ff. 


Daten ist von der Monopolkommission in ihren Gut- 
achten stets ausführlich dargelegt worden. Hierzu 
besteht gegenwärtig keine hinreichende Alternative. 
Es bleibt daher zu beachten, daß die amtlichen Anga- 
ben nicht in Hinblick auf wettbewerbspolitische Fra- 
gestellungen erhoben werden. Dies führt zu verschie- 
denen systematischen Einschränkungen und Verzer- 
rungen. Die Monopolkommission weist vorsorglich 
nochmals auf diese hin^). 

— Sachliche Marktabgrenzung: Die wirtschaftssyste- 
matische Abgrenzung der Positionen der Statistik 
nach Wirtschaftszweigen und der Statistik der 
Güterproduktion spiegeln nicht die sachliche 
Abgrenzung aktueller oder potentieller Märkte 
wider 8). 

— Kapitalverflechtung: Unternehmen im Sinne der 
jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten entspre- 
chen als Erhebungseinheiten der Statistiken im 
Produzierenden Gewerbe nicht den wirtschaftli- 
chen, insbesondere wettbewerblichen Entschei- 
dungseinheiten®). Untemehmensverbindungen 
aufgrund von Kapitalverflechtungen oder sonsti- 
gen Tatbeständen werden nicht berücksichtigt 
Der Konzentrationsgrad wird dadurch systema- 
tisch unterschätzt. 

— Marktnähe: Die Messung der Untemehmenskon- 
zentration nach dem Gesamtumsatz und der Ange- 
botskonzentration nach dem Wert der Absatzpro- 
duktion weisen eine unterschiedliche Marktnähe 
auf. Die Ergebnisse sind insofern nur einge- 
schränkt miteinander vergleichbar. 

—7 Interne Umsätze: Der als Indikator der vertikalen 
Integration und des potentiellen Wettbewerbs auf- 
schlußreiche Anteil der internen Umsätze bzw. der 
Güter zur Verwendung im eigenen Unternehmen 
vrird nicht bzw. nicht hinreichend erfaßt. 

— Diversifizierung: Im Rahmen der Statistik nach 
Wirtschaftszweigen werden die Unternehmen 
nach ihrem wirtschaftlichen Schwerpunkt als Gan- 


2) Eine eingehende Därlegimg der in diesem Zusammenhang 
bestehenden Probleme und konkreten Vorschläge, diesen 
zu begegnen, behandelt das Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 50-167. Eine Zusammenfassung 
der Problemstellungen sowie eine Skizze des weiteren 
Arbeitskonzepts enthält das Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a. O., Tz. 206-209, 234, 265. 

8) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 62 ff. 

8) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 94 ff. 

10) In begrenztem Umfang werden Kapitalverflechtungen in 
Gestalt des steuerrechtlichen Instituts der Organschaft im 
Rahmen der Umsatzsteuerstatistik berücksichtigt. 
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Tabelle I.l 


Datenbasis der Monopolkommission für das Produzierende Gewerbe 
auf der Grundlage amtlicher Daten 



Erhebimgseinheiten 

Anbieter 

(Untemehmensteile) 

Unternehmen 

Betriebe 


Erhebimgsmerkmale 

Produktionswert 

Umsatz 

Beschäftigte 


^^\^^^^^iichtsperioden 

1977 — 1980 (einjährig) 
1982 — 1990 (zweijährig) 
ab 1991 für ungerade Jahre 

1979 — 1989 (zweijährig) 


^\^richtskreise 

Güterklassen 1) 

Wirtschaftszweige 2) 

Aufbereitungsmerkmale 

Zweisteller 
seit 1990 

Viersteller 
seit 1977 

Zwei- 

steller 

Vier- 

steller 

Zwei- 

steller 

Vier- 

steller 

Anzahl der Erhebimgseinheiten 

X 

X 

X 

X 

X 


Merkmalssummen 

X 

X 

X 

X 

X 


Anteile der . . . größten Erhebungseinheiten (Konzentrationsraten) 2) gemessen an der Merkmalssumme 

a 

am Produktionswert bzw. Umsatz 

X 

X 

X 

X 



b 

an der Anzahl der Beschäftigten 



X 

X 

X 


c 

an den Investitionen 



X 

X 

X 


d 

am Census Value Added 



ohne 

X 

X 



m 

an der Anzahl der Betriebe 



Bau 

X 

X 



Herfindahl-Index 


X 

X 

X 



gemessen an der Merkmals summe 



ab 1985 mit Bau 




') Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Teü 2: Systematisches 
Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe, Stuttgart 1989. 

2) Statistisches Bimdescunt, Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1989. 

3) Ab 1985: maximal sechs Rangklassen für die jeweils 3, 6, 10, 25, 50, 100 größten Erhebimgseinheiten; 

bis 1983; maximal 20 Rangklassen für die jeweils 3, 6, 10, 15, 50, 60, ..., 100, 200, ..., 500 größten Erhebungseinheiten. 

Zeichenerklärung: 

X = Ergebnisse in der Datenbasis der Monopolkommission enthalten. Nähere Erläuterungen zu den gewählten Merkmcilskombi- 
nationen werden im folgenden Text gegeben. 


zes einem Wirtschaftsbereich (institutionell) zuge- 
ordnet. In der Güterstatistik werden die Unterneh- 
men nach der Art ihres Güterangebots (funktional) 
gegebenenfalls auf verschiedene Wirtschaftsbe- 
reiche auf geteilt. Beide Sachverhalte betreffen 
jeweils nur eine Dimension diversifizierter Unter- 
nehmen, ohne daß eine Zusammenführung beider 
Statistiken möglich ist. Ansatzpunkte liefert die 
Statistik der fachlichen Untemehmensteile, die 
jedoch nur für die Beobachtungsperiode 1981 bis 
1985 vorliegt 11). 

— Aüßenhandelsverflechtung: Die Exporte inländi- 
scher Unternehmen sowie die Importe ausländi- 
scher Unternehmen werden im Rahmen der Stati- 
stiken für das Produzierende Gewerbe nicht bzw. 


11) Vgl. zur Behandlimg dieses Problems im Rahmen der 
Statistik für fachliche Untemehmensteile Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1990/1991, a. a. O., Tz. 302 ff. sowie 
dies,, Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagenband, 
Tz. 135 ff., 162 ff. 


nur unvollkommen erfaßt. Sie sind mit der Außen- 
handelsstatistik nicht verzahnt und erlauben keine 
unmittelbaren Berechnungen zum inländisch ver- 
fügbaren Güterangebot, dem Marktvolumen so- 
wie den hierauf bezogenen Größenstrukturen imd 
Konzentrationsverhältnissen der Unternehmen 

imd Betriebe 12)^ 


12) Das Statistische Bundesamt hat für die Monopolkommission 
auf der Grundlage der Produktionsstatistik zu verschiede- 
nen zweistelligen Gütergmppen (Elektrotechnische Er- 
zeugnisse, Feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
Chemische Erzeugnisse, Erzeugnisse des Ernährungsge- 
werbes) und verschiedenen Jahren (1986, 1987) eine Son- 
derauswertxmg durchgeführt, welche die inländische Ver- 
fügbarkeit des Güterangebots enthält. Da diese Aufberei- 
timg keine Angaben über die Größenstruktur der jeweiligen 
Importeure und Exporteure enthält, kann der Einfluß des 
Außenhandels auf den inländischen Konzentrationsgrad nur 
innerhalb gewisser Grenzwerte bestimmt werden. Vgl. 
Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., 
Anlagenband, Tz. 111 ff. 
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— Erfassungsgrenzen: Die amtlichen Erhebimgen bei 
Unternehmen und Betrieben basieren auf einer 
Erfassimgsgrenze für Unternehmen von 20 Be- 
schäftigten imd mehr. Dadurch werden die tat- 
sächlichen Größenstrukturen in den einzelnen 
Bereichen in imterschiedlichem Umfang verzerrt. 
Das mit Markteintritten imd -austritten verbun- 
dene Fluktuationsgeschehen wird nur teilweise 
berücksichtigt ^3). 

— Wirtschaftsräume: Das Berichtsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland wird zu einem Wirtschafts- 
raum zusammengefaßt. Die für einzelne Bereiche 
{z. B. Druckereien, Baugewerbe) abgrenzbaren 
regionalen Märkte werden vernachlässigt. In die- 
sen Fällen wird der Konzentrationsgrad imter- 
schätzt. 

— Konzentrationsprozeß: Der Zeitvergleich der amt- 
lichen Angaben erlaubt keine dynamische Ana- 
lyse des Konzentrationsprozesses. Hierzu wäre 
anstelle aggregierter Angaben zumindest eine 
Zuordnung identischer Erhebungseinheiten im 
Zeitablauf nötig. Dies ist durch die statistischen 
Geheimhaltimgsvorschriften ausgeschlossen. Ein 
elementares analytisches Konzept zur dynami- 
schen Konzentrationsmessimg wurde im Sieben- 
ten Hauptgutachten 14) näher erläutert. 

— Strukturbrüche: Die frühesten konzentrationsstati- 
stischen Daten liefert die Konzentrations enquete 
von 196415) für fachliche Untemehmensteile in 
den Beobachtungsjahren 1954 und 196016). Wei- 
tere industriestatistische Daten liegen zweijährlich 
für die Zeitabschnitte 1962 bis 1967 sowie 1968 bis 
1974 imd 1975 vor. Aufgrund einer Neuordnung 
der Statistik im Produzierenden Gewerbe 1 7) sind 


13) Zum Untersuchungskonzept vgl. Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagenband, 
Tz. 124 ff. Empirische Anhaltspunkte liefern die Ergebnisse 
der Handwerksstatistik, der Statistik industrieller Kleinbe- 
triebe mit weniger als 20 Beschäftigten sowie die konzen- 
trationsstatistische Aufbereitung der Arbeitsstättenzählung 
im Rahmen der Volkszählung 1987. Vgl. Statistisches Bun- 
desamt, Fachserie 2; Unternehmen und Arbeitsstätten — 
Arbeitsstättenzählung vom 25. Mai 1987, Sonderhefte 1 und 
2, Hefte 1 bis 16. Im vorliegenden Zusammenhang von 
besonderer Bedeutung ist Heft 12: Konzentration und 
Beschäftigte, Mai 1991. Dieses Heft enthält Konzentrations- 
raten sowie kumulierte Anteile der Beschäftigten in den 
Unternehmen nach Wirtschaftszweigen. Der Monopolkom- 
mission liegt eine Sonderaufbereitung dieser Daten zur 
weiteren Analyse vor. 

14) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 

а. a. O., Anlagenband, Tz. 146 ff. 

15) Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, Bericht über das 
Ergebnis einer Untersuchung der Konzentration in der 
Wirtschaft vom 29. Februar 1964, BT-Drucksache rV/2320 
nebst Anlagenband. 

16) Vgl. die eingehende Darstellung in: Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagenband, 
Tz. 102. 

1^) Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe vom 

б. November 1975 (BGBl. I S. 2779) in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 30. Mai 1980, einschließlich Ände- 
rungen (BGBl. I, S. 641), in Verbindung mit den folgenden 
Statistikbereinigungsgesetzen und dem Gesetz über die 
Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz — 
BStatG) in der Fassung vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462) 
mit Berichtigung vom 9. Februar 1987 (BGBl. I S. 565). 


die Daten vor 1977 mit jenen späterer Jahre nur 
eingeschränkt vergleichbar iS). Diese bilden bis 
zum vorliegenden Berichtsjahr 1991 konsistente 
Zeitreihen. Entsprechendes gilt durch die Einfüh- 
rung einer neuen Systematik für die Güterproduk- 
tion (GP) ab 1. Januar 1990^9). Eine langfristige 
Beobachtung des Konzentrationsprozesses ist da- 
nach mit verschiedenen Brüchen in der statisti- 
schen Datenbasis verbunden 20) und erlaubt über 
den gesamten Zeitraum keine eindeutige Interpre- 
tation. 

21 2 . Die Konzentrationsberichterstattung der Mono- 
polkommission leidet weiterhin an zahlreichen Lük- 
ken der Datenbasis. Sie beruhen auf der strengen 
Auslegung und Anwendimg der statistischen Ge- 
heimhaltimgsvorschriften durch das Statistische Bim- 
desamt^i). Die Vorschriften gelten grundsätzlich auch 
gegenüber der Monopolkommission und stehen im 
Spannungsfeld der Forderung nach einer hinreichen- 
den Transparenz von Wirtschaftsdaten, die inzwi- 
schen im europäischen Rahmen durch weitreichende 
Publizitätsvorschriften geregelt ist 22 ), und der Akzep- 
tanz der amtlichen Statistik bei den befragten Unter- 
nehmen, die durch das Gebot zur statistischen 
Geheimhaltung der zahlreich und detailliert erhobe- 
nen Einzelangaben erreicht werden soll 23), Darüber 
hinaus können, insbesondere bei Einzelimtemehmen 
imd Personengesellschaften, grundrechtliche Positio- 
nen des Datenschutzes berührt sein. 

Die Monopolkommission hat zu dieser Problematik 
wiederholt Stellung genommen. Grundlegende Fort- 
schritte wurden nicht erzielt. Den aktuellen Stand der 
Diskussion behandelt Abschnitt D im Einführungska- 
pitel zu diesem Gutachten. 

213 . Die Vielzahl systematischer und empirischer 
Mängel der der Monopolkommission verfügbaren 


16) Vgl. zur Umstellung der Systematik der Wirtschaftszweige 
im einzelnen: Monopolkommission, Fusionskontrolle bleibt 
vorrangig, Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980, 
Tz. 182-186; dies., Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., 
Tz. 241-243. 

19) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Stuttgart 1989. 
Zur Problematik der Umstellung der Systematik von der 
Ausgabe 1982 auf 1989 vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1990/1991, a. a. O., Tz. 268-270, 272. 

20) Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe S. 9: Konzentrationsstatistische Daten für 
den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 1982, 
Stuttgart/Mainz 1985. 

21) Vgl. § 24 c GWB (in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Februar 1990, BGBl. I S. 235) in Verbindung mit § 16 
BStatG (vom 22. Januar 1987, BGBl. I S. 462). 

22) Die gegenwärtige Rechtslage bestimmt sich in Deutschland 
nach dem Gesetz zur Durchfühnmg der Vierten, Siebenten 
und Achten Richtlinie des Rates der Eiiropäischen Gemein- 
schaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts (Bilanz- 
richtliniengesetz — BiRiLiG) vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. IS. 2355). Das danach neu in das Handelsgesetzbuch 
(HGB) eingefügte III. Buch (§§ 238 — 339) findet auf die 
Unternehmen erstmals für das nach dem 31. Dezember 1989 
beginnende Geschäftsjahr Anwendung. 

23) Vgl. zu dieser Problematik: Statistisches Bundesamt, Zum 
Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke, Forum der 
Bundesstatistik 9, Stuttgart/Mainz 1988. 
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Datenbasis schränkt die wettbewerbspolitische Rele- 
vanz ihrer Konzentrationsberichterstattung erheblich 
ein. Die Strategie der Monopolkommission, diese 
Grenzen zu überwinden, ist auf verschiedene Ansätze 
gestützt: 

— Durch den Vergleich der Ergebnisse aus verschie- 
denen Statistiken können Aufschlüsse über ein- 
zelne für sie jeweils charakteristische Sachverhalte 
gewonnen werden. So liefert z. B. ein Vergleich 
der Ergebnisse zur Untemehmenskonzentration 
und zur Konzentration des Güterangebots Hin- 
weise über den Einfluß der Diversifizierung der 
Unternehmen in verschiedene Wirtschaftsberei- 
che auf den dort herrschenden Konzentrations- 
grad. Die methodische Problematik besteht darin, 
vergleichbare Statistiken zu finden, die sich im 
wesentlichen nur durch das jeweils relevante 
Moment unterscheiden. 

— Durch die Beobachtung und Analyse möglichst 
langfristiger Entwicklungen können charakteristi- 
sche Trends erkannt werden. Dies ist der Fall,; 
wenn sich verschiedene systematische Verzerrun- 
gen der Datenbasis im Zeitablauf kompensieren. 
Zu prüfen bleibt, ob dies langfristig auch zu- 
trifft. 

— Zeitlich und sachlich begrenzte Untersuchungen 
können Hinweise über die empirische Größenord- 
nung verschiedener von der amtlichen Statistik 
vernachlässigter Einflußfaktoren geben. Hierzu 
gehören u. a. die Auswertung der Arbeitsstätten- 
zählungen, um Schätzwerte für den Anteil kleiner 
und mittlerer Unternehmen zu gewinnen. Die 
Außenhandelsstatistik vermag Anhaltspunkte 
über den Einfluß des internationalen Handels auf 
den lediglich an der Produktion der inländischen 
Unternehmen gemessenen Konzentrationsgrad zu 
liefern. Mit Hilfe der Statistik der fachlichen Unter- 
nehmensteile kann auch auf niedrigerem Aggre- 
gationsniveau geprüft werden, wie stark der Ein- 
fluß der Diversifizierung auf den Konzentrations- 
grad in den Wirtschaftsbereichen ist. Die Monopol- 
kommission hat von diesen Möglichkeiten in ver- 
schiedenen Fällen Gebrauch gemacht und über 
die Ergebnisse in ihren Gutachten berichtet. 

— Für die Beurteilung der Wettbewerbsverhältnisse 
auf den Märkten ist die Berücksichtigung von 
Untemehmensverbindungen, insbesondere in Ge- 
stalt von Konzernen und Untemehmensgruppen, 
von zentraler Bedeutung. Sie stellt ein Bindeglied 
zwischen den Untersuchungs gegenständen Un- 
temehmenskonzentration, Fusionskontrolle und 
Wettbewerb dar. Die Monopolkommission hat seit 
dem vergangenen Jahr das Angebot verschie- 
dener privater Datenbanken nach Art und Umfang 
untersucht. Der Schwerpunkt des Interesses liegt 
auf einer Identifizierung der größten Anbieter in 
einem Markt und der Kapitalverflechtung der 
Unternehmen. 

214 - Die Erstellung eines umfassenden Untemeh- 
mensregisters mit Hilfe privater Datenbanken bereitet 
keine grundsätzlichen Schwierigkeiten. Der Verband 
der Vereine Creditreform e. V. bietet die Nutzung der 


umfangreichsten Datenbank aktiver deutscher Unter- 
nehmen an. Mit Unterstützung des Verbandes hat die 
Monopolkommission den Aufbau einer eigenen 
Datenbank begonnen. Sie umfaßt derzeit für das 
Geschäftsjahr 1991 rund eine Million Unternehmen 
einschließlich einer halben Million kleinerer Unter- 
nehmen mit den wichtigsten Angaben über ihre 
vdrtschaftiiche Tätigkeit sowie rund 10 000 Kapitalge- 
sellschaften mit zahlreichen Bilanzdaten. Die Unter- 
nehmensdaten reichen zeitweise bis Mitte der 80er 
Jahre zurück. 

Demgegenüber ist die Erfassung der Kapitalverflech- 
tung der Unternehmen nur begrenzt und in dem 
Rahmen möglich, der durch die Offenlegimgs- und 
Publizitätspflicht der Unternehmen gesetzt ist. Dieser 
Rahmen ist auzuschöpfen. Hierzu sind noch verschie- 
dene technische Probleme zu lösen, die vor allem die 
Kapazität, Komplexität, Zugriffsgeschwindigkeit und 
Variabilität der Datenverwaltung und -Verarbeitung 
betreffen. 

Die relativ größten Schwierigkeiten bereitet die Erfas- 
sung der jeweils größten Anbieter auf den Märkten 
bzw. in den unter diesem Gesichtspunkt hinreichend 
abgegrenzten Wirtschaftsbereichen. Dies liegt daran, 
daß die handelsrechtiichen Vorschriften den Unter- 
nehmen einen großen Spielraum lassen, im Rahmen 
ihres Jahresabschlusses den Umsatz funktional und 
regional zu gliedern. Die Monopolkommission ist in 
dieser Frage auf eigene Untersuchungen, Erhebun- 
gen und Befragimgen angewiesen. Da die Möglich- 
keiten hierzu begrenzt sind, kann nur versucht wer- 
den, ein zwar nicht vollständiges, aber möglichst 
repräsentatives Bild zu gewinnen. 

215 . Erste Untersuchungen haben zu dem Ergebnis 
geführt, daß für die rund hundert größten deutschen 
Konzerne bzw, Einzeluntemehmen durchschnittlich 
rund 85% des Umsatzes funktional bis zur Ebene 
vierstelliger Positionen der Systematik der Wirt- 
schaftszweige relativ zuverlässig gegliedert werden 
können. Allerdings beziehen sich die betreffenden 
Angaben für Konzerne in vielen Fällen auf den 
Weltkonzem und nicht auf den in Deutschland ansäs- 
sigen Teilkonzem. Auch in den Fällen, in denen der 
Umsatzanteil des inländischen Teilkonz ems am 
Umsatz des Weltkonzems bis Ende der 80er Jahre 
noch relativ hoch war, nimmt der Anteil mit zuneh- 
mender Intemationalisierung der Konzerne ab. Die 
Angaben des Weltkonzems zur Aufschlüsselung der 
Umsätze werden daher immer weniger für den deut- 
schen Mcirkt repräsentativ. Die Monopolkommission 
beabsichtigt in diesem Zusammenhang konzeptionell 
in folgender Weise vorzugehen. Mit Hilfe der zwi- 
schenzeitlich aufgebauten Untemehmensdatenbank 
und weiterer Quellen werden möglichst präzise und 
vollständige Angaben zur Kapitalverflechtung der 
Unternehmen ermittelt. Deren Geschäftsbereiche 
werden bestimmt und auf Konzemebene zusammen- 
geführt, Es wird davon ausgegangen, daß die Diver- 
sifizierung der Unternehmen auf einem vergleichs- 
weise niedrigeren Aggregationsniveau geringer ist. 

216 . Langfristig baut die Monopolkommission auf 
die Bereitschaft der Bimdesregierung und die Ankün- 
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digung des Bündesministers für Wirtschaft, die amtli- 
chen Untemehmensstatistiken durch eine Konzem- 
statistik zu ergänzen. Dieses Vorhaben fügt sich in die 
bereits in Kraft getretene europäische Register- Ver- 
ordnung 24) ein. Danach ist in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union ein alle Wirtschaftsbereiche 
umfassendes Untemehmensregister aufzubauen, das 
auch Hinweise zur Kapitalverflechtung der Unterneh- 
men enthalten soll. Darüber hinaus ist die Befugnis 
geregelt, bereits bestehende nationale gerichtliche 
und administrative Dateien für statistische Zwecke zu 
nutzen, wenn dadurch zusätzliche amtliche Erhebun- 
gen vermieden werden. Die Monopolkommission 
erhofft sich von diesem neuen statistischen Instrumen- 
tarium zu Zwecken der deutschen und der europäi- 
schem Wettbewerbspolitik einen großen Nutzen. 

217. Der statistische Anlagenband zu diesem Gut- 
achten enthält — wie in der Vergangenheit — die vom 
Statistischen Bimdesamt übermittelten imd von der 
Kommission weiter aufbereiteten und ausgewerteten 
konzentrationsstatistischen Ergebnisse (Tabellen I.l 
bis 1.8). Hierbei hat die Kommission die Vorgaben des 
Statistischen Bimdesamtes zur statistischen Geheim- 
haltung übernommen, die für dessen eigene Veröf- 
fentlichimgen gelten. 


1.2 Messung der horizontalen Konzentration 

218. Die horizontale Konzentration wird empirisch 
mit Hilfe statistischer Maßzahlen erfaßt. Sie messen, 
wie ungleichmäßig sich eine Summe von Merkmals- 
werten auf die einzelnen Einheiten, die das Merkmal 
tragen, verteilt. 

Merkmale und Merkmalsträger sind in den von der 
Monopolkommission geführten Konzentrationsstati- 
stiken nach der jeweils verwendeten Datenbasis: 



Statistik nach 
Wirtschafts- 
bereichen 

Statistik nach 
Güterbereichen 

Konzen- 

trations- 

einheiten 

Unternehmen 
bzw. deren 
fachliche Teile 

Teile von 
Unternehmen 
oder Betriebe 
im Sinne von 
Anbietern 


Betriebe 


Konzen- 

trations- 

merkmale 

Umsatz 

Beschäftigte 

Wert der 

Absatz- 

produktion 

Begleit- 

merkmale 

Beschäftigte 
Investitionen 
Census Value 
Added 

Anzahl der 
Betriebe 



24) Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 
über die innergemeinschaftliche Koordinierung des Auf- 
baus von Untemehmensregistem für statistische Verwen- 
dungszwecke, ABI. EG Nr. L 196 vom 5. August 1993, 
S. 1. 


Begleitmerkmale sind Angaben zu den Konzentra- 
tionseinheiten, die selbst nicht als Konzentrations - 
merkmal verwendet werden, aber zusätzliche Infor- 
mationen über diese liefern. 

Danach wird die Konzentration der Unternehmen 
bzw. ihrer Teile in den Wirtschaftsbereichen des 
Produzierenden Gewerbes nach dem Umsatz, die 
Konzentration der Betriebe nach der Anzahl der 
Beschäftigten imd die Konzentration der Anbieter von 
Gütern nach dem Wert der Absatzproduktion in den 
jeweiligen Bereichen der Güterproduktion gemes- 
sen. 

Die nähere Abgrenzung der Konzentrationseinheiten 
und -merkmale erfolgt im Zusammenhang mit der 
Darstellimg der empirischen Ergebnisse zur Unter- 
nehmens- und Angebotskonzentration in den folgen- 
den Abschnitten dieses Kapitels, 

219. Zur Messung der horizontalen Konzentration 
werden die folgenden Maßzahlen verwendet; 

Messimg der absoluten Konzentration: 

— Konzentrationsraten bezogen auf die jeweils 3, 6, 
10, 25 imd 50 größten Merkmalsträger, 

— Herfindahl-Index; 

Messung der relativen Konzentration: 

— Disparitätsraten bezogen auf die den Konzentra- 
tionsraten entsprechenden jeweils größten Merk- 
malsträger, 

— Variationskoeffizient. 

Die Messimg der absoluten und die der relativen 
Konzentration unterscheiden sich wesentlich durch 
die Berücksichtigung der Anzahl der Merkmalsträger. 
Die absolute Konzentration ist auf die Ungleichvertei- 
lung der Größe einer bestimmten Anzahl der Merk- 
malsträger bezogen, die relative Konzentration auf 
entsprechende Anteile an deren Gesamtzahl. Auf den 
absoluten Konzentrationsgrad wirken danach analy- 
tisch zwei Faktoren ein: 

— Anzahl der Merkmalsträger, 

— Ungleichverteilung ihrer Merkmals werte. 

Bei der Messung der relativen Konzentration ist der 
erste Faktor normiert, sie wird allein durch die 
Ungleichverteilung bestimmt. 

Die wettbewerbspolitische Bedeutung, zwischen ab- 
soluter und relativer Konzentration zu unterscheiden, 
liegt darin, den Einfluß der Anzahl der Unternehmen 
oder Anbieter von dem Einfluß der Streuimg (Dispa- 
rität) ihrer Marktanteile auf die Höhe des Konzentra- 
tionsgrades zu trennen. 

220. Konzentrationsraten messen die absolute Kon- 
zentration und sind definiert als; 

(1) CRj = 2pi (i = l, 2 j) 

für; Pi = Xi/X 

X = 2Xi (i = 1, 2, . , n) 

Der Wertebereich der Konzentrationsraten beträgt: 

(2) j/n <= CRj < <= 1 
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CRj ist die Konzentrationsrate der jeweils j größten 
Merkmalsträger in einem Bereich, Pi ist die relative 
Größe eines dieser Merkmalsträger. Sie ist der Anteil 
seines Merkmalswerts Xi an der Summe der Merk- 
malswerte X, n ist die Anzahl aller Merkmalsträger. 
Beispielsweise bedeutet für die Messimg der Ange- 
botskonzentration der Wert der Konzentrationsrate 
CR 3 = 30%, daß der Marktanteil der drei größten 
Anbieter 30 % beträgt. 

Konzentrationsraten haben den Vorteil, leicht bere- 
chenbar und anschaulich zu sein. Ein Nachteil ist, daß 
sie die Größenstruktur der jeweils größeren Merk- 
malsträger sowie die Anzahl und Struktur der jeweils 
kleineren Merkmalsträger nicht berücksichtigen. 
Dies kann imter bestimmten Bedingungen zu wider- 
sprüchlichen Ergebnissen führen: Bei einem Ver- 
gleich von Konzentrationsraten kann der gemessene 
Konzentrationsgrad bei identischen Daten höher oder 
niedriger sein, je nachdem für welche Anzahl der z. B. 
3, 6 oder 10 größten Merkmalsträger die Berechnung 
erfolgt. Die Gründe für die Anwendung von Konzen- 
trationsraten, sowie verschiedene Vor- und Nachteile 
ihrer Anwendung hat die Monopolkommission bereits 
in ihrem Ersten Hauptgutachten 25) dargelegt. 

221 . Um imter anderem dem möglichen Nachteil 
widersprüchlicher Ergebnisse bei der Anwendung 
von Konzentrationsraten zu begegnen, verwendet die 
Monopolkommission neben Konzentrationsraten den 
Heründahl-Index'^^). Er ist ein absolutes summari- 
sches Konzentrationsmaß, da alle Merkmalsträger 
berücksichtigt werden. 

Der Wert des Herfindahl-Index kann als Summe der 
quadrierten Anteilswerte berechnet werden. 

(3) H = 2pi2 (i = l, 2 n) 

Der Wertebereich des Herfindahl-Index ist normiert 
mit: 

(4) 1/n < H < 1 

Es gelten die übrigen für Konzentrationsraten ver- 
wendeten Bezeichmmgen. Da der Index für stark 
besetzte Wirtschaftsbereiche sehr kleine Werte 
annehmen kaim, multipliziert ihn die Monopolkom- 
mission, wie das Statistische Bimdesamt, aus prakti- 
schen Gründen mit dem Faktor 1000. 

Die Monopolkommission gibt dem Herfindahl-Index 
gegenüber anderen absoluten summarischen Kon- 
zentrationsmaßen (z. B. Exponential-Index, Rosen- 
bluth-Rang-Index) den Vorzug, weil größere Merk- 
malswerte relativ stärker gewichtet werden. Daher 
wird sein Wert weniger beeinflußt, wenn eine Anzahl 
kleinerer Merkmalsträger nicht exakt erfaßt werden 
kann. Zwischen dem Herfindahl-Index und den Kon- 
zentrationsraten bestehen funktionale Beziehungen: 
Bei einer oder mehreren gegebenen Konzentrations- 
raten ist der Wertebereich des Herfindahl-Index ein- 
gegrenzt und umgekehrt. Diese Beziehimgen können 
unter anderem dazu verwendet werden, unbekannte 


25) Vgl. Monopolkoimnission, Hauptgutachten 1973/1975, 
a. a. O., Tz. 151. 

26) Vgl. Monopolkommission, Gesamtwirtschaftliche Chancen 
und Risiken wachsender Untemehmensgrößen, Hauptgut- 
achten 1984/1985, Baden-Baden 1986, Tz. 149. 


Werte der einen Maßzahl mit Hilfe bekannter Werte 
der anderen zu schätzen. 

222 . Um die bei der Messimg der absoluten Konzen- 
tration nicht unmittelbar zum Ausdruck kommende 
Größenverteilung der Merkmalsträger zu berücksich- 
tigen, hat die Monopolkommission seit dem Sechsten 
Hauptgutachten 27) ergänzend zum Herfindahl-Index 
Maßzahlen der relativen Konzentration ausgewiesen 
imd seit dem letzten Gutachten auch die Konzentra- 
tionsraten entsprechend ergänzt. Dies folgt aus der 
Einsicht, daß zwei gleich hohe Konzentrationsgrade 
wettbewerbspolitisch unterschiedlich zu beurteilen 
sind, wenn die Anzahl der Anbieter und imter den 
gegebenen Bedingungen auch die Ungleichvertei- 
lung der Marktanteile in einem Fall höher sind als in 
einem anderen Fall. Diese Information ist auf einfache 
Weise durch den relativen Konzentrations grad zu 
gewinnen. Es wäre in Querschnitt- und Längsschnitt- 
analysen ein Fehler, Güterklassen in bezug auf ihre 
Angebotsstruktur imd die hieraus resultierenden 
wettbewerblichen Verhaltensspielräume der Anbie- 
ter als äquivalent zu betrachten, nur weil sie den 
gleichen Wert des Herfindahl-Index aufweisen. Rich- 
tig ist es, den absoluten Konzentrationsgrad in Hin- 
blick auf die Anzahl der Anbieter und die Streuimg 
der Produktionsanteile differenziert zu betrachten. 

223 . Eine Disparitätsrate ist der Anteil, mit dem der 
Wert einer Konzentrationsrate auf der Ungleich Vertei- 
lung der Merkmalsbeträge beruht: 

(5) DRj = (CRj-j/n)/CRj 

= l-j/(n • CRj) 

Beispielsweise betrage die Konzentrationsrate der 
größten drei von insgesamt himdert Anbietern 10%. 
Wären alle Anbieter gleich groß, betrüge die Konzen- 
trationsrate CR 3 3 %. Der Wert der Konzentrationsrate 
beruht danach zu 70 % — der Disparitätsrate DR 3 — 
auf der imgleichen Größenverteilung. 

Mit Hilfe der ihr zugeordneten Disparitätsrate kann 
die Höhe der Konzentrationsrate für die j größten 
Anbieter auf deren Gesamtzahl (n) und die ungleiche 
Größenverteilung (DRj) zurückgeführt werden: 

(6) CRj =j/(nMl-DRj)) 

224 . Aufgrund des gleichen Zusammenhangs wie 
für Konzentrationsraten besteht auch für summarische 
absolute Konzentrationsmaße (K«) ein zugeordnetes 
relatives Konzentrationsmaß (K*^). 

(7) K^ = l-(l/(n • K«)) 

Die dem Herfindahl-Index zugeordnete Maßzahl der 
relativen Ungleichverteilung wird nach einer einfa- 
chen Umformung in Gestalt des Variationskoeffizien- 
ten (V)28) verwendet. Er ist das Verhältnis der Stan- 
dardabweichung der Merkmalswerte zu ihrem arith- 

27) Ebenda, Tz. 150. 

26) Maßzahlen der relativen Konzentration im eigentlichen 
Sinne sind gegenüber allgemeinen Disparitätsmaßen durch 
zusätzliche Normierungen definiert. Diese sind im vorlie- 
genden Zusammenhang nicht von Bedeutung. Zwischen 
dem Variationskoeffizienten (V) und dem dem Herfindahl- 
Index als absolutem Konzentrationsmaß zugeordneten 
relativen Konzentrationsmaß (H^) gilt die Beziehimg: 
Hr = 1/(1+(1/V2)). 
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metischen Mittelwert. Bezogen auf Anteüswerte 
güt: 

(8) V2 = n • 2(pi-l/n)2 (i = 1. 2, . . n) 

V ist der Variationskoeffizient; es gelten die bisheri- 
gen Bezeichnungen. Aufgrund des dargestellten 
Zusanunenhangs bestimmen der Variationskoeffi- 
zient (V) imd die Zahl der Anbieter (n) den Wert des 
Herfindahl-Index (H): 

(9) H = (l+V2)/n 

225. Konzentrationsmaße der hier verwendeten 
Klasse messen den Grad, nicht aber die Art der 
Ungleichverteilimg der Merkmalswerte. Von beson- 
derem wettbewerbspolitischem Interesse sind jedoch 
empirische Aussagen darüber, ob sich in einem Wirt- 
schaftsbereich eine Gruppe größerer Anbieter so 
deutlich von einer Gruppe kleinerer absetzt, daß auch 
wirtschaftlich eine dominierende Stellung vermutet 
werden kann. Ist dies der Fall, kann diese durch den 
Grad der Dominanz und die Anzahl der dominieren- 
den Anbieter charakterisiert werden. 

Zur empirischen Messung der wirtschaftlichen Domi- 
nanz bestehen verschiedene statistische Maßzahlen. 
Die Monopolkommission hatte mit HUfe des Statisti- 
schen Bundesamtes versucht, eine dieser Maßzahlen 
aus dem System der Linda- Indizes mit Hilfe amtlicher 
Daten anzuwenden 29). Der Versuch war empirisch 
nicht ergiebig. Zum einem Teil wurden die Ergebnisse 
aus Gründen der statistische Geheimhaltung gesperrt. 
Zum anderen, nicht imerheblichen Teil wurden keine 
aussagekräftigen Ergebnisse erzielt, sei es, daß in der 
Realität keine Dominanz herrschte, sei es, daß die 
angewendeten Berechnungsverfahren nicht aus- 
reichten, diese zu identifizieren. Die Monopolkom- 
mission hat das Vorhaben daher nicht weitergeführt. 
Die wettbewerbspolitische Relevanz der Fragestel- 
lung veranlaßt jedoch, sie nicht aus den Augen zu 
verlieren. Nach der Präzisierung der statistischen 
Geheimhaltungsvorschriften zugunsten der Monopol- 
kommission und mit Hilfe gegebenenfalls geeignete- 
rer Berechnungsverfahren bestehen hierfür verbes- 
serte Realisierungschancen. 

226. Ein weiterer grundlegender konzeptioneller 
Mangel der ausschließlichen Anwendung von Kon- 
zentrationsmaßen ist, daß im zwischenzeitlichen Ver- 
gleich keine Analyse der Fluktuation oder Demogra- 
phie der Unternehmen, Anbieter oder Betriebe mög- 
lich ist. Die Identität, Rangfolge und Entwicklung der 
Merkmalsträger innerhalb aggregierter statistischer 
Angaben ist aber von entscheidender Bedeutung, um 
den Konzentrationsprozeß im Zeitablauf wettbe- 
werbspolitisch sachlich adäquat zu interpretieren. 
Nach den geltenden statistischen Geheimhaltungs- 
vorschriften ist eine empirische Analyse dieser Art 
aber nicht erlaubt. 


29) Zur Definition der Maßzahlen vgl. Monopolkommission, 
Hauptgutachten 1980/1981, a. a. O., Tz, 191, 231; empiri- 
sche Ergebnisse sind dort im Anhang, Teil B, in den Tabellen 
I und 11.13 enthalten; dies., Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 47. 


2. Stand und Entwicklung der 

Unternehmenskonzentration nach 
Wirtschaftsbereichen im Produzierenden 
Gewerbe 

2.1 Erfassung der Unternehmenskonzentration 

2.1.1 Methodische Grundlagen 

227. Der vorliegende Abschnitt 2 hat die Konzentra- 
tion der Unternehmen in den Wirtschaftsbereichen 
des Produzierendes Gewerbes zum Gegenstand. Die 
Konzentration des Güterangebots wird im folgenden 
Abschnitt 3 behandelt. 

Wesentlich für das Verständnis des Konzepts der 
amtlichen Untemehmensstatistik nach Wirtschafts- 
zweigen ist, daß die Unternehmen als Ganzes erfaßt 
und, auch wenn sie in verschiedene Wirtschaftsberei- 
che diversifizieren, nur dem Wirtschaftsbereich (insti- 
tutioneil) zugeordnet werden, in dem der größte 
Anteil der Bruttowertschöpfung erzielt wird (Schwer- 
punktprinzip) 20). 

Es kann daher nicht davon ausgegangen werden, daß 
in den Statistiken nach Wirtschaftszweigen Unterneh- 
men danach zusammengefaßt sind, ob sie aus der 
Sicht der Güternachfrage gleichartige Güter anbie- 
ten, die in einer möglichen Substitutionskonkurrenz 
zueinander stehen. Eine näher an der Nachfrage und 
damit am Markt orientierte Abgrenzung der jeweils 
relevanten Anbieter ist eher mit Hilfe einer Statistik 
der fachlichen Untemehmensteile^i) oder — wie im 
folgenden Abschnitt — mit Hilfe der Statistik der 
Absatzproduktion zu erreichen. 

Möglicherweise werden aber aus der Sicht des Güter- 
angebots im Rahmen der Statistiken nach Wirtschafts- 
zweigen in der Fassung der SYPRO-Klassifikation22) 
vornehmlich jene Unternehmen abgegrenzt, die auf 
vergleichbaren Produktionsstufen tätig sind und 
innerhalb gewisser Grenzen über austauschbare 
Technologien verfügen 33). ist dies der FaU, so steht die 
Umsatzkonzentration der Unternehmen in den einzel- 
nen Wirtschaftsbereichen weniger mit dem effektiven 
als mit dem potentiellen Wettbewerb in Beziehung. 
Dieser wird vor allem durch die Verhaltensspielräume 
der jeweils größeren Unternehmen und ihre Möglich- 
keiten bestimmt, in mehreren Märkten mit ähnlichen 
Produktionsbedingungen tätig zu sein. 


30) Vgl. Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschafts- 
zweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 
1980, S. 11 f. 

31) Der Monopolkommission liegt eine Sonderaufbereitung des 
Statistischen Bundesamtes über fachliche Untemehmens- 
teile für die Periode 1981 bis 1985 vor. 

32) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1989. 

33) Die Systematik der Wirtschaftszweige folgt daneben auch 
anderen Kriterien. Vgl. Hauptgutachten 1988/1989, a. a. O,, 
Tz. 273-274 sowie die Untersuchungen in; Monopolkommis- 
sion, Hauptgutachten 1986/1987, a. a, O., Anlagenband, 
62 ff., 162 ff. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen zeigen, 
daß die bisherige Vermutung der Monopolkommission zur 
wettbewerbspolitischen Relevanz zweistelliger SYPRO- 
Positionen eiuer empirischen Überprüfung bedarf. 
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Zu weiteren, auch erhebungstechnisch bedingten 
Differenzen zwischen beiden Konzeptionen der empi- 
rischen Konzentrationsmessimg — der Untemeh- 
menskonzentration und der Angebotskonzentration 

— wird auf den methodischen Teil des Anlagen- 
bandes zum Siebenten Hauptgutachten 1986/1987 

verwiesen 34). 

228 . Die wirtschaftssystematischen Grenzen zur 
Gliederung des potentiellen Wettbewerbs von Unter- 
nehmen sind — wenn dies überhaupt möglich ist — 
nicht leicht zu ziehen. Die Aggregationsebene vier- 
stelliger Positionen der SYPRO-Klassifikation er- 
scheint generell zu eng. Erste Untersuchimgen im 
Siebenten 35) und im Neimten Hauptgutachten 36) zei- 
gen, daß auch in verschiedenen zweistelligen Wirt- 
schaftsgruppen nennenswerte Teile der Gesamtum- 
sätze der Unternehmen nicht aus branchentypischen 
oder Umsätzen aus eigenen Erzeugnissen imd Lei- 
stungen stammen. 

Aus diesen Gründen wird die Einzelmärkte übergrei- 
fende Untemehmenskonzentration sowohl nach indu- 
striellen Hauptgmppen als auch nach zweistelligen 
Wirtschaftsgruppen des Produzierenden Gewerbes 37) 
dargestellt. Dies erfolgt zugleich in Perspektive auf 
den folgenden Abschnitts, in dem die Ergebnisse 
zur Untemehmenskonzentration nach industriellen 
Hauptgruppen und zweistelligen Wirtschaftsgruppen 
mit den Ergebnissen zur Angebotskonzentration auf 
der jeweils gleichen Aggregationsebene verglichen 
werden. Die zu erwartenden Abweichungen liefern 
empirische Hinweise über den Einfluß der Diversifi- 
zierung der Unternehmen auf den Konzentrations - 
grad in den einzelnen Wirtschafts- imd Güterberei- 
chen. 

Die der Kommission zum Berichtsjahr 1991 ebenfalls 
vorliegende Konzentrationsstatistik nach vierstelligen 
Wirtschaftszweigen wird sowohl für den früheren als 
auch für den gegenwärtigen Gebietsstand der Bim- 
desrepublik Deutschland im Anlagenband zu diesem 
Gutachten (Tabellen I.l imd 1.2) veröffentlicht. Die 
Ergebnisse werden aber, wie in den vorangehenden 
Hauptgutachten, nicht im einzelnen imtersucht. Dies 
soU zu einem späteren Zeitpunkt m Zusammenhang 
mit den zu zweistelligen Wirtschaftsgmppen gewon- 
nenen Ergebnissen geschehen. 

229 . Neben der Konzentration der Unternehmen, 
gemessen am Umsatz, legt die Kommission Wert auf 
die Zusammenhänge mit anderen wettbewerblich 
relevanten Merkmalen. Hierzu dienen die Begleit- 
merkmale der jeweüs umsatzgrößten Unternehmen. 
Ihre Erfassung wird wie folgt begründet: 

— Anzahl der Beschäftigten 

Bezug zu den realen Produktionswerten, der Kapi- 
talintensität, der Arbeitsproduktivität imd zu mög- 
lichen Wettbewerbs vorteilen der größeren Unter- 


34) Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., 
Anlagenband, Tz. 1 ff. 

35) Ebenda, Tz. 62 ff., 162 ff. 

36) Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, a. a. O., 
Tz. 302 ff. 

37) Ohne die Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fern- 
wärme- und Wasserversorgung). 


nehmen infolge der von timen angewendeten 
Produktionsverfahren; 

— Investitionen 

Anhaltspunkte über die Entwicklung der Produk- 
tionskapazitäten, Kapitalintensitäten und Kosten- 
ersparnisse im Hinblick auf die zukünftige Wettbe- 
werbssituation der Unternehmen; 

— Census Value Added 

Ableitung von Kennziffern über den vertikalen 
Integrationsgrad der Unternehmen in einem Wirt- 
schaftsbereich; 

— Anzahl der Betriebe 

Die Betriebe werden sowohl als Konzentrations- 
einheiten als auch als Begleitmerkmale zur Kon- 
zentration der Unternehmen erfaßt. 

Durch den Zusammenhang zwischen Betriebs- 
und Untemehmenskonzentration sollen Hinweise 
auf ein möglicherweise technisch bedingtes Min- 
destmaß der Untemehmenskonzentration imd ihre 
produktionstechnischen Ursachen gewonnen wer- 
den. Vorausgesetzt wird, daß Betriebe nicht nur 
eine örtliche, sondern auch eine technische Einheit 
bilden. 

230 , Die Daten zur horizontalen Konzentration der 
Unternehmen zieht die Monopolkommission seit 
mehreren Jahren auch dazu heran, um Aussagen über 
die vertikale Konzentration der Unternehmen zu tref- 
fen. Inwieweit ein Unternehmen bereits vertikal inte- 
griert ist, kann an der Zahl der für die HersteUimg 
eines Produktes benötigten Produktionsstufen imd 
den von den Unternehmen integrierten Stufen 
erkannt werden. Die amtliche Statistik liefert hierzu 
keine direkten Angaben. Das Verhältnis von Wort- 
schöpfung zum Bmttoproduktionswert eines Unter- 
nehmens ist jedoch unter sonst gleichen Vorausset- 
zungen um so größer, je stärker das Unternehmen in 
vor- oder nachgelagerte Stufen diversifiziert. Da der 
Monopolkommission keine Bmttoproduktionswerte 
nach Untemehmensgrößenklassen vorliegen, ver- 
wendet sie ersatzweise den Umsatz. Aus der amtli- 
chen Statistik für fachliche Untemehmensteile lassen 
sich möglicherweise geeignetere Angaben zum Bmt- 
toproduktionswert der Unternehmen entnehmen 38). 
Ein Mangel ist, daß die Schätzverfahren des Statisti- 
schen Bundesamtes zum Census Value Added nach 
Untemehmensgrößenklassen noch immer sehr lük- 
kenhafte Ergebnisse liefern. 

Zur Untersuchung der konglomeraten Konzentration 
könnte eine Statistik der fachlichen Unternehmens- 
teile ebenfalls Aufschlüsse liefern 39). 

231 . Die Messung der absoluten und der relativen 
Konzentration der Unternehmen erfolgt — wie zur 
Angebotskonzentration — durch verschiedene stati- 


38) Vgl. zur Definition und Ermittlung von Bruttoproduktions- 
werten nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen: Statisti- 
sches Bundesamt, Fachserie 4, Produzierendes Gewerbe, 
Reihe 4,1.5: Fachliche Untemehmensteile im Bergbau und 
im Verarbeitenden Gewerbe, 1980, 1981 und 1982, 1983, 
1984 und 1985. 

39) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a. O., Tz. 302 ff. 
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stische Maßzahlen. Sie sind im einleitenden Abschnitt 
1.2 dieses Kapitels dargestellt. Es handelt sich um 

— absolute Konzentration: 

Konzentrationsraten für die jeweils 3, 6, 10, 25 und 
50 größten Unternehmen, 

Herfindahl-Index; 

— relative Konzentration: 

Disparitätsraten für die den Konzentrationsraten 
entsprechenden Rangstufen, 

Variationskoeffizient als dem Herfindahl-Index 
zugeordnetes Maß der Ungleichverteilimg. 

Das Konzentrationsmerkmal für Unternehmen ist der 
Gesamtumsatz mit den vier Begleitmerkmalen: 
Anzahl der Beschäftigten, Investitionen, Census 
Value Added und Anzahl der Betriebe der Unterneh- 
men. 

Das Konzentrationsmerkmal für Betriebe ist die 
Anzahl der Beschäftigten mit dem Begleitmerkmal 
Investitionen. 

232 . Über den jeweiligen Stand der Konzentration 
der Unternehmen imd Betriebe hinaus kann mit den 
fortschreitenden Berichtsjahren zunehmend die Ent- 
wicklung des Konzentrationsprozesses in den Wirt- 
schaf tsber eichen des Produzierenden Gewerbes ver- 
folgt werden. Seit dem Berichtsjahr 1978 liegen Zeit- 
reihen auf einer konsistenten Datenbasis für 41 zwei- 
stellige Wirtschaftsgruppen und 249 vierstellige Wirt- 
schaftszweige, einschließlich Baugewerbe, vor. 

Die Kommission mißt der Beobachtimg der Konzen- 
trations entwicklimg besondere Bedeutung zu. Sie 
erwartet, daß verschiedene systematische Einschrän- 
kungen bei der Aufbereitimg imd Auswertimg der 
amtlichen Daten zum Stand der Untemehmenskon- 
zentration deren langfristigen Trend weniger beein- 
flussen Dies wäre der Fall, wenn die auf die 
Datenbasis verzerrend einwirkenden Faktoren nicht 
ihrerseits einer trendartigen Entwicklimg unterlie- 
gen. Dies wird jedoch in einigen Fällen mehr (z. B. 
Kapitalverflechtung, Außenhandelsverflechtung, Di- 
versifizierung der Unternehmen) in anderen Fällen 
weniger (z. B. wettbewerblich inadäquate Abgren- 
zung der wirtschaftssystematischen Positionen) zu- 
treffen. Danach wäre auch der Trend der Konzentra- 
tionsentwicklung nicht frei von systematischen Ver- 
zerrungen. Dies bleibt zu untersuchen. 

233 . Der Aussagefähigkeit von Konzentrationsstati- 
stiken auf der Grundlage amtlicher Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen sind systematische Grenzen ge- 
setzt. Sie folgen im wesentlichen daraus, daß die 
amtliche Statistik an anderen als wettbewerbspoliti- 
schen Zwecken orientiert ist. Die Kommission hat sich 
in den vorangehenden Hauptgutachten regelmäßig 
mit dieser Frage befaßt und die Implikationen analy- 
siert^i). Die Möglichkeiten, den Grenzen der amtü- 


40) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. 0„ Anlagenband, Tz. 146 ff. 

41) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, 
a. a. O., Tz. 281-286; Hauptgutachten 1990/1991, a. a. O., 
Tz. 206-209, 234, 265; Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., 
Anlagenband, Tz. 50 ff. 


chen Statistik entgegenzuwirken, werden im einlei- 
tenden Abschnitt 1.1 dieses Kapitels charakterisiert. 


2.1.2 Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 

234 . Die von der Monopolkommission geführten 
Konzentrationsstatistiken basieren für 1991, wie für 
die vorangegangenen Berichtsjahre, auf amtlichen 
Erhebungen bei Unternehmen und Betrieben mit 
Schwerpunkt im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe. Die Daten werden vom Statistischen Bun- 
desamt für die Monopolkommission konzentrations- 
statistisch aufbereitet. Eine ausführliche Darstellung 
der Datenbasis auf der Grundlage der Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen im Produzierenden Gewerbe ent- 
hält der methodische Teil des Anlagenbandes zum 
Siebenten Hauptgutachten 42). 

Die zum vorliegenden Berichtsjahr 1991 verfügbaren 
Daten sind am Anfang dieses Kapitels in Tabelle 1. 1 
vermerkt. 

235 . Die von der Monopolkommission verwendeten 
Definitionen entsprechen der amtlichen Statistik 43). 

— Der Berichtskreis umfaßt den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe, ab 1978 einschließlich 
Verarbeitendes Handwerk, sowie das Bauge- 
werbe. Nicht einbezogen wird die innerhalb des 
Produzierenden Gewerbes zur Abteilung 1 gehö- 
rende Unterabteilung 10 (Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- imd Wasserversorgung) 44). 

— Das Berichtsgebiet der Statistiken nach Wirt- 
schaftszweigen umfaßt, ebenso wie für die Produk- 
tionsstatistik, die Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich dem ehemaligen Berlin (West), ohne 
die neuen Bundesländer. 

Die neuen Bundesländer werden mit dem vorlie- 
genden Zehnten Hauptgutachten in die Konzen- 
trationsberichterstattung der Monopolkommis- 
sion 1992/1993 einbezogen. Wie einleitend in Ab- 
schnitt 1.1 dargelegt, stimmen die Monopolkom- 
mission und das Statistische Bundesamt darin 
überein, die Konzentrationsberichterstattung für 
einen Übergangszeitraum von mehreren Jahren 
parallel sowohl gemeinsam als auch nach alten 
und neuen Bundesländern getrennt zu führen. Auf 
andere Weise erscheinen die Ergebnisse weder für 
das bisherige, noch für das neue Berichts gebiet 
interpretierbar. 

— Als Berichtsperioden behält die Monopolkommis- 
sion, der Konzentrationsstatistik für die Güterpro- 
duktion entsprechend, die seit dem Fünften Haupt- 
gutachten 1982/1983 übliche zweijährliche Be- 
richterstattung ab 1977 bzw. 1979 bei. Gegenüber 
den Daten zur Angebotskonzentration bestand 


42) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 27 ff. 

43) Vgl. Statistisdies Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 4.2.3: Konzentrationsstatistische Daten für 
den Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe sowie das 
Baugewerbe, 1985 und 1986, S. 5 f. 

44) Im folgenden wird der Begriff des Produzierenden Gewer- 
bes in dieser engeren Abgrenzung verwendet. 
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bislang eine Differenz der Berichtsperioden von 
einem Jahr. Diese werden mit dem vorliegenden 
Gutachten ab dem Berichtsjahr 1991 synchroni- 
siert, um die Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu 
erhöhen. 

— Merkmalsträger für die Messxmg der Konzentra- 
tion der Unternehmen sind Unternehmen im Sinne 
der kleinsten rechtlichen Einheiten, die aus han- 
dels- imd/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher 
führen und einen Jahresabschluß erstellen müs- 
sen, einschließlich aller Verwaltungs- und Hilfs- 
betriebe u.ä. sowie aller nichtproduzierenden 
Teile, ohne Zweigniederlassimgen im Ausland 
xmd ohne rechtlich selbständige Tochtergesell- 
schaften. 

— Merkmalsträger für die Messung der Konzentra- 
tion der Betriebe sind sämtliche Betriebe des 
Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes von 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes imd 
von Unternehmen der übrigen Wirtschaftsberei- 
che. 

236. Die Konzentrationsmerkmale der Unterneh- 
men bzw. Betriebe sind folgendermaßen definiert: 

— Umsatz ist der Wert der abgerechneten Lieferun- 
gen imd Leistungen an Dritte ohne die in Rech- 
nimg gestellte Umsatz- (Mehrwert-)Steuer, Der 
Gesamtumsatz umfaßt den Umsatz aus eigenen 
Erzeugnissen und Leistungen sowie den Umsatz 
aus Bauleistimgen, Handelsware imd sonstigen 
nicht industriellen, nicht handwerklichen Tätig- 
keiten. Im Umsatz enthalten sind Verbrauchsteu- 
em und Kosten für Fracht, Verpackung und Porto. 
Nicht im Umsatz enthalten sind außerordentliche 
und betriebsfremde Erträge aus dem Verkauf von 
Anlagegütem, aus der Verpachtung von Grund- 
stücken, Zinsen, Dividenden und dergleichen. 

— Beschäftigte sind alle im Unternehmen bzw. 
Betrieb tätigen Personen. Hierzu zählen tätige 
Inhaber und Mitinhaber, die Mitglieder der 
Geschäftsleitimg, mithelfende Familienangehö- 
rige sowie alle Personen, die in einem arbeitsrecht- 
lichen Verhältnis zum Unternehmen stehen. Nicht 
einbezogen sind Heimarbeiter. 

— Investitionen sind die Bruttobezüge an Sachanla- 
gen, d. h. Ersatz- und Neuinvestitionen. Nicht 
berücksichtigt werden die Anzahlungen auf Anla- 
gen, Investitionen in Zweigniederlassungen im 
Ausland, Zugänge durch den Kauf ganzer Unter- 
nehmen oder Betriebe, die bei Investitionen ent- 
standenen Finanzierungskosten, Umbuchungen 
zwischen Anlagekonten, der Erwerb von Beteili- 
gungen, von Konzessionen usw. 

— Census Value Added ist die der internationalen 
Industriestatistik entsprechende Maßzahl der 
Wertschöpfxmg. Sie wird vom Statistischen Bxm- 
desamt aus den wirtschaftlichen Leistungsdaten 


der Unternehmen ermittelt, soweit diese erhoben 
werden. Darüber hinaus werden Schätzverfahren 

angewendet 

— Betriebe sind örtliche Einheiten bzw. örtlich 
getrennte Niederlassimgen einschließlich der zu- 
gehörigen oder in der Nähe liegenden Verwal- 
txmgs- xmd Hilfsbetriebe. Örtlich getrennte Haupt- 
verwaltxmgen gelten als Betrieb. 

237. Die Erfassungsgrenzen der amtlichen Erhebxm- 
gen für die Statistiken nach Wirtschaftszweigen im 
Bergbau xmd Verarbeitenden Gewerbe betragen: 

— Unternehmen: Allgemein 20 Beschäftigte xmd 
mehr. 

In den Monatsberichten für Betriebe xmd Unter- 
nehmen ist in einigen vierstelligen Wirtschafts- 
zweigen mit überwiegend kleineren Betriebs- xmd 
Untemehmensgrößen die Erfassxmgsgrenze axif 
zehn Beschäftigte herabgesetzt 4®). 

— Betriebe: Eine allgemeine Erfassxmgsgrenze be- 
steht unmittelbar nicht. 

Die Ergebnisse ximfassen sämtliche Betriebe des 
Bergbaus xmd des Verarbeitenden Gewerbes von 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes mit 
20 Beschäftigten xmd mehr sowie die Betriebe des 
Bergbaus xmd des Verarbeitenden Gewerbes mit 
20 Beschäftigten xmd mehr von Unternehmen der 
übrigen Wirtschaftsbereiche. 

238. Die wirtschaftssystematische Gliederung des 
Berichtskreises folgt der amtlichen Systematik für die 
Statistiken nach Wirtschaftszweigen im Produzieren- 
den Gewerbe (SYPRO)^?). 

Die zwei- xmd vierstelligen Wirtschafts gruppen bzw. 
-zweige verteilen sich auf die einstelligen Wirtschafts- 
abteilxmgen im Produzierenden Gewerbe wie folgt: 

45) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a, a. O., Anlagenband, Tz. 36. 

46) 2512 Gewinnung von Natxirsteinen, a. n. g., 

2516 Gewinnung von Sand, Kies, 

2591 Herstellung von Transportbeton, 

6816 Herstellung von Kartoffelerzeugnissen, a. n. g., 

6825 Obst- und Gemüseverarbeitung, 

6847 Talgschmelzen, Schmalzsiedereien, 

6856 Fischverarbeitung, 

6872 Mälzerei, 

6873 Alkoholbrennerei, 

6875 Herstellung von Spirituosen, 

6879 Mineralbrunnen, Herstellimg von Mineralwasser, 
Limonaden, 

6889 Herstellung von Futtermitteln. 

Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4: Produzierendes 
Gewerbe, Reihe 4.1.2; Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im 
Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nach Beschäftig- 
tengrößenklassen 1990, S. 5. 

47) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1989. 
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Nr. 

Wirtschaftsabteilung 

Zweistellige Wirtschaftsgruppen 

Vierstellige 

Wirtschaftszweige 

SYPRO-Nr. 

Anzahl 

Anzahl 

1 

Bergbau 

21 

1 

9 

2 

Verarbeitendes Gewerbe 

22. .... 69 

34 

204 

3 

Baugewerbe 

72, .... 77 

6 

36 

Produzierendes Gewerbe insgesamt g 

21, .... 77 

41 

249 


1) Ohne Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts*, Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung). 


Zehn zweistellige Wirtschaftsgruppen sind mit vier- 
stelligen Wirtschaftszweigen identisch^®). 

Die zweistelligen Wirtschaftsgruppen im Bergbau xmd 
im Verarbeitenden Gewerbe, ohne Baugewerbe, wer- 
den in fünf Hauptgruppen 49) zusammengefaßt. Eine 


48) 22 Mineralölverarbeitung, 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 
fen, 

34 Schiffbau, 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau, 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung, 

57 Druckerei, Vervielfältigung, 

58 Herstellung von Kunststoffwaren, 

59 Gtrmmiverarbeittmg, 

61 Ledererzeugung, 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei. 

48) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1989, Spalte 5. 


Ausnahme bildet die Wirtschaftsgmppe 30 (Ziehe- 
reien, Kaltwalzwerke, Stahlverformimg, Mechanik, 
anderweitig nicht genannt), die auf die Hauptgruppen 
G imd 1 auf geteilt ist^O). 


50) Die drei Wirtschaftszweige 

3011 Stabziehereien, Kaltwalzwerke, 

3015 Drahtziehereien (einschließlich Herstellung von 
Drahterzeugnissen) , 

3030 Mechanik, a. n. g., 

werden der Hauptgruppe G (Grundstoff- imd Produk- 
tionsgütergewerbe), 
die zwei Wirtschaftszweige 

3021 Herstellimg von Gesenk- und leichten Freiform- 
schmiedestücken, schweren Preß-, Zieh- und Stanztei- 
len, 

3025 Stahlverformung, anderweitig nicht genannt, Oberflä- 
chenveredlung, Härtung, 

werden der Hauptgruppe I (Investitionsgüter produzieren- 
des Gewerbe) zugeordnet. 


Nr. 

Hauptgruppen 

SYPRO-Nummem 

Anzahl der 
Positionen 

B 

Bergbau 

21 

1 

G 

Grundstoff- und Produktions- 
gütergewerbe 

22, 24, 25, 27, 28, 29, 30 1), 40, 53, 55, 59 

11 

I 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe 

302), 31 ^ 32, 33 , 34, 35 , 36 , 37, 38, 50 

10 

V 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe 

39, 51, 52, 54, 56, 57. 58, 61, 62, 63, 64, 65 

12 

N 

Nahrungs- imd Genußmittel- 
gewerbe 

68 , 69 

2 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

21 , . . ., 69 

353) 


g Nur Wirtschaftszweige 3011, 3015 und 3030. 

2) Nur Wirtschaftszweige 3021 und 3025. 

3) Doppelte Zählimg der auf die Hauptgruppen G und I aufgeteilte Wirtschaftsgruppe 30. 
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Im Baugewerbe bestehen die Zusammenfassim- 
gen^i): 

1 Bauhauptgewerbe 72, 73, 74, 75 

2 Ausbaugewerbe 76, 77 

Im Rahmen der Statistiken nach Wirtschaftszweigen 
erfolgt die wirtschaftssystematische Zuordmmg der 
Unternehmen imd Betriebe nach dem Schwerpunkt 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit. Der Schwerpunkt der 
Unternehmen gilt dem Wirtschaftszweig, der den 
größten Anteil an der Bruttowertschöpfimg aufweist. 
Die Zuordmmg der Betriebe erfolgt nach ihrem eige- 
nen wirtschaftlichen Schwerpimkt, gemessen an der 
Anzahl der Beschäftigten, und nicht nach dem 
Schwerpunkt des zugeordneten Unternehmens. 

239. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
haben imter Federfühnmg des Statistischen Amtes 
der Europäischen Gemeinschaften (EUROSTAT) eine 
neue „Allgemeine Statistik der Wirtschaftszweige in 
der Europäischen Gemeinschaft" (N.A.C.E., Rev. 1) 
entwickelt. Die Systematik basiert auf der „Internatio- 
nal Standard Industrial Classification of all Economic 
Activities" (I.S.I.C., Rev. 3), deren strukturelle Ord- 
mmg beibehalten wird. Die neue Systematik ist durch 
EG -Verordnung mit der Verbindlichkeit eines deut- 
schen Gesetzes vorgeschrieben imd soll ab 1. Januar 
1993 von allen Mitgliedstaaten angewendet werden. 
Deutschland macht von der Option einer zweijährigen 
Übergangsfrist Gebrauch imd muß die europäische 
Systematik spätestens ab 1. Januar 1995 einwenden. 
Die Einführung der europäischen Systematik bedeu- 
tet eine vollständige Neufassung der bereits in der 
Vergangenheit verschiedentlich revidierten deut- 
schen „Systematik der Wirtschaftszweige "52). Eine 
Anpassung der deutschen Version der europäischen 
Systematik an nationale Anforderungen ist möglich. 
Hierbei sind die Gliederung der N.A.C.E. und die 
Reihenfolge der Positionen beizubehalten. Dadurch 
ist sichergestellt, daß auf der Ebene der N.A.C.E. - 
Positionen die internationale Vergleichbarkeit nicht 
eingeschränkt wird. 

Die inhaltliche Vergleichbarkeit wird unter anderem 
durch eine Verlagerung industrieller Dienstleistung 
vom Produzierenden Gewerbe auf den Dienstlei- 
sturigsbereich (Reparatur von Kraftfahrzeugen, Ent- 
wicklung und Verkauf von Software) berührt. Dane- 
ben bestehen zahlreiche einzelne Änderungen (z. B. 
Zuordmmg von Steinbrüchen, Verlagen). Verschie- 
dene grundsätzliche Unterschiede zwischen dem 
System der WZ imd der N.A.C.E. (z. B. keine Syste- 
matisierung der einstelligen Positionen 8 (Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck imd Private Haushalte) 
und 9 (Gebietskörperschaften und Sozialversiche- 
rung)) bzw. der I.S.I.C. (z. B. eine Vielzahl von 27 
einstelligen Positionen, keine Unterscheidung von 
Groß- und Einzelhandel) stehen einer weitgehenden 
Vergleichbarkeit entgegen. 


51) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1989, Spalte 2. 

52) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige 
mit Erläutenmgen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 


Danach sind zum kommenden Elften Hauptgutachten 
1994/1995 für die von der Monopolkommission 
geführten Konzentrationsstatistiken nicht unerhebli- 
che systematische Änderungen zu erwarten. 


2.2 Stand der Untemehmenskonzentration 1991 


240. Die Monopolkommission stellt, dem in Ab- 
schnitt 1 einleitend beschriebenen Untersuchungs- 
konzept folgend, den Stand der Untemehmenskon- 
zentration im Produzierenden Gewerbe 53) in erster 
Linie nach den industriellen Hauptgruppen sowie 
nach zweistelligen Wirtschaftsgruppen^^) dar. Die der 
Darstellung zugrundeliegenden statistischen Daten 
nach zwei- und vierstelligen Wirtschaftsbereichen für 
das bisherige und für das neue Bundesgebiet enthal- 
ten die Tabellen I.l bis 1.2 im Anlagenband zu diesem 
Hauptgutachten. 

241. Die Ergebnisse zum Stand der Untemehmens- 
konzentration nach industriellen Hauptgruppen ent- 
halten sowohl für den früheren als auch für den neuen 
Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland die 
Tabellen 1.2 und 1.3. Abbildung 1.2 gibt den Stand der 
Konzentration nach industriellen Hauptgmppen für 
den früheren Gebietsstand wieder. 

Gemessen an den durchgehend verfügbaren Anga- 
ben zum Umsatzanteil der jeweils zehn größten Unter- 
nehmen ist, den volkswirtschaftlichen Produktions- 
stufen entsprechend, der Bergbau, gefolgt von dem 
Grundstoff- und Produktions gütergewerbe sowie dem 
Investitionsgüter produzierenden Gewerbe, am stärk- 
sten konzentriert. Das Verbrauchsgüter produzie- 
rende Gewerbe weist nach dem Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe den niedrigsten absoluten Kon- 
zentrationsgrad auf. 

242. Hinter dem global auf hohem Aggregationsni- 
veau erfaßten Stand der Untemehmenskonzentration 
in den industriellen Hauptgmppen des Bergbaus und 
des Verarbeitenden Gewerbes verbergen sich auf der 
Ebene der zwei- und der vierstelligen Positionen der 
amtlichen Wirtschaftssystematik (SYPRO) 55) sehr 
unterschiedliche Stmkturen. Die methodischen Pro- 
bleme, diese unter wettbewerbspolitischen Ge- 
sichtspunkten adäquat zu charakterisieren, wachsen 
jedoch mit abnehmendem Aggregationsniveau. Die 
Monopolkommission beschränkt sich daher an dieser 
Stelle auf die Darstellung für zweistellige Wirtschafts- 
gmppen. 


53) Ohne die Wirtschaftsgruppe 10 (Elektrizitäts-, Gas-, Fern- 
wärme-, und Wasserversorgung). 

54) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO), Arbeitsunterlage 1989. 

55) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeich- 
nisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage 1989. 
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Tabelle 1.2 


Konzentration äer Unternehmen nach industriellen Hauptgruppen 
im Bergbau, im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe i) 1991 

Anzahl der Unternehmen 2), Umsatz^), Konzentrationsgrad 
Anteile am Umsatz und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), den Investitionen^), 
dem Census Value Added^) und der Anzahl der Betriebe der Unternehmen^) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 9) 


Merkmalswert 


Bezeichnung 


insgesamt 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Konzentrationsgrad 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

X 1 000 

X 100 

e 

f 


Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 


B Bergbau 


79 

29 128,164 
162 095 
2 015,620 
/ 

255 


175,067 



G Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 


Unternehmen 

4 829 

Umsatz 

500 524,116 

Beschäftigte 

1 375 303 

Investitionen 

27 343,782 

Value Added 

/ 

Betriebe 

6 899 



3 

6 

10 

25 

50 

100 

2,6 

22,8 

31,1 

43,0 

52,9 

62,1 


13,6 

16,9 

28,3 

38,8 

48,4 

1,5 

17,6 

21,5 

33,8 

46,7 

55,3 

2,5 

22,5 

27,4 

39,5 

49,4 

59,5 

0,2 

0,5 

0,8 

2,5 

4,1 

6,6 


Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 


17 013 
945 297,818 
4 134 224 
49 849,199 
455 210,148 
20 325 



1 466,4 3 

16,5 

12.4 17,0 

18.5 25,7 34,1 

14,4 20,4 25,9 

1,0 1,3 1,4 


25 

50 

36,6 

41,6 

26,1 

31,0 

40,4 

46,4 

32,5 

37,6 

3,4 

4,4 


11 437 
271 630,094 

1 380 745 
14 972,019 
131 613,314 

12 786 


V Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 


0,974 


N Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 


3 789 
222 673,061 

546 320 
10 550,717 
90 696,065 

4 347 
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noch Tabelle 1.2 



Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

D 

□ 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

6 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 



Unternehmen 

37 147 

« 

— 

3 

6 


25 

50 




Umsatz 

1 969 253,253 

• 


7,9 

11.7 

Wm 

24,1 

29,6 

35,4 



Beschäftigte 

7 598 687 



6,7 

8,3 

m 

16,2 

20,2 

24,8 



Investitionen 

104 731,338 




11,6 

131 

23,7 

28,3 

34,5 


5 

Value Added 

913 761,319 



7,2 

■yja 

131 

21,7 

27,5 

33,6 


6 

Betriebe 

44 612 





■9 

1,2 

2.0 

2,7 

i 

Bauhauptgewerbe (Wirtschaftsgruppen 72 bis 75) 



Unternehmen 

10 064 

2,650 

506,7 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

■ 


Umsatz 

123 908,693 



6,5 

9,8 

12,9 

18,4 

23,0 

28,5 

■ 


Beschäftigte 

736 020 



4,4 

6,7 

8,9 

14,0 

17,5 

21,5 

■ 


Investitionen 

5 568,721 




8,0 

9,7 

14,8 

19,0 

24,8 

■ 

5 

Value Added 

* 



* 

* 

* 

* 

* 

* 

■ 

6 

Betriebe 

* 



* 

♦ 

* 


* 

* 

8 

Ausbaugewerbe (Wirtschaftsgruppen 76 bis 77) 



Unternehmen 

6 154 

1,150 

246,6 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

35 589,846 




5,3 

7,8 

11,3 

15,1 

19,9 



Beschäftigte 

265 459 




4,1 

5,3 

7.4 

10,4 

14,0 



Investitionen 

881,646 




• 

11,3 

15,4 

19,5 

23,6 


5 

Value Added 

* 



* 

* 

* 

* 

* 

* 


6 

Betriebe 

* 



* 

* 

* 

* 

* 

* 


Statistisches Bundesamt. Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläutenmgen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. Für das 
Baugewerbe werden Angaben zum Census Value Added imd zur Anzahl der Betriebe der Unternehmen nicht erhoben. 

2) Unternehmen mit Schwerpunkt im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe einschließlich Verarbeitendes Handwerk mit 
20 Beschäftigten und mehr. Unternehmen im Sinne der amtlichen Statistik sind die jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten, die 
aus handeis- imd/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führen und einen Jahresabschluß erstellen müssen, einschließlich 
Verwaltungs- und Hüfsbetriebe u. ä. sowie alle nicht produzierenden Teile, ohne Zweigniederlassungen im Ausland und ohne 
rechtlich selbständige Tochtergesellschaften. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutionelle Abgrenzung). Wert der abgerechneten Liefenmgen und Leistungen an 
Dritte, ohne die in Rechnung gestellte Umsatz- (Mehrwert)steuer, einschließlich Verbrauchsteuem imd Kosten für Fracht, 
Verpackimg imd Porto. Der Umsatz im Bauhauptgewerbe umfaßt die Jahresbauleistung und sonstige Umsätze. 

*) Der Variationskoeffizient (V) berechnet sich aus dem Herfindahl -Index (H) und der Anzahl der Unternehmen nach der Formel 
V2 = (H*n-l). 

5) Alle Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhältnis zum Unternehmen stehen, sowie tätige Inhaber, Mitglieder der 
Geschäftsleitung und mithelfende Familienangehörige, ohne Heimarbeiter. 

6) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen (Ersatz- und Neuinvestitionen). 

7) Maßzahl der Wertschöpfung, die vom Statistischen Bundesamt teilweise aus den wirtschaftlichen Leistungsdaten der 
Unternehmen ermittelt und teilweise durch Hochrechnungen geschätzt wird. Die Angaben für den gesamten Wirtschaftsbereich 
beruhen auf ungesicherten Hochrechnungen, die hierauf bezogenen Maßzahlen der Konzentration sind dementsprechend 
statistisch nicht sicher. Die absoluten Werte für die jeweils größten Unternehmen genügen dagegen der Plausibilitätsprüfung der 
Schätzergebnisse. 

3) örtliche Einheiten bzw. örtlich getrennte Niederlassungen. 

9) Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

/ Ergebnis ist statistisch nicht gesichert. 

♦ Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

• Ergebnis liegt der Monopolkommission nicht vor. 

— Ergebnis sachlich nicht sinnvoll oder möglich. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission vom 28. April 1994. 
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Tabelle 1.3 

Konzentration der Unternehmen nach industriellen Hauptgnippen 
im Bergbau, im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe^) 1991 

Anzahl der Unternehmen 2), Umsatz^), Konzentrationsgrad 4), 

Anteile am Umsatz und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), den Investitionen^), 
dem Census Value Added^) und der Anzahl der Betriebe der Unternehmen^) 

— Deutschland einschließlich neue Bundesländer — 


Merkmalswert 


Bezeichnung 


insgesamt 



Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Konzentrationsgrad 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

X 1 000 

X 100 

e 

f 


Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 


B Bergbau 


99 

39 457,772 
274 717 
3 470,610 
/ 

295 


113,662 



10 

25 

50 

80,9 

95,4 

99,3 

84,1 

91,8 

98,5 

85 J 

93,6 

99,3 

f 

/ 

f 

43,1 

62,4 

80,0 


Grundstoff* und Produktionsgütergewerbe 


Unternehmen 

5 555 

Umsatz 

523 583,696 

Beschäftigte 

1 670 858 

Investitionen 

30 398,082 

Value Added 

/ 

Betriebe 

7 896 



Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 


19 166 
980 493,617 
4 832 574 
53 766,454 
469 214,700 
22 850 



V Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 



3 

6 

10 

25 

50 

100 

2.0 

21,8 

29,7 

41.1 

50,7 

60,0 


11,2 

13,9 

23,3 

32,7 

42,3 

0,3 

15,8 

19,4 

30,4 

42,2 

51,0 

2,1 

21,8 

26,6 

38,4 

47,7 

57,7 

0,1 

0,5 

0,7 

2.2 

3,6 

5,7 


10 

25 

50 

100 

28,7 

35,3 

40,1 

45,7 

17,6 

22,4 

26,5 

31,3 

31,6 

37,5 

43,0 

47,6 

25,1 

31,6 

36,5 

42,0 

13 

3,1 

3,9 

4,8 


Unternehmen 


12 881 

0,872 

319,9 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Umsatz 

281 

019,055 



2,3 

3,5 

4,9 

9,0 

13,5 

19,6 

Beschäftigte 

1 

647 942 



1,0 

1,9 

3,1 

5.4 

8,5 

12,8 

Investitionen 

16 

387,084 



2,8 

3,5 

5,3 

10,0 

13,6 

20,0 

Value Added 

135 

109,492 



2.3 

3,3 

5,0 

8,9 

13,2 

19,1 

Betriebe 


14 550 



0,1 

0,4 

0,5 

0,9 

1,5 

2.3 



N 

Nahrungs* 

und Genußmittelgewerbe 





Unternehmen 


4 564 

4,728 

453,6 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Umsatz 

239 

674,256 



8,2 

12,6 

16,2 

25,0 

33,6 

44,0 

Beschäftigte 


663 909 



3,0 

4.1 

6.2 

10,9 

16,3 

22,7 

Investitionen 

12 

311,797 



3.7 

5,3 

8,2 

13,0 

21,5 

31,5 

Value Added 

96 

149,953 



14,4 

23,5 

27,4 

36,2 

43,2 

52,3 

Betriebe 


5 334 



0,5 

0.7 

1,1 

2,2 

3,7 

6,1 
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noch Tabelle 1.3 


Nr. 

Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

D 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

6 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 


1 

Unternehmen 

42 265 


— 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

2 064 228,396 

• 


7,5 

11.2 

14,9 

23,0 

28,3 

33,9 


3 

Beschäftigte 

9 090 000 



5,6 

7,0 

9,1 

13,5 

17,3 

21,7 


4 

Investitionen 

116 334,028 




10,5 

13,9 

21,3 

26,1 

32,0 


5 

Value Added 

950 623,302 



6,9 

9,6 

13,3 

20,9 

26,7 

32,7 


6 

Betriebe 

50 925 





0,6 

1.1 

1,8 

2.4 

i 

Bauhauptgewerbe (Wirtschaftsgruppen 72 bis 75) 



Unternehmen 

12 056 

1,968 

476,8 

3 


10 

25 

Bi 

100 

■ 


Umsatz 

147 145,428 



5,4 


10,8 

15,7 

masm 

25,5 

■ 


Beschäftigte 

10 002 077 



3,2 


6,5 

10,3 

14,5 

18,4 

■ 


Investitionen 

7 750,910 




5,8 

7.0 

10,7 

15,2 

19,7 

■ 

5 

Value Added 

* 



* 

* 

♦ 

* 

* 

* 

■ 

6 

Betriebe 

* 



* 

* 

* 

* 

* 

* 

8 

Ausbaugewerbe (Wirtschaftsgruppen 76 bis 77) 



Unternehmen 

7 317 

0,907 

237,5 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

40 876,288 




5,1 

6,8 

9,9 

13,3 

17,8 



Beschäftigte 

336 382 




3,2 

4.2 

6,2 

8,8 

12,4 



Investitionen 

1 208,013 




7,0 

8,2 

11.2 

14,6 

18,0 


5 

Value Added 

• 



* 

* 

♦ 

* 

* 

* 


6 

Betriebe 




* 

• 

• 

* 

* 

* 


1) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. Für das 
Baugewerbe werden Angaben zum Census Value Added und zur Anzahl der Betriebe der Unternehmen nicht erhoben. 

2) Unternehmen mit Schwerpunkt im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe einschließlich Verarbeitendes Handwerk mit 
20 Beschäftigten und mehr. Unternehmen im Sinne der amtlichen Statistik sind die jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten, die 
aus handeis- und/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führen und einen Jahresabschluß erstellen müssen, einschließlich 
Verwaltungs- und Hilfsbetriebe u. ä. sowie alle nicht produzierenden Teile, ohne Zweigniederlassungen im Ausland und ohne 
rechtlich selbständige Tochtergesellschaften. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutioneile Abgrenzung). Wert der abgerechneten Liefenmgen und Leistungen an 
Dritte, ohne die in Rechnung gestellte Umsatz- (Mehrwert)steu er, einschließlich Verbrau chsteuem und Kosten für Fracht, 
Verpackung und Porto. Der Umsatz im Bauhauptgewerbe umfaßt die Jahresbauleistung und sonstige Umsätze. 

4) Der Variationskoeffizient (V) berechnet sich aus dem Herfindahl -Index (H) und der Anzahl der Unternehmen nach der Formel 
V2=: (H*n-1). 

5) Alle Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhältnis zum Unternehmen stehen, sowie tätige Inhaber, Mitglieder der 
Geschäftsleitung und mithelfende Familienangehörige, ohne Heimarbeiter. 

6) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen (Ersatz- und Neuinvestitionen). 

2) Maßzahl der Wertschöpfimg, die vom Statistischen Bundesamt teilweise aus den wirtschaftlichen Leistungsdaten der 
Unternehmen ermittelt und teilweise durch Hochrechnungen geschätzt wird. Die Angaben für den gesamten Wirtschaftsbereich 
beruhen auf ungesicherten Hochrechnungen, die hierauf bezogenen Maßzahlen der Konzentration sind dementsprechend 
statistisch nicht sicher. Die absoluten Werte für die jeweüs größten Unternehmen genügen dagegen der Plausibilitätsprüfung der 
Schätzergebnisse . 

®) Örtliche Einheiten bzw. örtlich getrennte Niederlassungen. 

9) Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland seit dem 3. Oktober 1990. 

Zeichenerklärung: 

/ Ergebnis ist statistisch nicht gesichert. 

• Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

• Ergebnis liegt der Monopolkommission nicht vor. 

— Ergebnis sachlich nicht sinnvoll oder möglich. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. FV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission vom 28. April 1994. 


80 

















































Anteil am Umsatz bzw. am Wert der Absatzproduktion Insgesamt In Prozen 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8323 


Abbildung I.l 


Entwicklung der Untemehmenskonzentration im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
gemessen am Umsatzanteil der jeweils 3, 10 und 100 größten Unternehmen 1977 bis 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 



1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 


Quellen: Statistisches Bundesamt Abt. IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979 bis 1994, in: Monopol- 
kommission, Fusionskontroile bleibt vorrangig, Hauptgutachten 1978/79, Baden-Baden 1980 und folgende Gut- 
achten; 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe S. 9, Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 1982; 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.3: Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe sowie das Baugewerbe 1983 und 1984 ff., zweijährlich, jeweils Tabelle 1.1, S. 41. 


Abbildung 1.2 

Konzentration der Unternehmen und Konzentration der Anbieter nach industriellen Hauptgruppen 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe, Vergleich der Konzentrationsraten CRio 1991 

— Bundesgebiet ohne neue Bundesländer — 



■ Konzentration der Unternehmen 
□ Konzentration der Anbieter 



Grundstoff- und Investitionsgüter Verbrauchsgüter Nahrungs- und insgesamt 
Produktionsgüter Genußmittel 


Quelle : Statistisches Bundesamt, Abt. IV C und IV A, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission vom 28. April bzw. 6. Mai 
1994 
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243 . Einen zusammenf assenden Überblick zum Stand 
der Untemehmenskonzentration mit dem höchsten und 
mit dem niedrigsten Konzentrationsgrad gemessen am 
Herfindahl-lndex nach zweistelügen Wirtschaftsgrup- 
pen ohne neue Bundesländer gibt Tabelle 1.4. Den 
Stand der Untemehmenskonzentration für alle zwei- 
stelligen Wirtschaftsgnippen jeweils getrennt für das 
Bundesgebiet ohne und mit den neuen Bundesländern 
enthalten die Tabellen 1.5 und 1.6. 

Ein Vergleich der Ergebnisse auf der Ebene zweistelli- 
ger Wirtschaftsgmppen zeigt die starke Abhängigkeit 
des absoluten Konzentrationsgrades von der Anzahl der 
Unternehmen. Bei relativ vergleichbarer Verteilung der 
Untemehmensgrößen innerhalb einer Wirtschafts- 
gmppe wird das Niveau der absoluten Konzentration 
durch die Besetzungszahlen bestimmt. Dies belegt 
zugleich die empirisch-methodische Bedeutung einer 
sachlich adäquaten Abgrenzung der Wirtschaftsberei- 
che. 

Ein Wert des Herfindahl-lndex^ß) von 100 bedeutet 
anschaulich, daß der absolute Konzentrationsgrad so 
hoch ist wie für lediglich zehn Unternehmen gleicher 
Größe (numbers equivalent). In dem Maße, in dem die 
tatsächliche Anzahl der Unternehmen diesen Wert 
übersteigt, resultiert das Niveau der absoluten Konzen- 
tration aus der ungleichen Größe oder der relativ hohen 
Anzahl kleiner Unternehmen. Die dem Herfindahl- 
Index zugeordnete Maßzahl der ungleichen Größenver- 
teilung der Unternehmen liefert der ebenfalls ausge- 
wiesene Variationskoeffizient. Die Gmppe der Wirt- 
schaftsbereiche mit der stärksten Untemehmenskon- 
zentration ist, abgesehen von der Reihenfolge, weitge- 
hend identisch mit den Ergebnissen zur Angebotskon- 
zentration. Von wettbewerbspolitischem Interesse ist 
jedoch, daß das Niveau der Angebotskonzentration 
infolge der Diversifiziemng der Unternehmen deutlich 
geringer ist (vgl. Abschnitt 3). 

Der Vergleich der Werte des Herfindahl-Index mit 
den dem betreffenden Wirtschafts bereich zugeordne- 
ten Werten der Konzentrationsraten für die jeweils 3, 
10, 25 und 50 größten Unternehmen gibt näheren 
Aufschluß über deren Größenverteilimg. 

244 . Setzt man für die betrachteten Wirtschaftsgrup- 
pen den Stand der Konzentration nüt dem Verlauf ihrer 
längerfristigen Entwicklung in Beziehung (vgl. Tabel- 
len 1.7 bis 1.9 im nächsten Abschnitt), so zeigt sich ein 
differenziertes Bild. Unter den Wirtschaftsbereichen mit 
hohem Konzentrationsniveau befinden sich einige seit 
mehreren Jahren in einem sinkenden Trend. Hierzu 
gehören die am höchsten konzentrierte Wirtschafts- 
gmppe 50 (Herstellung von Büromaschinen, Datenver- 
arbeitungsgeräten und -einrichtungen) sowie die Berei- 
che 35 (Luft- und Raumfahrzeugbau), 21 (Bergbau) und 
die kleine Wirtschaftsgmppe 65 (Reparatur von Ge- 
brauchsgütem). Demgegenüber hat die Konzentration 
in den übrigen hoch konzentrierten Bereichen bereits in 
den letzten Jahren stetig zugenommen. Es sind dies die 
Wirtschaftsgmppen 69 (Tabakverarbeitung), 22 (Mine- 
ralölverarbeitung) und 33 (Straßenfahrzeugbau; Repa- 
ratur von Kraftfahrzeugen usw,). Allerdings ist im letz- 
ten Fall die Abgrenzung der Wirtschaftsgmppe zu weit. 


5®) Der Wert des Herfindahl-Index wird in diesem Gutachten 
generell mit dem Faktor 1000 multipliziert. 


Sie umfaßt mit Produktions- und Reparatumntemeh- 
men zu heterogene Tätigkeiten und eine große Anzahl 
von Unternehmen sehr unterschiedhcher Größe. Unter 
den Wirtschaftsgmppen mit sehr niedrigem Konzentra- 
tionsniveau besteht für die überwiegende Anzahl seit 
mehreren Jahren ein sinkender Trend. Einzige Aus- 
nahme ist die Wirtschaftsgmppe 68 (Emähmngsge- 
werbe), für die der absolute Konzentrationsgrad, indu- 
ziert durch eine zunehmende Ungleichverteilung der 
Untemehmensgrößen, seit 1987 deutlich zugenommen 
hat. 

245 . Die Monopolkomnüssion verfolgt mit besonde- 
rem Interesse die Entwicklung der Angebots- und 
Untemehmenskonzentration in den neuen Bundeslän- 
dem. Sie begrüßt daher die Entscheidung des Statisti- 
schen Bundesamtes, die konzentrationsstatistischen 
Ergebnisse für mehrere Jahre nicht nur für den neuen 
Gebietsstand, sondern auch getrennt nach alten und 
neuen Bundesländern aufzubereiten. Allerdings beste- 
hen bei einem isoüerten Ausweis der Ergebnisse für die 
neuen Bundesländer verstärkt Probleme der statisti- 
schen Geheimhaltung. Aus diesem Grunde werden nur 
Ergebnisse für das gegenwärtige und für das frühere 
Bundesgebiet veröffentlicht. Isolierte Ergebnisse für die 
neuen Bundesländer können daraus nur in gewissem 
Umfang durch Differenzrechnungen ermittelt werden. 
Die Monopolkommission veröffenüicht für das Berichts- 
jahr 1991 die Ergebnisse für beide Gebietsstände in 
dem vorliegenden Gutachten. 

246 . Ein Vergleich der Ergebnisse im Berichtsjahr 
1991 nach beiden Gebietsständen zeigt für den Konzen- 
trationsgrad noch keine größeren Unterschiede. Dies 
liegt daran, daß durch die Berücksichtigung der neuen 
Bundesländer die zuvor gegebene Stmktur der größe- 
ren Unternehmen nur geringfügig und in vielen Fällen 
überhaupt nicht berührt wird. Da die Anzahl der Unter- 
nehmen jedoch zunimmt, geht der absolute Konzentra- 
tionsgrad entsprechend zurück. Soweit dieser auf das 
gesamte Bundesgebiet bezogene Rückgang keinen 
Einfluß auf den Konzentrationsgrad regionaler Märkte 
hat, ist der wettbewerbliche Einfluß gering. 

Das charakterisierte Ergebnis zeigt sowohl die Mes- 
simg des Konzentrationsgrades nach dem Herfindahl- 
Index als auch ein detaillierter Vergleich der einzel- 
nen Konzentrationsraten. Das Ergebnis gilt auf der 
Ebene der industriellen Hauptgmppen und auf der für 
zweistellige Wirtschaftsgruppen. 

Empirisch signifikant und von zimehmendem wirt- 
schafts- imd wettbewerbspolitischem Interesse wird 
sich die statistische Differenziemng der Berichtsge- 
biete nach alten und nach neuen Bundesländern erst 
im Zeitablauf erweisen. 

247 . Einen aufschlußreichen Vergleich liefert, wie 
oben angedeutet, die Konzentrationsmessung für die 
einem bestinmiten Wirtschaftsbereich mit ihrem ge- 
samten Umsatz (institutionell) zugeordneten Unterneh- 
men gegenüber der Messung für diejenigen Teile von 
Unternehmen (Anbieter), die den betreffenden Wirt- 
schaftsbereichen nur nüt dem Anteil des Umsatzes 
(funktional) zugeordnet werden, der auf diese entfällt. 
Die Ergebrüsse werden im folgenden Abschnitt 3 zur 
Angebotskonzentration kommentiert. 
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Tabelle 1.4 


Wirtschaftsgnippen mit dem höchsten und mit dem niedrigsten absoluten Konzentrationsgrad 

gemessen am Herfindahl-Index 1991 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 



Wirtschaftsbereich 

Konzentrationsgrad 

Unter- 

Umsatz 

Lfd. 

Nr. 

SYPRO 

Bezeichnimg 

absolut') 

relativ 2) 

nehmen 


Nr. 3) 

xlOOO 

xlOO 

Anzahl 

Mrd. DM 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

Herfindahl-Index größer als 100 Punkte 

■ 

50 

Herstellung von Büromaschinen, Daten- 
verarbeitungsgeräten imd -einrichtungen 

235,402 

571,51 

143 

38,298 

2 

35 

Luft- imd Raumfahrzeugbau 

200,762 

310,49 

53 

17,077 

3 

69 

Tabakverarbeitung 

195,112 

220,30 

30 

27,732 

4 

21 

Bergbau 

175,067 

358,19 

79 

29,128 

5 

22 

Mineralölverarbeitung 

135,711 

240,53 

50 

107,411 

6 

65 

Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne 
elektrische Geräte für den Haushalt) .... 

114,937 

61,58 

12 

0,350 

7 

33 

Straßenfahrzeugbau; Reparatur von Kraft- 
fahrzeugen usw 

103,855 

1 382,13 

1 849 

288,910 

Herfindahl-Index kleiner als 5 Punkte 

■ 

25 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 
und Erden 

4,250 

239,42 

1584 

39,262 

B 

38 

Herstellung von Eisen-, Blech- und Metall- 
waren 

4,062 

3,852 

283,80 

263,86 

2 229 

67,898 

31,505 

H 

57 

Druckerei, Vervielfältigung 

2 067 

B 

58 

Herstellung von Kunststoffwaren 

3,392 

254,61 

2 206 

60,858 

5 

68 

Emährungsgewerbe 

3,123 

327,71 

3 759 

194,941 

6 

54 

Holzverarbeitung 

2,425 

205,39 

2 152 

42,664 

7 

32 

Maschinenbau 

2,388 

347,86 

5 486 

216,994 


1) Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variationskoeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Variationskoeffizienten (V) imd der Anzahl der 
Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (V2+l)/n. 

3) Statistisches Bundesamt. Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SPYRO) mit Meldenummem des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989 (GP), Arbeitsimter- 
lage. 

Qu'^lle: Statistisches Bimdesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitimgen für die Monopolkommission vom 28. April 1994. 
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Tabelle 1,5 

Konzentration der Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaftsgruppen 
im Bergbau, im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe^) 1991 

Anzahl der Unternehmen 2), Umsatz^), Konzentrationsgrad ^), 

Anteile am Umsatz und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), den Investitionen <^), 
dem Census Value Added^) und der Anzahl der Betriebe der Unternehmen 8) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 9) 


Merkmalswert 


Bezeichnimg 


insgesamt 



Konzentrationsgrad 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

X 1 000 

X 100 

e 

f 


Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 


21 Bergbau 


Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


79 

29 128,164 
162 095 
2 015,620 


175,067 

358,2 

3 

6 

10 

25 

50 





88,4 

98,0 

99,6 





92,6 

97,9 

99,3 





90,0 

96,5 

99,6 





51,8 

72,2 

86,7 


22 Mineralölverarbeitung 


Unternehmen 

50 

135,711 

240,5 

Umsatz 

107 411,167 



Beschäftigte 

25 426 



Investitionen 

Value Added 

2 275,958 



Betriebe 

93 




Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


24 Herstellung und Verarbeihmg von Spalt- und Brutstoffen 

2 


25 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 


27 Eisenschaffende Industrie 


Unternehmen 

102 

66,514 

240,5 

3 

6 

10 

25 

Umsatz 

49 080,760 



33,9 

53,2 

69,9 

90,6 

Beschäftigte 

181 687 



33,3 

53,8 

70,3 

91,0 

Investitionen 

Value Added 

2 959,832 



41,7 

59,9 

72,5 

91,1 

Betriebe 

178 



14,0 

22,5 

33,1 

51,1 





1 

Unternehmen 

1 584 

4,250 

239,4 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

2 

Umsatz 

39 262,156 



7,2 

12,0 

15,6 

23,7 

32,3 

43,4 

3 

Beschäftigte 

151 223 



5,1 

10,2 

13,1 

19,9 

27,9 

38,0 

4 

Investitionen 

3 511,586 



7,2 

10,8 

15,8 

22,9 

32,0 

39,6 

5 

Value Added 




, 




, 


6 

Betriebe 

2 900 



• 

2,8 

3,4 

7,8 

13,2 

18,8 
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Merkmalswert 


Bezeichnung 


insgesamt 


^ ^ Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 

Konzentraüonsgrad gesamten Merkmalswert 


Herfindahl- Variations- « g 

Index koeffizient 


Anzahl/Mio. DM x 1 000 


Anzahl/Prozent 




28 NE-Metallerzeugung, NE-Metallhalbzeugwerke 


Unternehmen 

162 

46,678 

256,2 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Umsatz 

27 063,668 



29,9 

45,3 

55,5 

74,2 

87,4 

97,3 

Beschäftigte 

72 786 




39,1 

51,4 

68,9 

81,8 

94,7 

Investitionen 

1 356,579 



29,5 

44,4 

. 

70,1 

86,4 

96,1 

Value Added 

8 889,178 



27,1 

45,3 

57,4 

73,8 

85,7 

96,4 

Betriebe 

209 




12,4 

16,7 

24,9 

39,7 

68,9 


29 Gießerei 


Unternehmen 

442 

20,138 

281,1 

3 

6 

10 

25 50 

Umsatz 

16 285,565 




26,7 

34,9 

62,7 

Beschäftigte 

97 965 




22,3 

28,7 

56,4 

Investitionen 

984,478 




24,2 

33,4 

62,9 

Value Added 

9 030,542 




25,1 

33,5 


Betriebe 

494 




5,3 


17,0 


30 Ziehereien, Kaltwalzwerke. Stahlverformung, Mechanik a. n. g. 


1 Unternehmen 

2 Umsatz 

3 Beschäftigte 

4 Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


1 Unternehmen 

2 Umsatz 

3 Beschäftigte 

4 Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 




31 Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 


1 522 
35 883,821 
175 922 
1 452,677 
17 748,284 
1 631 




10,8 17,5 22,9 

1,2 1,7 3,3 


32 Maschinenbau 


5 486 
216 993,992 
1 083 593 
10 041,776 


33 Straßenfahrzeugbau, Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. 


1 849 
288 909,793 

907 444 
16 458,509 
108 437,322 

2 559 


103,855 1 382,1 



6 

10 

68,6 

73,7 

55,9 

61,9 

72,2 

77,3 

64,7 

70,3 


11,4 



2,388 

347,9 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



4.7 

7.8 

10,7 

18,2 

26,4 

35,8 




6.7 

8,6 

14.1 

21,7 

29,8 



9.7 

13,5 


20.1 

27,9 

37,0 



■ 


2,0 

2.7 

3,8 

6,0 
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noch Tabelle 1.5 


Nr. 

Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

B 

□ 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

12 

34 Schiffbau 



Unternehmen 

90 

80,076 

249,1 

3 

6 

10 

25 

50 




Umsatz 

7 821,954 



42,3 

59,9 

74,3 


97,3 





Beschäftigte 

33 487 



31,9 

51,5 

67,7 


94,6 

— 



Investitionen 

265,524 




50,8 

78,1 


96,6 




5 

Value Added 






. 






6 

Betriebe 

94 



• 

• 

• 


57,4 

— 

13 

35 Luft- und Raumfahrzeugbau 



Unternehmen 

53 

200,762 

310,5 

3 

6 

10 

25 

50 




Umsatz 

17 077,378 



70,2 

86,4 



100,0 





Beschäftigte 

73 550 



69,4 

83,3 



99,9 

— 



Investitionen 

1 033,222 



, 

87 J 



100,0 




5 

Value Added 












6 

Betriebe 

76 



• 

35,5 



96,1 

— 

14 


36 

Elektrotechnik, Reparatur von elektrischen Geräten für den Haushalt 





Unternehmen 

3 065 

41,681 

1 125,8 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

225 457,156 



, 

35,1 

40,1 

50,4 

57,7 

66,0 



Beschäftigte 

1 110 395 



, 

, 

34,9 

44,4 

51,3 

58,8 



Investitionen 

11 511,943 



, 

, 

35,3 

49,1 

56,1 

64,8 


5 

Value Added 

119 939,163 



, 

35,7 

39,8 

49,7 

57,1 

64,6 


6 

Betriebe 

4 041 




6,8 

7,8 

10,8 

13,8 

16,5 

15 

37 Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 



Unternehmen 

1 147 

13,694 

383,5 


6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

23 284,561 



WM 

23,2 

28,3 

40,1 

51,3 

64,6 



Beschäftigte 

145 413 




19,4 

23,2 

33,9 

43,5 

55,9 



Investitionen 

1 314,11 



nn 

34,9 

37,6 

50,2 

60,3 

71,8 


5 

Value Added 





. 






6 

Betriebe 

1 317 



■ 

1,7 

2,4 

4,5 

7,0 

13,3 

16 

38 Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren 



Unternehmen 

2 229 

4,062 

283,8 

3 

6 

10 

25 


100 



Umsatz 

67 898,306 



7,2 

11,9 

15,2 

22,7 


42,5 



Beschäftigte 

349 084 



5,9 

9,8 

12,7 

18,8 

26,6 

36,3 



Investitionen 

3 671,704 




10,8 

13,6 

22,8 

31,1 

42,3 


5 

Value Added 

35 197,360 



6,5 

10,4 

13,7 

20,3 

28,3 

39,8 


6 

Betriebe 

2 639 



0,9 

1,7 

2,1 

3,2 

5,2 

8,4 



39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; 



1 f 


Verarbeitung von natürlichen Schnitz- und Formstoffen; Foto 

- und Filmlabors 




Unternehmen 

574 

9,425 

210,0 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

9 295,384 



10,8 

18,3 


36,7 

50,0 

65,0 



Beschäftigte 

59 101 



7,5 

13,8 

, 

28,2 

42,4 

59,3 



Investitionen 

530,098 




27,3 

. 

44,0 

56,4 

73,0 


5 

Value Added 











6 

Betriebe 




• 

2,5 

• 

6,5 

11,9 

20,6 
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Merkmalswert 


Bezeichnimg 


insgesamt 


Konzentrationsgrad 


Herfindahl- Variations- 
Index koeffizient 


Anzahl/Mio. DM x 1 000 


Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 




Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


1 216 
198 619,309 
600 521 
11 823,813 
99 971,062 
1 571 


40 Chemische Industrie 


32,795 623,5 



6 

10 

25 

37,9 

43,6 

55,9 

37,5 

41,9 

55,2 

45,8 

50,0 

66,3 

39,1 

44,5 

56,6 

3,4 

4,7 

8,5 



50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen 


Unternehmen 

143 

235,402 571,5 

3 

6 

10 

25 

50 

Umsatz 

38 297,598 


77,1 

83,9 

89,2 

95,0 


Beschäftigte 

113 289 


67,8 

74,6 

81,7 

90,4 


Investitionen 

2 666,060 




91,8 

96,8 


Value Added 





. 



Betriebe 

• 



13,0 

19,2 

28,8 



51 Feinkeramik 


Unternehmen 

145 

62,999 

285,2 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Umsatz 

5 307,600 



. 

47,3 

56,5 

76,3 

90,2 

98,4 

Beschäftigte 

48 717 




45,3 

53,9 

71,8 

88,2 

97,3 

Investitionen 

Value Added 

368,338 





63,5 

82,7 

92,8 

98,3 

Betriebe 

203 




22,7 

27,1 

39,9 

52,2 

* 


52 Herstellung und Verarbeitung von Glas 


Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


1 Unternehmen 

2 Umsatz 

3 Beschäftigte 

4 Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


1 Unternehmen 

2 Umsatz 

3 Beschäftigte 

4 Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


297 

14 283,851 
72 330 
1 295,088 
7 736,132 
355 


390 
9 584,457 
35 757 
727,840 
3 887,920 


2 152 
42 663,640 
217 147 
1 722,111 


30,700 284,9 



53 Holzbearbeitung 


14,394 214,8 



25 

50 

100 

45,9 

61,1 

76,2 

39,9 

54,0 

68,8 

49,1 

61,8 

75,3 

46,6 

61,5 

76,1 

10,0 

16,8 

29,6 


54 Holzverarbeitung 


2,425 205,4 
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noch Tabelle 1.5 



Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 




Herfindahl- 

Variations- 









Bezeichnung 

insgesamt 

Index 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


■ 


Anzahl/Mio, DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 


D 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

24 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung 


1 

Unternehmen 

124 

46,141 

217,3 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

20 223,496 




42,8 

54,3 

74,3 

89,6 

99,3 


3 

Beschäftigte 

53 482 



, 

35,0 

46,9 

67,6 

84,3 

98,2 


4 

Investitionen 

2 013,024 




40,9 

49,9 

68,3 

88,5 

99,6 


5 

Value Added 








. 



6 

Betriebe 

157 




12,7 

16,6 

32,5 

51,6 

84,7 

25 



56 Papier- 

und Pappeverarbeitung 






1 

Unternehmen 

794 

20,695 

392,8 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

30 930,479 




24,8 

30,6 

43,6 

54,9 

67,8 


3 

Beschäftigte 

123 770 




14,4 

20,3 

30,0 

41,8 

55,6 


4 

Investitionen 

2 001,323 




24,4 

28,7 

39,2 

50,0 

64,7 


5 

Value Added 

. 







, 



6 

Betriebe 

940 



* 1 


5,6 

8,9 

13,6 

21,8 

26 

57 Druckerei, Vervielfältigung 


1 

Unternehmen 

2 067 

3,852 

263,9 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

31 504,968 



7,1 

11,9 

15,2 

22,0 

29,2 

39,0 


3 

Beschäftigte 

166 609 



4,6 

8,3 

10,8 

15,9 

22,1 

30,9 


4 

Investitionen 

2 359,806 



5,6 

10,3 

12,9 

20,7 

28,1 

38,0 


5 

Value Added 

17 384,867 



6,4 

10,8 

13,7 





6 

Betriebe 

2 140 




0,5 

0,7 

1.6 

2,9 

5,4 

27 



58 

Herstellung von Kunststoffwaren 






1 

Unternehmen 

2 206 

3,392 

254,6 

3 

6 

■■ 

25 

50 



2 

Umsatz 

60 858,373 



5,8 

9,3 


21,3 

30,7 



3 

Beschäftigte 

291 115 



4,7 

7.4 

mm 

16,8 

25,7 

Kiöia 


4 

Investitionen 

3 932,730 




11,3 

mm 

21,6 

29,3 

41,0 


5 

Value Added 

30 080,436 



5,4 

8,9 


20,6 

29,6 



6 

Betriebe 

2 452 




1,1 


2,7 

4,7 

8,4 

28 

59 Gummiverarbeitung 


1 

Unternehmen 

222 

57,256 

342,2 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

20 622,544 



35,6 

48,6 

60,5 

78,5 


96,1 


3 

Beschäftigte 

104 192 




46,3 

54,1 

74,3 


94,5 


4 

Investitionen 

1 090,594 



33,7 

45,5 


74,3 


95,9 


5 

Value Added 

. 










6 

Betriebe 





11.4 

12,9 

22,5 


56,1 

29 

61 Ledererzeugung 


1 

Unternehmen 

42 

54,501 

113,5 

3 

6 

10 

25 






2 

Umsatz 

1 246,827 



29,8 

45,8 

62,3 

92,4 

— 

— 


3 

Beschäftigte 

4 653 



24,8 

40,7 

52,7 

86,3 

— 

— 


4 

Investitionen 

32,629 





71,0 

91,6 

— 

— 


5 

Value Added 

425,529 



26,9 



89,4 






6 

Betriebe 

• 







— 

— 
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Drucksache 12/8323 


noch Tabelle 1.5 



Merkmalswert 

Konz entrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

□ 

□ 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

30 

62 Lederverarbeitung 


1 

Unternehmen 

374 

20,052 

254,9 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

6 978,849 




26,9 

34,2 

49,9 

64,5 

78,4 


3 

Beschäftigte 

39 883 




16,9 

23,3 

37,3 

51,9 

67,9 


4 

Investitionen 

173,806 




29,4 

34,2 

45,9 

65,6 

78,1 


5 

Value Added 

2 952,736 




20,9 


42,4 

58,7 



6 

Betriebe 

425 




3,5 

5.4 

10,6 

18,4 

32,5 

31 




63 

Textilgewerbe 







1 

Unternehmen 

1 153 

4,375 

201,1 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

40 651,523 



6.1 

10,2 

14,4 

24,5 

35,8 

49,5 


3 

Beschäftigte 

200 684 




6,6 

9,8 

19,5 

30,5 

44,0 


4 

Investitionen 

2 045,121 



3,3 

7,1 

14,9 

23,1 

34,5 

48,8 


5 

Value Added 

17 495,995 



5,7 

9,7 

12,8 

22,6 

34,1 

48,2 


6 

Betriebe 

1 397 




1,6 


4,7 

7.7 

14,2 

32 

64 Bekleidungsgewerbe 


1 

Unternehmen 

1 621 

5,383 

278,0 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

27 873,549 



8,4 

11,9 

15,3 

25,3 

. 

51,3 


3 

Beschäftigte 

156 339 




8,0 

10,0 

16,2 

. 

33,6 


4 

Investitionen 

509,394 




6,5 

8,3 

21,1 


44,9 


5 

Value Added 




, 





. 


6 

Betriebe 

1 863 



h9 

2.3 

2,8 

4.5 


10,7 

33 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt) 


1 

Unternehmen 

12 

114,937 

61,6 

3 

6 

10 

— 

— 

— 


2 

Umsatz 




46,0 

70,0 


— 

— 

— 


3 

Beschäftigte 




37,8 

63,0 


— 

— 

— 


4 

Investitionen 




. 

, 


— 

— 

— 


5 

Value Added 




. 

, 


— 

— 

— 


6 

Betriebe 




* 

• 


— 

— 

— 

34 

68 Emährungsgewerbe 


1 

Unternehmen 

3 759 

3,123 

327,7 

3 

6 

10 


50 

100 


2 

Umsatz 

194 940,847 



, 

8,1 

11,5 


29,7 

41,2 


3 

Beschäftigte 

529 792 



. 

5,8 

8,3 


19,1 

27,1 


4 

Investitionen 

10 029,846 




6,0 

8,5 

14,5 

23,6 

35,3 


5 

Value Added 











6 

Betriebe 

4 300 




1,1 

1,5 

3.0 

4,5 

7.5 



35 

69 Tabakverarbeitung 


1 

Unternehmen 

30 

195,112 

220,3 

3 

6 

10 

25 

— 

— 


2 

Umsatz 

27 732,214 



70,6 

93,7 

97,9 


— 

— 


3 

Beschäftigte 

16 528 



46,6 

78,4 

88,0 


— 

— 


4 

Investitionen 

520,870 



. 

94,1 

98,7 


— 

— 


5 

Value Added 

21 745,557 





. 


— 




6 

Betriebe 

• 



14,9 

31,9 

46,8 


— 

— 
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noch Tabelle 1.5 


Nr. 

Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

D 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

36 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 


1 

Unternehmen 

37 147 

* 

— 

3 

6 

!■ 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

1 969 253,253 



7,9 

11,7 

Wm 

24,1 

29,6 

35,4 


3 

Beschäftigte 

7 598 687 



6,7 

8,3 

mm 

16,2 

20,2 

24,8 


4 

Investitionen 

104 731,338 



. 

11,6 

mm 

23,7 

28,3 

34,5 


5 

Value Added 

913 761,319 



7,2 


Hg 

21,7 

27,5 

33,6 


6 

Betriebe 

44 612 






1,2 

2,0 

2,7 

37 

72 Hoch- und Tiefbau 


R 

Unternehmen 

8 336 

3,199 

506,6 

3 

6 


25 

50 

100 


H 

Umsatz 

110 672,045 



7,2 

11,0 

14,2 

19,9 

24,6 

30,4 


0 

Beschäftigte 

653 279 



4,9 

7,6 

9,8 


18,6 

22,9 


D 

Investitionen 

5 162,111 




8,7 



19,8 

25,8 

38 




73 

Spezialbau 







B 

Unternehmen 

428 

36,369 

381,7 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


B 

Umsatz 

6 143,163 



. 

35,0 

40,7 

50,9 

60,2 

71,9 


H 

Beschäftigte 

35 062 




32,6 

37,9 

47,4 

56,3 

66,1 


H 

Investitionen 

179,785 




30,9 


47,3 

56,4 

66,3 

39 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 


1 

Unternehmen 

365 

12,138 

185,2 

n 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

2 045,872 




20,0 

23,6 

33,8 

45,1 

, 


3 

Beschäftigte 

14 649 



m 

9,8 

12,9 

21,1 

31,3 

, 


4 

Investitionen 

76,117 



■ 

• 

• 

35,3 

51,1 

• 

40 

75 Zinunerei, Dachdeckerei 


R 

Unternehmen 

935 

3,385 

147,1 

3 

6 

in 

25 

50 

100 


B 

Umsatz 

5 056,612 




8,8 

19 

18,1 

25,5 

35,9 


R 

Beschäftigte 

33 030 



. 

. 

mm 

10,5 

16,1 

24,2 


R 

Investitionen 

150,708 




6,8 

m 

14,0 

18,9 

32,3 

41 

Bauhauptgewerbe (Wirtschaftsgruppen 72 bis 75) 


1 

Unternehmen 

10 064 

2,650 

506,7 


6 


25 

50 

100 


2 

Umsatz 

123 908,693 




9,8 


18,4 

23,0 

28,5 


3 

Beschäftigte 

736 020 




6,7 


14,0 

17,5 

21,5 


4 

Investitionen 

5 568,721 




8,0 


14,8 

19,0 

24,8 

42 




76 

Bauinstallation 







B 

Unternehmen 

3 975 

1,964 

260,9 

3 

6 

m 

25 

50 

100 


B 

Umsatz 

24 952,369 



, 

7,9 

19 

14,6 

19,2 

24,9 


R 

Beschäftigte 

179 588 




5,0 

wm 

9,4 

13,0 

17,8 


H 

Investitionen 

560,421 





m 

19,1 

24,0 

28,9 


90 
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Drucksache 1 2/8323 


noch Tabelle 1.5 



Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

AnzahiyProzent 

H 

D 

C 

d 

e 

f 

g 

■■ 

i 

3 

k 

1 

43 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation) 


n 

Unternehmen 

2 179 

2,070 

188,4 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


B 

Umsatz 

10 637,476 



5,3 

7,0 

9,0 

14,0 

19,6 

27,2 


B 

Beschäftigte 

85 871 



. 

6,1 

7,7 

10,7 

15,0 

20,7 


B 

Investitionen 

321,225 




• 

12,2 

14,3 

18,2 

23,0 

44 

Ausbaugewerbe (Wirtschaftsgruppen 76 bis 77) 


B 

Unternehmen 

6 154 

1,150 

246,6 

3 

6 


25 

50 

100 


B 

Umsatz 

35 589,846 



. 

5,8 


11,3 

15,1 

19,9 


B 

Beschäftigte 

265 459 




4,1 


7,4 

0,4 

14,0 


fl 

Investitionen 

881,646 






15,4 

19,5 

23,6 


Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläutenmgen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. Für das 
Baugewerbe werden Angaben zum Census Value Added und zur Anzahl der Betriebe der Unternehmen nicht erhoben. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutioneile Abgrenzung) Umsatz-(Mehrwert)steuer. 

*) Der Variationskoeffizient (V) berechnet sich aus dem Herfindahl-Index (H) und der Anzahl der Unternehmen nach der Formel 
V2=(H*n-l). 

5) Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen, 

2) Aufwendungen für gemietete und gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

®) Umsatz minus Wareneingang Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

®) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitimgen für die Monopolkommission vom 28. Aprü 1994. 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Tabelle 1.6 


Konzentration der Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaftsgruppen 
im Bergbau, im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe i) 1991 

Anzahl der Unternehmen 2), Umsatz^), Konzentrationsgrad 
Anteile am Umsatz und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), den Investitionen^), 
dem Census Value Added^) und der Anzahl der Betriebe der Unternehmen b) 

— Deutschland einschließlich neue Bundesländer — ö) 


Nr. 

Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

B 

B 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

1 

21 Bergbau 



Unternehmen 

99 

113,662 

320,2 

3 

6 

10 

25 

50 

— 



Umsatz 

39 457,772 




66,6 

80,9 

95,4 

99,3 

— 



Beschäftigte 

274 717 




73,5 

84,1 

91,8 

98,5 




Investitionen 

3 470,610 




69,7 

85,1 

93,6 

99,3 

— 


5 

Value Added 





, 


. 


— 


6 

Betriebe 





• 

43,1 

62,4 

80,0 

— 

2 

22 Mineralölverarbeitung 



Unternehmen 

59 

127,801 

255,7 

3 

6 

10 

25 

50 

— 



Umsatz 

110 825,015 



52 J 

80,5 

91,4 

99,2 

100,0 

— 



Beschäftigte 

39 848 




27,2 

51,2 

92,5 

99,2 

— 



Investitionen 

2 403,029 





47,8 

88,3 


— 


5 

Value Added 

36 985,049 




67,5 

88,9 

. 

99,9 

— 


6 

Betriebe 

103 




15,5 

38,8 

59,2 

89,3 

— 

3 

24 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen 


1 

Unternehmen 

2 

. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


2 

Umsatz 




— 

— 

— 

— 

— 

— 


3 

Beschäftigte 




— 

— 

— 

— 

— 

— 


4 

Investitionen 




— 

— 

— 

— 

— 

— 


5 

Value Added 




— 

— 

— 

— 

— 

— 


6 

Betriebe 





— 

— 

— 

— 

— 

4 

25 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 



Unternehmen 

1 834 

3,780 

243,6 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

41 937,993 



6,8 

11,3 

14,6 

22,1 

30,2 

40,9 



Beschäftigte 

194 364 



3,9 

7,9 

10,2 

15,4 

21,7 

31,8 



Investitionen 

4 490,557 



5,7 

8,5 

12,4 

17,9 

25,0 

35,3 


5 

Value Added 











6 

Betriebe 

3 269 




2,5 

3,1 

6,9 

12,0 

16,8 

5 

27 Eisenschaffende Industrie 



Unternehmen 

127 

58,213 

252,8 

3 

6 

10 ' 

25 

50 

100 



Umsatz 

52 806,668 



31,5 

49,4 

65,0 

86,6 

94,9 

99,5 



Beschäftigte 

228 647 



26,5 

42,8 

55,8 

81,3 

93,4 

99,2 



Investitionen 

3 291,424 



37,5 

53,8 

65,2 

82,4 

94,4 

99,5 


5 

Value Added 






. 


. 

. 


6 

Betriebe 

213 



11,7 

18,8 

27,7 

44,1 

59,2 

87,3 
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Merkmalswert 


Bezeichnung 


insgesamt 



Konzentrationsgrad 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

X 1 000 

X 100 

e 

f 


Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 


28 NE-Metallerzeugungr NE-Metailhalbzeugwerke 


Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 

175 

28 666,398 
87 214 

1 492,890 

9 046,678 
225 

42,259 

252,9 

3 

28,2 

26,8 

6 

42,8 

32,6 

40,3 

44.5 

11.6 

10 

52,5 

45.4 

45.5 
53,3 
15,1 

25 

71,4 

63,2 

64,9 

71,4 

23,1 

50 

85,4 

78,9 

86,1 

100 

96.4 

91.9 
94,6 

95.4 

64.9 

29 Gießere 

i 


Unternehmen 

518 

18,549 

293,4 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Umsatz 

16 997,692 




25,6 

33,4 

48,0 

60,1 

73,2 

Beschäftigte 

119 719 




18,2 

23,5 

36,0 

46,1 

63,3 

Investitionen 

1 082,434 




22,0 

30,3 

42,9 

57,2 

71,4 

Value Added 






. 



. 

Betriebe 

577 




4,5 


9,0 

14,6 

25,0 




30 Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformimg, Mechanik a. n. g. 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 




31 Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau 


Unternehmen 

1 735 

7,591 

348,9 

3 


10 

25 

50 

100 

Umsatz 

41 520,720 



10,0 


21,7 

35,7 

44,6 

54,8 

Beschäftigte 

237 259 



5,6 

BH 

14,6 

27,1 

36,0 

46,5 

Investitionen 
Value Added 

1 982,978 



• 

17,4 

20,0 

35,3 

45,9 

61,1 

Betriebe 

1 886 




1,0 

1,4 

2,8 

4,5 

8,2 




32 Maschinenbau 



Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


6 296 
230 124,448 
1 343 102 
11 261,938 


2,147 353,8 


3 6 

4,4 7,3 

5,4 

8,6 12,0 


I 


1,8 2,4 


33 Straßenfahrzeugbau, Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. 



2 194 
293 388,755 
981 400 
17 247,579 
109 621,877 
2 966 


100,716 1 483,1 


3 

6 

10 

25 

50 

100 

48,9 

67,6 

72,6 

78,5 

83,1 

87,3 

37,8 

51,7 

57,2 

65,7 

71,2 

78,3 

47,3 

68,9 

73,8 

79,7 

86,6 

90,0 

46,2 

64,0 

69,5 

77,1 

81,9 

87,0 


• 

9,8 

12,2 

14,4 

17,6 
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noch Tabelle 1.6 



Merkmalswert 



Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
cun gescunten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

D 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

■■ 

i 

i 

k 

1 

12 

34 Schiffbau 


1 

Unternehmen 

112 

62,391 

244,7 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

9 174,187 



36 J 

51,9 

65,4 

87,8 

95,7 

99,3 


3 

Beschäftigte 

61 322 




34,8 

49,6 

79.1 

93,6 

99,3 


4 

Investitionen 

368,749 



. 

40,5 

57,0 

79,8 

. 

99,6 


5 

Value Added 

, 



, 

, 

. 


, 

. 


6 

Betriebe 

122 




• 

• 

22,1 

49,2 

90,2 

13 

35 Luft* und Raumfahrzeugbau 


1 

Unternehmen 

54 




3 

6 

10 

25 

50 




2 

Umsatz 









— 


3 

Beschäftigte 









— 


4 

Investitionen 









— 


5 

Value Added 









— 


6 

Betriebe 









— 

14 


36 

Elektrotechnik, Reparatur von elektrischen Geräten für den Haushalt 





Unternehmen 

3 506 

38,949 

1 164,3 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

233 285,859 




33,9 

38,8 

48,7 

55,8 

63,9 



Beschäftigte 

1 281 751 




. 

30,3 

38,5 

44,5 

51,7 



Investitionen 

12 365,916 




. 

32,8 

45,7 

52,2 

60,2 


5 

Value Added 

123 080,811 





38,8 

48,5 

55,6 

62,9 


6 

Betriebe 

4 573 




6,0 

7.0 

9,5 

12,2 

14,6 

15 

37 Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 



Unternehmen 

1 199 

13,101 

383,5 


6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

23 886,294 




22,6 

27,6 

39,2 

50,5 

63,8 



Beschäftigte 

185 847 



mm 

15,1 

18,2 

38,2 

46,3 

58,1 



Investitionen 

1 450,730 



|N| 

31,6 

34,1 

50,5 

59,6 

70,2 


5 

Value Added 





. 

, 


. 

, 


6 

Betriebe 

1 379 



■ 

1.7 

• 

4,5 

6,8 

13,1 

16 

38 Herstellung von Eisen*, Blech* und Metallwaren 



Unternehmen 

2 440 

3,933 

293,2 

3 

6 

lai 

25 

50 

100 



Umsatz 

69 057,530 



7,1 

11.7 

mm 

22,3 

30,5 

41.7 



Beschäftigte 

378 106 



5,4 

9,0 

mm 

17.4 

24,5 

33,5 



Investitionen 

3 833,287 



. 

10,4 

ISO 

21,8 

29,7 

40,5 


5 

Value Added 

35 660,630 



6.4 

10.2 

mm 

20,1 

28,0 

39,2 


6 

Betriebe 

2 883 



0,9 

1.6 

■a 

2,9 

4,8 

7,7 

17 


39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, Füllhaltern; 




Verarbeitung von natürlichen Schnitz* und Formstoffen; Foto* und Filmlabors 




Unternehmen 

658 

8,898 

220,3 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

9 578,327 



10,5 

17,7 

22,8 

35,6 

48,5 

63,1 



Beschäftigte 

70 834 



6.2 

11,5 

15,4 

23,5 

35,4 

49,5 



Investitionen 

564,954 



. 

25,6 

33,1 

41,3 

52,9 

68,5 


5 

Value Added 

, 



, 

. 

. 

, 


, 


6 

Betriebe 

749 



i.5 

2.1 

• 

5,6 

10,3 

18,0 


94 


































































































Merkmalswert 



Unternehmen 

Umsatz 

Beschäftigte 

Investitionen 

Value Added 

Betriebe 


1 393 
207 283,521 
712 486 
12 832,044 
102 545,136 
1 800 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCksache 1 2/8323 


noch Tabelle 1.6 


Anteil der jeweils . . . mnsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 


g I n I 1 I J 


40 Chemische Industrie 


30,266 


Konzentrationsgrad 

Herfindahl“ 

Index 

Variations- 

koeffizient 

X 1 000 

X 100 

e 

f 



3 

6 

10 

25 

50 

100 

27,3 

36,3 

41,8 

54,2 

62,9 

72,8 

25,1 

31,6 

35,3 

48,5 

56,6 

67,4 

. 

42,2 

46,1 

62,2 

69,3 

77,5 

30,8 

38,2 

43,4 

54,9 

63,3 

73,5 

• 

2,9 

4,1 

7,2 

10,6 

15,7 


50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 





51 Feinkeramik 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


199 
5 758,403 
67 687 
503,111 


54,309 



6 

10 

25 

50 

100 

43,6 

52,4 

72,1 

86,5 

96,1 

32,6 

47,4 

62,2 

77,5 

90,4 


51,4 

68,3 

80,2 

95,7 

17,6 

22,2 

• 

42,1 





52 Herstellung und Verarbeitung von Glas 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


357 

15 065,690 
89 590 
1 420,390 


27,725 




3,5 


53 Holzbearbeitung 



10 

25 

50 

100 

44,6 

62,5 

74,6 

85,9 

33,0 

49,8 

62,8 

78,2 

45,9 

67,8 

77,7 

86,7 

7,3 

13,6 

• 

36,9 


Unternehmen 
Umsatz 
Beschäftigte 
Investitionen 

5 Value Added 

6 Betriebe 


471 
9 901,989 
43 015 
780,212 




6 

10 

25 

50 

100 

21,0 

27,9 

44,4 

59,1 

73,8 

17,4 

23,0 

33,2 

44,8 

58,9 

23,6 

35,1 

45,8 

57,7 

70,2 

3,0 

4,3 

8,1 

13,5 

25,9 


54 Holzverarbeitung 


Unternehmen 

2 567 

2,216 

216,5 

3 

6 

10 

25 

50 

Umsatz 

44 777,030 




6,4 

9,3 

16,5 

25,0 

Beschäftigte 

258 927 



1,7 

4,1 

6,4 

11,4 

17,8 

Investitionen 

Value Added 

1 997,926 




■ 

6,0 

12,8 

18,1 

Betriebe 

2 801 




0,4 

0,7 

1,8 

3,1 



95 


































































































Drucksache 1 2/8323 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Tabelle 1.6 


Nr. 

Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

B 

B 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

24 



55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier 

- und Pappeerzeugung 






Unternehmen 

156 

42,307 

236,6 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

21 161,120 




40,9 

51,9 

71,0 

86,4 

97,5 



Beschäftigte 

64 148 




29,2 

39,1 

56,3 

74,7 

91,7 



Investitionen 

2 190,219 




37,6 

45,9 

62,8 

83,2 

97,8 


5 

Value Added 





. 


. 

. 



6 

Betriebe 

218 




9,2 

11,9 

23,4 

37,6 

67,9 

25 



56 Papier- 

und Pappeverarbeitung 






1 

Unternehmen 

875 

20,168 

408,0 

3 


10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

31 336,208 





30,2 

43,0 

54,2 

66,9 


3 

Beschäftigte 

131 992 





19,0 

28,1 

39,2 

52,1 


4 

Investitionen 

2 090,119 




23,4 

27,4 

37,5 

47,8 

61,9 


5 

Value Added 

. 







, 



6 

Betriebe 

1 036 





5,1 

8,1 

12,4 

19,8 

26 

57 Druckerei, Vervielfältigung 


1 

Unternehmen 

2 171 

3,616 

261,7 


6 


25 

50 

100 


2 

Umsatz 

33 164,232 




11,3 

msk 

21,4 

28,8 

38,6 


3 

Beschäftigte 

188 526 




7,3 

wm 

15,4 

23,0 

31,4 


4 

Investitionen 

2 661,287 



5,0 

9,1 

12,2 

19,3 

28,4 

37,7 


5 

Value Added 

18 389,342 



6,1 

10,2 

13,3 

19,7 




6 

Betriebe 

2 258 



• 

0,4 

0,7 

1,5 


5,1 

27 

58 Herstellung von Kunststoffwaren 


1 

Unternehmen 

2 304 

3,321 

257,9 

3 

6 

Bl 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

61 550,395 



5,7 

9,2 

mm 

21,1 

30,4 

41,8 


3 

Beschäftigte 

304 101 



4,5 

7,1 

WM 

16,0 

24,6 

34,3 


4 

Investitionen 

4 044,301 



. 

11,0 

13,2 

21,0 

28,5 

39,8 


5 

Value Added 

30 270,242 



5,4 

8,8 

11,9 

20,5 


. 


6 

Betriebe 

2 558 




1,1 

1,4 

2,7 

4,6 

8,1 

28 

59 Gummiverarbeitung 


1 

Unternehmen 

251 

54,494 

356,1 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

21 157,884 



34,7 

47,3 

59,0 

76,7 

87,2 

95,1 


3 

Beschäftigte 

117 902 



. 

40,9 

47,8 

68,3 

78,8 

90,6 


4 

Investitionen 

1 179,272 



31,1 

42,1 

48,3 

71,5 

82,6 

94,8 


5 

Value Added 




. 


. 

. 


. 


6 

Betriebe 

323 



• 

9,9 

1hl 

20,1 

30,3 

51,4 

29 

61 Ledererzeugung 


1 

Unternehmen 

61 

45,582 

133,4 

3 

6 

10 

25 

50 

— 


2 

Umsatz 

1 399,265 



26,5 

40,8 

56,7 

86,8 

98,5 

— 


3 

Beschäftigte 

7 791 



14,8 

24,3 

35,1 

69,7 

91,5 

— 


4 

Investitionen 

41,868 



. 


62,1 

77,4 

97,8 

— 


5 

Value Added 

424,122 




. 

. 

. 

99.1 

— 


6 

Betriebe 

65 






• 

83,1 

— 


96 
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Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils , . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

B 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

30 

62 Lederverarbeitung 


1 

Unternehmen 

498 

18,143 

283,5 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

7 347,133 




25,6 

32,5 

47,4 

61,3 

74,6 


3 

Beschäftigte 

61 496 




11,0 

15,1 

24,2 

33,6 

50,3 


4 

Investitionen 

195,284 




26,2 

30,4 

40,8 

58,4 

69,7 


5 

Value Added 

3 065,893 




20,2 

25,8 

40,8 

56,6 

, 


6 

Betriebe 

563 




2.7 

4.1 

8,0 

13,9 

24,5 

31 




63 

Textilgewerbe 







1 

Unternehmen 

1 350 

4,055 

211,5 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

42 368,199 



5,9 

9,8 

13,8 

23,5 

34,4 

47,5 


3 

Beschäftigte 

268 045 



. 

4.9 

7.3 

14,6 

22,8 

32,9 


4 

Investitionen 

2 301,720 



2,9 

6,3 

13,3 

20,5 

30,6 

43,4 


5 

Value Added 

17 979,522 



5,6 

9.4 

12.4 

22,0 




6 

Betriebe 

1 697 





1,6 

3,9 

6,3 

11.7 

32 

64 Bekleidungsgewerbe 



Unternehmen 

1 819 

5,115 

288,2 


6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

28 627,340 




11,6 

14,9 

24,6 

35,9 

49,9 



Beschäftigte 

198 240 



. 

6,3 

7,9 

12,8 

18,7 

26,5 



Investitionen 

562,433 





7,5 

19,1 

30,1 

40.6 


5 

Value Added 

11 678,939 



8.1 


13,6 

, 

, 

46,1 


6 

Betriebe 

2 113 





2,5 

4.0 

6.1 

9,5 

33 

65 Reparatur von Gebrauchsgütem (ohne elektrische Geräte für den Haushalt) 


1 

Unternehmen 

22 

72,109 

76,6 

3 

6 

10 








2 

Umsatz 

46,833 



34,4 

52,4 


— 

— 

— 


3 

Beschäftigte 

713 



21,0 

35,1 


— 

— 

— 


4 

Investitionen 

3,692 




, 

61,1 

— 

— 

— 


5 

Value Added 




, 



— 

— 

— 


6 

Betriebe 

24 




• 

• 

— 

— 

— 

34 

68 Emährungsgewerbe 



Unternehmen 

4 526 

2,713 

335,8 

3 

6 

n 


50 

100 



Umsatz 

209 982,284 




7,5 

mlAm 


27,5 

38,2 



Beschäftigte 

644 698 




4,7 


11,4 

15,7 

22,3 



Investitionen 

11 768,887 




5,1 


12,3 

20,1 

30,1 


5 

Value Added 







, 




6 

Betriebe 

5 279 



• 

0.9 

12 

2,6 

3,8 

6.2 

35 

69 Tabakverarbeitung 


1 

Unternehmen 

38 

172,372 

235,6 

3 

6 

10 

25 






2 

Umsatz 

29 691,972 



65,9 

88,3 

96,8 

99,9 

— 

— 


3 

Beschäftigte 

19211 



40,1 

67,5 

77,1 

94,9 

— 

— 


4 

Investitionen 

542,910 



, 

86,4 

97,1 

99,5 

— 

— 


5 

Value Added 

23 427,111 



66,7 

90.6 

97,5 


— 

— 


6 

Betriebe 

55 



12,7 

25,5 

36,4 

74,5 

— 

— 


97 
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Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnimg 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

B 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

i 

k 

1 

36 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 



Unternehmen 

42 265 


— 

3 

6 


25 

50 

100 



Umsatz 

2 064 228,396 



7,5 

11,2 

14,9 

23,0 

28,3 

33,9 



Beschäftigte 

9 090 000 



5,6 

7.0 

9,1 

13,5 

17,3 

21,7 



Investitionen 

116 334.028 




10,5 

13,9 

21,3 

26,1 

32,0 


5 

Value Added 

950 623,302 



6,9 

9,6 

13,3 

20,9 

26,7 

32,7 


6 

Betriebe 

50 925 



• 



1,1 

1.8 

2.4 

37 

72 Hoch- und Tiefbau 


D 

Unternehmen 

10 148 

2,319 

474,7 

3 

6 

10 

25 


100 


H 

Umsatz 

133 132,268 



6,0 

9.1 

11,8 

16,8 

21,4 

27,1 


H 

Beschäftigte 

908 887 



3,5 

5,5 

7.0 

11.1 

15,6 

19,4 


H 

Investitionen 

7 278,281 



* 

6.1 

7.5 

11.4 

15,9 

20,7 

38 




73 

Spezialbau 







D 

Unternehmen 

458 

33,590 

379,3 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


H 

Umsatz 

6 417,909 




33,4 

39,2 

50,4 

59,6 

71,0 


B 

Beschäftigte 

39 080 



. 

29,3 

35,3 

47,9 

56,3 

65,1 


B 

Investitionen 

216,260 



* 

25,7 

* 

51,8 

59,8 

68,6 

39 

74 Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei 


1 

Unternehmen 

376 

11,630 

186,7 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

2 097,918 



14,8 

19.5 

23,0 

33,0 

44,3 

59,5 


3 

Beschäftigte 

15 335 



. 

9,3 

12,3 

20,7 

31,1 

46,7 


4 

Investitionen 

79,367 



• 



35,4 

50,7 

61,7 

40 

75 Zimmerei, Dachdeckerei 


D 

Unternehmen 

1 074 

2,923 

146,25 

3 

6 

BB 

25 

50 

100 


H 

Umsatz 

5 497,333 




8.1 

Wm 

16,7 

23,5 

33,0 


B 

Beschäftigte 

38 775 



• 

. 


8,9 

13,7 

20,9 


B 

Investitionen 

177,001 




5,8 

BB 

11,9 

16,1 

27,5 

41 

Bauhauptgewerbe (Wirtschaftsgruppen 72 bis 75) 


B 

Unternehmen 

12 056 

1,968 

476,8 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


B 

Umsatz 

147 145,428 



5.4 

8,3 

10,8 

15,7 

20,2 

25,5 


B 

Beschäftigte 

10 002 077 



3,2 

5,0 

6,5 

10,3 

14,5 

18,4 


B 

Investitionen 

7 750,910 



• 

5,8 

7.0 

10,7 

15,2 

19,7 

42 




76 

Bauinstallation 







1 

Unternehmen 

4 583 

1,571 

249,0 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

28 409,655 




7,0 

8,8 

12,9 

17,2 

22,6 


3 

Beschäftigte 

220 233 




4.1 

4.9 

8,1 

11.7 

16,2 


4 

Investitionen 

716,287 




• 

11,8 

15,4 

19,4 

24,1 


98 
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Merkmalswert 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

Herfindahl- 

Index 

Variations- 

koeffizient 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

X 1 000 

X 100 

Anzahl/Prozent 

El 

□ 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

43 

77 Ausbaugewerbe (ohne Bauinstallation) 


B 

Unternehmen 

2 734 

1,597 

181,4 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


B 

Umsatz 

12 466,633 



4,5 

6,0 

7,7 

12,2 

17,2 

24,1 


B 

Beschäftigte 

116 149 



. 

4,5 

5,7 

9,2 

12,2 

17,3 


B 

Investitionen 

491,726 




8,8 

9,4 

11,8 

16,2 

31,4 

44 

Ausbaugewerbe (Wirtschaftsgruppen 76 bis 77) 


1 

Unternehmen 

7 317 

0,907 

237,5 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

40 876,288 



. 

5,1 

6,8 

9,9 

13,3 

17,8 


3 

Beschäftigte 

336 382 



. 

3,2 

4,2 

6,2 

8,8 

12,4 


4 

Investitionen 

1 208,013 




7,0 

8,2 

11,2 

14,6 

18,0 


1) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. Für das 
Baugewerbe werden Angaben zum Census Value Added und zur Anzahl der Betriebe der Unternehmen nicht erhoben. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit Jahresumsatz imd mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutioneile Abgrenzung) Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

Der Variationskoeffizient (V) berechnet sich aus dem Herfindahl-Index (H) und der Anzahl der Unternehmen nach der Formel 
V2= (H*n-1). 

5) Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

6) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen. 

’) Aufwendungen für gemietete und gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

8) Umsatz minus Wareneingang Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

8) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3. Oktober 1990. Die Angabe des Gebietsstandes bezieht sich auf 
den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereihmgen für die Monopolkommission vom 28. April 1994. 


2.3 Entwicklung der Untemehmenskonzentration 
1977 bis 1991 


2.3.1 Entwicklung im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 
Insgesamt 1977 bis 1991 

248. Die seit 197757) langfristige Entwicklung des 
Konzentrationsgrades im Bergbau und im Verarbei- 
tenden Gewerbe kann mit Hilfe der für den Bereich 
insgesamt gemessenen „overall concentration" cha- 
rakterisiert werden. Sie hat zwar keinen konkreten 
wettbewerbspolitischen Bezug, wird aber als globales 
Maß der wirtschafüichen Verfügungsmacht betrach- 
tet. Die Monopolkommission verwendet hierfür die 
Umsatzanteile der jeweils 3, 10 und 100 größten 
Unternehmen. Exakte Werte für den Herfindahl- 
Index liegen über den gesamten Zeitraum nicht vor. 


57) Infolge der Neuordnung der Statistik im Produzierenden 
Gewerbe sind die Daten vor 1977 mit jenen späterer Jahre 
nur eingeschränkt vergleichbar. Vgl. die Anmerkungen 
über Strukturbrüche der zeitlichen Entwicklung in Abschnitt 
2.1.1 dieses Kapitels. 


Beide Arten von Konzentrationsmaßen stehen jedoch 
in einem engen analytischen Zusammenhang, so daß 
in der langfristigen Entwicklung keine systemati- 
schen Abweichungen zu erwarten sind. 

249. Der empirische Befund zeigt in Abbildung 1. 1 
imd in der zugeordneten Tabelle 1.7 einen langfristig 
ansteigenden Trend. Bemerkenswert ist — wenn auch 
unter den in Abschnitt 1 eingangs dargelegten metho- 
dischen Vorbehalten — , daß bei der Entwicklung des 
absoluten Konzentrationsgrades eine leichte Trend- 
wende erkennbar erscheint. Während Mitte der 80er 
Jahre die Umsatzanteile sowohl der jeweils 3 und 10 
als auch der 100 größten Unternehmen ein Maximum 
erreichen, hat sich das Niveau seitdem stabilisiert und 
ist für den Umsatzanteil der 100 größten Unternehmen 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe sogar 
leicht rückläufig. 

Unter der Vielzahl im einzelnen wirksamer Ursachen 
dieser Entwicklung lassen sich rudimentär zwei Kom- 
plexe identifizieren. Die Messung des absoluten Kon- 
zentrationsgrades ist analytisch ein Resultat der 
Anzahl der Unternehmen imd der Ungleichverteilung 
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Tabelle 1.7 


Entwicklung des Konzentrationsgrades im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
gemessen am Umsatzanteil der Jeweils 3, 10 und 100 größten Unternehmen 1977 bis 1991 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 


Jahr 

Absoluter Konzentrationsgrad 

Relativer Konzentrationsgrad 2) 

Unternehmen 

Umsatz 

CR 3 

CRio 

CRioo 

DK 3 

DK,o 

DKjoo 


Prozent 

Anzahl 

Mrd. DM 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

■■ 

5,8 

Bl 

36,2 

713,3 

483,0 

n 

36 945 

971,320 


5,9 

mgm 

36,2 

718,7 

478,4 

HO 

36 593 

1 016,104 

1979 

5,9 

mam 

37,3 

724,2 

522,6 

mm 

36 873 

1 123,120 

KM 

6,0 

WBM 

37,6 

731,5 

530,0 

136,7 

36 624 

1 213,389 

mgm 

6,2 

15,2 

38,9 

740,8 

544,6 

138,6 

35 893 

1 265,020 

■ÜH 

6,3 

15,1 

39,2 

729,8 

524,4 

135,4 

34 798 

1 292,300 

1983 

6,5 

15,1 

39,1 

739,7 

515,2 

132,7 

34 188 

1 326,500 

1984 

6,8* 

15,4 

39,3 

766,3 

520,3 

132,0 

33 850 

1 408,213 

1985 

7,0 

15,6 

39,9 

780,3 

521,3 

132,6 

33 483 

1 504,030 

1986 

6,8* 

15,1 

37,2 

760,1 

506,0 

123,9 

33 578 

1 479,706 

1987 

8,3 

16,0 

37,4 

929,9 

537,3 

124,8 

33 646 

1 490,595 


8,2* 

16,0 

36,7 

921,6 

539,1 

122,9 

33 755 

1 567,314 


7,9 

15,7 

36,4 

945,4 

563,2 

129,8 

35 938 

1 714,426 


7,8* 

15,4 

35,0 

951,1 

562,9 

127,2 

36 618 

1 831,330 


7,9 

15,6 

35,4 

977,2 

578,5 

130,5 

37 147 

1 969,253 


1) Gemessen an den Konzentrationsraten CR 3 , CRjo sowie CRiooi d. h. dem Umsatzanteil der jeweils 3, 10 und 100 größten 
Unternehmen. 

2) Gemessen an dem Disparitätskoeffizienten DK 3 , DKjo und DKioo- Der Disparitätskoeffizient ist das Vielfache des Minimums einer 
Konzentrationsrate, um das ihr aktueller Wert dieses Minimum übersteigt. Zwischen einer Konzentrationsrate (CRj), dem 
zugeordneten Disparitätskoeffizienten (DKi) und der Anzahl der Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: 
CRi = (i/n) * (1+DKi). 

Symbole: * Wert von der Monopolkommission durch Interpolation geschätzt. 

. Wert aus Gründen der statistischen Geheimhaltung nicht veröffentlicht. 

Quellen; Statistisches Bundesamt. Abt. IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979 bis 1994, in: Monopol- 
kommission, Fusionskontrolle bleibt vorrangig, Hauptgutachten 1978/1979, Baden-Baden 1980 und folgende Gut- 
achten? 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe S. 9, Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe 1954 bis 1982-, 

dass., Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 4.2.3: Konzentrationsstatistische Daten für den Bergbau und das 
Verarbeitende Gewerbe sowie das Baugewerbe 1983 und 1984 ff., zweijährlich, jeweils Tabelle 1.1, S. 41. 


ihrer Größe. Dementsprechend korrespondiert der 
Anstieg der absoluten Konzentration bis Mitte der 
80er Jahre mit einem Rückgang der Anzahl der 
Unternehmen um ca. 10 %, die 1991 ein Maximum von 
über 37 000 Unternehmen erreicht. Dieser Entwick- 
lung wirken jedoch die zunehmenden Vorsprünge der 
größeren Unternehmen, gemessen durch den relati- 
ven Konzentrationsgrad, entgegen. Sein Wert ist seit 
dem Jahr 1977, bezogen auf den Umsatzanteil der 
jeweils 3 imd 10 größten Unternehmen, kontinuierlich 
und deutlich gestiegen. 


2.3.2 Entwicklung nach zweistelligen 
Wirtschaftsgruppen 1977 bis 1991 

250. Bereits die zum Stand der Untemehmenskon- 
zentration im Bergbau xmd im Verarbeitenden 


Gewerbe auf hohem Aggregationsniveau ermittelten 
Ergebnisse überlagern auf der Ebene der industriellen 
Hauptgruppen sowie der zwei- und der vierstelligen 
Positionen der amtlichen Wirtschaftssystematik 
(SYPRO) 5®) sehr unterschiedliche Strukturen. Dies güt 
verstärkt für den Konzentrationsprozeß. Die methodi- 
schen Probleme, ihn luiter wettbewerbspolitischen 
Gesichtspunkten adäquat zu erfassen, wachsen mit 
abnehmendem Aggregationsniveau. Die Monopol- 
kommission beschränkt sich daher, entsprechend zum 
Stand der Konzentration, auf eine Darstellung der 
zeitlichen Entwicklimg der Untemehmenskonzentra- 
tion nach zweistelligen Wirtschaftsgruppen. Durchge- 


58) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeich- 
nisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage 1989. 
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Tabelle 1.8 

Wirtschaftsbereiche mit einem stetigen Anstieg des absoluten Konzentrationsgrades 
gemessen am Herfindahl-lndex 1977 bis 1991 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 


Lfd. 

Nr. 

Wirtschaftsbereich 

Absoluter 

Konzentrationsgrad i) 

Relativer 

Konzentrationsgrad 2) 

Unternehmen 

Umsatz 

im Wirtschaftsbereich 

SY- 

PRO 

Nr.3) 

Bezeichnung 

X 1 000 

% 

X 100 

m 

Anzahl 

% 

Mrd. DM 

% 


1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

a 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

m 

n 

0 

1 

24 

Herstellung und 
Verarbeitung 
von Spalt- und 
Brutstoffen ^) 

364,68 

592,54 

62,48 

90,7 

43,0 

-52,59 

5 

2 


0,229 

0,398 

73,80 

2 

39 

Herstellung 
von Musik- 
instrumenten, 
Spielwaren, 
Schmuck, Füll- 
haltern, Verar- 
beitung von 
Schnitz- und 
Formstoffen; 
Foto- und Film- 
labors 

5,98 

9,42 

57,61 

181,0 

210,0 

16,02 

715 

574 

-19,72 

5,134 

9,295 

81,05 

3 

61 

Leder- 

erzeugung 

33,56 

54,50 

62,40 

134,9 

113,5 

-15,86 

84 

42 

-50,00 

0,943 

1,247 

32,24 

1 

62 

Leder- 

verarbeitung 

15,58 

20,05 

28,70 

299,7 

254,9 

-14,95 

641 

374 

-41,65 

5,556 

6,979 

25,61 


63 

Textilgewerbe 

2,70 

4,37 

62,04 

193,8 

199,1 

2,73 

1 762 

1 135 

-35,58 


40,652 

34,42 

1 

64 

Bekleidungs- 

gewerbe 

2,31 

5,38 

133,03 

222,3 

278,0 

25,06 

2 566 

1 621 

-36,83 

18,335 

27,874 

52,03 


*) Gemessen am Herfindahl-lndex. 

2) Gemessen am Variationskoeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-lndex (H), dem Variationskoeffizienten (V) und der Anzahl der 
Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (V2+l)/n. 

3) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SPYRO) mit Meldenummem des Güterverzeichrüsses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982 bzw. 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage 1982. 

Die Angaben für die Wirtschaftsgruppe 24 zum Jahr 1991 wurden von der Monopolkommission geschätzt. Grundlage sind 
Angaben aus der Untemehmensdatenbank des Verbandes der Vereine Creditreform e. V., Neuss. 

Quelle; Statistisches Bundesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979ff. 


hende und hinreichend exakte Zeitreihen für die 
industriellen Hauptgruppen hegen der Monopolkom- 
mission nicht vor. 

Für eine möghchst eindeutige Charakterisierung der 
zeitlichen Entwicklung der Untemehmenskonzentra- 
tion werden diejenigen zweistelligen Wirtschafts- 
gruppen herausgestellt, die seit 1977 durch einen 
stetig steigenden (Tabelie 1.8) bzw. durch einen stetig 
fallenden (Tabelle 1.9) Verlauf des absoluten Konzen- 
trationsgrades gekennzeichnet sind. Die Darstellung 
erfolgt nach dem sensibler als Konzentrationsraten 
reagierenden Herfindahl-lndex, für den durchge- 
hende Werte vorliegen. 

251. Der Anstieg des absoluten Konzentrationsgra- 
des in den Wirtschaftsgruppen, die durch einen lang- 
fristig kontinuierlich steigenden Trend gekennzeich- 
net sind (Tabelle 1.8), ist ausnahmslos durch einen 
starken Rückgang der Anzahl der Unternehmen indu- 
ziert. In den Bereichen 61 imd 62 (Ledererzeugung 


und -Verarbeitung) sowie 63 und 64 (Textil- und 
Bekleidungsgewerbe) beträgt der Rückgang in den 
letzten 14 Jahren rund 36 % bis zu 50 %. Er ist 
Ausdruck der Strukturkrise des Standortes Deutsch- 
land in diesen Branchen und war mit einem erhebh- 
chen Verlust an Arbeitsplätzen verbunden. Ähnlich, 
wenn auch weniger dramatisch, verlief der Konzen- 
trationsprozeß im Bereich der heterogenen Wirt- 
schaftsgruppe 24 (Herstellung von Musikinstrumen- 
ten, Spielwaren, Schmuck, Foto- und Filmlabors u. a.). 
Einen unterschiedlichen Beitrag leistet die Ungleich- 
verteilimg der Untemehmensgrößen in den betrach- 
teten Branchen, gemessen durch den relativen Kon- 
zentrationsgrad. Im Verlauf des Konzentrationspro- 
zesses nimmt die Dominanz größerer Unternehmen in 
einzelnen Bereichen zu (Wirtschaftsgruppen 39, 63, 
64), in den übrigen ab (Wirtschaftsgruppen 61, 62). 
Wegen der Besonderheiten des quantitativ kleinen 
Bereichs 24 (Herstellung und Verarbeitung von Spalt- 
und Brutstoffen) wird auf eine Kommentierung ver- 
zichtet. 
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Tabelle 1.9 

Wirtschaftsbereiche mit einem stetigen Rückgang des absoluten Konzentrationsgrades 
gemessen am Herfindahl-Index 1977 bis 1991 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 


Lfd. 

Nr. 

Wirtschaftsbereich 

Absoluter 

Konzentrationsgrad 

Relativer 

Konzentrationsgrad 2) 

Unternehmen 

Umsatz 

im Wirtschaftsbereich 

SY- 

PRO 

Nr.3) 

Bezeichnung 

X 1000 

% 

X 100 

% 

Anzahl 

% 

Mrd. DM 

% 


1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

D 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

D 

i 

j 

a 

1 

m 

n 

0 

R 

21 

Bergbau 

263,88 

175,07 

-33,66 

474,2 

358,2 

-24,46 

89 

79 

-11,24 

20,815 

29,128 

39,94 


29 

Gießerei 

28,00 

20,14 

-23,07 

351,1 

281,1 

-19,94 

476 

442 

- 7,14 

9,460 

16,286 

72,16 

1 

31 

Stahl- und 
Leichtmetall- 
bau, Schienen- 
fahrzeugbau 

55,50 

8,90 

-83,96 

814,7 

354,2 

-56,52 

1 214 

1522 

25,37 

20,529 

35,884 

74,80 

B 

32 

Maschinenbau 

4,87 

2,39 

-50,92 

459,5 

348,0 

-24,27 

4 540 

5 486 

20,84 

101,996 

216,994 

112,75 

5 

50 

Herstellung von 
Büromaschinen, 
Datenverarbei- 
tungsgeräten 
und -einrich- 
tungen 

369,92 

235,40 

-36,36 

527,8 

571,5 

8,28 

78 

143 

83,33 

10,729 

38,298 

256,96 

6 

52 

Herstellung 
und Verarbei- 
tung von Glas 

40,84 

30,70 

-24,83 

334,2 

284,9 

-14,75 

298 

297 

- 0,34 

7,154 

14,284 

99,66 

7 

55 

Zellstoff-, Holz- 
schliff-, Papier- 
tmd Pappe- 
erzeugung 

62,60 

46,14 

-26,29 

274,1 

217,3 

-20,72 

136 

124 

- 8,82 

8,771 

20,223 

130,57 

8 

65 

Reparatur von 
Gebrauchs- 
gütem (ohne 
elektrische 
Geräte für den 
Haushalt) 

233,98 

114,94 

-50,88 

63,6 

61,6 

- 3,14 

6 

12 

100,00 

0,149 

35,050 

23423,5 


1) Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variationskoeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Veiriationskoeffizienten (V) und der Anzahl der 
Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (W+lj/n, 

3) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982 bzw. 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage 1982. 

Quelle; Statistisches Bxmdesamt, Abt. IV C, Sonderaufbereitxmgen für die Monopolkommission 1979 ff. 


Zusammenfassend kann die Zunahme des Konzentra- 
tionsgrades in den hier betrachteten Wirtschaftsberei- 
chen als Ausdruck eines durch den internationalen 
Wettbewerb induzierten Strukturwandels gedeutet 
werden, 

252. Die Wirtschaftsgruppen mit langfristig ste- 
tig fallendem absolutem Konzentrationsgrad (Ta- 
belle 1,9) zeigen ein heterogenes Bild.^Q) ln allen 
Bereichen haben die Umsätze — zumindest nominell 
— zugenommen, es bestehen jedoch sowohl Bran- 
chen, in denen infolge wirtschaftlicher Schwierigkei- 
ten die Anzahl der Unternehmen zurückgegangen ist 


59) Die Wirtschaftsgruppe 30 (Ziehereien, Kaltwalzwerke, 
Stahlverformung, Mechanik a.n.g.) ist ebenfalls durch einen 
langfristig fallenden Trend gekennzeichnet, der aber infolge 
von Datenlücken keine vollständige Zeitreihe umfaßt. 


(Wirtschaftsgruppen 21, 29, 52, 55), als auch solche, 
die in besonders hohem Maße expandiert haben 
(Wirtschaftsgruppen 31, 32, 50, 65). Der Wirtschafts- 
bereich 65 (Reparatur von Gebrauchsgütem) besitzt 
infolge seiner geringen Größe kein Gewicht. Die 
starke Expansion von Unternehmen mit 20 Beschäf- 
tigten und mehr könnte jedoch ein Indiz für die 
Zukunft kleiner imd mittlerer Unternehmen in diesem 
Bereich sein. Am Rückgang des absoluten Konzentra- 
tionsgrades war in allen Wirtschaftsbereichen — mit 
Ausnahme von 50 (Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten imd -einrichtungen) — 
der Rückgang der Ungleichverteilung der Untemeh- 
mensgrößen beteiligt oder hat überwogen. Das heißt, 
daß auch in Wirtschaftsbereichen mit rückläufiger 
Anzahl der Unternehmen der relativ stärkere Rück- 
gang der Umsatzanteile der größeren Unternehmen 
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Tabelle I.IO 


Entwicklung des absoluten Konzentrationsgrades im Bergbau nach vierstelligen Wirtschaftszweigen 

gemessen am Herfindahl-Index 1977 bis 1991 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 


Ud. 

Nr. 

Wirtschaftsbereich 

Absoluter 

Konzentrationsgrad 

Relativer 

Konzentrationsgrad 

Unternehmen 

Umsatz 

im Wirtschaftsbereich 

SY- 

PRO 

Nr.3) 

Bezeichnung 

X 1 000 

% 

X 100 

% 

Anzahl 

% 

Mrd. DM 

% 


1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

1977 

1991 

1991/77 

a 

D 

c 

d 

e 

f 

g 

a 

i 

D 

n 

a 

m 

n 

0 

n 

21 

Bergbau 

263,88 

175,07 

-33,66 

474,19 

358,19 

- 24,46 

89 

79 

- 11,24 

20,815 

29,128 

39,94 

1 

2111 

Steinkohlenberg- 
bau und -brikett- 
herstellung, 
Kokerei 

390,94 

327,51 

- 16,22 

202,05 

161,33 

- 20,15 

13 

11 

- 15,38 

16,820 

20,245 

20,36 

1 

2114 

Braunkohlen- 
bergbau und 
-brikettherstel- 
lung, Kokerei 

662,19 



152,02 



5 

1 

- 60,00 

1,942 




2130 

Eisenerzbergbau 

1000 

1000 

0 

0 

0 

0 

1 

■ 

0 




5 

2141 

NE-Metall- 

erzbergbau 

1000 

1000 

0 

0 

0 

0 

1 


0 




6 

2145 

Gewiimung von 
Spalt- imd brut- 
stoffhaltigen 

Erzen 








1 





7 

2150 

Kali- imd Stein- 
salzbergbau, 
Salinen 

660,67 



172,16 



6 

6 

0 

1,327 



8 

2160 

Gewiimung von 
Erdöl, Erdgas 

416,97 

266,11 

- 36,18 

122,55 

128,88 

5,17 

6 

10 

66,67 

1,293 

2,890 

123,51 

9 

2171 

Sonstiger Berg- 
bau 

311,70* 

269,35 

- 13,59 

49,68 

119,34 

140,22 


9 

125,00 

0,088+ 

0,523 

494,32 

10 

2180 

Torfgewinnung 
und -Veredlung 

39,58 

116,33 

193,90 

104,77 

188,06 

79,50 


39 

- 26,42 

0,186 

0,384 

106,45 


Gemessen am Herfindahl-Index. 

2) Gemessen am Variationskoeffizienten. Zwischen dem Herfindahl-Index (H), dem Variationskoeffizienten (V) und der Anzahl der 
Unternehmen (n) besteht der analytische Zusammenhang: H = (V2+l)/n, 

3) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummern des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982 bzw. 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage 1982. 

Symbole: . Wert aüs Gründen der statistischen Geheimhaltung nicht veröffentlicht. 

- Im Wirtschaftszweig hat kein Unternehmen innerhalb der Erfassungsgrenze von 20 Beschäftigten und mehr seinen 
wirtschaftlichen Schwerpunkt. 

• Wert für das Berichtsjahr 1979, da für 1977 statistisch geheim gehalten. 

+ Wert für das Berichtsjahr 1978, da für 1977 statistisch geheim gehalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt, IV C, Sonderaufbereitungen für die Monopolkommission 1979 bis 1994. 


eine anhaltende Verminderung des absoluten Kon- 
zentrationsgrades bewirkt hat. Besonders ausgeprägt 
ist dieses Moment im Wirtschaftsbereich 31 (Stahl- 
und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau), in dem 
ein verhältnismäßig starker Anstieg der Anzahl der 
Unternehmen auf Kosten der relativen Vorsprünge 
der Umsatzanteile der größeren Unternehmen gegan- 
gen ist. 

Diese Konstellation der Faktoren ist zwar kein Beleg 
für eine Intensivierung des Wettbewerbs, aber mit 
dieser konsistent. Das gleiche Ergebnis könnte auch in 
dem Fall gelten, in dem der Effekt eines Rückgangs 
der Zahl der Unternehmen nicht steigernd auf den 
Konzentrationsgrad gewirkt hat, sondern durch eine 


Angleichimg der Größe der übrigen Unternehmen 
überkompensiert wurde. In diesem Fall hätte sich der 
Wettbewerb nicht durch Newcomer intensiviert, son- 
dern unter den im Markt verbleibenden Unterneh- 
men. 

253. Der ins Auge fallende Rückgang des Konzen- 
trationsgrades in der Wirtschaftsgruppe 21 (Bergbau) 
kann — wie für andere Bereiche — analytisch auf zwei 
gegenläufige Tendenzen zurückgeführt werden: 
Während der Rückgang der Anzahl der Unternehmen 
um mehr als 10 %, isoliert betrachtet, konzentrativ 
wirkt, hat der simultane Rückgang der Umsatzanteile 
der größeren Unternehmen ihren Abstand zu den 
kleineren Unternehmen verringert, den ersten Effekt 
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überkompensiert imd den absoluten Konzentrations- 
grad im Ergebnis gesenkt. Wegen der großen volks- 
wirtschafthchen Bedeutung des Bergbaus imd der 
Heterogenität der Aktivitäten wird diese Entwicklimg 
in Tabelle I.IO transparent gemacht. Prägend für die 
Wirtschaftsgruppe 21 ist der Wirtschaftszweig 2111 
(Steinkohlenbergbau und -brikettherstellung, Koke- 
rei), auch wenn sein Anteil an der gesamten Wirt- 
schaftsgruppe von rund 81 % im Jahr 1977 auf rund 
70 % im Jahr 1991 zurückgegangen ist. Eine gegen- 
läufige Entwicklung kennzeichnet den Wirtschafts- 
zweig 2180 (Torfgewinnung und -Veredlung). Hier 
war der starke Rückgang der Anzahl der Unterneh- 
men um über 25 % mit einer zunehmenden Konzen- 
tration der Umsätze auf die größeren der übrigen 
Unternehmen verbimden. 

254. Die in den voranstehend betrachteten Fällen 
möglichen wettbewerbspolitischen Einschätz imgen 
sind nicht für alle Wirtschaftsbereiche repräsentativ. 
In den übrigen Wirtschaftsgruppen ist die Entwick- 
limg des Konzentrationsgrades über die letzten 
14 Jahre zu unstetig verlaufen, um eine langfristig 
eindeutige Tendenz abzulesen. Entsprechend unbe- 
stimmt sind die Aussagen zum Baugewerbe, da stati- 
stisch vergleichbare Angaben zum Konzentrations- 
grad vom Statistischen Bimdesamt erst seit 1985 
berechnet werden. 

255. Um auf knappem Raum ein möglichst umfas- 
sendes Bild über die Entwicklung der Unternehmens- 
konzentration bis zum Berichtsjahr 1991 zu geben, 
verwendet die Monopolkommission, wie im letzten 
Hauptgutachten 1990/1991, ein System graphischer 
Darstellimgen (Abbildungen 1.3). Die Kommission 
geht von der Vermutung aus, daß sich trotz aller 
einleitend charakterisierten systematischen Ein- 
schränkungen, denen die Konzentrationsbeobach- 
tung auf der Basis amtlicher statistischer Ergebnisse 
unterliegt, die langfristige Entvncklung tendenziell 
zutreffend abbilden läßt. 

Die Entwicklimg der absoluten Konzentration wird für 
die Umsatzanteile (Konzentrationsraten) der 3, 6, 10, 
25 und 50 größten Unternehmen (Abbildung 1.3) dar- 
gestellt. Sie ist ein Resultat der Veränderung der 
Anzahl der Unternehmen und der Verändenmg der 
relativen Ungleichverteilung ihrer Größe. 

256. Zusammenfassend ist der langfristige Konzen- 
trationsprozeß im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe durch einander konträre Entwicklungen in 
den Wirtschaftsgruppen gekermzeichnet. Auch die 
global relativ invariant erscheinenden Ergebnisse 
sind das Resultat sich kompensatorisch überlagernder 
Entwicklungen, die — möglicherweise als Ausdruck 
des damit einhergehenden Wettbewerbsprozesses — 
den Wandel der Größenstrukturen in den einzelnen 
Wirtschaftsgruppen charakterisieren. Aus der gegen- 
wärtig bis zum Berichtsjahr 1991 möglichen Betrach- 
tung der zeitlichen Entwicklung der Unternehmens- 
konzentration auf der Ebene zweistelliger Wirtschafts- 


®0) Zur langfristigen Entwicklung des Herfindahl-Index sowie 
des Variationskoeffizienten als das ihm zugeordnete Maß 
der relativen Ungleichverteilung der Untemehmensgrößen 
vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Kapitel I, Abbildung 5. 


gruppen sind jedoch keine wettbewerbspolitisch gra- 
vierenden, Handlungsbedarf indizierenden Sachver- 
halte abzulesen. 


3 Stand und Entwicklung 

der Angebotskonzentration 

nach Qüterbereichen 

des Produzierenden Gewerbes 

3.1 Erfassung der Angebotskonzentration 

3.1.1 Methodische Grundlagen 

257. Im vorliegenden Abschnitt werden der Stand 
und die Entwicklung der horizontalen Konzentration 
des Güterangebots im Rahmen der amtlichen Produk- 
tionsstatistik untersucht. Sie \mterscheidet sich von 
der Konzentration der Unternehmen im Rahmen der 
Statistiken nach Wirtschaftszweigen durch ihre grö- 
ßere Nähe zu den aktuellen Märkten. 

Wie einleitend in Abschnitt 1 bereits erläutert, wird im 
Rahmen der Produktionsstatistik die Produktion der 
Unternehmen in ihren einzelnen Teilen (in der Regel 
Betriebe), unabhängig davon, in welchem Wirt- 
schaftsbereich das betreffende Unternehmen seinen 
Schwerpimkt hat, (fimktional) auf die entsprechenden 
Positionen der Gütersystematik (GP)^^) aufgeteilt. 
Dagegen vnrd im Rahmen der Statistik nach Wirt- 
schaftszweigen (SYPRO) ®2) der gesamte Umsatz eines 
Unternehmens (institutionell) dem Wirtschaftsbereich 
zugeordnet, in dem sein ^wirtschaftlicher Schwerpunkt 
liegt. In den Maßzahlen zur Untemehmenskonzentra- 
tion sind damit auch branchenfremde Umsatz teüe 
enthalten bzw. die Umsätze branchenfremder Unter- 
nehmen in diesem Wirtschaftsbereich nicht enthalten. 

Unternehmen stehen jedoch wirtschaftlichen Ent- 
scheidungseinheiten näher als Teile oder Betriebe 
von Unternehmen. Aus diesem Gnmde bleibt die 
Erfassung der Untemehmenskonzentration unter 
wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten notwendig. 
Infolge der zunehmenden Diversifizierung der Unter- 
nehmen in verschiedene Absatzmärkte muß die 
dadurch beeinflußte Konzentration des Güterange- 
bots zusätzlich berücksichtigt werden. Die Erfassung 
der wirtschaftlichen Konzentration nach beiden Kon- 
zepten ist unverzichtbar, weil sie zwei unterschiedli- 
che wettbewerbspohtisch relevante Momente eines 
mehrdimensionalen Sachverhalts betrifft. 

258. Das methodische Problem einer getrennten 
Erfassimg der Untemehmenskonzentration nach 
Wirtschaftsbereichen und der Angebotskonzentration 
nach Güterbereichen besteht darin, beide Momente 
der horizontalen Konzentration möglichst zusammen- 


61) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Teü 2: Systemati- 
sches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe, Stuttgart 1989. 

62) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe (SYPRO) mit Meldenummem des Güterverzeich- 
nisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989 (GP), 
Arbeitsunterlage 1989. 
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Abbildung 1.3 

Entwicklung der Konzentration der Unternehmen 1977 bis 1991 
gemessen am Umsatzanteil der jeweils 3, 6, 10, 25 und 50 größten Unternehmen 
nach Wirtschaftsgruppen im Bergbau, Verarbeitenden Gewerbe und Baugewerbe 

A. Bergbau, Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 



1977 1979 1981 1983 198Ö 1987 1989 1991 1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991^ 1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 



1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 1977 1979 1981 1983 1985 1967 1969 1991 




1977 1979 1981 1983 1985 1987 1969 1991 1977 1979 1981 1963 1985 1987 1969 1991 


Quelle : Monopolkommission. Auswertung der Sonderaufbereitungen des Statistischen Bundesamtes nach Wirtschaftsbereichen 
für die Berichtsjahre 1977 bis 1991, zweijährlich. 
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B. Produktionsgüter produzierendes Gewerbe 
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C. Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 


5 1 Felnkoramlk 


52. Herst, u. Verarb. Glas 



1977 1979 1961 1983 1985 1987 1989 1991 


56 Verarb. Papier. Pappe 


1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 


5T Druckerei u.a. 



1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 


1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 


1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 


3 Herst. Kunststoff waren 6 1 Erzeugung Leder 


62 Verarbeitung Leder 
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D. NahrungS" und Genußmittelgewerbe 



1977 1979 1981 1983 1986 1987 1989 1991 1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 


E. Baugewerbe (Bauhauptgewerbe, Ausbaugewerbe) 




■■ CR-3 011 CR- 10 EHl CR-50 

^ CR-6 CR-25 

Abkürzungen; H = Herstellung, V= Verarbeitung, G = Gewinnung, NE = Nichteisen, EBM=Eisen, Blech, Metall, DV=Datenver- 
arbeitung. Rep. = Reparatur, u.a. = und anderes 

Quelle: Monopolkommission. Auswertung der Sonderaufbereitungen des Statistischen Bundesamtes nach Wirtschafts- 

bereichen für die Berichtsjahre 1977 bis 1991, zweijährlich. 
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zuführen. In der amtlichen Statistik sind die Erhebim- 
gen imd Aufbereitungen für beide Statistiken 
getrennt, da sie jeweils weiteren, unterschiedlichen 
Zielen dienen. Diese Trennung bezieht sich auf zahl- 
reiche Momente, insbesondere die Erhebungsmerk- 
male, -verfahren, -einheiten, -periodizität, wirt- 
schaftssystematische Gliederung u. a. Eine systemati- 
sche und enge Verzahnung zwischen der Statistik 
nach Wirtschaftszweigen und der Produktionsstatistik 
ist — wie z. B. auch im Verhältnis zu Außenhandels- 
statistik, Input-Output-Statistik u. a. — nicht gege- 
ben. 

Um die Ergebnisse der Untemehmensstatistik und der 
Produktionsstatistik mit dem Ziel einer sachlich adä- 
quaten Erfassung der horizontalen Konzentration 
zusammenzuführen, ist eine Ebene wechselseitiger 
Vergleichbarkeit zu finden. Die Monopolkommission 
verfolgt seit dem vorangehenden Hauptgutachten 
1990/ 1991 das Konzept, diese Verbindung jeweils auf 
der Ebene der industriellen Hauptgruppen sowie auf 
der zweistelligen Aggregationsebene der Positionen 
für Wirtschaftsgruppen nach der Systematik der Wirt- 
schaftszweige (SYPRO) und für Gütergruppen nach 
der Systematik der Güterproduktion (GP) zu suchen. 
Diese Positionen entsprechen einander weitgehend. 
Das bedeutet, daß die Erzeugnisse einer zweistelligen 
Wirtschaftsgruppe mit der entsprechenden zweistelli- 
gen Gütergruppe und damit auch auf der Ebene der 
industriellen Hauptgruppen insoweit vergleichbar 
sind. Dies ist für tiefer gegliederte Positionen in der 
Regel nicht der Fall. 

269 . Die Möglichkeit, dieses Konzept zu verwirkli- 
chen, ist dadurch gegeben, daß das Statistische Bun- 
desamt der Monopolkommission erstmals für das 
Berichtsjahr 1990 auch zu den industriellen Haupt- 
gruppen sowie zu den zweistelligen Positionen der 
Gütersystematik exakte aggregierte Angaben über- 
mittelt hat. Entsprechende Angaben zu den industri- 
ellen Hauptgruppen der Statistik nach Wirtschafts- 
zweigen stehen der Monopolkommission erstmals für 
das vorliegende Berichtsjahr 1991 zur Verfügung. 
Angaben zu den zweisteUigen Wirtschafts gruppen 
sind bereits von Anfang an in den regelmäßigen 
Datenlieferungen des Statistischen Bundesamtes be- 
rücksichtigt. Die Monopolkommission konnte die bis- 
lang auf höherer Aggregationsebene fehlenden 
Angaben aus verschiedenen Gründen ^3) nicht bzw. 
nicht mit hinreichender Genauigkeit aus den verfüg- 
baren Angaben errechnen. Dir stehen nun erstmals 
zum Berichtsjahr 1991 vergleichbare konzentrations- 
statistische Angaben für industrielle Hauptgruppen 
und für zweistellige Positionen sowohl nach der Syste- 
matik der Wirtschaftszweige als auch der Güterpro- 
duktion zur Verfügung. 

Die Gliederung des Bergbaus und des Verarbeitenden 
Gewerbes nach 35 zweistelligen Wirtschafts- bzw. 
Gütergruppen und darüber hinaus nach industriellen 


Die Gründe werden in den folgenden Abschnitten näher 
erläutert. Sie betreffen insbesondere die Berechnung aggre- 
gierter Konzentrationsraten und die Lückenhaftigkeit der 
Angaben für vierstellige Positionen. 

Die Monopolkommission dankt den Fachabteüungen IV A 
imd IV C des Statistischen Bundesamtes für die hiermit 
verbundenen Zusatzarbeiten. 


Hauptgruppen ist für wettbewerbspolitische Frage- 
stellungen letztlich zu grob. Die zweistelligen Positio- 
nen sind in verschiedenen Fällen — z. B. Chemische 
Industrie bzw. deren Erzeugnisse — sehr heterogen, 
von unterschiedlicher Größe, Besetzung imd Gewicht 
und entsprechen nicht abgegrenzten Märkten. Im 
Rahmen der empirischen Gegebenheiten bietet die 
Vergleichbarkeit der Wirtschafts- und Gütergruppen 
jedoch einen Anhaltspunkt, die unterschiedenen 
Dimensionen des horizontalen Konzentrationsprozes- 
ses zu charakterisieren und einen Rahmen für detail- 
lierte Untersuchungen zu liefern. ^5) 

260 . Die der Monopolkommission verfügbare Da- 
tenbasis zur Erfassung der Angebotskonzentration 
resultiert aus Sonderaufbereitungen der amtlichen 
Produktionsstatistik. 66) Da diese nicht an wettbe- 
werbspolitischen Fragestellungen orientiert ist, beste- 
hen unter diesem Gesichtspunkt verschiedene syste- 
matische Einschränkungen und Verzerrungen der 
empirischen Ergebnisse. Von besonderem Gewicht 
sind die Abgrenzung der Erhebungseinheitenf die 
Berücksichtigung des Außenhandels, die Definition 
der Erfassungsgrenzen, die Abgrenzung der Wirt- 
schaftsräume, die Erfassung des Konzentrationspro- 
zesses und die Marktnähe der unterschiedenen Güter- 
bereiche. Zu diesen Sachverhalten wird auf die Aus- 
führungen in Abschnitt 1 dieses Kapitels sowie im 
vorangehenden Hauptgutachten 1990/1991 6?) hinge- 
wiesen. 

Von besonderer Bedeutung ist die Berücksichtigung 
der neuen Bundesländer. Wie bereits im letzten 
Hauptgutachten berichtet, stimmen der Vorschlag der 
Monopolkommission und die Planungen des Statisti- 
schen Bundesamtes darin überein, die Ergebnisse der 
Konzentrationsstatistik über eine hinreichende An- 
zahl von Jahren für den alten und für den neuen 
Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland so- 
wohl gemeinsam als auch getrennt aufzubereiten. 


3.1.2 Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 

261 . Die Datenbasis der Monopolkommission zur 
Angebotskonzentration beruht auf Angaben des Sta- 
tistischen Bundesamtes. 

Der Monopolkommission liegen Datensätze zur 
Angebotskonzentration nach vierstelligen Güterklas- 
sen über die Periode 1977 bis 1982 für jedes Jahr und 
seitdem für jedes zweite Jahr vor. Sie sind das Ergeb- 
nis von Sonderaufbereitungen, die das Statistische 
Bundesamt für die Monopolkommission auf der 


65) Zur Abgrenzung der im folgenden verwendeten Begriffe des 
Umsatzes und des Wertes der Absatzproduktion vgl. die 
methodischen Erläuterungen in den Abschnitten 2.1.1 und 
3.1.1 dieses Kapitels. Der Wert der Absatzproduktion ist 
besser als mit dem Gesamtumsatz der Unternehmen mit 
deren Umsätzen aus eigenen Erzeugnissen und Leistungen 
vergleichbar. Zur Problematik einer nur auf den Geseimtum- 
sätzen der Unternehmen aufbauenden Konzentrationsstati- 
stik vgl. Hauptgutachten 1990/1991, a.a.O., Tz. 302ff. zur 
Konzentration fachlicher Untemehmensteile. 

66) Die Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis sind näher 
im folgenden Abschnitt 3.1.2 dieses Kapitels beschrieben. 

67) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 265. 
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Grundlage der Vierteljährlichen Produktions erhe- 
bungen^ö) unter Hinzuziehung einzelner Fachstatisti- 
ken unter konzentrationsstatistischen Gesichtspunk- 
ten durchführt. Merkmalswerte jeder Gütergruppe 
sind die Anzahl der jeweils zu verschiedenen Unter- 
nehmen gehörenden Untemehmensteile — Anbieter 
im Sinne der Monopolkommission — und der Wert 
ihrer Absatzproduktion, gegliedert nach den Anteilen 
der jeweils größten Anbieter, sowie der Herfindahl- 
Index. 

Das Statistische Bimdesamt hat auf Wimsch der 
Monopolkommission die konzentrationsstatistischen 
Ergebnisse für das Berichtsjahr 1991 zusätzlich 
getrennt für den Gebietsstand der alten Bundeslän- 
der, der neuen Bimdesländer sowie für den neuen 
gemeinsamen Gebietsstand aufbereitet. Wie erstmals 
für das Berichtsjahr 1990 wurden auch für 1991 
aggregierte Angaben auf der Ebene der fünf industri- 
ellen Hauptgruppen und der 35 zweistelligen Güter- 
gruppen übermittelt. 

Eine ausführhche Beschreibung der Datenbasis findet 
sich in den vorangehenden Hauptgutachten. ^9) 

262 . Der Statistik zur Angebotskonzentration hegen 
folgende begriffliche Abgrenzungen zugnmde. 

Behchtsperioden: Die veröffentlichten Zeitreihen zur 
Angebotskonzentration nach vierstelhgen Güter- 
klassen beginnen 1978. Der Abstand der Berichts- 
jahre entspricht seit dem Fünften Hauptgutachten 
1982/1983 der zweijährüchen Berichterstattung der 
Monopolkommission. Mit dem Berichtsjahr 1991 wer- 
den die Ergebnisse zur Angebotskonzentration auf die 
imgeraden Jahre bezogen, um eine bessere zeithche 
Vergleichbarkeit mit den Ergebnissen zur Untemeh- 
menskonzentration zu erreichen. 

Berichtskreis: Produzierende Betriebe, einschließhch 
Fertigteilbaubetriebe, des Bergbaus und des Verar- 
beitenden Gewerbes von Unternehmen, die dem 
Produzierenden Gewerbe oder anderen Wirtschafts- 
bereichen angehören. Nicht einbezogen wird die 
zweistellige Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fern- 
wärme, Wasser). 70 ) ^b 1978 wird das Produzierende 
Handwerk einbezogen. 

Erhebungseinheiten: Untemehmensteile der für kon- 
zentrationsstatistische Zwecke aufbereiteten Produk- 
tionsstatistik, deren Ergebnisse aus den Daten der 
Betriebe des Berichtskreises zusammengeführt und 
nach ihrer Produktion auf der Ebene vierstelhger 
Güterklassen der amthchen Systematik für Produk- 


ts) Statistisches Bimdesamt, Katalog der Statistiken zum 
Arbeitsgebiet der Bundesstatistik, Kapitel 6.1.2, Vierteljähr- 
liche Produktionserhebung, Mainz 1988, S. 77 f.; dass., Kata- 
log der Statistiken zum Arbeitsgebiet der Bundesstatistik, 
Kapitel 6.1.2, Vierteljährliche Produktionserhebung, Mainz 
1992, S. 76f. 

69) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a.a.O., Tz. 180 ff.; dies., Ökonomische Kriterien für die 
Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, Baden- 
Baden 1984, Tz. 154 ff.; dies., Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O.,Tz. 135 ff; dies. Hauptgutachten 1986/1987, Anla- 
genband, Tz. 3 ff.; dies., Hauptgutachten 1988/1989, a.a.O., 
Tz. 222ff.; dies., Hauptgutachten 1990/1991, a.a.O., 

Tz. 266 ff. 

’O) Im folgenden wird der Begriff des Produzierenden Gewer- 
bes in dieser engeren Abgrenzimg verwendet. 


tionsstatistiken^i) abgegrenzt werden. Für Unterneh- 
men und Betriebe gilt die Abgrenzung: 

— Unternehmen: Kleinste rechtlich selbständige Ein- 
heiten, die aus handeis- imd/oder steuerrechtli- 
chen Gründen Bücher führen \md einen Jahresab- 
schluß aufstellen müssen. Sie umfassen auch alle 
Verwaltimgs- \md Hilfsbetriebe u.ä. sowie alle 
nichtproduzier enden Teile, nicht aber Zweignie- 
derlasstmgen im Ausland imd rechtlich selbstän- 
dige Tochtergesellschaften. 

— Betriebe: Örtliche Einheiten bzw. örtlich getrennte 
Niederlassungen einschließlich der zugehörigen 
oder in der Nähe liegenden Verwaltimgs- und 
Hilfsbetriebe. Im Falle einer einzigen Niederlas- 
sung sind Betrieb und Unternehmen identisch. 

Erfassungsgrenze: Für Betriebe von Unternehmen, 
die dem Produzierenden Gewerbe zugeordnet sind, 
besteht unmittelbar keine Erfassungsgrenze. Sie ist 
mittelbar dadurch gegeben, daß die Erfassungsgrenze 
für Unternehmen allgemein 20 Beschäftigte und mehr 
beträgt. Für Betriebe von Unternehmen außerhalb des 
Produzierenden Gewerbes gilt ebenfalls die Erfas- 
sungsgrenze von allgemein 20 Beschäftigten und 
mehr. Zur besseren Erfassung der Güterproduktion in 
Bereichen, in denen der Anteil kleinerer Betriebe und 
Unternehmen relativ hoch ist, besteht eine Erfas- 
simgsgrenze bei zehn Beschäftigten. 72) 

Konzentrationsmerkmal: Wert der zum Absatz be- 
stimmten Produktion. 73) Er umfaßt real im allgemei- 
nen den verkaufsfähigen, für den Markt vorgesehe- 
nen Produktionsausstoß sowie den Eigenverbrauch. 
Der Wert berechnet sich nach dem Verkaufspreis ab 
Werk. Er umfaßt nicht die in Rechnimg gestellte 
Umsatz-(Mehrwert-) und Verbrauchsteuer sowie 
Frachtkosten und Rabatte. 

Die Unterschiede zwischen dem Wert der zum Absatz 
bestimmten Produktion bei der Messimg der Ange- 
botskonzentration und dem Gescuntumsatz bei der 
Messimg der Untemehmenskonzentration beziehen 
sich insbesondere auf folgende Sachverhalte: 

— Lagerbestandsveränderungen, 

— unterschiedliche Bewertung der Produktion, 

— im Umsatz enthaltene nichtindustrielle/nichthand- 
werkhche Dienstleistungen, 

— im Umsatz enthaltene Teile aus nicht branchenty- 
pischer Produktion sowie Umsätze aus Handels- 
ware, 

— im Umsatz enthaltene Verbrauchsteuem. 

263 . Das Statistische Bundesamt hat das Systemati- 
sche Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, 
Ausgabe 1982, revidiert und eine neue Ausgabe 1989 


’i) Statistisches Bimdesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Teil 2: Systemati- 
sches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe, Stuttgart 1989. 

’2) Vgl. hierzu die Zusammenstellung in: Statistisches Bundes- 
amt, Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Pro- 
duktion im Produzierenden Gewerbe, 1992, S. 7. 

’3) Zur Definition der zum Absatz bestimmten Produktion vgl. 
ebenda, S. 7 f. 
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mit Wirkung vom 1. Januar 1990 in Kraft gesetzt 
Vor 1982 galt eine anders auf gebaute Warensystema- 
tik, Oie damals vorgenommenen Umstellimgen 
sind im Sechsten Hauptgutachten 1984/1985^®) näher 
beschrieben. Ab 1990 unterliegen auch die Daten zur 
konzentrationsstatistischen Aufbereitung der Güter- 
produktion für die Monopolkommission der neuen 
Systematik und waren erneut umzustellen. 

Die Revision der Gütersystematik versucht dem wirt- 
schaftlichen Strukturwandel Rechnung zu tragen. Sie 
berücksichtigt einerseits stark expandierende Pro- 
duktionen, wie z. B. im Bereich der Datenverarbei- 
tung oder automatisierter Fertigungseinrichtungen, 
andererseits wurden in den amtlichen Befragungen 
Güterpositionen gestrichen, deren Bedeutung zu 
gering geworden ist. Neue Anforderungen an die 
statistische Berichterstattung, z. B. unter ökologischen 
Gesichtspunkten, wurden berücksichtigt. Die Ver- 
gleichbarkeit der Positionen des Güterverzeichnisses 
mit denen des Warenverzeichnisses für die Außen- 
handelsstatistik wurde erhöht, aber noch nicht abge- 
schlossen. Eine Ergänzung des Güterverzeichnisses 
um einen Teil für Dienstleistungen ist vorgesehen. Die 
ursprünghch beabsichtigte weitergehende Revision 
wurde zurückgestellt. 

In Hinblick auf die Schaffung des Binnenmarktes der 
Europäischen Gemeinschaften ist zukünftig eine 
gemeinsame europäische Güterklassifikation für Pro- 
duktionsstatistiken (Central Product Classification of 
the European Communities (CPC-COM)) mit hohem 
Verbindlichkeitsgrad zu berücksichtigen. Diese baut 
unmittelbar auf der CPC und dem „Harmonisierten 
System zur Bezeichnung und Codierung der Waren" 
(HS) der Vereinten Nationen auf. Die Monopolkom- 
mission hatte in ihren letzten Gutachten auf Konse- 
quenzen für die Konzentrationsberichterstattung hin- 
gewiesen. 77) 

264 . Zusammenfassend wird die Güterproduktion 
der Unternehmen und Betriebe im Produzierenden 
Gewerbe auf den obersten Aggregationsebenen nach 
der neuen wie nach der bisherigen Ausgabe der 
Gütersystematik folgendermaßen gegliedert. 

Es bestehen die Abteilungen: 

— Energie- und Wasserversorgung, 

— Bergbau, 

— Verarbeitendes Gewerbe, 

— Baugewerbe. 

Die Positionen im Bereich Bergbau und Verarbeiten- 
des Gewerbe werden — der Systematik der Statistiken 


7<) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Stuttgart 1989. 
Relevant für die Konzentrationsstatistiken der Monopol- 
kommission ist Teil 2: Systematisches Güterverzeichnis für 
Statistiken im Produzierenden Ge^verbe. 

75) Statistisches Bundesamt, Systematisches Warenverzeichnis 
für die Industriestatistik, Ausgabe 1975, Stuttgart/Mainz 
1974. 

76) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 140 ff. 

77) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 19ff.; dies., Hauptgutachten 1988/ 
1989, a.a.O., Tz. 225. 


nach Wirtschaftsbereichen entsprechend — in fünf 
industrielle Hauptgruppen zusammengefaßt: 78) 

B Bergbau, 

G Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktions güter- 
gewerbes, 

I Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden 
Gewerbes, 

V Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbes, 

N Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelge- 
werbes. 

Die Gütergruppe 70 (Fertigteilbauten im Hochbau) 
steht außerhalb dieses Schemas, wird aber mit diesem 
zusammen ausgewiesen. 

Die Gütersystematik unterscheidet im Produzieren- 
den Gewerbe vier Aggregationsebenen. Die Anzahl 
der Positionen beträgt nach der neuen Systematik: 

— 5 706 sechsstelhge Güterarten, 

— 1 017 vierstellige Güterklassen, 

— 214 dreistelhge Güterzweige, 

— 36 zweistellige Gütergruppen. 

Die Sonderaufbereitungen des Statistischen Bundes- 
amtes für die Monopolkommission — ohne Güter- 
gruppe 10 (Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser) — 
umfassen danach insgesamt: 

— 5 industrielle Hauptgruppen, 

— 35 zweistellige Gütergruppen, 

— 986 vierstellige Güterklassen. 

265 . Die gegenwärtige Umstellung der Gütersyste- 
matik 1982/1989 betrifft im Ergebnis für den von der 
Monopolkommission untersuchten Bereich des Pro- 
duzierenden Gewerbes 79) auf der untersten Gliede- 
rungsebene bezogen auf den Stand der Ausgaben von 
1982 und 1989 insgesamt 5 675 bzw. 5 674 sechsstel- 
lige Güterarten. Diese wurden vom Statistischen Bun- 
desamt zur Bildung einer gemeinsamen Schnitt- 
menge in insgesamt 7 325 Segmente zerlegt, um neue 
Güterarten zu bilden oder bestehende aufzuteilen. 

Die von der Monopolkommission untersuchten vier- 
stelligen Güterklassen wurden danach geprüft, inwie- 
weit die bisherigen Zeitreihen fortgeschriebenen wer- 
den können. Hierbei reicht es nicht aus, die Vergleich- 


78) Die amtliche Gütersystematik (GP) kennt keine Zusammen- 
fassung ihrer Positionen nach Hauptgruppen. Die hier vor- 
genommene Zuordnung orientiert sich an der Systematik 
der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die 
Statistik im Produzierenden Gewerbe (SYPRO), Arbeitsun- 
terlage 1989, Spalte 5. Die Gütergruppe 70 (Fertigteilbauten 
im Hochbau) steht außerhalb der Hauptgruppen dem Wirt- 
schaftsbereich Baugewerbe gegenüber. Zur Zuordnung im 
einzelnen vgl. z. B. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4; 
Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Produktion im Produ- 
zierenden Gewerbe, 1992, S. 14. 

79) Ohne die zweistellige Gütergruppe 10 (Elektrizität, Gas, 
Fernwärme, Wasser). 
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barkeit der einzelnen Positionen nur formal, d. h. nach 
der Anzahl und der systematischen Zuordnung der 
jeweils beteiligten Positionen bzw. Segmente zu 
betrachten. 80) Diese können quantitativ von sehr 
unterschiedlichem Gewicht sein.^i) Für die von der 
Monopolkommission im Anlagenband zum vorliegen- 
den Gutachten in Tabelle 1.6 veröffentlichten Zeitrei- 
hen der jeweils 300 größten vierstelligen Güterklas- 
sen wird danach von folgendem Ergebnis ausgegan- 
gen: 82) 


Vergleichbarkeit der 1990 300 größten Güterklassen 
nach der Gütersystematik, Ausgabe 1989 gegenüber 1982 

171 

bisherige Position identisch. 

28 

bisherige Position weitgehend vergleichbar. 

64 

bisherige Position eingeschränkt oder nicht 
vergleichbar. 

37 

neue Positionen 

300 

insgesamt 


Der große Anteil von nmd einem Drittel nicht oder nur 
eingeschränkt vergleichbarer oder neuer vierstelliger 
Güterpositionen erlaubt es nicht, ihre Ergebnisse für 
1990 allgemein mit denen der vorangehenden Jahre 
in Beziehung zu setzen. Die Umstellung der Gütersy- 
stematik vom Stand 1982 ab dem Jahr 1990 berührt 
die industriellen Hauptgruppen im gegebenen 
Zusammenhang nicht. 

266. Die der Monopolkommission zur Analyse der 
Angebotskonzentration vom Statistischen Bundesamt 
für das Berichtsjahr 1990 zur Verfügung gestellten 
Daten nach vierstelligen Güterklassen sind, wie für 
die vorangehenden Berichtsperioden, nicht vollstän- 
dig. 

Dies folgt zum einen Teil aus der Anwendung der 
statistischen Geheimhaltungsvorschriften, Ein ande- 
rer Teil der Datenlücken beruht darauf, daß verschie- 
dene Positionen nicht besetzt, die Angaben für sie 
nicht zu ermitteln oder zu vernachlässigen sind. Die 
Kommission hat sich zu diesem Aspekt bereits im 
Sechsten Hauptgutachten 1984/198583) geäußert. 


80) Vgl. zu den geänderten Positionen Statistisches Bundesamt, 
Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, 
Ausgabe 1989, Stuttgart 1989, Anhang 2. 

8q Das Statistische Bundesamt trägt diesem Sachverhalt durch 
einen quantitativen Umsteigeschlüssel von 1982 nach 1989 
in einer eigenen Veröffentlichung Rechnung: Fachserie 4, 
Produzierendes Gewerbe, Reihe S. 13, Gegenüberstellung 
der Produktion im Produzierenden Gewerbe nach den 
Systematischen Güterverzeichnissen für Produktionsstatisti- 
ken (GP) von 1989 und 1982, Tabelle: Quantitativer Umstei- 
ger GP 1982/GP 1989 sowie die Anhänge 1 und 2. 

82) Als Ergebnis einer vorläufigen formalen und quantitativen 
Gegenüberstellung der umgeschlüsselten Positionen wur- 
den vierstellige Güterklassen als weitgehend vergleichbar 
angesehen, wenn der Anteil der identischen sechsstelligen 
Positionen oder ihrer Segmente über 90 % beträgt und keine 
quantitativen Brüche in der betreffenden Zeitreihe 1990 
gegenüber 1988 prima facie erkennbar sind. Eine Kenn- 
zeichnung der vierstelligen Güterklassen nach den unter- 
schiedenen Kategorien enthält Tabelle 1. 13 im Anlagenband 
zu diesem Gutachten. 

83) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1984/1985, 
a.a.O., Tz. 142-144. 


267. Die in Tabelle 1.6 des statistischen Anlagen- 
bandes zu diesem Gutachten dargestellten Zeitreihen 
für vierstellige Güterklassen weisen in einzelnen 
Fällen Strukturbrüche auf. Die in früheren Berichtspe- 
rioden liegenden Ursachen wurden bereits in den 
vorangehenden Hauptgutachten 84) näher kommen- 
tiert. 

— 1980/1982 ist für die Gütergruppe 22 (Mineralöler- 
zeugnisse) zu berücksichtigen, daß die zum Absatz 
und die zur Weiterverarbeitung im gleichen Unter- 
nehmen bestimmte Produktion zuvor nach ande- 
ren Kriterien abgegrenzt wurde. 

— 1984/1986 beruhen Strukturbrüche auf wirtschaft- 
lichen Gründen. Eine Ausnahme bildet die Güter- 
gruppe 63 (Textilien), die wirtschafts systematisch 
neu geordnet wurde. 

— 1986/1988 fand für die Gütergruppe 28 (NE- 
Metalle und -Metallhalbzeug) sowie den Güter- 
zweig 295 (NE-Metallformguß) eine Umstellung 
der Berichtskreise der NE-Metall-Fachstatistik auf 
die allgemeine Vierteljährliche Produktionserhe- 
bung statt. 

Für die Güterklassen 2122 der Gütergruppe 21 
(Bergbauliche Erzeugnisse) sowie 2211, 2213, 
2217, 2235 imd 2255 der Gütergruppe 22 (Mineral- 
ölerzeugnisse) wurden die Berichts kreise der 
Mineralölstatistik auf die allgemeine Vierteljährli- 
che Produktionserhebung umgestellt. Wirtschaft- 
lich ist der Preisverfall auf den Märkten für Mine- 
ralölerzeugnisse sichtbar. 

— 1988/1990 folgen Strukturbrüche aus der Umstel- 
lung der Gütersystematik von Ausgabe 1982 auf 
1989. Sie betreffen nach einer ersten Prüfung 101 
der 300 größten vierstelligen Güterklassen. Ein 
über alle 986 vierstellige Gütergruppen des Produ- 
zierenden Gewerbes abschließendes Bild wird erst 
eine vollständige, formale und quantitative Prü- 
fung der insgesamt 5 674 sechsstelligen Güter- 
arten bzw. deren 7 325 umzuschlüsselnden Seg- 
mente ergeben. 


3.2 Stand der Angebotskonzentration 1991 

268. Nach dem im voranstehenden Abschnitt cha- 
rakterisierten Konzept zur Messung der Angebots- 
konzentration im Rahmen der verfügbaren Daten 
bezieht sich die folgende Darstellimg zum Stand der 
Angebotskonzentration im Berichtsjahr 1991 auf die 
Erzeugnisse der industriellen Hauptgruppen sowie 
die zweistelligen Gütergruppen im Sinne der amt- 
lichen Gütersystematik für Produktionsstatistiken 
(GP)85). Danach umfaßt der dargestellte Bereich das 
Produzierende Gewerbe ohne die Gütergruppe 10 
(Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser). 


84) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a.a.O., Tz. 165; dies., Hauptgutachten 1988/1989, a.a.O., 
Tz. 228, insbesondere Tabelle 1 in Kapitel I; dies., Hauptgut- 
achten 1990/1991, a,a.O., Tz. 272. 

85) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Teil 2: Systemati- 
sches Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe, Stuttgart 1989. 


112 





Deutscher Bundestag — 1 2. Wahlperiode DrUCksachO 12/8323 


269 . Die Konzentration des Güterangebots nach den 
fünf industriellen Hauptgruppen und 35 zweistelligen 
Gütergruppen des Bergbaus und des Verarbeitenden 
Gewerbes einschließlich der Gütergruppe 70 (Fertig- 
teilbauten im Hochbau) ist in den Tabellen 1.11 und 
1.12 bzw. in Abbildung 1.2 dargestellt. Die Ergebnisse 
für das Berichtsjahr 1991 basieren — wie dargelegt — 
auf den vom Statistischen Bundesamt übermittelten 
exakten Angaben. 

270 . Der Stand der absoluten Konzentration ist auf 
der Ebene der industriellen Hauptgruppen tenden- 
ziell unabhängig von dem jeweils gewählten Konzen- 
trationsmaß und dem jeweiligen Gebietsstand. Er ist 
für den Bergbau und den Bereich Fertigteilbauten im 
Hochbau am stärksten, im Bereich der Erzeugnisse 
des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes am 
geringsten (Tabelle 1.11 und Abbildung 1.2). 

271 . Auf der Ebene der zweistelligen Güter grup- 
pen dominieren gemessen am Herfindahl-Index^®) 
mit — bis auf eine Ausnahme — mehr als 100 Punkten 


die Gruppen (Tabelle 1.12): 

— 35 Luft- und Raumfahrzeuge 333,119 

— 21 Bergbauliche Erzeugnisse 217,333 

— 50 Datenverarbeitungsgeräte und 

- einrichtung en 185,179 

— 69 Tabakwaren 181,942 

— 22 Mineralölerzeugnisse 152,875 

— 33 Straßenfahrzeuge, 

ohne Ackerschlepper 97,755 


Eine dem Herfindahl-Index zugeordnete Maßzahl der 
ungleichen Größenverteilung der Anbieter liefert der 
ebenfalls ausgewiesene Variationskoeffizient. 

Am unteren Ende dieser Skala nach dem Wert des 
Herfindahl-Index rangieren mit einem Wert von — bis 
auf eine Ausnahme — weniger als 3,0: 

— 68 Erzeugnisse des Emährungsgewerbes 3,136 


— 38 Eisen, Blech- und Metallwaren 2,955 

— 30 Erzeugnisse der Ziehereien und 

Kaltwalzwerke und der 

Stahl Verformung 2,324 

— 54 Holzwaren 2,186 

— 58 Kunststoff erzeugnisse 2,108 

— 32 Maschinenbauerzeugnisse 1,980 


Der Vergleich des jeweiligen Werts des Herfindahl- 
Index mit den dem betreffenden Güterbereich zuge- 
ordneten Werten der Konzentrationsraten für die 
jeweils 3, 10, 25 und 50 größten Anbieter gibt näheren 
Aufschluß über deren Größenverteilung, 

272 . Neben dem Vergleich der Größenstrukturen 
der Anbieter für unterschiedliche Güterbereiche ist 
ein Vergleich der Ergebnisse nach dem Gebietsstand 
der Bundesrepublik Deutschland ohne und ein- 
schließlich der neuen Bundesländer von Interesse. 
Das Statistische Bundesamt hat diese Angaben für das 


Der Wert des Herfindahl-Index wird in diesem Gutachten 
generell mit dem Faktor 1000 multipliziert. 


Berichtsjahr 1991 parallel aufbereitet und der Mono- 
polkommission in tiefer systematischer Gliederung 
auf der Ebene der vierstelligen Güterklassen zur 
Verfügung gestellt. Für die aggregierten Ebenen der 
Erzeugnisse der industriellen Hauptgruppen und der 
zweistelligen Gütergruppen sind die Ergebnisse in 
den Tabellen 1.11 und 1.12 einander gegenüberge- 
stellt. 

Die Ergebnisse zur Angebotskonzentration zeigen, 
wie bereits die Ergebnisse zur Unternehmenskonzen- 
tration (vgl. Abschnitt 2.2), keinen erheblichen Einfluß 
der Größenstrukturen in den neuen Bundesländern 
auf den Stand der Konzentration für das gesamte 
Bundesgebiet. Eine nähere Untersuchung mit Hilfe 
der verfügbaren Produktionsanteile der für den 
betrachteten Aggregationsgrad jeweils 3, 6, 10, 25 und 
50 größten Anbieter belegt, daß die größeren Anbieter 
offenbar Unternehmen zuzuordnen sind, die ihren Sitz 
in den alten Bundesländern haben. Der Einfluß auf 
den absoluten Konzentrations grad ist daher gering. 
Da sich jedoch insgesamt die Anzahl — kleinerer — 
Anbieter erhöht hat, sinkt der absolute Konzentra- 
tionsgrad tendenziell, während der relative Konzen- 
trationsgrad entsprechend steigt. 

273 . Die Monopolkommission verfolgt seit dem letz- 
ten Hauptgutachten mit besonderem Interesse, die 
Möglichkeiten, den Stand und die Entwicklung der 
Unternehmenskonzentration mit der der Angebots- 
konzentration zu vergleichen. 

Die Abgrenzimg der 35 zweistelligen Gütergruppen 
entspricht weitgehend der Abgrenzung der zweistel- 
ligen Wirtschaftsgruppen der SYPRO-Klassifika- 
tion.ö7). Eine Ausnahme bildet die Wirtschaftsgruppe 
65 (Reparatur von Gebrauchsgütern [ohne elektrische 
Geräte für den Haushalt]), der keine Güter gruppe 
entspricht, während der Gütergruppe 70 (Fertigteil- 
bauten im Hochbau) keine einzelne Wirtschafts- 
gruppe zugeordnet ist. Das Baugewerbe umfaßt mit 
sechs Wirtschaftsgruppen die Gesamtheit der dorti- 
gen Tätigkeiten. Danach können 34 Wirtschafts- und 
Gütergruppen unmittelbar einander gegenüberge- 
stellt werden. Die Gütersystematik kennt keine 
Zusammenfassung ihrer Positionen nach industriellen 
Hauptgruppen wie die Systematik der Wirtschafts- 
zweige. Diese Zusammenfassungen wurden daher für 
die Gütergruppen entsprechend übernommen. ®®) 

Die Ergebnisse des Vergleichs für das Berichtsjahr 
1991 sind sowohl für das alte als auch für das neue 
Bundesgebiet unmittelbar den Tabellen 1.2 bzw. 1.3 und 
1.5 sowie 1.11 und 1.12 zu gewinnen. Für die Ebene der 
industriellen Hauptgruppen liefert Abbildung 1.2 eine 
Zusammenstellung der Ergebnisse. Die entsprechen- 
den Ergebnisse für die vergleichbaren zweistelligen 
Wirtschafts- bzw. Gütergruppen enthält Abbildung 
1.4. Danach zeigt sich deutlich, daß der Diversifizie- 
rungsprozeß der Unternehmen deutlich auch über die 
Grenzen der industriellen Hauptgruppen hinausgeht. 


8^) Vgl. Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschafts- 
zweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 
1980. 

88) Zur Zuordnung im einzelnen vgl. z. B. Statistisches Bundes- 
amt, Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe, Reihe 3.1: Pro- 
duktion im Produzierenden Gewerbe, 1992, S. 14. 
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Tabelle 1.11 

Konzentration der Anbieter nach den Güterbereichen der industriellen Hauptgruppen i) 1991 

Anzahl der Anbieter^), Wert der Absatzproduktion ^1, Konzentrationsgrad 4) 
und Anteile der größten Anbieter am Wert der Absatzproduktion 

— Deutschland ohne und einschließlich neue Bundesländer — 6) 


Nr. 

Bezeichnung 

An- 
bieter 7) 

Umsatz 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . größten Anbieter 

Herfin- 

dahl- 

Index 

Varia- 

tionsko- 

effizient 

3 

6 

10 

25 

50 

Anzahl 

Mrd. DM 

X 1000 

X 100 

Prozent 

a 

b 

c 


e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

1 

Bergbauliche Erzeugnisse 


1 

Altes Bundesgebiet 


23,146 

217,333 

4,36 

63,28 

78,44 

90,07 

97,41 

99,36 


2 

Neues Bundesgebiet 

■b 





• 


• 

• 

2 

Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes 


1 

Altes Bundesgebiet 

7 744 

345,846 

7,995 

7,80 


B 

22,43 

m 

42,62 


2 

Neues Bundesgebiet 

8 868 

365,397 

7,231 

7,95 


B 

21,23 

BQ 

40,67 

3 

Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes 


1 

Altes Bundesgebiet 

18 135 

732,219 

11,197 

B 



27,77 

33,53 

38,01 


2 

Neues Bundesgebiet 

20 693 

760,781 

10,378 

B 

BB 

21,65 

26,72 

32,27 

36,58 

H 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes 

1 

1 

Altes Bundesgebiet 

12 771 

241,250 

B 


1,77 


4,42 

7,99 

M 

■ 

2 

Neues Bundesgebiet 

14 730 

250,104 



B 

2,82 

1,71 

2,89 

4,26 

7,71 


— 

5 

Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelgewerbes 


1 

Altes Bundesgebiet 

B 

162,827 

3,225 

3,46 

5,34 

8,72 

12,43 

20,71 

30,03 


2 

Neues Bundesgebiet 


• 

• 




• 

• 

♦ 

6 

Fertigteilbau im Hochbau 


1 

Altes Bundesgebiet 

B 

2,729 

21,029 

B 

m 

25,64 

34,54 

58,93 

79,21 


2 

Neues Bundesgebiet 

B 

2,802 

20,113 

B 


24,97 

33,64 

57,40 

77,77 

7 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 


1 

Altes Bundesgebiet 

39 597 

1508,017 

3,210 

11,23 

7,28 

11,11 

14,69 

20,57 

25,04 


2 

Neues Bundesgebiet 

45 290 

1584,367 

2,921 

11,46 

6,93 

10,57 

13,98 

19,58 

23,93 


1) Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Teil 2: Systematisches 
Güterverzeichnis für Statistiken ün Produzierenden Gewerbe, Stuttgart 1989. 

2) Ergebnisse der Vierteljährlichen Produktionserhebung bei Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr. 

Als Anbieter gelten Unternehmen oder Teile von Unternehmen, die Güter der betreffenden Art herstellen, unabhängig davon, in 
welchem Wirtschaftsbereich das betreffende Unternehmen nach dem gesamten Umsatz seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt hat. 

3) Wert der zum Absatz bestimmten Produktion nach den Verkaufspreisen ab Werk einschließlich Eigenverbrauch und Kosten der 
Verpackung, ohne Umsatz-(Mehrwert-) und Verbrauchsteuer sowie Frachtkosten und Rabatte. 

Der Variationskoeffizient (V) berechnet sich aus dem Herfindahl-Index (H) und der Anzahl der Unternehmen nach 
V2 = (H*n-l). 

5) Die Bezugsgröße der Anteilswerte ist der jeweilige Wert der Absatzproduktion für Güter der betreffenden Art von Unternehmen 
in allen Wirtschaftsbereichen. 

®) Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) vor und nach dem Gebietsstand vom 3. Oktober 1990. Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

2) Da diversifizierende Unternehmen in mehreren Märkten als Anbieter auf treten, ist die Summe der Anbieter auf der Ebene der 
industriellen Hauptgruppen größer als die Anzahl der Anbieter auf der Ebene des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 
insgesamt. 

Zeichenerklärung: 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. FV A, Sonderaufbereihmgen für die Monopolkonunission vom 6. Mai 1994. 
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Tabelle 1.12 


Konzentration der Anbieter nach zweistelligen Gütergnippen^) 1991 

Anzahl der Anbieter^), Wert der Absatzproduktion 3), Konzentrationsgrad 
und Anteile der größten Anbieter am Wert der Absatzproduktion^) 

— Deutschland ohne und einschließlich neue Bundesländer — 6) 



An- 

bieter’) 

Umsatz 

Konzentrationsgrad 

Herfin- 

dahl- 

Index 

Varia- 

tionsko- 

effizient 

Anzahl 

Mrd. DM 

X 1000 

X 100 

c 


e 

f 



21 Bergbauliche Erzeugnisse 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 



23,146 

217,333 

4,36 

63,28 

78,44 

90,07 

97,41 

99,36 





22 Mineralölerzeugnisse 


83 21,461 152,875 3,42 
103 24,589 120,907 3,38 


24 Spalt” und Brutstoffe 


100,00 

100,00 


25 Steine und Erden, Asbestwaren, Schleifmittel 


2 215 34,270 3,362 2,54 
2 559 36,575 3,002 2,58 


81,82 

87,57 

96,82 

99,49 

72,45 

84,22 

95,81 

99,19 





3,44 

21,11 

28,90 

2,60 

19,78 

27,08 


27 Eisen und Stahl (Erzeugnisse der Eisen schaffenden und Ferrolegierungs-Industrie) 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 



69,507 

61,354 



,78 

71,32 

89 , 

,11 

66,54 

85 , 



28 NE-Metalle und -Metallhalbzeug (einschl. Edelmetallen und deren Halbzeug) 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 


1 Altes Bundesgebiet 

2 Neues Bundesgebiet 


259 22,353 26,656 2,43 
291 23,677 24,394 2,47 


29 Gießereierzeugnisse 


13,424 

14,204 




9,72 

32,64 

42,99 

65,64 

80,47 

8,62 

30,82 

40,58 

63,08 

78,70 




30 Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 


Altes Bundesgebiet 


4 

35,087 

Neues Bundesgebiet 


3 

35,958 



7,39 

26,19 

6,97 

25,56 


31 Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge 


Altes Bundesgebiet 

1 962 

31,186 

Neues Bundesgebiet 

2 495 

36,816 



3,23 

8,28 

3,52 

7.41 



9,05 

29,4 

7,71 

29,6 



32 Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Ackerschleppern) 


1 Altes Bundesgebiet 6 755 188,646 

2 Neues Bundesgebiet 7 959 198,990 



3,52 

4,41 

7,17 

9,75 

3,65 

4,18 

6,80 

9,24 
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noch Tabelle 1.12 







Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . größten Anbieter 

Nr. 


Bezeichnung 

An- 

bieter’) 

Umsatz 

Herfin- 

dahl- 

Index 

Varia- 

tionsko- 

effizient 

3 

6 

10 

25 

50 




Anzahl 

Mrd. DM 

X 1000 

X 100 

Prozent 

a 

b 

c 


e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

11 

33 StraBenfahrzeuge (ohne Ackerschlepper) 


1 

Altes Bundesgebiet 


223,379 

97,755 

IB 

47,09 

68,11 

74,67 

80,63 

85,37 


2 

Neues Bundesgebiet 

2 691 

225,495 

95,931 

Hg 

46,65 

67,47 

73,97 

79,88 

84,57 

12 

34 Wasserfahrzeuge 


1 

Altes Bundesgebiet 

120 

5,114 

59,063 

2,47 

32,33 

50,37 

67,74 

88,38 

95,89 


2 

Neues Bundesgebiet 



45,890 

2,52 

26,04 

42,08 

59,18 

84,80 

94,29 

13 




35 Luft- 

und Raumfahrzeuge 






1 

Altes Bundesgebiet 

■a 


333,119 

4,72 

81,93 

88,20 

91,88 

97,13 

99,44 


2 

Neues Bundesgebiet 

■1 


331,211 

4,85 

81,69 

87,94 

91,62 

96,89 

99,34 

14 



36 

Elektrotechnische Erzeugnisse 






1 

Altes Bundesgebiet 

3 625 

156,963 


9,91 

22,28 

27,10 

6B 

40,46 

48,01 


2 

Neues Bundesgebiet 

4 346 

163,651 


10,41 

21,37 

25,99 

Hl 

38,81 

46,05 

15 

37 Feinmechanische und optische Erzeugnisse 


1 

Altes Bundesgebiet 

Mi 

BB 

7,154 


9,66 

M 

m 

32,06 



2 

Neues Bundesgebiet 

Bi 

H 

6,911 


9,46 

M 


31,40 


16 



38 

Eisen-, Blech- imd Metallwaren 






1 

Altes Bundesgebiet 


59,568 


2,88 

6,11 


11,74 

6B 



2 

Neues Bundesgebiet 


60,858 


3,13 

5,98 

8,88 

11,49 

B 


17 

39 Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, Schmuck, belichtete Filme, Füllhalter u. ä. 


1 

Altes Bundesgebiet 

722 

8,760 

7,233 


8,05 

M 

n 

34,00 

46,90 


2 

Neues Bundesgebiet 

845 

9,017 

6,845 


7,82 


6B 

33,03 

45,57 

18 

40 Chemische Erzeugnisse 

. 

1 

Altes Bundesgebiet 

169 

158,929 

27,448 

6,42 

26,09 

33,72 

39,08 

50,79 

59,88 


2 

Neues Bundesgebiet 


166,108 

25,208 

6,68 

24,96 

32,26 

37,39 

48,60 

57,64 

19 

50 Büromaschinen; Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen 


1 

Altes Bundesgebiet 

Mi 

BB 

185,179 

7,00 

64,54 

73,16 


88,19 

93,11 


2 

Neues Bundesgebiet 

■6 

IB 

178,869 

7,22 

63.43 

71,89 


86,77 

92,25 

20 

51 Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Altes Bundesgebiet 

178 


52,125 

2,88 

30,63 

40,93 

49,53 

70,12 

85,82 


2 

Neues Bundesgebiet 

247 


45,557 

3,20 

28,52 

38,11 

46,11 

65,66 

81,61 

21 

52 Glas und Glaswaren 


1 

Altes Bundesgebiet 

346 

12,090 

30,790 

3,11 

24,70 

35,88 

m 

64,94 

M 


2 

Neues Bundesgebiet 

427 

12,844 

27,450 

3,27 

23,25 

33, n 

6D 

61,14 

B 
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noch Tabelle 1.12 



An- 

bieter^) 

Umsatz 

Konzentrationsgrad 

Herfin- 

dahl- 

Index 

Varia- 

tionsko- 

effizient 

Anzahl 

Mrd. DM 

X 1000 

X 100 

c 


e 

f 



Schnitz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 





10,465 

10,825 



,49 17,71 
,11 17,12 



54 Holzwaren 



2 697 39,179 

3 367 41,040 


55 Holzstoff, Zellstoff, Papier und Pappe 


6,15 

9,05 

5,87 

8,64 




38,087 

35,079 



25,69 40,00 50,97 70, 

24,59 38,29 48,79 67, 



1 

56 Papier> und Pappewaren 

1 Altes Bundesgebiet 

1051 26,999 10,416 3,15 12,30 

17,34 

23,16 

37,19 

48,92 

2 Neues Bundesgebiet 

1 229 27,562 10,004 3,36 12,05 

16,99 

22,69 

36,43 

47,92 

57 Druckerzeugnisse, Vervielfältigungen 

1 1 


1 1 



Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


2 258 34,404 
2 391 35,625 


I 


,628 

3, 

,369 

3, 



6,57 

23,69 

6,00 

22,88 





58 Kunststofferzeugnisse 


56,960 
57,807 

59 Gummiwaren 


319 14,549 48,004 
375 14,999 45,295 



im 


30,46 

42,56 

29,55 

41,29 



Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 


Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 





45.536 

38.536 


62 Lederwaren und Schuhe 




5,156 12, 

5,581 10, 



63 Textilien 


311 34,985 

579 36,687 



8,85 

25,25 

42,88 

58,01 

7,41 

23,33 

39,61 

53,96 


4,95 8,5 

4,72 8,1 



64 Bekleidung und konfektionierte Textilien 


1 883 16,683 3,696 2,44 

2 162 17,411 3,417 2,53 



2,60 

22,58 

2,07 

21,63 



Altes Bundesgebiet 
Neues Bundesgebiet 
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noch Tabelle 1.12 


Nr. 

Bezeichnung 

An- 

bieter^) 

Umsatz 

Konzentrationsgrad 

Anteil der jeweils . . . größten Anbieter 

Herfin- 

dahl- 

Index 

Varia- 

tionsko- 

effizient 

3 

6 

10 

25 

50 

Anzahl 

Mrd. DM 

X 1000 

X 100 

Prozent 

a 

b 

c 


e 

f 

g 

h 

i 

j 

k 

33 

68 Erzeugnisse des Emährungsgewerbes 


1 

Altes Bimdes gebiet 


155,563 

3,136 

3,39 

5,45 

8,91 

12,22 

n 

28,63 


2 

Neues Bundesgebiet 

WM 

167,495 

2,727 

3,50 

5,06 

8,27 

11,35 

B 

26,59 

34 




69 

Tabakwaren 







1 

Altes Bimdesgebiet 

33 

7,264 

181,942 

2,24 

63,69 

92,83 

96,89 

99,91 



2 

Neues Bundesgebiet 

41 

• 





• 



35 

70 Fertigteilbauten im Hochbau 


1 

Altes Bimdesgebiet 

■1 

2,729 

21,029 

lü 

m 

25,64 

34,54 

58,93 

79,21 


2 

Neues Bundesgebiet 

■1 

2,802 

20,113 

Hl 

wm 

24,97 

33,64 

57,40 

77,77 

36 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 


1 

Altes Bundesgebiet 

39 597 

1508,017 

3,210 

11,23 

7,28 

11,11 

14,69 

20,57 

25,04 


2 

Neues Bundesgebiet 

45 290 

1584,367 

2,921 

11,46 

6,93 

10,57 

13,98 

19,58 

23,93 


Statistisches Bundesamt, Systematisches Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Teil 2: Systematisches 
Güterverzeichnis für Statistiken im Produzierenden Gewerbe, Stuttgart 1989. 

2) Ergebnisse der Vierteljährlichen Produktionserhebimg bei Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr. 

Als Anbieter gelten Unternehmen oder Teile von Unternehmen, die Güter der betreffenden Art herstellen, imabhängig davon, in 
welchem Wirtschaftsbereich das betreffende Unternehmen nach dem gesamten Umsatz seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt hat. 
2) Wert der zum Absatz bestimmten Produktion nach den Verkaufspreisen ab Werk einschließlich Eigenverbrauch und Kosten der 
Verpackung, ohne Umsatz-(Mehrwert-) und Verbrauchsteuer sowie Frachtkosten und Rabatte. 

Der Variationskoeffizient (V) berechnet sich aus dem Herfindahl-Index (H) und der Anzahl der Unternehmen nach der Formel 
V2=(H*n-l). 

5) Die Bezugsgröße der Anteilswerte ist der jeweilige Wert der Absatzproduktion für Güter der betreffenden Art von Unternehmen 
in allen Wirtschaftsbereichen. 

6) Bimdesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) vor und nach dem Gebietsstand vom 3. Oktober 1990. Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

7) Da diversifizierende Unternehmen in mehreren Märkten als Anbieter auftreten, ist die Summe der Anbieter auf der Ebene der 
industriellen Hauptgruppen größer als die Anzahl der Anbieter auf der Ebene des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 
insgesamt. 

Zeichenerklärung: 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bimdesamt, Abt. IV A, Sonderaufbereitimgen für die Monopolkommission vom 6. Mai 1994. 


Im anderen Falle dürften die jeweiligen Konzentra- 
tionsgrade nicht differieren. Die Monopolkommission 
hatte früher vermutet, daß die charakteristische 
Grenze auf der Ebene zweistelliger Wirtschaftsgrup- 
pen zu ziehen ist. Weiterhin zeigt sich eine ausge- 
prägte Tendenz für die Wirkungen dieses Prozesses 
auf den Konzentrationsgrad. Mit Ausnahme des Berg- 
baus ist der Konzentrationsgrad in den übrigen 
betrachteten Bereichen infolge der Diversifizierung 
der Unternehmen bei einer funktionalen Zuordnung 
der Untemehmensteile geringer als bei einer aus- 
schließlich institutioneilen Zuordnimg der Unterneh- 
men. Dieses Ergebnis kann durch eine Analyse der 
weitgehend vergleichbaren zweistelligen Positionen 
für Wirtschafts- bzw. Gütergruppen vertieft werden. 
Die Monopolkommission hat eine entsprechende 
Untersuchung im letzen Hauptgutachten durchge- 


führt. Danach zeigte sich wie bereits für das voran- 
gehende Berichtsjahr 1989 auch für 1991 ein differen- 
zierteres, tendenziell aber übereinstimmendes Bild. 

274 . Die Diversifikation der Unternehmen wirkt auf 
die Konzentration des Güterangebots und damit mit- 
telbar auf den aktuellen Wettbewerb in den Wirt- 
schafts- bzw. Gütergruppen nicht immer in die gleiche 
Richtung, In einigen Bereichen ist der Konzentrations- 
grad bezogen auf das Güterangebot deutlich höher 
als bezogen auf den Umsatz der Unternehmen imd 
umgekehrt. Diesem Ergebnis können zwei wettbe- 
werbspolitisch relevante Sachverhalte zugrunde lie- 
gen: 


89) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O,, Tz. 288-295 mit Abbildimgen 11-14. 
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Abbildung 1.4 


Konzentration der Unternehmen und Konzentration der Anbieter 
nach zweisteliigen Wirtschafts- bzw. Gütergruppen im Bergbau 
und im Verarbeitenden Gewerbe, Vergleich der Konzentrationsraten CRio 1991 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 
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Wlitschafts* bzw. OOtargruppon dar SYPRO* bzw. OP-Ktassffikation 



1) Ohne die Wirtschaf tsgnippen 24 und 65 sowie die Gütergruppe 70, für die keine vergleichbaren Ergebnisse vorliegen. 
Schätzwerte der Monopolkonunission für die Wirtschaftsgruppen 30, 35 und 39. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. IV A, IV C, Sonderaufbereitimgen für die Monopolkonunission vom 6. Mai 1994 bzw. vom 
28. Aprü 1994. 


— Treten in einem Bereich gegenüber den bestehen- 
den Unternehmen zusätzliche Anbieter auf, sinkt 
der absolute Konzentrationsgrad ceteris paribus im 
entsprechenden Verhältnis, d. h. wenn sich hier- 
durch die relative Größenverteilung der Unterneh- 
men nicht ändert. Je nachdem, ob unter den 
zusätzlichen Anbietern kleinere oder größere 
dominieren, wird die zimächst bewirkte Senkung 
des Konzentrationsgrades verstärkt, kompensiert 
oder sogar überkompensiert. 

— Auch imabhängig davon, ob zusätzliche Anbieter 
in einer Wirtschafts- bzw. Gütergruppe auftreten, 
kann der Konzentrationsgrad zwischen Wirt- 
schaftsgruppen und Gütergruppen differieren. Die 
Unternehmen werden in den Statistiken nach 
Wirtschaftszweigen mit ihren gesamten Umsätzen 
schwerpunktmäßig einem Wirtschaftsbereich zu- 
geordnet. Aus diesem Grund enthält der Umsatz 
Teile, die für den betreffenden Bereich nicht 
typisch, d. h. in diesem Sinne branchenfremd sind. 
Werden diversifizierende Unternehmen als Anbie- 
ter von Gütern erfaßt, welche für den betreffenden 
Wirtschaftsbereich typisch sind, so fallen die bran- 
chenfremden Teile der Umsätze weg. Die Größen- 
strukturen der Unternehmen ändern sich: Je nach- 


dem, ob größere oder kleinere Unternehmen stär- 
ker diversifizieren, wird der Konzentrationsgrad 
ceteris paribus geringer oder höher sein als ohne 
Berücksichtigung dieses Sachverhalts. 

Um eine Fehlinterpretation der Ergebnisse zu vermei- 
den, wird — über die einleitend in Abschnitt 1 heraus- 
gestellten systematischen Unterschiede beider stati- 
stischer Basen hinaus — auf folgendes hingewiesen: 

— Die Statistik nach Wirtschaftsbereichen erfaßt in 
ihren Jahreserhebungen die meldepflichtigen Un- 
ternehmen bezogen auf einen Stichtag. In den 
Vierteljährlichen Produktionserhebungen werden 
die Betriebe zu den betreffenden Zeitpunkten 
befragt, d. h. z. B. daß während des Jahres aus- 
scheidende Anbieter in der Gesamtzahl enthalten 
sind. 

— Zur Anzahl der Unternehmen rechnen nur diejeni- 
gen, die im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe ihren wirtschafthehen Schwerpunkt ha- 
ben. Die in diesem Bereich erfaßten Anbieter 
können jedoch auch zu Unternehmen gehören, 
deren Schwerpunkt außerhalb dieses Bereichs 
liegt. 
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— Im Bereich Bergbau imd Verarbeitendes Gewerbe 
ist nicht das Baugewerbe enthalten. Die Gütersta- 
tistik enthält dagegen die Gruppe 70 (Fertigteil- 
bauten im Hochbau). Die Güterstatistik enthält 
nicht die Wirts chafts gruppe 65 (Reparatur von 
Gebrauchsgütem [ohne elektrische Geräte für den 
Haushalt]). 


3.3 Entwicklung der Angebotskonzentration 
1978 bis 1991 

275. Ebenso wie die Messimg der Konzentration der 
Unternehmen nach Wirtschaftsbereichen, ist die zeit- 
liche Entwicklung der Angebotskonzentration nach 
Güterbereichen von besonderem wirtschaftspoliti- 
schem Interesse. Aus statistisch-methodischen Grün- 
den wird erwartet, daß die zahlreichen systemati- 
schen Verzerrungen, denen die Messung des Standes 
der Konzentration aufgrund der nur eingeschränkt 
adäquaten amtlichen Daten imterliegt, den Trend der 
Entwicklung der Konzentration in geringerem Maße 
beeinflussen. Dies gilt allerdings — wie bereits zur 
Messung der Untemehmenskonzentration gesagt — 
nur unter der Voraussetzung, daß sich die die Mes- 
simg störenden Einflußfaktoren im Beobachtungszeit- 
raum nicht, zumindest nicht systematisch ändern. ^O) 

276. Zum jeweiligen Stand der Konzentration des 
Güter angebots, d. h. der Konzentration der Teile von 
Unternehmen bzw, der Betriebe, die an der Produk- 
tion bestimmter Güter beteiligt sind, liegen der Mono- 
polkommission seit dem Berichtsjahr 1977 zunächst 
jährliche imd ab 1982 zweijährliche Ergebnisse vor. 
Sie resultieren aus den Vierteljährlichen Produktions- 
erhebungen^i) des Statistischen Bundesamtes bei 
produzierenden Betrieben des Bergbaus imd des 
Verarbeitenden Gewerbes. Die Ergebnisse werden 
für die Monopolkommission konzentrationsstatistisch 
nach vierstelligen Positionen der amtlichen Gütersy- 
stematik regelmäßig aufbereitet. Die Monopolkom- 
mission ^2) schreibt diese Statistik für die insgesamt 
rund 1 000 vierstelligen Güterklassen fort und veröf- 
fentlicht seit ihrem Vierten Hauptgutachten 1980/ 
1981 eine Auswahl der nach dem Wert der Absatzpro- 
duktion 300 größten Güterklassen in den statistischen 
Anlagen zu den Hauptgutachten. Sie umfassen rund 
80 bis 90% des Werts der Absatzproduktion aller 
Erzeugnisse des Bergbaus und des Verarbeitenden 


90) So dürfte z. B, die wenig marktnahe Abgrenzung der einzel- 
nen Güterpositionen den Trend der Angebotskonzentration 
weniger stark beeinflussen als die Vernachlässigung des 
Außenhandels. 

91) Zur Methodik imd zum Verfahren der amtlichen Produkti- 
onsstatistik vgl. Statistisches Bundesamt, Das Arbeitsgebiet 
der Bundesstatistik 1988, Stuttgart/Mainz 1988, S. 112 ff. 
sowie Katalog der Statistiken zum Arbeitsgebiet der Bundes- 
statistik, S. 73 ff. Die vorliegende Ausgabe von 1988 ist 
teilweise überholt, eine neue Ausgabe zum Stand von 1992 
ist in Vorbereitung; dass., Systematisches Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, Ausgabe 1989, Stuttgart 1989, 
Anhang 4. 

92) Die Aufbereitungsmethoden der Monopolkommission zu 
den amtlichen Ergebnissen der Produktionsstatistik sind im 
Hauptgutachten 1986/1987, a. a. O., Anlagenband, Tz. 3-26 
näher beschrieben. 


Gewerbes. Die Daten der nicht veröffentlichten 
Güterklassen können bei der Monopolkommission 
eingesehen werden. 

277. Die der Monopolkommission seit 1977 zu vier- 
stelligen Güterklassen vorliegenden konzentrations- 
statistischen Ergebnisse bilden Zeitreihen bis zum 
zuletzt aufbereiteten Berichtsjahr 1991. Sie sind im 
statistischen Anlagenband zum vorliegenden Zehn- 
ten Hauptgutachten, Tabelle 1.6, wiedergegeben. Die 
Zeitreihen liefern der Monopolkommission die Daten- 
basis zur Darstellung und Analyse der Entwicklung 
der Angebotskonzentration nach vierstelligen Güter- 
klassen und den hieraus abgeleiteten höheren Aggre- 
gationsebenen. 

Für das vorliegende Hauptgutachten wurden die 
Berichtsjahre zur Angebotskonzentration auf unge- 
rade Jahre umgestellt. Damit wird die zeitliche Ver- 
gleichbarkeit zu den Angaben der Statistik nach 
Wirtschaftszweigen her gestellt, der allerdings ein 
Jahr Verlust an Aktualität gegenübersteht. Infolge der 
zeitlichen Umstellung besteht zum vorliegenden 
Berichtsjahr 1991 gegenüber dem vorangehenden 
lediglich eine Differenz von einem Jahr. Die Verände- 
rungen der einzelnen Konzentrationsgrade sind ent- 
sprechend gering und sollen daher an dieser Stelle 
nicht näher analysiert werden. 

278. Auf der Ebene der Erzeugnisse der industriel- 
len Hauptgruppen lassen sich die der Monopolkom- 
mission vorliegenden Ergebnisse nach vierstelligen 
Güterklassen für das frühere Bundesgebiet wie folgt 
aggregieren. Aus Gründen der Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse zur Unternehmens- und zur Angebotskon- 
zentration beziehen sich die Angaben auf die Konzen- 
trationsrate der jeweils zehn größten Anbieter: 



Industrielle Hauptgmppe 

1990 

1991 

B 

Bergbau 

85,6 

90,1 

G 

Grundstoff- und Produktions- 
gütergewerbe 

23,3 

22,4 

I 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe 

27,5 

27,8 

V 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe 

4,7 

4,4 

N 

Nahrungsmittel und Genußmittel- 
gewerbe 

12,6 

12,4 

Bergbau und Verarbeitendes 

Gewerbe insgesamt 

14,8 

14,7 


Eine längerfristige Darstellung der Angebotskonzen- 
tration auf der Ebene der Erzeugnisse der industriel- 
len Hauptgruppen oder der zweistelligen Gütergrup- 
pen ist gegenwärtig noch nicht möglich, weil die 
entsprechenden Aggregationen vom Statistischen 
Bundesamt erstmals für das Berichtsjahr 1990 durch- 
geführt worden sind. 
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KAPITEL II 

Stand und Entwicklung der Unternehmens- und Konzernkonzentration im Handel 


1. Konzeptionelle und methodische Grundlagen 

279. Die Monopolkominission hat ihr Interesse, die 
Konzentrationsberichterstattung über das Produzie- 
rende Gewerbe hinaus auf andere volkswirtschaftli- 
che Sektoren zu erweitern, zunächst auf den Handel 
gerichtet. Zu diesem Sektor besteht ein detailliertes 
imd umfassendes amtliches monatliches, jährliches 
imd mehrjährliches Berichtssystem auf Unterneh- 
mensebene. Eine konzentrationsstatistische Aufbe- 
reitimg ist von besonderem wirtschaftspolitischem 
Interesse 1). Die Monopolkommission hat sich für eine 
regelmäßige Auswertimg der Jahreserhebungen 2) in 
allen Bereichen des Handels — dem Einzelhandel, 
dem Großhandel, der Handelsvennittlimg sowie dem 
Gastgewerbe — entschieden. 

280- Durch die Auswertung der amtlichen Erhebim- 
gen soll eine Lücke der handelsstatistischen Datenba- 
sis geschlossen werden. Die aus verschiedenen ver- 
fügbaren Quellen gewonnenen Ergebnisse sind teils 
unterschiedlich, teils widersprüchlich 3). Es handelt 
sich insbesondere um Auswertungen der Gewerbean- 
\md -abmeldimgen bei den Gewerbemeldeämtem, 
der Mitgliederstatistiken der Industrie- und Handels- 
kammern und der Berufsgenossenschaften, der Stati- 
stik der Bimdesanstalt für Arbeit über Unternehmen 
und Betriebe mit sozialversicherungspflichtigen Be- 
schäftigten imd schutzwürdigen Personengruppen 
(Schwerbehinderte), der Umsatzsteuerstatistik imd 
der Ergebnisse der Handels- und Gaststättenzählun- 
gen des Statistischen Bundesamtes. 

Die den verschiedenen handelsstatistischen Quellen 
zugrundeliegenden unterschiedlichen Zwecksetzim- 
gen, Berichtskreise, Erhebungseinheiten, -perioden 
und -merkmale, die unterschiedlichen Erhebungs- 
und Auswertungsprogramme, Grade der Zuverlässig- 
keit, Vollständigkeit und Aktualität der Angaben, die 
unterschiedliche Zugänglichkeit der Daten und Mög- 
lichkeiten ihrer Verknüpfung führen dazu, daß über 
Stand und Entwicklung der wirtschaftlichen Konzen- 
tration im Handel keine gesicherten empirischen 
Ergebnisse bestehen. Das gleiche gilt für die Ursachen 
und Wirkungen der Konzentration, das Gründungs-, 
Marktzutritts-, Marktaustrittsgeschehen oder die 
Konzemstrukturen. Eine zusätzliche Beschränkung 
der handelsstatistischen Quellen liegt — von speziel- 


h Vgl. Monopolkommission, Marktstruktur und Wettbewerb 
im Handel, Sondergutachten 23, Baden-Baden 1994 sowie 
jeweils die Abschnitte zur Fusionskontrolle im Handel in 
Kapitel IV der beiden letzten Hauptgutachten der Monopol- 
kommission. 

2) Die Bezeichnung „Jahreserhebungen im Handel" schließt 
die für die Unterabteilung 42 (Handelsvermittlung) ab 1984 
durchgeführten zweijährUchen Erhebimgen ein. 

3) Vgl. hierzu verschiedene Untersuchungen des Instituts für 
Mittelstandsforschung, Bonn. 


len Untersuchungen abgesehen — darin, daß sich die 
Analyse von Größenstrukturen auf die Ebene von 
Unternehmen, Betrieben, Steuerpflichtigen, Firmen- 
inhabem und dergleichen beschränkt. Die wettbe- 
werblich relevanten wirtschaftlichen Entscheidimgs- 
einheiten, insbesondere infolge der Kapitalverflech- 
tung von Unternehmen, werden nicht erfaßt. Das 
körperschaft- und umsatzsteuerliche Institut der 
Organschaft reicht unter diesem Gesichtspunkt nicht 
aus. Eine Verbesserung der Datenlage eröffnet die 
systematische Auswertung von handelsregisterlichen 
Eintragungen, die nach dem am 1. Januar 1986 in 
Kraft getretenen Bilanzrichtliniengesetz stark erwei- 
tert wurden 

281. Die Monopolkommission hatte im Jahr 1987 in 
Zusammenarbeit mit der für den Handel zuständigen 
Fachabteilung des Statistischen Bundesamtes (Abt. V, 
Handel und Verkehr) , den statistischen Landesämtern 
und mit Unterstützung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft ein Konzept für die konzentrationsstatisti- 
sche Aufbereitung der jährlichen bzw. zweijährlichen 
Erhebungen im Handel entwickelt. Die Statistischen 
Landesämter haben ihre Zustimmung erklärt, die für 
die Durchführung der Analyse unerläßlichen und in 
ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Untemeh- 
mensangaben bereitzustellen 5). 

Die Analyse sollte sowohl auf Konzern- als auch auf 
Untemehmensebene durchgeführt werden. Durch die 
Zusammenführung der ermittelten Untemehmensda- 
ten zu Konzemergebnissen sollten bestehende Infor- 
mationslücken geschlossen und eine zusätzliche 
Dimension des empirischen Befunds gewonnen wer- 
den. Die Kommission wollte damit an eine Auswer- 
tungsmethode anknüpfen, die sie bereits bei der 
Analyse der hundert größten Unternehmen und 
Unternehmensverbindungen im Produzierenden Ge- 
werbe sowie in begrenztem Umfang auch im Handel 
und in weiteren Wirtschaftsbereichen anwendet®). 

Das der Aufbereitung zugrundeliegende Arbeitspro- 
gramm zur Abgrenzung der Datenbasis, der Erhe- 
bungseinheiten und der übrigen konzentrationsstati- 
stisch relevanten Merkmale ist eingehend im Sieben- 


^) Zur Publizitätspflicht der Unternehmen aufgrund des Büanz- 
richtliniengesetzes vgl. Monopolkommission, Die Wettbe- 
werbsordnung erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, Ba- 
den-Baden 1988, Anlagenband, Tz. 110. 

5) In die Zuständigkeit der Statistischen Landesämter fallen 
Erhebimgen bei Einzelhandelsuntemehmen, die nur in 
einem Bundesland tätig sind (Einländerfall). Die Erhebungen 
über in mehreren Bundesländern tätige Unternehmen des 
Einzelhandels (Mehrländerfall) sowie über Unternehmen des 
Großhandels und der Handelsvermittlung fallen in die 
Zuständigkeit des Statistischen Bundesamtes. 

6) Vgl. Kapitel II in den ersten drei und Kapitel III in den 
nachfolgenden Hauptgutachten der Monopolkommission. 
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ten Hauptgutachten der Monopolkommission be- 
schrieben^). 

282- Zur Erfassung der Konzentration auf der Ebene 
der Unternehmen hatte das Statistische Bundesamt 
der Monopolkommission erste Ergebnisse seiner Son- 
deraufbereitungen vom 30. April 1992 imd vom 6. Juli 
1992 zu den Wirtschaftsbereichen des Groß- und 
Einzelhandels für das Berichtsjahr 1989 übermittelt. 
Für das Berichtsjahr 1991 liegen erstmals auch für die 
übrigen Bereiche des Handels entsprechende Ergeb- 
nisse in tiefer systematischer Gliederung vor. Damit 
konnte ein wesentlicher Teil des seinerzeit geplanten 
Arbeitsprogramms dank der Unterstützung des Stati- 
stischen Bundesamtes und des Engagements der 
Mitarbeiter der Fachabteilung für den Handel nach 
mehljähriger Vorbereitimg verwirklicht werden. Un- 
beschadet aller konzeptionellen imd methodischen 
Beschränkimgen, denen die konzentrationsstatisti- 
sche Aufbereitimg der Erhebimgsergebnisse auf 
Untemehmensebene unterliegt, wird ihr empirischer 
Informationsgehalt durch die mittel- imd langfristige 
Fortschreibung dieser Datenbasis bestimmt. 

283. Mit dem zweiten, bedeutenderen Teil des 1987 
vereinbarten Auswertungsprogramms, der Zusam- 
menführung der Untemehmensergebnisse auf Kon- 
zernebene, ist die Monopolkommission vorerst 
gescheitert. Am 14. Mai 1990 hatte das Statistische 
Bimdesamt für die Berichtsjahre 1988 und 1989 erste 
Ergebnisse zur Konzentration der Konzerne im Groß- 
handel übermittelt. Die Kommission hat diese in ihrem 
Achten Hauptgutachten veröffentlicht®). Mitte des 
Jahres 1993 hat das Statistische Bundesamt rechtliche 
Bedenken vorgetragen. Diese richten sich im wesent- 
lichen darauf, daß die beabsichtigte Zusammenfüh- 
rung der Untemehmensergebnisse die Berücksichti- 
gung externer Datenquellen voraussetzt, die gesetz- 
lich nicht erlaubt sei. Die externen Quellen betreffen 
insbesondere den Bundesanzeiger und das Handels- 
register bzw. hieraus abgeleitete Aufbereitungen in 
Gestalt allgemein zugänglicher Nachschlagewerke 
oder Datenbanken. Die Monopolkommission teilt die 
Auffassung des Statistischen Bundesamtes nicht. Der 
Stand der Diskussion wird in Abschnitt D des Einfüh- 
rungskapitels zu diesem Gutachten ausführlich 
behandelt. 

Aus den dargelegten Gründen muß die Monopolkom- 
mission die Analyse der wirtschaftlichen Konzentra- 
tion im Handel auch in diesem Gutachten wiedemm 
auf die Ebene der Unternehmen im Sinne der jeweüs 
kleinsten rechtlichen Einheiten beschränken. 

Im Zusammenhang mit der voranstehenden Problem- 
stellung stehen weitere konzeptionelle imd methodi- 
sche Fragen der Handelsstatistik. Diese betreffen 
insbesondere ihre wettbewerbspolitische Relevanz 
und Aussagekraft zur Erfassung von Marktstrukturen. 
Die in diesem Zusammenhang formulierten Vor- 
schläge der Monopolkommission werden im letzten 
Teil dieses Kapitels behandelt. 


Vgl. Monopolkoinmission, Hauptgutachten 1986/1987, 
a. a. O., Anlagenband, Tz. 74-86. 

®) Vgl. Monopolkoinmission, Wettbewerbspolitik vor neuen 
Herausforderungen, Hauptgutachten 1988/1989, Baden- 
Baden 1990, Tz. 334-341. 


2. Abgrenzung und Merkmale der Datenbasis 
im Handel 

284. Rechtsgrundlage für die Statistiken im Handel 
und Gastgewerbe ist das Handelsstatistikgesetz 
(HdlStatG) vom 10. November 1978 9). Das System der 
Statistiken in diesen Bereichen umfaßt monatliche 
Erhebungen, Jahresstatistiken, die in mehrjährigen 
Abständen durch Ergänzungserhebungen erweitert 
werden, sowie mit längerfristiger Periodizität Han- 
dels- und Gaststättenzählungen, die auch die Aus- 
wahlgnmdlage der Stichprobenziehungen für die lau- 
fenden repräsentativen Erhebungen bilden. 

In den monatlichen, jährlichen und mehljährlichen 
repräsentativen Erhebungen sowie den Ergänzungs- 
erhebungen dürfen im Einzelhandel höchstens 
25 000, im Großhandel höchstens 10 000, bei den 
Jahreserhebungen in der Handelsvermittlung 10 000 
Unternehmen und in den Jahreserhebungen zum 
Gastgewerbe 8 000 Unternehmen befragt werden. 
Die Höchstzahlen sind als unerläßliches statistisches 
Mindestmaß festgesetzt worden, um den Anforderun- 
gen an die fachliche und regionale Gliederung und 
die schnelle Verfügbarkeit der Ergebnisse einerseits 
sowie den Belastungen der Unternehmen, den Kosten 
der Erhebung und der Aufbereitung der Daten ande- 
rerseits Rechnung zu tragen. Durch den Aufbau der 
Jahreserhebungen wurden die Totalzählungen im 
Handel vereinfacht, die strukturellen Veränderungen 
werden vorzeitig erfaßt und Grunddaten für die volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die Strukturbe- 
richterstattung der Wirtschaftsforschungsinstitute und 
sonstige Gegenstände der empirischen Wirtschafts- 
forschung zur Verfügung gestellt. 

Die Basierung der Jahreserhebungen im Handel auf 
Stichproben bewirkt für die Qualität der Ergebnisse 
gewisse Einschränkungen. Sie beruhen vor allem auf 
der Tatsache, daß bei den Repräsentativerhebungen 
mit zunehmendem zeitlichen Abstand zur letzen 
Stichprobenziehung (1986) bereichsspezifisch unter- 
schiedliche Untererfassunsgeffekte auftreten. Sie 
betreffen vor allem die Erfassung kleinerer Unterneh- 
men. So können z. B. die Unternehmen, die durch 
Überschreiten der vorgegebenen Erfassungsgrenzen 
in den Berichtskreis hineinwachsen würden, im allge- 
meinen nicht ermittelt und damit nicht in die Erhe- 
bung einbezogen werden. Größere Unternehmen 
werden dagegen besser repräsentiert, zumal sie ab 
einer bestimmten Umsatzschwelle vollständig erfaßt 
werden. 

286. Die Unternehmen werden durch eine geschich- 
tete Zufallsauswahl aus der Auswahlgrundlage gezo- 
gen. Nach den handelsstatistischen Vorschriften 
besteht für die Inhaber oder Leiter der Unternehmen 
Auskunftspflicht. Die Schichtung der Stichprobe wird 
durch die beabsichtigte Darstellung der Ergebnisse 
nach Bundesländern und Wirtschaftsgruppen be- 


9) Gesetz über die Statistik im Handel und Gastgewerbe (Han- 
delsstatistikgesetz-HdiStatG) vom 10. November 1978 
(BGBl. I S. 1733) in Verbindung mit Artikel 4 der Statistikan- 
passungsverordnung vom 26. März 1991 (BGBl. I S. 846) und 
dem Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundessta- 
tistikgesetz-BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462) mit 
Berichtigung vom 9. Februar 1987 (BGBl. I S. 565) und 
Änderung vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2837). 
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stimmt. Ab einer bestimmten Umsatzhöhe (Total- 
schwelle) erfolgt keine repräsentative Auswahl mehr; 
die Unternehmen werden vollständig in die Stich- 
probe einbezogen. Die Totalschwelle wird für jedes 
Bundesland und jede Wirtschaftsgruppe gesondert 
ermittelt 

Das Erhebungs- und Stichprobenverfahren im Handel 
und Gastgewerbe ist durch folgende Merkmale cha- 
rakterisiert^^). 

— Erhebungsbereich: 

Erfaßt werden die Unternehmen, deren wirtschaft- 
licher Schwerpunkt im Großhandel, (Unterabtei- 
lung 40/41), in der Handelsvermittlung (Unterab- 
teilung 42), im Einzelhandel (Unterabteilung 43) 
bzw. im Gastgewerbe (Unterabteilung 71) liegt. 
Wirtschaftssystematische Grundlage der Statistik 

ist die Systematik der Wirtschaftszweige ^2) 

fachliche Zuordnimg erfolgt zu dem Wirtschaftsbe- 
reich, der diejenige Tätigkeit umfaßt, auf die der 
größte Teil der im Unternehmen entstandenen 
Wertschöpfung entfällt. Innerhalb der Wirtschafts- 
bereiche Großhandel, Einzelhandel und Handels- 
vermittlung werden die einzelnen Unternehmen 
den Wirtschaftszweigen nach Art und Zusammen- 
setzung des Warensortiments zugeordnet. Im 
Gastgewerbe erfolgt die Zuordnung nach der von 
den Inhabern angegebenen Betriebsart. 

— Erfassungsgrenze: 

In den Stichprobenerhebimgen sind nur Unterneh- 
men mit einem jährlichen Mindestumsatz reprä- 
sentiert. Im Großhandel beträgt dieser 1 Mio. DM, 
im Einzelhandel 250 000 DM, in der Handelsver- 
mittlung und im Gastgewerbe 50 000 DM. 

— Berichtsgebiet: 

Berichtsgebiet ist das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 
1990 einschließlich Berlin (West). Für alle Bundes- 
länder gemeinsam bzw. die neuen Bundesländer 
hegen noch keine Ergebnisse vor, da letztere 
erstmals 1993 in die letzte Handel- und Gaststät- 
tenzählung einbezogen werden konnten. 

— Organisation der Erhebung: 

Die Großhandelsstatistik und die Statistik der Han- 
delsvermittlung werden zentral vom Statistischen 
Bundesamt, die Einzelhandelsstatistik und die Sta- 


10) Vgl. Statistisches Bundesamt, Abteüimg V A (Binnenhandel 
und Gastgewerbe, Reiseverkehr), Arbeitsunterlage 21/22. 

11) Vgl. im einzelnen die methodischen Erläuterungen und 
Begriffsbestimmungen in der zitierten Arbeitsunterlage 
sowie in den Jahresheften des Statistischen Bundesamtes, 
Fachserie 6: Handel, Gastgewerbe, Reiseverkehr, Reihe 1.2: 
Beschäftigung, Umsatz, Wareneingang, Lagerbestand imd 
Investitionen im Großhandel 1991, S. 4-8, 29-31; Arbeitsim- 
terlage: Beschäftigung, Umsatz, Wareneingang, Lagerbe- 
stand und Investitionen in der Handelsvermittlung 1985 bis 
1991, S. 4-8; Reihe 3.2: Beschäftigung, Umsatz, Warenein- 
gang, Lagerbestand und Investitionen im Einzelhandel 
1991, S. 5-8, 17-18; Reihe 4.2: Beschäftigung, Umsatz, 
Wareneingang, Lagerbestand imd Investitionen im Gastge- 
werbe 1991, S. 5-7, 10-12. 

12) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige 
mit Erläutenmgen, Ausgabe 1979 (WZ 1979), Stuttgart/ 
Mainz 1980, S. 183 ff. 


tistik für das Gastgewerbe dezentral von den 
Statistischen Landesämtem durchgeführt. Han- 
delsunternehmen mit Niederlassungen in mehre- 
ren Bundesländern (Mehrländerimtemehmen) 
werden im Auftrag der Länder vom Statistischen 
Bimdesamt befragt. 

Aufgrund des angewendeten Stichprobenverfahrens, 
der Mitwirkung der Bundesländer und der Abstim- 
mung der Ergebnisse aus den monatlichen und jähr- 
lichen Erhebungen werden die Bundesergebnisse in 
einem mehrstufigen Verfahren nach ihrer Plausibili- 
tät, Konsistenz und Richtigkeit überprüft und gegebe- 
nenfalls revidiert. Aus diesem Grimde können Anga- 
ben für die einzelnen Wirtschaftsbereiche des Han- 
dels in den amtlichen Veröffentlichungen gegenüber 
den Ergebnissen der vorliegenden Sonderaufberei- 
tung geringfügig voneinander ab weichen. Da auch 
die jeweilige Anzahl der Unternehmen auf Stichpro- 
benbasis durch Hochrechnungen geschätzt wird, kön- 
nen bei der Addition der ganzzahlig ausgewiesenen 
Einzelwerte gegenüber den Summen geringe Diffe- 
renzen diuch Rundung auftreten. 

286 . Die in der Handelsstatistik allgemein und für 
die Konzentrationsmessung insbesondere verwende- 
ten Begriffe sind wie folgt definiert. 

— Unternehmen: 

Kleinste rechtliche Einheit, die aus handeis- oder 
gewerbesteuerlichen Gründen Bücher führen oder 
ähnliche Aufzeichnimgen mit dem Ziel einer jähr- 
lichen Feststellung des Vermögensstandes ma- 
chen muß. 

Als Unternehmen gelten auch rechtlich selbstän- 
dige Mitglieder von Organkreisen (Mutter- und 
T ochtergesellschaf ten) . 

— Umsatz: 

Gesamtbetrag der abgerechneten Lieferimgen 
und sonstigen Leistungen einschließlich Eigenver- 
brauch, Verkäufen an Betriebsangehörige sowie 
einschließlich gesondert in Rechnung gestellter 
Kosten für Fracht, Porto, Verpackung usw., ohne 
Rücksicht auf den Zahlungseingang und die 
Steuerpflicht. 

Der Umsatz schließt auch Erlöse aus Kommissions- 
oder Streckengeschäften, Provisionen und Kosten- 
vergütungen aus der Vermittlung von Waren 
(nicht den Wert der vermittelten Waren) ein- 
schließlich Delkredereprovisionen, aber ohne 
diuchlaufende Posten (z. B. im Auftrag der Liefe- 
ranten vereinnahmte Zahlungen), sowie Zusatz- 
erlöse ein. 

Nicht dazu gehören jedoch Erlöse aus Land- und 
Forstwirtschaft sowie außerordentliche Erträge 
(z. B. aus dem Verkauf von Anlagevermögen) imd 
betriebsfremde Erträge (z. B. Einnahmen aus Ver- 
mietung und Verpachtung von betriebsfremd 
genutzten Gebäuden und Gebäudeteilen, Zinser- 
träge aus nichtbetriebsnotwendigem Kapital und 
Erträge aus Beteiligimgen). 

An Kunden gewährte Skonti und Erlösschmäle- 
rungen (z. B. Preisnachlässe, Rabatte, Jahresrück- 
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Vergütungen, Boni) sind bei der Ermittlung des 
Umsatzes abzusetzen. 

Bei umsatzsteuerlichen Organschaften sind auch 
die von der Muttergesellschaft oder den Tochter- 
gesellschaften getätigten Innenumsätze mit anzu- 
geben. 

Der Umsatz wird im Großhandel und in der Han- 
delsvermittlung ohne, im Einzelhandel und im 
Gastgewerbe einschließlich Umsatz- (Mehrwert-) 
Steuer ausgewiesen, 

— Beschäftigte: 

Tätige Inhaber, unbezahlt mithelfende Familien- 
angehörige sowie sämtliche Arbeitnehmer. Dazu 
gehören auch vorübergehend Abwesende (z. B. 
Kranke, Urlauber) und Teilzeitbeschäftigte. 

— Investitionen: 

Zu den Investitionen gehören Fahrzeuge, Betriebs- 
und Geschäftsausstattungen, Maschinen, maschi- 
nelle Anlagen und dergleichen einschließlich lücht 
aktivierte geringwertige Wirtschaftsgüter sowie 
Grundstücke mit und ohne eigene Geschäfts-, 
Wohn- und andere Bauten (einschließlich Bauar- 
beiten auf bereits vorhandenen Grundstücken und 
Eigenbauten auf fremden Grundstücken); 

Aufwendungen für gemietete und gepachtete 
Sachanlagen einschließlich Kosten für Leasing 
(z. B. für Fahrzeuge, Maschinen, Datenverarbei- 
tungsanlagen, Verkaufs- und Lagerräume). 

— Rohertrag: 

Umsatz minus Wareneinsatz. 


3. Stand der Unternehmenskonzentration im 
Handel und Gaststättengewerbe 1991 und 
kurzfristige Entwicklung gegenüber 1989 

287. Die der Monopolkommission vom Statistischen 
Bundesamt übermittelten Ergebnisse der Sonderauf- 
bereitung zum Stand der Unternehmens konzentra- 


tion im Handel und Gaststättengewerbe 1991 enthal- 
ten folgende Angaben: 

— Konzentrationsmerkmal: 

Umsatz 

— Begleitmerkmale: 

1. Anzahl der Beschäftigten, 

2. Investitionen, 

3. Aufwendungen für gemietete und gepachtete 
Sachanlagen, 

4. Rohertrag. 

— Konzentrationsmaß: 

Konzentrationsraten, bezogen auf die jeweils 3, 6, 
10, 25, 50 und 100 größten Unternehmen. 

Das Konzept für die zukünftigen Aufbereihmgen sieht 
vor, die Umsätze funktional zumindest nach den zehn 
Hauptbereichen des Warenverzeichnisses für die Bin- 
nenhandelsstatistik ^3) zu gliedern und weitere Kon- 
zentrationsmaße, insbesondere den Herfüidahl- 
Index, zu berechnen. 

288. Die Ergebnisse der amtlichen Jahreserhebun- 
gen im Handel und Gaststättengewerbe ordnen sich 
in die Systematik der Wirtschaftszweige^^) nach fol- 
gender Übersicht 1 ein. 

Die vom Statistischen Bundesamt für die Monopol- 
kommission aufbereiteten und zur Veröffentlichung 
freigegebenen Ergebnisse für das Berichtsjahr 1991 
decken rücht den gesamten Bereich der amtlichen 
Systematik ab. Insgesamt 78 der fünfstelligen Wirt- 
schaftsklassen sind mit vierstelligen Wirtschaftsunter- 
gruppen identisch. Für 150 der übrigen Positionen 
liegen entweder keine Angaben zur Größenstruktur 
der Unternehmen, sondern nur globale Angaben vor 
oder es fehlen auch diese. Die übrigen 275 Wirt- 


13) Statistisches Bundesamt, Warenverzeichnis für die Binnenhan- 
delsstatistik, Ausgabe 1978 (WB 1978), 3. Aufl., Stuttgart 
1989. 

14) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige 
mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 


Übersicht 1 


WZ 

Wirtschaftsbereich 

Anzahl der Stellen nach der Systematik 
der Wirtschaftszweige 

Insgesamt 

2 

3 

4 

5 

Unter- 

abteilungen 

Gruppen 

Unter- 

gruppen 

Klassen 

40/41 

Großhandel 

3 >5) 

14 

63 

121 

201 

42 

Handelsvermittlung 

1 

9 

42 

83 

135 

43 

Einzelhandel^^) 

1 

9 

45 

81 

136 

71 

Gastgewerbe 

1 

4 

6 

20 

31 

Insgesamt 

4 

36 

156 

305 

503 


15) Einschließlich der Zusammenfassungen 40 (Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren) sowie 41 (Großhandel mit Fertigwaren). 

16) Einschließlich der identischen Positionen WZ 4371 sowie 43710 (Tankstellen, Absatz in fremdem Namen). 

17) Ohne die identischen Positionen WZ 4371 sowie 43710 (Tankstellen, Absatz in fremdem Namen). 
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schaftsbereiche enthalten Angaben zu den Umsatzan- 
teilen der jeweils größten Unternehmen und den 
ihnen zugeordneten weiteren Merkmalen. Vollstän- 


dig sind diese Angaben jedoch nur für 64 der maximal 
425 in Frage kommenden Wirtschaftsbereiche. Die fol- 
gende Übersicht 2 stellt diese Angaben zusammen. 


Übersicht 2 


WZ 

Wirtschaftsbereich 

Angaben 

insgesamt 

Nicht verfügbare Angaben 

Verfügbare 

Angaben 

Davon: 

vollständige 

Angaben 

Identische 

Angaben 

Keine 

Konzentra- 

tionsraten 

Keinerlei 

Angaben 


Großhandel 


30 

18 (8) 

27 

126 (36) 

32 


Handelsvermittlung . 


20 


24 

61 (6) 

7 


Einzelhandel 


26 

25 (5) 

13 

72 (29) 

22 


Gastgewerbe 


2 

6 

7 

16 (5) 

3 

Insgesamt 

503 

78 

79 (23) 

71 

275 (76) 

64 


Die Angaben in Klammem kennzeichnen den Anteil der Datenlücken, die nur aufgrund der statistischen Geheimhaltung bestehen, 
die übrigen resultieren aus Gründen der statistischen Sicherheit der Ergebnisse. 


Die bestehenden Datenlücken resultieren zum einen 
Teil aus der staüstischen Geheimhaltung, zum ande- 
ren Teil aus stichprobentheoretischen Gründen. In 
diesen Fällen konnten keine statistisch gesicherten 
Ergebnisse ermittelt werden. 

Das Statistische Bundesamt ist bemüht, Datenlücken 
infolge einer gebotenen statistischen Geheimhaltung 
nach Möglichkeit auf die jeweils niedrigste Aggrega- 
tionsstufe der Wirtschaftszweige zu beziehen. Im Falle 
des Einzelhandels schlägt jedoch die Dominanz eines 
Unternehmens in einem stark disaggregierten Be- 
reich des Einzelhandels mit Nahrungsmitteln, Geträn- 
ken, Tabakwaren bis auf die zweistellige Ebene der 
Unterabteilung durch. 

289 . Da die statistischen Ergebnisse zum Handel 
und Gastgewerbe der Monopolkommission erst kurz 
vor Abschluß dieses Gutachtens übermittelt wurden, 
hätte die Zeit für eine vertiefte empirische Auswer- 
tung nicht ausgereicht. Unabhängig davon hält sich 
die Monopolkommission jedoch angesichts ihrer unter 
wettbewerbspolitischen Gesichtpunkten konzeptio- 
nellen und methodischen Vorbehalte gegenüber der 
amtlichen Handelsstatistik zurück, die vorliegenden 
Ergebnisse im einzelnen zu interpretieren. Die Kom- 
mission ist, wie dargelegt, der Auffassung, daß die 
Untemehmensgrößenstrukturen auf der Ebene der 
kleinsten rechtlichen Einheiten insbesondere im Han- 
del nur im Zusammenhang mit hinreichenden Infor- 
mationen über die Verflechtung der Unternehmen, 
die Bildung von Untemehmensgruppen, ihrer Teil- 
habe an unternehmensübergreifenden Bezugs- und 
Vertriebssystemen untersucht und beurteilt werden 
können. Hinzu kommt das Problem der funktionalen 
Zuordnung der Umsätze zu den einzelnen Wirt- 
schafts- bzw. Warenbereichen. Die hierzu bestehen- 
den Vorschläge der Monopolkommission zur Verbes- 
senmg der amtlichen Erhebungen und Zählungen im 
Handel sind im folgenden Abschnitt dieses Kapitels 
zusammengefaßt. 

Unbeschadet der bei der Monopolkommission spezi- 
fischen konzeptionellen und methodischen Vorbe- 
halte liefern die Ergebnisse der amtlichen Statistik 


wichtige Teilinformationen. Sie sprechen zwar noch 
nicht für sich, sie sind aber in Verbindung mit den 
noch ausstehenden Angaben zur Verflechtung der 
Unternehmen und der funktionalen Gliederung ihrer 
Umsätze ein unverzichtbarer Teil der erforderlichen 
Datenbasis. Wegen der großen wettbewerbspoliti- 
schen Bedeutung der Unternehmens konzentration im 
Handel soll daher auf eine frühestmögliche Veröffent- 
lichung der Daten nicht verzichtet werden^®). 

290 , Die folgenden Tabellen und Abbildungen 
beziehen sich auf den Stand der Untemehmenskon- 
zentration im Berichtsjahr 1991 sowie auf einen kurz- 
fristigen Vergleich der Ergebnisse gegenüber dem 
Jahr 1989. Das Kapitel enthält die Ergebnisse für den 
Einzelhandel, den Großhandel, die Handelsvermitt- 
lung und das Gastgewerbe nach bis zu dreistelligen 
Positionen der amtlichen Klassifikation. 

Die Tabellen ILl bis IL5 sowie die Abbildungen ILl 
bis 11.4 liefern die Angaben zum Stand der Untemeh- 
menskonzentration im Berichtsjahr 1991. Die zusam- 
menfassenden graphischen Darstellungen II. 1 bis II. 4 
enthalten die Anteils werte am Umsatz für die jeweils 
sechs bzw. zehn größten Unternehmen. Diese 
Abgrenzungen wurden gewählt, um möglichst ver- 
gleichbare Angaben im Falle fehlender Werte für die 
Anteile der größten drei bzw. sechs Unternehmen 
gegenüberzustellen. 

Die Tabellen II.6 bis 11.8 sowie die Abbildungen IL5 
und II. 6 beziehen sich auf einen Vergleich der Ergeb- 
nisse für das Jahr 1991 gegenüber 1989. Die vollstän- 
digen Ergebnisse zur Untemehmenskonzentration im 
Handel bis zu fünfstelligen Positionen der Systematik 
der Wirtschaftszweige sind in den Tabellen II. 1 bis II.6 
des Anlagenbandes zu diesem Gutachten wiederge- 
geben. 


^8) Das Statistische Bundesamt hat entsprechende Ergebnisse 
einmalig für das Berichtsjahr 1989 veröffentlicht; vgl. Stati- 
stisches Bundesamt, Arbeitsunterlage: Handel, Gastge- 
werbe, Reiseverkehr, Konzentration im Handel, Sonderaus- 
wertung der Jahreserhebung 1989, Wiesbaden 1992, 
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Tabelle II.l 

Konzentration der Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaftsbereichen im Groß- und Einzelhandel 
sowie in der Handelsvermittlung (WZ 40/41, 42, 43) 1991 


Anzahl der Unternehmen^), Anteile am Umsatz^), und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), 
den Investitionen^), den Aufwendungen für Sachanlagen^) und dem Rohertrag 7) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 8) 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

1 

40 Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren 



Unternehmen 

11 751 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

365 346 

8,1 

12,6 

16.0 

25,6 

34,0 

41.7 



Beschäftigte 

301 364 

4,3 

8,8 

10,1 

12,2 

16,3 

19,8 



Investitionen 

4 235 

10,1 

11,2 

12,4 

17,0 

21,0 

23,6 


5 

Sachanlagen 

1 645 


7.8 

8,7 

17.4 

27,9 

31,6 


6 

Rohertrag 

45 237 


10,8 

12,6 

20,9 

25,0 

29,1 

2 

41 Großhandel mit Fertigwaren 



Unternehmen 

25 401 


6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

618 369 


5,6 

7,8 

13,8 

19,5 

26,2 



Beschäftigte 

818 886 


2,8 

4,0 

6,5 

10,6 

14,7 



Investitionen 

8 275 


6,5 

7.2 

10,3 

16,2 

21.4 


5 

Sachanlagen 

4 827 

6,1 

7,1 

8,2 

10,2 

15,3 

21,1 


6 

Rohertrag 

113 408 

1,8 

3.4 

4.5 

7,9 

12,8 

17,9 

3 




40/41 

Großhandel 






Unternehmen 

37 153 


6 


25 

50 

100 



Umsatz 

983 715 


5,3 


12.4 

18,2 

25,0 



Beschäftigte 

1 120 250 


1.7 


6,6 

8,2 

12,4 



Investitionen 

12 509 


5.4 


10,1 

12,6 

18,0 


5 

Sachanlagen 

6 473 


5,9 

7,1 

8,9 

12,2 

19,0 


6 

Rohertrag 

158 645 


2,6 

4,5 

7,5 

11,7 

16,6 

0 

42 HandelsvermlUlung 

■ 


Unternehmen 

19 623 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

15 391 

7,2 

f 

15,7 

23,8 

30,8 

37,9 

■ 


Beschäftigte 

74 810 

0,7 

f 

3,0 

7.1 

10,6 

14,6 

■ 


Investitionen 

658 

0,8 

f 

5.4 

14,2 

19,3 

25,9 

■ 


Sachanlagen 

337 

0,2 

1 

4,1 

7,4 

11,5 

15,8 

■ 


Rohertrag 

9 318 

3,2 

t 

9.1 

14,3 

19,7 

24,6 

5 



43 

Einzelhandel (ohne Agenturtankstellen) 




1 

Unternehmen 

147 974 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

671 380 


10,4 

13,7 

20,8 

25,9 

31,5 


3 

Beschäftigte 

2 314 253 


10,4 

12,8 

19,4 

24,2 

28,3 


4 

Investitionen 

11 382 


14,2 

16,4 

22,0 

28,1 

33,0 


5 

Sachanlagen 

15 901 


13,5 

16,8 

26,7 

34,7 

40,5 


6 

Rohertrag 

236 712 


11,0 

14,3 

20,9 

26,3 

31,3 


126 





























































Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCksache 12/8323 


noch Tabelle II.l 



Merkmalswert 

Anteil der jeweüs . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

9 

h 

i 

J 

6 




71 

Gastgewerbe 





1 

Unternehmen 

138 229 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

64 719 

2,9 

4.4 

5,6 

8,3 

10,4 

12,7 


3 

Beschäftigte 

864 833 

2.4 

3,5 

4.4 

6,5 

8,0 

9.7 


4 

Investitionen 

3 095 

2.9 

8,2 

8,6 

11,8 

13,2 

16,3 


5 

Sachanlagen 

3 193 

4.2 

6,5 

7,9 

12,9 

14,6 

17,3 


6 

Rohertrag 

45 333 

2.5 

4.1 

5,3 

8,1 

10,5 

13,0 


') Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläutenmgen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit 1 Mio. DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutioneile Abgrenzung) ohne Umsatz-(Mehrwert)steuer. 

Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

5) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen. 

Aufwendungen für gemietete und gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

7) Umsatz minus Wareneingang ohne Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

8) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

/ Ergebnis ist statistisch nicht gesichert. 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltimg, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bimdesamt, Abt, VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994. 
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Tabelle 11.2 

Konzentration der Unternehmen nach dreistelligen Wirtschaftsbereichen im Einzelhandel (WZ 43)^) 1991 


Anzahl der Unternehmen 2), Anteile am Umsatz^), und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), 
den Investitionen^), den Aufwendungen für Sachanlagen^) und dem Rohertrag 7) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

■ 

431 Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren 

■ 

1 

Unternehmen 

38 487 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

■ 

2 

Umsatz 

181 169 



33,6 

42,9 

52,1 

64,0 

■ 

3 

Beschäftigte 

610 251 



27,5 

36,5 

42,2 

51,1 

■ 

4 

Investitionen 

2 179 



30,2 

41,6 

50,2 

60,6 

■ 

5 

Sachanlagen 

4 863 



43,1 

54,5 

64,6 

77,0 

■ 

6 

Rohertrag 

51 183 



32,5 

41,8 

49,4 

59,6 


432 Einzelhandel mit Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren 


1 

Unternehmen 

26 826 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

83 041 

, 


21,1 

28,8 

33,9 

40,1 


3 

Beschäftigte 

422 720 

. 


14,0 

20,3 

24,1 

30,1 


4 

Investitionen 

1 734 



19,2 

24,5 

33,5 

41,4 


5 

Sachanlagen 

3 244 

. 


23,8 

32,6 

39,2 

46,7 


6 

Rohertrag 

40 010 



21,1 

29,4 

35,1 

41,4 

3 

433 Einzelhandel mit Einrichtungsgegenständen (ohne elektrotechnische und Haushaltsgeräte) 


1 

Unternehmen 

11 760 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

48 435 

9,0 

14,2 

18,2 

27,4 

34,5 

41,7 


3 

Beschäftigte 

166 965 

6,4 

10,9 

13,3 

20,7 

26,8 

32,8 


4 

Investitionen 

1 147 

2h3 

29,6 

30,7 

41,3 

45,4 

50,9 


5 

Sachanlagen 

1 420 

12,9 

17,7 

22,1 

32,8 

41,3 

49,2 


6 

Rohertrag 

21 200 

8,5 

13,9 

17,7 

28,7 

36,0 

43,3 

B 

434 Einzelhandel mit elektrotechnischen Erzeugnissen, Haushaltsgroßgeräten, Musikinstrumenten 

1 

B 

Unternehmen 

8 791 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

■ 

2 

Umsatz 

21 491 

4,7 

7,5 

10,9 

19,1 

25,4 

31,9 

■ 

3 

Beschäftigte 

81 761 

2,7 

4,7 

6,5 

12,5 

16,6 

20,9 

■ 

4 

Investitionen 

311 

4,0 

6,2 

7,6 

14,7 

25,7 

31,5 

■ 

5 

Sachanlagen 

589 

4,8 

6,2 

8,6 

15,2 

19,4 

23,3 

B 

6 

Rohertrag 

7 639 

5,3 

8,0 

10,9 

18,7 

24,6 

30,8 

5 

435 Einzelhandel mit Papierwaren, Druckerzeugnissen, Büromaschinen 


1 

Unternehmen 

5 886 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

13 720 

14,8 

21,8 

25,6 

31,7 

37,4 

43,8 


3 

Beschäftigte 

61 671 

6,3 

10,6 

14,7 

19,0 

23,0 

29,3 


4 

Investitionen 

237 

16,6 

20,2 

31,9 

38,6 

41,2 

50,0 


5 

Sachanlagen 

265 

0,9 

7,8 

17,6 

23,2 

29,0 

38,6 


6 

Rohertrag 

5 473 

13,2 

23,0 

27,0 

33,5 

39,4 

46,2 
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noch Tabelle 11.2 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

9 

h 

i 

j 

6 


436 Einzelhandel mit pharmazeutischen und kosmetischen Erzeugnissen, medizinischen Artikeln, 





Reinigungsmitteln, Anstrichbedarf 





1 

Unternehmen 

20 289 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

45 086 


14,4 

16,7 

18,1 

18,9 

19,9 


3 

Beschäftigte 

186 509 


15,8 

17,6 

19,4 

20,2 

21.1 


4 

Investitionen 

519 


18,0 

21,8 

24,6 

25,7 

26,7 


5 

Sachanlagen 

1 046 


30,0 

31,7 

35,7 

36,6 

37,2 


6 

Rohertrag 

17 656 


13,0 

15,1 

16,7 

17,5 

18,5 

7 

437 Einzelhandel mit Kraft- und Schmierstoffen (Tankstellen) 



Unternehmen 

1 394 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

11 038 



58,1 

63,3 

67,1 

71.4 



Beschäftigte 

9 336 



7.3 

10,1 

14,4 

21.4 



Investitionen 

121 



53,4 

58,5 

61,6 

66,4 


5 

Sachanlagen 

49 



48,6 

54,3 

59,4 

68,6 


6 

Rohertrag 

2 232 


• 

53,5 

58,1 

61,9 

67,6 

8 

438 Einzelhandel mit Fahrzeugen, Fahrzeugteilen, -Zubehör und -reifen 



Unternehmen 

14 090 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

121 063 

/,5 

2.7 

3,9 

6,6 

9,6 

14,0 



Beschäftigte 

235 472 

1.2 

2.2 

2,9 

5,1 

7,5 

10,9 



Investitionen 

2 047 

2.6 

3,0 

3,8 

7.5 

9,8 

14,6 


5 

Sachanlagen 

865 

0,8 

2.0 

2,9 

6.4 

8,3 

11,0 


6 

Rohertrag 

34 197 

1.4 

2,6 

4,3 

6,9 

9,5 

13,7 

9 

439 Einzelhandel mit sonstigen Waren, Waren verschiedener Art 


1 

Unternehmen 

20 453 

3 


10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

146 336 

19,1 


38,9 

53,3 

61,8 

68,1 


3 

Beschäftigte 

539 567 

22,8 


41,2 

53,6 

60,5 

65,4 


4 

Investitionen 

3 086 

36,7 

41,6 

48,2 

58,1 

69,4 

74,3 


5 

Sachanlagen 

3 561 

14,5 

29,8 

38,3 

55,6 

67,2 

74,1 


6 

Rohertrag 

57 122 

23,7 

35,2 

45,0 

57,9 

65,0 

70,6 

10 

43 Einzelhandel (ohne Agenturtankstellen) 


1 

Unternehmen 

147 974 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

671 380 


10,4 

13,7 

20,8 

25,9 

31,5 


3 

Beschäftigte 

2 314 253 


10,4 

12,8 

19,4 

24,2 

28,3 


4 

Investitionen 

11 382 


14,2 

16,4 

22,0 

28,1 

33,0 


5 

Sachanlagen 

15 901 


13,5 

16,8 

26,7 

34,7 

40,5 


6 

Rohertrag 

236 712 

• 

11,0 

14,3 

20,9 

26,3 

31,3 


1) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit 250 000 DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutionelle Abgrenzung) ohne Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

4) Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

5) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen. 

6) Aufwendungen für gemietete und gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

’) Umsatz minus Wareneingang einschließlich Umsatz-(Mehrwert)steuer. 

8) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung; 

Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle; Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. Aprü 1994. 


129 




























































Drucksache 12/8323 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Tabelle IL3 

Konzentration der Unternehmen nach dreistelligen Wirtschaftsbereichen im Großhandel (WZ 40/41)*) 1991 


Anzahl der Unternehmen 2), Anteile am Umsatz 3), und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten ^), 
den Investitionen 3), den Aufwendungen für Sachanlagen^) und dem Rohertrag 7) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 8) 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

B 

401 Großhandel mit Getreide, Saaten, Pflanzen, Futter- und Düngemitteln, lebenden Tieren 

■ 

1 

Unternehmen 

— 

4 150 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

■ 

2 

Umsatz 

71 550 


23,3 

29,8 

42,1 

48,9 

54,7 

■ 

3 

Beschäftigte 

56 671 


14,4 

18,7 

25,8 

30,3 

34,8 

■ 

4 

Investitionen 

803 


13,0 

17,8 

25,7 

32,4 

41,2 

■ 

5 

Sachanlagen 

208 


14,9 

19,2 

26,7 

31,0 

36,0 

fl 

6 

Rohertrag 

7 193 


18,1 

23,5 

31,0 

38,2 

43,7 




402 Großhandel mit textilen Rohstoffen und Halbwaren, Häuten, Fellen, Leder, Rohtabak 


1 

Unternehmen 

335 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

6 209 

1 

t 

1 

t 

67,6 

82,9 


3 

Beschäftigte 

4 031 

/ 

/ 

f 

/ 

47,0 

64,9 


4 

Investitionen 

(53) 

/ 

/ 

1 

/ 

60,4 

72,0 


5 

Sachanlagen 

(18) 

/ 

/ 

1 

/ 

38,7 

61,1 


6 

Rohertrag 

895 

/ 

/ 

1 

/ 

57,4 

72,8 

3 

404 Großhandel mit technischen Chemikalien, Rohdrogen, Kautschuk 


1 

Unternehmen 

544 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

22 536 

21,8 

27,3 

34,7 

48,5 

61,8 

74,8 


3 

Beschäftigte 

15 123 

5,4 

14,5 

20,3 

25,8 

39,6 

57,3 


4 

Investitionen 

3 475 

11,3 

18,2 

25,6 

/ 

50,7 

65,4 


5 

Sachanlagen 

/ 

1 

/ 

/ 

/ 

/ 

f 


6 

Rohertrag 

/ 

f 

/ 

/ 

35,0 

/ 

1 

4 

405 Großhandel mit festen Brennstoffen, Mineralölerzeugnissen 


1 

Unternehmen 

807 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

92 170 


34,2 

44,1 

53,3 

68,7 

79,7 


3 

Beschäftigte 

28 066 


28,8 

32,6 

38,3 

49,2 

60,4 


4 

Investitionen 

712 


31,2 

47,5 

52,1 

61,3 

69,7 


5 

Sachanlagen 

289 


18,4 

59,1 

65,4 

72,5 

78,6 


6 

Rohertrag 

8 083 


33,0 

59,7 

65,5 

71,5 

79,7 



406 

Großhandel mit Erzen, Stahl, NE-Metallen, Stahl und NE-Metallhalbzeug 



1 

Unternehmen 

1 376 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

94 613 

20,6 

30,2 

38,2 

52,6 

62,1 

71,6 


3 

Beschäftigte 

64 812 

29,0 

31,2 

33,5 

38,3 

44,5 

54,0 


4 

Investitionen 

792 

34,7 

36,1 

38,4 

41,3 

47,7 

56,4 


5 

Sachanlagen 

433 

17,8 

19,3 

22,1 

55,9 

60,2 

68,3 


6 

Rohertrag 

9 829 

24,5 

28,0 

33,0 

39,3 

47,0 

57,5 
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noch Tabelle II.3 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

J 

6 

407 Großhandel mit Holz, Baustoffen, Installationsbedarf 



Unternehmen 

3 817 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

66 891 

. 

8,0 

10,0 

15,5 

21,4 

30,2 



Beschäftigte 

116 051 


4,0 

5,3 

10,9 

16,1 

23,9 



Investitionen 

1 386 


4,1 

7.7 

13,8 

24,4 

32,6 


5 

Sachanlagen 

459 

. 

3,9 

4,5 

8,9 

13,0 

18,9 


6 

Rohertrag 

13 193 

• 

5,0 

6,2 

11,8 

17,3 

25,5 

7 



408 

Großhandel mit Altmaterial, Reststoffen 




1 

Unternehmen 

722 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

11 376 


1 

1 

52,3 

62,0 

72,8 


3 

Beschäftigte 

16 612 


1 

1 

20,1 

27,8 

39,1 


4 

Investitionen 

279 


/ 

f 

18,7 

28,2 

43,6 


5 

Sachanlagen 

(90) 


/ 

f 

14,0 

16,9 

33,3 


6 

Rohertrag 

2 569 


/ 

f 

28,6 

37,9 

51,9 

8 

40 Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren 


1 

Unternehmen 

11 751 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

365 346 

8,1 

12,6 

16,0 

25,6 

34,0 

41,7 


3 

Beschäftigte 

301 364 

4.3 

8,8 

10,1 

12,2 

16,3 

19,8 


4 

Investitionen 

4 235 

10,1 

11,2 

12,4 

17,0 

21,0 

23,6 


5 

Sachanlagen 

1 645 

7,0 

7,8 

8,7 

17.4 

27,9 

31,6 


6 

Rohertrag 

45 237 

6,4 

10,8 

12,6 

20,9 

25,0 

29,1 

9 

41 1 Großhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren 



Unternehmen 

7 535 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

225 255 

9,0 

12,9 

17,2 

26,4 

35,2 

44,8 



Beschäftigte 

214 704 

4.3 

6,6 

9,2 

20,2 

26,9 

33,9 



Investitionen 

2 782 

12,0 

14,7 

16,5 

27,5 

34,2 

40,4 


5 

Sachanlagen 

1 413 

22,0 

24,1 

24,8 

38,7 

43,3 

50,7 


6 

Rohertrag 

25 944 

5,7 

7.7 

9,8 

19,1 

25,8 

33,7 

10 

412 Großhandel mit Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren 


1 

Unternehmen 

2 137 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

36 004 


8,3 

11.4 

20,2 

29,6 

40,9 


3 

Beschäftigte 

55 964 


5,3 

7,3 

15,5 

22,4 

31,9 


4 

Investitionen 

489 


8,4 

9,6 

33,8 

39,4 

44,8 


5 

Sachanlagen 

342 


8,8 

10,3 

20,1 

26,8 

38,2 


6 

Rohertrag 

9 071 


6,0 

9,3 

19,8 

27,1 

37,6 
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Merkmalswert 


Bezeichnung 


insgesamt 


Anzahl/Mio. DM 


Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 


Anzahl/Prozent 


413 Großhandel mit Eisen- und Metallwaren, Möbeln, Einrichtungs- und Haushaltsgegenständen 


Unternehmen 

5 033 

3 

6 

10 

Umsatz 

92 044 

5,5 

9,6 

13,4 

Beschäftigte 

159 603 

1,7 

3,3 

5,4 

Investitionen 

1 347 

3.0 

7,3 

9,2 

Sachanlagen 

942 

3,3 

5,9 

10,0 

Rohertrag 

21 938 

5,6 

9,2 

11,6 



414 Großhandel mit feinmechanischen und optischen Erzeugnissen, 
Schmuck, Spielwaren, Sportartikeln 


Unternehmen 

1 038 

3 

6 

10 

25 

Umsatz 

15 461 

10,8 

17,9 

24,1 

39,7 

Beschäftigte 

23 869 

5,0 

7.7 

10,6 

16,8 

Investitionen 

(160) 

18,6 

21,2 

29,3 

36,0 

Sachanlagen 

122 

8,1 

10,7 

16,3 

29,8 

Rohertrag 

4 103 

6.7 

12,4 

20,0 

32,6 



416 Großhandel mit Fahrzeugen, Maschinen, technischem Bedarf 


Unternehmen 

6 527 

3 

6 

10 

Umsatz 

146 352 

8,0 

13,3 

17,9 

Beschäftigte 

200 052 

1,1 

2.2 

5,1 

Investitionen 

2 290 

2.6 

4.7 

10,2 

Sachanlagen 

1 282 

0,7 

2.6 

3,8 

Rohertrag 

33 304 

5,4 

9,3 

14,3 



50 

100 

33,7 

42,4 

14,5 

21,0 

20,4 

28,2 

19,9 

29,2 

28,4 

36,7 


418 Großhandel mit pharmazeutischen und kosmetischen Erzeugnissen, 
Laborbedarf, medizinischen Artikeln, Reinigungsmitteln 


Unternehmen 

1 253 

3 

6 

10 

25 

Umsatz 

41 908 


35,5 

40,5 

50,5 

Beschäftigte 

63 321 


28,2 

32,1 

38,7 

Investitionen 

402 


29,5 

33,8 

45,6 

Sachanlagen 

311 


19,9 

21,7 

32,1 

Rohertrag 

8 852 


17,3 

20,1 

30,7 





419 Großhandel mit Papier, Schreibwaren, Druckerzeugnissen, Waren verschiedener Art, o.a.S. 


Unternehmen 

1 877 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Umsatz 

61 345 


22,0 

26,3 

35,8 

46,1 

60,2 

Beschäftigte 

101 373 


13,7 

15,0 

21,2 

30,2 

43,3 

Investitionen 

805 


24,9 

26,2 

33,9 

41,3 

49,3 

Sachanlagen 

416 


11,0 

11,8 

22,6 

36,5 

56,6 

Rohertrag 

10 196 


15,1 

18,0 

26,8 

36,6 

48,1 
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noch Tabelle II.3 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

16 

41 Großhandel mit Fertigwaren 


1 

Unternehmen 

25 401 

3 

6 

10 

25 


100 


2 

Umsatz 

618 369 

3,5 

5,6 

7,8 

13,8 


26,2 


3 

Beschäftigte 

818 886 

2.2 

2.8 

4,0 

6,5 


14,7 


4 

Investitionen 

8 275 

4,9 

6,5 

7.2 

10,3 

16,2 

21,4 


5 

Sachanlagen 

4 827 

6,1 

7,1 

8.2 

10,2 

15,3 

21.1 


6 

Rohertrag 

113 408 

h8 

3.4 

4.5 

7,9 

12,8 

17,9 

17 




40/41 

Großhandel 





1 

Unternehmen 

37 153 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

983 715 

3,2 


7,4 

12,4 

18,2 

25,0 


3 

Beschäftigte 

1 120 250 

0,8 


3.7 

6,6 

8.2 

12,4 


4 

Investitionen 

12 509 

2,8 


7.5 

10,1 

12,6 

18,0 


5 

Sachanlagen 

6 473 

1,5 


7.1 

8,9 

12,2 

19,0 


6 

Rohertrag 

158 645 

1,4 


4,5 

7,5 

11.7 

16,6 


Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit 1 Mio. DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutionelle Abgrenzung) ohne UmsatZ'(Mehrwert)steuer. 

4) Anzal der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

5) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen. 

6) Aufwendungen für gemietete und gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

2) Umsatz minus Wareneingang ohne Umsatz -(Mehrwert) Steuer. 

8) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung und Abkürzungen: 

/ Ergebnis ist statistisch nicht gesichert. 

Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 
o.a.S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. V A, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. Aprü 1994. 
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Abbildung II.l 

Anteil der sechs größten Unternehmen am Umsatz nach dreistelligen Wirtschaftsgruppen im Einzelhandel 

(WZ 43) 1991 


60 n 



431* 432 * 433 434 435 436 437* 438 439 

Wi rt!5C ha n..sg r u p pc 


Anmerkungen: * Interpolierte Schätzwerte der Monopolkommission. 

Das Statistische Bimdesamt weist keine statistisch gesicherten Ergebnisse aus oder hält diese statistisch 
geheim. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994 

Abbildung II.2 

Anteil der sechs größten Unternehmen am Umsatz nach dreistelligen Wirtschaftsgruppen im Großhandel 

(WZ 40/41) 1991 


40 n 



401 402* 404 405 406 407 408* 411 412 413 414 416 418 419 

Wi Kftcbaflsg ni ppc 


Anmerkungen: * Interpolierte Schätzwerte der Monopolkommission. 

Das Statistische Bundesamt weist keine statistisch gesicherten Ergebnisse aus oder hält diese statistisch 
geheim. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. Aprü 1994 
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Tabelle n.4 

Konzentration der Unternehmen nach dreistelligen Wirtschaftsbereichen in der Handelsvermittlung 

(WZ 42)1) 1991 


Anzahl der Unternehmen 2), Anteile am Umsatz 3), und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten ^)r 
den Investitionen^), den Aufwendungen für Sachanlagen^) und dem Rohertrag 2) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — S) 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnimg 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

■ 

421 VennitUung von landwirtschafUichen Grundstoffen, lebenden Tieren, textilen Rohstoffen und Halbwaren 

■ 


Unternehmen 


3 

6 

10 


50 

100 

■ 


Umsatz 


1S,0 

20,1 

f 


49,6 

65,8 

■ 


Beschäftigte 


5,2 

6,0 

l 

16,0 

22,4 

36,1 

■ 


Investitionen 

9 

4,1 

5,0 

1 

16,8 

24,3 

43,2 

■ 

5 

Sachanlagen 

4 

0,8 

2,5 

t 

12,6 

18,4 

52,4 

■ 

6 

Rohertrag 

191 

4,5 

8,1 

f 

21,6 

35,7 

53,7 

2 

422 Vermittlung von technischen Chemikalien, Brennstoffen, Mineralölerzeugnissen, Erzen, Holz, Baustoffen 


T 

Unternehmen 

2 513 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

1 765 

11.1 

19,3 

27,3 

37,6 

46,3 

54,5 



Beschäftigte 

9 266 

5,5 

9,9 

11,9 

16,0 

20,4 

25,4 



Investitionen 

80 

1.1 

11,1 

16,2 

17,7 

22,0 

26,6 


5 

Sachanlagen 

41 

5,5 

14,5 

18,1 

20,4 

30,8 

37,3 


6 

Rohertrag 

1 153 

6,5 

11,3 

16,2 

24,1 

31,3 

40,3 

3 

423 Vermittlung von Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren 


1 

Unternehmen 

1 975 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

1 684 

23,6 

f 

30,1 

39,4 

50,9 

61,1 


3 

Beschäftigte 

10 535 

1,8 

/ 

2,5 

4.8 

11,3 

23,6 


4 

Investitionen 

55 

4,6 

f 

7,1 

9,6 

14,6 

21,4 


5 

Sachanlagen 

57 

5.2 

f 

5,6 

20,4 

24,2 

29,0 


6 

Rohertrag 

940 

13.5 

f 

16,4 

21,1 

28,2 

38,7 

■ 

424 Vermittlung von Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren 



Unternehmen 

4 688 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

■ 

2 

Umsatz 

1 982 

24,4 

f 

31,1 

36,7 

40,6 

44,8 

■ 

3 

Beschäftigte 

12 103 

7.8 

f 

9,8 

11,9 

14,4 

17,1 

■ 

4 

Investitionen 

105 

23,6 

f 

26,3 

28,2 

30,9 

33,3 

■ 

5 

Sachanlagen 

60 

13,8 

f 

16,0 

19,1 

23,1 

26,3 

■ 

6 

Rohertrag 

1 527 

19,9 

f 

22,7 

25,7 

29,4 

33,2 

5 


425 Vermittlung von Eisen- und Metallwaren, Möbeln, Einrichtungs- 

und Haushaltsgegenständen 


1 

Unternehmen 


3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 




32,6 

37,5 

43,1 

50,0 


3 

Beschäftigte 



. 

7,6 

10,1 

13,4 

18,5 


4 

Investitionen 

160 


, 

16,0 

17,9 

22,0 

27,3 


5 

Sachanlagen 

77 



9,0 

11,2 

13,8 

23,0 


6 

Rohertrag 

2 156 



17,6 

22,7 

26,3 

33,1 
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noch Tabelle II.4 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

6 

426 Vermittlung von feinmechanischen und optischen Erzeugnissen, Schmuck, Spielwaren, Sportartikeln 


1 

Unternehmen 

559 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

274 

35,4 

/ 

/ 

53,6 

60,6 

70,3 


3 

Beschäftigte 

1 602 

14,9 

/ 

/ 

24,1 

32,1 

43,0 


4 

Investitionen 

13 

27,6 

/ 

/ 

42,5 

48,5 

56,3 


5 

Sachanlagen 

7 

1,0 

/ 

/ 

8,6 

33,6 

40,4 


6 

Rohertrag 

194 

24,7 

/ 

/ 

39,3 

48,4 

60,7 

7 

427 Vermittlung von Fahrzeugen, Maschinen, technischem Bedarf 



Unternehmen 

2 469 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

4 086 

9,7 

16,1 

22,1 

37,2 

50,4 

63,7 



Beschäftigte 

16 138 

8,0 

12,9 

17,0 

27,1 

38,4 

48,5 



Investitionen 

174 

9,5 

23,2 

25,4 

34,7 

53,5 

58,0 


5 

Sachanlagen 

62 

5,7 

11,9 

17.4 

24,4 

36,8 

43,9 


6 

Rohertrag 

2 121 

7,7 

12,7 

17,8 

29,5 

41,2 

52,7 

8 

428 Vermittlung von sonstigen Waren, Waren verschiedener Art, o.a.S. 



Unternehmen 

1 926 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

1 854 

30,9 

f 

f 

58,6 

/ 

71,4 



Beschäftigte 

6 164 

2,4 

1 

1 

15,0 

/ 

26,5 



Investitionen 

56 

2,8 

f 

f 

30,8 

/ 

39,9 


5 

Sachanlagen 

25 

1,1 

1 

/ 

15,8 

/ 

39,3 


6 

Rohertrag 

978 

10,1 

i 

/ 

37,0 

/ 

52,1 

9 

429 Versandhandelsvertretung 


1 

Unternehmen 

275 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

77 

1 

1 

/ 

1 

/ 

79,6 


3 

Beschäftigte 

1 136 

i 

/ 

/ 

1 

/ 

63,3 


4 

Investitionen 

5 

1 

/ 

/ 

f 

/ 

51,7 


5 

Sachanlagen 

3 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

57,6 


6 

Rohertrag 

58 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

75,3 

10 

42 Handelsvermittlung 


1 

Unternehmen 

19 623 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

15 391 

7,2 

/ 

15,7 

23,8 

30,3 

37,9 


3 

Beschäftigte 

74 810 

0,7 

/ 

3,0 

7.1 

10,6 

14,6 


4 

Investitionen 

658 

0,8 

/ 

5,4 

14,2 

19,3 

25,9 


5 

Sachanlagen 

337 

0,2 

/ 

4,1 

7,4 

11,5 

15,8 


6 

Rohertrag 

9 318 

3,2 

/ 

9,1 

14,3 

19,7 

24,6 


1) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit 50 000 DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig {institutioneile Abgrenzung) ohne Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

5) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen. 

Aufwendungen für gemietete und gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

Umsatz minus Wareneingang ohne Umsatz-(Mehrwert)steuer. 

8) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung und Abkürzungen: 

/ Ergebnis ist statistisch nicht gesichert. 

Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 
o.a.S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994. 
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Tabelle II.5 

Konzentration der Unternehmen nach dreistelligen Wirtschaftsbereichen im Gastgewerbe (WZ 71)^) 1991 


Anzahl der Unternehmen^), Anteile am Umsatz 3), und zugeordnete Anteile an der Anzahl der Beschäftigten^), 
den Investitionen^), den Aufwendungen für Sachanlagen^) und dem Rohertrag 7) 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 8) 



Merkmalswert 

Anteil der jeweils . . . umsatzgrößten Unternehmen 
am gesamten Merkmalswert 

Nr. 

Bezeichnung 

insgesamt 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


Anzahl/Mio. DM 

Anzahl/Prozent 

a 


c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

1 

711 Beherbergungsgewerbe 



Unternehmen 

27 943 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Umsatz 

23 643 

4,0 

6,0 

8,0 

12,0 

15,7 

19,7 



Beschäftigte 

273 504 

3,2 

5,2 

6,4 

9,4 

12,2 

15,6 



Investitionen 

1 637 

10,1 

10,3 

12,8 

15,6 

18,3 

23,5 


5 

Sachanlagen 

1 213 

3,7 

9,5 

13,9 

16,6 

20,8 

24,0 


6 

Rohertrag 

18 281 

3,9 

5,6 

7,7 

12,3 

16,3 

20,7 

2 

713 Gaststättengewerbe 


1 

Unternehmen 

107 297 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

37 348 





7,3 

8,8 


3 

Beschäftigte 

549 246 





0,1 

7,3 


4 

Investitionen 

1 376 


6,4 

8,3 

9,8 

11,0 

12,0 


5 

Sachanlagen 

1 932 


10,0 

11,8 

13,5 

14,8 

16,5 


6 

Rohertrag 

25 071 


3,8 

4,8 

6,2 

7.6 

9,3 

3 

715 Kantinen 


1 

Unternehmen 

2 989 

3 

6 

10 

25 

50 

100 


2 

Umsatz 

3 728 



50,8 

56,6 

62,0 

67,5 


3 

Beschäftigte 

42 082 



42,2 

47,5 

54,4 

59,4 


4 

Investitionen 

82 



39,5 

48,6 

51,7 

61,8 


5 

Sachanlagen 

48 



51,5 

57,2 

62,0 

67,6 


6 

Rohertrag 

1 981 



52,3 

58,2 

63,4 

68,7 


h Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebimgen bei Unternehmen mit 50 000 DM Jahresumsatz imd mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutionelle Abgrenzimg) einschließlich Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

4) Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember 1991. 

5) Wert der Bruttozugänge an Sachanlagen, Fahrzeugen und Maschinen. 

6) Aufwendimgen für gemietete imd gepachtete Sachanlagen einschließlich Leasing. 

2) Umsatz minus Wareneingang einschließlich Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

8) Bimdesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

Ergebnis imterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Siimmen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bimdesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994. 
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Abbildung 11.3 




Wirtschaftsgruppe 


Anmerkungen: * Interpolierte Schätzwerte der Monopolkommission. 

Das Statistische Bundesamt weist keine statistisch gesicherten Ergebnisse aus oder hält diese statistisch 
geheim. 

® Keine Schätzwerte zu ermitteln. Der Umsatzanteil der größten 100 von insgesamt 275 Unternehmen beträgt 
79,6%. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994 


Abbildung II.4 

Anteil der zehn größten Unternehmen am Umsatz nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen* 

im Gastgewerbe (WZ 71) 1991 



WlrlÄChaft.^bcrdch 


Anmerkungen: * Für die übrigen Wirtschaftsbereiche weist das Statistische Bundesamt keine statistisch gesicherten 

Ergebnisse aus oder hält diese statistisch geheim. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994 
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Tabelle II.6 

Konzentration der Unternehmen nach zweistelligen Wirtschaftsbereichen im Groß- und Einzelhandel 

(WZ 40/41, 41) M 1989 bis 1991 


Anzahl der Unternehmen^), Umsatz^), und Anteile der größten Unternehmen am Umsatz 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 4) 


Nr. 

Jahr 

Unter- 

nehmen 

Umsatz 

Anteil der jeweils . . . größten Unternehmen am Umsatz 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl 

Mio. DM 

Prozent 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

1 

40 Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren 


IRI 

12 650 

353 740 


n 

WM 


35,9 

44,3 


lü 

11 751 

365 346 

8,1 


■1 

25,6 


41,7 

2 

41 Großhandel mit Fertigwaren 


WM 

26 638 

507 548 

. 

4.4 

6,1 

11,1 

■ü 

23,8 


m 

25 401 

618 369 

3,5 

5,6 

7,8 

13,8 

■y 

26,2 

3 




40/41 

Großhandel 





WM 

39 288 

861 288 


6,2 

8,1 

WM 

WM 



lü 

37 153 

983 715 

3,2 

5,3 

7,4 

mm 

mm 


4 

43 Einzelhandel (ohne Agenturtankstellen) 


1989 

155 402 

553 681 

6,7 


n 

WM 

25,2 



1991 

147 974 

671 380 



■ü 

mm 

25,9 

31,5 


1) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit 1 Mio. DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutionelle Abgrenzung) ohne Umsatz- (Mehrwert)st euer. 

4) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994. 
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Tabelle n.7 

Konzentration der Unternehmen nach dreistelligen Wirtschaltsbereichen im Einzelhandel (WZ 43) 

1989 bis 1991 

Anzahl der Unternehmen^), Umsatz^), und Anteile der größten Unternehmen am Umsatz 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 




Unter- 

Umsatz 

Anteil der jeweils . . . größten Unternehmen am Umsatz 

Nr. 

Jahr 

nehmen 

3 

6 

10 

25 

50 

100 



Anzahl 

Mio. DM 

Prozent 

a 

b 

c 

d 

e 

f 



g 

h 

i 

j 

1 

431 Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren 


1989 

41 837 

157 873 

20,7 

27,8 

32,2 

40,0 

48,6 

59,6 


1991 

38 487 

181 169 



33,6 

42,9 

52,1 

64,0 

2 

432 Einzelhandel mit Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren 


WM 

27 893 

69 822 

13,7 

16,9 


27,0 

31,6 

37,3 


ÜB 

26 826 

83 041 




28,8 

33,9 

40,1 

3 

433 Einzelhandel mit Einrichtungsgegenständen (ohne elektrotechnische und Haushaltsgroßgeräte) 


WM 

12 350 

40 062 

6,8 

10,8 

15,1 

24,2 

31,3 

38,8 


U 

11 760 

48 435 

9,0 

14,2 

18,2 

27,4 

34,5 

41,7 

O 

434 Einzelhandel mit elektrotechnischen Erzeugnissen, Haushaltsgroßgeräten, Musikinstrumenten 

■ 

1989 

9 239 

18 566 

4,6 

7,5 

— 

WM 

23,5 


■ 

1991 

8 791 

21 491 

4,7 

7,5 


■H 

25,4 


5 


435 

Einzelhandel mit Papierwaren, Druckerzeugnissen, Büromaschinen 



WM 

6 086 

10 953 


15,2 

18,9 

24,8 

30,4 

36,9 


IIH 

5 886 

13 720 


21,8 

25,6 

31,7 

37,4 

43,8 

6 

! 

436 Einzelhandel mit pharmazeutischen und kosmetischen Erzeugnissen, medizinischen Artikeln, 

Reinigungsmitteln, Anstrichbedarf 


1989 

20 430 

39 373 

8,8 

WM 


n 

WM 

WM 


1991 

20 289 

45 086 


Hl 

■ü 

Hl 


WM 

7 

437 Einzelhandel mit Kraft- und Schmierstoffen (Tankstellen) 


■1 

■■ 

9 289 

49,4 

53,3 

mW 

61,7 


69,8 


ÜB 


11 038 



■9 

63,3 


71,4 

8 


438 

Einzelhandel mit Fahrzeugen, Fahrzeugteilen, -Zubehör und -reifen 



1989 

14 471 

86 438 

m 




9,4 

WM 


1991 

14 090 

121 063 

mm 




9,6 

WM 

9 

439 Einzelhandel mit sonstigen Waren, Waren verschiedener Art 


WM 

21 629 

121 305 

WM 

30,0 

38,4 

51,7 

59,8 

65,9 



20 453 

146 336 

Hl 

29,9 

38,9 

53,3 

61,8 

68,1 
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noch Tabelle II.7 


Nr. 

Jahr 

Unter- 

nehmen 

Umsatz 

Anteil der jeweils . . . größten Unternehmen am Umsatz 

3 

6 

10 

25 

50 

100 

Anzahl 

Mio. DM 

Prozent 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

10 

43 Einzelhandel (ohne Agenturtankstellen) 


1989 

155 402 

553 681 

6.7 


WSM 

■9 

25,2 

WM 


1991 

147 974 

671 380 

• 


WEM 


25,9 

■B 


h Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebimgen bei Unternehmen mit 250 000 DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutioneile Abgrenzung) einschließlich Umsatz- (Mehrwert) Steuer, 

4) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung: 

. Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994. 
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Tabelle 11.8 

Konzentration der Unternehmen nach dreistelligen Wirtschaftsbereichen im Großhandel (WZ 40/41)^) 

1989 bis 1991 

Anzahl der Unternehmen 2), Umsatz^), und Anteile der größten Unternehmen am Umsatz 

— Deutschland ohne neue Bundesländer — 
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noch Tabelle 11.8 




Unter- 

Umsatz 

Anteil der jeweils . . . größten Unternehmen am Umsatz 

Nr . 

Jahr 

nehmen 

3 

6 

10 

25 



50 

100 



Anzahl 

Mio, DM 

Prozent 

a 

b 

c 

d 

e 

f 

g 

h 

i 

j 

10 

412 Großhandel mit Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren 


1989 

2 351 

29 476 


9,8 

m 


28,8 

39,4 


1991 

2 137 

36 004 


8,3 

Hl 


29,6 

40,9 

11 

413 Großhandel mit Eisen- und Metallwaren, Möbeln, Einrichtungs- 

und Haushaltsgegenständen 


1989 

5 290 

74 980 


9,1 

12,5 

20,4 

27,9 

37,4 


1991 

5 033 

92 044 

5,5 

9,6 

13,4 

21,2 

29,3 

39,0 

12 

414 

Großhandel mit feinmechanischen und optischen Erzeugnissen, Schmuck, Spielwaren, Sportartikeln 


MM 


12 791 

. 

WM 

22,7 

37,0 

WM 

61.5 


m 

mm 

15 461 

10,8 

WM 

24.1 

39,7 

WM 

63,4 

13 

416 Großhandel mit Fahrzeugen, Maschinen, technischem Bedarf 


1989 

6 835 

111 218 


10,1 

14,7 

24,2 

31.3 

40,3 


1991 

6 527 

146 352 

8,0 

13,3 

17,9 

26,4 

33,7 

42,4 

14 

418 Großhandel mit pharmazeutischen und kosmetischen Erzeugnissen, Laborbedarf, 
medizinischen Artikeln, Reinigungsmitteln 


WM 

MBM 

32 885 



38.1 

49,2 


68,2 




41 908 



40,5 

50,5 


69,3 

15 

419 Großhandel mit Papier, Schreibwaren, Druckerzeugnissen, Waren verschiedener Art, o.a.S. 


1989 

1 916 

59 765 


m 

26,4 

36,2 

46,8 

61,6 


1991 

1 877 

61 345 


Hi 

26,3 

35,8 

46,1 

60,2 

16 

41 Großhandel mit Fertigwaren 


1989 

26 638 

507 548 


4,4 


n 

WM 

23,8 


1991 

25 401 

618 369 

3,5 

5,6 



■9 

26,2 

17 




40/41 

Großhandel 





WM 

39 288 

861 288 


6.2 


WM 

WM 

24,6 


■1 

37 153 

983 715 


5,3 



Hi 

25,0 


h Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

2) Ergebnisse der repräsentativen Erhebungen bei Unternehmen mit 1 Mio. DM Jahresumsatz und mehr. 

3) Umsatz im jeweiligen Wirtschaftszweig (institutioneile Abgrenzung) ohne Umsatz- (Mehrwert)steuer. 

4) Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin (West). Die Angabe des 
Gebietsstandes bezieht sich auf den Sitz der Unternehmen, nicht auf deren Absatzgebiete. 

Zeichenerklärung und Abkürzungen: 

/ Ergebnis ist statistisch nicht gesichert. 

Ergebnis unterliegt der statistischen Geheimhaltung, ist aber in den Summen enthalten, 
o.a.S, ohne ausgeprägten Schwerpimkt. 

Quelle: Statistisches Bimdesamt, Abt, VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994. 
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Abbildung n.5 

Veränderung des Anteils der sechs größten Unternehmen am Umsatz nach dreistelligen Wirtschaftsgruppen 

im Einzelhandel (WZ 43) 1991 gegenüber 1989 



Anmerkungen: * Interpolierte Schätzwerte der Monopolkommission. 

Das Statistische Bundesamt weist keine statistisch gesicherten Ergebnisse aus oder hält diese statistisch 
geheim. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 25. April 1994 


Abbildung II.6 


Veränderung des Anteils der sechs größten Unternehmen am Umsatz nach dreistelligen Wirtschaftsgruppen 

im Großhandel (WZ 40/41) 1991 gegenüber 1989 



Wi rtscb a llsg nj ppe 


Anmerkungen: * Interpolierte Schätzwerte der Monopolkommission. 

Das Statistische Bundesamt weist keine statistisch gesicherten Ergebnisse aus oder hält diese statistisch 
geheim. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Abt. VA, Sonderaufbereitiing für die Monopolkommission vom 25. Aprü 1994 
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4. Vorschläge zur Verbesserung 

der Erhebungen und Aufbereitungen 
der amtlichen Statistik im Handel 
unter besonderer Berücksichtigung 
von Konzernverbindungen 

291. Der fortschreitende Konzentrationsprozeß im 
Handel erfordert auch zukünftig konkrete wettbe- 
werbspolitische Empfehlungen. Für die erforderli- 
chen Marktstruktunmtersuchungen wird aber — 
ohne entscheidende Verbessenmgen — keine geeig- 
nete Datenbasis zur Verfügimg stehen. 

Die aus Sicht der Monopolkommission unzureichende 
Datenlage hat ihre Ursache insbesondere darin, daß 
die mit erheblichem sachlichem imd personellem 
Aufwand erhobenen imd in tiefer systematischer 
Gliedenmg aufbereiteten Ergebnisse der amtlichen 
Handelsstatistik nicht unmittelbar dem Zweck die- 
nen, die wirtschaftliche Konzentration der Unterneh- 
men auf den Märkten zu erfassen. Dabei wird nicht 
der Zweck verkannt, den Stand imd die Entwicklung 
von Umsatz imd Beschäftigten der Handelsunterneh- 
men unterschiedlicher Branchenherkunft zu ermit- 
teln. Die Erhebungseinheiten der amtlichen Statistik 
stellen jedoch vielfach und in zunehmendem Maße 
keine wirtschaftlich autonom handelnden Unterneh- 
men dar. Sie sind Teil eines Konzerns oder einer 
Kooperationsgruppe mit erheblichen wettbewerbli- 
chen Wirkungen auf den Beschaffungs- und Absatz- 
märkten. 

292. Die Aussagekraft der amtlichen Handelsstati- 
stik ist unter diesem Gesichtspunkt in Hinblick auf 
folgende Sachverhalte systematisch eingeschränkt 
(vgl. Anhang 1): 

— Erhebungseinheiten: 

Anstelle der wirtschaftlich relevanten Unterneh- 
men, Untemehmensverbindungen und -gruppen 
werden lediglich die rechtlich kleinsten selbstän- 
digen Einheiten im Sinne des Gewerbesteuer- 
rechts berücksichtigt. Dadurch können der hori- 
zontale und der vertikale Konzentrationsprozeß im 
Handel, die sich insbesondere im Wege des exter- 
nen Wachstums, der Kapitalverflechtung und der 
Kooperation von Unternehmen vollziehen, nicht 
erfaßt werden. 

— Erhebungsmerkmale: 

Die in den §§ 4, 5 und § 6 Abs. 1 HdlStatG 
bestimmten Erhebungsmerkmale für die jährli- 
chen Erhebungen, mehrjährlichen Ergänzungser- 
hebungen und Zählungen sind teilweise unvoll- 
ständig (Gruppenzugehörigkeit der Unterneh- 
men), zu wenig differenziert (Warengruppen, 
Beschaffungs- und Vertriebssysteme, Zulieferer- 
und Abnehmergruppen) und nicht oder nur unge- 
nügend miteinander verbunden. 

— Funktionaler Umsatz: 

Anstelle einer funktionalen Erfassung der Anbie- 
ter und Umsätze nach bestimmten Waren werden 
die Unternehmen grundsätzlich institutionell, d. h. 
mit ihrem gesamten Umsatz, einem Wirtschafts- 
zweig schwerpunktmäßig, d. h. nach dem größten 


Anteil der Wertschöpfung, zugeordnet. Die Markt- 
stellung der Unternehmen, insbesondere von gro- 
ßen Unternehmen mit einem breiten Sortiment 
(z. B. Warenhäuser), sowie die Branchenstniktur 
(z. B. im Lebensmitteleinzelhandel) werden da- 
durch nicht adäquat erfaßt. 

Die innerhalb des institutioneilen Groß- und Ein- 
zelhandels in den Jahreserhebungen und in den 
Zählungen erfragte funktionale Gliedenmg der 
Umsätze ist nach Art und Umfang unzureichend. 
Sie umfaßt nur wenige Warenbereiche, die unvoll- 
ständig oder zu heterogen sind. Die Aufbereitung 
der mehljährlichen Sortimentserhebungen spie- 
gelt die tatsächliche Entwicklung auf der Ebene 
der Unternehmen und Konzerne nicht wider. Der 
funktionale Handel von Unternehmen, die außer- 
halb des institutionellen Handels ihren Schwer- 
punkt haben (z. B. Lebensmittelhandwerk) und auf 
den betreffenden Märkten über erhebliche Anteile 
verfügen, wird unzureichend erfaßt. 

— Inter nationalisierung des Handels: 

Der zunehmenden Intemationalisierung der Be- 
zugs- und Absatzwege insbesondere im europäi- 
schen Binnenmarkt wird nicht ausreichend Rech- 
nung getragen. 

— Erhebungszeiträume: 

Die mehrjährigen Zeiträume für Handels- und 
Gaststättenzählungen (1979, 1985, 1993), Ergän- 
zungserhebungen für den Großhandel (1980, 1986) 
sowie für den Einzelhandel (1979, 1985, 1991) sind 
angesichts der vielschichtigen und dynamischen 
Prozesse im Handel zu lang. Sie betreffen vor allem 
die fortschreitende Diversifizierung der Unterneh- 
men, den damit einhergehenden Wandel der Sor- 
timentsstrukturen sowie die Entwicklung neuer 
Formen der Kooperation und Konzentration auf 
den zunehmend internationalisierten Beschaf- 
fimgs- und Absatzmärkten. 

— Interne und externe Quellen: 

Der Informationsgehalt der verfügbaren amtlichen 
statistischen Quellen (Handelsstatistik, Umsatz- 
steuerstatistik, Statistik der Input-Output-Rech- 
nungen sowie der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung) wird nicht ausgeschöpft. Die Konsistenz 
der Ergebnisse ist wegen konzeptioneller und 
methodischer Unterschiede bei der Erhebung und 
Aufbereitung der Daten zu gering. Allgemein 
zugängliche Angaben aus Fachveröffentlichim- 
gen, Untemehmensdatenbanken, dem Handelsre- 
gister und anderen geeigneten Quellen werden 
zur Ergänzung der amtlichen Erhebungen grund- 
sätzlich nicht genutzt. 

293. Die Notwendigkeit einer sachlich adäquaten 
empirischen Datenbasis zu Zwecken einer wirt- 
schafts- und wettbewerbspolitisch aussagekräftigen 
Erfassung der wirtschaftlichen Konzentration im Han- 
del wird von keiner Seite bestritten. Ebensowenig 
wird bezweifelt, daß das gegebene amtliche statisti- 
sche System nicht an diesen Zwecken orientiert ist. 
Zur konzeptionellen Verbesserung der amtlichen 
Handelsstatistik im Wege von Sonderaufbereitungen, 
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amtlichen Befragungen imd Zählungen, der Nutzimg 
administrativer imd gerichtlicher Dateien und sonsti- 
ger externer Quellen hat die Monopolkommission 
verschiedene konkrete Vorschläge entwickelt. Die 
mit der Verwirklichung der Vorschläge verbimdenen 
allgemeinen statistikrechtlichen Fragen, insbeson- 
dere zur Erfassimg von Untemehmensgruppen und 
Konzernen, werden in Abschnitt D des Einführungs- 
kapitels zu diesem Gutachten behandelt. Die spezi- 
fisch auf die Handelsstatistik bezogenen Vorschläge 
sind in den folgenden Abschnitten enthalten, 

Probleme, die aus dem Stichprobenverfahren der 
amtlichen Handelsstatistik resultieren, werden an 
dieser Stelle nicht angesprochen, da kurzfristig keine 
realisierbare Alternative erkennbar ist. 


4.1 Erhebungsmerkmale 

294. Zur Erfassung der Beteiligungsverhältnisse der 
Unternehmen sind folgende Mindestangaben zu 
erheben: 

— Name und Sitz der Unternehmen, an denen das 
Unternehmen im Sinne von § 285 Nr. 11 bzw. § 313 
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 HGB beteiligt ist. 

— Name imd Sitz des Mutteruntemehmens einer 
Kapitalgesellschaft im Sinne von § 285 Nr. 13 
HGB. 

Das Handelsstatistikgesetz enthält bereits zwei 
Ansatzpunkte für die Ermittlung der Beteiligungsver- 
hältnisse von Unternehmen. Die in den Handels- und 
Gaststättenzählungen enthaltenen Fragen nach der 
Kapitalbeteiligung anderer Unternehmen und nach 
der Höhe der Kapitalbeteiligung der größten Liefe- 
ranten am Eigenkapital des jeweils befragten Unter- 
nehmens sowie der Höhe der auf diese entfallenden 
Warenbezüge könnten verallgemeinert und ver- 
stärkt ausgewertet werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 lit. b 
HdlStatG). 

Bei einer größeren konzeptionellen und methodi- 
schen Konsistenz der Handelsstatistik und der 
Umsatzsteuerstatistik könnte die Zusammenführung 
der Ergebnisse aus beiden Statistiken Aufschluß über 
das Gevdcht der im Umsatzsteuerrecht relevanten 
Organs chaften imd damit über kapitalmäßig verfloch- 
tene Unternehmen liefern. 

295. Für den Groß- und den Einzelhandel werden in 
den Ergänzimgserhebungen die Umsatzanteile der 
inländischen Lieferanten nach vier Gruppen sowie 
der Umsatzanteil der ausländischen Lieferanten 
erfaßt. Zusätzlich werden für den Einzelhandel die 
Anteile der Bezüge über freiwillige Ketten, Gruppen 
oder Einkaufsvereinigungen erfragt. 

Die Bezugs- und Absatzsysteme im Handel sollten 
kurzfristiger, differenzierter und konkreter erfaßt wer- 
den; die betreffenden Organisationen sind namentlich 
zu bezeichnen: 


19) Zur begrifflichen Abgrenzung vgl. u. a. Ausschuß für 
Begriffsdefinitionen aus der Handels- und Absatz Wirtschaft, 
Katalog E, Köln 1982 (überarbeitete Fassung für 1994 
vorgesehen). 


— Name der freiwilligen Kette, der Einkaufsgenos- 
senschaft, -Vereinigung oder Verbundgruppe, der 
Konsumgenossenschaft, des Einkaufskontors^ der/ 
dem das Unternehmen als Mitglied oder Gesell- 
schafter angehört. 

— Anteil am Beschaffimgs- bzw. Absatzvolumen des 
jeweils befragten Unternehmens, der auf die 
genannte Organisation entfällt. 

— Anzahl der Verkaufsstellen von Filialtmtemeh- 
men. 

Bei der Erfassimg der einzelnen Bezugs- imd Absatz- 
organisationen ist eine manuelle Nachbearbeitung 
der Fragebogen erforderlich. Inhaltlich eindeutige, 
aber unterschiedliche Bezeichnungen des gleichen 
Sachverhalts könnten zu Erfassungsfehlem führen. 
Der zusätzliche Aufwand dürfte begrenzt sein, da der 
Kreis der in Frage kommenden Organisationen weit- 
gehend feststeht und bekarmt ist. 

296. Die Vertriebsformen und -wege des Groß- bzw. 
Einzelhandels werden von der amtlichen Statistik in 
zu langen Abständen, zu wenig differenziert und 

— auch soweit ermittelbar — unverbunden mit den 
auf sie entfallenden Umsatzanteilen nach Warengmp- 
pen erfaßt. Im Rahmen der Handels- und Gaststätten- 
zählungen bei Unternehmen und Arbeitsstätten wer- 
den neben den Absatzformen 20 ) die Anzahl der 
Zweigniederlassungen, die Betriebs- und Bedie- 
nungsform, die hiermit in Verbindung stehenden 
Geschäfts- und Verkaufsflächen sowie die örüiche 
Lage erfragt. Für den Großhandel reduziert sich die 
Befragung auf die Anzahl der Zweigniederlassungen, 
die Bedienungsform Cash and Carry imd die örtliche 
Lage. Die mehrjährlichen Ergänzungserhebungen 
und die Jahreserhebungen beschränken sich auf die 
Ermittlimg der Absatzformen. Für den Großhandel 
enthalten lediglich die Ergänzungserhebimgen eine 
grobe Gliederung des Inlandsumsatzes nach Abneh- 
mergmppen. 

Die große Anzahl der verschiedenen in der Praxis 
angewendeten Vertriebs- und Absatzformen, -linien 
und -Systeme 21) sind als unmittelbare Wettbewerbs- 
parameter möglichst genau zu erfassen: 

— Vertriebs- und Absatzformen 

Einzelhandel: SB-Warenhaus, Verbrauchermarkt, 
Kleinverbrauchermarkt, Super- 
markt, SB- und Bedienungsge- 
schäft, Lebensmittelgeschäft, Dis- 
countgeschäft, Großdiscounter, 
Fachmarkt nach Typ, Warenhaus, 


20) Im Großhandel: Umsatz im Streckengeschäft, mit dem 
Ausland, mit dem inländischen Einzelhandel; im Einzelhan- 
del: Umsatz im Versandhandel, stationären und ambulanten 
Handel. 

21) Die einzelnen Vertriebsformen definieren sich aus einer 
Kombination der Merkmale Geschäfts- und Verkaufsflä- 
chen, örtliche Lage, Bedienungsformen, Bestehen von Fach- 
abteüungen nach Warengruppen, Breite und Tiefe des 
Sortiments, Anteil an Lebensmitteln insbesondere Frischwa- 
ren. Zur begrifflichen Abgrenzung der Vertriebsformen im 
Handel vgl. Katalog E, a. a. O., und Anhang 2 eim Ende 
dieses Kapitels. 
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Kaufhaus; Anschluß an ein Ver- 
triebssystem (z, B. Franchise) 
Großhandel: C+C-Betrieb, Zustellgroßhandel, 
Zustelldienst für Großverbraucher. 

— Gliederung des Umsatzes der Unternehmen 

im Groß- imd Einzelhandel 
nach Vertriebsformen und Waren- 
gruppen. 

Der bisherigen statistischen Praxis entsprechend kön- 
nen anstelle der oder ergänzend zu den einzelnen 
Vertriebsformen und -wegen auch die einzelnen Kri- 
terien erfragt werden, die diese definieren (z. B. 
Geschäfts- und Verkaufsflächen, Lebensmittelanteil 
u. a.). 


4.2 Funktionaler Umsatz 

297. Die starke Dynamik des Wettbewerbs im Han- 
del bezieht sich nicht nur auf die Preise imd Qualitäten 
der einzelnen Waren, sondern insbesondere auch auf 
die von den großen Handelsimtemehmen nachge- 
fragten rmd angebotenen Warensortimente. Sie spie- 
len für die sachliche Marktabgrenzung eine entschei- 
dende Rolle. Die amtliche Handelsstatistik vermag 
diese Entwicklimg aus konzeptionellen Gründen 
nicht oder nur unvollkommen zu erfassen: 

— Kleinste rechtliche Einheiten: 

Sortimentsverschiebungen auf der Ebene der gro- 
ßen Handelsunternehmen und -konzeme, die, wie 
in vielen Fällen, auf externem Wachstum, d. h. 
dem Zusammenschluß von Unternehmen ohne 
Aufgabe ihrer rechtlichen Selbständigkeit, beru- 
hen, spiegeln sich in der amtlichen Statistik nicht 
oder nur unzureichend wider. Die Erhebungsein- 
heiten im Sinne kleinster rechtlicher Einheiten 
müssen von diesen Vorgängen nicht unmittelbar 
berührt werden. 

— Schwerpunktprinzip: 

Die wirtschaftssystematische Zuordnung der Un- 
ternehmen nach dem Schwerpunkt prinzip knüpft 
bereits an das Warensortiment an. Dies betrifft 
auch die Positionen der Unternehmen im Einzel- 
handel mit Waren verschiedener Art, d. h. ohne 
ausgeprägten Schwerpunkt (WZ 43981 bis 43983), 
die gewisse Bandbreiten zur Sortimentsstruktur 
vorgeben. 

Es überrascht daher nicht, daß die Aufbereitung der 
mehijährhchen Ergänzungserhebungen im Groß- imd 
Einzelhandel trotz einer detaillierten Erfassung der 
Warenbereiche — entgegen der Realität auf Unter- 
nehmens- und Konzemebene — auch langfristig nur 
relativ geringfügige Verschiebungen der Sortiments- 
struktur erkennen läßt. Abhilfe kann nur durch eine 
Verbesserung des Aufbereitungsverfahrens erreicht 
werden, die die gegebenen konzeptionellen Be- 
schränkimgen vermeidet: 

— Aufbereitungseinheiten: 

Vor der weiteren Aufbereitung sind die Erhe- 
bimgseinheiten im Sinne kleinster rechtlicher Ein- 


heiten nach ihrer wirtschaftlichen Verflechtung zu 
Konzernen oder Untemehmensgruppen zusam- 
menzufassen. 

— Kohorten: 

Zur Darstellimg der Sortimentsstruktur und deren 
Entwicklimg sind tm Zeitablauf identische statisti- 
sche Einheiten zusammenzufassen. Dieses könnte 
beispielsweise nach der Größe oder den spezifi- 
schen Beschaffimgs- und Absatzwegen der Unter- 
nehmen erfolgen. 

298. In den Jahreserhebungen für den Einzelhandel 
wird die Gliederung der funktionalen Umsätze nach 
maximal zehn Hauptwarenbereichen erfragt. Die 
übrigen Zählimgen und Erhebimgen im Handel ent- 
halten hierzu offene Fragen ohne Vorgaben. Die weite 
Abgrenzung der Warengruppen bewirkt eine starke 
Heterogenität. Sie entsprechen nur eingeschränkt der 
Systematik der Wirtschaftszweige. Ein Vergleich der 
funktionalen Ergebnisse mit den Ergebnissen der 
institutionellen Statistik für den Handel oder für das 
Produzierende Gewerbe wird behindert. Notwendig 
ist eine 

erweiterte Erfassung des funktionalen Umsatzes im 

Groß- und Einzelhandel nach Warengruppen (vgl. 

Anhang 3). 

Das Handelsstatistikgesetz erlaubt, die Befragung der 
Unternehmen und Arbeitsstätten zum Umsatz nach 
Warengruppen (§ 4 Nr. 9 imd § 6 Abs. 1 Nr. 1 ht. d 
HdlStatG) dem Informationsbedarf anzupassen. Die 
Gliederung der funktionalen Umsätze im Handel 
sollte vertieft werden und im Rahmen der Systematik 
der Wirtschaftszweige (WZ) 22) oder des Warenver- 
zeichnisses für die Binnenhandelsstatistik (WB) 23) zu 
möglichst homogenen Warengruppen führen. 

Trotz der Erweiterung des Katalogs der funktionalen 
Umsätze kann erwartetet werden, daß sich die Bela- 
stung der Wirtschaft nicht wesentlich erhöht. Das 
Warensortiment kleinerer Unternehmen konzentriert 
sich in der Regel auf wenige Positionen, größere 
Unternehmen mit einem breiteren Sortiment verfügen 
über ein ausreichendes Informationswesen. Dem 
äußerlichen Eindruck der Unübersichtlichkeit und 
Vielzahl der in Frage kommenden Positionen kann 
durch eine möglichst übersichtliche Gliederung des 
Fragebogens entgegengewirkt werden (als gutes Bei- 
spiel erscheint die farbliche Absetzung im Fragebo- 
gen der Ergänzungserhebung der Einzelhandelsstati- 
stik für das Geschäftsjahr 1991). Zu bedenken bleibt, 
daß die Ghedenmg der Warenbereiche in der amtli- 
chen Statistik nicht immer dem Verständnis und der 
Praxis der Wirtschaft entspricht. Die hiermit verbun- 
denen Fragen sollten mit Vertretern der Handelsver- 
bände imd Experten erörtert werden. Hierbei könnte 
auch nochmals geprüft werden, die für alle Unterneh- 
men einheitlichen Fragebogen, z. B. nach der Bran- 


22) Statistisches Bundesamt, Systematik der Wirtschaftszweige 
mit Erläuterungen, Ausgabe 1979, Stuttgart/Mainz 1980. 

23) Statistisches Bundesamt, Warenverzeichnis für die Binnen- 
handelsstatistik, Ausgabe 1978, 3. Aufl., Stuttgart 1989. 
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chenzugehörigkeit oder nach der Größe der Unter- 
nehmen, unterschiedlich zu gestalten. 


4.3 Internationalisierung der Bezugs- 
und Absatzwege 

299. Die Handelsstatistik beschränkt sich für Groß- 
handelsunternehmen in allen Erhebungen auf globale 
Exportanteile als Absatzform. Der Anteil der Bezüge 
aus dem Ausland ist — wie für den Einzelhandel — nur 
in den Ergänzungserhebungen enthalten. Weitere 
Angaben zu den Auslandsbezügen des Einzelhandels 
werden nicht erfragt. Notwendig ist die Erfassung 
von 

Beschaffungs- und Absatzvolumen des Groß- bzw. 
Einzelhandels gegenüber dem Ausland nach 
Warengruppen sowie Lieferanten- und Abnehmer- 
gruppen. 

Die Intemationalisierung der Beschaffungs- und 
Absatzmärkte ist insbesondere bezogen auf den euro- 
päischen Binnenmarkt von zunehmender Bedeutung. 
Die internationale Wettbewerbsposition des deut- 
schen Handels sowie dessen Angebots- und Nachfra- 
gemacht auf den Beschaffungs- und Absatzmärkten in 
Deutschland werden u. a. unmittelbar durch diese 
Faktoren bestimmt. 


4.4 Erhebungszeiträume 

300. Nach § 1 Abs. 2 Nm. 3 und 4 HdlStatG ist es 
möglich, Ergänzungserhebungen nach fünf Jahren 
und Handels- und Gaststättenzählungen im Bedarfs- 
fälle in kürzeren Abständen als zehn Jahre durchzu- 
führen. Der Termin der letzten Zählung 1993 wurde 
z. B. nach einem Abstand von acht Jahren wegen des 
Beitritts der neuen Bundesländer festgelegt. 

Bei der Verabschiedung des Handelsstatistikgesetzes 
ist der Gesetzgeber davon ausgegangen, zwischen- 
zeitliche Informationen durch die im Wechsel mit den 
Handels- und Gaststättenzählungen stattfindenden 
Arbeitsstättenzählungen zu gewinnen. Termine und 
Periodizität der zukünftigen Arbeitsstättenzählungen 
sind nach den Erfahrungen mit der letzten Zählung 
jedoch ungewiß. Hinzu kommt, daß die Ergebnisse 
beider Zählungen vor allem wegen der unterschiedli- 
chen Erhebungsmerkmale, der Befragungsmethoden 
und der wirtschaftssystematischen Zuordnung der 
Erhebungseinheiten nur begrenzt vergleichbar sind. 

Das für europäische statistische Zwecke nach der 
Register- Verordnung (EWG) 24) auch im Bereich 
des Handels aufzubauende Untemehmensregister 
könnte im Rahmen des nationalen Rechts ebenfalls für 
Zwecke der deutschen amtlichen Statistik genutzt 
werden. Bei einer geeigneten Ausgestaltung des 
Registers wären die bisherigen Handels- und Gast- 
stättenzählungen möglicherweise entbehrlich. Die 


24) Verordniuig (EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 
über die iiinergememschaftliche Koordinienmg des Auf- 
baus von Untemehmensregistem für statistische Verwen- 
dungszwecke, ABI. EG Nr. L 196 vom 5. August 1993, 
S. 1. 


statistische Auswertung des Registers würde die 
Aktualität und Zuverlässigkeit der Ergebnisse bereits 
in Hinblick auf eine bessere Abgrenzung des Berichts- 
kreises für Total- und Stichprobenerhebungen erhö- 
hen. 


4.5 Nutzung von Datenquellen außerhalb 
der amtlichen Handelsstatistik 

301. Der Nutzung allgemein zugänglicher Daten- 
quellen kommt im Bereich der Handelsstatistik beson- 
dere Bedeutung zu. Das Fehlen einer Kartei der 
Unternehmen und Betriebe, wie sie im Produzieren- 
den Gewerbe besteht, und der große zeitliche 
Abstand der Handels- und Gaststättenzählungen 
kann durch die zwischenzeitlichen Stichprobenerhe- 
bungen in Gestalt der Ergänzungs-, Jahres- und 
Monatserhebungen nur beschränkt ausgeglichen 
werden. Dem starken wettbewerbspolitischen Inter- 
esse in Politik und Öffentlichkeit an der aktuellen 
Entwicklung im Handel wird dadurch nicht genügt. Es 
überrascht daher nicht, daß die Wirtschafts- und 
Wettbewerbspolitik im Handel sich in erster Linie auf 
private, kommerziell angebotene Datenquellen stüt- 
zen muß. Daß diese aufgrund ihres speziellen Verwer- 
tungsinteresses im Bereich des Marketing, des Con- 
sulting oder der Kreditwürdigkeitsprüfung nicht in 
erster Linie an einem wettbewerbspolitischen Er- 
kenntnisinteresse orientiert sind, liegt auf der Hand. 

Für eine effiziente Nutzung der verfügbaren empiri- 
schen Quellen zu Zwecken der amtlichen Statistik 
reicht es nicht aus, diesen Quellen die interessieren- 
den Angaben lediglich zu entnehmen und isoliert 
aufzubereiten. Von Bedeutung sind die tatsächlichen 
und rechtlichen Möglichkeiten, diese Angaben mit 
den Ergebnissen der amtlichen Statistik zu verbin- 
den. 

302. Unter den in Frage kommenden Registern ste- 
hen allgemein zugängliche Quellen nach Maßgabe 
des Handelsrechts an erster Stelle, i.e. der Bundesan- 
zeiger, das Handels- und Genossenschaftsregister 
sowie die Jahresabschlüsse und Lageberichte der 
Unternehmen aufgrund ihrer Publizitäts-, Offenle- 
gungs- und Hinterlegungspflicht. Neben administra- 
tiven und gerichtlichen Registern bestehen verschie- 
dene allgemem zugängliche und kommerziell ange- 
botene Informationsdienstleistungen, die sich im 
wesentlichen ebenfalls auf die allgemein zugängli- 
chen Register stützen und durch eigene Befragungen 
und Recherchen ergänzt werden. Die Monopolkom- 
mission hat ihre eigenen empirischen Untersuchun- 
gen vor allem auf die derzeit vollständigste verfüg- 
bare Unternehmens datei des Verbandes der Vereine 
Creditreform e.V., Neuss, sowie, insbesondere für den 
Lebensmittelhandel, auf die regelmäßigen Veröffent- 
lichungen der M+M Eurodata, Gesellschaft für Unter- 
nehmensberatung und Informationssysteme mbH, 
Frankfurt, gestützt. 

303. Eine Quelle administrativer Daten zur Kapital- 
verflechtung der Unternehmen enthalten möglicher- 
weise die Unterlagen der Finanzverwaltungen. Diese 
stellen den Statistischen Ämtern bereits nach § 6 
Abs. 2 HdlStatG die zur Diuchführung der Handels- 
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und Gaststättenzählungen notwendigen Anschriften- 
verzeichnisse in Gestalt von Unternehmens- und Kon- 
zemverzeichnissen zur Verfügung. Jedenfalls verfü- 
gen die Finanzverwaltimgen im Hinblick auf das 
steuerrechtliche Institut der Organschaft über Unter- 
lagen zur Kapitalverflechtimg der Unternehmen, Es 
sollte geprüft werden, ob die derzeit vornehmlich auf 
Landesebene in heterogener Form zur Verfügung 
gestellten Unterlagen in der Weise aufbereitet oder 
ergänzt werden körmen, die es der amtlichen Han- 
delsstatistik erlaubt, die einzelnen Unternehmen zu 
den ihnen jeweils übergeordneten Einheiten zusam- 
menzuführen. 

304 . Zu den gegenwärtig bestehenden rechtlichen 
Fragen, die mit einer Nutzxmg externer Quellen zu 
Zwecken der amtlichen Statistik verbunden sind, hat 
die Monopolkommission in Abschnitt D des Einfüh- 


nmgskapitels zu diesem Gutachten eingehend Stel- 
limg genommen. 

Im Hinblick auf das nach der Register-Verordnxmg 
(EWG) für Zwecke der Europäischen Gemeinschaft 
auch im Handel aufzubauende Untemehmensregister 
imd die Nutzung bereits bestehender administrativer 
Dateien stellt sich ohnehin die Frage nach einer 
wirkimgsvollen Nutzimg auch für Verwendxmgs- 
zwecke der deutschen Handelsstatistik. Allerdings ist 
bisher nicht bekannt, wie die nach der Register- 
Verordmmg (EWG) für statistische Zwecke der Euro- 
päischen Gemeinschaft zukünftig zu schaffenden 
Informationssysteme (z. B. Untemehmensregister, 
Zugang zu administrativen xmd gerichtlichen Da- 
teien) auch für Zwecke der deutschen amtlichen 
Statistik genutzt werden sollen. 
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Anhang 1 


Ausgewählte Erhebungsmerkmaie in den amtlichen Erhebungen und Zählungen 
für den Groß- und Einzelhandel) 


Erhebungen, 
N. Zählungen 

Erhebungs- 
einheiten 

Handels- und 

Gaststättenzählungen 1979, 1985, 1993 
für die Geschäftsjahre 1978, 1984, 1992 

Ergänzungserhebungen 

für die Geschäftsjahre: 
GH; 1980, 1986 

EH: 1979, 1985, 1991 

Jahreserhebungen 

für die Geschäftsjahre: 
GH: 1979ff. 

EH: 1979 ff. 

Erhebungs- 

merkmale 11 N. 

Arbeitsstätten 

Unternehmen 

Unternehmen 

Unternehmen 

Kapitalbeteiligung 
der Unternehmen 


GH: Kapitalbeteiligun- 
gen von Unterneh- 
men 

Kapitalbeteiligung 
der Lieferanten 
Warenbezüge der 
Lieferanten (%) 

EH: Kapitalbeteiligun- 
gen von Unterneh- 
men 

Kapitalbeteiligimg 
der Lieferanten 
Warenbezüge der 
Lieferanten {%) 



Funktionaler Umsatz 
nach Warengruppen 

GH; Offene Frage nach 
Warengruppen 
(%) 

EH: Offene Frage nach 
Warengruppen 
(%) 

Ständiges Angebot 
schnell verderb- 
licher Nahnmgs- 
mittel 

GH; Offene Frage nach 
Warengruppen 
(%) 

EH: Offene Frage nach 
Warengmppen 
(%) 

Ständiges Angebot 
schnell verderb- 
licher Nahrungs- 
mittel 

GH; Warenbezüge nach 
159 Warenarten 2) 
(%) 

EH; Warenbezüge nach 
107 Warenarten 
(%) 

EH; 10 Hauptwaren- 
bereiche 
(%) 

GH: Offene Frage nach 
Warengruppen 
(%) 

Intema tionedisierung 
von Bezug und Absatz 


GH: Umsatz mit dem 
Ausland 

Umsatz aus selbst - 
importierter 
Handelsware (%) 

EH: — 

GH: Absatz an Kimden 
mit Sitz im Aus- 
land 

Bezüge von Liefe- 
ranten mit Sitz im 
Ausland (%) 

EH; Bezüge von Liefe- 
ranten mit Sitz im 
Ausland 

GH: Umsatz mit dem 
Ausland (%) 

EH: — 

Bezugssystem, 

Einkaufsorganisation 



GH: 6 Gmppen (%): 

4 Lieferantengmp- 
pen mit Sitz im 
Inland 

Lieferanten mit Sitz 
in der DDR 
Lieferanten mit Sitz 
im Ausland 





Inland; Anteil {%) 
Mitglied oder Ge- 
sellschafter einer 
Einkaufsvereini- 
gimg oder eines 
Einkaufskontors 





EH: 5 Gruppen {%) 

4 Lieferantengrup- 
pen mit Sitz im 
Inland 

Lieferanten mit Sitz 
im Ausland 





Inland: 2 Gruppen 
(%) 

Mitgliedschaft in 
Ketten oder Grup- 
pen, Einkaufs - 
vereinigrmgen 
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Erhebungen, 
N. Zählungen 

N. Erhebungs- 

einheiten 

=> 

Handels- und 

Gaststättenzählungen 1979, 1985, 1993 
für die Geschäftsjahre 1978, 1984, 1992 

Ergänzungserhebungen 

für die Geschäftsjahre: 
GH: 1980, 1986 

EH: 1979, 1985, 1991 

Jahreserhehungenfür 

die Geschäftsjahre: 

GH: 1979 ff. 

EH: 1979ff. 

Erhebungs- N. 

merkmale U 

Arbeitsstätten 

Unternehmen 

Unternehmen 

Unternehmen 

Vertriebssystem, 

Bedienungsform 

GH: Selbstbedienungs- 
großhandel 
Cash+Carry 

7 örtliche Lagen 

EH: 8 Haupt-Betriebs- 
formen 

8 andere Betriebs- 
formen 

Geschäfts- und 
Verkaufsfläche 
Überwiegend 
Selbstbedienung 

7 Örtliche Lagen 

GH: Anzahl der Arbeits- 
stätten 

Selbstbedienungs- 

großhandel 

Cash+Carry 

7 örtliche Lagen 

EH: Anzahl der Arbeits- 
stätten 

8 Haupt-Betriebs- 
formen 

8 andere Betriebs- 
formen 

Geschäfts- und 
Verkaufsfläche 
Überwiegend 
Selbstbedienung 

7 örtliche Lagen 



Absatzform 

GH: — 

EH: siehe Betriebsform 

GH: 5 Gruppen (%) 

Streckengeschäft / 
Lagergroßhandel; 
Ausland / 
inländischer 
Einzelhandel, 
sonstige Kunden 

EH: siehe Betriebs- 
formen 

GH: Absatz nach 

4 Gruppen (%): 

Streckengeschäft, 

DDR 

Ausland, 

7 inländische Ab- 
nehmergruppen 

EH: 3 Gruppen (%): 
Stationärer 

Handel, 

Versandhandel, 

ambulanter 

Handel 

GH: 3 Gruppen: Strek- 
kengeschäft, Aus- 
land, inländischer 
Einzelhandel (%) 

EH: 3 Gruppen (%): 
Stationärer 

Handel, 

Versandhandel, 

cimbulanter 

Handel 

Art der wirtschaftlichen 
Tätigkeit 

GH: 6 Gruppen (%) 

EH: 6 Gruppen (%) 

GH: 6 Gruppen (%) 

EH: — 

GH: 6 Gruppen (%) 

EH; 6 Gruppen (%) 

GH: 6 Gruppen (%) 

EH: 6 Gruppen (%) 


Abkürzungen: EH Einzelhandel; GH Großhandel 

*) Der Übersicht liegen die amtlichen Fragebogen der jeweils letzten Erhebung bzw. Zählung zugrunde. 

2) Statistisches Bundesamt, Warenverzeichnis für die Binnenhandelsstatistik, Ausgabe 1978, 3. Aufl., Stuttgart 1989. 


Anmerkungen: Abgrenzung der amtlichen Erhebungsmerkmale 

Groß- und Einzelhandel 


6 Arten der wirtschaftlichen Tätigkeit — Einzelhandel (Absatz an private Haushalte) 

(alle Erhebungen) — Großhandel (Absatz an andere als private Haushalte) 

— Handelsvermittlung einschließlich Delkredere- und Zentral- 
regulienmgsgeschäfte 

— Gastgewerbe (Gaststätten und Beherbergungsgewerbe, 
Kantinen) 

— Herstellung, Reparatur, Be- tmd Verarbeitung 
— übrige Tätigkeiten 


7 Örtliche Lagen 

(Handels- imd Gaststättenzählung) 


— Zentrum/Nebenzentrum der Stadt oder Gemeinde 

— Fußgängerzone/übrige (s) Innenstadt bzw. Nebenzentrum 

— Wohngebiet/außerhalb geschlossener Besiedlung/sonstige 
Lage 


4 Inländische Lieferantengruppen — Binnengroßhändler und Importeure einschließlich Einkaufs- 
(Ergänzungserhebung) Zusammenschlüsse imd Einkaufskontore 

— Industrie- und Handwerksbetriebe 

— land- und forstwirtschaftliche Betriebe (auch Weinbau- 
betriebe) 

— sonstige Lieferanten 
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Großhandel 

Einzelhändler 

Industrie- und Handwerksbetriebe 

Binnengroßhändler und Exporteure einschließlich Einkauf s- 
zusammenschlüsse und Einkaufskontore 
sonstige gewerbliche Abnehmer und Angehörige freier 
Berufe 

land- und forstwirtschaftliche Betriebe (auch Weinbau- 
betriebe) 

Gebietskörperschaften, Organisationen ohne Erwerbs Charak- 
ter, Sozialversicherungen 

private Haushalte einschließlich Eigenverbrauch sowie Ver- 
käufe an Personal 

3 Absatzformen — Streckengeschäfte 

(Handels- und Gaststättenzählung, — Auslandsgeschäfte 

Ergär^imgserhebung, — Geschäfte mit dem inländischen Einzelhandel 

Jahreserhebung) 

Einzelhandel 

8 Haupt-Betriebsformen — Kaufhaus 

(Handels- und Gaststättenzählung) — Warenhaus 

— SB-Warenhaus 
— Verbrauchermarkt 
— Supermarkt 

— sonstiger SB-Lebensmittelmarkt 
— Fachmarkt 

— andere Ladengeschäfte (z.B. Fach- und Spezialgeschäft) 

Kiosk, fester Straßenverkaufs stand 
Versandhandel 

Handel vom Lager (Lagerplatz) 

freie Tankstelle (Absatz überwiegend in eigenem Namen) 
Agenturtanksteile (Absatz überwiegend in fremdem Namen) 
beweglicher Verkaufs stand an Straßen oder auf Märkten 
Haustürverkauf, Verkaufswagen 
sonstige Betriebsform (z. B. Verkauf aus Automaten) 

3 Absatz formen — stationärer Handel 

(Handels- und Gaststättenzählung, — Versandhandel 
Ergänzungserhebung, — Markt-, Straßen- und Hausierhandel 

Jahreserhebung) 

10 Hauptwarenbereiche — Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 

(Jahreserhebung) — Textilien, Bekleidung, Pelzwaren, Schuhe, Leder- und 

Galanteriewaren, Bodenbeläge 
— Eisenwaren, Hausrat, Sport- und Campingartikel, Installa- 
tionsgeräte und -material, Baustoffe, Holz, Holzhalbwaren 
— Möbel, Antiquitäten, Holz-, Korb-, Flecht-, Schnitz- und 
Formstoff waren 

— elektrotechnische, feinmechanische und optische Erzeug- 
nisse, Uhren, Schmuck, Spielwaren, Musikinstrumente 

— Papier, Papierwaren, Schreib- und Zeichenartikel, Druckerei- 
erzeugnisse, Büroorganisationsmittel, -maschinen und 
-möbel 

— Wasch- und Putzmittel, Hygieneartikel, Körperpflegemittel, 
medizinische Erzeugnisse, Labor gerät e, Arzneimittel 
— Rohstoffe und Vorerzeugnisse, Brennstoffe, Mineralölerzeug- 
nisse, Gebrauchtwagen, Schrott, Altmaterial 
— Fahrzeuge, Maschinen, technischer Bedarf, Anstrichfarben, 
Lacke, Tapeten 

— lebende Tiere, Pflanzen, Saaten sowie Rohstoffe und Vorer- 
zeugnisse pflanzlichen und tierischen Urspiungs für Nah- 
rungsmittel und Getränke; Futter- und Düngemittel 


8 Andere Betnebsformen — 

(Handels- und Gaststättenzählung) — 


7 Inländische Abnehmergruppen 
(Ergänzungserhebung) 
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Anhang 2 


Definitionen der Vertriebsformen im Groß- und Einzelhandel^) 


SB- Warenhaus 

Verbrauchermarkt 

Kleinverbrauchermarkt 

Supermarkt 

SB- und 

Bedienungsgeschäft 

Lebensmittelgeschäft 

Discoxmtgeschäft 

Großdiscounter 

Fachmarkt 

Nonfood-Geschäft 

Warenhaus 

Kaufhaus 

C+C-Betrieb 

Zustellgroßhandel 

Zustelldienst 

für Großverbraucher 


SB-Warenhaus in dezentraler Lage, mit einer Verkaufsfläche über 5 000 qm und 
einem warenhausähnlichen Sortiment. 

SB-Geschäft mit einer Verkaufsfläche von 1 500 bis 5 000 qm und einem 
Lebensmittelsortiment. 

SB-Geschäft mit einer Verkaufsfläche von 800 bis 1 500 qm xmd einem 
Lebensmittelsortiment. 

SB-Geschäft mit einer Verkaufsfläche von 400 bis 800 qm imd einem Lebens- 
nüttelsortiment. 

Lebensmittelgeschäft mit einer Verkaufsfläche von bis 400 qm xmd einem 
Lebensmittelsortiment. 

Kleüiflächige Verkaufsstellen für Food in den neuen Bxmdesländem (frühere 
Verkaufsstelle für Waren des täglichen Bedarfs). 

Geschäft, das Lebensnüttel mit einem begrenzten Sortiment, einfacher Laden- 
ausstattimg xmd rüedrigen Preisen anbietet (Discoxmt-Prinzip). 
Discoxmtgeschäft, das mit einer Fläche ab ca. 700 qm ein erweitertes Sortiment 
mit in der Regel auch Frischwaren anbietet. 

SB-Geschäft, das für eine oder mehrere Warengruppen nach Breite xmd Tiefe 
das Sortiment eines Fachgeschäftes anbietet. 

Kleinflächige Verkaxifsstelle für Nonfood in den neuen Bxmdesländem (frühere 
Verkaufsstelle für Industriewaren) 

Geschäft in zentraler städtischer Lage, das mit oder ohne Bedienxmg ein breites 
Sortiment getrennt nach Warengmppen in Fachabteüxmgen anbietet. 
Geschäft mit warenhausähiüichem Sortiment geringer Breite xmd Tiefe xmd 
niedrigem Preisniveau. 

Großhandelsbetrieb, der Wiederverkäufem xmd gewerblichen Verbrauchern 
Waren gegen Barzahlxmg xmd zur Selbstabholxmg anbietet. 

Regelmäßige Belieferxmg von Geschäften selbständiger Einzelhändler mit 
einem Food- und Nonfood-Sortiment. 

Regelmäßige Belieferxmg von Großverbrauchern (Gastronomie, Großküchen, 
Kantinen, soziale Einrichtxmgen) mit einem Spezialsortiment (Nahrxmgsmittel, 
Gastronomie-, Anstaltsbedarf). 


Ü Vgl. M+M, Gesellschaft für Untemehmensberatung und Informationssysteme mbH, TOP-Firmen 1994, Strukturen, Umsätze und 
Vertriebslinien des Lebensmittelhandels Food/Nonfood in Deutschland, Frankfurt 1993, S. I.l 1-1.13. 
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Anhang 3 

Vorschlag: Funktionale Gliederung des Umsatzes der Unternehmen im Groß- und Einzelhandel 
in den Jahreserhebungen der amtlichen Handelsstatistik 


Nr. 

Bezeichnung 

WZ-Nr.‘) 


Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 

431 


Textilien, Bekleidung, Kurz waren, Schneidereibedarf, Handarbeiten, Kürschner- 



waren 

4321—4326 


Heim-, Haustextilien, Bodenbeläge, Bettwaren 

4327 


Schuhe, Lederwaren 

4328 

5 

Eisen-, Metall-, Kunststoffwaren, Feinkeramik, Glaswaren (ohne elektrotechnische 
und Haushaltsgroßgeräte 

4331—4333 

6 

Möbel (ohne Büromöbel) 

4334 

7 

Antiquitäten, Kunstgegenstände, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Münzen, Galan- 
teriewaren, Geschenkartikel 

4335—4336 

8 

Tapeten, Holzwaren a. n. g., Korb-, Kork-, Flechtwaren, Kinderwagen 

4337, 4339 

9 

Elektrotechnische Erzeugnisse a. n. g., Haushaltsgroßgeräte, Leuchten, 
Installationsbedarf für Gas, Wasser und Heizung, Näh- und Strickmaschinen 

4341—4342, 
4338, 4347 

10 

Rundfunk-, Femseh-, phonetische Geräte 

4344 

11 

Musikinstrumente, Musikahen 

4345 

12 

Papier, Schreib waren, Druckerzeugnisse, Organisationsmittel für Bürozwecke 

4351—4354, 
ex 4356 

13 

Büromaschinen, Büromöbel 

ex 4356 

14 

Pharmazeutische Erzeugnisse, medizinische, orthopädische Artikel 

4361—4364 

15 

Kosmetische Erzeugnisse, Körperpflegemittel 

4365 

16 

Drogeriewaren einschließlich sonstiger pharmazeutischer Erzeugnisse und 
Chemikalien 

43661 

17 

Feinseifen, Wasch-, Putz-, Reinigungsmittel, Bürstenwaren, Haushaltspapiere 

43665 

18 

Lacke, Farben 

4368 

19 

Kraft, Schmierstoffe, Mineralölerzeugnisse 

437 

20 

Brennstoffe 

4397 

21 

Kraftwagen 

43811 

22 

Kraftwagenteile, -Zubehör, -reifen 

43815 

23 

Zweiräder, Zweiradteile, -Zubehör, -reifen 

4385 

24 

Blumen, Pflanzen, lebende Tiere, zoologischer Bedarf, Sämereien, Getreide, Saaten, 
Futter-, Düngemittel 

4391—4392, 

401 

25 

Feinmechanische, Foto-, optische Erzeugnisse, Waffen, Munition, Jagdgeräte 

4393—4394 

26 

Uhren, Edelmetall waren, Schmuck, Spielwaren, Sportartikel 

4395—4396 

27 

Sonstige Waren 

4399 


Ergänzungen für den Großhandel 


Nr. 

Bezeichnimg 

WZ-Nr.i) 

28 

Textile Rohstoffe und Halbwaren, Häute, Felle, Leder 

402 

29 

Technische Chemikalien, Rohdrogen, Kautschuk, Rohtabak 

404, 4028 

30 

Erze, Stahl, NE-Metalle, Stahl- und NE-Metallhalbzeug 

406 

31 

Altmaterial, Reststoffe 

408 


Zeichenerklärung: a. n. g. = anderweitig nicht genannt. 

ex = Teilmenge einer Position der Systematik. 

1) Die Nummern der WZ dienen einer Konkretisienmg der Warenbereiche imabhängig von der Art der wirtschaftlichen 
Tätigkeit. 
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KAPITEL III 

Stand und Entwicklung der Konzentration von Großunternehmen 
(aggregierte Konzentration) 


1. Die Messung der aggregierten 
Unternehmenskonzentration 

1.1 Fortschreibung der Unternehmensstatistik 
auf das Jahr 1992 

305. Für die Beurteilung von Stand und Entwicklung 
der Konzentration in der Wirtschaft ist neben der 
Angebotskonzentration im Produzierenden Gewerbe 
(Kapitel I) und im Handel (Kapitel II) auch die aggre- 
gierte Konzentration von wettbewerbspolitischem 
Interesse, weil Großunternehmen, insbesondere 
durch ihre Finanzkraft, marktübergreifende wirt- 
schaftliche Macht ausüben können. 

Aus diesem Grund hat die Monopolkommission in 
ihren Hauptgutachten stets auch den Stand und die 
Entwicklung der hundert größten Unternehmen unter- 
sucht. In den ersten drei Hauptgutachten hat sie die 
„ 100 Größten" nach dem Umsatz festgestellt. Seit dem 
Vierten Hauptgutachten bildet sie die Rangfolge der 
hundert größten Unternehmen nach dem Kriterium 
der Wertschöpfung. Dieses Vorgehen wird für das 
Jahr 1992 fortgeführt. Die Statistik der hundert größ- 
ten Unternehmen nach dem Umsatz wird im Anlagen- 
band in Tabelle III. 1 fortgeschrieben. 

306. Die „100 Größten" nach Wertschöpfung wer- 
den zusätzlich im Hinblick auf die Merkmale Beschäf- 
tigte, Sachanlagevermögen und Cash-flow unter- 
sucht. Außerdem berichtet die Kommission über Ver- 
flechtungen zwischen Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" über Kapitalbeteiligungen, perso- 
nelle Verflechtungen und Gemeinschaftsunterneh- 
men und ermittelt die Beteiligung der „100 Größten" 
an den dem Bundeskartellamt 1992/1993 nach § 23 
GWB angezeigten Unternehmenszusammenschlüs- 
sen. 

307. Trotz konzeptioneller Bedenken i), die in erster 
Linie den eingeschränkten Aussagegehalt branchen- 
übergreifender Unternehmensvergleiche betreffen, 
ermittelt die Monopolkommission seit dem Vierten 
Hauptgutachten zusätzlich zu den „100 Größten" 
nach Wertschöpfung für die fünf Bereiche Industrie 
Handel, Kreditgewerbe, Versicherungsgewerbe so- 
wie Verkehr und Dienstleistungen die größten Unter- 


0 Vgl. Tz. 313 sowie Monopolkommission, Ökonomische Krite- 
rien für die Rechtsanwendung, Hauptgutachten 1982/1983, 
Baden-Baden 1984, Tz. 293. 

2) Im folgenden bezeichnet der Begriff „Industrie“ das Produ- 
zierende Gewerbe. Nach der amtlichen Systematik der 
Wirtschaftszweige von 1979 sind diesem die Bereiche Elek- 
trizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung, Berg- 
bau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe zugeord- 
net. 


nehmen nach Umsatz, Bilanzsumme bzw. Beitrags- 
einnahmen. Diese Berichterstattung wird beibehal- 
ten, da die Kommission daraus zusätzliche Erkennt- 
nisse über die Konzentrationsentwicklung erwartet. 

Eine Änderung erfolgt jedoch dahin gehend, daß den 
größten deutschen Unternehmen aller Wirtschaftsbe- 
reiche die entsprechenden größten Unternehmen 
Europas gegenübergestellt werden. Die herkömmli- 
che, auf das Inland bezogene Untersuchung wird 
durch einen europäischen Vergleich ergänzt. Indem 
die Monopolkommission hierbei ausschließlich den 
westeuropäischen Wirtschaftsraum berücksichtigt, 
trägt sie der fortschreitenden Integration der europäi- 
schen Staaten Rechnung. 

308. Wie in den vorhergehenden Hauptgutachten 
wird die Untersuchung der nach dem Geschäftsvolu- 
menmerkmal größten Unternehmen derjenigen auf 
der Grundlage der Wertschöpfung vorangestellt. Der 
Aufbau des Kapitels ändert sich jedoch geringfügig, 
weil die nationale und die europäische Berichterstat- 
tung zusammengefaßt werden. Die Vergleichbarkeit 
mit den Ergebnissen früherer Gutachten ist dennoch 
gewährleistet. 

309. Über ihre traditionelle Berichterstattung hinaus 
führt die Kommission in diesem Gutachten erstmalig 
eine Untersuchung über die Konzentration in der 
Versicherungswirtschaft durch. 


1.2 Methodische Vorbemerkungen 

310. Am 1. Januar 1986 trat das Bilanzrichtlinien- 
Gesetz^) in Kraft, das erstmals für Unternehmen aller 
Rechtsformen ausführliche Bilanzierungsvorschriften 
festschreibt. Für die Ermittlung der hundert größten 
Unternehmen nach Wertschöpfung sind insbesondere 
die Vorschriften der §§ 238 bis 339 HGB über den 
Konzernabschluß und den Konzernlagebericht von 
Bedeutung. Diese Bestimmungen waren erstmals 
zwingend auf das nach dem 31. Dezember 1989 
beginnende Geschäftsjahr anzuwenden. Wahlweise 
konnte eine Anpassung an das neue Recht aber auch 
in einem früheren Geschäftsjahr erfolgen. Die meisten 
der in die Untersuchung einbezogenen Unternehmen 
hatten von dieser Wahlmöglichkeit Gebrauch ge- 
macht, so daß sich die neuen Vorschriften — insbe- 
sondere die über den Konsolidierungskreis — bereits 
auf die Untersuchungsergebnisse früherer Berichts- 
zeiträume aus wirkten. 


3) Gesetz zur Durchführung der Vierten, Siebenten und Achten 
Richtlinie des Rates der EG zur Koordinierung des Gesell- 
schaftsrechts vom 19. Dezember 1985, BGBl. I S. 2355. 
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Während das alte Recht die Einbeziehung nur der 
inländischen Tochterunternehmen in den Konzernab- 
schluß vorsah, sind nun gemäß §§ 294 bis 296 HGB 
neben dem Mutterunternehmen grundsätzlich alle 
Tochterunternehmen ohne Rücksicht auf ihren Sitz in 
den Konzernabschluß einzubeziehen. Ausgenommen 
sind die Tochterunternehmen, deren Einbeziehung zu 
einer unzutreffenden Darstellung der wirtschaftlichen 
Lage des Konzerns führen würde (§ 295 Abs. 1 HGB). 
Daneben hat das Konzernmutterunternehmen die 
Möglichkeit, auf die Konsolidierung derjenigen Toch- 
terunternehmen zu verzichten, die etwa von unterge- 
ordneter Bedeutung sind, deren Einbeziehung unver- 
hältnismäßig hohe Kosten verursachen würde oder 
deren Geschäftsführung von der Obergesellschaft 
unabhängig ist (§ 296 Abs. 1 und 2 HGB). 

311 . Da die nach Wertschöpfung hundert Größten 
auf der Basis des Inlandskonzerns ermittelt werden, 
führte die Umstellung auf das Weltabschlußprinzip zu 
einer Verschlechterung der Datenlage, denn in der 
Regel verzichten die Unternehmen in ihren Ge- 
schäftsberichten auf den freiwilligen Ausweis der 
Jahresabschlußdaten in der Abgrenzung auf den 
Inlandskonzern. 

Schwierigkeiten bei der Datenerhebung treten auch 
auf, wenn inländische Tochterunternehmen ausländi- 
scher Konzernobergesellschaften von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, die Aufstellung eines Teilkon- 
zemabschlusses zu unterlassen. Diese Option steht 
zur Verfügung, wenn auf einer höheren Stufe des 
Konzerns ein Konzernabschluß aufgestellt wird, der 
den Vorschriften der Siebenten EG -Richtlinie ent- 
spricht und von einem Abschlußprüfer geprüft wird, 
der den Erfordernissen der Achten EG-Richtlinie 
genügt (§§ 291, 292 HGB). 

Handelt es sich bei dem Mutterunternehmen um eine 
Personenhandelsgesellschaft oder ein Einzelunter- 
nehmen, so braucht die Gewinn- und Verlustrech- 
nung nicht offengelegt zu werden (§ 9 Abs. 2 PublG), 
wenn in einer Anlage zur Bilanz bestimmte zusätzli- 
che Angaben gemacht werden (§ 5 Abs. 5 PublG). Die 
Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses ent- 
fällt für Unternehmen dieser Rechtsformen, wenn sich 
ihr Gewerbebetrieb auf die Vermögensverwaltung 
beschränkt und die Aufgaben der Konzernleitung 
nicht wahrgenommen werden (§11 Abs. 5 Satz 2 
PublG). 

312 . Die Maßgeblichkeit des Inlandskonzepts für die 
Berichterstattung der Monopolkommission über die 
aggregierte Konzentration kann aus ihrem gesetzli- 
chen Auftrag (§ 24b Abs. 1 Satz 1 GWB) abgeleitet 
werden, die Entwicklung der Unternehmenskonzen- 
tration in der Bundesrepublik Deutschland regelmä- 
ßig zu begutachten. Die betriebliche Wertschöpfung 
stellt aus dieser Sicht den von einem Unternehmen in 
einer vorgegebenen Periode geschaffenen Wertzu- 
wachs dar, der den Beitrag des Unternehmens zum 
Sozialprodukt widerspiegelt. Die Wertschöpfung der 
inländischen Konzernbereiche ist somit das Pendant 
zum Inlandsprodukt und findet in dieser Größe einen 
geeigneten gesamtwirtschaftlichen Bezug. Eine sol- 
che Bezugsgröße existiert für Erhebungen auf der 
Basis des Weltkonzernabschlusses nicht. Eine gesamt- 
wirtschaftliche Beurteilung der aggregierten Unter- 


nehmenskonzentration müßte daher bei Verwendung 
der Weltkonzerndaten unterbleiben. Hinzu kommt, 
daß eine Abkehr vom Inlandskonzept nach der 
Umstellung auf das Untersuchungsmerkmal Wert- 
schöpfung im Dritten Hauptgutachten einen neuerli- 
chen Bruch in der Kontinuität der Berichterstattung 
bedeuten würde. Die Monopolkommission ist sich 
gleichwohl der Tatsache bewußt, daß die Beschrän- 
kung auf die inländischen Unternehmen und Kon- 
zerne die zunehmende Internationalisierung der 
Märkte nicht ausreichend berücksichtigt, zumal 
offenkundig ist, daß auch ausländische Tochtergesell- 
schaften auf nationalen Märkten wirtschaftliche 
Macht ausüben können. Den erheblichen internatio- 
nalen Verflechtungen trägt die Kommission daher 
durch ausführliche europäische Vergleiche der aggre- 
gierten Unternehmenskonzentration Rechnung. Un- 
tersuchungskriterien dieser branchenbezogenen 
Analysen sind die Geschäftsvolumenmerkmale der 
Weltkonzerne. 

313 . Die Erosion der Datenbasis seit 1986 hatte die 
Monopolkommission bereits im Achten Hauptgutach- 
ten zu einer Überprüfung der konzeptionellen Grund- 
lagen von Kapitel III veranlaßt. Aufgrund der Überle- 
genheit des Größenkriteriums Wertschöpfung gegen- 
über dem Umsatz nahm die Monopolkommission bis 
dahin die Probleme durch Datenunsicherheit bewußt 
in Kauf. Auch die weiter gehende Verschlechterung 
der Datenbasis im Achten Hauptgutachten durch die 
Anwendung des Bilanzrichtlinien-Gesetzes wurde 
geringer eingestuft als die Vorteile des Wertschöp- 
fungskriteriums, das als über Sektorgrenzen hinweg 
vergleichbares Größenmerkmal die Einbeziehung 
von Unternehmen des Kredit- und Versicherungsge- 
werbes erlaubt und unterschiedliche Preisentwick- 
lungen in den einzelnen Branchen, die die Geschäfts- 
entwicklungen der betrachteten Unternehmen ver- 
zerrt wiedergeben, ausschaltet. Darüber hinaus ver- 
mag der Umsatz die unterschiedliche vertikale Inte- 
gration verschiedener Branchen nur unzureichend 
widerzuspiegeln. So ist z. B. bei Handelsunternehmen 
der Anteil der Wertschöpfung am Umsatz regelmäßig 
geringer als bei Unternehmen anderer Branchen. 4) 
Aus den genannten Gründen entschied sich die 
Monopolkommission für die Beibehaltung der Wert- 
schöpfung als geeignetes Maß für Unternehmens- 
größe. Die Argumente haben weiterhin Gültigkeit, 
nicht zuletzt wegen der nur unwesentlichen Ver- 
schlechterung der Datenbasis seit dem Achten Haupt- 
gutachten. 

314 . Sofern dies aufgrund der Bestimmungen über 
den Konsolidierungskreis erforderlich ist, führt 
die Monopolkommission Unternehmensbefragungen 
durch 5), um Angaben über das Geschäftsvolumen 
und die für die Berechnung der Wertschöpfung not- 
wendigen Jahresabschlußdaten zu erhalten. Für die 
Erhebung der nach Wertschöpfung „ 100 Größten" im 
Zehnten Hauptgutachten wurden insgesamt 103 Un- 
ternehmen befragt, von denen 72 (70%) die benötig- 

^) Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 345-351. 

^) Vgl. auch z. B. Monopolkommission, Wettbewerbspolitik 
oder Industriepolitik, Hauptgutachten 1990/1991, Baden- 
Baden 1992, Tz. 360. 
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ten Zahlen vollständig zur Verfügung gestellt haben. 
Für den Kreis der „100 Größten“ des Jahres 1992 
bedeutet dies, daß die Wertschöpfung in 31 ß) Fällen 
geschätzt werden mußte. Gegenüber dem Berichts- 
jahr 1990, für das die Wertschöpfung von 30 Unter- 
nehmen aus dem Kreis der hundert Größten geschätzt 
worden war, hat sich die Datenlage damit nicht 
verschlechtert. Dies ist im wesentlichen darauf 
zurückzuführen, daß die Umstellung auf das neue 
Recht bei nahezu allen betroffenen Unternehmen 
bereits in einer früheren Berichtsperiode erfolgt 
war. 

315 . In den Fällen, in denen die Unternehmen der 
Monopolkommission die für die Berechnung der 
Wertschöpfung erforderlichen Daten für den Inlands- 
konzern nicht oder nur teilweise zur Verfügung stel- 
len können, wird die Wertschöpfung des inländischen 
Konzernbereichs geschätzt. Um die verwendeten 
Schätzmethoden zu überprüfen, hat die Kommission 
in ihrem Achten und Neunten Hauptgutachten Ex- 
post-Schätzungen durchgeführt. Einbezogen wurden 
jeweils die Unternehmen, für die die Wertschöpfung 
sowohl für den Inlands- als auch für den Gesamtkon- 
zern berechnet werden konnte. Ein Vergleich der 
Schätzungsergebnisse in den beiden vorhergehenden 
Gutachten zeigt eine nur unwesentliche Veränderung 
der durchschnittlichen Abweichung der geschätzten 
von den tatsächlichen Werten bei allen verwendeten 
Methoden. Die Kommission vertrat daher in ihrem 
Neunten Hauptgutachten die Ansicht, daß die 
Anwendung der Methode zu ausreichend guten 
Näherungswerten führt. Diese Einschätzung behält 
weiterhin ihre Gültigkeit. Die Kommission verzichtet 
aus diesem Grund in diesem Gutachten auf eine 
Aktualisierung der Ex-post-Schätzungen. Die Ergeb- 
nisse der Ex-post-Schätzungen vorhergehender Be- 
richtsjahre bis 1990 sind im Anlagenband in den 
Tabellen III. 2 bis III. 5 dargestellt. 

316 . Auf der Grundlage der Wertschöpfung des 
Weltkonzerns werden für die betroffenen Unterneh- 
men bis zu drei Schätzwerte für die Wertschöpfung 
des inländischen Konzerns ermittelt: '^) 

— Schätzung über den Umsatz^) 

Methode: _ ws^iu 

Uw 

implizite Annahme: ^ 

Uw Ui 

— Schätzung über die Beschäftigtenzahl 

Methode: . ß, -WS’ib 

Bw 

implizite Annahme: ^ 

Bw Bi 

ö) Hierin sind die Schätzungen für fünf Baukonzerne enthalten. 
Bei Unternehmen dieser Branche besteht auch künftig die 
Notwendigkeit, die Wertschöpfung trotz der Verfügbarkeit 
der Daten des Inlandskonzerns zu schätzen. Dies ist auf die 
Schwierigkeiten bei der Abgrenzung von in- und ausländi- 
schen Aktivitäten zurückzuführen. 

Zeichenerklärung: WS = Wertschöpfung, U = Umsatz, B = Be- 
schäftigte, P = Personalkosten, W = auf der Basis des Weltkon- 
zernabschlusses, I = auf der Basis des inländischen Konzern- 
abschlusses, *= Schätzwert. 

Bei Kreditinstituten erfolgt die Schätzung über die Bilanz- 
summe, bei Versicherungen über die Beiträge. 


— Schätzung über die Personalkosten 

Methode: WSw 

— = Wb ip 

rw 

implizite Annahme: ^ ^^i 

Pw Pi 

Diesen Schätzverfahren liegt die implizite Annah- 
me zugrunde, daß die Relationen Wertschöpfung/ 
Umsatz, Wertschöpfung/Beschäftigte bzw. Wert- 
schöpfung/Personalkosten des Inlandskonzerns mit 
denjenigen des Weltkonzerns übereinstimmen. Ne- 
ben diesen drei Schätzwerten werden das arithmeti- 
sche Mittel aus allen verfügbaren Näherungswerten 
und das Mittel der beiden am nächsten beieinander 
liegenden Schätzwerte berechnet. 9) Die durchschnitt- 
liche prozentuale Abweichung der Näherungswerte 
von der tatsächlichen Wertschöpfung liegt bei Einbe- 
ziehung aller verfügbaren Werte bis 1990 zwischen 
3,38% und 6,93 %.i0) Die zuverlässigste Methode ist 
danach die auf der Grundlage der Personalkosten, die 
am wenigsten genaue diejenige über das Geschäfts- 
volumenmerkmal. 

317 . Ursächlich für die große Genauigkeit der über 
die Personalkosten geschätzten Wertschöpfung ist, 
daß die Personalkosten in der Regel den größten Teil 
der Wertschöpfung erklären. Das schließt Unter- 
schiede zwischen den Relationen auf Welt- und 
Inlandsbasis nicht aus, die zum Beispiel durch unter- 
nehmensspezifische Entwicklungen oder Organisa- 
tionsstrukturen verursacht werden können. Die bei- 
den abgeleiteten Verfahren führen überwiegend 
ebenfalls zu zufriedenstellenden Ergebnissen. Hier- 
bei kommt es infolge entgegengesetzter Abwei- 
chungsrichtungen häufig zu Neutralisierungseffek- 
ten. Ausreißer lassen sich so besser auffangen. Die 
Überlegenheit einzelner Verfahren kann nicht auf 
fundierte theoretische Erkenntnisse gestützt werden, 
da häufig Unternehmens- oder brancheneigene Gege- 
benheiten für die Stabilität der einzelnen Relationen 
ausschlaggebend sein können. 

Die Monopolkommission verwendet bei den zur 
Ermittlung der nach Wertschöpfung hundert größten 
Unternehmen notwendigen Schätzungen in erster 
Linie das auf den Personalkosten basierende Verfah- 
ren. Darüber hinaus wird versucht, aus verschiedenen 
Quellen, z. B. den Geschäftsberichten, geeignete 
Informationen zu gewinnen, die die Auswahl der 
günstigsten Schätzmethode erleichtern. Soweit die 
Ex-post-Schätzungen vorhergehender Berichtsjahre 
einen unternehmensspezifischen Trend erkennen las- 
sen, wird dies ebenfalls berücksichtigt, 

318 . Zusammenfasseiid ist festzustellen, daß die 
Monopolkommission auch zukünftig bei der Bericht- 
erstattung über die aggregierte Unternehmenskon- 
zentration an dem Größenmerkmal Wertschöpfung 
des Inlandskonzerns festhält. Sollte die Aussagekraft 
einzelner Ergebnisse gegenüber Vorperioden einge- 
schränkt sein, so wird darauf zu Beginn der entspre- 


9) Vgl. Tabellen III. 2 bis III. 5 im Anlagenband. 

10) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 363 ff. 

11) Vgl. die Tabellen III. 2 bis III. 5 im Anlagenband. Vgl. auch 
Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, a.a.O., 
Tz. 365 f. 
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chenden Abschnitte hingewiesen. Der Schwerpunkt 
der Analyse richtet sich jedoch weniger auf die exakte 
Ermittlung der Wertschöpfung als auf die Zuordnung 
der Unternehmen zu bestimmten Größenklassen. Der 
Aussagegehalt der Untersuchungen wird durch die 
Schätzungen daher nicht gemindert. 

31 9 . Auch hinsichtlich der Erhebungsmethoden hält 
sich die Monopolkommission an die im Vierten bis 
Neunten Hauptgutachten dargelegten Grundsätze. 
Im Gegensatz zu der Berichterstattung in den Kapiteln 
1 und 11 über die Konzentration im Produzierenden 
Gewerbe und im Handel, die entsprechend den Erhe- 
bungen des Statistischen Bundesamtes auf der Basis 
rechtlich selbständiger Unternehmenseinheiten er- 
folgt, kann die Untersuchung hier bezüglich wirt- 
schaftlicher Einheiten durchgeführt werden. Die dazu 
benötigten Daten werden von der Kommission direkt 
erhoben. Dabei ist in der Regel der Konsolidierungs- 
kreis im Sinne der Vorschriften des Handelsgesetzbu- 
ches maßgeblich. Ausgeschlossen werden allerdings 
die ausländischen Tochterunternehmen. Zu dem 
hier berücksichtigten Konsolidierungskreis zählen 
somit zum einen die unter einheitlicher Leitung ste- 
henden inländischen Unternehmen, zum anderen 
werden gemäß § 290 Abs. 2 HGB auch die Unterneh- 
men einbezogen, bei denen die Muttergesellschaft 
über die Mehrheit der Stimmrechte verfügt, die Mehr- 
heit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans bestellen bzw. abberufen oder auf- 
grund der Satzung bzw. eines Beherrschungsvertrags 
einen beherrschenden Einfluß ausüben kann (Con- 
trol-Konzept). Gemeinschaftsunternehmen, die nicht 
zu 100 % bei den übergeordneten Unternehmen kon- 
solidiert werden, sind im Rahmen der jeweiligen 
Rangliste gesondert zu erfassen. Diese Fälle treten 
im Rahmen dieses Gutachtens so selten auf, daß der 
Effekt von Doppelzählungen hingenommen werden 
kann. Soweit es erforderlich ist, werden methodische 
Grundlagen zu Beginn einzelner Abschnitte darge- 
legt. 

320 . Die Erhebung der so abgegrenzten Inlandskon- 
zerne wird nicht nur durch die Einführung des Welt- 
abschlußprinzips gemäß § 294 Abs. 1 HGB und die 
damit verbundene Erweiterung des Konsolidierungs- 
kreises erschwert. Darüber hinaus führen die Ausnah- 
mevorschriften des Handelsgesetzbuches und des 
Publizitätsgesetzes dazu, daß die Höhe der Wert- 
schöpfung nicht mehr direkt aus dem Konzernab- 
schluß der Obergesellschaft abzuleiten ist. ^^) 

Soweit aus diesen Gründen die Geschäftsberichte der 
Unternehmen und die anderen zur Verfügung stehen- 
den Quellen nicht ausreichten, um die für die Unter- 
suchungen benötigten Daten zu ermitteln, wurden 
diese von den Unternehmen direkt erfragt. Insgesamt 


12) Vgl. Tz. 310 f. 

13) Betroffen ist zum Beispiel das Unternehmen Bosch-Siemens 
Hausgeräte GmbH — ein Gemeinschaftsunternehmen von 
Robert Bosch (50 %) und Siemens (50 %) — , das lediglich bei 
Robert Bosch gemäß den Vorschriften über die Quotenkon- 
solidierung (§ 310 Abs. 1 HGB) in den Konzernabschluß 
einbezogen wird. Die Bewertung bei Siemens erfolgt mit 
Hilfe der Equity-Methode (§§ 311, 312 HGB). 

14) Vgl. Tz. 314. 


umfaßte die Befragung 117 Unternehmen, Wie 
bereits ausgeführt, wurden für die Unternehmen, für 
die die erforderlichen Angaben für die Berechnung 
der Wertschöpfung nicht oder unvollständig zur Ver- 
fügung standen, Schätzwerte berechnet. 

321 . Für die Untersuchung wurden vorrangig die 
Geschäftsberichte, die Ergebnisse der Befragungen 
sowie die im Bundesanzeiger veröffentlichten Jahres- 
abschlüsse der in Frage kommenden Unternehmen 
als Datenquellen zugrunde gelegt. Darüber hinaus 
wurden folgende öffentlich zugängliche Quellen her- 
angezogen: 

— Hoppenstedt Verlag 

— „Handbuch der Aktiengesellschaften“, ver- 
schiedene Jahrgänge, 

— „Handbuch der Großunternehmen“, verschie- 
dene Jahrgänge, 

— „Konzerne in Schaubildern“, einschließlich 
„ Konzerne aktuell " (Loseblattsammlung) , 

— „ Leitende Männer und Frauen der Wirtschaft“ , 
Ausgabe 1993, 

— Luchterhand- Verlag, „Die großen 500“ (Loseblatt- 
sammlung), 

— Commerzbank, „Wer gehört zu Wem“, 18. Auf- 
lage, 1994, 

— M + M Eurodata, „Top-Firmen“, verschiedene 
Jahrgänge, 

— Hauptverband des Deutschen Lebensmittel-Ein- 
zelhandels e. V. (HVL), „Der Deutsche Lebensmit- 
tel-Einzelhandel im Spiegel der Statistik“, 1993. 

Ergänzend griff die Kommission in einzelnen Fällen 
auf Presseverlautbarungen zurück. 

Die Untersuchung über die Beteiligung der 
„100 Größten“ an den dem Bundeskartellamt ange- 
zeigten Unternehmenszusammenschlüssen stützt sich 
auf die der Monopolkommission vom Bundeskartell- 
amt übermittelten monatlichen „Bekanntmachungen 
über Zusammenschlüsse nach § 23 GWB “ . 

Für die Untersuchung über die Konzentration in der 
Versicherungswirtschaft wurden zusätzlich zu Anga- 
ben aus den oben aufgeführten, öffentlichen Quellen 
Ergebnisse einer Erhebung verwendet, die Herr Pro- 
fessor Wenger im Auftrag der Monopolkommission 
durchgeführt hat. Es handelt sich bei diesen Daten um 
Angaben aus Präsenzlisten von Hauptversammlun- 
gen einiger in der Rechtsform der Aktiengesellschaft 
geführter Versicherungsunternehmen. 

ln einzelnen Fällen sind A^igaben für die vergange- 
nen Jahre in den offiziellen Statistiken aktualisiert 
worden. Die gesamtwirtschaftlichen Bezugsgrößen in 
dieser Untersuchung wurden entsprechend angepaßt. 
Da es sich durchweg um geringfügige Änderungen 
handelt, gelten die Aussagen über die aggregierte 
Unternehmenskonzentration im Neunten Hauptgut- 
achten dennoch unverändert. 


^^) Eingeschlossen sind die Unternehmen, von denen nur ein- 
zelne Angaben benötigt wurden, z. B. die Umsätze oder die 
Anzahl der Beschäftigten. 
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2. Die nach dem Geschäftsvolumenmerkmai 
größten Unternehmen 1990 und 1992 
in den verschiedenen Bereichen 

322. Seit dem Vierten Hauptgutachten ermittelt die 
Monopolkommission die nach dem GeschäftsvolU' 
men jeweils größten Unternehmen der Wirtschaftsbe> 
reiche Industrie, Handel, Kreditinstitute, Versicherun- 
gen sowie Verkehr und Dienstleistungen. Dabei wur- 
den bisher nur die inländischen Unternehmen und 
Konzernbereiche berücksichtigt. Unter dem Gesichts- 
punkt der zunehmenden Globalisierung der Märkte 
gehen die Untersuchungen über die aggregierte 
Unternehmenskonzentration in der Begrenzung auf 
das Inland nach Auffassung der Monopolkommission 
nicht mehr weit genug. Diese Ansicht wird durch die 
Tatsache, daß auch von ausländischen Tochterunter- 
nehmen wirtschaftliche Macht im Inland ausgehen 
kann, noch bekräftigt. Aufgrund dieser Überlegungen 
wird die herkömmliche Berichterstattung zukünftig 
um einen europäischen Vergleich erweitert. 

323. In den Tabellen III . 1 bis IIL5 werden weiterhin 
die hundert größten Industrieunternehmen, die zwan- 
zig größten Handelsunternehmen sowie jeweils die 
zehn größten Banken, Versicherungen bzw. Ver- 
kehrs- und Dienstleistungsunternehmen nach den 
Geschäftsvolumina der inländischen Konzerne geord- 
net dargestellt. Daneben wird der Umsatz (die 
Bilanzsumme, die Beiträge) des Gesamtkonzerns 
als weiteres Ordnungskriterium eingeführt. Dadurch 
wird es möglich, europäische Unternehmen, deren 
Jahresabschlußdaten in der Regel ebenfalls in der 
Abgrenzung auf die Weltkonzerne vorliegen, in die 
Rangfolge aufzunehmen. 

Diese Vorgehensweise ermöglicht langfristig eine 
erweiterte Berichterstattung. Zum einen wird ein 
direkter Vergleich der inländischen mit der interna- 
tionalen Ebene möglich. Damit lassen sich zum Bei- 
spiel deutsche Unternehmen in ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung mit europäischen vergleichen. Zum 
anderen gibt die Gegenüberstellung der Geschäftsvo- 
lumina von inländischen und Weltkonzernen für in 
der Bundesrepublik ansässige Unternehmen Auf- 
schluß über die Bedeutung der deutschen Tochterun- 
ternehmen für die Gesamtkonzerne. 

324. Eine über die europäische Berichterstattung 
hinausgehende erfolgt nicht mehr. Die Kommission 
verzichtet zukünftig auf einen weltweiten Vergleich, 
da solche in vielfältiger Form öffentlich verfügbar 
sind, eine Auswertung durch die Kommission daher 
erläßlich scheint. 

325. Die nationalen und die europäischen Rangli- 
sten beruhen hauptsächlich auf eigenen Erhebungen. 
Darüber hinaus wurden Angaben aus folgenden Ver- 
öffentlichungen verwendet: 

— Wirtschaftswoche, Die Top 1000, verschiedene 
Ausgaben, 


1®) In einigen Fällen erstellen die deutschen Unternehmen 
Einzel- oder Teilkonzernabschlüsse. Die Angaben für die 
Gesamtkonzerne stimmen dann meistens mit denen für die 
inländischen Konzerne überein. Sofern dies erforderlich ist, 
werden diese Fälle in den Fußnoten zu den Tabellen 
kommentiert. Vgl. auch Tabelle III. 1. 


— Financial Times, European Top 500, 20. Januar 
1994. 

326. Die Monopolkommission war bemüht, die 
Methoden, die seit dem Vierten Hauptgutachten den 
Rangfolgen zugrunde liegen, weitgehend auch auf 
die europäischen Listen anzuwenden. Grundsätzlich 
werden Jahresabschlußdaten verwendet, wodurch 
die wirtschaftliche Kraft eines Konzerns nicht in jedem 
Fall zutreffend dargestellt wird. Nichtkonsolidierte 
Beteiligungsunternehmen werden dem Konzern nicht 
zugerechnet, auch wenn sie mit ihm faktisch eine 
wirtschaftliche Einheit bilden. Diese Erscheinungs- 
form der Konzentration ist nur unzureichend und 
ungenau zu erfassen. Die Kommission wird ihre Ana- 
lysen daher weiterhin auf das nachprüfbare, öffentli- 
che Zahlenwerk der Unternehmen gründen. Davon 
weicht sie nur bei den Handelsunternehmen in eini- 
gen Fällen ab. Während Gruppen rechtlich selbstän- 
diger Unternehmen oder Konzerne in der Industrie 
eine gegenüber dem integrierten Konzern unterge- 
ordnete Rolle spielen und ihre Vernachlässigung 
daher gerechtfertigt ist, stellen sie im Handel, insbe- 
sondere im Lebensmitteleinzelhandel, eine häufige 
und daher wettbewerblich relevante Organisations- 
form dar. Sie werden aus diesem Grunde im Rahmen 
der europäischen Rangliste berücksichtigt. 

Unsicherheiten bezüglich der Unternehmens- bzw. 
Konzernabgrenzungen bestehen auch bei den euro- 
päischen Unternehmen. Die Angaben für die Unter- 
nehmen, die in der Bundesrepublik keinen Jahresab- 
schluß veröffentlichen, wurden den oben genannten 
Quellen entnommen, wobei die Abgrenzung des Kon- 
solidierungskreises im allgemeinen nicht festgestellt 
werden konnte. Da die Kommission vorrangig die 
Entwicklung der größten deutschen Unternehmen un- 
tersucht, können eventuell bestehende Ungenauig- 
keiten bei den europäischen Unternehmen jedoch 
hingenommen werden. 

327. Ausgewiesen werden in der europäischen 
Rangfolge die Netto-Außenumsatzerlöse der Gesamt- 
konzerne in Deutsche Mark. Dabei ist zu beachten, 
daß die Wechselkurse die Reihenfolge der Unterneh- 
men erheblich beeinflussen können. Wie in den 
Vorjahren ist davon auszugehen, daß deutsche Unter- 
nehmen im europäischen Vergleich aufgrund des 
gegenüber anderen Währungen günstigen Kurses der 
Deutschen Mark leicht begünstigt werden. 

328. Die ausgewiesenen Umsätze beziehen sich 
grundsätzlich auf die Gesamtkonzerne. Eine Aus- 
nahme bilden die europäischen Tochterunternehmen 
außereuropäischer Konzerne, wie zum Beispiel die 
Ford-Werke AG und die IBM Deutschland GmbHi^)^ 
die in der Regel Einzel- oder Teilkonzernabschlüsse 
veröffentlichen und mit den darin angegebenen 
Umsätzen in der europäischen Rangfolge berücksich- 
tigt werden. Auch den deutschen Tochtergesellschaf- 
ten europäischer Konzerne steht es frei, Teilkonzern- 
abschlüsse zu erstellen. Hierzu sind sie jedoch nicht 


Vgl. Abschnitt 2.2 in diesem Kapitel. 

18) Die Umrechnung in DM erfolgte für die Jahre 1990 und 1992 
jeweils anhand der amtlichen Jahresdurchschnittskurse der 
Frankfurter Devisenbörse. 

1^) In beiden Fällen handelt es sich um Tochterunternehmen 
amerikanischer Konzerne. 
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verpflichtet, wenn die Muttergesellschaften nach den 
Vorschriften der Siebenten EG-Richtlinie einen Kon- 
zernabschluß aufstellen. Das ist der Fall, wenn die 
Mutteruntemehmen in einem Staat der Europäischen 
Union ansässig sind. Gehört ein deutsches Unterneh- 
men zu einem europäischen Konzern, in dessen Kon- 
zemabschluß es einbezogen wird, so wird es — um 
Doppelzählungen zu vermeiden — im Rahmen der 
europäischen Rangfolge nicht berücksichtigt. Damit 
folgt die Kommission derselben Vorgehens weise wie 
bei den nationalen Rangfolgen. Auch hier werden 
abhängige Konzernunternehmen nicht aufgeführt, 
selbst wenn sie die Größenkriterien erfüllen. Die 
Umsätze der betreffenden Unternehmen werden 
nachrichtlich in Klammern angegeben, und ihre Kon- 
zemzugehörigkeit wird in den Fußnoten zu den 
Tabellen vermerkt. 

2.1 Industrie 

329. Tabelle 111. 1 enthält die nach dem Umsatz der 
inländischen Konzembereiche hundert größten Indu- 
strieunternehmen. Als zweites Ordnungskriterium 
sind die Weltkonzernumsätze angegeben. Für den 
europäischen Vergleich werden zusätzlich die zehn 
größten europäischen Industrieunternehmen aufge- 
führt. Ihre Umsätze liegen ebenfalls in der Abgren- 
zung auf den Weltkonzem vor. 

2.1.1 Die Entwicklung der nach Umsatz hundert größten 
deutschen Industrieunternehmen 20 ) 

330. Die jeweils hundert größten Industrieunterneh- 
men erreichten insgesamt folgende Umsätze: 

1978 494 322 Mio. DM, 

1980 622 812 Mio. DM, 

1982 721 916 Mio. DM, 

1984 792 535 Mio. DM, 

1986 790 000 Mio. DM, 

1988 825 027 Mio. DM, 

1990 955 064 Mio. DM, 

1992 1 025 893 Mio. DM. 

Der Gesamtumsatz aller Unternehmen, die in der 
Umsatzsteuerstatistik als Unternehmen des Produzie- 
renden Gewerbes 21) erfaßt werden, dient als gesamt- 
wirtschaftliche Bezugsgröße. Er betrug 

1978 1 349 736 Mio. DM, 

1980 1 683 494 Mio. DM, 

1982 1 825 841 Mio. DM, 

1984 2 005 949 Mio. DM, 

1986 2 060 662 Mio. DM, 

1988 2 171 681 Mio. DM, 

1990 2 502 577 Mio. DM, 

1992 2 746 929 Mio. DM. 

331. Die Veränderungsraten der Umsätze der hun- 
dert größten Industrieunternehmen und aller Unter- 
nehmen des Produzierenden Gewerbes (in Klam- 
mern) lagen demnach bei: 

20) Die Angaben in diesem Abschnitt beziehen sich auf die 
inländischen Konzernbereiche. 

21) Erfaßt wurden die alten Bundesländer, 1992 ohne West- 
Berlin. 


1978/80 

26,0% 

(24,7%), 

1980/82 

15,9% 

(8,5%), 

1982/84 

9,8% 

(9,9%), 

1984/86 

-0,3 % 

(2,7%), 

1986/88 

4,4 % 

(5,4%), 

1988/90 

15,8% 

(15,2%), 

1990/92 

7,4% 

(9,8%). 

Für den Anteil der jeweils hundert größten Industrie- 
unternehmen an den Umsätzen aller Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes ergaben sich folgende 

Werte: 



1978 

36,6%, 


1980 

37,0%, 


1982 

39,5%, 


1984 

39,5%, 


1986 

38,3%, 


1988 

38,0%, 


1990 

38,2%, 


1992 

37,3%. 



Nach einem leichten Anstieg in der Vorperiode ging 
der Anteil zwischen 1990 und 1992 wieder zurück und 
erreichte damit den niedrigsten Wert seit 1982. 
Ursächlich für die Verringerung war die ungünstige 
konjunkturelle Situation, die bei vielen Unternehmen 
aus dem Berichtskreis zu unterdurchschnittlichen 
Umsatzsteigerungen oder sogar zu Umsatzeinbußen 
führte. 

332. Die Zusammensetzung des Kreises der nach 
Umsatz hundert größten Industrieunternehmen hat 


sich im Berichtszeitraum wie folgt verändert. 
Ausgeschieden sind (Rang 1990 in Klammem): 

1. Hoesch AG (26), 

2. BATIG Gesellschaft für Beteiligungen mbH (30), 

3. Deutsche ICI GmbH (67), 

4. FIAT Automobil AG (70), 

5. Deutsche Renault AG (82), 

6. Martin Brinkmann AG (83), 

7. Siemens-Nixdorf Informationssysteme AG (84), 

8. R. J. Reynolds Tobacco GmbH (87), 

9. OMW Oberrheinische Mineralöl- 
werke GmbH (88), 

10. Rheinische Olefinwerke GmbH (89), 

11. EC Erdölchemie GmbH (90), 

12. Jacobs Suchard GmbH (91), 

13. SKFGmbH (93), 

14. Wieland-Werke GmbH (98). 


Die Hoesch AG hat sich mit Wirkung zum 1. Januar 
1992 mit der Fried. Krupp GmbH (jetzt Fried. Krupp 
AG Hoesch-Krupp) zusammengeschlossen. Damit ist 
sie aus dem Betrachtungskreis ausgeschieden. Das 
gilt auch für die Siemens -Nixdorf Informationssy- 
steme AG, die seit dem Geschäftsjahr 1990/91 in den 
konsolidierten Jahresabschluß der Siemens AG ein- 
bezogen wird. Die Jacobs Suchard GmbH wurde Mitte 
1990 von Kraft General Foods Inc., einer Tochterge- 
sellschaft der Philip Morris Companies Inc., übernom- 
men. Seitdem wird ein konsolidierter Abschluß für die 
Jacobs Suchard -Gruppe nicht mehr erstellt. Angaben 
für das Geschäftsjahr 1992 lagen daher nicht vor. 
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Tabelle Ill.l 


Die nach Umsatz hundert größten deutschen Industrieunternehmen 
im europäischen Vergleich 1990 und 1992^) 


Rang deutscher 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten Umsatz 
der inländischen 
Konzern- 
gesellschaften 

Konsolidierter Umsatz 
der inländischen 
Konzerngesellschaften 2) 
(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang 

europäischer 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten 
Umsatz der 
Gesamt- 
konzerne ^) 

Konsolidierter Umsatz 
der Gesamtkonzerne^) 
(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

~ 

— 

— 

— 

Royal Dutch/Shell 
(NL/GB) 

1 

1 

149 732 

170 940 

— 

— 

— 

— 

IRI (I) 

2 

2 

105 970 

99 282 

1 

1 

80 965 

70 616 

Daimler-Benz AG 

3 

4 

98 549 

85 500 

— 

— 

— 

— 

British Petroleum (GB) 

4 

3 

91 537 

95 053 

2 

2 

73 381 

53 999 

Volkswagen AG 

5 

6 

85 403 

68 061 

3 

4 

56 319 

44 504 

Siemens AG 

6 

9 

78 509 

63 185 

— 

— 

— 

— 

Fiat (I) 

7 

5 

75 183 

77 118 

— 

— 

— 

— 

Unilever (NL/GB) 

8 

8 

68 005 

64 007 

4 

3 

55 080 

47 459 

VEBA AG 

9 

10 

65 419 

54 591 

— 

— 

— 

— 

ENI (1) 

10 

7 

63 319 

67 400 

5 

5 

47 053 

42 753 

RWE AG 

17 

20 

51 737 

44 235 

6 

6 

32 674 

33 945 

BASF AG 

20 

16 

44 522 

46 623 

7 

10 

29 222 

23 708 

Adam Opel AG 5) 

31 

37 

29 222 

23 708 

8 

8 

28 613 

25 776 

Robert Bosch GmbH 

28 

28 

34 432 

31 824 

9 

7 

28 543 

30 004 

Thyssen AG 

26 

26 

35 755 

36 186 

10 

13 

27 109 

23 130 

Bayerische Motoren 
Werke AG 

30 

33 

31 241 

27 178 

11 

15 

23 598 

20 030 

Ruhrkohle AG 

45 

41 

24 550 

22 921 

12 

9 

23 156 

24 267 

Bayer AG 

24 

22 

41 195 

41 643 

13 

11 

22 847 

23 666 

Hoechst AG 

18 

19 

45 870 

44 862 

14 

14 

22 002 

20 754 

Ford-Werke AG 5) 

53 

52 

22 002 

20 754 

15 

16 

21 700 

18 774 

Mannesmann AG 

34 

36 

28 018 

23 943 

16 

20 

20 132 

14 040 

Friedr. Krupp AG 
Hoesch-Krupp^) 

51 

69 

23 157 

15 570 

17 

22 

18 287 

13 656 

Preussag AG 

46 

59 

24 474 

19 046 

18 

19 

16 998 

16417 

VIAG AG 

48 

57 

24 311 

19 423 

19 

23 

16 972 

13 393 

Metallgesellschaft AG 

42 

55 

25 558 

19 827 

20 

17 

16 535 

16 912 

MAN AG 

64 

60 

19 171 

18 937 

21 

12 

14 369 

23 1647) 

Deutsche Shell AG®) 

— 

— 

(14 369) 

(23 164)7) 

22 

25 

13 893 

11 756 

Ruhrgas AG 

79 

92 

14 425 

12 193 

23 

24 

13 787 

13 324 

IBM Deutschland 

GmbH 9) 

85 

84 

13 787 

13 324 

24 

18 

11 555 

16 8257) 

ESSO AG 9) 

100 

98 

11 555 

11 47910) 

25 

21 

9 535 

13 8307) 

Deutsche BP AGU) 

— 

— 

(9 535) 

(13 830)7) 

26 

29 

9 476 

8 743 

Philips GmbH 12) 

— 

— 

(9 476) 

(8 743) 

27 

28 

9 402 

9 197 

Deutsche Unilever 
GmbH 13) 

— 

— 

(9 402) 

(9 197) 

28 

36 

9 102 

6 143 

Asea Brown Boveri 

AG 14) 

— 

— 

(9 274) 

(6 649) 

29 

27 

8 931 

9 319 

Degussa AG 

88 

77 

12 815 

13 925 

30 

44 

6 824 

4 846 

Philipp Holzmann AG 

116 

141 

10 325 

7 899 

31 

42 

6 626 

5 026 

Deutsche Babcock AG 

146 

189 

7 644 

5 802 

32 

35 

6 596 

6 32915) 

Vereinigte Elektrizi- 
tätswerke Westfalen 
AG 16) 

165 

172 

6 596 

6 32915) 
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noch Tabelle 111.1 


Rang deutscher 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten Umsatz 
der inländischen 
Konzern- 
gesellschaften 

Konsolidierter Umsatz 
der inländischen 
Konzerngesellschaften 2) 
(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang 

europäischer 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten 
Umsatz der 
Gesamt- 
konzeme^) 

Konsolidierter Umsatz 
der Gesamtkonzerne 4) 
(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

33 

37 

6 434 

6 013 

Bayemwerk AG 

168 

179 

6 434 

6 013 

34 

52 

6 417 

3 943 

VEAG Vereinigte 
Energiewerke AG 5) 

171 

269 

6417 

3 943 

35 

40 

6 247 

5 455 

Henkel KGaA 

83 

95 

14 101 

12 017 

36 

56 

6 156 

3 825 

Alcatel SEL AG 12) 

— 

— 

(6 304) 

(3 924) 

37 

32 

6 028 

7 2162) 

Mobil Oil AG 18) 

179 

160 

6 028 

7 2167) 

38 

39 

5 930 

5 455 

Bosch-Siemens Haus- 
geräte GmbH 19) 

— 

— 

(7 008) 

(6 498) 

39 

34 

5 899 

6 736 

DHS-Dillinger Hütte 
Saarstahl AG20) 

— 

— 

(6 000) 

(6 736) 

40 

38 

5 547 

5 847 

Klöckner-Werke AG 

160 

150 

7 102 

7 487 

41 

54 

5 527 

3 847 

Continental AG 

120 

133 

9 690 

8 551 

42 

46 

5 422 

4 452 

Linde AG 

149 

177 

7 534 

6 069 

43 

49 

5 382, 

4 094 

Procter & Gamble 
GmbH 9) 

199 

257 

5 382 

4 094 

44 

50 

5 375 

4 060 

Hewlett-Packard 

GmbH 5) 

201 

261 

5 375 

4 060 

45 

43 

5 354 

5 020 

Nestle Deutschland 
AG2>) 

— 

— 

(5 354) 

(5 020) 

46 


5 317 


VBB Viag-Bayern- 
werk-Beteiligungs- 
gesellschaft mbH 22 ) 



(13 042) 

(11 047) 

47 

53 

4 993 

3 926 

Hamburger Gesell- 
schaft für 

Beteiligungs- 
verwaltung mbH 

218 

272 

4 993 

3 926 

48 

41 

4 905 

5 161 

ZF Friedrichshafen 

AG 23) 

194 

181 

5 636 

5 953 

49 

59 

4 65324) 

3 60724) 

AGIV Aktiengesell- 
schaft für Industrie 
und Verkehrswesen 

144 

188 

7 816 

5 817 

50 

45 

4 409 

4 775 

Saarbergwerke AG 

236 

209 

4 554 

5 014 

51 

81 

4 299 

2 5835) 

Berliner Kraft- und 
Licht (Bewag)-AG 

251 

378 

4 299 

2 583 

52 

48 

4 246 

4 111 

ITT Gesellschaft für 
Beteiligungen 
mbH 9) 

233 

214 

4 634 

4 916 

53 

51 

4 117 

4 004 

Heraeus Holding 

GmbH 1 

208 

211 

5 192 

4 981 

54 

55 

4 108 

3 827 

Bremer Vulkan Ver- 
bund AG 25) 

261 

275 

4 108 

3 827 

55 

72 

3 936 

2 821 

Compagnie de Saint- 
Gobain (Deutsche 
Gruppe) 26) 



(3 936) 

(2 821) 

56 

61 

3 857 

3 437 

Südzucker AG 

206 

231 

5 251 

4 540 

57 


3 725 

— 

Tchibo Holding AG 

229 

— 

4 742 

— 

58 

80 

3 660 

2 591 

Bilfinger+ Berger 
Bau-AG 

231 

341 

4 693 

2 947 

59 

65 

3 650 

3 104 

Liebherr-Holding 
GmbH 27) 

— 

— 

(3 650) 

(3 104) 

60 

60 

3 566 

3 525*) 

Schering AG 

175 

183 

6 267 

5 923 
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noch Tabelle III. 1 


Rang deutscher 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten Umsatz 
der inländischen 
Konzern- 
gesellschaften 

Konsolidierter Umsatz 
der inländischen 
Konzerngesellschaften 2) 
(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang 

europäischer 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten 
Umsatz der 
Gesamt- 
konzeme 3) 

Konsolidierter Umsatz 
der Gesamtkonzerne 4) 
(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

61 

63 

3 560 

3 401 

Carl-Zeiss-Stiftung 

227 

304 

4 802 

3 401 

62 

62 

3 510 

3 421 

Energie-Versorgung 
Schwaben AG 

296 

300 

3 510 

3 421 

63 

99 

3 421 

2 127 

Dyckerhoff & 

Widmann AG 

299 

415 

3 460 

2 190 

64 

58 

3 277 

3 613 

Klöckner-Humboldt- 
Deutz AG 

280 

262 

3 665 

4 060 

65 

— 

3 114 

— 

Strabag Bau-AG 

270 

— 

3 879 

— 

66 

92 

3 022 

2 300 

Readymix AG für 

Beteiligungen 28) 

— 

— 

(3 387) 

(2 300) 

67 

— 

3 007 

— 

Lausitzer Braunkohle 
AG 5) 

333 

— 

3 007 

— 

68 

57 

2 993 

3 629 

Grundig AG 29) 

— 

— 

(3 709) 

(4 553) 

69 

73 

2 934 

2 733 

Stadtwerke 

München 5) 

340 

364 

2 934 

2 733 

70 

68 

2 857 

2 9075) 

Badenwerk AG 

345 

343 

2 857 

2 907 

71 

69 

2 846 

2 896 

Wacker-Chemie 

GmbH 30) 

— 

— 

(3 204) 

(3 241) 

72 

76 

2 807 

2 675 

Rheinmetall Berlin 

AG 31) 

324 

336 

3 133 

2 969 

73 

85 

2 782 

2 455 

Iveco Magirus AG 32) 

— 

— 

(2 782) 

(2 455) 

74 

78 

2 748 

2 638 

Diehl GmbH & Co. 

330 

348 

3 038 

2 874 

75 

64 

2 739 

3 290 

FAG Kugelfischer 
Georg Schäfer 

KGaA 

291 

263 

3 563 

4 048 

76 

79 

2 726 

2 591 

Freudenberg & Co. 

235 

244 

4 603 

4 273 

77 

71 

2 718 

2 857 

DuPont de Nemours 
(Deutschland) 

GmbH 5) 

359 

349 

2 718 

2 857 

78 

— 

2 715 

— 

EniChem Deutschland 
AG 33) 

— 

— 

(2 715) 

— 

79 

— 

2 706 

— 

Verbundnetz Gas AG 5) 

361 

— 

2 706 

— 

80 

— 

2 580 

— 

Wilh. Werhahn 

321 


3 182 

— 

81 

31 

2 578 

7 80234) 

Philip Morris GmbH 9) 

384 

145 

2 578 

7 80235) 

82 

74 

2 564 

2 719 

PWA Papierwerke 
Waldhof-Aschaffen- 
burg AG 

257 

259 

4 241 

4 062 

83 

96 

2 533 

2 184 

Miele & Cie. 

GmbH&Co. 

367 

416 

2 658 

2 184 

84 

66 

2 530 

3 070 

Dr. Ing. h. c. 

F. Porsche AG 

363 

321 

2 685 

3 140 

85 

86 

2 500 

2411 

Michelin Reifenwerke 
KGaA 35) 

— 

— 

(2 500) 

(2 411) 

86 

33 

2 496 

6 756 

FPB Holding AG 36) 

— 

— 

(3 914) 

(9 408) 

87 

— 

2 459 

— 

SGE Deutsche 

Holding GmbH 3?) 

— 

— 

(2 459) 

— 

88 

94 

2 418 

2 200 

Oetker-Gruppe 

225 

265 

4 844 

4 016 

89 

— 

2 374 

— 

E. Merck 

221 

— 

4 963 

— 

90 

— 

2 362 

— 

Walter Bau-AG 

388 

— 

2 478 

— 

91 

77 

2 314 

2 649 

Alusuisse-Lonza 

GmbH 38) 


— 

(2 314) 

(2 649) 
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noch Tabelle IIl.l 


Rang deutscher 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten Umsatz 
der inländischen 
Konzern- 
gesellschaften 

Konsolidierter Umsatz 
der inländischen 
Konzerngesellschaften 2) 
(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang 

europäischer 
Industrie- 
unternehmen 
nach dem konso- 
lidierten 
Umsatz der 
Gesamt- 
konzeme^) 

Konsolidierter Umsatz 
der Gesamtkonzerne '^) 
(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

92 

100 

2 300 

2 100 

Beiersdorf AG 

237 

268 

4 552 

3 953 

93 

— 

2 277 

— 

Boehringer Mannheim 
GmbH 

412 

— 

2 277 

— 

94 

97 

2 262 

2 139 

Stuttgarter Versor- 
gungs- und Ver- 
kehrsgesellschaft 
mbH 

414 

423 

2 262 

2 139 

95 

47 

2 209 

4 328 

Panavia Aircraft 

GmbH 5) 

419 

240 

2 209 

4 328 

96 

75 

2 150 

2 700 

Deutsche Thomson 
Consumer Electro- 
nics GmbH & Co 
oHG39) 



(2 150) 

(2 700) 

97 

— 

2 067 

• 

Benteler AG 

369 

— 

2 655 

— 

98 

95 

2 012 

2 184 

Norddeutsche 

Affinerie AG^) 

— 

417 

— 

2 184 

99 

— 

2011 

— 

Pilkington Deutsch- 
land GmbH 40) 

— 

— 

(2 011) 

— 

100 

— 

1 974 

— 

Stadtwerke Köln 

GmbH 



1 974 


— 

26 

— 

10 577 

Hoesch AG41) 

— 

87 

— 

12 570 


30 


8 306 

BATIG Gesellschaft 
für Beteiligungen 

mbH 42) 




(8 306) 

— 

67 

— 

2 993 

Deutsche ICI GmbH 43) 

— 

— 

— 

(2 993) 

— 

70 

— 

2 871 

FIAT Automobil AG 44) 

— 

— 

— 

— 

— 

82 

— 

2 562 

Deutsche Renault AG 45) 

— 

— 

— 

— 

— 

83 

— 

2 561 

Martin Brinkmann 

AG 46) 

— 

— 

— 

(2 561) 


84 


2 475 

Siemens-Nixdorf- 
Informationssysteme 
AG 47) 




(3 428) 

— 

87 

— 

2 408 

R. J. Reynolds 

Tobacco GmbH 9) 

— 

394 

— 

2 408 


88 


2 405 

OMW Oberrheinische 
Mineralölwerke 
GmbH 5) 


395 


2 405 

— 

89 

— 

2 342 

Rheinische Olefin- 
werke GmbH 48) 

— 

— 

— 

(2 342) 

— 

90 

— 

2 336 

EC Erdölchemie 

GmbH 49) 

— 

— 

— 

(2 336) 

— 

91 

— 

2 304*) 

Jacobs Suchard 

GmbH 50) 

— 

— 

— 

— 

— 

93 

— 

2 277 

SKF GmbH 51) 

— 

— 

— 

(2 277) 


98 

— i 

2 132 

Wieland-Werke AG 

— 

393 

— 

2 410 


h In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den hundert größten deutschen Industrieunternehmen bzw. unter den größten Industrieunternehmen 
Europas, oder die entsprechenden Angaben lagen nicht vor. Unternehmen, die in einem der Berichtsjahre nicht zu den größten 
Unternehmen in der nationalen Rangfolge gehörten, werden auch in der europäischen Rangfolge in dem entsprechenden Jahr 
nicht berücksichtigt. Die meisten Unternehmen bilanzieren zum 31. Dezember eines Kalenderjahres. Abweichungen bezüglich 
der Bilanzstichtage wirken sich auf die Vergleichbarkeit der Ergebnisse nicht aus und werden daher hier nicht kommen- 
tiert. 
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noch Fußnoten zu Tabelle IILl 


2) Sofern sich der Umsatz auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungskreis bezieht, wird dies vermerkt. Angaben, die mit 
einem * versehen sind, beruhen auf Schätzungen. 

3) Bei der europäischen Rangfolge geht die Monopolkommission genau so vor wie bei der nationalen: Ein Unternehmen, das die 
Größenkriterien zwar erfüllt, aber Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens in der Rangliste ist, wird nicht aufgeführt. 
Sofern die Unternehmen der deutschen Rangfolge eine europäische Obergesellschaft haben, erhalten sie keinen Rang. 

4) Sofern sich der Umsatz auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungskreis bezieht, wird dies vermerkt. Die Umsätze 
deutscher Unternehmen oder Konzerne, die eine europäische Obergesellschaft haben, werden in Klammern angegeben. 

5) Einzelabschluß. 

1990: Fried. Krupp GmbH. Die Umsatzangaben für 1990 beziehen sich auf die Fried. Krupp GmbH. 

’f) Einschließlich Mineralölsteuer. Die Monopolkommission weist in diesem Gutachten erstmals alle Umsätze ohne 
Verbrauchsteuern aus. 

8) Angaben für den inländischen Konzernbereich. Die Deutsche Shell AG wird in den Konzernabschluß der Royal Dutch/Shell, 
NL/GB (Europa-Rang 1) einbezogen. 

9) Teilkonzernabschluß. 

’O) Ohne Mineralölsteuer. 

11) Angaben für den inländischen Konzernbereich. Die Deutsche BP AG wird in den Konzernabschluß der British Petroleum 
Company, GB (Europa-Rang 4) einbezogen. 

12) Teilkonzernabschluß. Die Philips GmbH gehört mehrheitlich zu Philips, NL (Europa-Rang 15). 

13) Die Angaben beziehen sich auf die deutsche Gruppe. Die Deutsche Unüever GmbH gehört zu Unilever, NL/GB (Europa-Rang 8). 

14) Die Asea Brown Boveri AG und ihre Tochterunternehmen werden in den Konzernabschluß der ABB Asea Brown Boveri, CH 
(Europa-Rang 22) einbezogen. 

15) Einschließlich Erdgassteuer. Die Monopolkommission weist in diesem Gutachten erstmals alle Umsätze ohne Verbrauchssteuer 
aus. 

16) Die Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG konsolidiert zwei (1990: eins) ausländische Tochterunternehmen von 
untergeordneter Bedeutung. 

1’) 1990: Standard Elektrik Lorenz AG. Die Alcatel SEL AG erstellt einen Teilkonzernabschluß, der in den Konzernabschluß der 
Alcatel Alsthom, F (Europa-Rang 16) einbezogen wird. 

16) Teilkonzernabschluß. Einbezogen ist ein ausländisches Tochterunternehmen von untergeordneter Bedeutung. 

19) Die Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH ist ein Gemeinschaftsunternehmen der Robert Bosch GmbH (Europa-Rang 28) und der 
Siemens AG (Europa-Rang 6). 

20) Die DHS-Dillinger Hütte Saarstahl AG erstellt einen Teilkonzernabschluß, der in den Konzemabschluß der Usinor-Sacilor, F 
(Europa-Rang 41) einbezogen wird. 

21) Die Nestle Deutschland AG erstellt einen Teilkonzernabschluß, der in den Konzernabschluß der Nestle AG, CH (Europa-Rang 1 1) 
einbezogen wird. 

22) Die VBB Viag-Bayernwerk-Beteihgungsgesellschaft mbH ist ein Gemeinschaftsunternehmen der VIAG AG (Europa-Rang 48) 
und der Bayernwerk AG (Europa-Rang 170). Die Umsätze in der nationalen Rangfolge sind ohne die Umsätze der Klöckner & Co. 
AG ausgewiesen, die mehr als 50 % der Gesamtumsätze der VBB ausmachen. Aufgrund der großen Bedeutung des Handels für 
den Geschäftsbetrieb der VBB ist eine Aufspaltung der Umsätze erfolgt. Die Klöckner & Co. AG wird weiterhin in Tabelle III. 2 
aufgeführt. 

23) 1990: Zahnradfabrik Friedrichshafen AG. 

24) Die konsolidierten Umsätze des Inlandskonzerns lagen nicht vor. Hilfsweise wurden Inlandsumsätze verwendet. 

25) 1990: Bremer Vulkan AG. 

26) Die Compagnie de Saint-Gobain (Deutsche Gruppe) gehört zu Saint-Gobain, F (Europa-Rang 54) und wird in deren 
Konzemabschluß einbezogen. 

27) Teilkonzernabschluß. Die Liebherr-Holding GmbH ist eine Tochtergesellschaft der Liebherr International, CH (Europa- 
Rang 245). 

28) Die Readymix AG für Beteiligungen gehört mehrheitlich zur RMC Group, GB (Europa-Rang 134). 

29) Die Grundig AG und ihre Tochterunternehmen gehören zu Philips, NL (Europa-Rang 15) und werden in deren Konzernabschluß 
einbezogen. 

30) Die Wacker-Chemie GmbH gehört zu 50% der Hoechst AG (Europa-Rang 18). 

31) Die Rheinmetall Berlin AG gehört zur Röchling-Gruppe, die keinen konsolidierten Abschluß erstellt. 

32) Die Iveco Magirus AG erstellt einen Einzelabschluß, der in den Konzernabschluß der Iveco Industrial Vehicles Corporation, NL 
einbezogen wird. Die zuletzt genannte Gesellschaft gehört zum Fiat-Konzern, I (Europa-Rang 7). 

33) Die EniChem Deutschland AG ersteht einen Einzelabschluß, der in den Konzernabschluß der ENI, I (Europa-Rang 10) 
einbezogen wird. 

34) Einschließhch Tabaksteuer. Die Monopolkommission weist in diesem Gutachten erstmals alle Umsätze ohne Verbrauchsteuern 
aus. 

35) Die Michelin Reifenwerke KGaA erstellt einen Einzelabschluß, der in den Konzernabschluß der Michelin, F (Europa-Rang 61) 
einbezogen wird. 

36) 1990: Feldmühle Nobel AG. Die FPB Holding GmbH ist eine Tochtergesellschaft der Stora, S (Europa-Rang 91). 

37) Angaben der deutschen Gruppe. Die SGE Deutsche Holding GmbH ist eine Tochtergesellschaft der SGE, F (Europa-Rang 86) 
und wird in deren Konzemabschluß einbezogen. 

38) Die Alusuisse-Lonza GmbH erstellt einen Teilkonzernabschluß. Die Gruppe gehört zu Alusuisse-Lonza, CH (Europa-Rang 156). 

39) Die Deutsche Thomson Consumer Electronics GmbH & Co oHG gehört zum Thomson-Konzern, F (Europa-Rang 57) und wird in 
den Konzernabschluß der Muttergesellschaft einbezogen. 

49) Die Pilkington Deutschland GmbH erstellt einen Teilkonzernabschluß, der in den Konzernabschluß der Pilkington p.l.c., GB 
(Europa-Rang 162) einbezogen wird. 

41) Die Hoesch AG schloß sich mit Wirkung zum 1. Januar 1992 mit der Fried. Kmpp AG (1990: Fried. Krupp GmbH) 
zusammen. 

42) Die BATIG Gesellschaft für Beteiligungen mbH gehört zur B.A.T. Industries, GB (1990: Europa-Rang 18) und wird mit ihren 
Tochtergesellschaften in deren Konzernabschluß einbezogen. 

43) Die Deutsche ICI GmbH erstellt einen Einzelabschluß. Das Unternehmen gehört zur ICI, GB (1990: Europa-Rang 25). 

44) Die FIAT Automobil AG erstellt einen Einzelabschluß, der in den Konzemabschluß von Fiat, I (1990: Europa-Rang 5) einbezogen 
wird. Die FIAT Automobil AG ist im Automobilhandel tätig und wird daher zukünftig dem Handel zugeordnet. 
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Das Ausscheiden der BATIG Gesellschaft für Beteili- 
gungen mbH ist auf die zum Jahresende 1990 erfolgte 
Veräußerung der Anteile an der Horten AG zurück- 
zuführen, die damit nicht mehr in den Konzemab- 
schluß einbezogen wird. 

Die Deutsche ICI GmbH hat gegenüber 1990 einen 
Umsatzrückgang von nahezu 35 % hinnehmen müs- 
sen, der durch den konjunkturellen Abschwung und 
damit verbundene Absatzrückgänge verursacht 
wurde. Ähnliche Gründe führten auch bei der SKF 
GmbH und der Wieland-Werke GmbH (1991/92: 
Wieland- Werke AG) zu Umsatzeinbußen. Eine 
schlechte Geschäfts- und Marktstruktur, verstärkt 
durch eine ungünstige Kostenstruktur innerhalb der 
Unternehmen, war außerdem bei den Unternehmen 
Rheinische Olefinwerke GmbH und EC Erdölchemie 
GmbH verantwortlich für die Abnahme der Um- 
sätze. 

Die Unternehmen FIAT Automobil AG und Deutsche 
Renault AG sind im Automobilhandel tätig. Sie wur- 
den bislang aufgrund der Tatsache, daß ihre Mutter- 
gesellschaften Produktionsunternehmen sind, der 
Industrie zugeordnet. Zukünftig werden sie zum Han- 
del gezählt. 

Der Rothmans-Konzern, zu dem die Martin Brink- 
mann GmbH (zuvor Martin Brinkmann AG) gehört, 
wurde im Geschäftsjahr 1991/92 grundlegend um- 
strukturiert. Anlaß war die ungünstige wirtschaftliche 
Situation des Konzerns. Aufgrund der Neuordnung 
und des damit verbundenen Verzichts auf die Aufstel- 
lung eines Konzernabschlusses sind die Umsätze der 
Martin Brinkmann GmbH soweit gesunken, daß das 
Unternehmen nicht mehr zum Kreis der hundert 
Größten gehört. 

Die Monopolkommission weist die Umsätze erstmals 
ohne Verbrauchsteuem aus. Die Umsätze der OMW 
Oberrheinische Mineralölwerke GmbH und der R. J. 
Reynolds Tobacco GmbH haben sich dadurch so weit 
verringert, daß die Unternehmen aus dem Betrach- 
tungskreis ausgeschieden sind. 

333 . In den Kreis der hundert größten Industrieun- 
ternehmen sind 1992 neu eingetreten (Rang in Klam- 
mem): 


1. VBB Viag-Bayernwerk-Beteiligungs- 


gesellschaft mbH 

(46), 

2. Tchibo Holding AG 

(57), 

3. Strabag Bau- AG 

(65), 

4. Lausitzer Braunkohle AG 

(67), 


5. EniChem Deutschland AG 

(78), 

6. Verbundnetz Gas AG 

(79), 

7. Wilh. Werhahn 

(80), 

8. SGE Deutsche Holding GmbH 

(87), 

9. E. Merck 

(89), 

10. Walter Bau- AG 

(90), 

11. Boehringer Mannheim GmbH 

(93), 

12. Benteler AG 

(97), 

13. Pilkington Deutschland GmbH 

(99), 

14. Stadtwerke Köln GmbH 

(100). 


Gegenüber 1990 hat sich die Umsatzgrenze leicht 
nach unten verschoben. Dies ist darauf zurückzufüh- 
ren, daß einige Unternehmen aus dem Berichtskreis 
ausgeschieden sind, obwohl sich ihre Umsätze auf der 
Basis der ursprünglichen Abgrenzung erhöht haben. 
Betroffen sind die Unternehmen, die zukünftig dem 
Handel zugerechnet werden, sowie einige, deren 
Umsätze erstmals ohne Verbrauchsteuem ausgewie- 
sen werden. Nachgerückt sind unter anderem drei 
Unternehmen, deren Umsätze 1992 unterhalb der 
Grenze des Berichtsjahrs 1990 lagen. Es handelt sich 
um die Unternehmen Benteler AG, Pilkington 
Deutschland GmbH und Stadtwerke Köln GmbH. 

Die VBB Viag-Bayernwerk Beteiligungsgesellschaft 
mbH erfüllte bereits 1990 die Größenkriterien, wurde 
jedoch nicht in den Kreis der hundert Größten aufge- 
nommen, weil Angaben für den inländischen Kon- 
zernbereich nicht zur Verfügung standen. Dasselbe 
gilt für die Tchibo Holding AG. 

Der Eintritt der Strabag Bau-AG in den Kreis der 
hundert größten Industrieunternehmen folgt aus 
ihrem überdurchschnittlichen Wachstum, für das ins- 
besondere die Ausdehnung der Geschäftstätigkeit in 
den neuen Bundesländern und die Konsolidierung der 
ostdeutschen Tochterunternehmen ursächlich war. 

Mit der Lausitzer Braunkohle AG und der Verbund- 
netz Gas AG sind nach der VEAG Vereinigte Energie- 
werke AG zwei weitere ostdeutsche Unternehmen in 
den Berichtskreis eingetreten. Beide Unternehmen 
wurden erst 1991 gegründet. Neu gegründet wurde 
auch die SGE Deutsche Holding GmbH, in der die 
deutschen Aktivitäten der französischen SGE-Gruppe 
(Societe Generale d'Entreprises) seit 1992 gebündelt 
sind. 

Die EniChem Deutschland AG (zuvor Enimont 
Deutschland AG) steigerte ihren Umsatz zum einen 
durch externes Wachstum in den Jahren 1991 und 


noch Fußnoten zu Tabelle III. 1 

^^) Die Deutsche Renault AG erstellt einen Einzelabschluß, der in den Konzemabschluß von Renault, F (1990: Europa-Rang 14) 
einbezogen wird. Die Deutsche Renault AG ist im Automobilhandel tätig und wird daher zukünftig dem Handel zugeordnet. 

46) Die Martin Brinkmann AG (1992: Martin Brinkmann GmbH) erstellt einen Einzelabschluß, der in den Konzernabschluß von 
Rothmans, GB (1990; Europa-Rang 169) einbezogen wird. 

47) Seit dem Geschäftsjahr 1990/91 ist die Siemens-Nixdorf Informationssysteme AG bei der Siemens AG (1990: Europa-Rang 9) 
konsolidiert. 

48) Einzelabschluß. Die Rheinische Olef in werke GmbH ist ein Gemeinschaftsunternehmen der BASF AG (1990: Europa-Rang 16) 
und der Deutsche Shell AG. 

49) Einzelabschluß. Die EC Erdölchemie GmbH ist ein Gemeinschaftsunternehmen der Bayer AG (1990: Europa-Rang 22) und der 
Deutsche BP AG. 

^9) Seit 1990 gehört die Jacobs Suchard GmbH zur Philip Morris GmbH (1990: Europa-Rang 145). 

61) Die SKF GmbH erstellt einen Teilkonzernabschluß. Obergesellschaft ist die SKF, S (1990: Europa-Rang 148). 

Quelle: Wirtschaftswoche, Die Top 1000 Europas, verschiedene Jahrgänge; Financial Times, European Top 500, 20. Januar 1994; 
eigene Erhebungen 
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1992, zum anderen profitierte sie von der gestiegenen 
Nachfrage nach leichtem Heizöl. 

Aufgrund der großen Bedeutung des Handelsge- 
schäfts wurde Wilh. Werhahn in früheren Berichtspe- 
rioden dem Handel zugerechnet. Nach der weitge- 
henden Aufgabe des Handelsbereichs wird das Unter- 
nehmen jetzt der Industrie zugeordnet, wobei aller- 
dings auch bedeutende Beteiligungen in den Berei- 
chen Banken und Dienstleistungen bestehen. 

Der Eintritt der anderen Unternehmen in den Betrach- 
tungskreis ist auf die normale Geschäftsentwicklung 
zurückzuführen. Die Walter Bau-AG machte sich 
außerdem die auch im Jahr 1992 günstige Baukon- 
junktur vor allem in den ostdeutschen Bundesländern 
zunutze. 

334 . In einigen Fällen haben sich auffällige Rangver- 
schiebungen ergeben. Hohe Umsatzsteigerungen im 
Berichtszeitraum waren bei allen Bauunternehmen zu 
beobachten. Die Philipp Holzmann AG gewann 
14 Ränge, die Bilfinger + Berger Bau- AG 22, bei der 
Dyckerhoff & Widmann AG waren es sogar 36 Ränge. 
Auch die Readymix AG für Beteiligungen, die Bau- 
stoffe herstellt, machte sich die weiterhin hohen 
Bauinvestitionen vor allem in den neuen Bundeslän- 
dern zunutze und erhöhte ihren Umsatz um ca. 31 %. 
Erhebliche Rangverbesserungen verzeichneten auch 
die Energieversorgungsuntemehmen VE AG Ver- 
einigte Energiewerke AG und Berliner Kraft- und 
Licht (Bewag) -AG. Das Gründungsgeschäftsjahr 1990 
umfaßte für die VE AG nur den Zeitraum vom 1 . Juli bis 
zum 31. Dezember. Das erklärt die bedeutend höhe- 
ren Umsätze im Geschäftsjahr 1992. Die Bewag hat 
ihren Umsatz durch den Erwerb der Energieversor- 
gung Berlin AG (EBAG) von der Treuhandanstalt mit 
Wirkung zum 1. Januar 1991 überdurchschnittlich 
gesteigert. Ebenso wie die Baubranche war auch die 
Telekommunikation 1992 ein Wachstumsmarkt. Vor 
allem der Nachholbedarf in den ostdeutschen Bundes- 
ländern führte bei der Alcatel SEL AG zu einem 
erheblichen Umsatzwachstum. 

Die zum Teil erheblichen Rangverschlechterungen 
waren bei vielen Unternehmen wie der Dr. Ing. h. c. 
F. Porsche AG, der Alusuisse-Lonza GmbH und der 
Panavia Aircraft GmbH auf die andauernde Rezession 
und daraus resultierende Absatzverschlechterungen 
zurückzuführen. Bei der Philip Morris GmbH war der 
erstmalige Ausweis der Umsätze ohne Verbrauch- 
steuern verantwortlich für den Umsatz- und Rangver- 
lust. Um einen Sonderfall handelt es sich bei der FPB 
Holding AG (1990: Feldmühle Nobel AG). Das Unter- 
nehmen wurde grundlegend gestrafft, indem der 
Nichtpapierbereich veräußert wurde. 


2.1 .2 Die größten deutschen Industrieunternehmen 
im europäischen Vergleich 

335 . Neben der nationalen enthält Tabelle 111. 1 eine 
europäischen Rangliste, die die hundert größten deut- 
schen Industrieunternehmen zu den Größten Europas 
in Beziehung setzt 22). Zum Vergleich werden die zehn 


22) Die verwendeten Quellen wurden um die Handels- und 
Dienstleistungsunternehmen bereinigt. 


größten europäischen Industrieunternehmen des Jah- 
res 1992 aufgeführt. Die deutschen Unternehmen 
konnten ihre Stellung innerhalb Europas gut behaup- 
ten. Sie belegten Ränge zwischen drei und 419 (1990: 
Ränge zwischen vier und 423). Unter den zehn größten 
europäischen Unternehmen befanden sich 1992 vier 
deutsche: die Daimler-Benz AG (Rang 3), die Volks- 
wagen AG (Rang 5), die Siemens AG (Rang 6) und die 
VEBA AG (Rang 9). Alle genannten Unternehmen 
konnten ihre Ränge verbessern. Auch die Abstände zu 
den jeweils auf den Plätzen davor liegenden Unter- 
nehmen wurden verringert. Das erklärt sich aus den 
von den deutschen Unternehmen durchgehend 
erreichten zweistelligen Umsatzsteigerungen, denen 
deutlich geringere Zuwächse oder sogar Umsatzrück- 
gänge bei den großen europäischen Unternehmen 
gegenüberstanden. Die Daimler-Benz AG als größtes 
deutsches Unternehmen wies 1992 65,8 % des Umsat- 
zes von Royal Dutch/Shell, dem größten Unternehmen 
Europas auf, 1990 waren es nur 50%. 

336 . In den meisten der vertretenen Branchen verlief 
die Entwicklung der einzelnen Unternehmen unein- 
heitlich. Von den sechs Unternehmen der Automobil- 
branche, die in beiden Berichtsjahren zu den hundert 
Größten gehörten, verbesserten vier ihren Rang, auf- 
fällig fiel nur die Dr. Ing. h. c. F. Porsche AG zurück 23). 
Im Automobilbereich verzeichneten allerdings auch 
einige der anderen Hersteller Umsatzeinbußen. Diese 
konnten teilweise ausgeglichen werden durch Wachs- 
tum in anderen Bereichen. Die Daimler-Benz AG, zum 
Beispiel, steigerte ihre Umsätze vor allem im Dienst- 
leistungsbereich und kompensierte damit die vermin- 
derten Absätze im Automobilsektor. 

337 . Die großen Chemieuntemehmen BASF AG und 
Bayer AG haben Umsatz eingebüßt. Lediglich die 
Hoechst AG verzeichnete eine Steigerung, die aller- 
dings mit 2,2% gering ausfiel. Das Unternehmen 
konnte seinen Rang dennoch um eine Position verbes- 
sern. Auch bei den Chemieunternehmen auf den 
unteren Rängen verlief die Entwicklung nicht gleich- 
gerichtet, Während die Schering AG und die Beiers- 
dorf AG, zum Beispiel, Steigerungsraten von 5,8 und 
15,2% aufwiesen, ging der Umsatz der Wacker- 
Chemie GmbH geringfügig zurück. Das Jahr 1992 
hatte einen wirtschaftlichen Einbruch für die Che- 
miebranche eingeleitet, der zu Umsatzeinbußen 
durch Nachfragerückgang, in einigen Fällen aber 
auch durch den gegenüber anderen Währungen 
gestiegenen Wechselkurs der DM führte. Die Umsatz- 
zunahmen gegenüber 1990 stammen vorrangig aus 
dem Geschäftsjahr 1991, in dem die Wechselkurse 
sich positiv auf die Unternehmensergebnisse auswirk- 
ten. Die für die Branche ungewöhnlich hohen 
Zuwächse der Beiersdorf AG ergaben sich aus exter- 
nem Wachstum. 

338 . Der Bereich Elektrotechnik sah sich im 
Geschäftsjahr 1992 einer vergleichsweise günstigen 
Konjunktur gegenüber. Dazu trug bei, daß einige der 
wichtigsten Wachstumsmärkte 1992, wie zum Beispiel 
die Telekommunikation, zu diesem Bereich zu zählen 
sind. Die in den elektrotechnischen Sektoren tätigen 
Unternehmen konnten daher durchgängig positive 

23) Vgl. Abschnitt 2.1.1 in diesem Kapitel. 
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Zuwachsraten erzielen. Das Ausmaß ihres Wachstums 
war allerdings unterschiedlich. Die Siemens AG stei- 
gerte ihren Umsatz vor allem durch die Konsolidie- 
rung der Siemens-Nixdorf Informationssysteme AG 
um 24,3 %. Die Zunahmen der anderen Unternehmen 
waren weitaus geringer. 

339. Günstig war der Geschäftsverlauf auch für die 
großen Energieerzeugungs- und -versorgungsunter- 
nehmen. Allerdings bezieht sich diese Feststellung 
eher auf das Geschäftsjahr 1991 als auf 1992, in dem 
allgemein nur geringe Umsatzsteigerungen oder 
sogar Rückgänge zu verzeichnen waren. Ursache 
dafür war der durch die konjunkturelle Abschwä- 
chung vor allem in den neuen Bundesländern gerin- 
gere Energieverbrauch. Die RWE AG konnte 1992 
ihre Umsätze dennoch ausdehnen, allerdings haupt- 
sächlich in den Bereichen Bau und Entsorgung. Das 
Jahr 1991 war demgegenüber geprägt durch steigen- 
den Energieverbrauch, der sogar die Preissenkungen 
überkompensierte. 

340. Die erheblichsten Rangverbesserungen ver- 
zeichneten die Bauunternehmen. Auf die Gründe 
wurde im vorhergehenden Abschnitt bereits einge- 
gangen. 

341. Insgesamt zeigen die Rangverschiebungen 
zwischen 1990 und 1992 in Tabelle IIl.l, daß nicht nur 
die deutschen Unternehmen unter dem wirtschaftli- 
chen Abschwung zu leiden hatten. Trotz der überwie- 
gend geringen Wachstums raten haben sich nur 
wenige außergewöhnliche Rangverschiebungen er- 
geben. Das macht deutlich, daß die deutschen Indu- 
strieunternehmen ihre Stellung in Europa behauptet 
haben. 

342. Ein Vergleich der Angaben der inländischen 
Konzernbereiche mit denen der Gesamtkonzerne 
ergibt, daß die deutschen Konzerntöchter den weitaus 
größten Beitrag zum Konzernergebnis leisteten. Unter 
Einbeziehung aller Unternehmen und Konzerne aus 
dem Kreis der hundert Größten, die in den jeweiligen 
Berichtsjahren in der europäischen Rangliste vertre- 
ten waren, betrug der Anteil der inländischen Kon- 
zernbereiche am Umsatz der Gesamtkonzerne 1992 
80,2 %, für das Jahr 1990 lag der Wert etwas höher bei 
81,0 %. 

343. Grundsätzlich gilt, daß die Bedeutung der 
inländischen Gesellschaften für die Konzerne zum 
einen von der Größe des Unternehmens, zum anderen 
von der Branche abhängt, in der das Unternehmen 
hauptsächlich tätig ist. In der Regel nimmt die Anzahl 
der ausländischen Tochterunternehmen mit steigen- 
dem Rang ebenfalls zu. Von dieser Regel gibt es 
allerdings eine Reihe von Ausnahmen. Abgesehen 
von den Unternehmen, die ohnehin Einzel- oder 
Teilkonzernabschlüsse veröffentlichen, und den stark 
diversifizierten Branchengrößten sind vor allem 
Unternehmen der Bereiche Energiewirtschaft und 
Bergbau vorrangig auf den inländischen Markt fixiert. 
In allen anderen Branchen ist das Bild uneinheitlich. 
Bedeutende Auslandsengagements sind vor allem bei 
den Chemieunternehmen und denjenigen mit Haupt- 
tätigkeitsgebiet im Maschinenbau zu beobachten. 


2.2 Handel 

344. Tabelle 111.2 zeigt die nach dem Umsatz der 
inländischen Konzernbereiche zwanzig größten deut- 
schen Unternehmen und Konzerne mit Tätigkeits- 
schwerpunkt im Handel. Darüber hinaus werden zum 
Vergleich die zehn größten europäischen Handelsun- 
ternehmen mit ihren Gesamtkonzern- oder Gruppen- 
umsätzen aufgeführt. Analog zu dem Vorgehen in 
Tabelle 111.1 werden die deutschen Unternehmen 
soweit wie möglich in die europäische Rangliste 
integriert. 

345. In die Untersuchung der größten Handelsunter- 
nehmen werden die Einkaufszusammenschlüsse zu- 
künftig enger eingebunden. Sie werden in Ta- 
belle III. 2 im Rahmen der europäischen Rangfolge 
berücksichtigt. Der Grund für dieses Vorgehen liegt in 
der sehr heterogenen Struktur der verschiedenen 
Einkaufszusammenschlüsse, die den direkten Ver- 
gleich untereinander erschwert. Hinzu kommt, daß 
der Geschäftsbetrieb einiger Verbundgruppen in gro- 
ßen Teilen dem eines Handelsunternehmens ent- 
spricht. Sofern die Vergleichbarkeit zwischen Ein- 
kaufskooperationen und Handelsunternehmen ein- 
geschränkt ist oder Erläuterungen zu einzelnen 
Unternehmen erforderlich sind, werden diese im Rah- 
men des Textes oder in den Fußnoten der Tabelle 111.2 
gegeben. Darüber hinaus werden die Einkaufszusam- 
menschlüsse noch einmal ausführlich in einem sepa- 
raten Abschnitt besprochen. 

346. Aufgrund unterschiedlicher Unternehmensab- 
grenzungen können die Angaben in der deutschen 
nicht in allen Fällen mit denjenigen in der europäi- 
schen Liste verglichen werden. So handelt es sich bei 
den Angaben der in der deutschen Rangfolge berück- 
sichtigten Unternehmen und Konzerne grundsätzlich 
um Jahresabschlußdaten. Das heißt, in den Fällen, in 
denen für eine Gruppe oder einen Konzern kein 
konsolidierter Abschluß erstellt wird, wird der ent- 
sprechende Konzern nicht in der Rangfolge aufge- 
führt. Gleichwohl kann jedoch ein Tochterunterneh- 
men, das einen Einzel- oder einen Teilkonzernab- 
schluß aufstellt, zu den zwanzig Größten zählen. Die 
Kaufhof Holding AG, zum Beispiel, gehört zum Metro- 
Konzern 2^), der keinen konsolidierten Abschluß ver- 
öffentlicht. Sofern die Unternehmen in Tabelle 111.2 
einer Gruppe angehören, wird dies in den Anmerkun- 
gen zu der Tabelle vermerkt. Die Gruppen, die von der 
Monopolkommission im Rahmen der nationalen 
Rangliste nicht erfaßt werden, sind die Metro-, die 
Tengelmann- und die Aldi-Gruppe. Wie aus der 
Tabelle hervorgeht, befinden sie sich jedoch unter den 
größten europäischen Unternehmen. Für die europäi- 
sche Rangfolge wird jeweils der Umsatz der größten 
zu erfassenden Einheit verwendet. Dabei wird für den 
Handel ausnahmsweise nicht vorausgesetzt, daß es 
sich um konsolidierte Umsätze aus den Jahresab- 
schlüssen handelt. 


24) Seit Dezember 1992 ist auch die Asko Deutsche Kaufhaus 
AG mehrheitlich im Besitz der Metro. Die Asko hat ihr 
Geschäftsjahr aufgrund dieses Zusammenschlusses am 
30. September 1992 beendet und wird im Rahmen dieses 
Gutachtens mit den Angaben des Rumpfgeschäftsjahrs 1992 
berücksichtigt. 
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Aus der Untersuchung ausgeschlossen sind diejeni- 
gen Handelsunternehmen, die Tochtergesellschaften 
von Industrieunternehmen sind (z. B. Thyssen Han- 
delsunion) und von diesen konsolidiert werden. Die 
Umsätze dieser Unternehmen sind in den in 
Tabelle 111.1 ausgewiesenen Umsätzen enthalten. 

In den Fällen, in denen die Abgrenzung der Umsätze 
einer Erklärung bedarf, erfolgt diese im Text oder in 
den Anmerkungen zu Tabelle 111.2. 

2.2.1 Die Entwicklung der nach Umsatz zwanzig größten 
deutschen Handelsunternehmen 


347. Die jeweils zwanzig größten Handelsunterneh- 
men erzielten insgesamt die folgenden Umsätze: 


1978 

100 502 Mio. DM, 

1980 

114 518 Mio. DM, 

1982 

128 250 Mio. DM, 

1984 

135 406 Mio. DM, 

1986 

131 253 Mio. DM, 

1988 

151 538 Mio. DM, 

1990 

180 051 Mio. DM, 

1992 

204 353 Mio. DM. 

Im Vergleich dazu wies die Umsatzsteuerstatistik den 
Gesamtumsatz des Handels^^) wie folgt aus: 

1978 

907 164 Mio. DM, 

1980 

1 068 704 Mio. DM, 

1982 

1 135 569 Mio. DM, 

1984 

1 239 886 Mio. DM, 

1986 

1 289 590 Mio. DM, 

1988 

1 407 208 Mio. DM, 

1990 

1 690 184 Mio. DM, 

1992 

1 941 487 Mio. DM. 

348. Die Wachstumsraten der zwanzig größten Han- 
delsunternehmen (in Klammern aller in der Umsatz- 


Steuerstatistik erfaßten Handelsunternehmen) betru- 
gen danach: 


1978/80 

13,9% 

(17,8%), 

1980/82 

12,0% 

(6,3%), 

1982/84 

5,6% 

(9,2%), 

1984/86 

-3,1% 

(4,0%), 

1986/88 

15,5% 

(9,1%), 

1988/90 

18,8% 

(20,1%), 

1990/92 

13,5% 

(14,9%). 

Die zwanzig größten Handelsunternehmen erreichten 
an den Umsätzen aller Handelsunternehmen in den 

Berichtsjahren folgende Anteile: 

1978 

11,1%, 


1980 

10,7%, 


1982 

11,2%, 


1984 

10,9%, 


1986 

10,2%, 


1988 

10,8%, 


1990 

10,7%, 


1992 

10,5%. 



25) Die Angaben in diesem Abschnitt beziehen sich auf die 
inländischen Konzernbereiche. 

25) Erfaßt wurden die alten Bundesländer, 1992 ohne West- 
Berlin. 


349. Der Umsatzanteil der zwanzig größten Han- 
delsunternehmen ist gegenüber 1990 geringfügig 
zurückgegangen. Das deutet darauf hin, daß alle 
Unternehmen des Wirtschaftszweiges und nicht nur 
die größten von den hohen Zuwächsen der Branche 
profitieren konnten. Dieses Ergebnis weicht von den 
Resultaten ab, die die Monopolkommission aus einer 
Konzentrationsuntersuchung im Rahmen ihres letzten 
Sondergutachtens über Marktstruktur und Wettbe- 
werb im Handel erzielt hat 27). Dort wird eine erhebli- 
che Steigerung der Marktanteile der Branchengröß- 
ten seit 1980 festgestellt. Ein Widerspruch zu den hier 
ermittelten Werten besteht jedoch nicht, weil den 
Untersuchungen unterschiedliche Unternehmensab- 
grenzungen zugrunde liegen. Da Gruppen im Rah- 
men der Hauptgütachten nur dann als wettbewerbli- 
che Einheiten erfaßt werden, wenn sie einen Konzern- 
abschluß aufstellen, werden die größten Handels- 
gruppen in der nationalen Rangfolge nicht berück- 
sichtigt. Das führt dazu, daß zum Beispiel die Unter- 
nehmen Plus Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. 
oHG und Kaiser's Kaffee -Geschäft AG in der Rangli- 
ste ausgewiesen werden, die Tengelmann-Gruppe, 
der sie angehören, jedoch nicht. Durch dieses Vorge- 
hen werden auch Metro und Aldi ausgeschlossen. Im 
Falle der Metro sind aber ebenso wie bei Tengelmann 
einzelne, selbständig bilanzierende Tochterunterneh- 
men (Kaufhof Holding AG, zukünftig Asko Deutsche 
Kaufhaus AG) unter den zwanzig größten Handelsun- 
ternehmen vertreten. Dadurch, daß eine Zusammen- 
fassung der Gruppen zu wettbewerblichen Einheiten 
in den aufgeführten Fällen unterbleibt, wird die Kon- 
zentration im Handel unterschätzt. Die Tatsache, daß 
die Kommission in ihrem Sondergutachten vornehm- 
lich den Lebensmittelhandel berücksichtigt, führt 
nicht zu erheblichen Abweichungen zwischen den 
dort und den im Rahmen des vorliegenden Gutach- 
tens veröffentlichten Ergebnissen. 

350. Gegenüber 1990 hat sich die Zusammenset- 
zung des Kreises der zwanzig größten Handelsunter- 
nehmen wie folgt geändert. 

Ausgeschieden sind (Rang 1990 in Klammern): 


1. CO op AG (8), 

2. MHB Handel AG (16). 

Neu eingetreten sind (Rang in Klammern): 

1. Kaiser's Kaffee-Geschäft AG (15), 

2. AVA Allgemeine Handelsgesellschaft 

der Verbraucher AG (18). 


Die CO Op AG wird seit 1991 von der Asko Deutsche 
Kaufhaus AG konsolidiert und gehört damit nicht 
mehr zu den größten Handelsunternehmen. Das Aus- 
scheiden der MHB Handel AG resultiert dagegen aus 
einem Umsatzrückgang gegenüber 1990. Dieser ist in 
erster Linie auf die ungünstige wirtschaftliche Si- 
tuation und die dadurch notwendig gewordenen 
Umstrukturierungsmaßnahmen bei dem Tochterun- 
ternehmen Massa AG zurückzuführen. 


2'?) Vgl. Monopolkommission, Marktstruktur und Wettbewerb 
im Handel, Sondergutachten 23, Baden-Baden, 1994, 
Tz. 80 ff. 
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i ^^.belle IIL2 


Die nach Umsatz zwanzig größten deutschen Handelsunternehmen 
im europäischen Vergleich 1990 und 1992 1) 


Rang deut- 
scher Handels- 
unternehmen 
nach dem 
konsolidierten 
Umsatz der 
inländischen 
Konzemgesell- 
schaften 

Konsolidierter Umsatz 
der inländischen 
Konzemgesellschaften 
(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang europäi- 
scher Handels- 
unternehmen 
nach dem 
konsolidierten 
Umsatz der 
Gesamt- 
konzerne 3) 

Konsohdierter Umsatz der 
Gesamtkonzerne 
(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

— 

— 

— 

— 

Metro International (CH) 

1 

1 

71 707* 

47 600* 

— 

— 

— 

— 

Tengelmann 

2 

2 

49 010* 

42 220* 

— 

— 

— 

— 

REWE-Gruppe 

3 

4 

42 8105)' 

32 3005)* 

— 

— 

— 

— 

EDEKA-Gruppe 

4 

5 

38 7008)* 

32 2006)* 

— 

— 

— 

— 

Carrefour (F) 

5 

8 

34 556 

22 512 

— 

— 

— 

— 

Ledere (F) 

6 

6 

33 578 

29 680 

— 

— 

— 

— 

Intermarche (F) 

7 

7 

33 512 

28 228 

— 

— 

■ — 

— 

Aldi 

8 

11 

32 6585)* 

20 0005)* 


— 

— 

— 

Sainsbury (GB) 

9 

9 

28 272 

20 878 

— 

— 

— 

— 

Markant (CH) 

10 

12 

26 1007)* 

17 9007)* 

1 

1 

23 973 

20 277 

REWE & Co. oHG 8) 

— 

— 

(23 973) 

(20 277) 

2 

2 

17 448 

14 495 

Karstadt AG 

17 

20 

18 498 

15 033 

3 

4 

15 721 

11 991 

Kaufhof Holding AG 9) 

— 

— 

(17 344) 

(14 692) 

4 

6 

13 766 

10 639 

Asko Deutsche Kauf- 
haus AG 19) 

26 

10 

14 436 

20 259 

— 

— 

— 

— 

Gedeih 

27 

28 

14 047”) 

11 00011) 

5 

5 

13 548 

10 856 

Gustav und Grete Schik- 
kedanz Holding KG 

20 

29 

17 600 

10 65212) 

6 

7 

12 799^3) 

10 32213) 

EDEKA-Zentrale AG i4) 

— 

— 

(12 799) 

(10 322) 

7 

9 

12 463 

8 398 

SPAR Handels-AG 

29 

38 

12 463 

8 400 

8 

11 

10 237 

7 768 

Otto Versand GmbH & 

Co. 

13 

21 

21 1005) 

14 4005) 

9 

14 

8 645 

6 865 

Lidl & Schwarz Stiftung 
& Co. KG 

36 

54 

10 6005) 

5 7975) 

10 

12 

8 173 

7 540 

Alfred C. Toepfer 
International GmbH 

45 

42 

8 173 

7 540 

11 

19 

7 882 

5 514 

Franz Haniel & Cie 

GmbH 

18 

19 

18 482 

15 152 

12 

17 

7 627 

5 768 

Plus Warenhandels- 
gesellschaft mbH & 

Co. 0HG15)16) 



(7 627) 

(6 308) 

13 

10 

7 461 

7 835 

Klöckner & Co. AG i7) 

35 

33 

10 628 

9 800 

14 

13 

7 308 

7 037 

C.&A. Mode 18)16) 

48 

47 

7 308 

7 028 

15 

— 

6 406 

— 

Kaiser's Kaffee-Geschäft 
AG 15) 

— 

— 

(6 406) 

— 

16 

20 

6 287 

5 296 

Allkauf- SB Warenhaus 
GmbH & Co. KG 

53 

58 

6 287 

5 296 

17 

18 

6 25913) 

5 615 

BayWa AG 

54 

56 

6 259 

5 615 

18 


6 159 


AVA Allgemeine 
Handelsgesellschaft 
der Verbraucher AG 

55 


6 159 


19 

3 

6 101 

12 45319) 

Aral AG 20) 

34 

22 

10 764 

14 23419) 

20 

15 

6 09021) 

5 90021) 

Hertie Waren- und 
Kaufhaus GmbH 

56 

52 

6 090 

5 900 

— 

8 

— 

9 653 

CO op AG 22) 

— 

31 

— 

9 653 

— 

16 

— 

5 829 

MHB Handel AG 23) 

— 

53 

— 

5 829 
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Die neu in den Kreis der zwanzig größten Handelsun- 
ternehmen eingetretene Kaiser's Kaffee-Geschäft AG 
hat die überdurchschnittlichen Umsatzsteigerungen 
in den vergangenen Geschäftsjahren vor allem durch 
die Ausweitung ihrer Aktivitäten in die neuen Bun- 
desländer erreicht. Das gilt auch für die AVA Allge- 
meine Handelsgesellschaft der Verbraucher AG, die 
seit September 1990 in Ostdeutschland tätig ist und 
1992 dort bereits nahezu 1 Mrd. DM umsetzte. Dar- 
über hinaus trug die erstmalige Konsolidierung der 
BVA Bayerische Warenhandelsgesellschaft der Ver- 
braucher AG erheblich zum Umsatz Wachstum der 
AVA bei. 

351 . Bei einigen Unternehmen haben sich auffällige 
Rangverschiebungen ergeben. Die Otto Versand 
GmbH & Co. verbesserte ihren Rang vor allem auf- 
grund erheblicher Umsatzzuwächse in vorhergehen- 
den Geschäftsjahren. Sie hatte sich wie viele Handels- 


unternehmen in erster Linie die gestiegene Nachfrage 
aus dem Osten und die insgesamt günstige Situation 
für den Versandhandel zunutze gemacht. Die starke 
Expansion in den neuen Bundesländern hat auch bei 
der Lidl & Schwarz Stiftung & Co. KG sowie bei der 
Plus Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. oHG zu 
überdurchschnittlichem Wachstum geführt. Die er- 
hebliche Umsatzsteigerung der Franz Haniel & Cie. 
GmbH ist teilweise auf die Ausweitung des Geschäfts, 
zu einem anderen Teil auf die Umrechnung des 
Umsatzes mit dem gegenüber den Vorjahren gestie- 
genen Dollarkurs zurückzuführen. Hinzu kommt auch 
bei Haniel ein verstärktes Engagement im Osten. 

Bedeutende Rangverluste wiesen vor allem die Unter- 
nehmen Aral AG und Hertie Waren- und Kaufhaus 
GmbH auf. Ein auffälliger Umsatzrückgang gegen- 
über 1990 kennzeichnet die Aral AG. Er ist auf die 
geänderte Berichterstattung der Monopolkommission 


Fußnoten zu Tabelle III. 2 

0 In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zwanzig größten deutschen Handelsunternehmen bzw. unter den größten Handelsunternehmen 
Europas, oder die entsprechenden Angaben lagen nicht vor. Unternehmen, die in einem der Berichtsjahre nicht zu den größten 
Unternehmen in der nationalen Rangfolge gehörten, werden auch in der europäischen Rangfolge in dem entsprechenden Jahr 
nicht berücksichtigt. Die meisten Unternehmen bilanzieren zum 31. Dezember eines Kalenderjahres. Abweichungen bezüglich 
der Bilanzstichtage wirken sich auf die Vergleichbarkeit der Ergebnisse nicht aus und werden daher hier nicht kommen- 
tiert. 

2) Sofern sich der Umsatz auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungskreis bezieht, wird dies vermerkt, 

3) Bei der europäischen Rangfolge geht die Monopolkommission genau so vor wie bei der nationalen: Ein Unternehmen, das die 
Größenkriterien zwar erfüllt, aber Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens in der Rangliste ist, wird nicht aufgeführt. 
Sofern die Unternehmen der deutschen Rangfolge eine europäische Obergesellschaft haben, erhalten sie keinen Rang. 

4) Sofern sich der Umsatz auf einen anders ab gegrenzten Konsolidierungskreis bezieht, wird dies vermerkt. Angaben, die mit 
einem * versehen sind, beruhen auf Schätzungen. Die Umsätze deutscher Unternehmen oder Konzerne, die eine europäische 
Obergesellschaft haben, werden in Klammern angegeben. 

5) Umsatz der Gruppe. 

Einzelhandelsumsatz der EDEKA, ihrer Kooperationspartner und der selbständigen EDEKA-Kaufleute. 

2) Inkasso- und Delkrederevolumen der Zentrale. Im Unterschied zu den anderen in dieser Tabelle ausgewiesenen Umsätzen 
handelt es sich hier um Umsätze, die auf Beschaffungsmärkten erzielt wurden. Vgl. Fußnote 11. 

ö) Die REWE & Co. oHG gehört zur REWE-Gruppe. Ihre Umsätze sind daher in denen der Gruppe enthalten. 

Die Kaufhof AG wurde 1988 mehrheitlich von der Metro Vermögensverwaltung mbH & Co KG erworben; diese Gesellschaft 
erstellt jedoch keinen Konzernabschluß, so daß weiterhin der konsolidierte Jahresabschluß der Kaufhof AG zugrunde gelegt 
werden muß. 

^0) Das Geschäftsjahr war für die Asko Deutsche Kaufhaus AG ein Rumpf geschäftsjahr, das den Zeitraum vom 1. Januar 1992 bis 
zum 30. September 1992 umfaßte. Ende 1992 wurde Asko von der Metro übernommen. Obwohl die Umsätze des Jahres 1992 der 
Asko bereits in denen der Metro enthalten sind, wird die Asko 1992 noch als eigenständiges Unternehmen behandelt, da die 
Eingliederung erst zum Jahresende 1992 erfolgte. 

1 Zentralregulierung und Handelsgeschäft. Im Unterschied zu den anderen in dieser Tabelle ausgewiesenen Umsätzen handelt es 
sich hier um Umsätze, die auf Beschaffungsmärkten erzielt wurden. Vgl. Fußnote 7. 

’2) Umsatz der Quelle-Gruppe. 

Hierin sind auch die Umsatzerlöse zweier ausländischer Konzern gesellschaften enthalten. Der Einfluß auf den Gesamtumsatz ist 
jedoch vernachlässigbar gering. 

14) Die EDEKA-Zentrale AG gehört zur EDEKA-Gruppe. Ihre Umsätze sind daher in denen der Gruppe enthalten. 

15) Die Unternehmen Plus Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. oHG und Kaiser's Kaffee-Geschäft AG stellen lediglich einen Teil 
der gesamten Tengelmann-Gruppe dar. Die Gruppe, für die kein konsolidierter Abschluß erstellt wird, hatte geschätzte 
Umsätze von 17,0 Mrd. DM im Jahr 1990 und 22,2 Mrd. DM 1992. 

11^) Das Unternehmen erstellt einen Einzelabschluß. 

12) Die Klöckner & Co. AG gehört seit dem 1. Januar 1990 über das Gemeinschaftsunternehmen VBB VIAG -Bayern werk 
Beteiligungsgesellschaft mbH je zur Hälfte der VIAG AG und der Bayern werk AG. Sie wird hier auf geführt, weil sie mit etwa 
50% zu den Umsätzen der VBB beiträgt, die in Tabelle III. 1 ausgewiesen ist. Eine reine Zuordnung der VBB zu 
Industrieunternehmen ist aufgrund der großen Bedeutung des Handels für den Geschäftsbetrieb nicht gerechtfertigt. 

18) 1990: C.&A, Brenninkmeyer. 

19) Einschließlich Mineralölsteuer. Die Monopolkommission weist in diesem Gutachten erstmals alle Umsätze ohne Verbrauch- 
steuern aus. 

20) Die VEBA AG hält die Mehrheit des Aktienkapitals der Aral AG. Aufgrund satzungsmäßiger Stimmrechtseinschränkungen 
besteht jedoch kein Abhängigkeitsverhältnis, so daß eine Konsolidierung bei der VEBA AG unterbleibt. Für 1992 wird der 
Umsatz in der nationalen Rangfolge ohne Mineralölsteuer ausgewiesen. Dadurch bestehen große Unterschiede in den 
Werten. 

21) Hierin sind die Umsatzerlöse dreier ausländischer Tochterunternehmen von untergeordneter Bedeutung enthalten. 

22) Seit 1991 gehört die co op AG zur Asko Deutsche Kaufhaus AG und wird von dieser konsolidiert. 

23) Die MHB Handel AG ist ein Gemeinschaftsunternehmen von Metro und Asko. Asko hat seine Beteiligung an der Massa AG in 
die MHB eingebracht. Aufgrund der Stimmrechtsverteilung wird MHB von der Metro kontrolliert. 

Quelle; Wirtschaftswoche, Die Top 1000, verschiedene Jahrgänge; M + M Eurodata, verschiedene Jahrgänge; eigene Erhe- 
bungen 
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zurückzuführen, die Umsätze erstmals ohne Ver- 
brauchsteuern ausweist. Das unterdurchschnittliche 
Wachstum von Hertie ist die Folge der insgesamt 
abgeschwächten Konjunktur- und Nachfrageent- 
wicklung im westdeutschen Handel. 


2.2.2 Die größten deutschen Handelsunternehmen im 
europäischen Vergleich 

352 . Im europäischen Vergleich belegten die deut- 
schen Unternehmen 1992 Ränge zwischen zwei 
und 56. Allein unter den ersten zehn befanden sich 
vier deutsche Unternehmensgruppen: Tengelmann, 
REWE und EDEKA hatten die Plätze zwei bis vier 
inne, Aldi lag auf Rang acht. Die starke Stellung 
deutscher Unternehmen im europäischen Vergleich 
besteht gegenüber Vorjahren unverändert fort. Durch 
überdurchschnittliche Umsatzzuwächse konnten die 
Unternehmen Otto Versand GmbH & Co., Lidl & 
Schwarz Stiftung & Co. KG, und AVA Allgemeine 
Handelsgesellschaft der Verbraucher AG ihre Ränge 
erheblich verbessern. Größere Rangeinbußen hatten 
die Unternehmen Asko Deutsche Kaufhaus AG ^8) und 
MHB Handel AG hinzunehmen 29). Bei der Schicke- 
danz-Gruppe ist die Rangverschiebung auf gegen- 
über 1990 veränderte Umsatzabgrenzungen zurück- 
zuführen. Sie kann daher vernachlässigt werden. 

353 . Trotz der Rezession in allen europäischen Län- 
dern und der damit verbundenen Wachstumsverzöge- 
rung im Handel konnten sich die deutschen Handels- 
unternehmen weitgehend behaupten. Von den größ- 
ten deutschen Handelsunternehmen und -gruppen, 
die sowohl 1990 als auch 1992 zum Betrachtungskreis 
zählten, verbesserten zwölf ihre Position, wobei sie im 
Durchschnitt 4,9 Plätze gewannen, sechs fielen um 
durchschnittlich 6,3 Ränge zurück. Läßt man bei 
letztgenannter Zahl den ungewöhnlichen Rangver- 
lust der Asko unberücksichtigt, so reduziert sie sich 
auf 4,4. 

Außergewöhnlich war das Wachstum der Metro Inter- 
national mit Sitz in der Schweiz. Es erklärt sich aus der 
Übernahme der Asko-Gruppe. Obwohl diese erst 
Ende 1992 erfolgte, wurden die Umsätze des A.sko- 
Konzerns für 1992 bereits vollständig der Metro zuge- 
rechnet. Auch die französische Gruppe Carrefour 
verzeichnete beachtliche Zuwächse durch externes 
Wachstum. Sie übernahm das Unternehmen Euro- 
marche, das 1990 immerhin einen Umsatz von 
7,5 Mrd. DM aufwies und damit europaweit auf 
Platz 46 rangierte. Aus diesen Entwicklungen geht 
hervor, daß eine fortschreitende Konzentration nicht 
nur in der Bundesrepublik, sondern auch in anderen 
europäischen Ländern zu beobachten ist. Im Berichts- 
zeitraum war insbesondere die Entwicklung in Frank- 
reich auffällig. Neu auf Rang 16 der Rangliste befand 
sich das Unternehmen Pinault-Printemps, das 1992 
durch Fusion zweier kleinerer Handelsunternehmen 
entstand. Auch die Casino konnte ihren Rang verbes- 


28) Die Asko Deutsche Kaufhaus AG wurde Ende 1992 von der 
Metro übernommen. Sie beendete daher ihr Geschäftsjahr 
bereits im September und wies entsprechend geringere 
Umsätze für 1992 aus. 

29) Vgl Tz. 350 f. 


sern und lag 1992 auf Platz 20. Damit befanden sich 
unter den zwanzig größten europäischen Handelsun- 
ternehmen sieben französische. 

354 . Ein V ergleich der Umsätze des Inlandskonzerns 
mit denen des Gesamtkonzerns oder der Gruppe gibt 
Aufschluß über die Bedeutung des inländischen 
Bereichs für den Konzern. Traditionell richtet der 
Einzelhandel sein Geschäft auf den Heimatmarkt aus. 
Ausländische Konzernunternehmen bestehen nicht 
oder nur in geringem Umfang. Beispielhaft seien die 
Unternehmen REWE & Co. oHG, die SPAR Handels- 
AG und EDEKA-Zentrale AG genannt. Ähnlich ver- 
hält es sich bei Warenhäusern, wie der Karstadt AG 
und der Kaufhof Holding AG, die ebenfalls den 
größten Teil ihrer Umsätze über inländische Gesell- 
schaften machen. Anders liegt der Fall bei den Groß- 
und Außenhandelsunternehmen. Die Franz Haniel & 
Cie. GmbH, zum Beispiel, erwirtschaftet mehr als die 
Hälfte ihrer Umsätze mit ausländischen Konzerntöch- 
tern, bei der Klöckner & Co. AG sind es 30%. 
Allerdings ist das Bild hier uneinheitlich. Die Alfred 
C. Toepfer International GmbH ist im Ausland nur in 
geringem Umfang engagiert. Gespalten ist das Bild 
auch beim Versandhandel. Während die Otto Versand 
GmbH & Co. in der Vergangenheit auch ins Ausland 
expandierte, besteht die Schickedanz-Gruppe weiter- 
hin überwiegend aus inländischen Unternehmen. 

355 . Insgesamt nahm die Bedeutung ausländischer 
Tochterunternehmen für das Konzernergebnis zu. 
Während 1990 81,7 % der Konzernumsätze von inlän- 
dischen Tochtergesellschaften erwirtschaftet wurden, 
waren es 1992 nur noch 78,8%. 


2.2.3 Einkaufszusammenschlüsse und Kooperationen 

356 . Einige der in Tabelle 111.2 aufgeführten deut- 
schen Unternehmen erfüllen Aufgaben einer Ein- 
kaufsvereinigung. Es handelt sich um die Unterneh- 
men REWE, EDEKA, Markant^») und Gedelfi. Sie 
nehmen neben ihrem Eigengeschäft oder, wie im Fall 
der Markant, ausschließlich die zentrale Beschaffung 
für die angeschlossenen Handelsunternehmen wahr. 
Die Kommission berichtet seit ihrem Vierten Haupt- 
gutachten über diese Konzentrationsform im Handel 
und mißt ihr weiterhin große Bedeutung bei. Nach 
Schätzungen des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung 
waren 1992 immerhin ca. 65 % aller Einzelhandelsun- 
ternehmen mit einem Umsatz von mehr als 500 TDM 
jährlich Mitglied einer Einkaufskooperation ^i). 

357 . Einkaufszusammenschlüsse, die gemäß § 5c 
GWB vom allgemeinen Kartellverbot des § 1 GWB 
ausgenommen sind, dienen dem Zweck, die Wettbe- 
werbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
durch die Möglichkeit zum gemeinsamen Einkauf zu 
verbessern. Der Beitritt eines Großunternehmens zu 
einer Kooperation führt in der Regel zu günstigeren 
Konditionen auch für die angeschlossenen kleineren 


80) Obwohl die Markant Handels- und Industriewaren-Vermitt- 
lungs AG in der Schweiz ansässig ist, wickelt sie einen 
Großteil ihres Geschäfts in Deutschland ab. Sie wird daher 
hier behandelt. 

81) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 23, a. a, O., 
Tz. 167. 
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Unternehmen. Insofern ist es gerechtfertigt und wird 
von seiten der Kartellbehörden geduldet, daß auch 
größere Unternehmen Mitglieder von Einkaufsver- 
einigungen werden. Allerdings soll es sich nicht um 
die Spitzenunternehmen des jeweiligen Beschaf- 
fungsmarktes handeln. Auch dürfen Zusammen- 
schlüsse nicht unbegrenzt wachsen, damit der Wett- 
bewerb auf den relevanten Märkten nicht wesentlich 
eingeschränkt wird. Als Höchstwerte hat der Gesetz- 
geber Marktanteile von 10 bis 15 % vorgesehen. Diese 
Marktanteilsbegrenzung verhindert an sich bereits 
den Eintritt der größten Handelsunternehmen in die 
Kooperationen. Die Spitzenunternehmen in Deutsch- 
land sind nicht auf Einkaufsvereinigungen angewie- 
sen. Metro und Aldi, zum Beispiel, gehören keiner 
Kooperation an, sondern organisieren ihren Einkauf 
unternehmensintern. So verfügt die Metro neben 
ihrem Zentraleinkauf über eine Management-Füh- 
rungsgesellschaft (Metro International AG, MI AG), 
die die internationalen Aktivitäten der Gruppe steuert 
und die zentrale Verrechnung der Umsätze der Metro 
und ihrer Tochtergesellschaften durchführt. Andere 
Großunternehmen, wie die Verbundgruppen REWE 
und EDEKA, kaufen für ihre Mitglieder ein, geben 
daneben aber auch anderen Unternehmen die Mög- 
lichkeit, an dem zentralen Einkauf teilzunehmen. 
Damit sind sie zumindest in Teilbereichen als Ein- 
kaufsvereinigungen tätig, wenn auch ihre Entwick- 
lung zu Handelsunternehmen bereits weit fortge- 
schritten ist. 

Die verschiedenen Einkaufszusammenschlüsse un- 
terscheiden sich in ihren Aufgaben und Organisa- 
tionsformen. Die Kooperation kauft im allgemeinen 
entweder für eigene Rechnung, oder die angeschlos- 
senen Unternehmen kaufen direkt bei gelisteten Ver- 
tragslieferanten. In diesem Fall erfolgt lediglich die 
Vermittlung sowie gegebenenfalls die Abrechnung 
und das Delkredere über die Kooperation. Von den in 
der Bundesrepublik tätigen großen Organisationen ist 
nur die Markant eine Einkaufsvereinigung im klassi- 
schen Sinne. 

358 . Im folgenden wird über die Einkaufskoopera- 
tionen REWE, EDEKA, Markant und Gedeih berich- 
tet. Die anderen bestehenden Kooperationen sind in 
der Regel kleiner und spielen im Hinblick auf Konzen- 
trationsüberlegungen keine Rolle. 

Gemessen an den Einzelhandelsumsätzen der 
Gruppe einschließlich der Kooperationspartner war 
im Jahr 1992 die größte in Deutschland tätige Koope- 
ration die REWE mit einem Umsatz von 42,8 Mrd. DM, 
gefolgt von der EDEKA mit 38,7 Mrd. DM. Bei der 
Markant betrug das Inkasso- und Delkrederevolumen 
der Zentrale 26,1 Mrd. DM, Vertragsumsatz und 
Eigengeschäft der Gedeih lagen bei 14 Mrd. DM. 
Aufgrund einer anderen Abgrenzung sind diese 
Umsätze nicht mit den oben angegebenen von REWE 
und EDEKA vergleichbar. 

Die REWE-Zentral AG ist eine der beiden Obergesell- 
schaften der REWE-Gruppe und führt für die Unter- 
nehmen der Gruppe sowohl die Beschaffung als auch 
die Abrechnung durch. Die Zentrale erreichte 1992 
einen Umsatz von 26,6 Mrd. DM, der konsolidierte 
Umsatz der Gruppe betrug 42,8 Mrd. DM. Die 
Zuwachsraten gegenüber 1990 lagen bei 42,7 bzw. 


19,6%. Neben den Gruppenunternehmen, zu denen 
die REWE & Co. oHG gehört, verrechnet die Hertie 
Waren- und Kaufhaus GmbH über die REWE. 

Die EDEKA-Zentrale AG fungiert als Mutterunter- 
nehmen der Gruppe, nimmt darüber hinaus aber 
ebenfalls Aufgaben einer Einkaufsvereinigung wahr. 
Die Zentrale setzte 1992 20,2 Mrd. DM um, die 
gesamte Gruppe einschließlich der Kooperationspart- 
ner und der selbständigen EDEKA-Kaufleute wies 
einen Einzelhandelsumsatz von 38,7 Mrd. DM auf. 
Von den zwanzig größten deutschen Handelsunter- 
nehmen verrechnet die AVA Allgemeine Handelsge- 
Seilschaft der Verbraucher mbH größtenteils über die 
EDEKA. Seit Februar 1993 besteht eine Kooperation 
mit der Gedelfi GmbH + Co. KG. Die Mitglieder der 
Gedelfi, das sind von den in Tabelle 111.2 aufgeführten 
Unternehmen die Allkauf-SB Warenhaus GmbH & 
Co. KG und die Karstadt AG mit ihren Food-Umsät- 
zen, sind seitdem in das Warengeschäft der EDEKA 
eingebunden. 

Die Markant Handels und Service GmbH erreichte 
1992 ein Inkasso- und Delkrederevolumen von 
26,1 Mrd. DM, der Gesamtumsatz der Mitglieder wird 
auf 79,5 Mrd. DM geschätzt. Die Markant zählt die 
AVA mit ihrem Nonfood-Bereich, die SPAR Handels- 
AG und die Lidl & Schwarz Stiftung & Co. KG zu ihren 
Mitgliedern. Die SPAR hatte bis Ende 1992 über die 
Gedelfi verrechnet. Nachdem Kooperationsverhand- 
lungen zwischen der Markant und der Gedelfi im 
Dezember 1992 gescheitert waren, schlossen sich 
einige Gedelfi-Mitglieder selbständig der Markant 
an, unter ihnen die SPAR. Die Gesellschafteranteile 
der SPAR an der Gedelfi in Höhe von 24,9 % wurden 
von der EDEKA übernommen und zum 1 . Juli 1993 auf 
50% aufgestockt. Die Gedelfi existiert damit als 
selbständiger Einkaufszusammenschluß faktisch 
nicht mehr, zumal die EDEKA das Warengeschäft der 
Gedelfi übernommen hat. 

Die Interbuy International AG, ehemals Verrech- 
nungsstelle der Asko-Gruppe, über die im Neunten 
Hauptgutachten berichtet wurde, besteht nicht mehr. 
Sie ist mit der Fusion der Asko Deutsche Kaufhaus AG 
in der MIAG aufgegangen. 

Neben den bereits aufgeführten Kooperationen trägt 
auch die SPAR Züge eines Einkaufszusammenschlus- 
ses. Sie verrechnet zwar über die Markant, der Ein- 
kauf erfolgt aber zentral über die Deutsche SPAR 
Handelsgesellschaft mbh & Co. (DSH) bzw. für den 
Nonfood-Bereich über die NFG Non-Food Großein- 
kauf GmbH & Co. Abgesehen von zwei Großhandlun- 
gen sind alle SPAR-Unternehmen in den Konzern 
integriert. Die SPAR Handels-AG fungiert als Kon- 
zernobergesellschaft. Die SPAR-Gruppe ist aufgrund 
der weit fortgeschrittenen Integration mit den großen 
Handelsfilialisten vergleichbar und wird daher hier 
nicht zu den Einkaufszusammenschlüssen gezählt. 

359 . Seit Mitte der achtziger Jahre ist der Trend 
erkennbar, grenzüberschreitende Kooperationen ein- 
zugehen. Deren Aufgaben sind vor dem Hintergrund 
der Vollendung des europäischen Binnenmarktes zu 
sehen und umfassen unter anderem die Organisation 
der internationalen Beschaffungs- und Absatzaktivi- 
täten, das gemeinsame Marketing, die Kooperation 
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mit Herstellern und den Erfahrungsaustausch zwi- 
schen den Mitgliedern, aber auch die Entwicklung 
gemeinsamer Handelsmarken. Nahezu alle großen 
Handelsunternehmen Europas gehören einer Koope- 
ration an und arbeiten in diesem Rahmen zusammen. 
Beispielsweise sind unter anderem die Unternehmen 
Ahold (NL), Allkauf (D), Argyll (UK), und Casino (F) 
Mitglieder der Organisation AMS Marketing Services 
AG mit Sitz in der Schweiz. Ebenfalls in der Schweiz 
ansässig ist die Deuro Buying AG, die die Metro- 
Gruppe (CH/D) und Carrefour (F) als Mitglieder hat. 
Es handelt sich bei den Kooperationen ohne Aus- 
nahme um lockere Verbindungen, die zur Zeit wett- 
bewerblich unerheblich sind, da die meisten Handels- 
unternehmen vorrangig auf ihre Heimatmärkte aus- 
gerichtet sind. Wenn sich die Entwicklung zur Expan- 
sion auf Auslandsmärkte bei den großen Handelsun- 
ternehmen aber fortsetzt, kann sich auch die wettbe- 
werbspolitische Einschätzung dieser Kooperationen 

ändern 32). 

2.3 Kreditgewerbe 

360. Tabelle IIL3 zeigt die nach der Bilanzsumme 
der inländischen Konzembereiche zehn größten Kre- 
ditinstitute 1990 und 1992. Zusätzlich zu den Angaben 
für den inländischen Konzern werden jeweils die 
Bilanzsummen der Gesamtkonzerne angegeben. Für 
den damit möglichen europäischen Vergleich werden 
außerdem die zehn größten europäischen Kreditinsti- 
tute aufgeführt. 

2.3.1 Die Entwicklung der nach Bilanzsumme zehn größten 
deutschen Kreditinstitute 3^) 


361 . Die jeweils zehn größten Kreditinstitute wiesen 
am Bilanzstichtag des Berichtsjahres insgesamt fol- 
gende Bilanzsumme auf: 


1978 

754,8 Mrd. DM, 

1980 

883,2 Mrd. DM, 

1982 

993,0 Mrd. DM, 

1984 

1986 

1 161,6 Mrd. DM, 

1 336,6 Mrd. DM, 

1988 

1 551,1 Mrd. DM, 

1990 

1 974,8 Mrd. DM, 

1992 

2 378,7 Mrd. DM. 

362. Die Bilanzsumme aller Kreditinstitute, die von 
der Deutschen Bundesbank ermittelt wird, betrug 
jeweils im Dezember des entsprechenden Jahres: 

1978 

2 024,7 Mrd. DM, 

1980 

2 391,6 Mrd. DM, 

1982 

2 772,1 Mrd. DM, 

1984 

3 173,9 Mrd. DM, 

1986 

3 651,0 Mrd. DM, 

1988 

4 157,9 Mrd. DM, 

1990 

5 477,7 Mrd. DM34), 

1992 

6 267,6 Mrd. DM. 

32) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 23, a. a. O., 
Tz. 172 ff. 

33) Die Angaben in diesem Abschnitt beziehen sich auf die 


inländischen Konzembereiche. 


363. Das entspricht einem Wachstum der zehn größ 
ten Kreditinstitute bzw. aller Kreditinstitute (in Klam 

mern) von: 



1978/80 

17,0% 

(18,1%), 

1980/82 

12^4% 

(15,9%), 

1982/84 

17,0% 

(14,5%), 

1984/86 

15,1% 

(15,0%), 

1986/88 

16,0% 

(13,9%), 

1988/90 

27,3% 

(31,7%), 

1990/92 

20,5% 

(14,4%). 


364. An der Bilanzsumme aller Kreditinstitute hatten 
die zehn größten einen Anteil von: 

1978 37,3%, 

1980 36,9%, 

1982 35,8%, 

1984 36,6%, 

1986 36.6%, 

1988 37,3%, 

1990 36,1%, 

1992 38,0%. 

Die zehn größten Kreditinstitute konnten aufgrund 
ihres im Vergleich zu der übrigen Branche überdurch- 
schnittlichen Wachstums ihren Anteil an der Bilanz- 
summe aller Kreditinstitute gegenüber 1990 deutlich 
steigern. 

365. Die Zusammensetzung des Kreises der zehn 
größten Kreditinstitute hat sich gegenüber 1990 nicht 
geändert. Allerdings ist es zu Rangverschiebungen 
gekommen, die aus der sehr unterschiedlichen 
Geschäftsentwicklung der einzelnen Unternehmen 
resultieren. Auffällig sind vor allem der Ranggewinn 
der Westdeutsche Landesbank Girozentrale (WestLB), 
die drei Plätze auf stieg und 1992 auf Rang drei lag, 
sowie der Rangverlust der DG Bank Deutsche Genos- 
senschaftsbank, die 1990 auf Platz drei, 1992 auf Platz 
acht rangierte. 

Das außergewöhnliche Wachstum der WestLB ist in 
erster Linie auf die Übertragung der Wohnungsbau- 
förderungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Wfa) auf die WestLB zum 1. Januar 1992 zurückzu- 
führen. Durch diese Eingliederung hat sich die 
Bilanzsumme der WestLB um rund 15 Mrd. DM 
erhöht. 

Bei der DG Bank trat 1991 eine Deckungslücke in der 
Bilanz auf, die hauptsächlich durch fehlende Länder- 
wertberichtigungen und notwendige Sanierungsmaß- 
nahmen bei Auslandstöchtern verursacht worden war. 
Darüber hinaus war durch Wertpapierpensionsge- 
schäfte mit französischen Banken ein erheblicher 
Buchverlust entstanden. Die Bilanzsumme ging als 
Folge der schlechten wirtschaftlichen Situation des 
Unternehmens zwischen 1990 und 1992 um ca. 1,4 % 
zurück. 


34) Diese Zahl unterscheidet sich von der entsprechenden 
Angabe im Neunten Hauptgutachten (vgl. Monopolkom- 
mission, Hauptgutachten 1990/1991, a. a. O., Tz. 387). Die 
Deutsche Bundesbank hat nachträglich die Passiva der 
ostdeutschen Kreditinstitute in die Bilanzsumme eingerech- 
net. Entsprechend ändern sich auch die abgeleiteten 
Werte. 
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Tabelle 111,3 


Die nach Bilanzsumme zehn größten deutschen Kreditinstitute im europäischen Vergleich 

1990 und 1992 


Rang deut- 
scher Kredit- 
institute nach 
der konsoli- 
dierten Bilanz- 
summe der 
inländischen 
Konzemgesell- 
schaften 

Konsolidierte Bilanz- 
summe der inländischen 
Konzern gesellschaften 0 
(Mrd. DM) 

Unternehmen 

Rang europäi- 
scher Kredit- 
institute nach 
der konsoli- 
dierten 
Bilanzsumme 
der 

Weltkonzeme 

Konsolidierte 
Bilanzsumme der 
Weltkonzerne 2) 

(Mrd. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

— 

— 

— 

— 

Credit Lyonnais (F) 

1 

3 

571,8 

434,2 

1 

1 

434,1 

344,2 

Deutsche Bank AG 

2 

4 

496,6 

400,2 

— 

— 

— 

— 

Credit Agricole (F) 

3 

1 

486,0 

461,2 

— 

— 

— 

— 

BNP (F) 

4 

2 

462,6 

441,0 

— 

— 

— 

— 

Societe Generale (F) 

5 

8 

418,8 

332,4 

— 

— 

— 

— 

Barclays (GB) 

6 

5 

410,5 

388,1 

— 

— 

— 

— 

ABN-Amro (NL) 

7 

6 

408,8 

349,0 

— 

— 

— 

— 

National Westminster 
(GB) 

8 

7 

394,3 

348,4 

— 

— 

— 

— 

Paribas (F) 

9 

10 

331,3 

281,1 

2 

2 

295,7 

266,2 

Dresdner Bank AG 

10 

9 

329,5 

283,3 

3 

6 

256,9 

193,7 

Westdeutsche Landes- 
bank Girozentrale 

13 

15 

274,7 

205,2 

4 

5 

235,3 

194,1 

Bayerische Vereinsbank 
AG 

14 

13 

251,7 

205,9 

5 

4 

218,2 

196,5 

Commerzbank AG 

16 

12 

232,7 

216,0 

6 

7 

207,0 

166,2 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechselbank AG 

18 

20 

220,5 

174,6 

7 

8 

202,4 

163,3 

Bayerische Landesbank 
Girozentrale 

19 

23 

214,1 

170,2 

8 

3 

195,3 

198,0 

DG Bank Deutsche 
Genossenschaftsbank 

21 

14 

206,8 

205,4 

9 

9 

187,1 

134,7 

Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau 3) 

24 

29 

187,1 

134,7 

10 1 

10 

146,7 

117,9 

Norddeutsche Landes- 
bank Girozentrale 

31 

33 

155,0 

124,8 


1 ) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den zehn größten deutschen Kreditinstituten bzw. unter den größten Kreditinstituten Europas, oder die 
entsprechenden Angaben lagen nicht vor. 

2) Sofern sich die Bilanzsumme auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungs kreis bezieht, wird dies vermerkt. 

3) Einzelabschluß. 

Quelle: Wirtschaf tswoche, Die Top 1000 Europas, verschiedene Jahrgänge; eigene Erhebungen 


Die Kreditanstalt für Wiederaufbau befindet sich zwar 
weiterhin auf dem neunten Rang, sie konnte aber den 
Abstand zu den vor ihr liegenden Kreditinstituten 
deutlich verringern. Ursächlich für ihr überdurch- 
schnittliches Wachstum von insgesamt fast 40 % zwi- 
schen 1990 und 1992 war vorrangig die hohe Kredit- 
nachfrage aus Förderprogrammen für die neuen Bun- 
desländer. 


2.3.2 Die größten Kreditinstitute im europäischen Vergieich 

366. Die deutschen Banken konnten ihre starke 
Stellung innerhalb Europas behaupten. Gemessen an 
den Bilanzsummen der Weltkonzerne belegten die 


Unternehmen des Berichtskreises 1992 Plätze zwi- 
schen,zwei und 31. Unter den ersten zehn europäi- 
schen Kreditinstituten befanden sich zwei deutsche: 
die Deutsche Bank AG, die nach Rang 4 in der 
Vorperiode im Jahr 1992 auf dem zweiten Platz 
rangierte, sowie die Dresdner Bank AG auf Platz 10, 
die gegenüber 1990 einen Platz verlor. Von den zehn 
größten deutschen Banken verbesserten sechs ihre 
Position im Berichtszeitraum. Der durchschnittliche 
Ranggewinn lag bei 2,8; die Unternehmen, die 
zurückfielen, büßten durchschnittlich 3,3 Plätze ein. 
Die letzte Angabe wird erheblich durch den Rangver- 
lust der DG Bank beeinflußt, ohne den der durch- 
schnittliche Rückgang nur 1,3 Ränge betragen 
hätte. 
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367. Auffällig ist die hohe Anzahl französischer Kre- 
ditinstitute unter den größten zehn Europas. Die 
Credit Lyonnais erwarb 1992 die Mehrheit an der 
Bank für Gemeinwirtschaft (BfG) und erreichte damit 
Rang 1. Bei den anderen französischen Banken, die 
sich weiterhin überwiegend in staatlichem Besitz 
befinden, wenn auch in den meisten Fällen Privatisie- 
rungspläne vorliegen, war die Rangentwicklung 
bedingt durch Wachstumsraten zwischen 4,8 und 
26% uneinheitlich. 

368. Die Bedeutung der deutschen Tochterunter- 
nehmen für die Gesamtkonzerne ist bei den Kreditin- 
stituten vergleichsweise hoch. Der Anteil der inländi- 
schen Konzernbereiche an der Bilanzsumme der Welt- 
konzerne betrug 1992 durchschnittlich 92,6%, 1990 
lag er sogar bei 93,2 %. 


2.4 Versicherungsgewerbe 

369. Tabelle 111.4 umfaßt die nach den Beiträgen der 
inländischen Konzernbereiche zehn größten deut- 
schen Versicherungsunternehmen. Zusätzlich wer- 
den für alle Unternehmen jeweils die Beiträge der 
Gesamtkonzerne ausgewiesen. Um die Stellung deut- 
scher Versicherungen im europäischen Vergleich zu 
verdeutlichen, werden außerdem die zehn größ- 
ten europäischen Versicherungsunternehmen auf ge- 
führt. 


2.4.1 Die Entwicklung der nach Beiträgen zehn größten 
deutschen Versicherungsunternehmen 3^) 

370. Die zehn größten Versicherungsunternehmen 
erzielten in der Summe jeweils Beiträge in Höhe 


von: 


1978 

32 513 Mio. DM, 

1980 

40 823 Mio. DM, 

1982 

47 371 Mio. DM, 

1984 

51 937 Mio. DM, 

1986 

58 590 Mio. DM, 

1988 

67 999 Mio. DM, 

1990 

75 628 Mio. DM, 

1992 

104 813 Mio. DM. 

Dies entspricht einem Wachstum von: 

1978/80 

25,6%, 

1980/82 

16,0%, 

1982/84 

9,6%, 

1984/86 

12,8%, 

1986/88 

16,1%, 

1988/90 

11,2%, 

1990/92 

38,6%. 


371. An den Brutto-Beiträgen des Gesamtgeschäfts 
aller Versicherungsunternehmen, die 1992 224 329 
Mio. DM (1990: 182 742 Mio. DM) betrugen, hatten 
die zehn größten Versicherungskonzerne einen Anteil 
von 46,7% (1990: 41,4%). Damit wird deutlich, daß 


35) Die Angaben in diesem Abschnitt beziehen sich auf die 
inländischen Konzernbereiche. 


das außergewöhnliche Wachstum der gesamten Bran- 
che von 22,8% zwischen 1990 und 1992 maßgeblich 
von den größten Versicherungsunternehmen getra- 
gen wurde. 

372. Die Zusammensetzung des Kreises der zehn 
größten Versicherungsunternehmen hat sich gegen- 
über 1990 geringfügig verändert. Ausgeschieden ist 
die Volksfürsorge Holding AG (1990 Rang 10), die seit 
1992 mehrheitlich der AMB Aachener und Münche- 
ner Beteiligungs- AG gehört und in deren Konzernab- 
schluß einbezogen wird. Neu eingetreten ist der HDl 
Haftpflichtverband der Deutschen Industrie VVaG 
(Rang 9). 

Über die Veränderungen des Betrachtungskreises 
hinaus sind einige Rangverschiebungen zu beobach- 
ten. Alle Unternehmen hatten Beitragszuwächse ihrer 
Inlandskonzerne zu verzeichnen, die nur in einem 
Fall, bei der Münchener Rückversicherungs-Gesell- 
schaft AG, unter dem Branchendurchschnitt lagen. 
Außergewöhnliche Steigerungen der Beitragseinnah- 
men erfuhren die AMB Aachener und Münchener 
Beteiligungs- AG und die Colonia Konzern AG. Die 
AMB hat ihre Beiträge gegenüber 1990 vor allem 
aufgrund der erstmaligen Konsolidierung der Volks- 
fürsorge-Gruppe mehr als verdoppelt. Ursächlich für 
die Beitragssteigerung der Colonia war überwiegend 
die seit dem Geschäftsjahr 1991 bestehende Konzern- 
struktur. Die ursprünglich unter loser Führung zusam- 
mengefaßte Gruppe wurde zu einem Konzern umge- 
staltet, der seitdem auch als wirtschaftliche Einheit 
einen Jahresabschluß erstellt. 


2.4.2 Die größten deutschen Versicherungsunternehmen im 
europäischen Vergleich 

373. Die deutschen Versicherungen konnten ihre 
Position unter den größten Versicherungen Europas 
halten. Insgesamt belegten sie Ränge zwischen eins 
und 50. Unter den zehn größten europäischen Versi- 
cherungen befand sich als einziges deutsches Unter- 
nehmen in beiden Berichtsjahren die Allianz AG 
Holding auf Platz 1. Außergewöhnlich war im 
Berichtszeitraum nur die Rangverbesserung der AMB 
Aachener und Münchener Beteiligungs- AG, die 
durch die erstmalige Konsolidierung der Volksfür- 
sorge-Gruppe ihre Beitragseinnahmen um über 100 % 
gegenüber 1990 steigern konnte und dadurch 
18 Ränge gewann. 

374. Von den ersten zehn Versicherungen konnte 
sich vor allem das französische Unternehmen Axa 
verbessern. Durch Beitragszuwächse von 75,6% 
gelangte die Gesellschaft von dem zehnten auf den 
vierten Platz. Damit ist sie nach der UAP die zweit- 
größte der staatlichen Versicherungsunternehmen 
Frankreichs. 

375. Die Bedeutung der inländischen Konzernberei- 
che für die Beiträge der Weltkonzerne nahm im 
Berichtszeitraum ab. Betrug ihr Anteil 1990 noch 
76,8%, so war er bis 1992 auf 75,5% gefallen. Bei den 
Versicherungen besteht ein ähnlicher Trend wie in 
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Tabelle III.4 

Die nach Beiträgen zehn größten deutschen Versicherungsunternehmen im europäischen Vergleich 

1990 und 19921) 


Rang deut- 
scher Versi- 
cherungsunter- 
nehmen nach 
den konsoli- 
dierten Beiträ- 
gen der inlän- 
dischen Kon- 
zerngesell- 
schaften 

Konsolidierte Beiträge 
einschließlich in Rück- 
deckung übernomme- 
nes Geschäft der inlän- 
dischen Konzerngesell- 
schaften 2) 

(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang europäi- 
scher Versi- 
cherungsunter- 
nehmen nach 
den konsoli- 
dierten Beiträ- 
gen der Ge- 
samtkon- 
zerne ^) 

Konsolidierte Beiträge der 
Gesamtkonzerne ^) 

(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

1 

1 

29 092 

21 408 

Allianz AG Holding 

1 

1 

54 719 

36 573 

— 

— 

— 

— 

UAP (F) 

2 

2 

37 154 

28 879 

— 

— 

— 

— 

Axa (F) 

3 

10 

25 019 

14 244 

— 

— 

— 

— 

Schweizer Rück (CH) 

4 

5 

24 380 

17 337 

— 

— 

— 

— 

Generali Group (I) 

5 

4 

23 775 

18 428 

— 

— 

— 

— 

Zürich Versicherung (CH) 

6 

3 

23 438 

20 136 

— 

— 

— 

— 

Groupe Victoire (F)^) 

7 

6 

21 712 

17 327 

— 

— 

— 

— 

Prudenhal (GB) 

8 

7 

20 912 

15 191 

— 

— 

— 

— 

Intern. Nederlanden (NL) 

9 

8 

17 798 

14 545 

— 

— 

— 

— 

AGF (F) 

10 

11 

17 530 

13 664 

2 

2 

14 574 

12 653 

Münchener Rückversi- 
cherungs-Gesellschaft 
AG 6) 

13 

13 

15 8987) 

12 653 

3 

4 

12 849 

5 801 

AMB Aachener und 
Münchener Beteili- 
gungs-AG 

16 

34 

12 849») 

5 963 

4 

3 

10 768 

8 017 

Gerling-Konzern Versi- 
cherungs-Beteili- 
gungs-AG 

25 

25 

9611 

7 462 

5 

8 

7 432 

4 122 

Colonia Konzern AG 9) 

22 

19 

12 16610) 

9 60010) 

6 

5 

7 047 

5 35911)^ 

Victoria Holding AG 

30 

35 

7 438 

5 638 

7 

7 

6 740 

4 761 

R+V Versicherung 
Holding AG 

33 

37 

6 943 

5 338 

8 

6 

6 453 

5 457 

SR Beteiligungen AG ^2) 

— 

— 

(6 453) 

(5 457) 

9 


5 029 


HDI Haftpflichtverband 
der Deutschen Indu- 
strie VVaG 

37 


5 786 


10 

9 

4 829 

3 898 

Hamburg-Mannheimer 
Versicherungs-AG 6) 

43 

41 

4 829 

3 898 

— 

10 

— 

3 873 

Volksfürsorge Holding 

AG 

— 

42 

— 

3 873 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zehn größten deutschen Versicherungsunternehmen bzw. unter den größten Versicherungsun- 
ternehmen Europas, oder die entsprechenden Angaben lagen nicht vor. Unternehmen, die in einem der Berichtsjahre nicht zu 
den größten Unternehmen in der nationalen Rangfolge gehörten, werden auch in der europäischen Rangfolge in dem 
entsprechenden Jahr nicht berücksichtigt. Die meisten Unternehmen bilanzieren zum 31. Dezember eines Kalenderjahres. 
Abweichungen bezüglich der Bilanzstichtage wirken sich auf die Vergleichbarkeit der Ergebnisse nicht aus und werden daher 
hier nicht kommentiert. 

2) Sofern sich die Beiträge auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungs kreis beziehen, wird dies vermerkt. 

3) Bei der europäischen Rangfolge geht die Monopolkommission genau so vor wie bei der nationalen: Ein Unternehmen, das die 
Größenkriterien zwar erfüllt, aber Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens in der Rangliste ist, wird nicht auf geführt. 
Sofern die Unternehmen der deutschen Rangfolge eine europäische Obergesellschaft haben, erhalten sie keinen Rang. 
Sofern sich die Beiträge auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungskreis beziehen, wird dies vermerkt. Die Beiträge 
deutscher Unternehmen oder Konzerne, die eine europäische Obergesellschaft haben, werden in Klammern angegeben. 

5) Die UAP, F (Europa-Rang 2) hält ca. 34% an der Groupe Victoire, F (Europa-Rang 8). 

6) Einzelabschluß. 

’) Seit dem Geschäftsjahr 1992/93 konsolidiert die Münchener Rückversicherungs-GesellschaftAG die Hamburg-Mannheimer 
Versicherungs-AG, die Berlinische Lebensversicherung AG und die Karlsruher Lebensversicherung AG. Die hier angegebenen 
Beiträge beziehen sich auf das Geschäftsjahr 1991/92. 
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den anderen Sektoren: die Bedeutung der Auslands- 
engagements nimmt zu. Darüber hinaus gilt auch im 
Versicherungsbereich, daß die Bedeutung der auslän- 
dischen Tochterunternehmen mit zunehmender Un- 
ternehmensgröße in der Regel steigt. Allerdings 
bestehen auch hier einige Ausnahmen. 


2.5 Verkehr und Dienstleistungen 

376. In Tabelle 111.5 werden die nach den Umsätzen 
der inländischen Konzernbereiche zehn größten 
Unternehmen des Verkehrs- und Dienstleistungsbe- 
reichs dargestellt. Neben den Umsätzen der Inlands- 
konzerne werden auch diejenigen in der Abgrenzung 
auf den Gesamtkonzern angegeben. Für den europäi- 
schen Vergleich werden außerdem die zehn größten 
europäischen Verkehrs- und Dienstleistungsunter- 
nehmen aufgelistet. 

377. Die Unternehmen der Deutschen Bundespost 
und die Deutschen Bahnende) werden weiterhin im 
Rahmen der nationalen Rangfolge nur nachrichtlich 
aufgeführt. Der Grund dafür liegt in der Tatsache, daß 
sie mit den anderen erfaßten Unternehmen nicht 
vergleichbar sind. Sie verdanken ihre Größe der 
Tatsache, daß sie lange Zeit Monopolunternehmen 
waren und in großen Teilen ihrer Geschäftstätigkeit 
weiterhin sind. Darüber hinaus sind ihre Umsätze 
nicht nur Ausdruck ihrer wirtschaftlichen Leistungs- 
kraft, sondern vor allem Resultate politischer Ent- 
scheidungsprozesse. Die Unternehmen der Deut- 
schen Bundespost und der Deutschen Bahnen sollen 
in die Rangfolge aufgenommen werden, sobald sie 
privatisiert sind. 

378. Im Rahmen der europäischen Rangliste werden 
die oben genannten Unternehmen hingegen erfaßt. 
Die Monopolkommission hat sich für diese Vorge- 
hensweise entschieden, um die Entwicklung der 
Unternehmen über einen längeren Zeitraum hinweg 
beobachten und mit den entsprechenden europäi- 
schen Unternehmen, die zum Teil bereits privatisiert 
sind, vergleichen zu können. Hieraus lassen sich 
Erkenntnisse über die zukünftige wettbewerbliche 
Stellung der Unternehmen der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bahnen im integrierten Markt 
gewinnen. 


36) Seit dem 1. Januar 1994 Deutsche Bahn AG. 


2.5.1 Die Entwicklung der nach Umsatz zehn größten 

deutschen Verkehrs- und Dienstleistungsuntemehmen^T) 

379. Die jeweils zehn größten Unternehmen des 
Verkehrs- bzw. Dienstleistungsgewerbes erzielten 
zusammen folgende Umsätze: 


1978 

22 

384 

Mio. DM, 

1980 

27 

819 

Mio. DM, 

1982 

31 

420 

Mio. DM, 

1984 

34 

802 

Mio. DM, 

1986 

33 

319 

Mio. DM, 

1988 

35 

760 

Mio. DM, 

1990 

40 

876 

Mio. DM, 

1992 

46 

301 

Mio. DM. 


Der in der Umsatzsteuerstatistik ausgewiesene Um- 
satz aller Verkehrs- und Dienstleistung sunterneh- 
men^^) betrug demgegenüber: 

1978 285 742 Mio. DM, 

1980 353 385 Mio. DM, 

1982 400 252 Mio. DM, 

1984 449 224 Mio. DM, 

1986 512 690 Mio. DM, 

1988 604 905 Mio. DM, 

1990 766 287 Mio. DM, 

1992 948 311 Mio. DM. 

Daraus ergaben sich für die zehn größten bzw. für alle 
Unternehmen des Verkehrs- und Dienstleistungsge- 
werbes (in Klammern) folgende Umsatzänderungs- 
raten: 


1978/80 

24,3% 

(23,7%), 

1980/82 

12,9% 

(13,3%), 

1982/84 

10,8% 

(12,2%), 

1984/86 

-4,3% 

(14,1%), 

1986/88 

7,3% 

(18,0%), 

1988/90 

14,3% 

(26,7%), 

1990/92 

13,3% 

(23,8%). 


380. Die jeweils zehn größten Versicherungs- und 
Dienstleistungsunternehmen erreichten an den Ge- 
samtumsätzen dieses Sektors in den einzelnen 
Berichtsjahren Anteile in Höhe von: 


37) Die folgenden Angaben beziehen sich auf die inländischen 
Konzernbereiche. 

38) Erfaßt wurden die alten Bundesländer, 1992 ohne West- 
Berlin. 


noch Fußnoten zu Tabelle III. 4 


8) Die Jahresabschlußdaten der AMB Aachener und Münchener Beteiligungs-AG für das Jahr 1992 liegen nicht vor. Hilfsweise 
werden die Angaben für den inländischen Konzernbereich verwendet. Die Abweichung ist vertretbar. 

^) Indirekt hält die Groupe Victoire, F (Europa-Rang 8) die Mehrheit an der Colonia Konzern AG. Da die Colonia jedoch 
selbständig ist, wird sie hier aufgeführt. 

^6) Angaben für die Gruppe. 

^^) Korrigierter Wert. 

^3) Die SR Beteiligungen AG ist eine Tochtergesellschaft der Schweizer Rück. Sie erstellt einen Teilkonzernabschluß. 

^3) Die Volksfürsorge Holding AG wird seit dem Geschäftsjahr 1992 in den Konzernabschluß der AMB Aachener und Münchener 
Beteiligungs-AG einbezogen. 

Quelle: Wirtschaftswoche, Die Top 1000 Europas, verschiedene Jahrgänge; eigene Erhebungen 
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Tabelle II1.5 


Die nach Umsatz zehn größten deutschen Verkehrs- und Dienstleistungsunternehmen 
im europäischen Vergleich 1990 und 1992 1) 


Rang deut- 
scher Ver- 
kehrs- und 
Dienstlei- 
stungsunter- 
nehmen nach 
dem konsoli- 
dierten Umsatz 
der inländi- 
schen Kon- 
zemgesell- 
schaften 

Konsolidierter Umsatz 
der inländischen Kon- 
zerngesellschaften 2) 
(Mio. DM) 

Unternehmen 

Rang europäi- 
scher Ver- 
kehrs- und 
Dienstlei- 
stungsunter- 
nehmen nach 
dem konsoli- 
dierten Umsatz 
der Gesamt- 
konzerne 3) 

Konsolidierter Umsatz der 
Gesamtkonzeme ^) 

(Mio. DM) 

1992 

1990 

1992 

1990 


1992 

1990 

1992 

1990 

— 

— 

(53 957) 

(40 590)5) 

Deutsche Bundespost 
Telekom 6) 

1 

1 

53 957 

40 590 

— 

— 

— 

— 

British Telecom (GB) 

2 

2 

36 455 

35 430 

~ 

— 

— 

— 

France Telecom (F) 

3 

3 

36 319 

30 570 

— 

— 

— 

— 

SIP (I) 

4 

5 

27 420 

22 539 

— 

— 

— 

— 

SNCF (F) 

5 

6 

22 769 

20 951 

— 

— 

— 

— 

La Poste (F) 

6 

— 

22 362 

— 

— 

— 

(22 018) 

(17 349)5) 

Deutsche Bundespost 
Postdienst 6) 

7 

7 

22 018 

17 349 

— 

— 

— 

— 

Compania Telefönica (E) 

8 

15 

18 484 

13 201 

— 

— 

(18 344) 

(15 489) 

Deutsche Bahnen^) 

9 

10 

18 344 

15 489 

1 

1 

14 955 

14 365 

Deutsche Lufthansa AG 

10 

12 

17 239 

14 447 

2 

2 

6 653 

4 355 

Bertelsmann AG 

12 

14 

15 955 

13 313 

3 

4 

4 422 

3 512 

Touristik Union Interna- 
tional GmbH & Co. KG 

42 

51 

5 060 

3 512 

4 

5 

3 682 

3 360 

Hapag-Lloyd AG 

56 

52 

3 786 

3 465 

5 

6 

3 627 

2 790 

DER Deutsches Reise- 
büro GmbH^) 

— 

— 

(3 627) 

(2 790) 

6 

3 

3 566 

3 534 

Axel Springer Verlag 

AG 9) 

58 

50 

3 566 

3 534 

7 

9 

2 594 

2 007 

Deutscher Kraftverkehr 
Ernst Grimmke GmbH 
& Co. KG 6) 

75 

76 

2 594 

2 007 

8 

10 

2 477 

2 004 

Heinrich Bauer Verlag 

69 

64 

2 879 

2 500 

9 

8 

2 407 

2 237 

Kühne & Nagel 
Deutschland-Gruppe 
(AG & Co) 10) 



(4 890)11) 

(4 270)11) 

10 


1918 

— 

Flughafen Frankfurt 

Main AG O) 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

— 

2 712 

Schenker & Co GmbHi2) 

— 

— 

— ■ 

— 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den zehn größten deutschen Verkehrs- und Dienstleistungsunternehmen bzw. unter den größten 
Verkehrs- und Dienstleistungsunternehmen Europas. 

2) Sofern sich der Umsatz auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungskreis bezieht, wird dies vermerkt. 

3) Bei der europäischen Rangfolge geht die Monopolkommission genau so vor wie bei der nationalen: Ein Unternehmen, das die 
Größenkriterien zwar erfüllt, aber Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens in der Rangliste ist, wird nicht aufgeführt. 
Sofern die Unternehmen der deutschen Rangfolge eine europäische Obergesellschaft haben, erhalten sie keinen Rang. 

4) Sofern sich der Umsatz auf einen anders abgegrenzten Konsolidierungs kreis bezieht, wird dies vermerkt. Die Umsätze 
deutscher Unternehmen oder Konzerne, die eine europäische Obergesellschaft haben, werden in Klammem angegeben. 
Die Angabe bezieht sich nur auf die alten Bundesländer, 

6) Einzelabschluß. 

1992 Einzelabschlüsse der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Reichsbahn, 1990 Einzelabschluß der Deutschen 
Bundesbahn. Obwohl die Deutschen Bahnen für 1992 keinen Konzernabschluß veröffentlicht haben, ist es gerechtfertigt, die 
beiden Bahnuntemehmen zusammenzufassen, da sie faktisch eine wirtschaftliche Einheit darstellen. 

Einzelabschluß, Die Deutsche Bundesbahn hält 50,1 % des Kapitals der DER Deutsches Reisebüro GmbH. 

9) ln beiden Berichtsjahren konsolidierte die Axel Springer Verlag AG eine ausländische Tochtergesellschaft von untergeordneter 
Bedeutung. 

10) Die Kühne & Nagel Deutschland- Gruppe ist eine Tochtergesellschaft der Kühne & Nagel International AG, CH. 

11) Umsätze der Kühne & Nagel International AG. 

12) 1992: Schenker-Rhenus AG. Das Unternehmen gehört seit dem 1. Januar 1991 über die Stinnes AG zur VEBA AG. 

Quelle: Wirtschaftswoche, Die Top 1000 Europas, verschiedene Jahrgänge; eigene Erhebungen 
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1978 

7,8%, 

1980 

7,9%, 

1982 

7,9%, 

1984 

7,7%, 

1986 

6,5%, 

1988 

5,9%, 

1990 

5,3%, 

1992 

4,9%. 


381. Mit der weiteren Verringerung des Umsatzan- 
teils der zehn größten Verkehrs- und Dienstleistungs- 
unternehmen hat sich der seit 1980 anhaltende Trend 
auch 1992 fortgesetzt. Das ist vor allem darauf zurück- 
zuführen, daß einige der Unternehmen aus dem Kreis 
der zehn Größten nur sehr geringe Zuwächse realisie- 
ren konnten. Zu nennen sind hier beispielsweise die 
Luftverkehrsunternehmen. 

382. Der Kreis der in Tabelle IIL5 auf geführten zehn 
größten Verkehrs- und Dienstleistungsunternehmen 
hat sich gegenüber 1990 geringfügig verändert: 

Ausgeschieden ist die Schenker & Co GmbH (1990 
Rang 7), die im Geschäftsjahr 1992 erstmals über die 
Stinnes AG in den Konzernabschluß der VEBA AG 
einbezogen wurde. 

Neu in den Berichtskreis eingetreten ist die Flughafen 
Frankfurt Main AG (Rang 10). 

Die Rangveränderungen bei den Verkehrs- und 
Dienstleistungsunternehmen zwischen 1990 und 1992 
waren nicht erheblich, obwohl einige Unternehmen 
im Hinblick auf ihre inländischen Konzernbereiche 
ihre Umsätze erheblich steigern konnten. Die Bertels- 
mann AG, zum Beispiel, verzeichnete durch haupt- 
sächlich internes Wachstum einen Umsatzzuwachs 
von über 50%. Obwohl damit keine Rangverände- 
rung verbunden war, vergrößerte sich der Abstand zu 
der nachfolgenden Touristik Union International 
GmbH & Co.KG. 


2.5.2 Die größten deutschen Verkehrs- und Dienst- 

ieistungsunternehmen im europäischen Vergleich 

383. Innerhalb der europäischen Rangfolge beleg- 
ten die zehn größten deutschen Unternehmen des 
Verkehrs- und Dienstleistungssektors 1992 Ränge 
zwischen eins und 75. Ein Vergleich mit den Rangan- 
gaben für das Jahr 1990 (Ränge zwischen eins und 76) 
zeigt, daß die deutschen Unternehmen ihre Position 
im Durchschnitt zwar nicht verbessern konnten, im 
wesentlichen aber gehalten haben. Im Berichtsjahr 
1992 befanden sich unter den zehn größten europäi- 
schen Verkehrs- und Dienstleistungsunternehmen 
vier deutsche: die beiden Unternehmen der Deut- 
schen Bundespost, die Deutschen Bahnen und die 
Deutsche Lufthansa AG, die 1990 auf Platz 12 lag und 
somit noch nicht zu diesem Kreis gehörte. 

384. Auffällig ist, daß es sich bei den größten euro- 
päischen Unternehmen ohne Ausnahme um Post-, 
Telekommunikations- und Transportunternehmen 
handelt. Die meisten europäischen Staaten hatten 
diese Bereiche traditionell verstaatlicht. So waren 
große Monopolunternehmen in wichtigen Versor- 


gungssektoren wie dem Schienenverkehr und dem 
Post- bzw. Fernmeldewesen entstanden. Nach den 
bisherigen Erfahrungen können diese Unternehmen 
auch nach der Privatisierung ihre Größe zunächst 
halten. Ein gutes Beispiel hierfür ist die British Tele- 
com (Rang 2), deren Privatisierung bereits Anfang der 
achtziger Jahre erfolgt war. Auch die spanische Com- 
pania Telefönica, die zwischen 1990 und 1992 
Umsatzzuwächse von 40 % realisieren konnte, wurde 
bereits privatisiert. 

Erhebliche Umsatzsteigerungen von 33 % konnte 
auch die Deutsche Bundespost Telekom (Rang 1) 
verzeichnen. Sie baute damit ihren Vorsprung gegen- 
über der British Telecom auf dem zweiten Platz aus. 

385. Von den in der europäischen Rangfolge erfaß- 
ten deutschen Unternehmen haben fünf ihren Rang 
verbessert, drei sind zurückgefallen. Die durch- 
schnittliche Rangsteigerung lag bei drei Rängen, 
wobei die Touristik Union International GmbH & Co. 
KG diesen Wert mit einem Plus von neun Plätzen 
positiv beeinflußt hat. Schließt man diesen Einfluß 
aus, so ergibt sich eine Rangverbesserung von 1,5 im 
Durchschnitt. Höher lag bei den betroffenen Unter- 
nehmen der durchschnittliche Rangverlust mit 
5,7 Rängen. 

386. Die Entwicklung der einzelnen Unternehmen 
und Konzerne läßt einen einheitlichen Trend nicht 
erkennen. Dies gilt sowohl im Hinblick auf das Wachs- 
tum von Unternehmen derselben Branche als auch 
bezogen auf die Entwicklung von inländischen Kon- 
zernbereichen bzw. Gesamtkonzernen. Obwohl alle 
betrachteten Unternehmen sowohl die Umsätze der 
inländischen Gesellschaften als auch die der Gesamt- 
konzerne steigern konnten, zeigen sich zum Teil 
erhebliche Unterschiede zwischen den verschieden 
abgegrenzten Konzernbereichen. Die Bertelsmann 
AG beispielsweise realisierte einen großen Teil ihres 
gesamten Umsatzwachstums von 19,8% bei ihren 
inländischen Gesellschaften, deren Umsatz um 52,8 % 
zunahm. Insgesamt nahm der Beitrag der deutschen 
Tochterunternehmen zu den Umsätzen der Gesamt- 
konzerne leicht ab. Ihr Anteil lag 1992 bei 75,1% 
gegenüber 77,5% 1990. 

387. ln der Regel gilt, daß die Unternehmen im 
oberen Bereich der Rangfolge mehr ausländische 
Tochterunternehmen haben als die auf den unteren 
Rängen. Ausnahmen sind hier die Unternehmen der 
Deutschen Bundespost und die Deutschen Bahnen. 
Die Umsatzzahlen machen außerdem deutlich, daß 
international tätige Unternehmen im Berichtszeit- 
raum nicht durchgängig ein höheres Umsatzwachs- 
tum verzeichneten als diejenigen ohne oder mit aus- 
schließlich deutschen Tochterunternehmen. 


3. Die nach Wertschöpfung hundert größten 
Unternehmen 1990 und 1992 

3.1 Methodische Vorbemerkungen 

388. Die Monopolkommission mißt die branchen- 
übergreifende aggregierte Unternehmenskonzentra- 
tion anhand der Wertschöpfung. Die Gründe für den 
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Vorzug der Wertschöpfung vor dem Umsatz als Unter- 
suchungsmerkmal Avurden in Abschnitt 1,2 bereits 
dargelegt 39). Die Wertschöpfung repräsentiert den 
von einem Unternehmen in einer vorgegebenen 
Periode geschaffenen Wertzuwachs und damit den 
Beitrag dieses Unternehmens zum Sozialprodukt. 
Erfaßt werden alle durch Produktion, Handel und 
Dienstleistungen erzielten Werte. Auf der Verwen- 
dungsseite entspricht die Wertschöpfung der Summe 
der bei der Unternehmenstätigkeit geschaffenen Ein- 
kommen. 

Die Monopolkommission berechnet die Wertschöp- 
fung nach der „direkten Wertschöpfungsstaffel 
Sie umfaßt die folgenden Positionen: 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

./. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnab- 
führungs- und Teilgewinnabführungsverträgen 

./. Erträge aus Beteiligungen (einschließlich Ergebnis 
aus Beteiligungen an assoziierten Unternehmen) 

./. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihun- 
gen des Finanzanlagevermögens 

./. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

./. Erträge aus Verlustübernahme 

./. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten mit 
Rücklagenanteil 

+ aufgrund einer Gewinngemeinschaft, eines Ge- 
winnabführungs- und Teilgewinnabführungsver- 
trags abgeführte Gewinne 

+ Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wert- 
papiere des Umlaufvermögens 

-I- Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

+ Aufwendungen aus Verlustübernahme 

- 1 - Einstellungen in Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil 

+ Personalaufwand 

a) Löhne und Gehälter 

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Alters- 
versorgung und Unterstützung 

+ Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 


= Nettowertschöpfung zu Faktorkosten. 

389 . Bei der Berechnung der Wertschöpfung nach 
diesem Schema ist zu beachten, daß die Nettoerträge 
aus Beteiligungen und anderen Finanzanlagen sowie 
die sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge abgezo- 
gen werden, weil sie als Erträge außerhalb des eigent- 
lichen Geschäftes erzielt werden und somit zu der 
betrieblichen Wertschöpfung nicht beitragen. Abwei- 
chungen hierin ergeben sich bei Kreditinstituten und 


39) Vgl. Tz. 313. 

40) Die rechnerisch aufwendigere indirekte Wertschöpfungs- 
staffel führt zu den gleichen Ergebnissen. Zur Gesamtlei- 
stung des Unternehmens werden im wesentlichen sonstige 
Erträge addiert, Aufwendungen für Vorleistungen, sonstige 
Aufwendungen, Abschreibungen auf Sachanlagen und 
Finanzanlagen und sonstige Steuern subtrahiert. 


Versicherungen. Bei den Banken werden in der Wert- 
schöpfungsstaffel „Erträge aus anderen Wertpapieren 
und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens“ 
sowie „sonstige Zinsen und änliche Erträge“ nicht 
berücksichtigt, weil derartige Erträge, die außerhalb 
des gewöhnlichen Geschäfts erzielt werden, nicht von 
den aus dem normalen Geschäft der Banken hervor- 
gehenden Zinsen und Erträgen aus Wertpapieren 
getrennt werden können. Das gleiche gilt für die an 
Fremdkapitalgeber gezahlten Zinsen, die zusammen 
mit den Zinsaufwendungen für Giro- und Spareinla- 
gen ausgewiesen werden. Obwohl sie im Gegensatz 
zu den letztgenannten Zinsaufwendungen nicht aus 
normaler Geschäftstätigkeit entstehen, können sie 
dennoch aufgrund fehlender Abgrenzungen in der 
Wertschöpfungsstaffel nicht addiert werden. 

Die Staffel für die Berechnung der Wertschöpfung bei 
den Versicherungsunternehmen entspricht weitge- 
hend der für Industrie- und Handelsunternehmen. 
Durch Besonderheiten des Versicherungsgeschäfts 
können der Gewinn- und Verlustrechnung allerdings 
nicht alle für die Ermittlung der Wertschöpfung erfor- 
derlichen Angaben entnommen werden. Der über- 
wiegende Teil der Passiva einer Versicherung — bei 
Lebensversicherungen bis zu 95% — besteht aus 
versicherungstechnischen Rückstellungen , deren 
Zweck die Abdeckung erwarteter Schadensfälle ist. 
Entsprechend den Sparanteilen der Versicherten in 
den Beiträgen handelt es sich bei einem Teil dieser 
Rückstellungen um Kapital der Versicherten, das 
diesen gegenüber verzinst werden muß. Der den 
Versicherten zustehende Zinsbetrag geht aus der 
Gewinn- und Verlustrechnung nicht hervor. Verein- 
facht dargestellt wird er geschätzt, indem der Anteil 
der versicherungstechnischen Rückstellungen an der 
Summe der Passiva mit den Nettoerträgen aus Kapi- 
talanlagen multipliziert wird. In dem Berechnungs- 
schema für die Wertschöpfung wird nur die Differenz 
zwischen den “Erträgen aus anderen Wertpapieren 
und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens,, und 
der den Versicherten zustehenden Verzinsung als 
außerhalb des eigentlichen Geschäfts erzielter Ertrag 
aus Finanzanlagen berücksichtigt. Die durch die 
Schätzung der Verzinsung gegenüber den Versicher- 
ten verursachte Ungenauigkeit muß dabei hingenom- 
men werden. 

390 . Der Wertschöpfungsstaffel liegt das in § 275 
Abs. 2 HGB festgelegte Gliederungsschema für die 
Gewinn- und Verlustrechnung nach dem Gesamtko- 
stenverfahren zugrunde ^1). Zur Verbesserung der 
Übersichtlichkeit wurde in der oben dargestellten 
Staffel die Reihenfolge der Positionen verändert. § 275 
Abs. 2 HGB gehört zum Dritten Buch des HGB, das 
durch das Bilanzrichtlinien-Gesetz vom 19. Dezember 
1985 in das Handelsgesetz eingefügt wurde. Der 


41) Gemäß § 275 Abs. 3 HGB ist auch die Anwendung des 
Umsatzkostenverfahrens erlaubt. Einer in der Literatur ver- 
tretenen Mindermeinung zufolge können Zinsen und Steu- 
ern bei diesem Verfahren den einzelnen Funktionsberei- 
chen (insbesondere den Herstellungskosten) zugeordnet 
werden. Dies müßte im Anhang gesondert vermerkt werden, 
so daß in der Wertschöpfungsstaffel gegebenenfalls etwa bei 
der Position „Zinsen und ähnliche Aufwendungen" die in 
den Herstellungskosten enthaltenen Zinsen hinzuaddiert 
werden müßten. 


181 



Drucksache 12/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Gliederungsaufbau nach § 275 Abs. 2 HGB entspricht 
zu großen Teilen dem alten Schema nach § 157 Abs, 1 
AktG a. F. Änderungen betreffen Verschiebungen in 
der Reihenfolge einzelner Posten, die Zusammenfas- 
sung von Posten, die andersartige Bildung von Zwi- 
schensummen und den gesonderten Ausweis der 
außerordentlichen Erträge bzw. Aufwendungen, die 
nach altem Recht in die Posten sonstige Erträge bzw. 
sonstige Aufwendungen einbezogen wurden. Die 
meisten dieser Änderungen blieben ohne Einfluß auf 
die Berechnung der Wertschöpfung, ln der Wert- 
schöpfungsstaffel änderten sich lediglich die Inhalte 
der Positionen „Erträge aus Beteiligungen" und 
„Steuern vom Einkommen und vom Ertrag". 

391 . In die Erträge aus Beteiligungen wird nach 
neuem Recht auch das Ergebnis aus Beteiligungen an 
assoziierten Unternehmen einbezogen. Um ein asso- 
ziiertes Unternehmen handelt es sich nach § 311 
Abs. 1 HGB, wenn ein in den Konzernabschluß einbe- 
zogenes Unternehmen maßgeblichen Einfluß auf die 
Geschäfts- und Finanzpolitik dieses Unternehmens 
ausübt. Ein maßgeblicher Einfluß wird angenommen, 
wenn die Beteiligung mindestens 20% der Stimm- 
rechte der Gesellschafter umfaßt. In dem durch das 
Bilanzrichtlinien-Gesetz eingefügten § 311 Abs. 1 
HGB wird der Begriff des assoziierten Unternehmens 
erstmals definiert. Es unterscheidet sich von Gemein- 
schaftsunternehmen nach § 310 Abs. 1 HGB und 
verbundenen Unternehmen gemäß § 271 Abs. 2 HGB 
durch den Grad der Einflußmöglichkeiten durch über- 
geordnete Unternehmen. Voraussetzung in allen Fäl- 
len ist das Vorliegen einer Beteiligung gemäß § 271 
Abs. 1 HGB, die dadurch gekennzeichnet ist, daß sie 
der Herstellung einer dauerhaften Verbindung zu 
dem Beteiligungsunternehmen dient. 

392 . Verbundene Unternehmen gemäß § 271 Abs. 2 

HGB sind solche Unternehmen, die nach den Vor- 
schriften der Vollkonsolidierung als Mutter- oder 
Tochterunternehmen in den Konzernabschluß eines 
Mutterunternehmens gemäß § 290 HGB einbezogen 
werden. Die Voraussetzungen für eine Einbeziehung 
sind gegeben, wenn die betroffenen Unternehmen 
unter einheitlicher Leitung stehen oder wenn ein 
Mutterunternehmen aufgrund faktischer Gegeben- 
heiten oder vertraglicher Vereinbarungen einen 
beherrschenden Einfluß auf das Tochterunternehmen 
ausüben kann. Die Einflußmöglichkeit der Mutterge- 
sellschaft auf das verbundene Unternehmen ist also 
nahezu unbegrenzt. Sie beschränkt sich dagegen 
gegenüber einem assoziierten Unternehmen, das 
definitionsgemäß nicht unter einheitlicher Leitung mit 
einem Konzernunternehmen steht, zumeist auf 
bestimmte Lieferungs- und Leistungsbeziehungen. 
Entsprechend sind assoziierte Unternehmen auch 
nicht nach den Vorschriften der Vollkonsolidierung in 
den Konzernabschluß einzubeziehen, sondern nach 
der erfolgswirksamen Equity-Methode'^^j (jgj. 

Grundlage von § 312 HGB. 

42) Vereinfacht formuliert führt diese Methode dazu, daß sich 
Veränderungen im Eigenkapital des assoziierten Unterneh- 
mens anteilig und spiegelbildlich im Beteiligungsbuchwert 
und Ergebnis des Mutterunternehmens niederschlagen 
{§ 312 HGB). Bei der Vollkonsolidierung werden demgegen- 
über die Vermögenswerte und Schulden des Beteiligungs- 
unternehmens in den Konzernabschluß einbezogen 
{§§ 300 ff. HGB). 


393 . Auch ein Gemeinschaftsunternehmen gemäß 
§310 Abs. 1 HGB unterliegt aufgrund der externen 
gemeinsamen Führung zweier oder mehrerer Unter- 
nehmen im allgemeinen größerem Einfluß durch die 
Obergesellschaften als ein assoziiertes Unternehmen. 
Diese Einschätzung wird unterstützt durch die gesetz- 
lich vorgesehene Möglichkeit, Gemeinschaftsunter- 
nehmen nach den Vorschriften der Quotenkonsolidie- 
rung (§ 310 Abs. 1 HGB) in den Konzernabschluß 
einzubeziehen. Wird von diesem Wahlrecht kein 
Gebrauch gemacht, so werden Gemeinschaftsunter- 
nehmen als Beteiligungsunternehmen (§ 271 Abs. 1 
HGB) behandelt und nach der Equity-Methode 
bewertet. Die beiden Bilanzierungsmöglichkeiten 
wirken sich in unterschiedlicher Weise auf die Wert- 
schöpfung aus"^^). In der Regel werden mit der Equity- 
Methode in erster Linie assoziierte Unternehmen 
bewertet, 

394 . Die Beteiligungen an assoziierten Unterneh- 
men gehen über sonstige Beteiligungen insofern hin- 
aus, als assoziierte Unternehmen durch den maßgeb- 
lichen Einfluß der Obergesellschaft auf ihre Ge- 
schäfts- und Finanzpolitik gekennzeichnet sind. Den- 
noch sind sie mit Beteiligungen gemäß § 271 Abs. 1 
HGB vergleichbar, weil in der Konzernbilanz des 
Mutterunternehmens die Beteiligung angesetzt wird 
und nicht — wie bei der Vollkonsolidierung oder der 
Quotenkonsolidierung — die Vermögenswerte und 
Schulden des assoziierten Unternehmens in den Kon- 
zernabschluß übernommen werden. 

Bei der Wertschöpfungsberechnung sind sowohl die 
Erträge aus Beteiligungen als auch diejenigen aus 
Beteiligungen an assoziierten Unternehmen in Abzug 
zu bringen. Aufwendungen für Beteiligungen an 
assoziierten Unternehmen sind zu addieren. 

395 . Die zweite Änderung der direkten Wertschöp- 
fungsstaffel betrifft die Position „Steuern vom Ein- 
kommen, vom Ertrag und vom Vermögen". Die Steu- 
ern vom Vermögen werden nach neuem Recht unter 
den sonstigen Steuern erfaßt. Damit geht die Höhe der 
Vermögenssteuern nicht mehr explizit aus dem Jah- 
resabschluß hervor und kann in der Wertschöpfungs- 
staffel nicht berücksichtigt werden. Die Vergleichbar- 
keit mit früheren Wertschöpfungsberechnungen 
bleibt aber bestehen, weil die Vermögenssteuer in der 
Regel von untergeordneter Bedeutung ist. 

396 . Neben den Änderungen in der Wertschöp- 
fungsstaffel selbst wirken sich auch wertmäßige 
Änderungen in einzelnen Positionen der Gewinn- und 
Verlustrechnung auf die Berechnungsergebnisse aus. 
Die dadurch verursachten Verschiebungen sind aller- 
dings im allgemeinen unbedeutend, da Änderungen 
in den Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung 
in der Wertschöpfungsstaffel häufig kompensiert wer- 
den. Die Passivierungspflicht bei Rückstellungen 
wirkt sich zum Beispiel im Fall von Pensionsrückstel- 


4^) Nach den Vorschriften der Vollkonsolidierung (das gilt 
ebenso für die Quotenkonsolidierung) werden zum Beispiel 
die Zinsaufwendungen des Beteiligungsunternehmens, 
aber auch alle anderen Aufwands- und Ertragsposten, in den 
Konzernabschluß einbezogen. Diese Aufwendungen und 
Erträge würden gegeneinander aufgerechnet nur zufällig 
den Erträgen aus Beteiligungen bei Anwendung der Equity- 
Methode entsprechen. 
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lungen zum einen personalkostensteigernd aus, zum 
anderen vermindert sie den Jahresüberschuß. Das 
Ergebnis der Wertschöpfungsberechnung ändert sich 
also in diesem Fall nicht. Es kann außerdem davon 
ausgegangen werden, daß die geänderten Vorschrif- 
ten sowohl bei den einzelnen Unternehmen als auch 
hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen Bezugsgröße 
gleichgerichtete und vergleichbare Anpassungen 
verursachen. 

Das Bilanzrichtlinien-Gesetz war erstmals zwingend 
auf das nach dem 31. Dezember 1989 beginnende 
Geschäftsjahr anzuwenden. Damit hatten die Unter- 
nehmen aus dem Kreis der hundert Größten, deren 
Geschäftsjahr bereits vor diesem Datum begonnen 
hatte, ein letztes Mal die Möglichkeit, die alten 
Vorschriften des Aktienrechts anzuwenden. Aller- 
dings hatten fast alle Unternehmen aus dem Betrach- 
tungskreis ihre Rechnungslegung bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt an die neuen Vorschriften ange- 
paßt. Eine Beeinträchtigung der Vergleichbarkeit der 
Werte 1992 mit denen des Jahres 1990 ist daher 
auszuschließen. 

397 . Für viele der Unternehmen aus dem Kreis der 
hundert Größten nach Wertschöpfung lagen die für 
die Ermittlung der Wertschöpfung benötigten Anga- 
ben nicht oder nicht vollständig vor. Sofern die Daten 
auch durch eine Befragung der entsprechenden 
Unternehmen nicht ermittelt werden konnten, wurde 
die Wertschöpfung mit Hilfe der in Abschnitt 1.2 
erläuterten Schätzmethoden auf der Basis des vorhan- 
denen Datenmaterials geschätzt. Im Rahmen der 
Erhebung 1992 erfolgte eine Schätzung der Wert- 
schöpfung in 31 Fällen, das ist einer mehr als 1990. 
Damit hat sich die Datenbasis gegenüber 1990 auf- 
grund der fortdauernden Bereitschaft vieler Unter- 
nehmen, der Kommission die benötigten Daten in der 
Abgrenzung auf den inländischen Konzernbereich 
zur Verfügung zu stellen, nicht verschlechtert. Soweit 
die Wertschöpfung einzelner Unternehmen geschätzt 
werden mußte, wird dies in Tabelle 111.6 kenntlich 
gemacht. 

Bei der Auswahl der Schätzmethoden wurden die 
Besonderheiten der betrachteten Unternehmen be- 
rücksichtigt. Im einzelnen wurden folgende Schätzun- 
gen vorgenommen: 

— In zwölf Fällen wurde auf die Personalkosten als 
Basis zurückgegriffen. Diese Methode scheint der 
Monopolkommission in den meisten Fällen die 
geeignetste zu sein, weil die Personalkosten im 
allgemeinen den größten Teil der betrieblichen 
Wertschöpfung erklären. Soweit die vorhandenen 
Daten Schätzungen auf der Basis der Merkmale 
Umsatz und Beschäftigte zuließen, wurden diese 
den Schätzungen auf Personalkostenbasis gegen- 
übergestellt. Von einer Schätzung mit Hilfe der 
Personalkosten wurde nur abgesehen, wenn die 
Höhe der inländischen Personalkosten nicht 
bekannt war, oder wenn sich aufgrund früherer 
Schätzungen bzw. zusätzlicher Informationen 
aus den Geschäftsberichten der betroffenen Unter- 
nehmen die Personalkosten als ungeeignet für die 
Schätzung der Wertschöpfung herausstellten. Auf 


44) Vgl. Tabelle III.2 im Anlagenband. 


der Basis der Personalkosten wurde die Wert- 
schöpfung der folgenden Unternehmen geschätzt: 
Daimler-Benz AG, Ruhrkohle AG, Thyssen AG, 
BASF AG, Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp, Kauf- 
hof Holding AG, Bertelsmann AG, Carl-Zeiss- 
Stiftung, ITT Gesellschaft für Beteiligungen mbH, 
Schering AG, C. H. Boehringer Sohn und Akzo 
Faser AG. In vier Fällen wurde die Anzahl der 
Beschäftigten zur Schätzung der Wertschöpfung 
herangezogen. Betroffen waren die Unternehmen 
AGIV Aktiengesellschaft für Beteiligungen, AMB 
Aachener und Münchener Beteiligungs-AG, 
Klöckner-Werke AG und Franz Haniel & Cie. 
GmbH. Auf den Durchschnitt aus den beiden am 
nächsten beieinanderliegenden Schätzwerten 
wurde für die Schätzung der Wertschöpfung der 
Mannesmann AG und der SGE Deutsche Holding 
GmbH zurückgegriffen, der Durchschnitt der drei 
vorhandenen Schätzwerte wurde bei folgenden 
vier Unternehmen verwendet: Siemens AG, 
Hoechst AG, Freudenberg & Co. und Beiersdorf 
AG. Die Wertschöpfung der Metallgesellschaft AG 
wurde anhand des Durchschnitts aus den beiden 
Schätzungen auf Personalkosten- und Beschäftig- 
tenbasis bestimmt. 

— Für die deutsche Gruppe der Compagnie de Saint- 
Gobain stand wie in den vorhergehenden Berichts- 
jahren nur der Außenumsatz zur Verfügung. Die 
Wertschöpfung der Gruppe wurde berechnet, 
indem die Wertschöpfung der wichtigsten Unter- 
nehmen der Gruppe ermittelt und daraus die 
durchschnittliche Wertschöpfung/Umsatz-Rela- 
tion abgeleitet wurde. Diese wurde mit den 
bekannten Außenumsätzen der deutschen Gruppe 
multipliziert. 

— Zwei der Unternehmen aus dem Kreis der hundert 
Größten (Gustav und Grete Schickedanz Holding 
KG und Diehl GmbH & Co) veröffentlichen gemäß 
§ 5 Abs. 5 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 PublG 
keine vollständige Gewinn- und Verlustrechnung. 
Für diese Unternehmen konnten aber die inländi- 
schen Personalkosten festgestellt werden. Für die 
Schätzung der Wertschöpfung wurde in beiden 
Fällen angenommen, daß eine branchenspezifisch 
stabile Relation zwischen Wertschöpfung und Per- 
sonalkosten besteht. Bei der Gustav und Grete 
Schickedanz Holding KG wurden die inländischen 
Personalkosten mit einem Faktor multipliziert, der 
sich aus der durchschnittlichen Wertschöpfung/ 
Personalkosten-Relation des Jahres 1992 von fünf 
Handelsunternehmen 45) einerseits und der durch- 
schnittlichen Wertschöpfung/Personalkosten-Re- 
lation von Quelle, dem größten Tochterunterneh- 
men, aus den Jahren 1978 bis 1984 andererseits 
zusammensetzte. Für insgesamt 65 Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes errechnete sich 
eine durchschnittliche Wertschöpfung/Personal- 
kosten-Relation von 1,15. Auf der Basis dieses 
Werts wurde die inländische Wertschöpfung der 
Diehl GmbH & Co. geschätzt. 


45) Ausgeschlossen wurden diejenigen Handelsunternehmen, 
die überwiegend im Lebensmitteleinzelhandel tätig sind. 
Ihre Geschäftsstruktur unterscheidet sich erheblich von der 
der Waren- und Versandhäuser. 
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Die nach Wertschöpfung hundert größten Unternehmen 1990 und 1992^) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio. DM) 

Umsatz 4) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 

anlagen^) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow ö) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

rungen^) 


1992 

1990 

Deutsche Bundespost 
Telekom 

517 

30 246 

24 583 


255 519 
212 205 

132 675 
107 938 

14 782 
13 399 


1 

(1) 

1992 

1990 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 
247, 248 
250 

29 614* 

25 812* 

80 965 
70 616 

302 464 

303 404 

16 800 
12 906 



2 

(2) 

1992 

1990 

Siemens AG 

101, 243, 
250 

23 668* 

19 223* 

56 319 
44 504 

253 000 
229 500 

10 792 

8 676 


9 


1992 

1990 

Deutsche Bundespost 
Postdienst 

517 

19 536 

15 258 


378 054 
313 177 

11 533 

9 823 

- 524 
647 


3 

(3) 

1992 

1990 

Volkswagen 

244 

15 199 

13 780 

73 381 
53 999 

163 669 
172 810 

19 724 
10 543 

7 813 

5 954 


4 

(9) 

1992 

1990 

RWE AG 8) 

101, 110, 
111, 116, 
200, 205 
242, 300, 
745 

9 948 

9 072 

47 053 
42 753 

96 357 
91 854 

19 713 

20 191 

5 738 

5 899 

6 

5 

(11) 

1992 

1990 

VEBA AG 

101, 116, 
200, 205, 
40/41 

9 657 

8 779 

55 080 
47 459 

108 077 
92 251 

22 408 
20 634 

5 011 

4 999 


6 

(6) 

1992 

1990 

Robert Bosch GmbH 

242, 243, 
244, 250 

9 628 

9 762 

28 613 
25 776 

112 942 
117 409 

3 923 

4 235 

2 708 

2 594 


7 

(7) 

1992 

1990 

Bayer AG 

200 

9 618 

9 509 

23 156 

24 267 

79 000 
87 379 

6 454 

6 195 

3 000 

2 692 


8 

(10) 

1992 

1990 

Ruhrkohle AG 

101, 105, 
110, 200, 
745 

9 559* 
8811* 

23 598 
20 030 

113 115 
117 200 

10 613 

9 979 



9 

(8) 

1992 

1990 

Thyssen AG 

230-232, 
240, 242, 
245, 246 

9 408* 

9 208 

28 543 
30 004 

119 630 
124 096 

6 840 

2 409 

9 

10 

(4) 

1992 

1990 

Hoechst AG 

200 

8 667* 

10 377* 

22 847 

23 666 

87 168 
90 721 

6 475 

5 945 



11 

(5) 

1992 

1990 

BASF AG 

200 

8 576* 

9 880* 

32 674 

33 945 

80 699 
88 588 

6 072 

6 337 



12 

(12) 

1992 

1990 

Mannesmann AG 

230-232, 
242, 40/41 

7 782* 

6 970* 

21 700 
18 774 

97 703 
89 976 




13 

(14) 

1992 

1990 

Deutsche Bank AG 

601 

7 507 

5 630 

434 131 
344 233 

59 916 
58 785 

9 774 

6 470 

— 



1992 

1990 

Deutsche Bahnen 

511 

7 4489) 
12 977 9) 


422 123 
235 975 

92 993 
67 873 

-9 749 
-4 901 


14 

(15) 

1992 

1990 

Bayerische Motoren 
Werke AG 

244 

6 060 

5 408 

27 109 
23 130 

63 309 
61 613 

5 414 

4 707 

2 123 

2 083 


15 

(21) 

1992 

1990 

Fried. Krupp GmbH 
Hoesch-Iö*upp^8) | 

230-232, 
240, 242, 
40/41 

5 999* 

3 948* 

20 132 
14 040 

72 298 
47 823 

8 469 

3 562 



16 

(13) 

1992 

1990 

Adam Opel AG | 

244 

5 938 

6 814 

29 222 
23 708 

53 137 
57 489 

3 048 

2 732 

2 061 

2 821 

E 
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Wert- 



Sach- 

Cash- 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 

schöp- 

Umsatz'^) 

Beschäf- 

anlagen^) 

flow^^) 

Erläute- 


zweigt) 

fung3) 
(Mio. DM) 

(Mio. DM) 

tigte 

(Mio. DM) 

(Mio. DM) 

rungen^) 



17 

1992 

Preussag AG®) 

101, 110, 

5 374 

18 287 

65 639 

4 795 

1 458 

9 

(22) 

1990 


116, 

230-232, 
233, 242, 
40/41, 51 

3 938 

13 656 

63 207 

3 971 

955 


18 

1992 

Dresdner Bank AG 

601 

4 776 

295 688 

44 176 

3 968 

— 


(20) 

1990 



4 143 

266 225 

40 932 

3 260 

— 


19 

1992 

MAN AG 

242, 244, 

4 755 

16 535 

55 777 

2 438 

1 046 

6 

(18) 

1990 


40/41 

4 775 

16 912 

60 175 

2 186 

1 051 


20 

1992 

Deutsche Lufthansa AG 

515 

4 435 

14 955 

54 903 

9 573 

257 


(17) 

1990 



4 864 

14 365 

48 886 

10 049 

1 398 


21 

1992 

Ford-Werke AG 

244 

4 279 

22 002 

48 651 

3 971 

1 188 

E 

(19) 

1990 



4 164 

20 754 

50 121 

3 108 

1 470 


22 

1992 

Metallgesellschaft AG 

200, 242 

3 943* 

16 972 

50 371 

3 467 


9 

(37) 

1990 


233, 40/41 

2 074* 

13 393 

23 940 

872 



23 

1992 

Karstadt AG 

43 

3 835 

17 448 

76 191 

2 719 

858 


(25) 

1990 



3 316 

14 495 

70 350 

2 039 

740 


24 

1992 

IBM Deutschland 

243 

3 821 

13 787 

27 906 

3 369 

1 627 


(16) 

1990 

GmbH 


4 986 

13 324 

31 767 

3 759 

2 279 


25 

1992 

Commerzbank AG 

601 

3 658 

218 210 

28 229 

2 843 




(23) 

1990 



3 783 

196 478 

27 680 

2 495 

— 


26 

1992 

VIAG AG 

100, 101, 

3 445 

16 998 

38 817 

3 168 

790 


(28) 

1990 


200, 227, 
233, 

40/41, 55 

2 576 

16 635 

32 635 

2 214 

995 


27 

1992 

Asea Brown Boveri AG 

242, 247, 

3 432 

9 102 

38 868 

1 197 

701 


(29) 

1990 


250 

2 568 

6 143 

32 164 

737 

473 


28 

1992 

Allianz AG Holding 

61 

3 197 

29 092 

40 861 

140 173 

— 


(26) 

1990 



2 987 

21 408 

23 429 


— 


29 

1992 

Kaufhof Holding AG^i) 

43 

3 196* 

15 722 

56 420 




(32) 

1990 



2 299* 

11 991 

44 862 




30 

1992 

REWE & Co. oHG 

43 

3 018 

23 973 

64 023 

598 

464 


(27) 

1990 



2 866* 

20 277 

63 765 

751 



31 

1992 

Bertelsmann AG 

76 

2 770* 

6 653 

23 351 



6 

(38) 

1990 



2 052* 

4 355 

19 182 




32 

1992 

Deutsche Unilever 

28/29, 200 

2 71912) 

9 402 

25 696 

967 


GD 

(30) 

1990 

GmbH 


2 53011) 

9 197 

27 375 

959 



33 

1992 

Gustav und Grete 

265, 43 

2 617* 

13 548 

42 002 

1 258 


1 

(34) 

1990 

Schickedanz Holding 
KG 


2 140* 

10 856 

39 554 

1 080 



34 

1992 

Bayerische Vereinsbank 

601 

2 503 

235 294 

20 893 

2 988 




(36) 

1990 

AG 


2 099 

194 146 

19 936 

2 593 

— 


35 

1992 

AGIV Aktiengesell- 

242, 250, 

2 487* 

4 653 

29 800 




(40) 

1990 

schaft für Industrie 
und Verkehrswesen 

300 

1 897 

3 607 

; 25 363 




36 

1992 

Alcatel SEL AG i®) 

250 

2 485 

6 156 

22 097 

754 

512 


(42) 

1990 



1 879 

3 825 

20 127 

680 

169 


37 

1992 

Philipp Holzmann AG 

300 

2 428* 

6 824 

23 620 

1 089 

288 


(54) 

1990 



1 606* 

4 846 

19 616 

647 

67 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio. DM) 

Umsatz 4) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 
anlagen 5) 

(Mio. DM) 

Cash- 

flow®) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

rungen^) 

38 

1992 

Deutsche Babcock AG 

240, 241, 

2 329 

6 626 

32 516 

925 

274 

9 

(57) 

1990 


242 

1 561 

5 026 

24 975 

566 

139 


39 

1992 

Philips GmbH 

250 

2 266 

9 476 

28 600 

1 267 

283 


(35) 

1990 



2 127 

8 743 

30 200 

1 419 

175 


40 

1992 

Bayerische Hypothe- 

601 

2 108 

207 017 

16 332 

2 068 

— 


(52) 

1990 

ken- und Wechsel- 


1 680 

166 211 

14 068 

1 613 

— 




Bank AG 








41 

1992 

Ruhrgas AG 

103 

2 099 

13 893 

8 775 

3 688 

1 394 


(41) 

1990 



1 896 

11 756 

7 114 

3 292 

1 331 


42 

1992 

ZF Friedrichshafen 

242, 244 

2 077 

4 905 

24 108 

1 289 

604 


(33) 

1990 

AG 14) 


2 184 

5 161 

26 831 

1 154 

754 


43 

1992 

Henkel KGaA 

200 

2 028 

6 247 

17 773 

1 189 

647 


(47) 

1990 



1 765 

5 455 

16 769 

910 

607 


44 

1992 

Degussa AG 

200 , 210, 

2 017 

8 931 

21 907 

1 347 

482 

9 

(39) 

1990 


233, 238, 

1 982 

9 319 

23 044 

1 159 

564 





250, 406 







45 

1992 

Carl-Zeiss-Stiftung 

227, 252 

1 996* 

3 560 

27 591 

1 107 


9 

(46) 

1990 



1 769 

3 401 

24 125 

895 

397 


46 

1992 

Continental AG 

213 

1 942 

5 527 

22 604 

897 

369 


(49) 

1990 



1 740 

3 847 

23 787 

721 

333 


47 

1992 

Linde AG 

242 

1 803 

5 422 

19 310 

959 

590 


(53) 

1990 



1 629 

4 452 

19 362 

786 

484 


48 

1992 

Saarbergwerke AG 

110 

1 779 

4 409 

21 608 

2 490 

150 


(44) 

1990 



1 792 

4 775 

23 114 

2 588 

201 


49 

1992 

AMB Aachener und 

61 

1 767* 

12 849 

18 164 


— 


(71) 

1990 

Münchener Beteili- 


1 048* 

5 801 

8 839 


— 




gungs-AG 








50 

1992 

Otto Versand GmbH & 

43 

1 750 

10 237 

21 916 

563 

503 

2 

(64) 

1990 

Co. 


1 288 

7 768 

18 040 

247 

346 


51 

1992 

Hamburger Gesell- 

101 , 103, 

1 708 

4 994 

16 951 

5 836 

793 


(63) 

1990 

schaft für Beteili- 

105, 51 

1 303 

3 926 

15 553 

3 268 

557 




gungsverwaltung 










mbH 








52 

1992 

Vereinigte Elektrizitäts- 

101 , 103, 

1 66815) 

6 751 

8 033 

7 793 

1 607 


(59) 

1990 

werke Westfalen AG 

105 

1 42814) 

6 329 

8 004 

8 152 

1 056 


53 

1992 

Lausitzer Braunkohle 

111 

1 607 

3 007 

30 631 

4 522 

779 

E 

(-) 

1990 

AG 


— 

— 

— 

— 

— 


54 

1992 

DHS-Dillinger Hütte 

230-232 

1 591 

5 900 

20 069 

2 207 

285 


(45) 

1990 

Saarstahl AG 


1 784 

6 736 

21 607 

2 031 

439 


55 

1992 

Bosch-Siemens Hausge- 

250 

1 587 

5 930 

17 286 

557 

300 


(61) 

1990 

räte GmbH 


1 392 

5 455 

17 745 

463 

344 


56 

1992 

ITT Gesellschaft für 

242, 244, 

1 574* 

4 246 

17 910 



TK 

(55) 

1990 

Beteiligungen mbH 

40/41 

1 596 

4 111 

20 573 




57 

1992 

Asko Deutsche Kauf- 

43 

1 561 

13 766 

58 704 

3 828 

-269 

9 

(50) 

1990 

haus AG 1®) 


1 734 

10 639 

32 815 

2 199 

3 443 


58 

1992 

Schering AG 

200 

1 520* 

3 566 

12 179 

1 380 



(62) 

1990 



1 348* 

3 525 

12 723 




59 

1992 

Bayemwerk AG 

101 

1 469 

6 434 

9 737 

4 707 

524 

9 

(56) 

1990 



1 579 

6 013 

9 570 

4 820 

1 356 
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(Mio. DM) 

Erläute- 

rungen’) 

60 

1992 

VBB Viag-Bayernwerk- 

227, 40/41, 

1 443 

12 779 

22 728 

1 394 

271 


(-) 

1990 

Beteiligungsgesell- 

55 

— 

— 

— 

— 

— 




Schaft mbH 








61 

1992 

Bremer Vulkan 

242, 246, 

1 432 

4 108 

20 346 

1 460 

246 


(84) 

1990 

Verbund AG 

250 

840 

3 827 

10 922 

630 

201 


62 

1992 

SPAR Handels- AG 

40/41, 43 

1 423 

12 463 

27 519 

1 064 

276 


(80) 

1990 



871 

8 398 

16 353 

514 

165 


63 

1992 

Deutsche Shell AG 

116, 200, 

1 415 

1436918) 

4 817 

1 114 

866 


(88) 

1990 


205, 405 

813 

23 164 

4 730 

1 472 

770 


64 

1992 

Compagnie de Saint- 

223, 226, 

1 389* 

3 936 

14 707 



GD 

(68) 

1990 

Gobain (Deutsche 

227, 234 

1 165* 

2 821 

13 512 

1 206 





Gruppe) 








65 

1992 

Hertie Waren- und 

43 

1 383 

6 090 

36 021 

919 

201 


(60) 

1990 

Kaufhaus GmbH 


1 394 

5 900 

37 782 

706 

294 


66 

1992 

VE AG Vereinigte Ener- 

101, 105 

1 369 

6417 

16 796 

4 751 

1 582 

E 

(-) 

1990 

giewerke AG 


— 

— 

— 

— 

— 


67 

1992 

Axel Springer Verlag 

76 

1 359 

3 566 

12 663 

696 

219 


(67) 

1990 

AG 19) 


1 189 

3 534 

11 966 

439 

335 


68 

1992 

C. & A. Mode & Co.20) 

43 

1 339 

7 308 


522 

425 

E 

(65) 

1990 



1 267 

7 037 


439 

414 


69 

1992 

Nestle Deutschland AG 

28/29 

1 338 

5 354 

14 977 

892 

337 

TK 

(66) 

1990 



1 228 

5 020 

15 348 

812 

362 



1992 

Deutsche Bundespost 

607 

1 307 


19 444 

1 058 




1990 

Postbank 


859 


22 103 

1 082 



70— 

1992 

Berliner Kraft- und 

101, 105 

1 267 

4 299 

12 740 

6 563 

1 124 

6 

{-) 

1990 

Licht (Bewag) -AG 


— 

— 

— 

— 

— 


71 

1992 

Klöckner-Werke AG 

210, 

1 251* 

5 547 

22 524 



9 

(43) 

1990 


230-232, 

1 798 

5 847 

25 585 

2 662 

367 





237, 238, 










242 







72 

1992 

Strabag Bau- AG 

300 

1 232* 

3 114 

13 742 

363 

207 


(86) 

1990 



825* 

2 043 

11 443 

249 

117 


73 

1992 

Westdeutsche Landes- 

602 

1 225 

256 895 

9 214 

1 100 




(73) 

1990 

bank Girozentrale 


1 184 

193 731 

9 177 

968 

— 


74 

1992 

Diehl GmbH & Co. 

233, 242, 

1 180* 

2 748 

13 957 

455 



(77) 

1990 


250, 254, 

904* 

2 638 

12 989 

354 






256 







75 

1992 

Victoria Holding AG 

61 

1 151 

7 047 

16 998 

27 117 




(87) 

1990 



815* 

5 359 

13 333 


— 


76 

1992 

Klöckner-Humboldt- 

242, 244 

1 116 

3 277 

11 088 

500 

14 


(70) 

1990 

Deutz AG 


1 058 

3 613 

12 854 

567 

112 


77 

1992 

C. H. Boehringer Sohn, 

200 

1 110* 

1 661 

10 023 

574 



(76) 

1990 

Ingelheim 


962* 

1 496 

9 206 

508 



78 

1992 

Bilfinger+ Berger Bau- 

300 

1 109* 

3 660 

14 189 

504 

261 


(-) 

1990 

AG 


— 

— 

— 

— 

— 


79 

1992 

Dyckerhoff & Widmann 

300 

1 084* 

3 421 

17 014 

344 

180 


(100) 

1990 

AG 


718* 

2 127 

9 680 

154 

79 
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noch Tabelle III. 6 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio. DM) 

Umsatz 4) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 
anlagen 5) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 6) 

(Mio. DM) 

Erläute- 

rungen’^) 

80 

1992 

Wacker-Chemie GmbH 

200 

1 075 

2 846 

11 517 

841 

304 


(69) 

1990 



1 076 

2 896 

12 601 

811 

258 


81 

1992 

FAG Kugelfischer 

242, 244 

1 068 

2 739 

21 848 

1 177 

-396 


(51) 

1990 

Georg Schäfer KGaA 


1 701 

3 290 

30 449 

1 289 

340 


82 

1992 

SGE Deutsche Holding 

300, 310, 

1 058* 

2 459 

13 458 

288 


GD 

(-) 

1990 

GmbH 

745, 794 

— 

— 

— 

— 



83 

1992 

Franz Haniel & Cie. 

40/41, 55 

1 042* 

7 882 

14 022 




(99) 

1990 

GmbH 


723* 

5 514 

10 443 




84 

1992 

Boehringer Mannheim 

200 

1 031 

2 277 

9 976 

764 

259 


(79) 

1990 

GmbH 


882 

1 922 

9 604 

505 

229 


85 

1992 

Freudenberg & Co. 

210 

1 020’ 

2 726 

13 765 

598 



(72) 

1990 



1 046* 

2 591 

13 909 

570 



86 

1992 

Miele & Cie. GmbH & 

250 

1 017 

2 533 

12 282 

522 


6 

(89) 

1990 

Co. 


797 

2 184 

11 688 

498 



87 

1992 

Walter Bau- AG 

300 

1 006 

2 362 

10 458 

286 

143 


(-) 

1990 



— 

— 

— 

— 



88 

1992 

Bayerische Landesbank 

602 

1 001 

202 398 

4 939 

823 

— 


(-) 

1990 

Girozentrale 


— 

— 

— 

— 

— 


89 

1992 

Flughafen Frankfurt 

515 

989 

1 918 

12 024 

3 678 

251 

E 

(94) 

1990 

Main AG 


763 

1 617 

11 293 

2 694 

236 


90 

1992 

DG Bank Deutsche 

603 

978 

195 253 

9 822 

946 

— 


(93) 

1990 

Genossenschaftsbank 


763 

198 034 

10 342 

747 

— 


91 

1992 

AVA Allgemeine Han- 

43 

967 

6 159 

22 296 

691 

220 


(-) 

1990 

delsgesellschaft der 


— 

— 

— 

— 

— 




Verbraucher AG 








92 

1992 

FPB Holdig AG2i) 

264, 40/41 

927 

2 496 

5 50 

739 

-140 


(31) 

1990 



2 313* 

6 756 

26 632 

1 495 



93 

1992 

E. Merck 

200 

923 

2 374 

10 224 

969 

225 


(97) 

1990 



753 

1 818 

9 407 

739 

243 


94 

1992 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 

922 

2 807 

11 919 

706 

146 


(75) 

1990 


252 

969 

2 675 

13 071 

643 

241 


95 

1992 

Hewlett-Packard GmbH 

243, 250 

911 

5 375 

6 372 

624 

264 

10, E 

(96) 

1990 



760 

4 060 

6 176 

502 

221 


96 

1992 

Liebherr Holding 

242, 245, 

909 

3 650 

9 490 

291 

211 


(90) 

1990 

GmbH 

248, 250 

793 

3 104 

9 495 

265 

153 


94 

1992 

R + V Versicherung 

61 

898 

6 740 

11 503 

24 448 

— 


(74) 

1990 

Holding AG 


993 

4 761 

8 620 


— 


98 

1992 

Akzo Faser AG 22 ) 

200 

894* 

1 877 

10 126 

‘ 427 



(78) 

1990 



899* 

2 079 

11 551 

486 



99 

1992 

Beiersdorf AG 

200 

892* 

2 300 

8 143 

1 500 



(81) 

1990 



866* 

2 100 

8 334 




100 

1992 

Horten AG 

43 

875 

2 976 

14 510 

624 

146 


(-) 

1990 



— 

— 

— 

— 

— 


— 

1992 

Hoesch AG 23) 

230-232, 

— 

— 

— 

— 



(24) 

1990 


237, 238, 

3 461* 

10 577 

44 117 

3 487 






250, 40/41 









1992 

BATIG Gesellschaft für 

210, 299, 

— 

— 

— 

— 

— 


(48) 

1990 

Beteiligungen mbH 

43 

1 752 

8 306 

18 508 

179 

384 
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noch Tabelle III. 6 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschafts- 
zweig 2) 

Wert- 
schöp- 
fung 3) 
(Mio. DM) 

Umsatz 4) 

(Mio. DM) 

Beschäf- 

tigte 

Sach- 
anlagen 5) 

(Mio. DM) 

Cash- 
flow 6) 

(Mio. DM) 

Erläute- 
rungen 7) 



1992 

CO op AG 24) 


43 

_ 





(58) 

1990 




1 524 

9 653 

33 680 

1 283 

361 

— 

1992 

Tschibo Holding AG 

28/29 

— 

— . 

— 




(82) 

1990 



854 


7 808 




— 

1992 

SKF GmbH 

242, 244 

— 



— 






(83) 

1990 



851 

2 277 

10 892 

224 

124 


— 

1992 

Grundig AG 

250, 243 

— 

— 

— 

— 

— 


(85) 

1990 



836 

3 629 

12 801 

308 

274 


— 

1992 

J. M. Voith GmbH 

242, 244, 

— 

— 

— 






(91) 

1990 


250 

780 

1 697 

8 765 

284 

188 


— 

1992 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche 

244 

— 

— 

— 






(92) 

1990 

AG 


780 

3 070 

8 706 

645 

277 


— 

1992 

PWA Papierwerke 

264 

— 

— 

— 

— 



(95) 

1990 

Waldhof-Aschaffen- 


760* 

2 719 

8 328 

871 





burg AG 








— 

1992 

Südzucker AG 

285 

— 

— 



— 




(98) 

1990 



752 

3 437 

10 260 

730 

380 



Angaben für die inländischen Konzernbereiche. In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich 
erscheint, befand sich entweder das betreffende Unternehmen in dem Jahr nicht unter den „ 100 Größten" , oder es handelt sich 
um ein Kreditinstitut bzw. eine Versicherung, für die Cash-f low- Angaben nicht gemacht werden. Bleibt ein Feld vollkommen 
frei, konnte die betreffende Größe nicht ermittelt werden. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe mehrerer Nummern bedeutet Kursivdruck 
den Tätigkeitsschwerpunkt. Falls dieser nicht festgelegt werden kann, unterbleibt eine besondere Markierung. In einigen 
Fällen, in denen die Unternehmen in mehreren Sektoren tätig sind, werden nur die für das Unternehmen wichtigsten 
auf geführt. 

3) Wenn nicht anders vermerkt, Wertschöpfung der konsolidierten Konzerngesellschaften. Sofern eine Zahlenangabe mit einen * 
versehen ist, bedeutet dies, daß die Wertschöpfung des Unternehmens in dem betreffenden Jahr geschätzt werden mußte. (Zu 
den einzelnen Schätzmethoden vgl. Tz. 316). 

Bei Kreditinstituten wird die Bilanzsumme, bei Versicherungsunternehmen werden die Beitragseinnahmen angegeben. 

5) Einschließlich immaterielle Vermögensgegenstände. Bei Versiehe rungsuntemehmen werden anstelle der Sachanlagen 
Kapitalanlagen ausgewiesen. 

6) Keine Cash-flow-Angabe für Kreditinstitute und Versicherungen. Vgl. Fn. 1 zu dieser Tabelle. 

2) Falls das Geschäfts) ahr nicht mit dem Kalendeijahr übereinstimmt, wird der Bilanzierungsmonat durch eine entsprechende Zahl 
angezeigt. Die Daten des 1992 abgeschlossenen Geschäftsjahres werden zugrunde gelegt, wenn der Bilanzstichtag in die Zeit 
vom 30. Juni bis zum 31. Dezember fällt, sonst die des 1993 abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

Bedeutung der sonst verwendeten Abkürzungen: 

E = Einzelabschluß 

GD = Daten der deutschen Gruppe 

TK = Daten des konsolidierten inländischen Teilkonzerns. 

Vor dem 1. Juli 1990 Rheinisch- Westfälisches Elektrizitätswerk AG. 

9) Aufgrund veränderter Rechnungslegung sind die Angaben für die Jahre 1990 und 1992 nicht vergleichbar. 

10) 1990: Fried. Krupp GmbH. 

11) Die Kaufhof Holding AG gehört mehrheitlich der Metro Vermögensverwaltung GmbH & Co.KG, die keinen konsolidierten 
Jahresabschluß erstellt. 

12) Die Angabe beruht mangels Daten nicht auf Berechnungen der Monopolkommission, sondern auf Unternehmensangaben im 
Geschäftsbericht. Ein Vergleich entsprechender Angaben früherer Jahre mit den Berechnungen der Monopolkommission ergab 
eine weitreichende Übereinstimmung der Ergebnisse. 

1^) 1990: Standard Elektrik Lorenz AG. 

14) 1990: Zahnradfabrik Friedrichshafen AG. 

1^) Enthält 1992 die Wertschöpfung von zwei ausländischen Tochtergesellschaften von untergeordneter Bedeutung (1990: 
eine). 

1®) Die Asko Deutsche Kaufhaus AG wurde Ende 1992 von der Metro-Gruppe übernommen. Aus diesem Grund endete das 
Geschäftsjahr bereits am 30. September 1992. 

17) 1990: Bremer Vulkan AG. 
lö) Ohne Mineralölsteuer. 

19) Die Axel Springer Verlag AG konsolidiert eine ausländische Tochtergesellschaft von untergeordneter Bedeutung. 

29) 1990: C.&A. Brenninkmeyer. 

21) 1990: Feldmühle Nobel AG. 

22) 1990: Enka AG. 

23) Die Hoesch AG schloß sich mit Wirkung zum 1. Januar 1992 mit der Fried. Krupp AG (1990: Fried. Krupp GmbH) 
zusammen. 

24) Seit 1991 gehört die co op AG zur Asko Deutsche Kaufhaus AG und wird in deren Konzernabschluß einbezogen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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— Bei Bauuntemehmen spiegelt die Wertschöpfung 
die Unternehmensgröße nur unzureichend wider. 
Das liegt zum einen an der Berücksichtigung 
ausländischer Aktivitäten in Positionen der inlän- 
dischen Gewinn- und Verlustrechnung. Zum 
anderen werden viele Projekte in Zusammenarbeit 
mit anderen Bauunternehmen abgewickelt. Zu 
diesem Zweck werden im allgemeinen Gesell- 
schaften bürgerlichen Rechts gebildet, deren Auf- 
gabe einzig die Durchführung des entsprechenden 
Projekts ist. In die Jahresabschlüsse der Oberge- 
sellschaften gehen lediglich die Erträge dieser 
Gesellschaften, wie Erträge aus Beteiligungen, 
ein, ohne daß ihre Wertschöpfung ermittelt werden 
kann^®). Eine exakte Berechnung der inländischen 
Wertschöpfung eines Baukonzems ist aus den 
genannten Gründen nicht möglich. Für die Schät- 
zung wurde die inländische Bauleistung herange- 
zogen, die im Vergleich zu den Umsätzen die 
Leistung der betrachteten Periode repräsentiert. 
Dieser Wert wurde mit der geschätzten Wertschöp- 
fung/Bauleistung-Relation multipliziert, die sich 
als Durchschnitt der Wertschöpfung/Bauleistung- 
Relationen entsprechend der Gewinn- und Ver- 
lustrechnung aller betrachteten Bauuntemehmen 
ergibt und 1992 0,31 betmg. Die durchschnittliche 
prozentuale Abweichung der einzelnen Relatio- 
nen von dem Durchschnitt betrug 4,6% (1990: 
1,9%). Der Durchschnitt wird für die Schätzungen 
vorgezogen, weil die individuellen Relationen 
starken Schwankungen unterliegen. Durchgeführt 
wurden die Schätzungen 1992 für die Bauunter- 
nehmen Philipp Holzmann AG, Strabag Bau-AG, 
Bilfinger + Berger Bau- AG, Dyckerhoff & Wid- 
mann AG und Walter Bau- AG. 

398. Der zuvor dargestellten Vorgehensweise fol- 
gend, sind in Tabelle II 1.6 die „ 100 Größten" 1990 und 
1992 auf geführt, geordnet nach der Höhe ihrer Wert- 
schöpfung 1992. Darüber hinaus werden für jedes 
Unternehmen der Umsatz, die Anzahl der Beschäftig- 
ten, die Höhe der Sachanlagen und der Cash-Flow 
jeweils bezogen auf die inländischen Konzernberei- 
che angegeben. Aus der Analyse der Zusammen- 
hänge zwischen der Wertschöpfung und den genann- 
ten Untersuchungsmerkmalen erwartet die Monopol- 
kommission zusätzliche Erkenntnisse über die aggre- 
gierte Untemehmenskonzentration. 


3.2 Im Berichtszeitraum eingetretene 
Veränderungen 

399. Die Zusammensetzung des Kreises der „100 
Größten" hat sich zwischen 1990 und 1992 wie folgt 
verändert. 

Ausgeschieden sind (Rang 1990 in Klammern): 

1. HoeschAG (24) 

2. BATIG Gesellschaft für Beteiligungen mbH (48) 

Die Erträge wirken sich wie nicht aus dem normalen 
Geschäftsbetrieb entstandene Erträge wertschöpfungsmin- 
demd aus, obwohl die Arbeitsgemeinschaften Werte schaf- 
fen, die dem normalen Geschäftsbetrieb der Bauunterneh- 
men zuzurechnen sind. 


3. 

CO op AG 

(58) 

4. 

Tchibo Holding AG 

(82) 

5. 

SKF GmbH 

(83) 

6. 

Grundig AG 

(85) 

7. 

J. M. Voith GmbH 

(91) 

8. 

Dr. Ing. h. c. F, Porsche AG 

(92) 

9. 

PWA Papierwerke 

Waldhof- Aschaffenburg AG 

(95) 

10. 

Südzucker AG 

(98). 

In den Kreis der „100 Größten" neu eingetreten sind 
1992 (Rang in Klammern): 

1. 

Lausitzer Braunkohle AG 

(53) 

2. 

VBB Viag-Bayernwerk 
Beteiligungsgesellschaft mbH 

(60) 

3. 

VEAG Vereinigte Energiewerke AG 

(66) 

4. 

Berliner Kraft und Licht (Bewag) -AG 

(70) 

5. 

Bilfinger -i- Berger Bau- AG 

(78) 

6. 

SGE Deutsche Holding GmbH 

(82) 

7. 

Walter Bau-AG 

(87) 

8. 

Bayerische Landesbank Girozentrale 

(88) 

9, 

AVA Allgemeine Handelsgesellschaft der 
Verbraucher AG 

(91) 

10. 

Horten AG 

(100). 


400. Die Hoesch AG schloß sich zum 1. Januar 1992 
mit der Fried. Krupp GmbH (jetzt Fried. Krupp AG 
Hoesch-Krupp) zusammen und schied damit aus dem 
Kreis der „ 100 Größten" aus. Für die co op AG war die 
Übernahme durch die Asko Deutsche Kaufhaus AG im 
Jahr 1991 ursächlich für ihr Ausscheiden. 

Die BATIG Gesellschaft für Beteiligungen hat ihre 
Anteile an der Horten AG zum 31. Dezember 1990 
abgegeben. Durch die Veräußerung dieser Beteili- 
gung, die den größten Teil des BATIG -Konzerns 
ausmachte, ist die Wertschöpfung von BATIG erheb- 
lich zurückgegangen. 

Für einige Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten" des Jahres 1990 waren die Geschäftsjahre 
1991 und 1992 gekennzeichnet durch Umsatzrück- 
gänge und Ergebnisverschlechterungen, hervorgeru- 
fen durch die andauernde Rezession. Teil der durch- 
geführten Anpassungsmaßnahmen war häufig die 
Verringerung der Beschäftigtenzahlen mit der Folge 
einer Personalkostensenkung, die sich ebenso wie 
geringere Jahresüberschüsse oder Jahresfehlbeträge 
wertschöpf ungsmindernd auswirkten. Betroffen wa- 
ren die Unternehmen SKF GmbH, Grundig AG, Dr. 
Ing. h. c. F. Porsche AG und PWA Papierwerke 
Waldhof- Aschaffenburg AG. 

Das Ausscheiden der J. M. Voith GmbH ist auf zwei 
verschiedene Entwicklungen zurückzuführen. Zum 
einen wirkten sich auch hier das mit der konjunkturel- 
len Abschwächung verbundene geringere Konzern- 
ergebnis und die niedrigeren Beschäftigungszahlen 
wertschöpfungsmindernd aus, zum anderen wurde 
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der Konsolidierungskreis durch eine Teilung des Kon- 
zerns verkleinert. 

Bei der Tchibo Holding AG und der Südzucker AG ist 
das Ausscheiden auf die normale Geschäftsentwick- 
lung zurückzuführen. Von der gegenüber 1990 höhe- 
ren auf den Gesamtkonzern bezogenen Wertschöp- 
fung der Tchibo Holding AG entfällt 1992 ein größerer 
Anteil auf die ausländischen Aktivitäten. Die Süd- 
zucker AG konnte ihre Wertschöpfung zwar steigern, 
erreichte die Grenze von 875 Mio. DM aber nicht. 

401 . Auf normale Geschäftsentwicklung ist auch der 
Eintritt der meisten neu hinzugekommenen Unter- 
nehmen zurückzuführen. 

Die Lausitzer Braunkohle AG, deren Wertschöpfung 
sich hauptsächlich aus den hohen Personalkosten für 
die über 30 000 Beschäftigten erklärt, wurde erst 1991 
gegründet. Auch für die 1990 gegründete VE AG 
Vereinigte Energiewerke AG war das Jahr 1991 das 
erste vollständige Geschäftsjahr. Mit diesen beiden 
Gesellschaften sind erstmals ostdeutsche Unterneh- 
men in den Kreis der hundert Größten eingetreten. 

Die VBB Viag-Bayemwerk Beteiligungsgesellschaft 
mbH erfüllte bereits in der Vorperiode die Größenkri- 
terien. Sie wurde jedoch nicht berücksichtigt, weil die 
für die Berechnung der Wertschöpfung benötigten 
Angaben in der Abgrenzung auf den inländischen 
Konzernbereich nicht zur Verfügung standen. 

Die Berliner Kraft- und Licht (Bewag) -AG hat ihre 
Wertschöpfung hauptsächlich durch externes Wachs- 
tumgesteigert. Sie erwarb zum 1. Januar 1991 von der 
Treuhandanstalt die Energieversorgung Berlin AG 
(EBAG). Durch einen Beteiligungserwerb wuchs auch 
die Wertschöpfung der AVA Allgemeine Handelsge- 
sellschaft der Verbraucher AG, die 1992 erstmals die 
BVA Bayerische Handelsgesellschaft der Verbrau- 
cher AG und eine gemeinsame Tochtergesellschaft 
konsolidierte. Bei der AVA wirkte sich außerdem das 
starke Engagement im Osten wertschöpfungsstei- 
gemd aus. 

Neu in den Berichtskreis eingetreten sind auch die 
Bauunternehmen Bilfinger + Berger Bau-AG und 
Walter Bau- AG. Beide wuchsen in den vergangenen 
Geschäftsjahren zum einen durch Unternehmens- 
käufe, zum anderen aufgrund der weiterhin guten 
Baukonjunktur vor allem in den neuen Bundeslän- 
dern. 

Die SGE Deutsche Holding GmbH wurde im Jahr 1992 
gegründet. Sie ist die Holdinggesellschaft für die 
deutschen Aktivitäten der französischen SGE-Gruppe 
(Societe Generale d'Entreprises). 

Die Horten AG gehörte bis zum 31. Dezember 1990 
dem BATIG- Konzern an. Im Geschäftsjahr 1992 
bestand aufgrund der Präsenzmehrheit in der Haupt- 
versammlung eine Abhängigkeit von der WestBTL 
Handel-Beteiligungsgesellschaft mbH, an der die 
Westdeutsche Landesbank Girozentrale indirekt 
knapp 50% hält. Da die WestBTL nicht Mehrheits- 
aktionärin der Horten AG ist, zählte diese 1992 als 
eigenständiges Unternehmen zu den „100 Größ- 
ten". 


402 . Über die Veränderungen des Kreises der nach 
Wertschöpfung hundert größten Unternehmen hinaus 
haben sich eine Reihe von Rangverschiebungen erge- 
ben. Diese sind teilweise auf die konjunkturelle Ent- 
wicklung einzelner Branchen zurückzuführen, Ein- 
fluß auf Wertschöpfungsänderungen nahmen aber 
auch externes Wachstum und konzerninteme Um- 
strukturierungen. Es ist außerdem nicht auszuschlie- 
ßen, daß aus den durch Schätzungen auftretenden 
Ungenauigkeiten Rangverschiebungen resultieren. 
Diese sind im allgemeinen aber unerheblich.^^) 

Unter den 25 größten Unternehmen konnten vor allem 
die VEBA AG, die Fried. Krupp AG Hoesch- Krupp 
und die Metallgesellschaft AG Rangverbesserungen 
(plus sechs bzw. 15 Ränge) erreichen. Alle drei Unter- 
nehmen steigerten ihre Wertschöpfung vornehnüich 
durch externes Wachstum. Bei der VEBA wirkte sich 
die Übernahme des Speditionsunternehmens Schen- 
ker-Rhenus AG, aber auch anderer Unternehmen 
positiv aus, bei Krupp die Eingliederung der Hoesch- 
Gruppe. Die Metallgesellschaft AG übernahm die 
Unternehmen Buderus AG, Dynamit Nobel AG und 
Cerasiv GmbH von der Feldmühle Nobel AG (jetzt 
FPB Holding AG). 

Erhebliche Rangverbesserungen durch externes 
Wachstum verbuchten unter anderem auch die Unter- 
nehmen Deutsche Babcock AG mit 19 Plätzen, Bremer 
Vulkan Verbund AG mit 23 Rängen und AMB Aache- 
ner und Münchener Beteiligungs-AG, die 22 Ränge 
gewann. Letztere bezog 1992 zum ersten Mal die 
Volksfürsorge -Gruppe in ihren Konzernabschluß 
ein. 

Unter den Unternehmen, die ihre Wertschöpfung im 
Berichtszeitraum überdurchschnittlich erhöhten, be- 
fanden sich vor allem die Bauunternehmen 4®), die sich 
ohne Ausnahme verbesserten. Aber auch einige Han- 
delsunternehmen konnten gute Steigerungsraten 
erzielen. ^9) Neben Unternehmensübemahmen profi- 
tierten diese Unternehmen von der günstigen Kon- 
junktur ihrer Branchen vor allem in den ostdeutschen 
Bundesländern. 

Die Klöckner-Werke AG stellte am 1 1 . Dezember 1992 
einen Vergleichsantrag. Die Gründe dafür lagen in 
der schlechten Lage auf dem Stahlmarkt mit daraus 
folgendem Erlösverfall und in der Liquiditätslage des 
Konzerns. Der hohe Jahresfehlbetrag von über 
500 Mio. DM verminderte die Wertschöpfung erheb- 
lich und führte zu einer Rangverschlechterung um 
28 Plätze. Verluste bei mehreren Konzernunterneh- 
men aufgrund der konjunkturellen Abschwächung 
führten auch bei der FAG Kugelfischer Georg Schäfer 
KGaA zu einem Wertschöpfungsrückgang (minus 30 
Ränge). Die FPB Holding AG umfaßt den Papierbe- 
reich der ehemaligen Feldmühle Nobel AG. Der 
Konzern war durch die Veräußerung der Nichtpapier- 
aktivitäten gestrafft worden. Dadurch hat sich die 
Wertschöpfung auf deutlich weniger als die Hälfte 
reduziert, der Rangverlust betrug 61 Plätze. 


Vgl. die Tabellen III. 2 bis III. 5 im Anlagenband. 
Vgl, Abschnitt 2.1 in diesem Kapitel. 

^9) Vgl. Abschnitt 2.2 in diesem Kapitel. 
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3.3 Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
der „100 Größten“ 

3.3.1 Wertschöpfung 

403. Die jeweils hundert größten Unternehmen 
erreichten in den einzelnen Berichtsjahren zusammen 
eine Wertschöpfung in Höhe von: 


1978 

170 915 Mio. DM, 

1980 

196 547 Mio. DM, 

1982 

208 607 Mio. DM, 

1984 

226 040 Mio. DM, 

1986 

253 636 Mio. DM, 

1988 

272 506 Mio. DM, 

1990 

306 465 Mio. DM, 

1992 

336 263 Mio. DM. 


Die Nettowertschöpfung aller Unternehmen in der 
Bundesrepublik (ohne neue Bundesländer) betrug 
jeweils: 

1978 882 280 Mio. DM, 

1980 996 990 Mio. DM, 

1982 1 074 690 Mio. DM, 

1984 1 195 130 Mio. DM, 

1986 1 324 260 Mio. DM, 

1988 1 443 910 Mio. DM, 

1990 1 675 780 Mio. DM, 

1992 1 910 100 Mio. DM. 

404. Die Wachstumsrate der Wertschöpfungssumme 
der hundert größten Unternehmen bzw. aller Unter- 
nehmen (in Klammern) betrug danach: 


1978/80 

15,0% 

(13,0%), 

1980/82 

6,1% 

(7,8%), 

1982/84 

8,4 % 

(11,2%), 

1984/86 

12,2% 

(10,8%), 

1986/88 

7,4% 

(9,0%), 

1988/90 

12,5% 

(16,1%), 

1990/92 

9,7% 

(14,0%). 


Die hundert größten Unternehmen erzielten an der 
Wertschöpfung aller Unternehmen in der Bundesre- 
publik jeweils Anteile in Höhe von: 


1978 

19,4%, 

1980 

19,7%, 

1982 

19,4%, 

1984 

18,9%, 

1986 

19,2%, 

1988 

18,9%, 

1990 

18,3%, 

1992 

17,6%. 


50) Die Angaben stimmen nicht mit denjenigen im letzten 
Hauptgutachten überein. Das Statistische Bundesamt arbei- 
tet in regelmäßigen Abständen neuere Statistiken in die 
Tabellen ein und paßt dabei die Zahlen aller Jahre entspre- 
chend an. Die Berechnungen im vorliegenden Hauptgutach- 
ten v/urden an die korrigierten Zahlen angeglichen. Vgl. 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 18: Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen, Reihe 1.3: Konten und Standardtabei- 
len 1992, Tabelle 3.1.2. (nicht veröffentlicht). 


Demnach ist dieser Anteil gegenüber 1990 deutlich 
zurückgegangen, nachdem auch in den Vorperioden 
bereits ein leichtes Absinken des Wertes zu beobach- 
ten war. Seit 1986 verzeichnen die hundert Größten 
geringere Wachstumsraten als die Gesamtheit der 
Unternehmen. Auffällig ist, daß sich die Differenz 
zwischen diesen beiden Steigerungsraten in jeder 
Berichtsperiode vergrößert hat. 

405. Die Entwicklung der nach Wertschöpfung hun- 
dert Größten läßt sich anhand einer Aufteilung in 
Zehner-Ranggruppen (d. h. der Unternehmen auf den 
Rängen 1 bis 10, 11 bis 20, 21 bis 30 usw.) genauer 
verfolgen. Für alle Berichtsperioden sind die Anteile 
aller Zehner-Ranggruppen an der Wertschöpfung 
aller Unternehmen in Tabelle 111.7 dargestellt. 

1992 erreichten die zehn größten Unternehmen 40% 
der Wertschöpfung der hundert Größten, die zwanzig 
Größten 58%. Gegenüber dem vorherigen Berichts- 
jahr 1990 haben sich die Anteile der zehn bzw. der 
zwanzig Größten damit geringfügig vermindert. Sie 
lagen seit 1986 konstant bei 41 % und 60 %. 

Verglichen mit der Wertschöpfung aller Unternehmen 
verloren die oberen Ranggruppen gegenüber der 
Vorperiode an Gewicht. Lediglich die Unternehmen 
auf den Rängen 7 1 bis 100 konnten ihren Anteil an der 
Wertschöpfung aller Unternehmen erhöhen. 

406. Die „100 Größten" nach Wertschöpfung wer- 
den seit dem Berichtsjahr 1978 erfaßt. Eine längerfri- 
stige Untersuchung ist für die zehn Größten möglich, 
die anhand der entsprechenden Geschäftsberichte 
bereits für das Jahr 1970 ermittelt werden konnten. 
Für die Jahre 1970, 1990 und 1992 sind die jeweils 
zehn größten Unternehmen in Tabelle 111.8 auf ge- 
führt. Von den zehn Größten des Jahres 1970 befan- 
den sich 1992 die AEG Aktiengesellschaft und die 
BASF AG nicht unter den ersten Zehn. Die AEG 
Aktiengesellschaft gehörte bereits seit 1980 nicht 
mehr zu diesem Kreis und schied mit der Übernahme 
durch die Daimler-Benz AG 1986 auch aus dem Kreis 
der hundert Größten aus. Die BASF AG verlor, bedingt 
durch einen Rückgang der Wertschöpfung von mehr 
als 13 % gegenüber 1990, sechs Ränge und lag 1992 
auf dem elften Platz. Ein Vergleich der Rangangaben 
macht deutlich, daß es seit 1970 immer wieder Ver- 
schiebungen in der Reihenfolge und in der Zusam- 
mensetzung des Kreises der zehn größten Unterneh- 
men gegeben hat. Zwischen 1990 und 1992 zum 
Beispiel ist die VEBA AG in den Kreis der größten 
Zehn eingetreten, aus dem sie in der vorherigen 
Berichtsperiode ausgeschieden war. 

Die Wertschöpfungsanteile der jeweils zehn größten 
Unternehmen an der Wertschöpfung aller Unterneh- 
men betrugen 

1970 6,55%, 

1978 7,07%, 

1980 7,54%, 

1982 7,41%, 

1984 7,36%, 

1986 7,85%, 

1988 7,83%, 

1990 7,49%, 

1992 7,07%. 
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Zwischen 1970 und 1990 hat sich dieser Anteil bei 
uneinheitlicher Entwicklung um insgesamt knapp 
16 % erhöht. Vergleicht man die Jahre 1970 und 1992, 
so beträgt die Steigerungsrate nur noch 8%. Der 


Anteil der zehn Größten an der Wertschöpfung aller 
Unternehmen entsprach 1992 demjenigen des Jahres 
1978, nachdem er in den dazwischen liegenden Jah- 
ren erheblich höher war. 


Tabelle IIL7 


Zehner-Ranggnippen der jeweils „100 Größten" 
nach Anteil an der Wertschöpfung aller Unternehmen (alte Bundesländer) und nach Jahren 


Rang 

Anteil (%) 

1978 

1980 

1982 

1984 

1986 

1988 

1990 

1992 

1 bis 10 

1,01 

1,54 

1,41 

1,36 

1,85 

1,83 

1,49 

1,01 

11 bis 20 

3,84 

3,50 

3,61 

3,31 

3,54 

3,42 

3,31 

3,20 

21 bis 30 

2,01 

2,03 

2,13 

2,03 

1,95 

1,90 

1,91 

1,88 

31 bis 40 

1,48 

1,58 

1,53 

1,41 

1,32 

1,30 

1,26 

1,29 

41 bis 50 

1,13 

1,12 

1,11 

1,12 

1,09 

1,08 

1,01 

1,00 

51 bis 60 

0,96 

1,01 

0,91 


0,91 

0,91 

0,94 

0,82 

61 bis 70 

0,89 

0,85 

0,19 

0,85 

0,18 

0,18 

0,14 

0,12 

71 bis 80 

0,16 

0,15 

0,69 

0,12 

0,64 

0,65 

0,51 

0,60 

81 bis 90 

0,65 

0,61 

0,62 

0,58 

0,54 

0,53 

0,50 

0,53 

91 bis 100 

0,53 

0,59 

0,55 

0,53 

0,49 

0,48 

0,45 

0,48 

1 bis 100 

19,4 

19,1 

19,4 

18,9 

19,2 

18,9 

18,3 

11,6 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Tabelle III.8 


Die nach Wertschöpfung zehn größten Unternehmen 1970, 1990 und 19921) 


Rang 

Unternehmen 

Wertschöpfung (Mio. DM) 

1970 

1990 

1992 

1970 

1990 

1992 

1 

10 

8 

Ruhrkohle AG 

4 514 

8811 

9 559 

2 

2 

2 

Siemens AG 

4 409 

19 223 

23 668 

3 

3 

3 

Volkswagen AG 

3 609 

13 780 

15 199 

4 

1 

1 

Daimler Benz AG 

3 236 

25 812 

29 614 

5 

— 

— 

AEG Aktiengesellschaft 

3 008 

— 

— 

6 

4 

10 

Hoechst AG 

2 803 

10 377 

8 667 

7 

8 

9 

Thyssen AG 

2 746 

9 208 

9 408 

8 

5 

— 

BASF AG 

2 663 

9 880 

— 

9 

7 

7 

Bayer AG 

2 424 

9 509 

9 618 

10 

9 

4 

RWE AG 2) 

2 003 

9 072 

9 948 

— 

6 

6 

Robert Bosch GmbH 

— 

9 762 

9 628 

— 

— 

5 

VEBA AG . 

— 

— 

9 657 


In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den zehn größten Unternehmen bzw. im Fall der AEG Aktiengesellschaft nicht unter den hundert größten 
Unternehmen. 

2) Vormals Rheinisch- Westfälisches Elektrizitätswerk AG. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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3.3.2 Umsatz 

407. Tabelle IIL 9 gibt einen Überblick über die zehn 
größten Unternehmen nach dem Umsatzkriterium. Es 
handelt sich ohne Ausnahme um Industrieunterneh- 
men, die auch nach der Höhe ihrer Wertschöpfung 
1992 hohe Ränge bekleideten. Sieben der zehn Unter- 
nehmen befanden sich ebenfalls unter den zehn 
Wertschöpfungsgrößten. Die anderen lagen auf Plät- 
zen zwischen elf und 16. Ebenso wie die Wertschöp- 
fung ist der Umsatz ein Maß für die Größe eines 
Unternehmens. Gegenüber erstgenanntem Untersu- 
chungsmerkmal hat er jedoch verschiedene Nach- 
teile: unterschiedliche Preisentwicklungen in den ein- 
zelnen Branchen können nicht ausgeschaltet werden, 
und die Unterschiede in der vertikalen Integration 
verschiedener Sektoren spiegeln sich im Umsatz nicht 
wider. 5b) Eine Gegenüberstellung der Größen Wert- 
schöpfung und Umsatz ist nach Auffassung der Mono- 
polkommission daher gerade deshalb sinnvoll, weil 
branchenspezifische Relationen so dargestellt werden 
können. 

408. In den gesamtwirtschaftlichen Vergleich wer- 
den nur diejenigen Unternehmen einbezogen, die 
sowohl 1990 als auch 1992 unter den hundert Größten 
waren und für die für beide Jahre die Umsätze 
Vorlagen. Die Betrachtung eines konstanten Unter- 
nehmenskreises ist sinnvoll, weil branchenspezifische 
Einflüsse ausscheidender und neu eintretender Un- 
ternehmen so ausgeschlossen werden können. Ins- 
gesamt wurden für die Berichtsperiode 1990/1992 
79 Unternehmen berücksichtigt, von denen vier dem 
Dienstleistungssektor, zehn dem Handel und 65 der 


51) Vgl. Tz. 313. 


Industrie zuzuordnen sind. Kreditinstitute und Versi- 
cherungen bleiben — da ihre Größenmerkmale 
Bilanzsumme und Beiträge nicht mit denen der ande- 
ren Unternehmen vergleichbar sind — unberücksich- 
tigt. 

Die einbezogenen 79 Unternehmen hatten in den 
Berichtsjahren jeweils Umsätze in Höhe von 

1990 931 592 Mio. DM, 

1992 1 054 913 Mio. DM. 

Die Steigerungsrate betrug 13,2%. Die Wertschöp- 
fungssumme dieser Unternehmen erhöhte sich zwi- 
schen 1990 und 1992 um 9,6%, also in deutlich 
geringerem Ausmaß. Die zehn größten Unternehmen 
hatten an den Umsätzen der 79 einbezogenen Unter- 
nehmen einen Anteil von 

1990 42,6%, 

1992 43,5%. 

Aus der Anteilserhöhung geht hervor, daß das Um- 
satzwachstum der zehn größten Unternehmen über 
dem Durchschnitt lag. Es betrug 15,6%, die entspre- 
chende Zunahme der Wertschöpfung 4,8%. Bei die- 
sen Angaben muß allerdings berücksichtigt werden, 
daß sich der Kreis der nach Umsatz zehn größten 
Unternehmen zwischen 1990 und 1992 geändert 
hat. 

409. Die Umsätze aller Unternehmen gemäß Um- 
satzsteuerstatistik betrugen: 

1990 4 959 048 Mio. DM, 

1992 5 636 728 Mio. DM52). 


52) Die Angabe bezieht sich auf die alten Bundesländer ohne 
West-Berlin. 


Tabelle III.9 


Die nach Umsatz zehn größten Unternehmen 1992 


Rang 

nach 

Umsatz 

Rang 

nach Wert- 
schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig Ü 

Umsatz 2) 
(Mio. DM) 

1 

1 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 247, 248, 250 

80 965 

2 

3 

Volkswagen AG 

244 

73 381 

3 

2 

Siemens AG 

101, 243, 250 

56 319 

4 

5 

VEBA AG 

101, 116, 200, 205, 40/41 

55 080 



Deutsche Bundespost Telekom 

517 

53 957 

5 

4 

RWE AG 

101, 110, 111, 116, 200, 

47 053 




205, 242, 300, 745 


6 

11 

BASF AG 

200 

32 674 

7 

16 ' 

Adam Opel AG 

244 

29 222 

8 

6 

Robert Bosch GmbH 

242, 243, 244, 250 

28 613 

9 

9 

Thyssen AG 

1 

230-232, 

240, 242, 245, 246 

28 543 

10 

14 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

27 109 


0 Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet 
Kursivdruck den Tätigkeitsschwerpunkt. 

2) Die Angaben beziehen sich auf die inländischen Konzernbereiche. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Die 79 einbezogenen Unternehmen hatten daran 
einen Anteil von 

1990 18,8%, 

1992 18,7%. 

Die Unterschiede in den Umsatzzuwächsen der Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „100 Größten" und aller 
Unternehmen waren im Berichtszeitraum gering. 
Während die 79 in die Untersuchung einbezogenen 
Unternehmen ihren Umsatz um insgesamt 13,5 % 
erhöhten, betrug die entsprechende Steigerung bei 
allen Unternehmen 13,7 %. Folglich verringerte sich 
auch der Anteil der berücksichtigten Unternehmen 
unter den hundert Größten an den Gesamtumsätzen 
gemäß Umsatzsteuerstatistik nur geringfügig. 

Anders als bei den Unternehmen aus dem Berichts- 
kreis wuchs die Wertschöpfung aller Unternehmen 
stärker als ihr Gesamtumsatz. Die Zuwachsrate betrug 
für den Zeitraum 1990/1992 14,0 %. 

410, Das Bild verändert sich, wenn die einzelnen 
Wirtschaftbereiche separat betrachtet werden. Die 65 
Industrieunternehmen erreichten jeweils Umsätze 
von 

1990 804 846 Mio. DM, 

1992 899 409 Mio. DM. 

Das entspricht einem Wachstum von 11,7%, die 
korrespondierende Steigerungsrate bei der Wert- 
schöpfung lag bei 9,1 %. 

Die Umsatzsumme der zehn einbezogenen Handels- 
unternehmen betrug 

1990 102 875 Mio. DM, 

1992 128 411 Mio. DM. 

Der Steigerung von 24,8 % stand ein Wertschöpfungs- 
anstieg von 18,2% gegenüber. 

Die vier Unternehmen des Verkehrs- und Dienstlei- 
stungssektors verzeichneten Umsätze von 

1990 23 871 Mio. DM, 

1992 27 093 Mio. DM. 

Die Zuwachsrate betrug 13,5%, diejenige der ent- 
sprechenden Wertschöpfungssumme 7,7%. 

411. Das jeweils größte — den entsprechenden 
Zuwachs aller Unternehmen übertreffende — Wachs- 
tum konnten die Handelsunternehmen erreichen, die 
Industrieunternehmen verzeichneten zwar die ge- 
ringsten Zuwächse bezogen auf die Umsätze, lagen 
jedoch im Hinblick auf die Wertschöpfung vor den 
Dienstleistungsunternehmen. Die einzelnen Wachs- 
tumsraten geben Aufschluß über die Konjunkturver- 
läufe in den Wirtschaftsbereichen: während die Indu- 
strieunternehmen unter der andauernden Rezession 
litten, konnten die Handelsunternehmen ihre Ergeb- 
nisse überwiegend noch einmal verbessern. Die 
Unternehmen des Verkehrs- und Dienstleistungssek- 
tors entwickelten sich ähnlich wie die Industrieunter- 
nehmen, allerdings werden die hier berücksichtigten 
vier Unternehmen nicht als repräsentativ für diesen 
Sektor betrachtet. 

Von den 65 Industrieunternehmen steigerten 49 zwi- 
schen 1990 und 1992 ihre Umsätze, bei 42 davon 


erhöhte sich auch die Wertschöpfung, den 16 

Unternehmen, die Umsatz einbüßten, dehnten fünf 
ihre Wertschöpfung aus. Die erfaßten Handelsunter- 
nehmen verzeichneten ohne Ausnahme Umsatzzu- 
wächse, in zwei Fällen ging eine Verringerung der 
Wertschöpfung damit einher. Es handelt sich hierbei 
um die Unternehmen Asko Deutsche Kaufhaus AG 
und Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH. Bei den vier 
Dienstleistungsunternehmen wuchs der Umsatz in 
allen Fällen, nur bei der Deutsche Lufthansa AG 
verminderte sich gleichzeitig die Wertschöpfung. 

412. Die Wertschöpfungs/Umsatz-Relation (in Pro- 
zent) ist ein Maß für die vertikale Integration einer 
Branche. Dabei nimmt das Verhältnis mit zunehmen- 
der Integration ebenfalls zu. Besonders gering ist die 
Relation beim Handel. Sie betrug bei den einbezoge- 
nen Unternehmen dieses Wirtschaftszweigs 16,5% 
(1990: 17,4 %), bei den Industrieunternehmen 29,4 % 
(1990: 30,1%) und bei den Dienstleistungsunterneh- 
men 35,3 % (1990: 37,1 %). Durch das verhältnismäßig 
höhere Wachstum des Umsatzes hat sich das Verhält- 
nis in allen Bereichen verringert. 

3.3.3 Beschäftigte 

41 3. Für die Jahre 1990 und 1992 lagen für j eweils 99 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" die 
Beschäftigtenzahlen der inländischen Konzernberei- 
che vor. Im Rahmen des gesamtwirtschaftlichen Ver- 
gleichs wurden allerdings wie bei den Umsätzen nur 
die Beschäftigten derjenigen Unternehmen berück- 
sichtigt, die sowohl 1990 als auch 1992 unter den 
hundert Größten waren. In die Untersuchung des 
Zeitraums 1990/1992 wurden 89 Unternehmen einbe- 
zogen. 

414. Würden die hundert größten Unternehmen 
nicht nach der Wertschöpfung, sondern nach der 
Anzahl der Beschäftigten geordnet, so würde sich 
— abgesehen von einigen branchenspezifischen 
Besonderheiten — eine hohe Übereinstimmung mit 
der Rangfolge nach Wertschöpfung ergeben. Dies ist 
darauf zurückzuführen, daß die Wertschöpfung im 
allgemeinen zu einem überwiegenden Teil durch die 
Personalkosten erklärt wird, die wiederum von der 
Zahl der Beschäftigten abhängen. In Tabelle III.IO 
werden die nach der Anzahl der Beschäftigten zehn 
größten Unternehmen 1992 auf geführt. Eine Gegen- 
überstellung der Ränge nach Beschäftigten und Wert- 
schöpfung zeigt, daß neun der zehn größten Arbeitge- 
ber auch zu den zehn Wertschöpfungsgrößten zähl- 
ten. 

415. Die in den gesamtwirtschaftlichen Vergleich 
einbezogenen 89 Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" wiesen in den Jahren 1990 und 1992 
folgende Beschäftigtenzahlen ^4) auf: 


^3) Zu den Unternehmen, deren Umsätze zurückgingen, 
gehörte auch die Deutsche Shell AG. Die Vergleichbarkeit 
ihrer Umsatzangaben für die Jahre 1990 und 1992 ist 
insofern eingeschränkt, als der Ausweis 1992 erstmals ohne 
Mineralölsteuer erfolgte. 

^4) Grundsätzlich werden die Beschäftigten am Bilanzstichtag 
erfaßt, wobei die Bilanzstichtage der einzelnen Unterneh- 
men nicht in jedem Fall übereinstimmen. Bei einigen Unter- 
nehmen wurde auf die Jahresdurchschnitte zurückgegrif- 
fen. 
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1990 3 433 317, 

1992 3 606 996. 

Das entspricht einem Anteil an den hundert Größ- 
ten^^) von 95,4% im Jahre 1990 und 95,7% 1992. 

Die zehn Größten hatten an den Beschäftigten der 89 
einbezogenen Unternehmen einen Anteil von 40,3 % 
im Jahr 1992 und von 41,6% 1990. 

416. Die Anzahl der Beschäftigten aller Unterneh- 
men betrug jeweils am 31. Dezember: 

1990 21 295 917, 

1992 21 732 031. 

Die 89 Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" 
hatten daran einen Anteil von: 

1990 16,1%, 

1992 16,6%. 


55) Für jeweils ein Unternehmen liegt keine Angabe vor. 

56) Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer al- 
ler Wirtschaftszweige, außer Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck und Gebietskörperschaften und Sozialversicherun- 
gen, zuzüglich beamteter Arbeitnehmer der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost. Diese Abgren- 
zung entspricht der, für die die Wertschöpfung aller Unter- 
nehmen vom Statistischen Bundesamt zusammengestellt 
wird. Zu den Zahlenangaben vgl. Geschäftsberichte der 
Unternehmen der Deutschen Bundespost und der Deut- 
schen Bundesbahn sowie Statistisches Bundesamt, Fachse- 
rie 1: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Reihe 4.2.1: Struk- 
tur der Arbeitnehmer, verschiedene Jahre. 


Der Beschäftigtenzuwachs dieser Unternehmen lag 
zwischen 1990 und 1992 mit 5,1% über dem aller 
Unternehmen mit 2,1 %. ln der Vorperiode waren die 
entsprechenden Wachstumsraten mit 10,6 bzw. 6,9% 
deutlich höher ausgefallen. Die höhere Zuwachsrate 
der Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" ist 
vor allem auf externes Wachstum zurückzuführen. 
Beispielhaft seien die Unternehmen Siemens AG, die 
seit 1991 die Siemens Nixdorf Informationssysteme 
AG in ihren Konzernabschluß einbezieht, und die 
AMB Aachener und Münchener Beteiligungs-AG 
genannt, die 1992 die Volksfürsorge-Gruppe über- 
nahm. 

41 7. Die Wertschöpfung pro Arbeitnehmer betrug in 
den 89 untersuchten Unternehmen 1992 durchschnitt- 
lich 89,6 TDM, im Durchschnitt aller Unternehmen 
87,9 TDM. Gegenüber 1990 wuchs die Wertschöpfung 
pro Arbeitnehmer im Durchschnitt der betrachteten 
Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größten um 
5,0 % (1988/1990: 3,3%), der Zuwachs bei allen 
Unternehmen betrug dagegen 11,7 % (1988/1990: 
7,2%), lag also deutlich höher. Die Unterschiede in 
den Wachstumsraten erklären sich aus zwei gegen- 
läufigen Entwicklungen: jeweils verglichen mit den 
entsprechenden Zuwachsraten der hundert Größten 
nahm die Wertschöpfung aller Unternehmen stärker 
zu, während die Anzahl der Beschäftigten aller Unter- 
nehmen in geringerem Ausmaß anstieg. 

418. Von den 89 Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" reduzierten 32 zwischen 1990 und 


Tabelle 111.10 


Die nach Beschäftigten zehn größten Unternehmen 1992 


Rang 

nach 

Beschäf- 

tigten 

Rang 

nach Wert- 
schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 0 

Beschäftigte 



Deutsche Bahnen 

511 

422 123 



Deutsche Bundespost Postdienst .... 

517 

378 054 

1 

1 

Daimler-Benz 

242, 244, 247, 248, 250 

302 464 



Deutsche Bundespost Telekom 

517 

255 519 

2 

2 

Siemens AG 

101, 243, 250 

253 000 

3 

3 

Volkswagen AG 

244 

163 669 

4 

9 

Thyssen AG 

230-232, 

119 630 




240, 242, 245, 246 


5 

8 

Ruhrkohle AG 

101, 105, 110, 200, 745 

113 115 

6 

6 

Robert Bosch GmbH 

242, 243, 244, 250 

112 942 

7 

5 

VEBA AG 

101, 116, 200, 205 40/41 

108 077 

8 

12 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 40/41 

97 703 

9 

4 

RWE AG 

101, 110, 111, 116, 200, 

96 357 




205, 242, 300, 745 


10 

10 

Hoechst AG 

200 

87 168 


0 Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet 
Kursivdruck den Tätigkeitsschwerpunkt. 

Quelle; Eigene Erhebungen 
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1992 ihre Beschäftigtenzahl, darunter verzeichneten 
16 gleichzeitig einen Wertschöpfungsanstieg. In der 
Vorperiode, in der 84 Unternehmen in die Untersu- 
chung einbezogen waren, hatten 17 Unternehmen 
ihre Mitarbeiterzahlen vermindert, sieben von ihnen 
erhöhten parallel ihre Wertschöpfung. Von den zehn 
größten Arbeitgebern 1992 bauten sechs Beschäftigte 
ab, zwischen 1988 und 1990 hatte die Beschäftigten- 
zahl bei allen Unternehmen dieses Kreises zugenom- 
men. 


3.3.4 Sachanlagen 

419 . Anders als in den vorhergehenden Hauptgut- 
achten werden in Tabelle IILöhei den Versicherungs- 
unternehmen nicht mehr die Sachanlagen, sondern 
die Kapitalanlagen ausgewiesen. Die Sachanlagen 
eines Versicherungsunternehmens, im allgemeinen 
vor allem Grundstücke und Gebäude, haben einen 
anderen Stellenwert als die eines Industrieunterneh- 
mens, bei dem die Produktionsanlagen den größten 
Teil der Sachanlagen ausmachen. Die Sachanlagen 
von Versicherungen 5^) lassen sich somit nicht sinnvoll 
mit denen von Industrieunternehmen vergleichen. 
Für die Erbringung ihrer Leistungen benötigen die 
Versicherungsunternehmen Kapitalanlagen. Diese 
umfassen auch Grundstücke, Gebäude und Beteili- 
gungen. Auch wenn sie nicht unmittelbar mit den 
Sachanlagen eines Industrieunternehmens vergleich- 


5^) Das gilt im wesentlichen auch für Kreditinstitute. 


bar sind, so können sie doch als unternehmerisches 
Pendant aufgefaßt werden. Sowohl die Kapitalanla- 
gen der Versicherungsunternehmen als auch die 
Sachanlagen der Kreditinstitute bleiben im Rahmen 
dieser Berichterstattung unberücksichtigt. 

420 . Tabelle III. 1 1 weist für das Jahr 1992 die zehn 
größten Unternehmen nach Sachanlagevermögen 
einschließlich immaterieller Vermögensgegenstände 
aus. Im Gegensatz zu der Rangfolge nach Beschäftig- 
ten besteht hierbei eine weniger hohe Übereinstim- 
mung mit der Rangfolge nach Wertschöpfung. Ledig- 
lich sechs der aufgeführten Unternehmen gehörten 
1992 auch zu dem Kreis der zehn Wertschöpfungs- 
größten. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß das 
Sachanlagevermögen der Thyssen AG, die nach die- 
sem Kriterium 1990 auf Rang 10 lag, für 1992 nicht 
ermittelt werden konnte. Zwei der in Tabelle 111,11 
aufgeführten Unternehmen, die Deutsche Lufthansa 
AG und die Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp, befanden 
sich unter den zwanzig Größten nach Wertschöpfung. 
Die verbleibenden Unternehmen wiesen eine deut- 
lich geringere Wertschöpfung auf, die Vereinigte 
Elektrizitätswerke Westfalen AG rangierte auf 
Platz 52, die Berliner Kraft und Licht (Bewag) -AG auf 
Platz 70. 

421 . Maßgeblich für die Höhe der Sachanlagen ist 
der Wirtschaftszweig, in dem ein Unternehmen tätig 
ist. Grundsätzlich gilt hierbei, daß die Branchen, die 
für die Produktion oder Verteilung ihrer Leistungen 
eine eigene Infrastruktur benötigen, außergewöhn- 
lich hohe Sachanlagevermögen aufweisen. Unter den 


Tabelle III.ll 


Die nach Sachanlagen zehn größten Unternehmen 1992 


Rang 

nach 

Sach- 

anlagen 

Rang 

nach 

Wert- 

schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig Ü 

Sachanlagen 2) 
(Mio. DM) 



Deutsche Bundespost Telekom 

517 

132 675 



Deutsche Bahnen 

511 

92 993 

1 

5 

VEBAAG 

101, 116, 200, 205, 40/41 

22 408 

2 

3 

Volkswagen AG 

244 

19 724 

3 

4 

RWE AG 

101, 110, 111, 116, 200, 

205, 242, 300, 745 

19713 

4 

1 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 247, 248, 250 

16 800 



Deutsche Bundespost Postdienst .... 

517 

11 533 

5 

2 

Siemens AG 

101, 243, 250 

10 792 

6 

8 

Ruhrkohle AG 

101, 105, 110, 200, 745 

10 613 

7 

20 

Deutsche Lufthansa AG 

515 

9 573 

8 

15 

Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp .... 

230-232, 240, 242, 40/41 

8 469 

9 

52 

Vereinigte Elektrizitätswerke 

Westfalen AG 

101, 103, 105 

7 793 

10 

70 

Berliner Kraft- und Licht (Bewag) -AG 

101, 105 

6 563 


1) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet 
Kursivdruck den Tätigkeitsschwerpunkt. 

2) Die Angaben beziehen sich auf die inländischen Konzernbereiche. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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„ 100 Größten" betrifft dies vor allem die Elektrizitäts- 
versorgungsunternehmen. ^8) Es ist daher nicht ver- 
wunderlich, daß die Unternehmen Vereinigte Elektri- 
zitätswerke Westfalen AG und Berliner Kraft und 
Licht (Bewag) -AG zwar auf der Basis ihrer Wertschöp- 
fung relativ schlechte Ränge innehatten, nach Sach- 
anlagen aber auf den Plätzen 9 und 10 lagen. Von den 
Unternehmen in Tabelle III. 11 sind insgesamt sechs 
im Bereich Elektrizitätsversorgung tätig, einige aller- 
dings nicht schwerpunktmäßig. Sachanlageninten- 
sive Branchen sind außerdem der Kraftfahrzeugbau, 
die Elektrotechnik, der Maschinenbau und die 
Chemie. 

422 . Die gesamtwirtschaftliche Betrachtung erfolgt 
auf der Grundlage der von der Deutschen Bundes- 
bank im Rahmen ihrer Statistik über Jahresabschlüsse 
der Unternehmen veröffentlichten Angaben über die 
Sachanlagen aller Unternehmen. Die Untersuchung 
der Bundesbank beschränkt sich auf die Unterneh- 
men des Produzierenden Gewerbes, des Handels und 
des Verkehrsgewerbes ohne Bundesbahn. ^9) Nicht 
berücksichtigt werden Kreditinstitute, Versiche- 
rungs- und Dienstleistungsunternehmen. Die Unter- 
nehmen aus dem Kreis der hundert Größten, die 
diesen Wirtschaftsbereichen zuzurechnen sind, wer- 
den daher aus der Untersuchung ausgeschlossen. 
Unberücksichtigt bleiben auch die Unternehmen, die 
in einem der Jahre 1 990 und 1 992 nicht unter den „ 1 00 
Größten" waren. Einbezogen wurden 67 Unterneh- 
men, die an den Bilanzstichtagen jeweils über fol- 
gende Sachanlagevermögen verfügten: 

1990 201 266 Mio. DM, 

1992 239 490 Mio. DM. 

An dem Sachanlagevermögen der betrachteten 67 
Unternehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" hatten 
die zehn Größten 1990 einen Anteil von 57,4 %, 1992 
betrug er 55,3 %. 

423 . Die gesamtwirtschaftliche Bezugsgröße, das 
Sachanlagevermögen der in der Bundesbankstatistik 
erfaßten Bereiche^ betrug 

1990 700 700 Mio. DM, 

1992 792 500 Mio. DM. 

Das Wachstum dieser Größe lag mit 13,1 % erheblich 
unter dem der Unternehmen aus dem Kreis der 
hundert Größten mit 19,0%. In der Vorperiode lagen 
die beiden Wachstumsraten mit 16,2 bzw. 16,8% 
deutlich näher beieinander. 

Der Anteil der 67 Unternehmen an den Sachanlagen 
aller Unternehmen der berücksichtigten Bereiche 
betrug 

1990 28,7%, 

1992 30,2% 

und ist somit leicht angestiegen. 

Andere Unternehmen, für die diese Regel zutrifft, sind die 
Deutschen Bahnen und die Deutsche Bundespost Tele- 
kom. 

Der Kreis der Unternehmen, der von der Deutschen Bundes- 
bank berücksichtigt wird, bestimmt sich aus dem Zweck der 
Erfassung, nämlich der gesetzlich vorgeschriebenen Prü- 
fung der Bonität von Wechselverpflichtungen. Die vorhan- 
denen Jahresabschlüsse dienen als Grundlage für Hoch- 


Unter den von der Bundesbank berücksichtigten 
Unternehmen dehnten vor allem die Bauunterneh- 
men ihre Investitionen im Berichtsjahr aus, während 
die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes und 
des Handels ihre Investitionen reduzierten. Dabei ist 
zu beachten, daß die Untersuchungen der Bundes- 
bank sich auf das alte Bundesgebiet beschränken, die 
Investitionstätigkeit ostdeutscher Tochterunterneh- 
men westdeutscher Konzerne also nicht erfassen. 
Damit werden zum Beispiel die Investitionen von 
Handelsunternehmen zu niedrig ausgewiesen. Die 
Monopolkommission ermittelt im Rahmen ihrer 
Berichterstattung die Sachanlagen der inländischen 
Konzernunternehmen, bezieht diejenigen der ost- 
deutschen Unternehmen also ein. Viele der hundert 
Größten haben in den vergangenen Jahren verstärkt 
auch über ostdeutsche Tochtergesellschaften in den 
neuen Bundesländern investiert, während die ent- 
sprechenden Ausgaben in Westdeutschland zurück- 
gingen. Bei der Interpretation der Wachstumsraten 
der Sachanlagen bezogen auf die 67 in die Untersu- 
chung der Monopolkommission einbezogenen bzw. 
alle Unternehmen muß dieser Unterschied in der 
räumlichen Abgrenzung berücksichtigt werden. 

424 . Die für eine Berechnung der Wertschöpfung 
der betrachteten Wirtschaftsbereiche benötigten An- 
gaben lagen für das Jahr 1992 noch nicht vollständig 
vor. Es konnten aber die entsprechenden Angaben für 
1990, die für das Neunte Hauptgutachten noch nicht 
zur Verfügung standen, auf bereit et werden. Danach 
hatten die 68 Großunternehmen 1990 an der Wert- 
schöpfung der entsprechenden Wirtschaftszweige 
einen Anteil von 24,3 %, der wie in den Vorperioden 
geringer war als der Anteil an den Sachanlagen.^^) 

425 . Zwischen 1 988 und 1990 erhöhte sich der Anteil 
der berücksichtigten Unternehmen an den Sachanla- 
gen aller Unternehmen um 0,1 Prozentpunkte. Dem- 
gegenüber stieg ihr Anteil an der Wertschöpfung aller 
Unternehmen der einbezogenen Wirtschaftszweige 
um 1,3 Prozentpunkte an. Dennoch gilt weiterhin, daß 
die 68 Großunternehmen an der Wertschöpfung aller 
Unternehmen einen geringeren Anteil haben als an 
den Sachanlagen. Gleichwohl hat sich die Relation 
Wertschöpfung/Sachanlagen wie in der Vorperiode 
1986/88 erhöht. 


3.3.5 Cash-flow 

426 . Der Cash-flow gilt als Indikator für die Finanz- 
kraft eines Unternehmens und setzt sich aus den 
folgenden Positionen der Gewinn- und Verlustrech- 
nung zusammen: 61) 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

+ Abschreibungen 

+ Veränderung der Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil gegenüber dem Vorjahr 


rechnungen auf die entsprechenden Wirtschaftszweige 
nach Maßgabe globaler Umsatzangaben. 

Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a.O., Tz. 444 f. 

^9 Dieses Schema für die Berechnung des Cash-flow ist stark 
vereinfacht, genügt aber den hier verfolgten Erklärungszie- 
len. 
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+ Veränderung der Pensionsrückstellungen gegen- 
über dem Vorjahr. 

Sinnvolle Erkenntnisse vermittelt diese Größe nur bei 
Industrie-, Handels-, Verkehrs- und Dienstleistungs- 
unternehmen. Für die Finanzkraft eines Kreditinsti- 
tuts oder einer Versicherung ist der Cash-flow kein 
geeignetes Maß. Der Cash-flow konnte 1992 für 60 
Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größten 
ermittelt werden, 1990 für 61. In beiden Jahren lagen 
für einige Unternehmen nicht alle zur Berechnung des 
Cash-flow benötigten Angaben vor.^^j Dadurch wird 
die Repräsentanz der Ergebnisse für die Entwicklung 
der „100 Größten" reduziert, zumal gerade auch 
Unternehmen auf höheren Rängen nicht in die Unter- 
suchung einbezogen werden konnten. Ein Vergleich 
der Jahre 1990 und 1992 scheint der Monopolkommis- 
sion dennoch sinnvoll zu sein, da für beide Jahre der 
gleiche Untemehmenskreis betrachtet wird. 

427, Tabelle III. 12 enthält die zehn Unternehmen 
mit dem größten Cash-flow 1992. Davon gehörten fünf 
auch zu den zehn Wertschöpfungsgrößten. Es ist 
davon auszugehen, daß bei Berücksichtigung der 
Unternehmen Daimler-Benz AG, Siemens AG, Thys- 
sen AG, Hoechst AG und Ruhrkohle AG eine weitge- 
hende Übereinstimmung der zehn nach Cash-flow 
größten Unternehmen mit denjenigen nach Wert- 
schöpfung festzustellen wäre. Dies wäre vor allem 
deswegen wahrscheinlich, weil der Cash-flow als Maß 


62) Vgl. Tabelle III.6. 


für die Möglichkeiten der Innenfinanzierung bzw. die 
Finanzkraft stark mit der Unternehmensgröße ver- 
bunden ist, die sich wiederum in den Größen Umsatz, 
Investitionen, Beschäftigtenzahl und auch Wertschöp- 
fung ausdrückt. Von den zehn nach Cash-flow größ- 
ten Unternehmen befanden sich acht unter den 25 
Größten nach Wertschöpfung. Dabei muß berücksich- 
tigt werden, daß bei diesen 25 Unternehmen der 
Cash-flow nur in 13 Fällen ermittelt werden konnte. 
Zwei der Unternehmen, die nach dem Kriterium 
Cash-flow zu den zehn Größten gehörten, belegten 
nach Wertschöpfung relativ schlechte Ränge: die 
Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG lag auf 
Rang 52, die VEAG Vereinigte Energiewerke AG auf 
Rang 66. Beide Unternehmen sind in der Energiewirt- 
schaft tätig und gehören somit einer sachanlagenin- 
tensiven Branche an, die in den vergangenen Jahren 
durch hohe Investitionen unter anderem in den neuen 
Bundesländern gekennzeichnet war. Es ist daher 
nicht verwunderlich, daß die Unternehmen dieser 
Branche im allgemeinen durch hohe Abschreibungen 
auf Sachanlagen auch einen vergleichsweise hohen 
Cash-flow aufwiesen. 

Der Cash-flow ist eine Maßzahl, bei der im Rahmen 
normaler Untemehmensentwicklungen erhebliche 
Schwankungen auftreten können. Das hängt mit den 
Positionen zusammen, die in den Cash-flow eingehen. 
Der Jahresüberschuß oder -fehlbetrag kann großen 
Veränderungen unterliegen, ebenso die Pensions- 
rückstellungen und die Sonderposten mit Rücklagen- 
anteil. Die von der Monopolkommission durchgeführ- 


Tabelle III.12 


Die nach Cash-flow zehn größten Unternehmen 1992 1) 


Rang nach 
Cash-flow 

Rang nach 
Wert- 
schöpfung 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 2) 

Cash-flow 
(Mio. DM) 



Deutsche Bundespost Telekom .... 

517 

14 782 

1 

3 

Volkswagen AG 

244 

7 813 

2 

4 

RWE AG 

10h 110, 111, 
116, 200, 205, 
242, 300, 745 

5 738 

3 

5 

VEBA AG 

101, 116, 200, 

5011 




205, 40/41 


4 

7 

Bayer AG 

200 

3 000 

5 

6 

Robert Bosch GmbH 

242, 243, 244, 

2 708 




250 


6 

14 

Bayerische Motoren Werke AG .... 

244 

2 123 

7 

16 

Adam Opel AG 

244 

2 061 

8 

24 

IBM Deutschland GmbH 

243 

1 627 

9 

52 

Vereinigte Elektrizitätswerke 

101, 103, 105 

1 607 



Westfalen AG 



10 

66 

VEAG Vereinigte Energiewerke AG 

101, 105 

1 582 


Die Liste der nach Cash-flow zehn größten Unternehmen des Jahres 1992 ist nur bedingt aussagekräftig, da infolge der 
Datenermittlungsprobleme wichtige Großunternehmen fehlen. Es sind dies die Unternehmen Daimler-Benz AG, Siemens AG, 
Ruhrkohle AG, Thyssen AG, Hoechst AG und BASF AG. 

2 ) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet 
Kursivdruck den Tätigkeitsschwerpunkt. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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ten empirischen Erhebungen zeigen dies deutlich. 
Beispielhaft kann die Asko Deutsche Kaufhaus AG 
angeführt werden. Ihrem Cash-flow von 3,4 Mrd. DM 
1 990 stand 1 992 ein negativer Betrag von 269 Mio. DM 
gegenüber. 

428 . Wie bei den Beschäftigten und den Sachanla- 
gen werden in die gesamtwirtschaftliche Betrachtung 
nur die Unternehmen einbezogen, die sowohl 1990 als 
auch 1992 zu dem Kreis der „100 Größten“ zählten 
und für die der Cash-flow für beide Jahre bestimmt 
werden konnte. Unter Berücksichtigung dieser Ein- 
schränkung wurden 51 Unternehmen in den Ver- 
gleich einbezogen. Für die entsprechende Untersu- 
chung der Vorperiode standen Angaben von 48 Un- 
ternehmen zur Verfügung. Die einbezogenen Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ hatten 
einen Cash-flow von 

1990 53 538 Mio. DM, 

1992 49 950 Mio. DM. 

Dies entspricht einem Rückgang von 6,7 %. 

Die Wertschöpfung dieser Unternehmen betrug dem- 
gegenüber 

1990 142 880 Mio. DM, 

1992 154 958 Mio. DM. 

Die Steigerungsrate lag somit bei 8,5 %. Während in 
der vorhergehenden Berichtsperiode die Wachstums- 
rate des Cash-flow der einbezogenen Unternehmen 
mit 26,9 % deutlich über derjenigen der Wertschöp- 
fung mit 16,1 % gelegen hatte, ist im Zeitraum 
1990/1992 ein gegenläufiger Effekt zu beobachten. 
Einem positiven Wachstum der Wertschöpfungs- 
summe der 5 1 in der Untersuchung berücksichtigten 
Unternehmen steht ein Rückgang des Cash-flow 
gegenüber. 

429 . Dennoch gilt wie für die Vorjahre auch für 1992, 
daß der Anteil der nach dem Cash-flow zehn Größten 
an dem Cash-flow aller 51 Unternehmen mit 66,6 % 
ihren Anteil an der Wertschöpfung dieses Unterneh- 
menskreises in Höhe von 47,0 % übertraf. Das bereits 
in Tabelle III. 7 dokumentierte Gefälle zwischen den 
zehn Größten nach Wertschöpfung und den in den 
Rängen folgenden Unternehmen besteht in verstärk- 
ter Form für die Maßzahl Cash-flow. 

430 . Der Cash-flow aller Unternehmen^^) in der 
Bundesrepublik wird von der Bundesbank nicht 
ermittelt. Sie weist in ihrer Statistik nur den Jahres- 
überschuß, die Abschreibungen auf Sachanlagen 
sowie die Pensionsrückstellungen separat aus, nicht 
aber die anderen für die Berechnung des Cash-flow 
benötigten Angaben. Die Abschreibungen auf 
Finanzanlagen sind mit den Abschreibungen auf 
Forderungen in den sonstigen Abschreibungen ent- 
halten, die Sonderposten mit Rücklagenanteil gehen 
zusammen mit den gesetzlichen und freiwilligen 


63) Vgl. Tabelle 1II.6. 

64) Vgl. Tz. 422 f. Die Bundesbank berücksichtigt nur die 
Wirtschaftszweige Produzierendes Gewerbe, Handel und 
Verkehrsgewerbe. Diese Abgrenzung ist an dieser Steile 
insofern geeignet, als der Cash-flow für Unternehmen des 
Kredit- und Versicherungsgewerbes ohnehin nicht sinnvoll 
ermittelt werden kann. 


Zuführungen zu den Rücklagen sowie mit dem 
Gewinnvortrag in die Position Rücklagen und seit 
1980 zur Hälfte in die Rückstellungen ein. Diese 
enthalten auch die Pensionsrückstellungen, die seit 
1992 nachrichtlich ausgewiesen werden. Die Verän- 
derung der Pensionsrückstellungen als wertmäßig 
bedeutendste der fehlenden Angaben wurde bis zum 
Neunten Hauptgutachten mit Hilfe der Statistik der 
Aktiengesellschaften geschätzt. Dabei wurde ange- 
nommen, daß die Änderungen der Pensionsrückstel- 
lungen aller Unternehmen, ebenso wie bei den 
Aktiengesellschaften, seit 1980 jeweils 50 % der Ver- 
änderungen der gesamten Rückstellungen (ein- 
schließlich 50 % der Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil) betrugen. ö5) Die Abschreibungen auf Finanzan- 
lagen und die Veränderungen der Sonderposten mit 
Rücklagenanteil können nicht geschätzt werden, weil 
sie starken Schwankungen unterliegen und ein stabi- 
les Verhältnis zu den Basisgrößen nicht angenommen 
werden kann. 

431 . Der geschätzte Cash-flow aller Unternehmen 
errechnet sich nach dem folgenden Schema: 

Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

+ Abschreibungen auf Sachanlagen 

+ Veränderung der Pensionsrückstellungen gegen- 
über dem Vorjahr. 

Eine näherungsweise Bestimmung des Cash-flow 
nach diesem Schema ist nach Ansicht der Monopol- 
kommission aufgrund der ihrer Höhe nach relativ 
geringen Bedeutung der Abschreibungen auf Finanz- 
anlagen und der Veränderung der Sonderposten mit 
Rücklagenanteil zulässig. 

Der Cash-flow aller Unternehmen betrug 

1980 161 290 Mio. DM, 

1982 166 150 Mio. DM, 

1984 200 300 Mio. DM, 

1986 214 200 Mio. DM, 

1988 234 600 Mio. DM, 

1990 257 700 Mio. DM, 

1992 261 200 Mio. DM. 

432 . Vergleicht man die Wachstumsraten des Cash- 
flow der einbezogenen Unternehmen aus dem Kreis 


der hundert Größten mit denen aller Unternehmen (in 
Klammern), so ergeben sich folgende Werte: 

1980/82 

10,2% 

(3,0%), 

1982/84 

27,2% 

(20,6%), 

1984/86 

27,2% 

(6,9%), 

1986/88 

18,4% 

(9,5%), 

1988/90 

27,2% 

(21,0%), 

1990/92 

-6,7% 

(1,4%). 

Damit liegt die Wachstumsrate des Cash-flow der in 


die Erhebung einbezogenen Unternehmen erstmals 


65) Diese Relation ergab sich aus den Abschlüssen von Aktien- 
gesellschaften für die Jahre 1978 bis 1989. Obwohl der 
Anteil eine leicht fallende Tendenz aufwies, wurde bei der 
oben beschriebenen Schätzung weiterhin von 50 % ausge- 
gangen. Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 2: Unter- 
nehmen und Arbeitsstätten, Reihe 2.1: Abschlüsse der 
Aktiengesellschaften, verschiedene Jahrgänge. 
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unter derjenigen des Cash-flow aller Unternehmen. 
Obwohl 30 der 51 berücksichtigten Unternehmen 
ihren Cash-flow gegenüber 1990 verbessert haben, 
glich dies die zum Teil erheblichen Cash-flow- Verlu- 
ste der anderen nicht aus. Die Finanzkraft der Unter- 
nehmen aus dem Kreis der hundert Größten war selbst 
im Zeitraum 1980/82, in dem die konjunkturelle 
Situation ähnlich war, angewachsen. In der Berichts- 
periode 1990/92 haben nur die durch die außerge- 
wöhnlichen Investitionen in den neuen Bundeslän- 
dern bedingten hohen Abschreibungen auf Sachanla- 
gen einen noch stärkeren Rückgang des Cash-flow 
der Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größten 
verhindert. 

Mit dieser Entwicklung geht auch eine Verringerung 
des Anteils der Unternehmen aus dem Kreis der 
hundert Größten an dem Cash-flow aller in die Erhe- 
bungen der Deutschen Bundesbank einbezogenen 
Unternehmen einher. Er betrug 

1990 20,8%, 

1992 19,1%. 


3.4 Rechtsformen der „100 Größten“ 

433. Tabelle 111.13 gibt einen Überblick über die 
Rechtsformen der „100 Größten". Bei Konzernen 
wurde die Rechtsform der den Konzernabschluß auf- 
stellenden Obergesellschaft angegeben. 

Wie in den Vorjahren war auch 1992 die Aktiengesell- 
schaft die dominierende Rechtsform. Faßt man alle 
Kapitalgesellschaften (AG, KGaA, GmbH) zusam- 
men, so wiesen 1992 86 Unternehmen eine dieser 
Rechtsformen auf. Von den insgesamt neun Personen- 
gesellschaften rangierten drei unter den fünfzig Wert- 
schöpfungsgrößten: die REWE & Co. oHG (Platz 30), 
die Gustav und Grete Schickedanz Holding KG (Platz 
33) und die Otto Versand GmbH & Co. (Platz 50). 


Tabelle III.13 


Rechtsformen der „100 Größten" 1990 und 1992 


Rechtsform 

Zahl der Unternehmen 

1992 

1990 

AG 

69 

68 

GmbH 

15 

17 

KGaA 

2 

2 

KG 

4 

4 

oHG 

2 

2 

GmbH & Co. KG 

3 

3 

Einzelunternehmen 

0 

0 

Sonstige (Stiftung, Anstalt 
des öffentlichen Rechts, Zu- 
ordnung nicht möglich) . . 

5 

4 

Insgesamt 

100 

100 


Quelle: Eigene Erhebungen 


4. Verflechtungen der „100 Größten“ 

4.1 Anteiisbesitz an den „100 Größten“ 

4.1.1 Methodische Vorbemerkungen 

434. In den folgenden Abschnitten wird die Anteils- 
eignerstruktur der „100 Größten" untersucht. Gegen- 
stand der Betrachtung sind dabei zunächst die Kapi- 
talverflechtungen der hundert Größten untereinan- 
der. In Tabelle III. 14 sind die Beteiligungsunterneh- 
men aus dem Kreis der „100 Größten" mit ihren 
jeweiligen Anteilseignern aus dem gleichen Kreis 
dargestellt. 

Die Analyse wird in einem zweiten Schritt dahinge- 
hend erweitert, daß auch andere Gruppen von 
Anteilseignern berücksichtigt werden, auf die das 
Kapital der Unternehmen aus dem Betrachtungskreis 
vollständig aufgeteilt wird. Tabelle 111.16 gibt einen 
Überblick über die verschiedenen Kategorien von 
Anteilseignern und den auf sie entfallenden Kapital- 
anteilen der hundert Großunternehmen. Es handelt 
sich um folgende Gruppen: ®^) 

— Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten", 

— ausländische Unternehmen oder Institutionen mit 
wesentlichem Einzelbesitz, 

— die öffentliche Hand, 

— Einzelpersonen, Familien und Familienstiftun- 
gen, 

— Streubesitz, 

— Sonstige. 

Berücksichtigt werden sowohl direkte als auch indi- 
rekte Beteiligungen, welche mit den Anteilen an den 
zwischengeschalteten Beteiligungsgesellschaften ge- 
wichtet werden. Weniger häufig auftretende Gruppie- 
rungen wie Genossenschaften, staatliche Stiftungen 
und Unternehmen außerhalb des Kreises der „100 
Größten " werden in Tabelle III. 1 6 ebenso wie nicht zu 
identifizierende Beteiligungen in der Spalte „Son- 
stige" aufgeführt. Sofern dies erforderlich ist, werden 
die in dieser Spalte ausgewiesenen Beteiligungen in 
den Anmerkungen zu Tabelle III. 16 näher bezeich- 
net. 

435. Bei der Zusammenstellung der Anteilseigner 
wurden die folgenden Quellen herangezogen: 

— Geschäftsberichte der Unternehmen, 

— Hoppenstedt Verlag, 

— „Handbuch der Aktiengesellschaften", 

— „Handbuch der Großunternehmen", 

— „Konzerne in Schaubildern", einschließlich 
„Konzerne aktuell" (Loseblattsammlung), 

— Luchterhand-Verlag, „Die großen 500" (Loseblatt- 
sammlung). 

66) In den vorhergehenden Gutachten wurden auch der Deut- 
sche Gewerkschaftsbund (DGB) und Einzelgewerkschaften 
als Anteilseignerkategorie aufgeführt. Nachdem auf diese 
Gruppe kein Anteilsbesitz an einem der hundert größten 
Unternehmen 1992 entfällt, werden sie nicht mehr gesondert 
berücksichtigt. 
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Tabelle 111.14 


Kapitalverüechtimgen zwischen Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten“ 1990 und 1992^) 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 


Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1992 

1990 


1990 

1992 

1990 

1 

1 

Daimler-Benz AG 

6 

6 

Robert Bosch GmbH 

2,0 I 

2,0 I 




13 

14 

Deutsche Bank AG 

28,3 

28,3 




18 

20 

Dresdner Bank AG 

1,6 I 

1,6 I 




25 

23 

Commerzbank AG 

1,6 I 

1,6 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

1,6 I 

1,6 I 




88 

— 

Bayerische Landesbank 








Girozentrale 

1,6 I 

— 




97 

74 

R+V Versicherung Holding 








AG 

0,8 

0,8 




— 

91 

J. M. Voith GmbH 

— 

2,0 I 







37,5 / 

37,9 I 

4 

9 

RWE AG 

5 

11 

VEBA AG 

2,1 I 

2,1 I 

7 

7 

Bayer AG 

28 

26 

Allianz Holding AG 

ca. 10 


8 

10 

Ruhrkohle AG 

4 

9 

RWE AG 

0,3 I 

0,3 I 




5 

11 

VEBA AG 

39,5 I 

39,5 I 




9 

8 

Thyssen AG 

12,7 

12,7 




15 

24 

Fried, Krupp AG Hoesch- 








Krupp 2) 

7,9 I 

7,9 I 




52 

59 

Vereinigte Elektrizitäts- 








werke Westfalen AG .... 

30,2 I 

30,2 I 







90,6 I 

90,6 I 

9 

8 

Thyssen AG 

25 

23 

Commerzbank AG 

ca. 5,0 I 

ca. 5,0 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

ca. 5,0 I 

ca. 5,0 I 







ca. 10,0 I 

ca. 10,0 I 

14 

15 

Bayerische Motoren Werke 








AG 

18 

20 

Dresdner Bank AG 

5,0 I 

5,0 I 




49 

71 

AMB Aachener und Mün- 








chener Beteiligungs-AG . 

0,5 I 

0,81 







5,5 I 

5,8 I 

15 

21 

Fried. Krupp AG Hoesch- 








Krupp 

73 

73 

Westdeutsche Landesbank 








Girozentrale 

über 6 


17 

22 

Preussag AG 

18 

20 

Dresdner Bank AG 


3,8 I 




73 

73 

Westdeutsche Landesbank, 








Girozentrale 

33,8 I 

34,1 I 







33,8 I 

37,9 I 

18 

20 

Dresdner Bank AG 

2 

2 

Siemens AG 

1,0 I 





4 

9 

RWE AG 

1,3 I 





7 

7 

Bayer AG 

1,3 I 





10 

4 

Hoechst AG 

1,0 I 





13 

14 

Deutsche Bank AG 

0,8 I 
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noch Tabelle III. 14 


Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 

Rang 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1992 

1990 


1992 

1990 


1992 

1990 




28 

26 

Allianz Holding AG 

ca. 24,0 l 

ca. 20,0 I 




40 

52 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG . . 

1,3 I 





47 

53 

Linde AG 

1.3 





49 

71 

AMB Aachener und Mün- 








ebener Beteiligungs-AG . 

0,5 





75 

87 

Victoria Holding AG 

2,2 I 





78 

— 

Bilfinger+Berger Bau- AG . . 

1,0 I 





97 

74 

R+V Versicherung Holding 
AG 

0,3 I 








ca. 36,0 I 

ca. 20,0 I 

19 

18 

MANAG 

25 

23 

Commerzbank AG 

ca. 7,5 I 

6,4 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

13,7 I 

11,8 I 







ca. 21,2 I 

18,2 I 

20 

17 

Deutsche Lufthansa AG . . . 

88 

— 

Bayerische Landesbank 








Girozentrale 

5,5 


22 

37 

Metallgesellschaft AG .... 

1 

1 

Daimler Benz AG 

10,0 

10,0 




13 

14 

Deutsche Bank AG 

7,3 I 

7,3 I 




18 

20 

Dresdner Bank AG 

13,0 I 

13,0 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

5,9 I 

5,9 I 







36,2 I 

36,2 I 

23 

25 

Karstadt AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

über 25 

über 25 




25 

23 

Commerzbank AG 

über 25 

über 25 







über 50 

über 50 

26 

28 

VIAGAG 

4 

9 

RWE AG 

ca. 2,4 I 

ca. 2,4 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

ca. 1,0 I 

ca. 1,0 I 




59 

56 

Bayernwerk AG 

ca. 24,9 I 

ca. 24,9 I 







ca. 28,3 I 

ca. 28,3 I 

28 

26 

Allianz AG Holding 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

ca. 12,5 I 

ca. 12,5 I 




18 

20 

Dresdner Bank AG 

ca. 10,0 

ca. 10,0 




34 

36 

Bayerische Vereinsbank AG 

ca. 10,0 

ca. 10,0 







ca. 32,5 I 

ca. 32,5 I 

29 

32 

Kaufhof Holding AG 

83 

99 

Franz Haniel & Cie GmbH . 

über 16,7 I 

über 16,7 I 

32 

30 

Deutsche Unilever GmbH . 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

11,2 I 

11,2 I 




18 

20 

Dresdner Bank AG 

6,2 I 

6,2 I 




25 

23 

1 Commerzbank AG 

5,0 I 

5,0 I 




34 

36 

Bayerische Vereinsbank AG 

1,9 I 

1,3 I 







24,3 I 

23,7 I 

37 

54 

Philipp Holzmann AG 

4 

9 

RWE AG 

11,2 I 

11,2 I 




13 

14 

Deutsche Bank AG 

30,0 

30,0 
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noch Tabelle 111.14 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 

Rang 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1992 

1990 


1992 

1990 


1992 

1990 




25 

23 

Commerzbank AG 

5,5 I 

5,5 




28 

26 

Allianz AG Holding 

0,9 I 

0,5 I 







47, d I 

47,2 I 

38 

57 

Deutsche Babcock AG .... 

73 

73 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 

ca. 10 


40 

52 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG . . 

28 

26 

Allianz AG Holding 

24,6 I 

24,7 I 

41 

41 

Ruhrgas AG 

5 

11 

VEBA AG 

unter 0,1 I 

unter 0,1 I 




8 

10 

Ruhrkohle AG 

18,0 I 

18,0 1 




63 

88 

Deutsche Shell AG 

12,5 I 

12,5 I 







unter 35,3 I 

unter 35,3 I 

44 

39 

Degussa AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

ca. 1,0 I 

ca. 1,0 I 




18 

20 

Dresdner Bank AG 

ca. 10,0 I 

ca. 10,0 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

ca. 2,5 I 

ca. 2,5 I 




43 

47 

Henkel KGaA 

ca. 17,0 I 

ca. 17,0 I 







ca. 30,5 I 

ca. 30,5 I 

46 

49 

Continental AG 

1 

1 

Daimler Benz AG 


unter 5 




3 

3 

Volkswagen AG 


unter 5 




13 

14 

Deutsche Bank AG 

10 

5 




14 

15 

Bayerische Motoren Werke 
AG 


unter 5 




18 

20 

Dresdner Bank AG 

5 

unter 5 




28 

26 

Allianz AG Holding 

5 

5 







20 

unter 30 

47 

53 

Linde AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

ca. 10 

ca. 10 




25 

23 

Commerzbank AG 

10,3 

ca. 10 




28 

26 

Allianz AG Holding 

ca. 12 

ca. 12 







ca. 32,3 

ca. 32 

49 

71 

AMB Aachener und Mün- 
chener Beteiligungs-AG . 

13 

14 

Deutsche Bank 

0,6 I 





18 

20 

Dresdner Bank AG 

ca. 12,0 I 





26 

28 

Allianz AG Holding 

1,4 I 








ca. 14,0 


52 

59 

Vereinigte Elektrizitäts- 
werke Westfalen AG .... 

4 

9 

RWE AG 

7,6 I 

über 7,5 I 




13 

14 

Deutsche Bank AG 

6,3 I 

über 6,3 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

3,8 I 

über 3,8 I 




59 

56 

Bayernwerk AG 

6,2 I 

über 6,1 I 




73 

73 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 

10,6 I 

über 7,1 I 













34,5 I 

über 30,8 I 
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noch Tabelle 111.14 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner 







Kapitalanteil (%) 

Rang 


Rang 


(I: wenigstens zum 



Unternehmen 



Unternehmen 

Teil indirekt) 

1992 

1990 


1992 

1990 


1992 

1990 

55 

61 

Bosch-Siemens Hausgeräte 








GmbH 

2 

2 

Siemens AG 

50 

50 




6 

6 

Robert Bosch GmbH 

50 

50 







100 

100 

57 

50 

Asko Deutsche Kaufhaus 








AG 

73 

73 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 

10 

10 




83 

99 

Franz Haniel & Cie GmbH . 

über 17,6 I 








über 27,6 I 


59 

56 

Bayernwerk AG 

26 

28 

VIAG AG 

38,8 

38,8 

60 

— 

VBB Viag-Bayernwerk- 








Beteiligungsgesellschaft 
mbH 

26 

28 

VIAG AG 

50 






59 

56 

Bayernwerk AG 

50 

— 







100 


61 

84 

Bremer Vulkan Verbund 








AG 

1 

1 

Daimler Benz AG 


5,8 I 




15 

21 

Fried. Krupp AG Hoesch- 








Krupp 

9,6 I 





51 

63 

Hamburger Gesellschaft für 








Beteiligungsverwaltung 
mbH 


ca. 0,4 I 







9,6 I 

ca. 6,2 I 

62 

80 

SPAR Handels-AG 

90 

93 

DG Bank Deutsche 








Genossenschaftsbank . . . 

ca. 3,1 1 


70 

— 

Berliner Kraft- und Licht 








(Bewag) -AG 

5 

11 

VEBA AG 

10 I 

— 




26 

28 

VIAG AG 

10 I 

— 







20 I 

— 

71 

43 

Klöckner-Werke AG 

26 

28 

VIAG AG 

0,1 I 

CO. 10 I 




59 

56 

Bayernwerk AG 

0,1 1 

ca. 10 I 




60 

— 

VBB Viag-Bayernwerk-Be- 








teiligungsgesellschaft 
mbH 

19,8 I 

— 







20,0 1 

ca. 20 I 

75 

87 

Victoria Holding AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

1,2 I 

1,2 I 




28 

26 

Allianz AG Holding 

3,1 I 

3,1 I 







4,3 I 

4,3 I 

76 

70 

Klöckner-Humboldt-Deutz 








AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

40,6 I 

über 25 I 

78 

— 

Bilfinger+Berger Bau-AG , . 

18 

20 

Dresdner Bank AG 

25,1 I 

— 

79 

100 

Dyckerhoff & Widmann AG 

37 

54 

Philipp Holzmann AG 


24,9 
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Beteiligungsuntemehmen 

Anteilseigner 

Rang 

Unternehmen 


Unternehmen 

Kapitalanteil {%) 

(I: wenigstens zum 

Teil indirekt) 

1992 

1990 





1992 

1990 

80 

69 

Wacker-Chemie GmbH . . . 

10 

4 

Hoechst AG 

50 

50 

87 

— 

Walter Bau- AG 

88 

— 

Bayerische Landesbank 
Girozentrale 

14 



91 


AVA Allgemeine Handels- 
gesellschaft der Verbrau- 
cher AG 

57 

50 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

unter 25 


97 

74 

R+V Versicherung Holding 
AG 

90 

93 

DG Bank Deutsche 
Genossenschaftsbank 

41,6 

58 

99 

81 

Beiersdorf AG 

28 

26 

Allianz AG Holding 

34,2 

34,2 




— 

82 

Tchibo Holding AG 

— 

25,9 







34,2 

60,1 

100 

— 

Horten AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

18,8 I 

— 




29 

32 

Kaufhof Holding AG 

12,2 I 

— 




73 

73 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 

25,5 I 

— 







56,5 I 


— 

58 

CO Op AG 

90 

93 

DG Bank Deutsche Genos- 
senschaftsbank 



ca. 90 

— 

95 

PWA Papierwerke Waldhof- 
Aschaffenburg AG ...... 

40 

52 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG .... 


23 




59 

56 

Bayemwerk AG 

— 

45 








68 

— 

85 

Grundig AG 

39 

35 

Philips GmbH 

— 

7,1 


98 

Südzucker AG 

13 

14 

Deutsche Bank AG 

— 

ca. 20 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den „100 Größten". 

2) 1990 hielt die Hoesch AG, die sich mit Wirkung zum 1. Januar 1992 mit der Fried. Krupp AG (1990: Fried. Krupp GmbH) 
zusammenschloß, den Kapitalanteil von 7,9%. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Analyse wird erschwert durch Lücken und Unge- 
nauigkeiten in den verfügbaren Datenquellen. Zum 
Beispiel wird der Streubesitz in vielen Quellen nur 
aufgeführt, wenn der Anteil des gestreuten Kapitals 
im Vergleich zu den von anderen Anteilseignergrup- 
pen gehaltenen Beteiligungen von nennenswerter 
Bedeutung ist. Dies führt dazu, daß die Anteile in 
Streubesitz tendenziell zu niedrig ausgewiesen wer- 
den. Das gilt ebenso für die Anteile im Besitz von 
Kapitalgesellschaften, die von diesen gemäß § 285 
Nr. 1 1 HGB im Anhang zum Jahresabschluß nur dann 
angegeben werden müssen, wenn sie mindestens 
20 % betragen. Hinzu kommt, daß die Unternehmen 
ein Wahlrecht haben, die Aufstellung des Anteilsbe- 


sitzes nicht im Anhang zu veröffentlichen, sondern 
beim Handelsregister zu hinterlegen (§ 287 HGB). Die 
durch diese gesetzlichen Vorschriften verursachten 
Lücken betreffen hauptsächlich die Beteiligungen der 
Gruppen , Unternehmen aus dem Kreis der „100 
Größten'" und .Sonstige'. 

In einigen Fällen weicht die Kapitalverteilung von der 
Stimmrechtsverteilung ab. Sofern hierüber Informa- 
tionen Vorlagen, gingen sie in die Anmerkungen zu 
den entsprechenden Tabellen ein. Da die Kapitalver- 
flechtung nur einen Teil der gesellschaftsrechtlichen 
Einflußmöglichkeiten repräsentiert, stellt die Analyse 
der Stimmrechte eine sinnvolle Ergänzung dar. Auf 
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eine Untersuchung der faktischen Stimmenverteilung 
in Hauptversammlungen, die insbesondere im Hin- 
blick auf das Einflußpotential der Banken von Inter- 
esse wäre, mußte aufgrund der unzureichenden 
Datenbasis verzichtet werden. 

Nicht berücksichtigt wurde der Anteilsbesitz institu- 
tioneller Anleger (z. B. Investmentfonds), zum einen 
weil ausreichende Informationen fehlten, zum ande- 
ren weil der Anteilsbesitz dauernden Änderungen 
unterliegt, die bestimmten Perioden nur schwer zuzu- 
ordnen sind. 


4.1.2 Beteiligungen aus dem Kreis der „100 Größten“ 

436. Tabelle III A4 gibt eine Übersicht über die 
Kapitalverflechtungen der „ 100 Größten" untereinan- 
der. Danach waren im Jahr 1992 43 Unternehmen 
(1990: 37) aus diesem Kreis Beteiligungsuntemeh- 
men, 37 (1990: 35) traten als Anteilseigner auf. An den 
meisten der Beteiligungsuntemehmen hielten meh- 
rere Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größten 
Anteile, ebenso beschränkte sich der Anteilsbesitz 
einiger Anteilseigner nicht nur auf ein Unternehmen. 
So erklärt sich die relativ hohe Zahl der Beteiligungs- 
fälle, die 1992 105 betrug gegenüber 89 im Jahr 1990. 
Die Anzahl der Beteiligungen ist damit ebenso wie in 
der Vorperiode, in der absolut zwölf Beteiligungsen- 
gagements hinzukamen (15,6%), wieder erheblich 
angestiegen. Zwischen 1990 und 1992 betrug die 
Steigerung 16 Beteiligungen oder 18%. Die häufig- 
sten Anteilseigner sind Tabelle III A 5 zu entnehmen. 
Wie in den Vorjahren stehen die Allianz AG Holding 
und die Deutsche Bank AG 1992 mit 16 und 15 
Beteiligungen (1990: jeweils 15) an der Spitze, gefolgt 
von zwei weiteren Großbanken, der Dresdner Bank 
AG und der Commerzbank AG. 

Tabelle III.15 


Die häufigsten Anteilseigner 
der hundert größten Unternehmen 1990 und 1992 


Unternehmen 

Anzahl der Fälle 

1992 

1990 

Allianz AG Holding 

16 

15 

Deutsche Bank AG 

15 

15 

Dresdner Bank AG 

10 

8 

Commerzbank AG 

7 

7 


Quelle: Eigene Erhebungen 


In der Regel sind die Anteilseigner gemessen an der 
Wertschöpfung größer als die Beteiligungsunterneh- 
men. Sie belegten 1992 einen durchschnitthchen 
Rang von 37, während die Beteiligungsunternehmen 
im Durchschnitt auf Platz 46 rangierten. Die „100 
Größten" lassen sich nicht eindeutig in die Gruppen 
Anteilseigner und Beteiligungsuntemehmen eintei- 
len. Von den 37 Anteilseignern waren 22 gleichzeitig 
Beteiligungsunternehmen. Auffällig ist die hohe 
Anzahl von Beteiligungen bei den zehn Wertschöp- 


fungsgrößten, die ohne Ausnahme Beteiligungen 
hielten, von denen aber nur fünf selbst Beteiligungs- 
untemehmen waren. 

437. Änderungen in Tabelle III . 1 4 ergaben sich zum 
einen aufgmnd der gegenüber 1990 veränderten 
Zusammensetzung des Kreises der „WO Größten". 
Von den Anteilseignern gehörten die Tchibo Holding 
AG und die J. M. Voith GmbH 1992 nicht mehr zu den 
hundert Größten, von den Beteiligungsunternehmen 
schieden die co op AG, die PWA Papierwerke Wald- 
hof-Aschaffenburg AG, die Gmndig AG und die 
Südzucker AG aus. Unter den Zugängen zu dem Kreis 
der hundert Größten befanden sich drei Anteilseigner: 
die VBB Viag-Bayernwerk- Beteiligungsgesellschaft 
mbH, die Bilfinger -i- Berger Bau- AG und die Bayeri- 
sche Landesbank Girozentrale. Als Beteiligungsun- 
temehmen kamen die VBB Viag-Bayernwerk-Beteili- 
gungsgesellschaft mbH, die Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag) -AG, die Bilfinger -i- Berger Bau- AG, die 
Walter Bau- AG, die AVA Allgemeine Handelsgesell- 
schaft der Verbraucher AG und die Horten AG neu 
hinzu. ®^) Die Ein- und Austritte wirkten sich auch 
insofern auf die Anteilseignerstruktur aus, als sich — 
bei unveränderten Besitz Verhältnissen — bei einigen 
Unternehmen eine andere Aufteilung der Anteile auf 
die einzelnen Gruppen ergab. Bei der Beiersdorf AG, 
zum Beispiel, haben sich die Besitzverhältnisse 
gegenüber 1990 nicht verändert, durch das Ausschei- 
den der Tchibo Holding AG aus dem Kreis der 
„100 Größten" veränderte sich aber der Ausweis in 
den Tabellen 111.14 und III. 6. Vergleichbare Verände- 
mngen betrafen auch die Unternehmen Daimler-Benz 
AG, Deutsche Lufthansa AG und Klöckner- Werke 
AG. 

Ändemngen in der Struktur der Kapitalverflechtun- 
gen waren zum anderen Folge von Erwerb und 
Veräußerung von Anteilen an und durch Unterneh- 
men, die sowohl 1990 als auch 1992 unter den hundert 
Größten waren. Veränderungen traten bei den folgen- 
den Beteiligungsgesellschaften auf: ^ß) 

— Bayer AG, 

— Fried. Kmpp AG Hoesch-Krupp, 

— Preussag AG, 

— Dresdner Bank AG, 

— Deutsche Babcock AG, 

— Continental AG, 

— AMB Aachener und Münchener Beteiligungs- 
AG, 

— Asko Deutsche Kaufhaus AG, 

— Bremer Vulkan Verbund AG, 

— Klöckner-Humboldt-Deutz AG, 


®^) Die Ursachen für Ausscheiden und Eintritt der betreffenden 
Unternehmen sind ausführlich in Tz. 399-401 erläutert. 

®ö) Die Unternehmen, bei denen die Veränderungen nur 
geringfügig waren und die Mehrheitsverhältnisse nicht 
wesenthch berührten, werden nicht aufgeführt. Dabei kann 
es sich auch um Unternehmen handeln, die 1990 nicht unter 
den Beteüigungsuntemehmen waren (z. B. SPAR Handels- 
AG). Vgl. TabeUe III. 14. 
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— Dyckerhoff & Widmann AG, 

— R+V Versicherung Holding AG. 

Es ist nicht auszuschließen, daß einige der aus Tabelle 
111.14 hervorgehenden Unterschiede in der Beteili- 
gungsstruktur in den Jahren 1990 und 1992 tatsäch- 
lich nicht oder nicht in dem ausgewiesenen Umfang 
bestanden, sondern nur darauf zurückzuführen sind, 
daß die Angaben für die beiden Jahre in den heran- 
gezogenen Quellen unterschiedlich waren. Auf die 
Probleme bei der Beschaffung zuverlässiger Daten 
wurde bereits in Tz. 435 hingewiesen. 

438 . Bei neun der oben aufgezählten elf Unterneh- 
men waren Banken und Versicherungen an den 
Veränderungen beteiligt, an der Spitze die Deutsche 
Bank AG mit vier sowie die Allianz AG Holding und 
die Westdeutsche Landesbank Girozentrale mit drei 
Anteilsänderungen. Geringfügige Beteiligungsände- 
rungen wurden dabei nicht berücksichtigt. 

Die bedeutendsten Änderungen ergaben sich bei den 
Unternehmen Dresdner Bank AG, AMB Aachener 
und Münchener Beteiligungs-AG, Asko Deutsche 
Kaufhaus AG, Klöckner-Humboldt-Deutz AG und 
R+V Versicherung Holding AG. 

— In den Jahren 1991 und 1992 hat die Allianz AG 
Holding ihre Beteiligung an der Dresdner Bank AG 
auf inzwischen 22,31 % aufgestockt. Diese Beteili- 
gungserhöhung zusammen mit anderen Umstruk- 
turierungen innerhalb des Aktionärskreises der 
Dresdner Bank AG (vgl. Tabelle II 1. 14) gab zu der 
Vermutung Anlaß, daß die Allianz AG Holding mit 
ihrem Engagement Einfluß auf die Geschäftspoli- 
tik der Dresdner Bank gewinnen wollte. 

— Die Anteilseignerstruktur der AMB Aachener und 
Münchener Beteiligungs-AG hat sich in den Jah- 
ren 1991 und 1992 erheblich verändert. Erstmals 
umfaßt sie auch Unternehmen aus dem Kreis der 
hundert Größten. Von ihnen hat die Dresdner Bank 
AG mit ca. 12% die größte Beteiligung inne. 

— Die Asko Deutsche Kaufhaus AG wurde Ende 1992 
mehrheitlich von der Metro Vermögensverwal- 
tung GmbH & Co. KG übernommen, an der die 
Franz Haniel & Cie. GmbH zu 33,3 % beteiligt ist. 
Indirekt kontrolliert Haniel damit ca. 17,6% des 
Kapitals der Asko. 

— Die Deutsche Bank AG besaß bereits 1990 über 
zwei Beteiligungsgesellschaften über 25% der 
Anteile an der KlÖckner-Humboldt-Deutz AG 
(KHD). Es ist davon auszugehen, daß sie 1992 mit 
einer Kapitalbeteiligung von 40,6% über eine 
gesicherte Hauptversammlungsmehrheit bei KHD 
verfügte. 

— Die DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank war 
1990 mit 58% mehrheitlich an der R+V Versiche- 
rung Holding AG beteiligt. Bis 1992 hat sie diese 
Beteiligung auf unter 42 % verringert. 

439 . Bei fünf (1990: sieben) der in Tabelle 111.14 
aufgeführten Unternehmen summierten sich die 
Anteile von Unternehmen aus dem Kreis der hundert 


69) In den Fällen, in denen nachträglich Ungenauigkeiten in 
den verwendeten Quellen aufgedeckt wurden, wurden die 
Angaben für 1990 korrigiert. 


Größten auf über 50%. Es handelt sich um die 
Unternehmen 

— Ruhrkohle AG, 

— Karstadt AG, 

— Bosch-Siemens-Hausgeräte GmbH, 

— VBB Viag-Bayernwerk-Beteiligungsgesellschaft 
mbH, 

— Horten AG. 

Die Unternehmen VBB Viag-Bayernwerk-Beteili- 
gungsgesellschaft mbH und Horten AG sind 1992 neu 
in den Kreis der „100 Größten" eingetreten. Die 
Horten AG gehörte bis zum 31. Dezember 1990 dem 
BATIG -Konzern an. Neue Mehrheitseigentümerin 
war danach zunächst die Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale, die durch die Gründung einer zwischen- 
geschalteten Beteiligungsgesellschaft, an der neben 
ihr unter anderem auch die Kaufhof Holding AG 
beteiligt war, ihre Beteiligung auf 25,5% reduzierte. 
Bei den anderen vier Unternehmen hat sich die 
Eigentümerstruktur gegenüber 1990 nicht geändert. 

Von den Beteiligungsunternehmen, deren Kapital 
1990 zu über 50 % auf Unternehmen aus dem Betrach- 
tungskreis entfiel, sind die co op AG nach ihrer 
Übernahme durch die Asko Deutsche Kaufhaus AG 
und die PWA Papierwerke Waldhof-Aschaffenburg 
AG aus dem Kreis der hundert Größten ausgeschie- 
den. Bei den Unternehmen R+V Versicherung Hol- 
ding AG und Beiersdorf AG reduzierten sich die 
kumulierten Anteile der Unternehmen aus dem 
Betrachtungskreis auf unter 50%. Wie bereits 
erwähnt, war bei der Beiersdorf AG das Ausscheiden 
der Tchibo Holding AG aus dem Betrachtungskreis 
hierfür verantwortlich, bei der R+V Versicherung 
Holding AG die Anteilsverminderung der DG Bank 
Deutsche Genossenschaftsbank. 

440 . Die Interdependenz der Unternehmen aus dem 
Kreis der „100 Größten" über Kapitalverflechtungen 
kann anhand des Anteils der Summe der mit den 
entsprechenden Kapitalanteilen gewichteten Wert- 
schöpfungsbeträge der Beteiligungsunternehmen an 
der Gesamtwertschöpfung der hundert Größten 
gemessen werden. Ein Wert von 100 % würde bedeu- 
ten, daß jedes Unternehmen aus dem Berichtskreis zu 
100% anderen Unternehmen aus derselben Gruppe 
gehört. 

Der Anteil betrug 

1990 12,6%, 

1992 13,8%. 

Der Grad der Interdependenz nahm demnach um 

I, 2 Prozentpunkte zu und damit gegenüber der Vor- 
periode, in der die Steigerung 1,7 Prozentpunkte 
betragen hatte, in geringerem Ausmaß. Dabei muß 
allerdings berücksichtigt werden, daß sich auch die 
Wechsel im Kreis der „100 Größten" auf den Anteils- 
wert auswirkten. Rechnet man sie heraus und betrach- 
tet nur die Unternehmen, die in beiden Jahren unter 
den hundert Größten waren, so betrug der bereinigte 
Grad der Interdependenz 1992 12,9% gegenüber 

II, 8% 1990. Der Unterschied von 1,1 Prozentpunkten 
ist also etwas geringer als bei Zugrundelegung der 
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unbereinigten Interdependenz. In der Vorperiode 
unterschied sich die bereinigte Differenz mit 0,7 Pro- 
zentpunkten deutlicher von der unbereinigten. Die 
Veränderung des Interdependenzgrades sollte aller- 
dings nicht überschätzt werden, denn in den Vorjah- 
ren war er immer wieder Schwankungen unterworfen. 
So betrug er 1984 unbereinigt 12,2%, im folgenden 
Berichtsjahr 1986 10,4%. 


4.1.3 Zusammenfassende Betrachtung aller Anteilseigner 
an den „100 Größten“ 

441 . Tabelle 111. 16 gibt einen Überblick über die 
Beteiligungsstrukturen der „100 Größten". Die Ver- 
änderungen, die sich seit 1990 ergeben haben, betref- 
fen zum einen die Beteiligungen von Unternehmen 
aus dem Kreis der hundert Größten, über die im 
vorhergehenden Abschnitt ausführlich berichtet 
wurde. Zum anderen änderte sich aber auch der 
Anteilsbesitz aller anderen aufgeführten Gruppen 
zum Teil erheblich. 

— Die Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp ist im Januar 
1992 durch Verschmelzung der Unternehmen 
Fried. Krupp GmbH (umfirmiert in Fried. Krupp 
AG) und Hoesch AG entstanden. Im Rahmen des 
Zusammenschlusses haben die Hoesch-Aktionäre 
Anteile an der Fried. Krupp AG erhalten. Die 
Beteiligungen der Alfried Krupp von Bohlen und 
Halbach-Stiftung und des Iran haben sich entspre- 
chend reduziert. Als Aktionärin hinzugekommen 
ist die Westdeutsche Landesbank Girozentrale. 

— Die Anteilseignerstruktur der Dresdner Bank AG 
hat sich im Berichtszeitraum erheblich durch die 
Übernahme von jeweils etwa 10% des Kapitals 
durch zwei Beteiligungsverwaltungsgesellschaf- 
ten und die Beteiligungsaufstockung der Allianz 
AG Holding verändert. Die Tatsache, daß an den 
Beteiligungsgesellschaften unter anderem Unter- 
nehmen aus dem Kreis der „ 100 Größten" beteiligt 
sind, verändert den Ausweis der Kapitalanteile 
der Gruppen , Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten"' und , Sonstige'. 

— Die AMB Aachener und Münchener Beteiligungs- 
AG befand sich 1992 zu ca. 50 % im Besitz auslän- 
discher Anteilseigner. Die französische Versiche- 
rungsgesellschaft AGF hatte nach und nach ca. 
25 % der Kapitalanteile erworben, die italienische 
La Fondiaria hatte ihre Beteiligung auf 20 % auf- 
gestockt. Die Royal Insurance, die 1990 noch im 
Besitz von 20 % der Aktien war, hat ihr Paket 1991 
abgestoßen. Inzwischen hat die AGF ihr Engage- 
ment weiter ausgebaut und hält jetzt einen Anteil 
von ca. 34 % an der AMB. Die Fondiaria ist als 
Anteilseignerin ausgeschieden, ihr Paket wurde 
weitgehend von den Unternehmen Deusche Bank 
AG, Dresdner Bank AG, Allianz AG Holding und 
Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG 
übernommen. 

— Die öffentliche Hand besaß 1992 die Mehrheit an 
der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG. 
Es ist davon auszugehen, daß sich die Beteili- 
gungsverhältnisse gegenüber 1990 nicht wesent- 
lich verändert haben. Allerdings war es 1990 nicht 


möglich, das Kapital vollständig zuzuordnen. Ein 
Teil der Aktien in Kommunalbesitz ist mit dem 
dreifachen Stimmrecht ausgestattet. Die Kommu- 
nen verfügen dadurch über eine sichere Hauptver- 
sammlungsmehrheit. 

— Die Asko Deutsche Kaufhaus AG steht seit Ende 
des Jahres 1992 im Mehrheitsbesitz der Metro 
Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG. Damit hat 
sich insbesondere der Ausweis in den Spalten 
, Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten'" 

und , Sonstige' geändert, 

— Die Axel Springer Gesellschaft für Publizistik KG, 
die bislang mit 40, 1 % an der Axel Springer Verlag 
AG beteiligt war, hat ihre Beteiligung im Berichts- 
zeitraum auf 50 % erhöht. Gleichzeitig stimmte sie 
einer Beteiligungsaufstockung der Kirch-Gruppe 
auf 25 % und eine Aktie des Kapitals zu. 

— Die Dyckerhoff & Widmann AG befand sich 1992 
direkt und indirekt im Mehrheitsbesitz der Familie 
Walter. Die 1990 von der Philipp Holzmann AG 
gehaltenen Anteile in Höhe von 24,9% waren 
zunächst von der Advanta Management AG 
gekauft und dann an Walter weiterveräußert wor- 
den. 

Neben den im einzelnen aufgeführten Unternehmen 
waren auch andere von Veränderungen der Anteils- 
eignerstruktur betroffen. In keinem Fall handelte es 
sich aber um ungewöhnliche Verschiebungen mit 
Auswirkungen auf die Mehrheitsverhältnisse. 

442 . In Tabelle 111. 1 7 sind die Ergebnisse der Tabelle 
111.16 noch einmal zusammenfassend dargestellt. Die 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" wur- 
den derjenigen Gruppe zugewiesen, die im Berichts- 
jahr die Mehrheit der Anteile, also über 50 %, hielt. Zu 
der Gruppe , Mehrheit im Besitz der „100 Größten'" 
erfolgte eine Zuteilung nur dann, wenn ein einzelnes 
Unternehmen die Mehrheit besaß. In den Fällen, in 
denen sich die Anteile mehrerer Unternehmen aus 
dem Kreis der hundert Größten zu über 50 % addier- 
ten, wurde das Beteiligungsunternehmen in die Kate- 
gorie , Keine Mehrheit' eingeordnet. 

84 % der Unternehmen befanden sich mehrheitlich im 
Besitz einer der folgenden Gruppen: 

— Mehrheit in ausländischem Einzelbesitz, 

— Mehrheit im Besitz von Einzelpersonen, Familien 
und Familienstiftungen, 

— über 50 % Streubesitz und 

— keine Mehrheit. 

Die Anteilseignerkategorie , Mehrheit im Besitz der 
„100 Größten'", war 1992 nicht besetzt. 

Von den 20 Unternehmen, an denen 1992 keine 
Mehrheit bestand, waren 18 Beteiligungsgesellschaf- 
ten anderer Unternehmen aus dem Berichtskreis. In 
fünf Fällen summierten sich die Anteile der „100 
Größten" auf über 50%. 

443 . Die Unternehmen, deren Aktienmehrheit sich 
in Streubesitz befand, wiesen wie in den Vorperioden 


70) Vgl. Tz. 438. 
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Tabelle 111.16 


Die Anteilseigner der hundert größten Unternehmen 1990 und 1992 nach Gruppen^) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Auslän- 

discher 

Einzel- 

besitz 

Öffentliche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streubesitz 

Sonstige 

1 

1992 

Daimler-Benz AG 

37,5 1 

ca. 14 



ca. 31,1 

ca. 16,4 

(1) 

1990 


37,91 

ca. 14 



ca. 44,6 

ca. 3,5 

2 

1992 

Siemens AG 




ca. 1,72) 

ca. 98,3 


(2) 

1990 





ca 102) 

ca. 90 


3 

1992 

Volkswagen AG 



16,2 


80,5 

unter 0,3^) 

(3) 

1990 




16,2 


80,5 

0,33) 

4 

1992 

RWE AG 

2,1 I 


29,84) 


68,1 

9,4 

(9) 

1990 


2,1 I 


30,64) 


67,3 


5 

1992 

VEBA AG 





90 

10^) 

(11) 

1990 






100 


6 

1992 

Robert Bosch GmbH 




100 M^) 



(6) 

1990 





100 M^) 



7 

1992 

Bayer AG 

ca. 10 

3,1 



86,9 


(7) 

1990 






100 


8 

1992 

Ruhrkohle AG 

90,61 

6,5 




2,93) 

(10) 

1990 


90,61 

6,5 




2,93) 

9 

1992 

Thyssen AG 

ca. 10 I 



unter 9 

ca. 63,7 

17,3 

(8) 

1990 


ca. 101 



unter 9 

ca. 63,7 

17,3 

10 

1992 

Hoechst AG 


24,99 



65,01 

103) 

(4) 

1990 



24,99 



75,01 


11 

1992 

BASF AG 





100 


(5) 

1990 






100 


12 

1992 

Mannesmann AG 





100 


(12) 

1990 






100 


13 

1992 

Deutsche Bank AG 





100 


(14) 

1990 






100 


14 

1992 

Bayerische Motoren 

5,51 ■ 



über 50 

unter 40 

4,5 

(15) 

1990 

Werke AG 

5,8! 



über 50 

unter 40 

4,2 

15 

1992 

Fried. Krupp AG 

über 6 

25 


54 M 

unter 15 


(21) 

1990 

Hoesch-Krupp 


25,01 


74,99 M 



16 

1992 

Adam Opel AG 


100 M 





(13) 

1990 



100 M 





17 

1992 

Preussag AG 

33,81 



ca. 5 

ca. 46,2 

15 

(22) 

1990 


37,91 



ca. 5 

ca. 49,6 

7,5 

18 

1992 

Dresdner Bank AG 

ca. 36 I 




ca. 56,5 

7,5 

(20) 

1990 


ca. 20 I 




ca. 80 


19 

1992 

MAN AG 

ca. 21,2 I 




ca. 70 

ca. 8,8^) 

(18) 

1990 


18,2 1 




74,2 

7,6 19) 

20 

1992 

Deutsche Lufthansa AG 

5,5 


56,9 M 


ca. 37,6 


(17) 

1990 




ca. 56,9 M 


ca. 37,6 

ca. 5 

21 

1992 

Ford-Werke AG 


99,8 M 



0,2 


(19) 

1990 



99,8 M 



0,2 


22 

1992 

Metallgesellschaft AG 

36,2 1 

29,5 



ca. 25 

ca. 9,3 

(37) 

1990 


36,2 1 

ca. 26 



ca. 13 

unter 25 

23 

1992 

Karstadt AG 

über 50 




unter 50^^) 


(25) 

1990 


über 50 




unter 50^^) 


24 

1992 

IBM Deutschland GmbH 


100 M 





(16) 

1990 



100 M 





25 

1992 

Commerzbank AG 


ca. 1,5 



ca. 98,5 


(23) 

1990 






100 


26 

1992 

VIAG AG 

ca. 28,3 I 


ca. 0,3 V^) 


ca. 62,2 

ca. 9,2 

(28) 

1990 


ca. 28,3 I 


unter 0,1 V^) 


ca. 62,4 

ca. 9,2 
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noch Tabelle III. 16 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„ 100 Größ- 
ten" 

Auslän- 

discher 

Einzel- 

besitz 

Öffentliche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streubesitz 

Sonstige 

27 

1992 

Asea Brown Boveri AG 


97 M 



3 


(29) 

1990 



97 M 



3 


28 

1992 

Allianz AG Holding 

ca. 32,5 / 




ca. 45 

22,5^2) 

(26) 

1990 


ca. 32,5 / 




ca. 45 

22,5 '2) 

29 

1992 

Kaufhof Holding AG 

über 16,7 I 




unter 50 

ca. 33,3^3) 

(32) 

1990 


über 16,71 




unter 50 

ca. 33,3 >3) 

30 

1992 

REWE & Co. oHG 






100 M>^) 

(27) 

1990 





50 


50 '4) 

31 

1992 

Bertelsmann AG 




100 M 



(38) 

1990 





100 M 



32 

1992 

Deutsche Unilever GmbH 

24,31 

75,1 M 




0,61 

(30) 

1990 


23,7 I 

75,1 M 




1,21 

33 

1992 

Gustav und Grete Schicke- 




100 M 



(34) 

1990 

danz Holding KG 




100 M 



34 

1992 

Bayerische Vereinsbank AG 





86,5 

J3,5'5) 

(36) 

1990 






86 

1415) 

35 

1992 

AGIV Aktiengesellschaft für 





50,1 

49,9 >«) 

(40) 

1990 

Industrie und Verkehrs- 





50,1 

49,9'«) 



wesen 







36 

1992 

Alcatel SEL AG 


98,3 M 





(42) 

1990 



85,9 M 



14,1 


37 

1992 

Philipp Holzmann AG 

47,61 




34,7 

17,7 

(54) 

1990 


47,2 1 




43 

9,8 

38 

1992 

Deutsche Babcock AG 

ca. 10 




90 


(57) 

1990 






100 


39 

1992 

PhiUps GmbH 


100 M 





(35) 

1990 



100 M 





40 

1992 

Bayerische Hypotheken- 

24,61 




75,4 


(52) 

1990 

und Wechsel-Bank AG 

24,7 I 




75,3 


41 

1992 

Ruhrgas AG 

unter 35,3 I 





über 64, 7 

(41) 

1990 


unter 35,3 I 





über 64,7 

42 

1992 

ZF Friedrichshafen AG 



100 M 




(33) 

1990 


7,5 


92,5 M 




43 

1992 

Henkel KGaA 




56,9 M 

43,1 


(47) 

1990 





56,9 M 

43,1 


44 

1992 

Degussa AG 

ca. 30,5 I 




ca. 63 

ca. 6,5^7) 

(39) 

1990 


ca. 30,5 I 




ca. 63 

ca. 6,5^7) 

45 

1992 

C arl- Zeiss - Stiftung 






100 M 

(46) 

1990 







100 M 

46 

1992 

Continental AG 

20 

10 



52 

18 

(49) 

1990 


unter 30 

unter 28 



über 42 


47 

1992 

Linde AG 

ca. 32,3 




ca. 67,7 


(53) 

1990 


ca. 32 




ca. 68 


48 

1992 

Saarbergwerke AG 



100 M 




(44) 

1990 




100 M 




49 

1992 

AMB Aachener und Mün- 

ca. 141 

ca. 50 



ca. 28,2 

7,8^8) 

(71) 

1990 

chener Beteiligungs-AG 


25,8 



71,9 

2,3^^) 

50 

1992 

Otto Versand GmbH & Co. 




70,4 1 


29,6 

(64) 

1990 





70,41 


29,6 

51 

1992 

Hamburger Gesellschaft 



100 M 




(63) 

1990 

für Beteiligungsverwal- 



100 M 






tung mbH 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Auslän- 
discher 
Einzel - 
besitz 

Öffentliche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streubesitz 

Sonstige 

52 

1992 

Vereinigte Elektrizitäts- 

34,5 1 


ca. 63 'S) 


ca. 2,5 


(59) 

1990 

werke Westfalen AG 

über 30,8 I 


ca. 49,3 /'S) 


unter 19,9 


53 

1992 

Lausitzer Braunkohle AG 



100 M 




(-) 

1990 




— 




54 

1992 

DHS-Dillinger Hütte 


72,5 M 

27,5 




(45) 

1990 

Saarstahl AG 


72,5 M 

27,5 




55 

1992 

Bosch-Siemens 

100^0) 






(61) 

1990 

Hausgeräte GmbH 

J0020J 






56 

1992 

ITT Gesellschaft für 


100 M 





(55) 

1990 

Beteiligungen mbH 


100 M 





57 

1992 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

über 27,6 I 




unter 30 

über 42,43J) 

(50) 

1990 


10 

20 



60 

10 

58 

1992 

Schering AG 





100 


(62) 

1990 






100 


59 

1992 

Bayernwerk AG 

38,8 


61,2 M 




(56) 

1990 


38,8 


61,2 M 




60 

1992 

VBB Viag-Bayernwerk- 

100^2) 






(-) 

1990 

Beteiligungsgesellschaft 

— 








mbH 







61 

1992 

Bremer Vulkan Verbund AG 

9,61 


9,6 


80,8 


(84) 

1990 


ca. 6,2 I 



22 

71,8 


62 

1992 

SPAR Handels-AG 

ca. 3,1 I 



ca. 25 1 

ca. 65,9 

ca. 6 

(80) 

1990 





über 20 

unter 80 


63 

1992 

Deutsche Shell AG 


100 M 





(88) 

1990 



100 M 





64 

1992 

Compagnie de Saint-Gobain 


100 M 





(68) 

1990 

(Deutsche Gruppe) 


100 M 





65 

1992 

Hertie Waren- und Kauf- 




100 



(60) 

1990 

haus GmbH 




100 M23) 



66 

1992 

VEAG Vereinigte Energie- 



100 M 




(-) 

1990 

werke AG 



— 




67 

1992 

Axel Springer Verlag AG 


10 


über 50 M 

unter 15 

über 252^) 

(67) 

1990 



10 


40,1 

39,9 

10^“) 

68 

1992 

C.&A. Mode & Co. 




100 M 



(65) 

1990 





100 M 



69 

1992 

Nestle Deutschland AG 


97,2 M 



2,8 


(66) 

1990 



97,7 M 



2,3 


70 

1992 

Berliner Kraft- und Licht 

201 


50,8 M 


29,2 


(-) 

1990 

(Bewag) -AG 

— 


— 


— 


71 

1992 

Klöckner-Werke AG 

201 

unter 40,1 



über 39,9 


(43) 

1990 


ca. 20 I 

ca. 40 



40 


72 

1992 

Strabag-Bau-AG 




über 25 

unter 75 


(86) 

1990 





über 25 

unter 75 


73 

1992 

Westdeutsche Landesbank 



66,6 



33,425) 

(73) 

1990 

Girozentrale 



66,6 



33,425) 

74 

1992 

Diehl GmbH & Co. 




96,5 M 


3,5 

(77) 

1990 





100 M 



75 

1992 

Victoria Holding AG 

4,3 1 




87,6 

8,126) 

(87) 

1990 


4,3 1 




87,6 

8,126) 

76 

1992 

Klöckner-Humboldt- 

40,6 1 




58,6 

0,8 

(70) 

1990 

Deutz AG 

über 25 1 




unter 75 


77 

1992 

C. H. Boehringer Sohn, 




100 M 



(76) 

1990 

Ingelheim 




100 M. 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten" 

Auslän- 

discher 

Einzel- 

besitz 

Öffentliche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streubesitz 

Sonstige 

78 

1992 

Bilfinger+ Berger Bau- AG 

25,1 I 




74,9 


(-) 

1990 


— 




— 


79 

1992 

Dyckerhoff &Widmann AG 




ca. 87,727) 

ca. 12,3 


(100) 

1990 


24,9 



64,7 

ca. 5,4 

5 

80 

1992 

Wacker- Chemie GmbH 

50 



50 



(69) 

1990 


50 



50 



81 

1992 

FAG Kugelfischer Georg 




37,928) 

62,1 


(51) 

1990 

Schäfer KGaA 




37,928) 

62,1 


82 

1992 

SGE Deutsche Holding 


100 M 





(-) 

1990 

GmbH 


— 





83 

1992 

Franz Haniel&Cie. GmbH 




100 M 



(99) 

1990 





JOOM 



84 

1992 

Boehringer Mannheim 




100 M 



(79) 

1990 

GmbH 




100 M 



85 

1992 

Freudenberg und Co. 




100 M 



(72) 

1990 





100 M 



86 

1992 

Miele & Cie. GmbH & Co. 




100 



(89) 

1990 





100 



87 

1992 

Walter Bau-AG 

14 

30 


471 

9 


(-) 

1990 


— 

— 


~ 

— 


88 

1992 

Bayerische Landesbank 



50 



5029) 

(-) 

1990 

Girozentrale 



~ 



— 

89 

1992 

Flughafen Frankfurt Main 



100 




(94) 

1990 

AG 



100 




90 

1992 

DG Bank Deutsche 



0,4 



99,630) 

(93) 

1990 

G enossenschaftsbank 



0,4 



99,630) 

91 

1992 

AVA Allgemeine Handels- 

unter 25 




über 25,1 

49,93i) 

(-) 

1990 

gesellschaft der Verbrau- 

— 








cher AG 







92 

1992 

FPB Holding AG 

98 M 



2 



(31) 

1990 


über 97 M 



unter 3 



93 

1992 

E. Merck 




100 M 



(97) 

1990 





100 M 



94 

1992 

Rheinmetall Berlin AG 




49,2 

36,9 

13,9 

(75) 

1990 





42,132) 

57,9 


95 

1992 

Hewlett-Packard GmbH 


100 M 





(96) 

1990 



100 M 





96 

1992 

Liebherr- Holding GmbH 




100 M 



(90) 

1990 





100 M 



97 

1992 

R+V Versicherung 

41,6 





58,433) 

(74) 

1990 

Holding AG 

58 M 





42 33) 

98 

1992 

Akzo Faser AG 


97,2 M 



2,8 


(78) 

1990 



97,2 M 



2,8 


99 

1992 

Beiersdorf AG 

34,2 




39,9 

25,934) 

(81) 

1990 


60,1 




39,9 


100 

1992 

Horten AG 

56,51 




24,9 

18,6 

(-) 

1990 


— 




— 

— 

_ 

1992 

Hoesch AG 





_ 


(24) 

1990 






100 


— 

1992 

BATIG Gesellschaft für Be- 


— 





(48) 

1990 

teiligungen mbH 


100 M 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Kapitalanteil (%) 

(I: wenigstens zum Teil indirekt, M: Mehrheit in einer Hand) 

Unter- 
nehmen 
aus dem 
Kreis der 
„100 Größ- 
ten“ 

Auslän- 

discher 

Einzel- 

besitz 

Öffentliche 

Hand 

Einzel- 

personen, 

Familien 

und 

Familien- 

stiftungen 

Streubesitz 

Sonstige 



1992 

CO op AG 









(58) 

1990 


ca. 90 3^) 





ca. 10 

— 

1992 

Tchibo Holding AG 




— 



(82) 

1990 





100 M 



— 

1992 

SKF GmbH 


— 




— 

(83) 

1990 



99,9 M 




0,1 

— 

1992 

Grundig AG 

— 

— 


— 



(85) 

1990 



24,5 


68,4 



— 

1992 

J. M. Voith GmbH 




— 



(91) 

1990 





100 M 



— 

1992 

Dr. Ing. h. c. F. Porsche AG 




— 



(92) 

1990 





100 



— 

1992 

PWA Papierwerke Waldhof - 

— 


— 


— 


(95) 

1990 

Aschaffenburg AG 

68 




32 


— 

1992 

Südzucker AG 

— 




— 

— 

(98) 

1990 


ca. 20 




ca. 20 

ca. 6036) 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen 
in dem Jahr nicht unter den „ 100 Größten“ . Zu Anmerkungen, die Umfirmierungen und Umstrukturierungen von Unternehmen 
oder Konzernen betreffen, vgl. die Fußnoten zu Tabelle III. 6. 

2) Kapitalanteile der Familie Siemens. Die Aktien sind mit einem Mehrfachstimmrecht ausgestattet. 

3) Die Volkswagen AG hält selbst unter 0,3 % ihrer Stammaktien. 

Die öffentlichen Gebietskörperschaften halten die Stimmenmehrheit. 

5) Schachtelbeteiligung, die sich unter anderem im Besitz der Allianz AG Holding und der Dresdner Bank AG befindet. 

6) Die Robert Bosch Stiftung GmbH hält 92% der Kapitalanteile zusammen mit der Robert Bosch Industrie Treuhand KG. Die 
restlichen Anteile in Höhe von 8 % befinden sich in Familienbesitz. 

Betrifft unter anderem Anteile der Ruhrkohle AG selbst, die indirekt über verschiedene Verwaltungsgesellschaften gehalten 
werden. 

8) Anteile der FGC Frankfurter Gesellschaft für Chemiewerte, an der die Dresdner Bank AG federführend beteiligt ist. 

9) Anteile der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG, die indirekt über die Regina Verwaltungsgesellschaft mbH 
gehalten werden. 

18) Hierunter fallen mehrere private Großaktionäre. 

11) Indirekt unter anderem über die Bayemwerk AG ist die öffentliche Hand zu über 15% an der VIAG AG beteiligt. 

12) Anteile der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG, an deren Aktienkapital wiederum die Allianz AG Holding mit 
25 % beteiligt ist. 

12) Anteile der Metro Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG ohne die Anteile der Franz Haniel&Cie. GmbH. 

14) Anteile der REWE -Zentrale. 

15) Anteile der Bayerischen Landesstiftung. 

18) Anteile der Berliner Handels- und Frankfurter Bank. 

1^) Anteile der Münchener Rückversicherungs- Gesellschaft AG abzüglich des Kapitalanteils, den die Allianz AG Holding und die 
Deutsche Bank AG indirekt über die Münchener Rückversicherungs- Gesellschaft an Degussa halten. 

18) Anteile der Colonia Versicherung AG, der Württembergischen Versicherungs AG und der Münchener Rückversicherungs- 
Gesellschaft AG, sofern diese nicht auf Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" entfallen (1990: Anteile der Colonia 
Versicherung AG). 

18) Ein Teil der Aktien in Kommunalbesitz ist mit dem dreifachen Stimmrecht ausgestattet. 

28) Gemeinschaftsunternehmen von Robert Bosch GmbH (50%) und Siemens AG (50%). 

21) Hauptsächlich Anteile der Metro Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG, sofern sie nicht der Franz Haniel&Cie. GmbH 
zuzurechnen sind. 

22) Gemeinschaftsunternehmen der VIAG AG und der Bayemwerk AG. 

23) Die Gemeinnützige Stiftung hält 97,5 % und die Hertie- Stiftung 0,5 % des Stammkapitals. Die restlichen 2% befinden sich im 
Besitz der Erbengemeinschaft Georg Karg als Gesamthandgemeinschaft. 

24) Anteile der Kirch-Gruppe. 

25) Anteile von Sparkassen- und Giroverbänden des Landes Nordrhein- Westfalen. 

28) Anteile der Münchener Rückversichemngs-Gesellschaft AG. 

27) Die Anteile der Ed. Zübhn AG werden Ignaz Walter zugerechnet. 

28) Fanüüe Schäfer verfügt über die Stimmrechtsmehrheit. 

28) Anteile bayerischer Sparkassen. 

38) Insgesamt werden ca. 91,6 % des Kapitals von regionalen genossenschaftlichen Zentralbanken und anderen Genossenschafts- 
banken gehalten. Weitere ca. 7,7% befinden sich im Besitz der Landwirtschaftlichen Rentenbank. Die restlichen ca. 0,3% 
entfallen auf sonstige juristische Personen. 
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Tabelle 111.17 


Aufschlüsselung der hundert größten Unternehmen 1990 und 1992 
nach Arten der Beteiligungsverhältnisse 


Beteiligungsverhältnis 

Anzahl 

der Unternehmen 

Anteil an der 
Wertschöpfung der 
„100 Größten" (%) 

Durchschnittliche 
Wertschöpfung 
(Mio. DM) 


1992 

1990 

1992 

1990 

1992 

1990 

Mehrheit im Besitz der „100 Größten" . . 

0 

21) 

0 

0,8 

0 

1 259 

Mehrheit in ausländischem Einzelbesitz . 

16 

17 

10,7 

12,5 

2 252 

2 249 

Mehrheit im Besitz der öffentlichen 

Hand 

11 

82) 

5,8 

4,9 

1 781 

1 887 

Mehrheit im Besitz von Einzelpersonen, 
Familien und Familienstiftungen 

19 

223) 

13,2 

13,0 

2 359 

1 811 

Über 50 % Streubesitz 

29 

31 

45,1 

49,1 

5 238 

4 850 

Sonstiger Mehrheitsbesitz 

5 

4 

2,7 

1,7 

1 798 

1 295 

Keine Mehrheit 

20 

16 

22,5 

20,4 

3 775 

3 908 

Alle Unternehmen 

100 

100 

100,0 

100,0 

3 363 

3 065 


h Enthält die CO Op AG, an der die DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank 1990 zusammen mit der Bank für Gemein Wirtschaft AG 
90 % der Anteile hielt. 

2) Einschließlich der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG, bei der wahrscheinlich 1990 bereits die Kapitalmehrheit in 
öffentlicher Hand war. Die verfügbaren Quellen geben hierüber nicht eindeutig Auskunft. 

3) Enthält die Nixdorf Computer AG, an der zwei gemeinnützige Stiftungen zusammen mit der Familie Nixdorf zwar nur 50 % des 
Kapitals hielten, jedoch über die Stimmenmehrheit verfügten. 

Quelle; Eigene Erhebungen 


mit Abstand die größte durchschnittliche Wertschöp- 
fung auf. Den geringsten Wertschöpfungsdurch- 
schnitt verzeichneten die Unternehmen mit Mehrheit 
im Besitz der öffentlichen Hand. 1990 lag die durch- 
schnittliche Wertschöpfung der Unternehmen in den 
Kategorien , Mehrheit im Besitz der „100 Größten“' 
und , Sonstiger Mehrheitsbesitz' noch unter derjeni- 
gen der Gesellschaften, die mehrheitlich im Besitz der 
öffentlichen Hand standen. Über dem Durchschnitt 
aller Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größ- 
ten, der bei 3 363 Mio. DM lag, rangierten die Unter- 
nehmen, deren Mehrheit den Gruppen »Streubesitz' 
und , Keine Mehrheit' zuzuordnen war. 

444. Die durchschnittliche Wertschöpfung der Un- 
ternehmen in den sieben vorkommenden Gruppen 
hat sich unterschiedlich entwickelt. Nach einer außer- 
gewöhnlichen Steigerung von 32,2% zwischen 1988 
und 1990 reduzierte sich die durchschnittliche Wert- 
schöpfung der Unternehmen im Mehrheitsbesitz der 
öffentlichen Hand im aktuellen Berichtszeitraum. 
Dafür sind vor allem zwei Faktoren ursächlich. Zum 


einen liegt die Wertschöpfung der neu in den Berichts- 
kreis eingetretenen Unternehmen Lausitzer Braun- 
kohle AG, VEAG Vereinigte Energiewerke AG und 
Berliner Kraft- und Licht (Bewag) -AG unter dem 
Durchschnitt der Unternehmen mit Mehrheit bei der 
öffentlichen Hand. Zum anderen verringerte sich die 
Wertschöpfung bei einigen Unternehmen, die in bei- 
den Berichtsjahren mehrheitlich der öffentlichen 
Hand zugerechnet wurden. Ähnliche Ursachen führ- 
ten auch bei den Unternehmen in der Kategorie »Keine 
Mehrheit' zu einem Rückgang der durchschnittlichen 
Wertschöpfung. 

Im Durchschnitt aller Unternehmen erhöhte sich die 
Wertschöpfung zwischen 1990 und 1992 um 9,7 %. Im 
Vergleich dazu wuchs die Wertschöpfung der Unter- 
nehmen, die sich mehrheitlich in ausländischem Ein- 
zelbesitz befanden, mit 0,1% unterdurchschnittlich. 
In der Vorperiode betrug die entsprechende Zuwachs- 
rate 15,4%. Bei einigen der Unternehmen, die im 
Zeitraum 1988/1990 zu diesem überdurchschnittli- 
chen Wachstum beigetragen hatten, machte sich die 


noch Fußnoten zu Tabelle 111.16 

31) Anteile der Edeka Zentrale AG. 

32) Die Röchling Industrie Verwaltung GmbH verfügt über mehr als 50 % der stimmberechtigten Aktien, jedoch nur über 42, 1 % des 
Kapitals. 

33) Anteile regionaler genossenschaftlicher Zentralbanken. 

34) Anteile der Tchibo Holding AG, die 1990 unter den hundert Größten war. 

35) Anteile der DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank zusammen mit der Bank für Gemeinwirtschaft AG, die 1990 nicht unter 
den „100 Größten" war. Seit dem 1. Januar 1991 ist die Asko Deutsche Kaufhaus AG neue Mehrheitsaktionärin. 

36) Anteile der Süddeutsche Zuckerrübenverwertungsgenossenschaft e. G. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Rezession in zum Teil erheblichen Wertschöpfungs- 
rückgängen in der laufenden Berichtsperiode be- 
merkbar. 

Die Wertschöpfung der Unternehmen in sonstigem 
Mehrheitsbesitz, mit Mehrheit im Besitz von Einzel- 
personen und Familien sowie derjenigen Unterneh- 
men, die sich zu über 50 % in Streubesitz befanden, 
nahm überdurchschnittlich zu. Auffällig war insbe- 
sondere der Zuwachs der Unternehmen in sonstigem 
Mehrheitsbesitz. Ihre durchschnittliche Wertschöp- 
fung erhöhte sich aufgrund der erstmaligen Zurech- 
nung der Rewe & Co. oHG zu dieser Kategorie um 
38,8%. 


4.2 Kooperationen im Rahmen 

von Gemeinschaftsunternehmen 

4.2.1 Methodische Vorbemerkungen und 

allgemeine Angaben zu den ermittelten 
Gemeinschaftsunternehmen 

445. Grundlage für die Ermittlung der Gemein- 
schaftsunternehmen waren wie in den Vorjahren die 
Geschäftsberichte der „100 Größten", die Loseblatt- 
sammlungen des Hoppenstedt- Verlages „Konzerne 
in Schaubildern" und „Konzerne aktuell" sowie die 
Meldungen des Bundeskartellamtes über angezeigte 
Unternehmenszusammenschlüsse. Bei voneinander 
abweichenden Angaben, die sich in Einzelfällen 
durch einen unterschiedlichen Stand ergeben, wur- 
den stets die Angaben des Geschäftsberichts 
zugrunde gelegt. 

446. Das Kriterium zur Ermittlung der Gemein- 
schaftsunternehmen ist im Rahmen der folgenden 
Untersuchung die direkte oder indirekte Kapitalhetek 
ligung von zwei oder mehreren Unternehmen aus dem 
Kreis der „100 Größten" 1990 und 1992 mit je minde- 
stens 25%, Beim Ausweis einer indirekten Beteili- 
gung müssen die zwischengeschalteten Beteiligungs- 
gesellschaften von dem betreffenden Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" beherrscht sein. 

447. Das verwendete Datenmaterial läßt keine lük- 
kenlose Erfassung aller Beteiligungen der „100 Größ- 
ten " zu. Nur wenige Gesellschaften veröffentlichen in 
ihren Geschäftsberichten eine vollständige Übersicht 
über ihre Beteiligungen, die gemäß § 285 Nr. 11 HGB 
erst ab einer Höhe von 20 % anzeigepflichtig sind. In 
vielen Fällen werden neben dem Konsolidierungs- 
kreis nur einige ausgewählte Beteiligungen angege- 
ben. Die vollständige Beteiligungsübersicht wird 
beim Handelsregister hinterlegt. Die Beschränkung 
des Untersuchungsgegenstandes auf Beteiligungen 
von mindestens 25% berechtigt jedoch zu der 
Annahme, daß die Zahl der nicht zu erfassenden 
Gemeinschaftsunternehmen gering ist. 

448. Eine methodische Begrenzung besteht dahin- 
gehend, daß in der nachfolgenden Untersuchung nur 
Unternehmen mit Sitz im Inland berücksichtigt wur- 
den. Hierdurch wurden alle Gemeinschaftsunterneh- 
men aus der Untersuchung ausgeklammert, die — ob- 
wohl im Ausland ansässig — der Kooperation deut- 
scher und ausländischer Partner auf dem deutschen 
Markt dienen. 


449. Die Analyse der Beteiligungen an den „100 
Größten " in Abschnitt 4.1.2 hat gezeigt, daß einige der 
hundert größten Unternehmen Anteile an anderen 
Unternehmen aus diesem Kreis hielten. Nach den 
oben definierten Abgrenzungen zählten von den „ 100 
Größten" 1990 und 1992 die Unternehmen Kar- 
stadt AG, Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH, Ruhr- 
kohle AG sowie 1992 zusätzlich die VBB Viag- 
Bayernwerk-Beteiligungsgesellschaft mbH zu den 
Gemeinschaftsunternehmen. In 1990 war neben den 
drei zuerst genannten Unternehmen außerdem die 
Beiersdorf AG in der Gruppe der Gemeinschaftsunter- 
nehmen unter den „100 Größten" vertreten. Unter- 
nehmen, an denen diese Gemeinschaftsunternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" zusammen mit ihren 
Anteilseignern aus demselben Unternehmenskreis 
mit mehr als 25 % beteiligt waren, wurden ihrerseits 
nicht als Gemeinschaftsunternehmen gewertet. 

450. Unter den ausgewiesenen Beteiligungen der 
„100 Größten" wurden 1992 nach der oben angege- 
benen Abgrenzung 283 (1990: 229) Gemeinschaftsun- 
ternehmen registriert. In den Kreis der Gemein- 
schaftsunternehmen, an denen Unternehmen der 
„100 Größten" Beteiligungen halten, sind zwischen 
1990 und 1992 107 Unternehmen neu eingetreten, 
53 Unternehmen sind ausgeschieden. Von den neu 
eingetretenen Gemeinschaftsunternehmen wurden 
23 in den neuen Bundesländern gegründet. Ihre 
Tätigkeitsschwerpunkte liegen vor allem in den 
Bereichen Energieversorgung, Umwelt- und Entsor- 
gungstechnik sowie Hoch- und Tiefbau und Dienstlei- 
stungen. An den Gemeinschaftsunternehmen aus den 
beiden zuerst genannten Bereichen waren die Unter- 
nehmen RWE AG und VEBA AG am häufigsten 
beteiligt. Von den 53 ausgeschiedenen Gemein- 
schaftsunternehmen fielen sieben durch den Austritt 
einiger Anteilseigner aus dem Kreis der „100 Größ- 
ten" weg. Die verbleibenden 47 Unternehmen schie- 
den aus, weil die Kapitalanteile auf Unternehmen 
außerhalb des Berichtskreises übergingen, eine mehr- 
heitliche Übernahme durch ein Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" stattfand oder das 
Gemeinschaftsunternehmen im Berichtszeitraum 
1990/92 aufgelöst wurde. 

451 . Um einen Eindruck von der Größe der Gemein- 
schaftsunternehmen zu gewinnen, wurde ihr Nomi- 
nalkapital erhoben. Es betrug 1992 im Durchschnitt 
37 Mio. DM, wobei die einzelnen Beträge zwischen 0 
(bei Gesellschaften bürgerlichen Rechts) und 
615 Mio. DM (VBB Viag-Bayernwerk Beteiligungsge- 
sellschaft mbH) streuten. Bei einem durchschnittli- 
chen Nominalkapital der „100 Größten" von 
796 Mio. DM wird das erwartete Größengefälle zwi- 
schen den Unternehmen aus diesem Kreis und ihren 
Gemeinschaftsunternehmen deutlich. Gegenüber 
1990, als die entsprechenden Angaben 39 bzw. 
731 Mio. DM betrugen, hat sich der ohnehin erhebli- 
che Unterschied beim durchschnittlichen Nominalka- 
pital weiter vergrößert. 

452. Die vorherrschende Rechtsform bei den Ge- 
meinschaftsunternehmen ist die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung. 1992 waren 77 % der Gemein- 
schaftsunternehmen in dieser Form organisiert, 1 1 % 
waren Aktiengesellschaften, 8,5% GmbH & Co. KG, 
und 3,5% wiesen sonstige Rechtsformen auf. 
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4.2.2 Verflechtungen der „100 Größten“ über 
Gemeinschaftsunternehmen 

453. Tabelle I1L18 zeigt, daß die 283 (1990: 229) 
Gemeinschaftsunternehmen im Jahr 1992 insge- 
samt 73 (1990: 69) Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" zuzurechnen waren. Diese besaßen 
zusammen 583 Beteiligungen (1990: 473) an Gemein- 
schaftsunternehmen. Damit waren die Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten", die Beteiligungen 
an Gemeinschaftsunternehmen aufwiesen, 1992 
durchschnittlich an vier (1990: drei) Gemeinschafts- 
unternehmen mit mindestens einem anderen der 
hundert größten Unternehmen beteiligt. Die Zahl der 
Gemeinschaftsunternehmen, an denen 1992 mehr als 
zwei Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
beteiligt waren, betrug 15. 

Wie in der vorangegangenen Berichtsperiode verfüg- 
ten besonders häufig Unternehmen aus der ersten 
Hälfte der Rangfolge der „100 Größten" über Beteili- 
gungen an Gemeinschaftsunternehmen. Knapp 80 % 
davon entfielen sowohl 1992 als auch 1990 auf die 
50 größten Unternehmen. Die 25 Größten hatten 1992 
allein 60% (1990: 59%) dieser Beteihgungen inne. 
Von den Unternehmen, für die keine Beteiligung an 
Gemeinschaftsunternehmen ermittelt wurde, befan- 
den sich 1992 ca. 80 % (1990: ca. 70 %) in der unteren 
Hälfte der Rangliste. 

Die Zunahme der Gemeinschaftsunternehmen betraf 
vor allem die Bereiche Energieversorgung, Entsor- 
gung und Bauwirtschaft. Hierbei handelt es sich um 
Branchen, die sich trotz der anhaltenden Wirtschafts- 
schwäche günstig entwickelten. Verantwortlich hier- 
für war unter anderem die weiterhin große Investi- 
tionsbereitschaft in einigen Wirtschaftsbereichen in 
Ostdeutschland. Die Elektrizitätsversorgung und die 
Bauwirtschaft profitierten davon in besonderem 
Maße. Die Möglichkeit der Kooperation über Gemein- 
schaftsunternehmen macht das Engagement in neuen 
sachlichen oder räumlichen Märkten für viele Unter- 
nehmen erst interessant. Dabei spielt eine Rolle, daß 
die Rezession in vielen Fällen zu einer verringerten 
Risikobereitschaft führt. Die Gründung eines Gemein- 
schaftsunternehmens erleichtert die Finanzierung der 
Erschließung neuer Marktsegmente und verteilt die 
Risiken, 

454. Aus Tabelle 111.19 geht hervor, wie viele der 
73 Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größten 
1992 (1990: 69) über Gemeinschaftsunternehmen 
mit 1 bis 2, 3 bis 5, 6 bis 10 usw. anderen Unternehmen 
aus diesem Kreis zusammengearbeitet haben. 

In ca. 41% der Fälle (1990 ca. 36%) fand eine 
Kooperation über Gemeinschaftsunternehmen mit 
mehr als fünf anderen Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" statt. Die größte Anzahl von 
Verflechtungen dieser Art wiesen 1992 die Unterneh- 
men VEBA AG mit 27, Dresdner Bank AG und RWE 
AG mit jeweils 17, Siemens AG mit 15, Thyssen AG 
und Deutsche Bank AG mit jeweils 14 sowie Fried. 
Krupp AG Hoesch-Krupp und Westdeutsche Landes- 
bank Girozentrale mit jeweils elf Verflechtungen 
auf. 


455. Die Gesamtzahl der Verflechtungen "^i) der „ 1 00 
Größten" über Gemeinschaftsunternehmen betrug 

1990 330, 

1992 398. 

Berücksichtigt man, daß die theoretisch höchstmögli- 
che Zahl der Verflechtungen zwischen den „100 
Größten" 9 900 beträgt (jedes der hundert Unterneh- 
men wäre dann mit jedem der anderen 99 Unterneh- 
men verflochten), dann stellt der Anteil der wahrge- 
nommenen Möglichkeiten an dieser Maximalzahl ein 
Maß für den Grad der Verflechtung dar. Dieser Anteil 
betrug 

1990 3,3%, 

1992 4,0%. 

Der Grad der Verflechtung hat demnach um 0,7 Pro- 
zentpunkte zugenommen gegenüber 0,3 Prozent- 
punkten in der Vorperiode. Infolge der Veränderung 
des Kreises der „100 Größten" konnten 14 Verflech- 
tungen nicht mehr berücksichtigt werden. Das Aus- 
scheiden der Hoesch AG wirkte sich im Ergebnis nicht 
auf die Anzahl der Verflechtungen aus, weil die 
Verflechtungen des Unternehmens auf die Fried. 
Krupp AG Hoesch-Krupp übergingen. Die 1992 neu in 
den Kreis der „ 100 Größten" eingetretenen Unterneh- 
men wiesen 26 Verflechtungen auf, wobei sich die 
stärksten Zunahmen bei den Unternehmen VEBA AG 
mit neun und RWE AG mit sieben zusätzlichen Ver- 
bindungen ergaben. 

456. Der Grad der Verflechtungen über Gemein- 
schaftsunternehmen ist in den einzelnen Wirtschafts- 
zweigen'^'^) unterschiedlich hoch. Ordnet man die 
Wirtschaftszweige nach dem Verflechtungsgrad, so 
ergibt sich für die „100 Größten" folgendes Bild:”^^) 


— Mineralölverarbeitung 80,0%, 

— Eisenschaffende Industrie 66,7%, 

— Kreditgewerbe 60,7%, 

— NE-Metallerzeugung 30,0%, 

— Elektrizitätsversorgung 29,1%, 

— Einzelhandel 16,4%, 

— Hoch- und Tiefbau 14,3%, 

— Maschinenbau 10,8%, 

— Chemische Industrie 10,3%, 

— Elektrotechnik 6,6%, 

— Kraftfahrzeugbau 3,0%, 

— Fernwärmeversorgung 0,0%. 


Danach arbeiteten 1992 die Unternehmen der Mine- 
ralölverarbeitung und der Eisenschaffenden Industrie 
am intensivsten über Gemeinschaftsunternehmen 
zusammen, während die Unternehmen in den Berei- 


Hierbei zählt jede Verbindung doppelt, da sie in 
Tabelle 111.18 jeweils beiden miteinander verflochtenen 
Unternehmen zugerechnet wird. 

^2) Berücksichtigt werden nur diejenigen Wirtschaftszweige, in 
denen mindestens fünf Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" tätig waren. 

23) Bei der Bestimmung des branchenspezifischen Verflech- 
tungsgrades wird analog zu der für alle hundert Großunter- 
nehmen angewandten Methode verfahren. 


217 



Drucksache 12/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Tabelle 111.18 

Die Verflechtungen zwischen den hundert größten Unternehmen 1990 und 1992 
über Gemeinschaftsunternehmen (GU) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

1 

1992 

Daimler-Benz AG 

242, 244, 247, 

13 

9 

(1) 

1990 


248, 250 

(15) 

(10) 

2 

1992 

Siemens AG 

101, 243, 250 

19 

15 

(2) 

1990 



(15) 

(12) 

3 

1992 

Volkswagen AG 

244 

3 

3 

(3) 

1990 



(3) 

(3) 

4 

1992 

RWE AG 

101, 110, 111, 

35 

17 

(9) 

1990 


116, 200, 205, 

(22) 

(10) 




242, 300, 745 



5 

1992 

VEBA AG 

101, 116, 200, 

63 

27 

(11) 

1990 


205, 40/41 

(40) 

(18) 

6 

1992 

Robert Bosch GmbH 

242, 243, 244, 

5 

6 

(6) 

1990 


250 

(6) 

(8) 

7 

1992 

Bayer AG 

200 

5 

5 

(7) 

1990 



(9) 

(5) 

8 

1992 

Ruhrkohle AG 

101, 105, 110, 

12 

8 

(10) 

1990 


200, 745 

(11) 

(8) 

9 

1992 

Thyssen AG 

230-232, 240. 

19 

14 

(8) 

1990 


242, 245, 246 

(18) 

(12) 

10 

1992 

Hoechst AG 

200 

11 

10 

(4) 

1990 



(10) 

(10) 

11 

1992 

BASF AG 

200 

8 

6 

(5) 

1990 



(9) 

(8) 

12 

1992 

Mannesmann AG 

230-232, 242, 

12 

7 

(12) 

1990 


40/41 

(16) 

(8) 

13 

1992 

Deutsche Bank AG 

601 

28 

14 

(14) 

1990 



(24) 

(12) 

14 

1992 

Bayerische Motoren Werke AG 

244 

1 

1 

(15) 

1990 



(1) 

(1) 

15 

1992 

Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp 

230-232, 240, 

20 

11 

(21) 

1990 


242, 40/41 

(15) 

(7) 

16 

1992 

Adam Opel AG 

244 

0 

0 

(13) 

1990 



(0) 

(0) 

17 

1992 

Preussag AG 

101, HO, 116, 

11 

9 

(22) 

1990 


230-232, 233, 

(11) 

(9) 




242, 40/41, 51 



18 

1992 

Dresdner Bank AG 

601 

21 

17 

(20) 

1990 



(16) 

(14) 

19 

1992 

MAN AG 

242, 244, 40/41 

10 

8 

(18) 

1990 



(8) 

(7) 

20 

1992 

Deutsche Lufthansa AG 

515 

10 

9 

(17) 

1990 



(5) 

(5) 

21 

1992 

Ford-Werke AG 

244 

0 

0 

(19) 

1990 



(0) 

(0) 

22 

1992 

Metallgesellschaft AG 

200, 242, 233, 

19 

10 

(37) 

1990 


40/41 

(12) 

(7) 

23 

1992 

Karstadt AG 

43 

2 

4 

(25) 

1990 



(0) 

(0) 

24 

1992 

IBM Deutschland GmbH 

243 

0 

0 

(16) 

1990 



(0) 

(0) 


218 





Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8323 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

25 

1992 

Commerzbank AG 

601 

20 

9 

(23) 

1990 



(17) 

(7) 

26 

1992 

VIAG AG 

100, 101, 200, 227, 

6 

5 

(28) 

1990 


233, 40/41, 55 

(6) 

(5) 

27 

1992 

Asea Brown Boveri AG 

242, 247, 250 

3 

2 

(29) 

1990 



(2) 

(1) 

28 

1992 

Allianz AG Holding 

61 

9 

8 

(26) 

1990 



(9) 

(8) 

29 

1992 

Kaufhof Holding AG 

43 

1 

3 

(32) 

1990 



(1) 

(2) 

30 

1992 

REWE & Co. oHG 

43 

1 

1 

(27) 

1990 



(1) 

(1) 

31 

1992 

Bertelsmann AG 

76 

2 

2 

(38) 

1990 



(1) 

(1) 

32 

1992 

Deutsche Unilever GmbH 

28/29, 200 

0 

0 

(30) 

1990 



(0) 

(0) 

33 

1992 

Gustav und Grete Schickedanz 

265, 43 

2 

2 

(34) 

1990 

Holding KG 


(1) 

(1) 

34 

1992 

Bayerische Vereinsbank AG 

601 

13 

7 

(36) 

1990 



(13) 

(7) 

35 

1992 

AGIV Aktiengesellschaft für 

242, 250, 300 

6 

2 

(40) 

1990 

Industrie und Verkehrswesen 


(7) 

(4) 

36 

1992 

Alcatel SEL AG 

250 

8 

6 

(42) 

1990 



(8) 

(6) 

37 

1992 

Philipp Holzmann AG 

300 

10 

6 

(54) 

1990 



( 4 ) 

( 4 ) 

38 

1992 

Deutsche Babcock 

240, 241, 242 

3 

2 

(57) 

1990 



(0) 

(0) 

39 

1992 

Phihps GmbH 

250 

2 

2 

(35) 

1990 



(3) 

( 3 ) 

40 

1992 

Bayerische Hypotheken- und 

601 

11 

5 

(52) 

1990 

Wechsel-Bank AG 


(7) 

(3) 

41 

1992 

Ruhrgas AG 

103 

2 

2 

(41) 

1990 



(2) 

(2) 

42 

1992 

ZF Friedrichshafen AG 

242, 244 

1 

1 

(33) 

1990 



(1) 

(1) 

43 

1992 

Henkel KGaA 

200 

3 

3 

(47) 

1990 



(2) 

(2) 

44 

1992 

Degussa AG 

200, 210, 233, 

9 

8 

(39) 

1990 


238, 250, 406 

( 9 ) 

(7) 

45 

1992 

Carl-Zeiss-Stiftung 

227, 252 

0 

0 

(46) 

1990 



(0) 

(0) 

46 

1992 

Continental AG 

213 

3 

2 

(49) 

1990 



(2) 

(1) 

47 

1992 

Linde AG 

242 

2 

2 

(53) 

1990 



(3) 

(3) 

48 

1992 

Saarbergwerke AG 

110 

5 

4 

(44) 

1990 



(5) 

(4) 

49 

1992 

AMB Aachener und Münchener 

61 

0 

0 

(71) 

1990 

Beteiligungs-AG 


(0) 

(0) 

50 

1992 

Otto Versand GmbH & Co. 

43 

1 

1 

(64) 

1990 



(1) 

(1) 
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Unternehmen 

Wirtschaftszweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

51 

1992 

Hamburger Gesellschaft für 

101, 103, 105, 51 

5 

2 

(63) 

1990 

Beteiligungsverwaltung mbH 


( 4 ) 

(2) 

52 

1992 

Vereinigte Elektrizitätswerke 

101, 103, 105 

6 

2 

(59) 

1990 

Westfalen AG 


( 4 ) 

(2) 

53 

1992 

Lausitzer Braunkohle AG 

111 

1 

1 

{-) 

1990 



— 

— 

54 

1992 

DHS-Dillinger Hütte Saar- 

230-232 

6 

6 

(45) 

1990 

stahl AG 


( 4 ) 

( 4 ) 

55 

1992 

Bosch-Siemens Haus- 

250 

0 

0 

(61) 

1990 

gerate GmbH 


(0) 

(0) 

56 

1992 

ITT Gesellschaft für Beteili- 

242, 244, 40/41 

0 

0 

(55) 

1990 

gungen mbH 


( 0 ) 

(0) 

57 

1992 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

43 

0 

0 

(50) 

1990 



(0) 

(0) 

58 

1992 

Schering AG 

200 

2 

2 

(62) 

1990 



(0) 

(0) 

59 

1992 

Bayernwerk AG 

101 

19 

8 

(56) 

1990 



(16) 

(8) 

60 

1992 

VBB Viag-Bayernwerk- 

227, 40/41, 55 

8 

7 

(-) 

1990 

Beteiligungsgesellschaft mbH 


— 

— 

61 

1992 

Bremer Vulkan Verbund AG 

242, 246, 250 

2 

2 

(84) 

1990 



(1) 

(1) 

62 

1992 

SPAR Handels-AG 

40/41, 43 

1 

1 

(80) 

1990 



(0) 

(0) 

63 

1992 

Deutsche Shell AG 

116, 100, 

2 

3 

(88) 

1990 


205, 405 

(2) 

(2) 

64 

1992 

Compagnie de Saint-Gobain 

223, 226, 

1 

1 

(68) 

1990 

(Deutsche Gruppe) 

227, 234 

(0) 

(0) 

65 

1992 

Hertie Waren- und Kaufhaus 

43 

1 

3 

(60) 

1990 

GmbH 


(1) 

(2) 

66 

1992 

VE AG Vereinigte Energie - 

101, 105 1 

2 

1 

{-) 

1990 

werke AG 


— 

— 

67 

1992 

Axel Springer Verlag AG 

76 

2 

2 

(67) 

1990 



(1) 

(1) 

68 

1992 

C.&A. Mode&Co. 

43 

0 

0 

(65) 

1990 



(0) 

(0) 

69 

1992 

Nestle Deutschland AG 

28/29 

0 

0 

(66) 

1990 



(0) 

(0) 

70 

1992 

Berliner Kraft- und Licht 

101, 105 

0 

0 

{-) 

1990 

(Bewag) -AG 


— 

— 

71 

1992 

Klöckner-Werke AG 

210, 230-232, 237, 

5 

7 

(43) 

1990 


238, 242 

( 4 ) 

( 5 ) 

72 

1992 

Strabag Bau-AG 

300 

15 

6 

(86) 

1990 



(8) 

( 4 ) 

73 

1992 

Westdeutsche Landesbank 

602 

11 

11 

(73) 

1990 

Girozentrale 


(8) 

( 7 ) 

74 

1992 

Diehl GmbH & Co. 

233, 242, 250, 

7 

5 

(77) 

1990 


254, 256 

(10) 

(6) 

75 

1992 

Victoria Holding AG 

61 

2 

1 

(87) 

1990 



(2) 

(2) 

76 

1992 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

242, 244 

0 

0 

(70) 

1990 



(2) 

(1) 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannnte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

77 

1992 

C. H. Boehringer Sohn, 

200 

0 

0 

(76) 

1990 

Ingelheim 


(0) 

(0) 

78 

1992 

Bilfinger-i- Berger Bau- AG 

300 

4 

3 

(-) 

1990 



— 

— 

79 

1992 

Dyckerhoff &Widmann AG 

300 

1 

1 

(100) 

1990 



(1) 

(1) 

80 

1992 

Wacker- Chemie GmbH 

200 

3 

3 

(69) 

1990 



(3) 

(3) 

81 

1992 

FAG Kugelfischer Georg 

242, 244 

0 

0 

(51) 

1990 

Schäfer KGaA 


(0) 

(0) 

82 

1992 

SGE Deutsche Holding GmbH 

300, 310, 

1 

1 

(-) 

1990 


745, 794 

— 

— 

83 

1992 

Franz Haniel&Cie. GmbH 

40/41, 55 

7 

5 

(99) 

1990 



(2) 

(2) 

84 

1992 

Boehringer Mannheim GmbH 

200 

0 

0 

(79) 

1990 



(0) 

(0) 

85 

1992. 

Freudenberg & Co. 

210 

0 

0 

(72) 

1990 



(0) 

(0) 

86 

1992 

Miele & Cie. GmbH & Co. 

250 

0 

0 

(89) 

1990 



(0) 

(0) 

87 

1992 

Walter Bau-AG 

300 

0 

0 

(-) 

1990 



— 

— 

88 

1992 

Bayerische Landesbank 

602 

10 

9 

(-) 

1990 

Girozentrale 


— 

__ 

89 

1992 

Flughafen Frankfurt Main AG 

515 

0 

0 

(94) 

1990 



(0) 

(0) 

90 

1992 

DG Bank Deutsche Genossen- 

603 

2 

3 

(93) 

1990 

schaftsbank 


(2) 

(4) 

91 

1992 

AVA Allgemeine Handelsge- 

43 

0 

0 

(-) 

1990 

sellschaft der Verbraucher AG 


— 

— 

92 

1992 

FPB Holding AG 

264, 40/41 

0 

0 

(31) 

1990 



(0) 

(0) 

93 

1992 

E. Merck 

200 

0 

0 

(97) 

1990 



(0) 

(0) 

94 

1992 

Rheinmetall Berlin AG 

242, 244, 252 

2 

1 

(75) 

1990 



(3) 

(2) 

95 

1992 

Hewlett-Packard GmbH 

243, 250 

0 

0 

(96) 

1990 



(0) 

(0) 

96 

1992 

Liebherr-Holding GmbH 

242, 245, 

0 

0 

(90) 

1990 


248, 250 

(0) 

(0) 

97 

1992 

R-i- V Versicherung Holding AG 

61 

3 

2 

(74) 

1990 



(3) 

(3) 

98 

1992 

Akzo Faser AG 

200 

0 

0 

(78) 

1990 



(0) 

(0) 

99 

1992 

Beiersdorf AG 

200 

0 

0 

(81) 

1990 



(0) 

(0) 

100 

1992 

Horten AG 

43 

2 

4 

(-) 

1990 



— 


■ _ 

1992 

Hoesch AG 

230-232, 237, 238, 





(24) 

1990 


250, 40/41 

(10) 

(6) 

— 

1992 

BATIG Gesellschaft für 

210, 299, 43 

— 

— 

(48) 

1990 

Beteiligungen mbH 


(3) 

(4) 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Wirtschaftszweig 2) 

Anzahl der GU, 
an denen das 
genannte 
Unternehmen 
beteiligt ist 

Anzahl der Unter- 
nehmen mit denen 
das genannte Unter- 
nehmen über GU 
zusammenarbeitet 

— 

1992 

CO op AG 

43 

_ 


(58) 

1990 



(0) 

(0) 

— 

1992 

Tchibo Holding AG 

28/29 

— 



(82) 

1990 



(1) 

(1) 

— 

1992 

SKF GmbH 

242, 244 





(83) 

1990 



(1) 

(1) 

— 

1992 

Grundig AG 

250, 243 

— 

— 

(85) 

1990 



(1) 

(1) 

— 

1992 

J. M. Voith GmbH 

242, 244, 250 





(91) 

1990 



(4) 

(5) 

— 

1992 

Dr. Ing. h. c. F. Porsche AG 

244 

— 



(92) 

1990 



(0) 

(0) 

— 

1992 

PWA Papierwerke Waldhof- 

264 

— 

— 

(95) 

1990 

Aschaffenburg AG 


(0) 

(0) 

— 

1992 

Südzucker AG 

285 





(98) 

1990 



(1) 

(2) 


1) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den „100 Größten". Angaben zu den Unternehmen, die Umfirmierungen und Umstrukturierungen 
betreffen, können den Anmerkungen zu Tabelle III. 6 entnommen werden. 

2) Nummern der amtlichen Systematik der Wirtschaftszweige von 1979. Bei Angabe von mehr als einer Nummer bedeutet 
Kursivdruck den Tätigkeitsschwerpunkt. 

Quelle: Eigene Erhebungen. 


chen Maschinenbau, Chemische Industrie, Elektro- 
technik und insbesondere Kraftfahrzeugbau nur in 
geringem Umfang über Gemeinschaftsunternehmen 
verflochten waren. In der Fern Wärmeversorgung tra- 
ten Verflechtungen über Gemeinschaftsunternehmen 
nicht auf. Die Verflechtungsintensität in den einzel- 
nen Branchen hängt stark davon ab, wie viele Unter- 
nehmen betrachtet werden. Bereits der Eintritt eines 
Unternehmens kann — bei ansonsten unveränderten 


Tabelle III.19 

Häufigkeit der Verflechtungen zwischen 
den hundert größten Unternehmen 
über Gemeinschaftsunternehmen 1990 und 1992 


Anzahl der Verflechtungen 

Anzahl der Unternehmen 

1992 

1990 

1 bis 2 

27 

26 

3 bis 5 

16 

18 

6 bis 10 

22 

20 

11 bis 15 

5 

4 

16 bis 20 

2 

1 

über 20 

1 

0 

Insgesamt 

73 

69 


Quelle; Eigene Erhebungen 


Verflechtungsverhältnissen — die Intensität erheblich 
beeinflussen. Wenn dieses Unternehmen beispiels- 
weise mit keinem der anderen Unternehmen seines 
Wirtschaftzweigs über Gemeinschaftsunternehmen 
verbunden ist, so nimmt der Grad der Verflechtung 
insgesamt ab. 

Bei der Darstellung der Verflechtungsgrade ist außer- 
dem zu berücksichtigen, daß Wirtschaftszweige, in 
denen weniger als fünf Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" tätig sind, nicht berücksichtigt 
werden, weil eine sinnvolle Untersuchung der Ver- 
flechtungsintensität eine Mindestzahl an Unterneh- 
men erfordert. Die mineralölverarbeitenden Unter- 
nehmen, zum Beispiel, waren bereits 1990 intensiv 
über Gemeinschaftsunternehmen verflochten. Sie 
wurden in der Analyse jedoch nicht berücksichtigt, 
weil dem Wirtschaftszweig weniger als fünf Unterneh- 
men zuzurechnen waren. 


4.3 Personelle Verflechtungen 

4.3.1 Methodische Vorbemerkungen 

457. Die Untersuchung der personellen Verflech- 
tungen erfolgte wie in den Vorperioden in erster Linie 
auf der Basis der Geschäftsberichte der „100 Größ- 
ten". Diejenigen Unternehmen, die keine Geschäfts- 
berichte herausgeben und deren personelle Beset- 
zung der Geschäftsführungen und Kontrollorgane 
nicht aus anderen Quellen zu entnehmen war, wurden 
aus der Analyse der personellen Verflechtungen aus- 
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geschlossen. 1992 unterschieden 96 Unternehmen 
aus dem Kreis der hundert Größten zwischen Ge- 
schäftsführung (bzw. Vorstand) und einem Kontrollor- 
gan (Aufsichtsrat, Verwaltungsrat, Gesellschafteraus- 
schuß, Vermittlungsausschuß, Untemehmensrat, 
etc.). Für 94 (1990: 97) von ihnen konnte die Besetzung 
dieser Gremien anhand der Geschäftsberichte und 
anderer Quellen festgestellt werden. 

Die Monopolkommission ist sich der Tatsache bewußt, 
daß die Befugnisse der Kontrollorgane in Abhängig- 
keit von der Rechtsform des Unternehmens und den 
Gesellschafts Verträgen unterschiedlich sind. Dies 
steht aber einer Betrachtung der personellen Ver- 
flechtung nicht entgegen, weil es in erster Linie nicht 
auf die Befugnisse der Kontrollorgane ankommt, son- 
dern auf ihre Eignung, auf hoher hierarchischer Ebene 
Kontakte zwischen Unternehmen zu schaffen und zu 
vertiefen. 

458 . Untersucht werden in diesem Abschnitt aus- 
schließlich direkte personelle Verflechtungen, bei 
denen eine oder mehrere Personen gleichzeitig den 
Geschäftsführungs- und Kontrollorganen von minde- 
stens zwei Unternehmen aus dem Kreis der 
„100 Größten" angehören. Indirekte personelle Ver- 
flechtungen über Mandatsträger aus dritten Gesell- 
schaften oder Tochterunternehmen werden wegen 
der damit verbundenen umfangreichen Erhebungs- 
und Auswertungsarbeiten nicht berücksichtigt. 

459 . Für eine Aufschlüsselung der Mitglieder der 
Kontrollorgane nach Gruppen werden die Mandats - 
träger in die Kategorien 

— Geschäftsführungsmitglied eines anderen Unter- 
nehmens aus dem Kreis der „100 Größten", 

— Repräsentant einer Bank bzw. einer Versiche- 
rung, 

— Gewerkschaftsvertreter oder 

— Angestellter des Unternehmens 

eingeteilt. Zu den Repräsentanten von Banken und 
Versicherungen gehören Mitglieder der Geschäftslei- 
tung, ehemalige Mitglieder der Geschäftsleitung, 
sofern sie noch dem Aufsichtsrat angehören, sowie 
Mitarbeiter der Banken bzw. Versicherungen. Bei den 
Gewerkschaftsvertretern handelt es sich um haupt- 
amtliche Organisationsvertreter, die in den Kontroll- 
organen aufgrund der Mitbestimmungsgesetzgebung 
neben Arbeitnehmern aus dem Unternehmen die 
Arbeitnehmerseite vertreten. 

460 . Die Zuordnung der Mandatsträger zu den oben 
aufgeführten Kategorien und mithin die Ermittlung 
der personellen Verflechtungen war auf der Grund- 
lage der den Geschäftsberichten zu entnehmenden 
Angaben nicht lückenlos möglich. In vielen Fällen 
fehlten Angaben über die Herkunft der Mitglieder des 
Kontrollorgans, weil Kapitalgesellschaften gemäß 
§ 285 Nr. 10 HGB zwar die Mitglieder der Geschäfts- 
führung und des Kontrollorgans im Anhang angeben 
müssen, ihnen die Veröffentlichung zusätzlicher 
Informationen aber freigestellt ist. Die Daten ließen 
daher auch keine weitergehende gruppenspezifische 
Aufschlüsselung — etwa nach Vertretern staathcher 
Institutionen — zu. Soweit eine Zuordnung von Kon- 


trollorganmitgliedem auf der Grundlage der Angaben 
im Geschäftsbericht nicht möglich war, wurde ergän- 
zend das Handbuch „Leitende Männer und Frauen 
der Wirtschaft" des Hoppenstedt- Verlages, Ausgaben 
1991 und 1993, herangezogen. Die Gewerkschafts- 
vertreter wurden der Monopolkommission vom Deut- 
schen Gewerkschaftsbund mitgeteilt. 


4.3.2 Darstellung der personellen Verflechtungen 
zwischen den „100 Größten“ 

461 . Die personellen Verflechtungen werden in 
Tabelle 111.20 danach unterschieden, ob sie 

— durch Mitglieder der Geschäftsführung eines 
Unternehmens, die Kontrollmandate in anderen 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
wahrnehmen, oder 

— durch Mandatsträger, die gleichzeitig in mehreren 
Kontrollorganen tätig sind, 

bestanden. 

1992 entsandten 41 Unternehmen (1990: 46 Unterneh- 
men) aus dem Kreis der „100 Größten" Mitglieder 
ihrer Geschäftsführung in die Kontrollorgane anderer 
Unternehmen aus diesem Kreis. Demgegenüber 
waren in den Kontrollorganen von 70 Unternehmen 
(1990: 77) aus dem Untersuchungskreis Mitglieder der 
Geschäftsführung anderer Großunternehmen vertre- 
ten. Die Diskrepanz ist darauf zurückzuführen, daß 
die Geschäftsführungsmitglieder der Banken und der 
Konzerne im oberen Bereich der Rangfolge häufig 
mehrere Mandate gleichzeitig innehatten. Herausra- 
gendes Beispiel hierfür ist die Deutsche Bank AG, die 
1992 durch Mitglieder ihrer Geschäftsleitung in 
29 Kontrollorganen repräsentiert war, 1990 waren es 
sogar 35. Im Aufsichtsrat der Deutschen Bank waren 
dagegen 1990 und 1992 nur zwei Unternehmen aus 
dem Kreis der hundert Größten durch Geschäftsfüh- 
rungsmitglieder vertreten. 

462 . Die zehn größten Unternehmen hatten in bei- 
den Berichtsjahren über Geschäftsführungsmitglieder 
durchschnittlich vier bis fünf Mandate in den Kontroll- 
organen anderer Unternehmen inne. Ihre eigenen 
Aufsichtsräte waren dagegen im Durchschnitt 1992 
mit zwei bis drei Geschäftsführungsmitgliedern von 
Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
besetzt. 1990 lag der Mittelwert hierbei noch bei drei 
bis vier Mandaten. Die Veränderungen an der Spitze 
der Rangfolge beeinflußten diese Angaben nur 
geringfügig. Die aus dem Kreis der größten Zehn 
ausgeschiedene BASF AG war 1992 in drei Aufsichts- 
räten vetreten, die neu eingetretene VEBA AG in 
sieben Kontrollorganen. Eliminiert man diese Ver- 
schiebung in der Gruppe der größten Zehn, so verrin- 
gert sich die durchschnittliche Anzahl der wahrge- 
nommenen Mandate dieser Unternehmen auf unter 
vier. 

Die Unternehmen auf den Rängen 91 bis 100 waren 
1992 in insgesamt zwei Kontrollorganen anderer 
Unternehmen (1990: acht) vertreten. Der Wert für 
1990 wurde maßgeblich beeinflußt durch die DG Bank 
Deutsche Genossenschaftsbank, die in diesem Jahr in 
fünf Kontrollorganen anderer Unternehmen aus dem 
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Tabelle I1L20 

Die personellen Verflechtungen zwischen den hundert größten Unternehmen 1990 und 1992 1) 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen. . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über son- 
stige Mandatsträger 
in den Kontroll- 
organen personell 
verflochten ist 

1 

1992 

Daimler-Benz AG 

5 

4 

(3) 

22 

(1) 

1990 


5 

5 

(4) 

26 

2 

1992 

Siemens AG 

3 

1 

(1) 

20 

(2) 

1990 


8 

3 

(2) 

23 

3 

1992 

Volkswagen AG 

3 

3 

(1) 

17 

(3) 

1990 


3 

3 

(2) 

21 

4 

1992 

RWE AG 

8 

2 

(1) 

23 

(9) 

1990 


4 

3 

(2) 

27 

5 

1992 

VEBA AG 

7 

3 

(1) 

25 

(11) 

1990 


2 

4 

(2) 

24 

6 

1992 

Robert Bosch GmbH 

7 

0 


6 

(6) 

1990 


7 

0 


6 

7 

1992 

Bayer AG 

0 

2 

(2) 

17 

(7) 

1990 


5 

3 

(2) 

20 

8 

1992 

Ruhrkohle AG 

1 

4 

(0) 

9 

(10) 

1990 


1 

5 

(0) 

11 

9 

1992 

Thyssen AG 

4 

3 

(1) 

22 

(8) 

1990 


7 

4 

(3) 

24 

10 

1992 

Hoechst AG 

5 

3 

(2) 

16 

(4) 

1990 


3 

3 

(2) 

16 

11 

1992 

BASF AG 

3 

4 

(2) 

14 

(5) 

1990 


2 

4 

(2) 

22 

12 

1992 

Mannesmann AG 

5 

2 

(1) 

22 

(12) 

1990 


4 

2 

(1) 

25 

13 

1992 

Deutsche Bank AG 

30 

2 

(0) 

15 

(14) 

1990 


35 

2 

(0) 

18 

14 

1992 

Bayerische Motoren Werke AG 

2 

1 

(0) 

10 

(15) 

1990 


1 

1 

(0) 

9 

15 

1992 

Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp 

2 

2 

(2) 

16 

(21) 

1990 


0 

2 

(2) 

16 

16 

1992 

Adam Opel AG 

0 

0 


3 

(13) 

1990 

i 

! 

0 

1 

(0) 

2 

17 

1992 

Preussag AG 

2 

6 

(3) 

13 

(22) 

1990 


1 

3 

(2) 

14 

18 

1992 

Dresdner Bank AG 

20 

0 


18 

(20) 

1990 


19 

1 

(0) 

17 

19 

1992 

MAN AG 

3 

2 

(0) 

20 

(18) 

1990 


3 

4 

(2) 

24 

20 

1992 

Deutsche Lufthansa AG 

0 

2 

(2) 

15 

(17) 

1990 


2 

2 

(2) 

16 

21 

1992 

Ford- Werke AG 

0 

1 

(1) 

2 

(19) 

1990 


0 

1 

(1) 

2 

22 

1992 

Metallgesellschaft AG 

1 

4 

(3) 

17 

(37) 

1990 


2 

4 

(3) 

20 

23 

1992 

Karstadt AG 

0 

4 

(2) 

18 

(25) 

1990 


0 

6 

(3) 

22 
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noch Tabelle 111,20 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
habend) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über son- 
stige Mandatsträger 
in den Kontroll- 
organen personell 
verflochten ist 

24 

1992 

IBM Deutschland GmbH 

1 

2 

(0) 

3 

(16) 

1990 


0 

2 

(0) 

4 

25 

1992 

Commerzbank AG 

11 

4 

(0) 

11 

(23) 

1990 


16 

4 

(1) 

12 

26 

1992 

VIAG AG 

4 

2 

(1) 

16 

(28) 

1990 


1 

3 

(2) 

18 

27 

1992 

Asea Brown Boveri AG 

0 

5 

(4) 

14 

(29) 

1990 


0 

5 

(4) 

16 

28 

1992 

Allianz AG Holding 

8 

6 

(2) 

25 

(26) 

1990 


17 

6 

(2) 

24 

29 

1992 

Kaufhof Holding AG 

1 

2 

(2) 

6 

(32) 

1990 


0 

3 

(3) 

5 

30 

1992 

REWE & Co. oHG3) 

0 

0 


0 

(27) 

1990 


1 

0 


0 

31 

1992 

Bertelsmann AG 

0 

4 

(2) 

7 

(38) 

1990 


0 

3 

(2) 

8 

32 

1992 

Deutsche Unilever GmbH 

0 

0 


1 

(30) 

1990 


1 

0 


4 

33 

1992 

Gustav und Grete Schickedanz 

0 

0 


0 

(34) 

1990 

Holding KG 3) 

0 

0 


0 

34 

1992 

Bayerische Vereinsbank AG 

3 

4 

( 1 ) 

6 

(36) 

1990 


3 

2 

(0) 

6 

35 

1992 

AGIV Aktiengesellschaft für 

0 

2 

(0) 

5 

(40) 

1990 

Industrie und Verkehrswesen 

1 

2 

(0) 

5 

36 

1992 

Alcatel SEL AG 

0 

3 

(2) 

10 

(42) 

1990 


0 

4 

(2) 

11 

37 

1992 

Philipp Holzmann AG 

0 

5 

(1) 

9 

(54) 

1990 


0 

6 

(1) 

12 

38 

1992 

Deutsche Babcock AG 

0 

2 

(0) 

10 

(57) 

1990 


0 

1 

(0) 

14 

39 

1992 

Philips GmbH 

0 

1 

(0) 

1 

(35) 

1990 


0 

2 

(0) 

3 

40 

1992 

Bayerische Hypotheken- und 

1 

4 

(1) 

4 

(52) 

1990 

Wechsel-Bank AG 

2 

4 

(1) 

8 

41 

1992 

Ruhrgas AG 

5 

3 

(0) 

5 

(41) 

1990 


4 

3 

(0) 

10 

42 

1992 

ZF Friedrichshafen AG 

0 

1 

( 1 ) 

0 

(33) 

1990 


1 

1 

(1) 

1 

43 

1992 

Henkel KGaA 

2 

3 

(4) 

14 

(47) 

1990 


3 

2 

(2) 

15 

44 

1992 

Degussa AG 

1 

4 

(1) 

16 

(39) 

1990 


0 

5 

(1) 

16 

45 

1992 

Carl-Zeiss-Stiftung 

0 

1 

(1) 

5 

(46) 

1990 


0 

2 

(1) 

8 

46 

1992 

Continental AG 

0 

5 

(2) 

11 

(49) 

1990 


0 

5 

(2) 

15 
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Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über son- 
stige Mandatsträger 
in den Kontroll- 
organen personell 
verflochten ist 

47 

1992 

Linde AG 

3 

3 (1) 

21 

(53) 

1990 


3 

4 (3) 

20 

48 

1992 

Saarbergwerke AG 

0 

1 (1) 

4 

(44) 

1990 


0 

1 (1) 

7 

49 

1992 

AMB Aachener und Münchener 

0 

0 

6 

(71) 

1990 

BeteiligungS“AG 

0 

0 

7 

50 

1992 

Otto Versand GmbH & Co. 

2 

0 

1 

(64) 

1990 


2 

0 

0 

51 

1992 

Hamburger Gesellschaft für 

0 

0 

0 

(63) 

1990 

Beteiligungsverwaltung mbH 

0 

0 

0 

52 

1992 

Vereinigte Elektrizitätswerke 

2 

3(2) 

5 

(59) 

1990 

Westfalen AG 

2 

3 (2) 

4 

53 

1992 

Lausitzer Braunkohle AG 

0 

0 

3 

(-) 

1990 


— 

— 

— 

54 

1992 

DHS-Dillinger Hütte 

0 

1 (1) 

3 

(45) 

1990 

Saarstahl AG 

0 

1 (1) 

4 

55 

1992 

Bosch-Siemens Hausgeräte 

0 

2(0) 

4 

(61) 

1990 

GmbH 

0 

2(0) 

5 

56 

1992 

ITT Gesellschaft 

0 

1 (1) 

3 

(55) 

1990 

für Beteiligungen mbH 

0 

1 (1) 

4 

57 

1992 

Asko Deutsche Kaufhaus AG 

0 

0 

2 

(50) 

1990 


0 

0 

1 

58 

1992 

Schering AG 

1 

3(3) 

8 

(62) 

1990 


1 

4(3) 

11 

59 

1992 

Bayemwerk AG 

3 

3(2) 

6 

(56) 

1990 


3 

2(1) 

6 

60 

1992 

VBB Viag-Bayernwerk-Beteili- 

0 

0 

0 

(-) 

1990 

gungsgesellschaft mbH^) 

— 

— 

— 

61 

1992 

Bremer Vulkan Verbund AG 

0 

1 (1) 

2 

(84) 

1990 


0 

0 

0 

62 

1992 

Spar Handels-AG 

0 

1 (1) 

0 

(80) 

1990 


0 

1 (1) 

0 

63 

1992 

Deutsche Shell AG 

2 

0 

11 

(88) 

1990 


2 

1(1) 

15 

64 

1992 

Compagnie de Saint-Gobain 

0 

0 

0 

(68) 

1990 

(Deutsche Gruppe) 

0 

0 

4 

65 

1992 

Hertie Waren- und Kaufhaus 

0 

0 

1 

(60) 

1990 

GmbH 

0 

2(1) 

3 

66 

1992 

VEAG Vereinigte Energiewerke 

0 

4(0) 

7 

(-) 

1990 

AG 

— 

— 

— 

67 

1992 

Axel Springer Verlag AG 

1 

1 (0) 

2 

(67) 

1990 


1 

2(0) 

2 

68 

1992 

C.&A. Mode & Co.3) 

0 

0 

0 

(65) 

1990 


0 

0 

0 

69 

1992 

Nestle Deutschland AG 

0 

2(2) 

6 

(66) 

1990 


0 

2(2) 

10 

70 

1992 

Berliner Kraft- und Licht 

0 

2(0) 

6 

(-) 

1990 

(Bewag)-AG 

— 

— 

— 
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noch Tabelle 111.20 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen . . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 
haben 2) 

. , . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über son- 
stige Mandatsträger 
in den Kontroll- 
organen personell 
verflochten ist 

71 

1992 

Klöckner-Werke AG 

0 

5(3) 

8 

(43) 

1990 


0 

3(3) 

8 

72 

1992 

Strabag Bau-AG 

0 

2(2) 

4 

(86) 

1990 


0 

2(2) 

4 

73 

1992 

Westdeutsche Landesbank 

7 

1 (0) 

1 

(73) 

1990 

Girozentrale 

5 

1 (0) 

3 

74 

1992 

Diehl GmbH & Co. 

0 

0 

3 

(77) 

1990 


0 

0 

3 

75 

1992 

Victoria Holding AG 

1 

3(0) 

6 

(87) 

1990 


0 

4 (0) 

7 

76 

1992 

KlÖckner-Humboldt-Deutz AG 

0 

3 (2) 

7 

(70) 

1990 


1 

2(2) 

10 

77 

1992 

C.H. Boehringer Sohn, Ingelheim 

0 

0 

0 

(76) 

1990 


1 

1 (1) 

5 

78 

1992 

Bilfinger-i- Berger Bau- AG 

0 

2(1) 

4 

(-) 

1990 


— 

— 

— 

79 

1992 

Dyckerhoff & Widmann AG 

0 

2(1) 

1 

(100) 

1990 


0 

1 (1) 

5 

80 

1992 

Wacker-Chemie GmbH 

0 

1 (0) 

5 

(69) 

1990 


0 

1 (0) 

2 

81 

1992 

FAG Kugelfischer Georg Schäfer 

0 

2(2) 

8 

(51) 

1990 

KGaA 

0 

2(2) 

5 

82 

1992 

SGE Deutsche Holding GmbH 4) 

0 

0 

0 

(-) 

1990 


— 

— 

— 

83 

1992 

Franz Haniel & Cie. GmbH 

0 

0 

0 

(99) 

1990 


0 

0 

0 

84 

1992 

Boehringer Mannheim GmbH 

0 

0 

0 

(79) 

1990 


0 

0 

1 

85 

1992 

Freudenberg & Co. 

0 

0 

4 

(72) 

1990 


0 

0 

4 

86 

1992 

Miele & Cie. GmbH & Co.^) 

0 

0 

0 

(89) 

1990 


0 

0 

0 

87 

1992 

Walter Bau- AG 

1 

2 (0) 

3 

(-) 

1990 


— 


— 

88 

1992 

Bayerische Landesbank 

2 

0 

1 

(-) 

1990 

Girozentrale 

— 

— 

— 

89 

1992 

Flughafen Frankfurt Main AG 

0 

0 

1 

(-) 

1990 


0 

0 

1 

90 

1992 

DG Bank Deutsche Genossen- 

2 

0 

3 

(93) 

1990 

schaftsbank 

5 

0 

5 

91 

1992 

AVA Allgemeine Handelsgesell- 

0 

0 

0 

(-) 

1990 

schaft der Verbraucher AG 

— 

— 

— 

92 

1992 

FPB Holding AG 

0 

1 (0) 

3 

(31) 

1990 


1 

3(1) 

8 

93 

1992 

E. Merck 

2 

0 

0 

(97) 

1990 


2 

0 

2 
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noch Tabelle III. 20 


Rang 

Jahr 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen. . . 

... in deren 
Kontrollorgane 
das genannte 
Unternehmen 
Mitglieder der 
Geschäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan des 
genannten Unter- 
nehmens entsandt 

haben 2) 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über son- 
stige Mandatsträger 
in den Kontroll- 
organen personell 
verflochten ist 

94 

1992 

Rheinmetall Berlin AG 

0 


5 

(75) 

1990 


0 


5 

95 

1992 

Hewlett-Packard GmbH 

0 

0 

0 

(96) 

1990 


0 

0 

0 

96 

1992 

Liebherr-Holding GmbH 

0 

0 

0 

(90) 

1990 


0 

0 

0 

97 

1992 

R+V Versicherung 

0 

1 (1) 

1 

(74) 

1990 

Holding AG 

0 

1 (1) 

2 

98 

1992 

Akzo Faser AG 

0 

1 (1) 

3 

(78) 

1990 


0 

1 (1) 

4 

99 

1992 

Beiersdorf AG 

0 

1 (1) 

11 

(81) 

1990 


0 

2(1) 

16 

100 

1992 

Horten AG 

0 

3 (2) 

2 

(-) 

1990 


— 


— 


1992 

Hoesch AG 




(24) 

1990 


4 

2(1) 

6 

— 

1992 

BATIG Gesellschaft für 

— 

— 

— 

(48) 

1990 

Beteiligungen mbH 

0 

2(1) 

3 

— 

1992 

CO op AG 

— 

— 

— 

(58) 

1990 


0 

1 (1) 

7 

— 

1992 

Tchibo Holding AG 

— 

— 

— 

(82) 

1990 


1 

0 

1 

— 

1992 

SKF GmbH 

— 

— 

— 

(83) 

1990 


0 

1 (0) 

1 

— 

1992 

Grundig AG 

— 

— 

— 

(85) 

1990 


0 

2(2) 

5 

— 

1992 

J. M. Voith GmbH 

— 

— 

— 

(91) 

1990 


1 

2(0) 

14 

— 

1992 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG 

— 

— 

— 

(92) 

1990 


0 

0 

0 

— 

1992 

PWA Papierwerke Waldhof- 

— 

— 

— 

(95) 

1990 

Aschaffenburg AG 

0 

4 (2) 

6 

— 

1992 

Südzucker AG 

— 

— 

— 

(98) 

1990 


0 

3 (2) 

8 


b In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den „100 Größten". Zu Anmerkungen, die Umfirmierungen und Umstrukturierungen von Unternehmen 
oder Konzernen betreffen, vgl. die Fußnoten zu Tabelle 111.6. 

2) Die Zahl in Klammern gibt die Anzahl von Banken und Versicherungen an, die in der erstgenannten Zahl mit enthalten 
sind. 

3) Für dieses Unternehmen konnte 1990 und 1992 kein Kontrollorgan festgestellt werden. 

4) Für dieses Unternehmen konnte die Besetzung des Kontrollorgan nicht ermittelt werden. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Kreis der „100 Größten“ Mandate innehatte. In den 
Kontrollorganen der Unternehmen auf den Plätzen 91 
bis 100 saßen 1992 ebenso wie 1990 Geschäftsfüh- 
rungsmitglieder von neun der hundert größten Unter- 
nehmen. 

463 . Die Gesamtzahl der Verflechtungen über 
Geschäftsführungsmitglieder in den Kontrollorganen 
der „100 Größten" betrug 

1990 200, 

1992 178. 

Davon wurden von zwölf Banken und Versicherungen 
(1990: elf) unter den „100 Größten" 

1990 104 (52,0%), 

1992 85 (47,8%) 

Mandate wahrgenommen. Wie in der Vorperiode ist 
die Zahl der personellen Verflechtungen zurückge- 
gangen. Anders als im Zeitraum 1988/1990 hat sich 
auch die Anzahl der Verflechtungen über Geschäfts- 
führungsmitglieder von Banken und Versicherungen 
erheblich reduziert. Sie nahm um 21 Verflechtungen 
(1988/1990: zwei) oder 20% (1988/1990: 1,9%) ab. 

464 . Von besonderem wettbewerbspolitischem In- 
teresse ist die Frage, ob durch personelle Verflechtun- 
gen zwischen Geschäftsführung und Kontrollorgan 
Unternehmen gleicher Wirtschaftszweige miteinan- 
der verbunden sind. Dabei werden zunächst diejeni- 
gen Fälle betrachtet, bei denen mindestens eins der 
jeweils zwei personell verbundenen Unternehmen 
schwerpunktmäßig in dem entsprechenden Wirt- 
schaftszweig tätig war. 

Im Berichtsjahr 1992 lagen insgesamt 23 Verflechtun- 
gen (1990: 20) dieser Art vor. In neun Fällen (1990: 
sieben) galt, daß das Unternehmen, welches 
Geschäftsführungsmitglieder in die Kontrollorgane 
des anderen Unternehmens entsandte, gleichzeitig 
einen wesentlichen Kapitalanteil (über 10%) an die- 
sem Unternehmen hielt oder daß ein drittes Unterneh- 
men wesentliche Kapitalanteile an beiden Unterneh- 
men besaß. Es handelte sich um die Unterneh- 
men'^'^) 

— Siemens AG und Bosch- Siemens Hausgeräte 
GmbH (Elektrotechnik, 50%), 

— VEBA AG und Berliner Kraft- und Licht (Bewag)- 
AG (Elektrizitätsversorgung, 10%), 

— Robert Bosch GmbH und Bosch-Siemens Hauge- 
räte GmbH (Elektrotechnik, 50%), 

— Hoechst AG und Wacker-Chemie GmbH (Chemi- 
sche Industrie, 50%), 

— VIAG AG und Bayernwerk AG (Elektrizitätsver- 
sorgung, 38,8%), 

— VIAG AG und Berliner Kraft- und Licht (Bewag) - 
AG (Elektrizitätsversorgung, 10%), 

— Kaufhof Holding AG und Horten AG (Einzelhan- 
del, 12,2%), 


^'*) Das Unternehmen, das das Geschäftsführungsmitglied in 
das Kontrollorgan des anderen Unternehmens entsandte, 
wird zuerst genannt; der gemeinsame Wirtschaftszweig und 
die Höhe der Kapitalbeteiligung werden in Klammern 
aufgeführt. 


— Linde AG und MAN AG (Maschinenbau, Kapital- 
verflechtung über die Allianz AG Holding, die an 
Linde 12% und an MAN 13,7% der Anteile 
hielt), 

— Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG und 
Ruhrkohle AG (Elektrizitätsversorgung, 30,2%). 

Bei der personellen Verflechtung zwischen den 
Unternehmen Walter Bau-AG und Dyckerhoff & Wid- 
mann AG (Hoch- und Tiefbau) handelt es sich insofern 
um einen Sonderfall, als beide Unternehmen mehr- 
heitlich im Besitz der Familie Walter stehen. 

Ohne die Verflechtung zwischen der Walter Bau- AG 
und der Dyckerhoff & Widmann AG verblieben 1990 
und 1992 13 Fälle, in denen nach den vorliegenden 
Informationen keine oder nur geringfügige Kapital- 
verflechtungen zwischen den Unternehmen bestan- 
den: 

— Siemens AG und Degussa AG (Elektrotechnik), 

— RWE AG und Preussag AG (Elektrizitätsversor- 
gung), 

— RWE AG und Deutsche Babcock AG (Maschinen- 
bau), 

— RWE AG und Vereinigte Elektrizitätswerke West- 
falen AG (Elektrizitätsversorgung), 

— RWE AG und VEAG Vereinigte Energiewerke AG 
(Elektrizitätsversorgung) , 

— VEBA AG und VEAG Vereinigte Energiewerke 
AG (Elektrizitätsversorgung), 

— Robert Bosch GmbH und Volkswagen AG (Her- 
stellung von Kraftwagen und deren Teilen), 

— Mannesmann AG und RWE AG (Maschinenbau), 

— Bayerische Motoren Werke AG und Klöckner- 
Humboldt-Deutz AG (Herstellung von Kraftwagen 
und deren Teilen), 

— Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG und 
VEAG Vereinigte Energiewerke AG (Elektrizitäts- 
versorgung), 

— Bayernwerk AG und VEAG Vereinigte Energie- 
werke AG (Elektrizitätsversorgung), 

— E. Merck und BASF AG (Chemische Industrie), 

— E. Merck und Ruhrkohle AG (Chemische Indu- 
strie). 

In sechs weiteren Fällen (1990: drei) waren jeweils 
beide Unternehmen in den gleichen Branchen tätig, 
ihre Tätigkeitsschwerpunkte lagen aber in anderen 
Wirtschaftszweigen: 

— Daimler-Benz AG und Preussag AG (Maschinen- 
bau), 

— RWE AG und Thyssen AG (Maschinenbau), 

— RWE AG und Metallgesellschaft AG (Chemische 
Industrie und Maschinenbau), 

— VEBA AG und Ruhrkohle AG (Elektrizitätsversor- 
gung), 

— Thyssen AG und Asea Brown Boveri AG (Maschi- 
nenbau), 
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— Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp und AGIV Aktien- 
gesellschaft für Industrie und Verkehrswesen (Ma- 
schinenbau). 

Die Zunahme der personellen Verflechtungen von 
Unternehmen in übereinstimmenden Wirtschafts- 
zweigen gegenüber 1990 resultiert vor allem aus der 
Änderung des Kreises der hundert Größten und aus 
einer Ausdehnung des Geschäftsbetriebs bei einigen 
Unternehmen. Allein durch den Neueintritt der Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen VEAG Vereinigte 
Energiewerke AG und Berliner Kraft- und Licht (Be- 
wag)-AG in den Kreis der „100 Größten" sind fünf 
Verflechtungen über Mandatsträger hinzugekom- 
men. Einige der hier erstmals aufgeführten Ver- 
flechtungen bestanden bereits vorher, wurden aber 
nicht berücksichtigt, weil entweder eins der Unter- 
nehmen nicht unter den hundert Größten war oder 
keine Identität bei den Wirtschaftszweigen vorlag. 

465. Die letzte Spalte der Tabelle 111.20 gibt einen 
Überblick über die Zahl der Unternehmen, mit denen 
jedes einzelne der hundert größten Unternehmen 
über Mandatsträger personell verbunden war. Zwei 
Unternehmen galten z. B. als personell verflochten, 
wenn ein Mitglied einer Gewerkschaft in den Kon- 
trollorganen beider Unternehmen vertreten war. 
Danach waren 1992 83 der insgesamt 94 (1990: 88 von 
97) Unternehmen, deren Kontrollorgane erfaßt wur- 
den, mit mindestens einem anderen Unternehmen 
verbunden. Nach dieser Abgrenzung betrug die 
Gesamtzahl der Verflechtungen^®) zwischen Unter- 
nehmen 

1990 874, 

1992 724. 

Bereits in der Vorperiode war eine deutliche 
Abnahme der Verflechtungen (67 Fälle oder 7,1 %) zu 
verzeichnen gewesen. Zwischen 1990 und 1992 ist die 
Anzahl der Verflechtungen noch einmal um 150 oder 
17,2 % zurückgegangen. Dieses Ergebnis bestätigt die 
Tendenz, die sich bereits in der Verringerung der 
Verflechtungen, die über Geschäftsführungsmitglie- 
der zustande kamen, widerspiegelt. ^^) Dabei muß 
allerdings berücksichtigt werden, daß 1990 insgesamt 
97 Unternehmen in die Untersuchung einbezogen 
wurden, während es 1992 nur 94 waren. 

466. Die höchstmögliche Zahl an Verflechtungen 
zwischen den „100 Größten" beträgt 9 900 (jedes 
Unternehmen wäre dann mit jedem der anderen 99 
Unternehmen verflochten). Der Anteil der bestehen- 
den Kontakte an dieser Maximalzahl stellt ein Maß für 
den Grad der Verflechtungen dar. Dieser Anteil 
betrug 

1990 8,8%, 

1992 7,3%. 

Der Grad der Verflechtungen ist damit zwischen 1990 
und 1992 um 1,5 Prozentpunkte gesunken, gegenüber 
0,7 Prozentpunkten in der Vorperiode. 


75) Vgl. Kapitel VI, Abschnitt 2.3.2. 

76) Hierbei zählte jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 
111.20 jeweils beiden verflochtenen Unternehmen zugerech- 
net wurde. 

77) Vgl. Tz. 463. 


467. Tabelle 111.21 zeigt auf, wie viele Unternehmen 
über Mandatsträger mit 1 bis 5, 6 bis 10, ... und über 25 
anderen Unternehmen verbunden waren. Gegenüber 
1990 haben sich nur geringfügige Veränderungen 
ergeben. Auffällig ist lediglich, daß 1992 kein Unter- 
nehmen mehr als 25 Verflechtungen aufwies. Die 
Unternehmen RWE AG und Daimler-Benz AG, die 
1990 mit 27 bzw. 26 die meisten Verflechtungen 
verzeichneten, lagen 1992 mit 23 bzw. 22 Verbindun- 
gen noch hinter den Unternehmen VEBA AG und 
Allianz AG Holding mit jeweils 25 Verflechtungen. 
Über mehr als zwanzig Verflechtungen verfügten 
außerdem die Unternehmen Thyssen AG, Mannes- 
mann AG und Linde AG. 

Tabelle III.21 

Häufigkeit der personellen Verflechtungen 
zwischen den hundert größten Unternehmen 
über Mandatsträger 
in den Kontrollorganen 1990 und 1992 


Anzahl der Verflechtungen 

Anzahl der Unternehmen 

1992 

1990 

1 bis 5 

36 

35 

6 bis 10 . 

19 

19 

11 bis 15 

10 

11 

16 bis 20 

11 

12 

21 bis 25 

7 

9 

über 25 

0 

2 

Insgesamt 

83 

88 


Quelle: Eigene Erhebungen 


468. Für die zehn größten Unternehmen nach Wert- 
schöpfung ist eine längerfristige Betrachtung der 
personellen Verflechtungen über Mandatsträger 
möglich. In Tabelle 111.22 wird für die Jahre 197Ö, 1990 
und 1992 angegeben, mit wie vielen Unternehmen 
aus dem Kreis der zehn Größten jeweils Verflechtun- 
gen bestanden. Bei maximal 90 Kontakten betrug der 
Verflechtungsgrad: ^®) 

1970 40,0%, 

1990 46,7%, 

1992 44,4%. 

Nach einem relativ geringen Anstieg in der Vorpe- 
riode um 1,1 Prozentpunkte ging der Grad der Ver- 
flechtungen zwischen 1990 und 1992 wieder zurück. 
Sein Wachstum betrug somit seit 1970 4,4 Prozent- 
punkte. Der Rückgang wurde auch durch die Verän- 
derung im Kreis der zehn größten Unternehmen nicht 
verhindert. Obwohl die in den Kreis eingetretene 
VEBA AG mit acht der zehn Unternehmen verbunden 
war, während die ausgeschiedene BASF AG 1990 nur 
sechs Kontakte aufwies, hat sich die Anzahl der 
Verflechtungen gegenüber 1990 um zwei auf 40 
verringert. 


76) Hierbei zählte jede Verbindung doppelt, da sie in Tabelle 
III. 22 jeweils beiden verflochtenen Unternehmen zugerech- 
net wurde. 
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Tabelle 111.22 


Die personellen Verflechtungen zwischen den zehn größten Unternehmen 
1970, 1990 und 1992 über Kontrollorgane 


Rang 

Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen, 
mit denen das genannte Unternehmen 
über Mandatsträger in den Kontrollorganen 
personell verflochten ist 

1970 

1990 

1992 

1970 

1990 

1992 

1 

10 

8 

Ruhrkohle AG 

6 

2 

2 

2 

2 

2 

Siemens AG 

6 

5 

4 

3 

3 

3 

Volkswagen AG 

3 

5 

4 

4 

1 

1 

Daimler-Benz AG 

5 

5 

6 

5 

— 

— 

AEG Aktiengesellschaft 

1 

— 

— 

6 

4 

10 

Hoechst AG 

4 

2 

3 

7 

8 

9 

Thyssen AG 

3 

6 

5 

8 

5 

— 

BASF AG 

1 

6 

— 

9 

7 

7 

Bayer AG 

3 

3 

2 

10 

9 

4 

RWE AG 

4 

7 

6 

— 

6 

6 

Robert Bosch GmbH 

— 

1 

0 

— 1 

— 

5 

VEBA AG 

— 

— 

8 

Insgesamt 

36 

42 

40 


’ ) In den Fällen, in denen anstelle einer Rang- bzw. Zahlenangabe ein Strich erscheint, befand sich das betreffende Unternehmen in 
dem Jahr nicht unter den zehn größten Unternehmen bzw. im Fall der AEG Aktiengesellschaft nicht unter den hundert größten 
Unternehmen. 


Quelle: Eigene Erhebungen 


469. Die Gesamtzahl der Sitze in den Kontrollorga- 
nen der „100 Größten" betrug 

1990 1 689, 

1992 1 668. 

Soweit dies möglich war, wurden die Kontrollmandate 
den verschiedenen Gruppen von Mandatsträgern 
zugeordnet. Das Ergebnis ist in Tabelle II 1.23 darge- 
stellt. Auffällige Änderungen ergaben sich lediglich 
bei den Anteilen der Geschäftsführungsmitglieder 
von Unternehmen aus dem Berichtskreis und der 
Vertreter von Versicherungen außerhalb des Kreises 
der „100 Größten". Während der Anteil der erstge- 
nannten Gruppe um 0,9 Prozentpunkte abnahm, stieg 
der Anteil der anderen Gruppe um 0,6 Prozentpunkte 
an. Die Verminderung der Mandate, die durch 
Geschäftsführungsmitglieder anderer Unternehmen 
ausgeübt wurden, war vor allem eine Folge des 
allgemeinen Rückgangs dieser Art von Verflechtun- 
gen. Darüber hinaus wiesen die neu in den Kreis der 
„100 Größten" eingetretenen Unternehmen mit 13 
Verbindungen über Mitglieder des Leitungsorgans 
eine geringere Zahl auf als die ausgeschiedenen mit 
17 Verflechtungen. 

Die Vertreter der in Tabelle II 1.23 auf geführten Grup- 
pen hatten vielfach Mandate in den Kontrollorganen 
mehrerer Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größ- 
ten" inne. So betrug für Geschäftsführungsmitglieder 

79) Vgl. Tz. 459. 


die durchschnittliche Anzahl der wahrgenommenen 
Mandate 1,8 (1990: 2,0), Geschäftsführungsmitglieder 
von Banken und Versicherungen nahmen im Durch- 
schnitt 2,1 (1990: 2,7) Mandate wahr. Sonstige Vertre- 
ter von Banken und Versicherungen waren in durch- 
schnittlich 2,2 (1990: 1,6), Gewerkschaftsvertreter in 
1,1 (1990: 1,2) Kontrollorganen vertreten. 

Gegenüber 1990 nahm die durchschnittliche Anzahl 
der wahrgenommenen Mandate nur bei den sonstigen 
Repräsentanten von Banken und Versicherungen zu. 
Ursächlich dafür war vor allem der Wechsel von 
Vorstandsmitgliedern in die Aufsichtsräte ihrer Unter- 
nehmen. Dadurch wurden ihre Aufsichtsratsmandate 
jetzt der Gruppe der Vertreter von Banken und 
Versicherungen, die nicht der Geschäftsführung 
angehören, zugerechnet. Der Rückgang bei allen 
anderen Gruppen entspricht der Tendenz, die bereits 
aus den Tabellen III. 20 bis III. 22 hervorgeht, ^o) 

Die höchste Zahl an Mandaten, die bei Vertretern der 
jeweiligen Gruppen gezählt wurde, betrug in beiden 
Berichtsjahren bei den Geschäftsführungsmitgliedern 
neun, bei den sonstigen Vertretern von Banken und 
Versicherungen 1992 ebenfalls neun (1990: sechs) 
sowie bei den Gewerkschaftsvertretern vier (1990: 
drei) Mandate. Dabei verfügten 1992 fünf Geschäfts- 
führungsmitglieder über fünf oder mehr Sitze in 
Kontrollorganen, bei den sonstigen Banken- bzw. 
Versicherungsvertretern waren es vier. 

8«) Vgl. Tz. 463, 465. 
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Tabelle IIL23 

Aufschlüsselung der Mandatsträger 
in den Kontrollorganen 
der hundert größten Unternehmen 
1990 und 1992 nach Gruppen 


Gruppenzugehörigkeit 

Anteil an der 
Gesamtzahl der 
Mandate (%) 


1992 

1990 

Mitglieder der Geschäftsfüh- 
rung von Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" 

11,8 

12,7 

davon: Vertreter 



von Banken 

4,9 

5,4 

von Versicherungen . . 

0,5 

1,1 

Vertreter 



von Banken 

2,3 

2,9 

von Versicherungen . . 

die nicht gleichzeitig in der 
Geschäftsführung eines Unter- 
nehmens der „100 Größten" 
sind^) 

1,3 

0,7 

Gewerkschaftsvertreter 

13,4 

13,9 

Angestellte des Unternehmens 
(Betriebsrat, leitende Ange- 
stellte) 

30,7 

29,4 

Nicht zuzuordnen 

40,5 

40,4 

Insgesamt 

100,0 

100,0 


g Hierzu zählen: 

— Vertreter von Banken oder Versicherungen, die nicht zu 
den „100 Größten" gehören, 

— ehemalige Geschäftsführungsmitglieder von Banken oder 
Versicherungen aus dem Kreis der „ 100 Größten", sofern 
sie noch Mitglied des Aufsichtsrates sind, sowie 

— nicht zur Geschäftsführung gehörende Mitarbeiter von 
Banken und Versicherungen aus dem Kreis der „100 
Größten " . 

Quelle: Eigene Erhebungen 


5. Die Beteiligung der „100 Größten“ an den 
dem Bundeskartellamt angezeigten 
Unternehmenszusammenschlüssen 

470. Seit ihrem Ersten Hauptgutachten 1973/75 
ermittelt die Monopolkommission die unmittelbare 
und mittelbare Beteiligung der jeweils „ 100 Größten" 
an den dem Bundeskartellamt nach § 23 GWB ange- 
zeigten Unternehmenszusammenschlüssen. Sie un- 
terstreicht damit die unter wettbewerbspolitischen 
Gesichtspunkten große Bedeutung des externen 
Wachstums als eine Form der Unternehmenskonzen- 
tration. 

In der vorhergehenden Berichtsperiode 1990/91 war 
die Anzahl der Zusammenschlüsse infolge der deut- 


schen Einheit gegenüber den Vorjahren sprunghaft 
angestiegen. Dagegen war im Zeitraum 1992/93 ein 
Rückgang der Zusammenschlußaktivitäten zu ver- 
zeichnen. Insgesamt wurden dem Bundeskartellamt 
3 257 Zusammenschlüsse angezeigt gegenüber 3 555 
in der Vorperiode. Die Unternehmen aus dem Kreis 
der „100 Größten" waren zusammen in 1 403 (1990/ 
91; 1 508) Fällen beteiligt, wobei in den Fällen, in 
denen mehr als ein Unternehmen aus dem Berichts- 
kreis an dem Zusammenschluß beteiligt war, dieser 
jedem der beteiligten Unternehmen zugerechnet 
wurde. Eliminiert man diese Doppelzählungen, so 
ergibt sich mit 1 266 die Zahl der Zusammenschlüsse 
mit Beteiligung von mindestens einem Unternehmen 
aus dem Kreis der hundert Größten. An der Gesamt- 
zahl der Zusammenschlüsse waren somit in 38,9 % der 
Fälle Unternehmen aus dem Kreis der „100 Größten" 
beteiligt. Die Ergebnisse zeigen, daß die Zusammen- 
schlußaktivitäten der hundert Großunternehmen in 
etwa proportional zur Gesamtzahl der angezeigten 
Unternehmenszusammenschlüsse leicht zurückgin- 
gen. 

471. Die Anzahl der Zusammenschlüsse, an denen 
die einzelnen Unternehmen aus dem Berichtskreis 
beteiligt waren, geht aus Tabelle 111.24 hervor. Insge- 
samt sind 1992/93 84 (1990/91: 89) der hundert größ- 
ten Unternehmen extern gewachsen. Von den 25 
Größten wiesen nur die Unternehmen Adam Opel AG 
und Ford-Werke AG keine Beteiligung an Zusam- 
menschlüssen auf (1990/91: Ford-Werke AG). Beide 
Unternehmen sind Tochtergesellschaften amerikani- 
scher Obergesellschaften. Betrachtet man auch die 
anderen deutschen Unternehmen, deren Mutterge- 
sellschaften im Ausland ansässig sind, so ist allgemein 
eine sehr geringe Zusammenschlußaktivität dieser 
Unternehmen festzustellen. Eine Ausnahme ist die 
IBM Deutschland GmbH, die an acht Zusammen- 
schlüssen beteiligt war. An mehr als zehn Zusammen- 
schlüssen waren insgesamt 39 (1990/91: 39) Unter- 
nehmen beteiligt, wobei die RWE AG mit 159 Fällen 
die Spitzenposition einnahm, gefolgt von der VEBA 
AG mit 108, der Ruhrkohle AG mit 62 und der Thyssen 
AG mit 59 Zusammenschlüssen. Alle genannten 
Unternehmen gehörten auch in den Vorperioden zu 
der Gruppe von Unternehmen mit den meisten Betei- 
ligungen an Unternehmenszusammenschlüssen. Auf 
Platz vier hatte 1990/91 bedingt durch die Übernahme 
zahlreicher bis dahin selbständiger Einzelhändler in 
der ehemaligen DDR die SPAR Handels-AG gele- 
gen. 

Für die einzelnen Branchen läßt sich keine einheitli- 
che Tendenz feststellen. Unter den Unternehmen mit 
den meisten Beteiligungen an ZusammenschlußfäUen 
waren allerdings viele Banken, Handels- und Bauun- 
ternehmen. Darüber hinaus gilt, daß die Zusammen- 
schlußtätigkeit positiv mit der Unternehmensgröße 
korreliert: Unternehmen im oberen Bereich der Rang- 
folge sind relativ häufiger an Zusammenschlüssen 
beteiligt als Unternehmen auf unteren Rängen. 

472. Bei Einteilung der Unternehmen in 25er Rang- 
gruppen ergibt sich, daß die 25 größten Unternehmen 
an mehr als der Hälfte der Zusammenschlüsse betei- 
ligt waren (Tabelle 111.25). 1992/93 betrug ihr Anteil 
57 %, in der Vorperiode waren es 51,7 %. Die beiden 
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Tabelle 111.24 


Die Beteiligung der „100 Größten" 1992 an den 
dem Bundeskartellamt 1992/1993 angezeigten 
Unternehmenszusammenschlüssen 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1992 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

1 

Daimler Benz AG 

54 

0 

2 

Siemens AG 

42 

1 

3 

Volkswagen AG 

7 

1 

4 

RWE AG 

159 

14 

5 

VEBA AG 

108 

14 

6 

Robert Bosch GmbH 

6 

0 

7 

Bayer AG 

6 

0 

8 

Ruhrkohle AG 

62 

11 

9 

Thyssen AG 

59 

7 

10 

Hoechst AG 

18 

0 

11 

BASF AG 

21 

13 

12 

Mannesmann AG 

43 

7 

13 

Deutsche Bank AG 

30 

0 

14 

Bayerische Motoren 

Werke AG 

7 

2 

15 

Fried. Krupp AG 
Hoesch-Krupp 

17 

0 

16 

Adam Opel AG 

0 

0 

17 

Preussag AG 

33 

6 

18 

Dresdner Bank AG 

18 

0 

19 

MANAG 

11 

1 

20 

Deutsche Lufthansa AG . . 

18 

0 

21 

Ford-Werke AG ^ 

0 

0 

22 

Metallgesellschaft AG . . . 

54 

2 

23 

Karstadt AG 

2 

0 

24 

IBM Deutschland GmbH . 

8 

0 

25 

Commerzbank AG 

16 

0 

26 

VIAGAG 

11 

2 

27 

Asea Brown Boveri AG . . . 

2 

0 

28 

Allianz AG Holding 

7 

0 

29 

Kaufhof Holding AG 

13 

0 

30 

REWE & Co, oHG 

4 

0 

31 

Bertelsmann AG 

20 

3 

32 

Deutsche Unilever GmbH 

0 

0 

33 

Gustav und Grete Schicke- 
danz Holding KG 

15 

0 

34 

Bayerische Vereinsbank AG 

5 

0 

35 

AGIV Aktiengesellschaft 
für Industrie und Ver- 
kehrswesen 

23 

6 

36 

Alcatel SEL AG 

1 

0 

37 

Philipp Holzmann AG .... 

38 

0 

38 

Deutsche Babcock AG . . . 

19 

0 


noch Tabelle 111.24 




Zahl der 

Zusammenschlüsse 

Rang 

1992 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

39 

Philips GmbH 

0 

0 

40 

Bayerische Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG . . 

29 

1 

41 

Ruhrgas AG 

5 

0 

42 

ZF Friedrichshafen AG . . . 

0 

0 

43 

Henkel KGaA 

5 

0 

44 

Degussa AG 

7 

0 

45 

Carl-Zeiss-Stiftung 

8 

0 

46 

Continental AG 

4 

0 

47 

Linde AG 

8 

0 

48 

Saarbergwerke AG 

27 

4 

49 

AMB Aachener und 
Münchener Beteili- 
gungs-AG 

16 

1 

50 

Otto Versand GmbH & Co. 

3 

0 

51 

Hamburger Gesellschaft 
für Beteiligungsverwal- 
tung mbH 

15 

0 

52 

Vereinigte Elektrizitäts- 
werke Westfalen AG . . . 

17 

0 

53 

Lausitzer Braunkohle AG . 

4 

0 

54 

DHS-Dillinger Hütte Saar- 
stahl AG 

0 

0 

55 

Bosch-Siemens Hausgeräte 
GmbH 

1 

0 

56 

ITT Gesellschaft für 
Beteiligungen mbH 

1 

0 

57 

Asko Deutsche Kauf- 
haus AG 

11 

0 

58 

Schering AG 

2 

0 

59 

Bayernwerk AG 

27 

0 

60 

VBB Viag-Bayernwerk- 
Beteiligungsgesell- 
schaft mbH 

12 

0 

61 

Bremer Vulkan Verbund 

AG 

28 

3 

62 

SPAR-Handels-AG 

9 

0 

63 

Deutsche Shell AG 

13 

7 

64 

Compagnie de Saint- 
Gobain (Deutsche 

Gruppe) 

4 

1 

65 

Hertie Waren- und Kauf- 
haus GmbH 

1 

6 ' 

0 

66 

VEAG Vereinigte 
Energiewerke AG 

2 

0 

67 

Axel Springer Verlag AG . 

8 

0 

68 

C.&A. Mode&Co 

0 

0 

69 

Nestle Deutschland AG . . 

3 

0 
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noch Tabelle III. 24 




Zahl der 

Zus ammenschlüsse 

Rang 

1992 

Unternehmen 

ins- 

gesamt 

davon An- 
schlußfälle 
(§ 24 Abs. 8 
Nr. 2 GWB) 

70 

Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag)-AG 

5 

0 

71 

Klöckner-Werke AG 

6 

0 

72 

Strabag Bau-AG 

6 

0 

73 

Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale 

30 

0 

74 

Diehl GmbH & Co 

2 

0 

75 

Victoria Holding AG 

3 

0 

76 

Klöckner-Humboldt- 
Deutz AG 

1 

0 

77 

C. H. Boehringer Sohn, 
Ingelheim 

1 

0 

78 

Bilfinger-i- Berger Bau- AG 

15 

0 

79 

Dyckerhoff &Widmann AG 

2 

0 

80 

Wacker-Chemie GmbH . . 

0 

0 

81 

FAG Kugelfischer Georg 
Schäfer KGaA 

1 

0 

82 

SGE Deutsche Holding 
GmbH 

0 

0 

83 

Franz Haniel&Cie. GmbH 

33 

2 

84 

Boehringer Mannheim 
GmbH 

0 

0 

85 

Freudenberg & Co 

4 

0 

86 

Miele & Cie. GmbH & Co. . 

0 

0 

87 

Walter Bau-AG 

6 

1 

88 

Bayerische Landesbank 
Girozentrale 

24 

1 

89 

Flughafen Frankfurt 

Main AG 

0 

0 

90 

DG Bank Deutsche 
Genossenschaftsbank . . . 

19 

1 

91 

AVA Allgemeine 
Handelsgesellschaft der 
Verbraucher AG 

2 

0 

92 

FPB Holding AG 

0 

0 

93 

E. Merck 

3 

0 

94 

Rheinmetall Berlin AG . . . 

5 

1 

95 

Hewlett-Packard GmbH . . 

1 

0 

96 

Liebherr Holding GmbH . 

1 

0 

97 

R + V Versicherung 

Holding AG 

0 

0 

98 

Akzo Faser AG 

0 

0 

99 

Beiersdorf AG 

0 

0 

100 

Horten AG 

1 

0 

Insgesamt 

1403 

113 


Quelle: Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundes- 
kartellamtes 


Tabelle 111.25 

Häufigkeit der Beteiligungen der Unternehmen 
aus dem Kreis der „100 Größten" 1992 
an Unternehmenszusammenschlüssen 1992/1993 
nach Ranggruppen 


Die auf Rang . . . 
bis . . . stehenden 
Unternehmen 

waren . . . mal an 
Zusammenschlüs- 
sen beteiligt 

Das entspricht 
einem Anteil 
von ... % an der 
Gesamtzahl 

1 bis 25 

799 

57,0 

26 bis 50 

270 

19,2 

51 bis 75 

215 

15,3 

76 bis 100 

119 

8,5 

Insgesamt 

1 403 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen nach Unterlagen des Bundeskar- 
tellamtes 


folgenden Ranggruppen wiesen einen recht geringen 
Unterschied in der Anzahl ihrer Beteiligungen an 
Zusammenschlüssen auf. Der Abstand zu den Unter- 
nehmen auf den Rängen 76 bis 100 war allerdings 
verglichen mit den Zahlen der Vorperiode deutlich. 
Im Berichtszeitraum 1990/91 entsprach die Beteili- 
gung der letztgenannten Unternehmen an allen 
Zusammenschlüssen, an denen Unternehmen aus 
dem Kreis der „100 Größten" beteiligt waren, einem 
Anteil von 14,7% und lag damit höher als derjenige 
der Unternehmen auf den Rängen 51 bis 75. 


6. Konzentration in der 
Versicherungswirtschaft 

6.1 Fragestellung und Vorgehensweise 

473. In Ergänzung ihrer herkömmlichen Berichter- 
stattung über die Konzentration von Großunterneh- 
men untersucht die Monopolkommission in diesem 
Hauptgutachten die Konzentration in der Versiche- 
rungswirtschaft. Durch einige aufsehenerregende 
Zusammenschlußfälle in den vergangenen Jahren 
ebenso wie durch die bereits seit geraumer Zeit 
geführte Diskussion über die Macht von Banken und 
Versicherungen ist die Versicherungswirtschaft in 
den Blickwinkel des öffentlichen Interesses gera- 
ten. Dabei spielt unter anderem eine Rolle, daß die 
Unternehmen der Versicherungsbranche durch eine 
große Finanzkraft gekennzeichnet sind, die mit der 
Gefahr der Machtausübung verbunden ist, auch wenn 
keine marktbeherrschende Stellung besteht. Vor dem 
Hintergrund der Entwicklungen der letzten Jahre hält 
es die Kommission für erforderlich, die Konzentration 
in der Versicherungswirtschaft ausführlicher als im 


81) Vgl. Deutscher Bundestag, Ausschuß für Wirtschaft, öffent- 
liche Anhörung zum Thema „Macht von Banken und 
Versicherungen — Wettbewerb im Finanzdienstleistungs- 
sektor" am 8. Dezember 1993. 


234 





Deutscher Bundestag — 12, Wahlperiode 


Drucksache 12/8323 


Rahmen der traditionellen Berichterstattung zu analy- 
sieren. Bereits in den Abschnitten 4.2.1 und 4.2.2 
wurde deutlich, daß umfangreiche Verflechtungen 
zwischen Banken, Versicherungen und Industrieun- 
ternehmen bestehen. So verfügte z. B. die Allianz AG 
Holding 1992 über insgesamt 16 Beteiligungen an 
Unternehmen aus dem Kreis der hundert Größten. ^2) 
Nur in Ansätzen ist aus den oben genannten Abschnit- 
ten das Ausmaß der Verflechtungen zwischen den 
großen Versicherungen zu erkennen. Aus einer ein- 
gehenderen Untersuchung der Konzentration inner- 
halb der Versicherungs Wirtschaft erwartet die Kom- 
mission auch zusätzliche Erkenntnisse über Verflech- 
tungen mit anderen Branchen. Dabei sind die Verbin- 
dungen zwischen Banken und Versicherungen von 
besonderem Interesse. 

Die ausführliche Analyse der Konzentration in der 
Versicherungswirtschaft wird durch die weite Ver- 
breitung von Namensaktien bei Unternehmen dieser 
Branche begünstigt. Der Monopolkommission ist 
bekannt, daß die öffentlichen Quellen die sie 
üblicherweise vor allem für die Feststellung von 
Beteiligungsverhältnissen heranzieht, teilweise nicht 
aktuell sind und aufgrund der rechtlichen Bestimmun- 
gen, die den Ausweis von Beteiligungsbesitz erst ab 
einer Höhe von 20 % zwingend vorschreiben, Lücken 
aufweisen. Die Anteilseignerstrukturen von Versiche- 
rungsunternehmen, bei denen Namensaktien vor- 
herrschen, gehen überwiegend aus den Hauptver- 
sammlungspräsenzlisten hervor. Die Kommission hat 
sich diese Tatsache zunutze gemacht und Auszüge 
aus Präsenzlisten verwendet, um die Angaben aus 
den öffentlich zugänglichen Quellen zu ergänzen und 
Ungenauigkeiten aufzudecken. 

474, Die Monopolkommission stellt die zehn größten 
Versicherungen und ihre Verflechtungen untereinan- 
der in den Mittelpunkt ihrer Untersuchung. Sie stützt 
sich dabei sowohl auf die herkömmlichen Quellen als 
auch auf Präsenzlisten von Hauptversammlungen 
großer Versicherungsunternehmen. An diese Darstel- 
lung schließt sich eine Betrachtung des gesamtwirt- 
schaftlichen Umfelds an, die sich nicht auf nationale 
Märkte beschränkt, sondern vor dem Hintergrund der 
Vollendung des Binnenmarktes für Versicherungen 
auch europäische Zusammenhänge aufzeigt. Berück- 
sichtigt wird bei der Beurteilung der Konzentration in 
der Versicherungswirtschaft auch die Amtspraxis des 
Bundeskartellamts. In diesem Kontext wird darüber 
hinaus die zunehmende Bedeutung des Finanzdienst- 
leistungssektors herausgestellt. 


6.2 Die Entwicklung der Konzentration 

6.2.1 Die Entwicklung der nach Beiträgen zehn größten 
Versicherungsunternehmen und ihre Verflechtungen 
untereinander 

475. Tabelle II 1.26 gibt einen Überblick über die 
Anteilseigner der nach den Beiträgen der inländi- 
schen Konzerne zehn größten Versicherungsunter- 
nehmen. Anders als in Abschnitt 4 wurden hier 


82) Vgl. Tabelle III.15. 
8-'^) Vgl. Tz. 435. 


zusätzlich zu den öffentlich zugänglichen Quellen 
Auszüge aus Präsenzlisten großer Versicherungen 
herangezogen. Die Unterschiede zwischen den Tabel- 
len II 1.14 und II 1.26 im Ausweis der Anteilseigner 
verdeutlichen den erheblichen Umfang der aus den 
Präsenzlisten zusätzlich gewonnenen Informationen. 

476. Aus Tabelle III.26 geht hervor, daß nahezu alle 
großen Versicherungen mit anderen Versicherungs- 
unternehmen und Kreditinstituten verflochten sind. 
Unter den Anteilseignern sind darüber hinaus zahlrei- 
che ausländische Unternehmen aus den genannten 
Branchen mit zum Teil bedeutenden Beteiligungen. 
Von den zehn größten deutschen Versicherungsun- 
ternehmen waren sieben Beteiligungsunternehmen 
anderer Unternehmen desselben Wirtschaftszweigs. 
Ebenfalls in sieben Fällen waren Banken beteiligt. In 
den folgenden kurzen Beschreibungen der Anteils- 
eignerstrukturen bleiben die Unternehmen R+V Ver- 
sicherung Holding AG, SR Beteiligungen AG und HDI 
Haftpflichtverband der Deutschen Industrie VVaG 
unberücksichtigt. Die R-i-V Versicherung befindet sich 
im Besitz mehrerer Unternehmen, die ohne Aus- 
nahme dem genossenschaftlichen Sektor zuzuordnen 
sind, die SR Beteiligungen gehört zu 100% der 
Schweizerischen Rückversicherungs-Gesellschaft. 
Beim HDI handelt es sich um einen Versicherungsver- 
ein auf Gegenseitigkeit. Als solcher hat er keine 
Anteilseigner, 

— Die Allianz AG Holding ist eng verbunden mit der 
Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG. 
Zum einen besteht eine gegenseitige Kapitalbetei- 
ligung von 25 %, zum anderen arbeiten die Unter- 
nehmen über eine Reihe von Gemeinschaftsunter- 
nehmen zusammen. Zum Beispiel beherrschten 
beide Unternehmen zusammen mit Beteiligungen 
von jeweils 37 % bis Mitte 1992 die Hamburg- 
Mannheimer Versicherungs- AG, die 1992 eben- 
falls unter den zehn größten Versicherungen war. 
Durch Umschichtungen der Beteiligungen wurde 
die gemeinsame Beherrschung der Hamburg- 
Mannheimer und anderer Unternehmen zugun- 
sten eindeutiger Mehrheitsbeteiligungen aufge- 
geben, Die Hamburg-Mannheimer befindet 
sich jetzt im Mehrheitsbesitz der Münchener Rück- 
versicherung und wird seit dem Geschäftsjahr 
1992/93 in deren Konzernabschluß einbezogen. ^6) 
Über die gegenseitige Kapitalbeteiligung hinaus 
halten auch einige Banken erhebliche Anteile an 
der Allianz und der Münchener Rückversicherung. 
Dabei fällt auf, daß es sich bei beiden Unterneh- 
men um dieselben Anteilseigner mit nahezu iden- 
tischen Anteilspaketen handelt. Inländische Versi- 
cherungen und Kreditinstitute verfügten an der 
Allianz ebenso wie an der Münchener Rückversi- 
cherung insgesamt über ca. 60 % der Aktien. 

84) Ein Versicherungs verein auf Gegenseitigkeit ist eine mit 
Rechtspersönlichkeit ausgestattete Personenvereinigung 
zum Zweck der Befriedigung von Versicherungsbedürfnis- 
sen unter den Mitgliedern, die gleichzeitig Versicherungs- 
nehmer und Versicherer sind. 

85) Zu den Gründen vgl. Tz. 487. 

88) Die Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG bilan- 
ziert zum 30. Juni. Im Rahmen dieser Untersuchung werden 
die Angaben des Geschäftsjahrs 1991/92 zugrunde gelegt. 
Die Hamburg- Mannheimer Versicherungs-AG gilt somit 
noch nicht als Konzemuntemehmen. 
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Tabelle III.26 


Die Anteilseigner der zehn größten Versicherungsuntemehmen 1992^) 


Beteiligungsunteraehmen 

Anteilseigner^) (I: wenigstens zum Teil indirekt) 


Unternehmen 

aus dem Kreis 
der zehn größten 
Versicherunguntemehmen 

Ausländische 

Versicherungsunternehmen 

Banken 

1992 

1990 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

1 

1 

Allianz AG 
Holding 

Münchener 

Rückver- 

sicherungs- 

Gesellschaft 

AG 

25 



Deutsche 

Bank AG 

Dresdner 

Bank AG 

Bayerische 

Vereinsbank 

AG 

ca. 10 

ca. 10 

ca. 10 








Bayerische 
Hypotheken- 
und Wech- 
sel-Bank AG 

ca. 5 








Berliner Han- 
dels- und 
Frankfurter 
Bank 

ca. 1 









ca. 36 

2 

2 

Münchener 

Rückver- 

sicherungs- 

Gesellschaft 

AG 

Allianz AG 
Holding 

25 

Commercial 
Union Assu- 
rance Com- 
pany Ltd. 

(GB) 

5 

Deutsche 

Bank AG 

Dresdener 

Bank AG 

Bayerische 

Vereinsbank 

AG 

ca. 10 

ca. 10 

ca. 9 








Bayerische 
Hypotheken- 
und Wech- 
sel-Bank AG 

ca. 3 








Berliner Han- 
dels- und 
Frankfurter 
Bank 

ca. 2 









ca. 34 

3 

4 

AMB Aache- 
ner und 
Münchener 
Beteiligungs- 
AG3) 

Münchener 

Rückver- 

sicherungs- 

Gesellschaft 

AG 

5,65 

Assurances 
Generales 
de France 

S.A. (F) 

25 

-Hl 

Aktie 

Dresdner 

Bank AG 

Schweizeri- 
sche Kredit- 
anstalt 

ca. 12 

5 




Colonia 
Konzern AG 

Victoria 
Holding AG 

2,261 

2 

La Fondiaria 
Compagnia 
di Assicura- 
zioni e Rias- 
sicurazioni 
SpA (I) 

20 


ca. 17 





9,911 

Skandia Inter- 
national In- 
surance (S) 

ca. 1,8 









ca. 46,8 
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noch Tabelle 111.26 


Beteiligungsunternehmen 

Anteilseigner^) (I: wenigstens zum Teil indirekt) 

Rang 

Unternehmen 

aus dem Kreis 
der zehn größten 
Versicherunguntemehmen 

Ausländische 

Versicherungsunternehmen 

Banken 

1992 

1990 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

4 

3 

Gerling-Kon- 
zern Ver- 
sicherungs- 
Beteiligungs- 
AG 





Deutsche 

Bank 

30 

5 

8 

Colonia Kon- 
zern AG 

Colonia Kon- 
zern AG^) 

6,371 

L'Union des 
Assurances 
de Paris S.A. 
(F) 

Baltica Insu- 
rance (DK) 

The Dai- 

17,0 I 

2,5 I 

Sal, Oppen- 
heim jr. & 

Cie. KGaA 

Berliner 
Handels- 
und Frank- 
furter Bank 

5 I 

ca, 2 






Ichi- Mutual 
Life Insu- 
rance Com- 
pany (J) 

2,5 I 


ca. 7 







22,0 I 



6 

5 

Victoria 
Holding AG 

Münchener 

Rückver- 

sicherungs- 

Gesellschaft 

AG 

AMB 

Aachener 

und 

Münchener 

Beteiligungs- 

AG 

Gerling-Kon- 
zern Ver- 
sicherungs- 
Beteiligungs- 
AG 

R+V Versiche- 
rung 

Holding AG 

15,5 I 

5,0 I 

ca, 2,5 I 

ca, 2,0 I 

Schweizeri- 
sche Rück- 
versiche- 
rungs-Ge- 
sellschaft 
(CH) 

6,4 I 

Deutsche 

Bank AG 

4,7 I 





ca.25,0 I 





7 

7 

R+V Versiche- 
rung 

Holding AG 




i 

DG Bank 
Deutsche 
Genossen- 
schaftsbank 

WGZ-Bank 
Westdeut- 
sche Genos- 
senschafts- 
Zentralbank 
AG 

41,55 

20,73 
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noch Tabelle III. 26 


Beteiligungsunternehmen 

Anteüseigner^) (I: wenigstens zum Teil indirekt) 

Rang 

Unternehmen 

aus dem Kreis 
der zehn größten 
Versicherungunternehmen 

Ausländische 

Versicherungsunternehmen 

Banken 

1992 

1990 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

Unternehmen 

Kapital- 

anteil 

(%) 

8 

9 

10 

6 

9 

! 

SR Beteili- 
gungen AG 

HDI Haft- 
pflichtver- 
band der 
Deutschen 
Industrie 
VVaG 

Hamburg- 
Mannheimer 
Versiche- 
rungs-AG 5) 

Allianz AG 
Holding 
Münchener 
Rückver- 
sicherungs- 
Gesellschaft 
AG 

37 

37 

74 

Schweize- 
rische Rück- 
versiche- 
rungs - 
Gesellschaft 
(CH) 

Skandia 

Group Insu- 
rance Com- 
pany Ltd. (S) 

1001 

26 

SGZ Bank 
Südwest- 
deutsche 
Genossen- 
schafts-Zen- 
tralbank AG 

Genossen- 

schaftliche 

Zentralbank 

AG 

Bayerische 

Raiffeisen- 

Beteiligungs- 

AG 

Beteiliqungs- 
AG der 
bayerischen 
Volksbanken 

18,05 

13,08 

4,4 

1,51 

99,32 


b Bei den Anteilseignern werden nur Banken und Versicherungen auf geführt. 

2) Anteile unter 1 % werden nicht berücksichtigt. 

3) Die Fondiaria Compagnia di Assicurazioni hat ihre Beteiligung 1993 veräußert. Große Teile davon wurden von der sogenannten 
„ deutschen Gruppe " , bestehend aus der Deutsche Bank AG , der Dresdner Bank AG . der Allianz AG Holding und der Münchener 
Rückversicherungs-Gesellschaft AG, übernommen. 

4) Infolge wechselseitigen Anteilsbesitzes mit der Kölnische Verwaltungs AG für Versicherungswerte befindet sich ein Teil der 
Aktien des Unternehmens in Eigenbesitz. 

5) Inzwischen haben die Allianz AG Holding und die Münchener Rückversicherungs- Gesellschaft AG ihre Beteiligungen an dem 
Unternehmen umstrukturiert. Mehrheitseignerin ist die Münchener Rückversicherung mit 54 % der Anteile, die Allianz hält 
20%. Ab dem Geschäftsjahr 1992/93 wird die Hamburg-Mannheimer Versicherungs-AG von der Münchener Rückversiche- 
rungs-Gesellschaft AG konsolidiert. 

Quelle: Wenger, E., Lehrstuhl für Bank- und Kredit Wirtschaft, Universität Würzburg; eigene Erhebungen 


238 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8323 


— Die AMB Aachener und Münchener Beteiligungs- 
AG war im Berichtszeitraum von umfassenden 
Veränderungen ihrer Anteilseignerstruktur betrof- 
fen. Das britische Versicherungsunternehmen Ro- 
yal Insurance plc. veräußerte seine Beteiligung von 
20% Ende 1991. Das Paket wurde zur Weiterpla- 
zierung von der Schweizerischen Kreditanstalt 
übernommen. Zuvor bereits hatte die Assurances 
Generales de France International S.A. (AGF) ihre 
Beteiligung von 6% auf 15% aufgestockt. Sie 
übernahm weitere 8 % von der Schweizerischen 
Kreditanstalt und hielt damit zunächst 23% der 
Aktien. Dieser Anteil wurde im Verlauf des Jahres 
1992 auf 25% und eine Aktie ^7) erhöht. Anfang 
1992 erweiterte auch die La Fondiaria ihre Be- 
teiligung von 5 auf 20%. Neben diesen beiden 
Aktionären waren 1992 die Versicherungsunter- 
nehmen Colonia Konzern AG, Münchener Rück- 
versicherungs-Gesellschaft AG und Victoria Hol- 
ding AG mit insgesamt ca. 10% und die Skandia 
International Insurance mit 1,8 % sowie die Kredit- 
institute Dresdner Bank AG und Schweizerische 
Kreditanstalt mit 12 bzw. 5 % am Kapital der AMB 
beteiligt. Inzwischen hat sich der Anteilseigner- 
kreis erneut geändert. Die Fondiaria hat ihre 
20%ige Beteiligung abgegeben. Als Aktionäre 
sind die Deutsche Bank AG mit 10% und die 
Allianz AG Holding mit 5 % neu hinzugekommen; 


Die AMB hatte der AGF zunächst die Eintragung der 
vinkulierten Namensaktien verweigert, so daß die AGF nur 
für einen Teil ihrer Aktien auch das Stimmrecht ausüben 
konnte. 


die Dresdner Bank und die Münchener Rückversi- 
cherung haben ihre Anteilspakete geringfügig 
ausgebaut. Es ist geplant, daß die sogenannte 
„deutsche Gruppe" ihren Gesamtanteil von über 
37 % auf 33,5 % reduziert. Dieser Wert entspricht 
dem mittlerweile weiter aufqestockten Anteil der 
AGF. 

— 1992 erwarb die Deutsche Bank AG eine Beteili- 
gung von 30% an der Gerling-Konzern Versiche- 
rungs-Beteiligungs AG, der Holding-Gesellschaft 
des Gerling-Konzerns, die sich bis dahin im allei- 
nigen Besitz der Familie Gerling befand. Die 
ungünstige wirtschaftliche Situation des Unter- 
nehmens hatte den Eigner veranlaßt, die Deutsche 
Bank als finanzstarken Partner zu akzeptieren. 

— Die Colonia Konzern AG befindet sich zu über 
50% in ausländischem Einzelbesitz. Über die 
Compagnie du Financiere du Groupe Victoire 
halten verschiedene Versicherungen und Finanz- 
institute geringere Beteiligungen an der Colonia. 
Das größte Paket umfaßte 1992 ca. 17 % und war im 
Besitz der Compagnie de Suez. 

— Der überwiegende Teil des Kapitals der Victoria 
Holding AG ist breit gestreut. Daneben verfügen 
verschiedene Banken und Versicherungen über 
kleinere Anteile. Die höchste Beteiligung hatte mit 
15,5 % der Aktien 1992 die Münchener Rückversi- 
cherung inne. Als einzige unter den größten Ver- 
sicherungen war sie 1992 somit an insgesamt vier 
anderen Unternehmen aus demselben Kreis betei- 
ligt. 


Tabelle III.27 

Die personellen Verflechtungen zwischen den zehn größten Versicherungsunternehmen 1992 


Rang 


Anzahl der Versicherungsunternehmen 
aus dem Kreis der zehn Größten . . . 

1992 

1990 

Unternehmen 

... in deren Kon- 
trollorgane das 
genannte Unter- 
nehmen Mitglie- 
der der Ge- 
schäftsführung 
entsandt hat 

. . . die Mitglieder 
ihrer Geschäfts- 
führung in das 
Kontrollorgan 
des genannten 
Unternehmens 
entsandt haben 

. . . mit denen das 
genannte Unter- 
nehmen über 
Mandatsträger in 
den Kontrollor- 
ganen personell 
verflochten ist 

1 

1 

Allianz AG Holding 

1 

0 

1 

2 

2 

Münchener Rückversicherungs- 
Gesellschaft AG 

1 

0 

2 

3 

4 

AMB Aachener und Münchener 
Beteiligungs-AG 

0 

0 

1 

4 

3 

Gerling- Konzern Versicherungs- 
Beteiligungs-AG 

0 

0 

1 

5 

8 

Colonia Konzern AG 

0 

0 

0 

6 

5 

Victoria Holding AG 

0 

0 

2 

7 

7 

R+V Versicherung Holding AG 

0 

0 

0 

8 

6 

SR Beteiligungen AG 

0 

0 

1 

9 

— 

HDI Haftpflichtverband der 
Deutschen Industrie WaG 

0 

0 

0 

10 

9 

Hamburg-Mannheimer Versiche- 
rungs-AG 

0 

2 

0 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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477. Aus den Darstellungen wird deutlich, daß weit- 
reichende Verflechtungen bestehen, die in einigen 
Fällen durchaus mit der Möglichkeit der Einfluß- 
nahme einhergehen, vor allem, wenn personelle Ver- 
bindungen hinzukommen. Bei den oben aufgeführten 
sieben Versicherungen wurden in allen Fällen minde- 
stens 30 % des Kapitals von anderen Versicherungs- 
unternehmen oder Banken gehalten. In fünf Fällen 
summierten sich die Beteiligungen der genannten 
Gruppen auf über 50%, wobei auch ausländische 
Anteilseigner einbezogen wurden. 

478. Aus Tabelle II 1.27 ist ersichtlich, inwieweit 
personelle Verflechtungen zwischen den zehn größ- 
ten Versicherungen bestanden. Nur zwei Unterneh- 
men entsandten 1992 Mitglieder ihrer Geschäftsfüh- 
rung in das Kontrollorgan eines anderen Unterneh- 
mens aus dem Kreis der zehn Größten. Es handelt sich 
um die Allianz und die Münchener Rückversicherung, 
die jeweils mit einem Vorstandsmitglied im Aufsichts- 
rat der Hamburg-Mannheimer vertreten waren. 

Zusätzlich wurden personelle Verflechtungen über 
Mandatsträger, das heißt Personen, die in den Kon- 
trollgremien von mindestens zwei der betrachteten 
Unternehmen saßen, festgestellt. An anderer Stelle 
wurde bereits daraufhingewiesen, daß Verbindungen 
über Mandatsträger unabhängig von den Befugnissen 
der Kontrollorgane geeignet sind, auf hoher hierarchi- 
scher Ebene Kontakte zwischen Unternehmen aufzu- 
bauen und zu vertiefen. Dies gilt bereits für Unterneh- 


men verschiedener Branchen und trifft um so mehr auf 
Unternehmen desselben Wirtschaftszweigs zu, vor 
allem, wenn zusätzlich weitreichende Kapitalver- 
flechtungen bestehen. Dies muß berücksichtigt wer- 
den, auch wenn die Anzahl der Verflechtungen über 
Mandatsträger nicht groß zu sein scheint. 


6.2.2 Gesamtwirtschaftliche Rahmendaten 

479. Die Entwicklung der zehn größten Versiche- 
rungsunternehmen ist vor dem Hintergrund gesamt- 
wirtschaftlicher Rahmendaten zu beurteilen. Dazu 
gehören neben Marktanteilen vor allem die Möglich- 
keiten des Markteintritts für potentielle Wettbewer- 
ber. 

Tabelle 111.28 zeigt für die einzelnen Versicherungs- 
sparten die Entwicklung der verdienten Bruttobei- 
tragseinnahmen und der Marktanteile auf. Neben 
dem Marktanteil des jeweils größten Anbieters wer- 
den die kumulierten Anteile der drei, fünf und zehn 
größten Versicherungsunternehmen aufgeführt. Die 
Betrachtung erstreckt sich auf die Jahre 1990 und 
1992, Wenn dies dem Untersuchungsziel dient, wer- 
den in den folgenden Ausführungen auch längere 
Zeiträume berücksichtigt. 

Aus Tabelle III. 28 sind vor allem zwei Entwicklungen 
abzulesen. Zum einen haben die Beitragseinnahmen 
in allen Sparten zwischen 1990 und 1992 zum größten 


Tabelle 111.28 


Bruttobeitragseinnahmen und Konzentrationsraten 
in den einzelnen Versicherungszweigen 1990 und 1992 


V ersicherungssparte 

Jahr 

Anzahl 

der 

Unter- 

nehmen 

Verdiente 

Brutto- 
beitrags- 
einnahmen 
(Mio. DM) 

Konzentrationsraten 

Zuwachsraten 

gegenüber 

der 

Vorperiode 

(%) 

CR-1 

CR-3 

CR-5 

CR-10 

(%) 

Lebensversicherung 

1992 

120 

68 365,529 

12,5 

23,4 

31,1 

45,9 

+28,5 


1990 

110 

53 222,185 

12,4 

25,1 

33,0 

47,6 


Pensionskassen 

1992 

147 

4 012,097 

26,9 

50,1 

59,9 

72,3 

-27,5 


1990 

162 

5 532,161 

33,2 

54,3 

62,3 

74,5 


Sterbekassen 

1992 

59 

98,660 

11,0 

30,6 

46,5 

64,7 

+ 5,1 


1990 

66 

93,871 

12,1 

32,9 

48,2 

63,9 


Krankenversicherung 

1992 

62 

22 766,320 

16,2 

41,6 

52,6 

71,6 

+21,9 


1990 

57 

18 682,828 , 

17,5 

42,4 

54,1 

72,9 


Schaden- und 

1992 

350 

87 108,962 

9,6 

16,7 

22,9 

35,3 

+24,0 

Unfallversicherung 

1990 

342 

70 254,856 

10,3 

17,0 

23,1 

34,6 


Rückversicherung 2) 

1992 

31 

41 988,625 

34,1 

57,9 

70,0 

88,1 

+20,1 


1990 

29 

34 969,808 

35,8 

59,8 

71,3 

88,5 



Ü Zur Schaden- und Unfallversicherung zählen verschiedene Versicherungszweige, wie die Haftpflicht-, die Unfall-, die 
Rechtsschutz-, die Feuerversicherung und andere. 

2) Einige Rückversicherungsunternehmen bilanzieren nicht zum 31. Dezember eines Jahres. Aus Vereinfachungsgründen wird 
hier jedoch die Jahreszählung beibehalten. 

Quelle: Geschäftsberichte des Bundesaufsichtamts für das Versicherungswesen, verschiedene Jahre; eigene Erhebungen 
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Teil erheblich zugenommen, zum anderen sind die 
Marktanteile der größten Versicherungen mit weni- 
gen Ausnahmen zurückgegangen. Das bedeutet, daß 
die Erhöhung der Beitragseinnahmen sich gleichmä- 
ßig auf alle Anbieter der einzelnen Versicherungs- 
sparten verteilt hat und eine überdurchschnittliche 
Begünstigung der jeweils größten Unternehmen nicht 
zu erkennen ist. Diese Interpretation ist zutreffend, 
solange der Betrachtung Unternehmen als rechtlich 
selbständige Einheiten zugrunde liegen und nicht — 
wie es zur richtigen Wiedergabe der Marktverhält- 
nisse erforderlich wäre — wirtschaftliche Einheiten, 
also faktische Konzerne. 

480 . Am Beispiel des Marktes für Lebensversiche- 
rungen, der gemessen an den Beiträgen der bedeu- 
tendste ist, sollen die Auswirkungen einer Konzentra- 
tionsmessung nach Konzernen kurz dargestellt wer- 
den. Marktführer ist die von der Allianz AG Holding 
beherrschte Allianz Lebensversicherungs-AG mit ca. 
12,5% Marktanteil. Die Allianz AG Holding hält 
darüber hinaus größere Beteiligungen an weiteren 
Lebensversicherungsunternehmen. Zu nennen sind 
hier die Berlinische Lebensversicherung AG, die 
Karlsruher Lebensversicherung AG und die Ham- 
burg-Mannheimer Versicherungs-AG, bei denen die 
Allianz Ende 1992 40 %, 36 % bzw. 20 % des Kapitals 
kontrollierte. Diese Beteiligungsverhältnisse sind 
Ergebnis einer Umstrukturierung des gemeinsamen 
Anteilsbesitzes der Allianz AG Holding und der Mün- 
chener Rückversicherungs-Gesellschaft AG, die zu- 
vor die drei genannten Unternehmen zusammen 
beherrscht hatten. Nach Auffassung des Bundes- 
kartellamtes werden die Aktivitäten der Unterneh- 
men trotz der nun eindeutigen Zugehörigkeit zum 
Konzern der Münchener Rück weiterhin mit der 
Allianz abgestimmt. Dies kann angenommen werden, 
weil die Allianz immer noch erhebliche Anteile an den 
genannten Unternehmen hält und weil die Münche- 
ner Rück kein Interesse daran hat, auf die Geschäfts- 
politik der in der Lebensversicherung tätigen Tochter- 
unternehmen einzuwirken, sofern ihre eigenen über 
die Erzielung von Einnahmen aus den Beteiligungen 
hinausgehenden Geschäftsinteressen nicht berührt 
werden. Ein Verdrängungswettbewerb zwischen den 
Lebensversicherern würde ihrem Interesse zuwider- 
laufen, da sie neben den Mehrheitsbeteiligungen an 
den oben genannten Unternehmen auch an der Alli- 
anz Lebensversicherungs-AG beteiligt ist. Nimmt 
man aufgrund dieser Überlegungen also an, daß die 
Geschäftspolitik der Beteiligungsunternehmen mit 
der Allianz abgestimmt wird, so können die Marktan- 
teile mit denen der Allianz Lebensversicherungs-AG 
zusammengefaßt werden. Es ergibt sich für 1992 ein 
Marktanteil der Gruppe von 23,7 %. 1990 lag der Wert 
etwas niedriger bei 23,0 %, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß das ostdeutsche Unternehmen Deutsche 
Lebensversicherungs-AG, das die Allianz 1990 erwor- 
ben hatte, in diesem Jahr noch nicht berücksichtigt 
wurde. Auf Rang drei der größten Lebensversiche- 
rungsunternehmen befand sich 1992 die Volksfür- 
sorge Deutsche Lebensversicherung AG, eine Toch- 
tergesellschaft der Volksfürsorge Holding AG, die im 
Geschäftsjahr 1992 erstmals von der AMB Aachener 


^8) Zu den Gründen für die Umstrukturierungen vgl. Tz. 487. 


und Münchener Beteiligungs-AG konsolidiert wurde. 
Entsprechend der Vorgehensweise bei der Allianz 
müssen die Marktanteile der Lebensversicherungsun- 
ternehmen der Volksfürsorge- und der Aachener und 
Münchener-Gruppe addiert werden. Damit betrug 
der CR 3-Wert 1992 32,1%. Im davor liegenden 
Berichtsjahr 1990 war die Volksfürsorge Deutsche 
Lebensversicherung von der AMB unabhängig. Den- 
noch lag die Konzentrationsrate CR 3 bei 32,7 %. Dies 
verdeutlicht, daß das Beitragswachstum zwischen 
1990 und 1992 nur unterdurchschnittlich auf die 
größten Unternehmen bzw. Gruppen entfiel. Hätte die 
Volksfürsorge Deutsche Lebensversicherung bereits 
1990 zur AMB gehört, so wäre die CR 3-Rate mit 
35,7% noch einmal deutlich höher ausgefallen, und 
die Verringerung bis 1992 wäre auffälliger gewesen. 
Die CR 5-Werte für 1992 und 1990 betrugen 39,0% 
und 39,6%. Die beispielhaft angegebenen Zahlen 
verdeutlichen die Diskrepanz zwischen den Konzen- 
trationsmessungen auf Unternehmens- und Konzern- 
basis; auf weitere Untersuchungen kann deshalb an 
dieser Stelle verzichtet werden. 

481 . Ein Indikator für die Offenheit der Versiche- 
rungsmärkte ist das Geschäft ausländischer Unterneh- 
men, dessen Entwicklung im folgenden kurz darge- 
stellt werden soll. Sowohl die Anzahl deutscher Unter- 
nehmen in ausländischem Mehrheitsbesitz als auch 
die Anzahl der Niederlassungen ausländischer Versi- 
cherungen im Inland sind zwischen 1990 und 1992 
nahezu konstant geblieben. In beiden Jahren waren in 
den Sparten Lebensversicherung, Krankenversiche- 
rung und Schaden- und Unfallversicherung zusam- 
men 58 deutsche Unternehmen in ausländischem 
Mehrheitsbesitz tätig. Die Anzahl der Niederlassun- 
gen ausländischer Versicherungsunternehmen be- 
trug 1992 81 gegenüber 83 im Jahr 1990. Für 1988 
weist das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
wesen insgesamt 108 ausländische Versicherungsun- 
ternehmen aus, die bezüglich ihres deutschen 
Geschäfts unter Bundesaufsicht standen. Im Zeitraum 
1990/92 hat sich auch die Aufteilung der Unterneh- 
men auf die einzelnen Sparten nicht wesentlich ver- 
ändert. Unverändert sind die meisten ausländischen 
Unternehmen in den Bereichen Schaden- und Unfall- 
versicherung mit 111 und Lebensversicherung mit 
25 Niederlassungen und Tochterunternehmen vertre- 
ten. 

482 . Als Herkunftsland ausländischer Versiche- 
rungsanbieter war Großbritannien Spitzenreiter mit 
insgesamt 39 Unternehmen, die auf deutschen Versi- 
cherungsmärkten über Niederlassungen oder deut- 
sche Tochterunternehmen präsent waren, gefolgt von 
der Schweiz mit 34 und Frankreich mit 20 Unterneh- 
men. 

Das Beitragsvolumen ausländischer Versicherungen 
über Niederlassungen und Beteiligungsunternehmen 
betrug 1992 24,5 Mrd. DM gegenüber 20,4 Mrd. DM 
1990. Im Jahr 1992 erzielten Unternehmen aus der 
Schweiz mit 13,9 Mrd. DM den größten Teil des 
Gesamtbetrages, gefolgt von niederländischen Versi- 
cherungen mit 5,1 Mrd. DM und britischen Unterneh- 
men mit 3,1 Mrd. DM. 
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Tabelle 111.29 

Marktanteile ausländischer Versicherungsunternehmen am Beitragsaufkommen 1975 bis 1992 


Versicherungssparte 

Jahr 

1975 

1980 

1985 

1988 

1990 

1991 

1992 

(%) 

Lebensversicherung 

8A 

8,1 

10,3 

11,1 

14,7 

13,6 

13,3 

Krankenversicherung 

15,9 

17,0 

21,2 

14,6 

16,4 

16,3 

16,8 

Schaden- und Unfallversicherung . . 

13,5 

12,9 

13,3 

14,8 

18,1 

13,4 

14,1 

Insgesamt 

11,9 

11,5 

1 

13,2 

i 

13,4 

14,4 

13,8 

13,7 


h Niederlassungen ausländischer Versicherungsunternehmen und in ausländischem Mehrheitsbesitz befindliche deutsche 
Versicherungsunternehmen. 

2) Ohne Pensions- und Sterbekassen. 

Quelle: Die deutsche Versicherungswirtschaft, Jahrbuch 1992 des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V, 
Bonn 1992, S. 39; Geschäftsberichte des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 1990 und 1992. 


483. Tabelle IIL29 gibt einen Überblick über die 
Entwicklung der Marktanteile ausländischer Versi- 
cherungsunternehmen in den Sparten Lebensversi- 
cherung, Krankenversicherung und Schaden- und 
Unfallversicherung zwischen 1975 und 1992. Danach 
lag der Marktanteil insgesamt, das heißt bezogen auf 
alle genannten Versicherungssparten, bei 13,7 %. Die 
Zunahme seit 1975 betrug 15,1%. 

Bei der Interpretation der Marktanteilsentwicklung 
muß beachtet werden, daß sich das Engagement 
ausländischer Unternehmen auf den deutschen Märk- 
ten für Versicherungsleistungen nicht auf Niederlas- 
sungen und deutsche Tochterunternehmen be- 
schränkt. Berücksichtigt werden müssen auch Koope- 
rationen mit deutschen Versicherern und Beteiligun- 


gen, die unter 50% liegen. Die in Abschnitt 6.2.1 
dargestellten Verflechtungen und Kooperationen der 
größten deutschen Versicherungsunternehmen unter 
anderem auch mit europäischen Unternehmen ver- 
deutlichen den Stellenwert derartiger Engagements. 

484. Höher als die von ausländischen Versicherern 
auf deutschen Märkten für Versicherungsleistungen 
erzielten Beitragseinnahmen ist das Beitragsaufkom- 
men, das inländische Versicherungsunternehmen im 
Ausland erreichten. Mit 31 Mrd. DM oder 17,2 % trug 
es 1992 zum Gesamtgeschäft bei (vgl. Tabelle IIL30). 
Im Vergleich dazu wurden 1985 nur 3, 6% der Beiträge 
im Ausland erwirtschaftet. Die Beitragseinnahmen 
haben sich somit mehr als verachtfacht, der Anteil des 


Tabelle III. 30 


Auslandsgeschäft und inländisches Beitragsaufkommen 
deutscher Versicherungsunternehmen 1985 bis 1992 


Jahr 

Inländisches 

Beitragsvolumen 

Beitragseinnahme aus dem Ausland 2) 

Auslandsgeschäft 
im Verhältnis zum 
inländischen 
Beitragsvolumen 


(Mrd. DM) 

(Mrd. DM) 

Zuwachsrate (%) 

(%) 

1985 

105,0 

3,8 


3,6 

1986 

110,5 

5,9 

+55 

5,3 

1987 

117,7 

10,6 

+80 

9,0 

1988 

127,3 

15,9 

+50 

12,4 

1989 

133,9 

18,8 

+ 18 

14,0 

1990 

145,1 

26,0 

+38 

17,9 

1991 *) 

164,2 

28,4 

+ 9 

17,3 

1992*) 

180,0 

31,0 

+ 9 

17,2 


0 Gesamtmarkt ohne Beiträge aus der Rückstellung für Beitragsrückerstattung (Lebens- und private Krankenversicherung). 

2) Ganz überwiegend durch Beteiligungen und Tochterunternehmen. 

*) = Geschätzte Werte. 

Quelle: Die deutsche Versicherungswirtschaft, Jahrbuch 1993 des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungs wirtschafte. V, 
Bonn 1993, S. 41 
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Auslandsgeschäfts an den insgesamt erzielten Beiträ- 
gen wies einen Zuwachs von nahezu 30 % auf. 

Die Auslandsaktivitäten der deutschen Versiche- 
rungsunternehmen haben zu einer Ausweitung des 
Vertretungsnetzes geführt. In Europa gab es einer 
Umfrage des Gesamtverbandes der Deutschen Versi- 
cherungswirtschaft zufolge 1991 218 Dependancen, 
weltweit waren es 336. Im Jahr 1988 wurden demge- 
genüber insgesamt 253 Vertretungen gezählt, 168 
davon in Europa. Am stärksten ist das Engagement 
deutscher Versicherungen in Österreich ausgeprägt, 
wo der Marktanteil aus Niederlassungen und Mehr- 
heitsbeteiligungen 1991 18,9% betrug. Auf den 

nächsten Plätzen folgten Italien mit einem Marktan- 
teil von 12,4 % und Frankreich mit 2,4 %. 

485. Mit der Umsetzung der dritten Richthnien- 
Generation in nationales Recht, die bis zum 1. Juli 
1994 erfolgt sein muß, wird der Binnenmarkt für 
Versicherungen verwirklicht. Zukünftig darf jedes in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union zugelas- 
sene Versicherungsunternehmen EU-weit tätig wer- 
den, ohne unter die Aufsicht der Tätigkeitsländer zu 
fallen (Herkunftsland-Prinzip). Bislang galt das Her- 
kunftsland-Prinzip nur für die Versicherung von Groß- 
risiken, während die Zuständigkeit für das Massenge- 
schäft bei dem Mitgliedstaat verblieb, in dem das 
Risiko belegen war. Neben der in Zukunft ausschließ- 
lichen Geltung der Sitzlandaufsicht werden am 1. Juli 
1994 auch eine Reihe anderer Regelungen in Kraft 
gesetzt. Zum Beispiel entfallen die Ex-ante-Kontrolle 
von Versicherungsbedingungen und die Tarifgeneh- 
migung durch die Aufsichtsbehörden. Mit den neuen 
Vorschriften wird die Deregulierung des grenzüber- 
schreitenden Geschäfts mit Versicherungsdienstlei- 
stungen, die bereits durch vorhergehende Richtlinien 
in weiten Bereichen erfolgt war, fortgesetzt. Inwieweit 
sich dadurch eine Ausweitung des Auslandsgeschäfts 
ergeben wird, bleibt abzuwarten. Vor allem muß 
bedacht werden, daß ausländische Versicherungsun- 
ternehmen bereits in erheblichem Umfang auf deut- 
schen Märkten vertreten sind.^^) Sie unterliegen 
lediglich der Aufsicht durch das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen. Das gilt gleichermaßen 
für die deutschen Unternehmen, so daß für die aus- 
ländischen Versicherungen keine Wettbewerbs- 
nachteile entstehen. Wahrscheinlicher als erhebliche 
Marktanteilsverschiebungen ist eine Ausweitung der 
Produktpalette und der Variationen bereits bestehen- 
der Versicherungsangebote. Denn mit Verwirkli- 
chung der uneingeschränkten Dienstleistungsfreiheit 
für Versicherer entfallen nicht automatisch alle 
Marktzugangsbeschränkungen. Versicherungspro- 
dukte sind dadurch gekennzeichnet, daß ein hoher 
Informations- und Beratungsbedarf besteht. Dieses 
Charakteristikum erfordert auch in Zukunft eine 
geeignete Infrastruktur, die Kundennähe gewährlei- 
stet. Viele Versicherungsunternehmen werden daher 
wie bisher anstelle der Gründung eigener Tochterun- 
ternehmen im Ausland die Wege des Beteiligungser- 
werbs oder der Kooperation gehen. 


«9) Vgl. Tabelle III.29. 


6.2.3 Fusionskontrolle in der Versicherungswirtschaft 

486. In den Jahren 1990 bis 1992 wurden dem 
Bundeskartellamt insgesamt 33 Zusammenschlüsse in 
der Versicherungswirtschaft angezeigt, davon waren 
31 kontrollpflichtig. Die vorherrschende Konzentra- 
tionsform war diejenige über Gemeinschaftsunter- 
nehmen. Der Trend zur Zusammenarbeit von Banken 
und Versicherungen im Rahmen des Angebots von 
Finanzdienstleistungen hat sich fortgesetzt. Im Vor- 
dergrund der Fusionskontrolle stand daher die Prü- 
fung von Zusammenschlüssen zwischen Versiche- 
rungsunternehmen und Kreditinstituten. Beispielhaft 
seien die Fälle Allianz AG Holding/Dresdner Bank 
AG und Deutsche Bank AG/Deutscher Herold AG 
bzw. Deutsche Bank AG/Gerling-Konzern Versiche- 
rungs-Beteiligungs-AG genannt. 

487. Die Umstrukturierung des gemeinsamen Betei- 
ligungsbesitzes der Allianz AG Holding und der 
Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG 
wurde an anderer Stelle bereits angesprochen, 
Ausgelöst wurden die Anteilsverschiebungen durch 
die Bedenken des Bundeskartellamts hinsichtlich der 
Aufstockung der Beteiligung der Allianz an der 
Dresdner Bank AG auf 22,31%. Das Bundeskartellamt 
hatte in diesem Zusammenhang bejaht, daß es sich 
dabei um einen Zusammenschluß gemäß § 23 Abs. 2 
Nr. 6 GWB handelte, da die Allianz nach diesem 
Zuerwerb zusammen mit anderen Unternehmen über 
eine faktische Hauptversammlungsmehrheit ver- 
fügte. Bei den beteiligten Unternehmen konnte davon 
ausgegangen werden, daß sie bei Entscheidungen 
über den Eintritt der Dresdner Bank in das Versiche- 
rungsgeschäft mit der Allianz stimmen würden. Der 
Zusammenschluß hätte zur Verstärkung der marktbe- 
herrschenden Stellung der Allianz und der von ihr 
gemeinsam mit der Münchener Rückversicherung 
beherrschten Unternehmen auf dem Lebensversiche- 
rungsmarkt geführt. Mit einer Marktanteilssumme 
von über 25% war der Abstand zu den folgenden 
Wettbewerbern so groß, daß von einer überragenden 
Marktstellung ausgegangen werden mußte. Unter 
diesen Voraussetzungen hätte der Zusammenschluß 
untersagt werden müssen. Um dies zu verhindern, 
haben Allianz und Münchener Rückversicherung ihre 
Beteiligungen dahingehend umstrukturiert, daß die 
bis dahin gemeinsam beherrschten Lebensversicherer 
nicht mehr der Allianz zugerechnet werden konnten. 
Die Unternehmen Hamburg-Mannheimer Versiche- 
rungs-AG, Berlinische Lebensversicherung AG und 
Karlsruher Lebensversicherung AG gingen in den 
Mehrheitsbesitz der Münchener Rückversicherung 
über. 

488. In einem anderen Fall hatte die Deutsche Bank 
AG 30% an der Gerling-Konzern Versicherungs- 
Beteiligungs-AG erworben. Für die Bank war diese 
Beteiligung ein weiterer Schritt zur Verwirklichung 
des Allfinanzkonzepts. Sie hatte zuvor bereits die 
Mehrheit an dem Versicherer Deutscher Herold AG 
übernommen und ein eigenes Lebensversicherungs- 
unternehmen gegründet. Der Übernahme des Ger- 
ling-Pakets liegt aus dieser Sicht die Absicht 
zugrunde, das Angebot an Versicherungsleistungen 


90) Vgl. Tz. 480. 


243 



Drucksache 12/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


um das von Gerling hauptsächlich betriebene Indu- 
striekundengeschäft zu erweitern. 

489- Eine Reihe weiterer Fusionsfälle wurde an 
anderer Stelle bereits dargestellt. Zum Teil haben sie 
dazu beigetragen, daß sich Marktbedingungen 
erheblich verändert haben. Auf dem Lebensversiche- 
rungsmarkt, zum Beispiel, haben neben dem verstärk- 
ten Engagement der Deutschen Bank auch der 
Anteilserwerb der AGF an der AMB und die Über- 
nahme der Volksfürsorge-Gruppe durch die AMB zu 
Marktanteilsverschiebungen geführt, 


6.3 Kooperationen 

490. Eine engere Zusammenarbeit zwischen Ban- 
ken und Versicherungen läßt sich nicht nur durch 
kapitalmäßige Verflechtungen, sondern auch durch 
Kooperationen erreichen. Die Vereinbarungen die- 
nen überwiegend der Erschließung neuer Vertriebs- 
wege, aber auch der Einführung neuer Produkte. 
Beispielhaft seien die Kooperationen zwischen der 
AMB Aachener und Münchener Beteiligungs-AG und 
der Bank für Gemein Wirtschaft AG und zwischen der 
Victoria Holding AG und der Bayerische Vereinsbank 
AG genannt, die vor allem den gegenseitigen Vertrieb 
ihrer Produkte zum Inhalt hatten. Mit der schnell 
fortschreitenden Entwicklung des Finanzdienstlei- 
stungssektors werden diese Kooperationen zuneh- 
mend aufgrund ihrer möglichen wettbewerbsbe- 
schränkenden Wirkungen in Frage gestellt. Die Deut- 
sche Bank AG hat mit der Gründung eines eigenen 
Lebensversicherers gezeigt, daß es für eine Bank 
möglich ist, ohne Know-how-Transfer über eine 
Kooperation in den Lebensversicherungsmarkt einzu- 
treten. Vor diesem Hintergrund wurde auch die 
Kooperation zwischen der Dresdner Bank AG und der 
Allianz AG Holding erneut kartellrechtlich beurteilt. 
Die Vereinbarung wurde bis dahin als kartellrechtlich 
unbedenklich eingestuft, weil der Eintritt eines Kre- 
ditinstituts in den Markt für Lebensversicherungen als 
unwahrscheinlich galt. Durch einen Kooperationsver- 
trag, in dem im allgemeinen festgelegt wird, daß 
ausschließlich die Produkte des Kooperationspartners 
vertrieben werden dürfen, wird das Kreditinstitut 
jedoch daran gehindert, selbst als Anbieter auf dem 
Versicherungsmarkt aufzutreten. Potentieller Wettbe- 
werb kann so unterdrückt werden. 

491. Die Versicherungswirtschaft läßt sich als 
Bereich charakterisieren, in dem der Erfolg und das 
Risiko eines neuen Produkts ungewiß sind. Aus die- 
sem Grund spielen Kooperationen seit jeher eine 
große Rolle, ln den vergangenen Jahren haben sich 
innerhalb des Versicherungswesens verstärkt auch 
europaweite Kooperationen gebildet. Durch Zusam- 
menarbeit bündeln mehrere Versicherer aus verschie- 
denen Staaten ihre Aktivitäten auf dritten Märkten. 
Ein Beispiel hierfür ist die Gesellschaft EPIC — 
European Partners for Insurance Co-operation, die 
von den Unternehmen AMB Aachener und Münche- 
ner Beteiligungs-AG, Royal Insurance PLC (GB) und 
Fondiaria S.p.A. (I) zum Zweck der Zusammenlegung 
der europäischen Aktivitäten gegründet wurde. Die 


91) Vgl. Tz. 476, 480. 


Beteiligten hoffen dadurch, in den einzelnen europäi- 
schen Ländern eine Größenordnung zu erreichen, die 
sie gegen marktstarke Konkurrenten bestehen läßt. 
An anderer Stelle wurde bereits darauf hingewiesen, 
daß durch den hohen Beratungsbedarf bei Versiche- 
rungsprodukten Marktzutrittsbarrieren bestehen. 
Durch Kooperationen können solche Schranken leich- 
ter überwunden werden. Der Wettbewerb auf den 
betroffenen Märkten wird belebt, wenn ohne die 
Möglichkeit der Kooperation kein Markteintritt 
erfolgt wäre. Die Zusammenarbeit von Unternehmen 
wird insofern als kartellrechtlich unbedenklich einge- 
stuft. 

492. Grundsätzlich können Kooperationen in der 
Versicherungswirtschaft gemäß § 102 GWB vom all- 
gemeinen Kartellverbot nach § 1 GWB freigestellt 
werden. Sie müssen gemäß § 102 Abs. 1 Nr. 2 „geeig- 
net und erforderlich sein, die Leistungsfähigkeit der 
beteiligten Unternehmen in technischer, betriebswirt- 
schaftlicher oder organisatorischer Beziehung ... zu 
heben oder zu erhalten und dadurch die Befriedigung 
des Bedarfs zu verbessern; der zu erwartende Erfolg 
muß in einem angemessenen Verhältnis zu der damit 
verbundenen Wettbewerbsbeschränkung stehen". 
Bei der Untersuchung der Frage, ob die Freistellungs- 
voraussetzungen vorliegen, muß berücksichtigt wer- 
den, welche Stellung die beteiligten Unternehmen in 
den betroffenen Märkten einnehmen. Dabei ist eine 
Wettbewerbsbeschränkung um so gravierender ein- 
zustufen, je stärker die Marktposition der Unterneh- 
men ist. Entsprechend muß auch der zu erwartende 
Erfolg für die Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
größer sein, um die Wettbewerbsbeschränkung recht- 
fertigen zu können. Im Fall Allianz/Dresdner Bank ist 
das Bundeskartellamt zu der Einschätzung gelangt, 
daß die Kooperation den potentiellen Wettbewerb 
nicht beschränkt, da die Dresdner Bank am Marktein- 
tritt nicht wirksam gehindert werden kann. Die Ver- 
einbarung ist bis 1994 befristet und kann danach 
jährlich gekündigt werden. Für den Aufbau eines 
eigenen Lebensversicherungsunternehmens muß 
eine längere Vorbereitungsphase als ein Jahr veran- 
schlagt werden. 

493. Kooperationen werden nicht nur durch das 
nationale Kartellrecht erfaßt, sondern unterliegen 
auch den Wettbewerbsregeln des EG-Vertrages (Arti- 
kel 85 EG-Vertrag). Die Anwendbarkeit des § 102 
GWB ist dadurch stark eingeschränkt worden. Mit 
Wirkung zum 1. April 1993 ist die Gruppenfreistel- 
lungsverordnung für die Versicherungs Wirtschaft in 
Kraft getreten. Automatisch werden seitdem be- 
stimmte Gruppen von Vereinbarungen vom Kartell- 
verbot des Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag ausgenom- 
men. Dazu gehören zum Beispiel die gemeinsame 
Festsetzung von Risikoprämientarifen und die Erstel- 
lung von Mustern von allgemeinen Versicherungsbe- 
dingungen. Über die Gruppenfreistellung hinaus sind 
gemäß Artikel 85 Abs. 3 EG-Vertrag Einzelfreistellun- 
gen möglich. § 102 GWB gelangt danach nur zur 
Anwendung, wenn Kooperationen nicht in den 
Zuständigkeitsbereich des Artikel 85 EG-Vertrag fal- 
len. 

494. Kooperationsverträge gewinnen eine andere 
Bedeutung, wenn Kapitalbeteiligungen hinzukom- 
men. Dann ist im Einzelfall zu entscheiden, ob die 
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Beteiligung geeignet ist, unternehmerischen Einfluß 
auf das Beteiligungsunternehmen auszuüben und 
dadurch zum Beispiel den Eintritt in den Markt des 
Anteilseigners auch über die Dauer des Kooperations- 
vertrages hinaus zu behindern, ln diesen Fällen muß 
die kartellrechtliche durch eine fusionsrechtliche Prü- 
fung ergänzt werden. 


6.4 Fazit 

495. Die Monopolkommission ist sich der Tatsache 
bewußt, daß sie im Rahmen dieser Untersuchung nicht 
alle Aspekte berücksichtigt hat, die für eine abschlie- 
ßende Beurteilung der Konzentration in der Versiche- 
rungswirtschaft von Bedeutung sind. Sie glaubt aber, 
mit der Themenauswahl einen guten Überblick über 
bestehende Verflechtungen und über die besonderen 
Kennzeichen der Versicherungswirtschaft, die eine 
Messung der Konzentration erschweren, gegeben zu 
haben. Als über Kapitalverflechtungen hinausge- 
hende Möglichkeiten von Unternehmensverbindun- 
gen wurden vor allem personelle Verflechtungen und 
Kooperationen aufgezeigt. 

Die zweifellos bestehenden teilweise engen Verbin- 
dungen zwischen Versicherungsunternehmen sollten 
nicht dazu verleiten, jeder Beteiligung von vornherein 
kritisch gegenüberzustehen. Versicherungen haben 
jährlich einen erheblichen Betrag anzulegen. Bei- 
spielsweise betrug die Netto-Neuanlage im Jahr 1992 
insgesamt über 68 Mrd. DM. Knapp 37 Mrd. DM oder 
54 % davon entfielen auf Wertpapiere und Anteile, 
6 Mrd. DM oder 8,7% auf Beteiligungen. Versiche- 
rungsunternehmen unterliegen hinsichtlich der An- 


lage ihrer Vermögen strengen Bestimmungen, die das 
Ziel haben, die Sicherheit und Rentabilität der Anla- 
gen zu gewährleisten. Die Versicherungen sind dabei 
hinsichtlich der Anlagearten eingeschränkt. Eine Ver- 
einfachung wird ab dem 1. Juli 1994 dahingehend 
wirksam, daß das Vermögen nicht mehr weitgehend 
im Inland anzulegen ist (§ 54 VAG), sondern die 
Anlagen überall in der Europäischen Union belegen 
sein können. Vor diesem Hintergrund läßt sich erklä- 
ren, daß Versicherungen noch einen erheblichen 
Bestand an inländischen Aktien halten. Inwieweit es 
unvermeidbar ist, auch größere Beteiligungen zu 
besitzen, bei denen eine Einflußnahme auf die 
Geschäftspolitik des Unternehmens nicht ausge- 
schlossen werden kann, soll nicht beurteilt werden. 
Der durch die Anlagevorschriften bedingte Bestand 
an Aktien und Beteiligungen deutscher Versicherun- 
gen muß also im Einzelfall daraufhin überprüft wer- 
den, ob er konzentrationssteigernd wirkt. 

Die Monopolkommission vertritt die Auffassung, daß 
die Konzentration in der Versicherungswirtschaft trotz 
der in letzter Zeit vollzogenen bedeutenden Zusam- 
menschlüsse nicht bedenklich ist. Sie verkennt aber 
nicht die Gefahren für die Wirksamkeit des Wettbe- 
werbs, die aus Kooperationen und anderen Formen 
der Zusammenarbeit entstehen können. Auch be- 
rücksichtigt sie, daß Versicherungsunternehmen 
durch ihre zum Teil erhebliche Finanzkraft bereits 
Macht ausüben können, ohne daß die Marktanteile 
auf das Vorliegen einer marktbeherrschenden Stel- 
lung hindeuten. Es ist nach Ansicht der Kommission 
daher geboten, die Konzentrationsentwicklung in der 
Versicherungswirtschaft aufmerksam zu verfolgen 
und zu einem späteren Zeitpunkt gegebenenfalls 
erneut zu beurteilen. 
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KAPITEL IV 

Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen 
und Zusammenschlußkontrolle 


1. Mißbrauchsaufsicht über 

marktbeherrschende Unternehmen 

1.1 Die Entwicklung der Mißbrauchsaufsicht 
in der Amtspraxis 

496 . Die Bedeutung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen als „dritte Säule" 
des Kartellrechts hat sich in den vergangenen zwei 
Jahren nicht grundlegend geändert. Der zahlenmä- 
ßige Anstieg bei den neu eingeleiteten Verfahren 
nach § 22 GWB (1990/91: 14; 1992/93: 31) ist unter 
anderem auf das Fortbestehen von Sonder einflüssen 
wie der deutschen Vereinigimg zurückzuführen. 
Hinzu kommt ein neuer Tätigkeitsbereich, nämlich 
die Mißbrauchsaufsicht in ehemaligen staatlichen 
Monopolbereichen, die dereguliert sind oder zur Zeit 
einer Entstaatlichung imterliegen. Erstmals wurden 
auch Fälle auf Artikel 85 oder Artikel 86 EG-Vertrag 
gestützt. Die Anwendimg des europäischen Rechts 
durch die nationale Kartellbehörde ist auf der Grund- 
lage von § 47 Abs. 1 GWB möglich. Im Einzelfall, bei 
bestimmten Behindeiungsmißbräuchen und bei verti- 
kalen Wettbewerbsbeschränkimgen wie z. B. Aus- 
schließlichkeitsbindungen, erhofft sich das Bundes- 
kartellamt (BKartA) eine größere Wirksamkeit der 
Mißbrauchsaufsicht wegen der im europäischen 
Recht niedrigeren Eingriffsvoraussetzimgen. Prak- 
tisch hängt ^e Anwendimg europäischen Kartell- 
rechts durch nationale Behörden davon ab, daß die 
EU-Kommission selbst nicht tätig werden will. 

497 . Die Landeskartellbehörden berichten gegen- 
über der Monopolkommission überwiegend von einer 
Bedeutungszunahme der Mißbrauchsaufsicht. Der 
größte Teil der Verfahren, die in aller Regel ohne den 
Erlaß einer förmlichen Mißbrauchsverfügimg abge- 
schlossen werden, richtet sich gegen Versorgungsun- 
temehmen. In einigen Ländern wie Bayern, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland- Pfalz und Sachsen wur- 
den landesweite Gaspreisüberprüfungen durchge- 
führt. Gaspreissenkungen wurden zumeist bereits im 
Vorfeld förmlicher Verfahren erreicht. Zu Miß- 
brauchsverfügungen wegen überhöhter Gaspreise 
kam es erstmals im Freistaat Bayern. 


1.2 Preismißbräuche 

498 . Der Schwerpunkt der Preismißbrauchsaufsicht 
des Bundeskartellamtes liegt in der Versorgungswirt- 
schaft. Im Berichtszeitraum hat das Amt vier Verfah- 
ren eingeleitet, wovon drei gegen Unternehmen der 
Gaswirtschaft gerichtet waren. Ein Verfahren richtete 
sich gegen Unternehmen der Kreditwirtschaft, die 


nach Auffassimg des Amtes auf dem Regionalmarkt 
Berlin die Verzinsung von Sparkonten mit gesetzli- 
cher Kündigungsfrist in der Hochzinsphase miß- 
bräuchlich niedrig gehalten hatten. 

499 . Preismißbräuche stellen wegen konzeptionel- 
ler Probleme und hoher Anforderungen an den Nach- 
weis von Mißbrauch die Ausnahme der kartellbehörd- 
lichen Verhaltenskontrolle dar. Trotz der insgesamt 
geringen Erfolgsaussichten — die beiden großen 
Pharmaverfahren^) der 70er Jahre blieben letztlich 
ebenso erfolglos wie die verschiedenen Versuche des 
Amtes, Preismißbrauchskontrolle im Mineralölbe- 
reich durchzuführen 2) — bleibt das Bundeskartellamt 
weiterhin seiner Linie treu, Verfahren in solchen 
Fällen einzuleiten, in denen der Verdacht eines Aus- 
beutungstatbestandes besteht. In Verbindung mit 
dem dann regelmäßig gegebenen öffentlichen Inter- 
esse an solchen Fällen sind gewisse preisdisziplinie- 
rende Wirkungen solcher Verfahren auch außerhalb 
einer rechtskräftig gewordenen Verfügung nicht aus- 
zuschließen. 

500 . Ende 1992 hat das Bundeskartellamt ein Ver- 
fahren gegen fünf Kreditinstitute eingeleitet 2). Nach 
Auffassung des Amtes verfügen die Landesbank Ber- 
lin/Sparkasse (40% Marktanteil), die Deutsche Bank 
(9,8 %), die Berliner Bank (9,3 %), die Postbank (9,1 %) 
und die Dresdner Bank (8,2%) auf dem Markt für 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist ohne 
Bonifizierung und ohne Sondersparformen über eine 
gemeinsame marktbeherrschende Stellung (gemein- 
samer Marktanteil 76,4 %) im Regionalmarkt Berlin, 
einschließhch angrenzender Kreise des Landes Bran- 
denburg. Der Mißbrauchsvorwurf war gegen die 
übereinstimmend niedrige Verzinsung von Spargut- 
haben mit gesetzlicher Kündigungsfrist gerichtet. Die 
Banken hatten in der Hochzinsphase im Jahr 1992 
zwar Kreditzinsen und die Zinssätze für sonstige 
Anlageformen erheblich angehoben, die Sparbuch- 
verzinsung jedoch auf 3% belassen. Auslöser des 
Verfahrens war eine Ankündigung der Deutschen 
Bank, daß man bereit sei, die Sparbuchverzinsung 
dann anzuheben, wenn der Marktführer Landesbank 
Berlin/Sparkasse diesen Schritt tun würde. 


1) WuW/E BGH 1445 „Valium" und WuW/E BGH 1678 
„Valium 11". 

2) Vgl. zuletzt WuW/E OLG 4640 „Hamburger Benzinpreise". 
Vgl. auch Monopolkommission, Wettbewerbspolitik oder 
Industriepolitik, Hauptgutachten 1990/1991, Baden-Baden 
1992 Tz. 495 ff. 

3) Bericht des Bimdeskartellamtes über seine Tätigkeit in den 
Jahren 1991/92 sowie über die Lage und Entwicklung auf 
seinem Aufgabengebiet, BT-Drucksache 12/5200 vom 
24. Juni 1993, S. 30 f. 
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601. Als sachlich relevant wurde ein Markt für 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist ange- 
nommen. Andere Sparformen wie Bimdesschatz- 
briefe, Sparbriefe, Festzinssparen, Termingeldfestle-, 
gungen imd bonifiziertes Sparen im Rahmen der 
gesetzlichen Kündigungsfrist seien aus Sicht der Ver- 
braucher keine gleichwertige Alternative, da damit 
regelmäßig längere Festlegungszeiträume imd/oder 
bestimmte Mindesteinlagebeträge verbunden seien. 
Auch wenn objektive Kriterien für eine Austauschbar- 
keit des klassischen Sparbuches mit anderen Anlage- 
formen sprechen, spiegele sich dies nicht in dem 
tatsächlichen Verbraucherverhalten wider. Das Spar- 
buch diene vielmehr der Liquiditätsvorhaltimg imd 
nicht der Vermögensanlage. Bei funktioneller Aus- 
tauschbarkeit von niedrig- und höherverzinslichen 
Sparformen sei der außerordentlich hohe Einlagenbe- 
stand auf Sparkonten mit gesetzlicher Kündigimgs- 
frist — im Großraum Berlin etwa 12,5 Mrd. DM, im 
gesamten Bundesgebiet etwa 240 Mrd. DM — nicht 
erklärbar. 

502. Die fünf genannten Kreditinstitute verfügen auf 
dem sachlich und räumlich relevanten Markt über 
eine gemeinsame marktbeherrschende Stellung. 
Nach Auffassung des Bimdeskartellamtes zeichnen 
sich Märkte für homogene Güter mit hoher Markt- 
transparenz durch eine hohe, wettbewerbseinschrän- 
kende Reaktionsverbimdenheit der Oligopolmitglie- 
der aus. Zinsanhebimgen eines Oligopolisten würden 
auch die übrigen Institute zu Zinsanhebungen veran- 
lassen. Dafür sorge der Wettbewerb um Neukunden 
sowie die Erwartung von Abwanderungen. In Anbe- 
tracht solcher Reaktionen sei die wirtschaftlich zweck- 
mäßigste Handlungsaltemative im Oligopol, das 
homogene Gut von vorstoßenden Wettbewerbshand- 
lungen auszunehmen. 

Im März 1993 wurde das Verfahren ohne Erlaß einer 
Verfügung eingestellt, da die rückläufige Zinsent- 
wicklimg insgesamt auch im Großraum Berlin zu 
erheblichen Zinssenkungen bei den anderen Sparfor- 
men geführt hatte, wälirend die Verzinsimg von 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist unver- 
ändert geblieben war. 

603. Die Monopolkommission steht einem solchen 
Verfahren kritisch gegenüber. Abgesehen von der 
Frage nach dem Vorliegen der materiellen Eingriffs- 
voraussetzungen des § 22 Abs. 1 GWB — bei den 
ohnehin hohen Anforderungen an den Nachweis von 
Marktbeherrschimg dürfte der Nachweis oligopolisti- 
scher Marktbeherrschimg auf einzelnen Märkten der 
Kreditwirtschaft um so schwerer fallen — bleiben 
insbesondere die konzeptionellen Grundlagen des 
Mißbrauchsvorwiufs unklar. Der Vorwurf einer Aus- 
beutimg durch mißbräuchlich niedrige Zinszahlim- 
gen erfordert die Feststellung eines wettbewerbsana- 
logen Zinses auf einem geeigneten Referenzmarkt. 
Referenzmaßstab können nicht die von der Bundes- 
bank gesetzten Leitzinsen oder der Marktzins für 
Interbankenkredite sein, da diese die Refinanzie- 
rungsbedingimgen der Banken betreffen imd damit 
anderen Marktgesetzmäßigkeiten unterliegen. Refe- 
renzmaßstäbe für die Zinsentwicklung bei Spareinla- 
gen mit gesetzlicher Kündigungsfrist körmen auch 
nicht die von den Banken geforderten Kreditzinsen 


oder die Verzinsung anderer Sparformen sein. Die 
Märkte für Hypotheken- oder Konsumentenkredite 
weisen eine grimdsätzlich andere Nachfrager- und 
Anbieterstruktur auf und sind von ihrer Zwecksetzung 
her mit Märkten für Geldanlagen nicht vergleichbar. 
Am ehesten vergleichbar sind die Märkte für andere 
Sparformen als das Sparbuch mit gesetzlicher Kündi- 
gungsfrist. Bei der Abgrenzung des sachlich relevan- 
ten Marktes weist das Bundeskartellamt jedoch aus- 
drücklich auf die aus Verbrauchersicht unterschiedli- 
chen Zwecke dieser Sparformen hin. Das Sparbuch 
dient der Liquiditätshaltung, wohingegen höher ver- 
zinsliche Sparformen der Vermögensanlage dienen. 
Aus dieser unterschiedlichen Zwecksetzimg kann 
nicht nur auf die fehlende funktionale Austauschbar- 
keit der verschiedenen Sparformen, sondern auch auf 
die mangelnde Eignung der Märkte für sonstige 
Sparformen als Referenzmarkt für Spareinlagen mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist geschlossen werden. 

504. Unklar bleibt damit auch, in welchem Maße die 
Verbraucher ausgebeutet werden. Eine Vorgabe für 
eine bestimmte, daim nicht mehr mißbräuchliche 
Zinshöhe wird nicht gemacht. Der Einstellimgsgrund 
des Verfahrens — rückläufige Zinsen bei anderen 
Sparformen bei gleichzeitiger Beibehaltung der Spar- 
buchverzinsimg — deutet darauf hin, daß das Kartell- 
amt vor allem auf die Reduzierung der Zinsabstände 
abzielte. An welche Bandbreite dabei gedacht wurde, 
bleibt offen. 


1.3 Behinderungsmißbräuche 

505. Im Mittelpunkt der Verhaltenskontrolle durch 
das Bundeskartellamt steht unverändert die miß- 
bräuchliche Behinderung von Wettbewerbern durch 
marktbeherrschende bzw. marktmächtige Unterneh- 
men gemäß §§22 Abs. 4 und 26 GWB. Eine neue 
Fallgruppe von Mißbrauchsverfahren ergibt sich 
durch die Deregulierung bisheriger staatlicher Mono- 
polbereiche wie dem Femmeldewesen. Ein Verfahren 
war gegen die Deutsche Bundespost Telekom (DBF 
Telekom) bzw. deren Tochtenmtemehmen Deutsche 
Telekom Mobilfunk GmbH (De Te Mobil) und gegen 
die Mannesmann Mobilfimk GmbH gerichtet. Beiden 
Unternehmen wird von Nutzem vorgeworfen, die 
Nummer der amtlichen Telefonauskimft in den C- imd 
D- Mobilfunknetzen gesperrt zu haben. Statt dessen 
müssen die Mobilfunkteilnehmer auf jeweils eigene 
Auskunftsdienste der Netzbetreiber zurückgreifen. 
Die Kosten dafür liegen erheblich über denen der 
amtlichen Telefonauskunft. 

Das Bimdeskartellamt sieht in der Spermng von 
Rufnummern im Netz der Mobilfunkanbieter den 
Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung ge- 
mäß § 22 Abs. 4 Nr. 1 GWB, soweit diese sachlich 
nicht gerechtfertigt ist — etwa zum Schutz der Kun- 
den — , sondern ausschließlich der Behinderung von 
Wettbewerbern dient. Im vorliegenden Fall diene die 
Sperrung der Rufnummer für die Telefonauskunft der 
DBF Telekom allein der Ausschaltung eines konkur- 
rierenden Diensteanbieters. 

Die Monopolkommission stimmt mit dem Bundeskar- 
tellamt darin überein, daß diesem Verfahren eine über 
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den konkreten Einzelfall hinausgehende Bedeutung 
zukommt. Fragen des gegenseitigen Netzzugangs 
sind in einer wettbewerblich organisierten Telekom- 
munikationslandschaft von wesentlicher Bedeutung. 
Solange der Regulierer auf diesem Felde keine ein- 
deutigen imd für alle Marktteilnehmer verbindlichen 
Zugangsregeln erläßt, kann der kartellbehördlichen 
Mißbrauchsaufsicht hier eine Aufgabe zukommen. 

506 . In einem Verfahren nach § 37 Abs. 4 PostVerfG 
hat das Bimdeskartellamt auf Veranlassung des Bun- 
desministers für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bimdesminister für Post imd Telekommunikation 
imtersucht, ob die DBP Telekom auf den Märkten für 
paketvermittelte Datendienste — insbesondere bei 
Datex-P-Diensten — die Wettbewerbsmöglichkeiten 
anderer Unternehmen durch eine unternehmensin- 
teme Quersubventionienmg behindert. Die Ermitt- 
lungen des Amtes führten zu dem Ergebnis, daß der 
Datex-P-Dienst der DBP Telekom nicht kosten- 
deckend angeboten wird. Als untere Grenze für die 
Unterdeckung der Kosten dieses Dienstes werden für 
den Zeitraum von 1989 bis 1993 insgesamt knapp 
1,9 Mrd. DM festgestellt. Nach Auffassimg des Amtes 
ist die Kostenunterdeckung nachhaltig und dazu 
geeignet, die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer 
Anbieter zu beeinträchtigen. 

Die DBP Telekom besitzt beim Angebot von Datex- 
P-Diensten eine überragende Marktstellung. Die 
dazu notwendigen Übertragimgswege bietet sie im 
Monopol an. Für die Kostenunterdeckung, die im 
wesentlichen auf zu niedrigen internen Verrech- 
mmgspreisen für die Übertragungswege beruht, gibt 
es nach Auffassung des Amtes keine sachliche Recht- 
fertigung. Es bleibt abzuwarten, ob das Bimdeskar- 
tellamt die im Rahmen der Untersagung erlangten 
Erkenntnisse zur Grundlage eines Mißbrauchsverfah- 
rens gegen die DBP Telekom macht, 

507 . Im Berichtszeitraum hat das Amt erstmals Miß- 
brauchsverfahren gemäß § 47 GWB auf Vorschriften 
des europäischen Wettbewerbsrechts gestützt. Das 
Bundeskartellamt sieht in der Anwendung des euro- 
päischen Rechts imter anderem verbesserte Durchset- 
zimgsmöglichkeiten gegen Exklusivitätsvereinba- 
rungen, da die Eingriffsvoraussetzimgen des Arti- 
kel 85 Abs. 1 EG- Vertrag niedriger sind als nach § 18 
GWB. Die nationale Regelung setzt, wie die Recht- 
sprechung zeigt, eine erhebliche Marktverschließimg 
durch Ausschließlichkeitsverträge voraus. In den bis- 
lang auf § 18 GWB gestützten Verfahren gelang dem 
Amt der entsprechende Nachweis nicht. 

508 . In zwei laufenden Verfahren ermittelt das Bun- 
deskartellamt gegen namhafte deutsche Reiseveran- 
stalter, denen die imbillige Behinderung von Wettbe- 
werbern durch vertragliche Ausschließlichkeitsbin- 
dungen vorgeworfen wird. 

In einem Verfahren nach § 18 GWB hat das Bundes- 
kartellamt mit Beschluß vom 6. Mai 1988 Verträge der 
Touristik Union International GmbH & Co. KG (TUI) 
für unwirksam erklärt, mit denen das Unternehmen 
vertraglich gebundenen Reisebüros im Wege von 
Exklusivitätsbindungen verbietet, die Angebote be- 
stimmter konkurrierender Reiseveranstalter (NUR 
und ITS) zu vertreiben. Ein Parallelverfahren lief 


gegen die von NUR angewandten Ausschließlich- 
keitsbindungen. Die gegen die Entscheidung des 
Amtes gerichtete Beschwerde hat das Kammergericht 
mit Beschluß vom 7. Februar 1989 zurückgewiesen 4). 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat diese Entscheidung 
des Kammergerichts mit Beschluß vom 25. September 
1990 aufgehoben und zur erneuten Entscheidung an 
das Beschwerdegericht zurückgewiesen 5). Mit Be- 
schluß vom 27. November 1991 hat das Kammerge- 
richt schließlich den Beschluß des Bundeskartellamtes 
aufgehoben®). 

Nachdem die Anwendung europäischer Wettbe- 
werbsvorschriften durch nationale Kartellbehörden 
möglich geworden ist, hat das Amt die Exklusivitäts- 
bindungen der TUI im Jahre 1992 erneut aufgegriffen 
und prüft diese im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit 
Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag. Das Verfahren ist noch 
nicht abgeschlossen, 

509 . In einem weiteren Verfahren gegen TUI, NUR, 
LTU und ITS prüft das Bundeskartellamt nach Arti- 
kel 85 Abs. 1 EG-Vertrag sowie nach §§ 1 und 26 
Abs. 2 GWB den Vorwurf, die Reiseveranstalter hät- 
ten direkt oder indirekt Hoteliers bzw. Hotelketten 
vorzugsweise auf den balearischen, kanarischen und 
griechischen Inseln auf gef ordert, mit der Alltours 
Flugreisen GmbH in Zukunft keine Verträge über das 
Angebot an Übernachtungskapazitäten mehr abzu- 
schließen. Als Folge dieser gemeinsamen Exklusivi- 
tätspolitik gegenüber Alltours hätten eine Reihe von 
Hotels, die mit Alltours für den Sommer 1 993 Verträge 
abgeschlossen haben, die Fortsetzung der Vertrags- 
verhältnisse für den Winter 1993/94 abgelehnt. Als 
Motiv für die Aufforderung zur Liefersperre gegen- 
über Alltours wird die Niedrigpreisstrategie des 
Unternehmens im Sommer 1993 vermutet. Treffen 
Kunden verschiedener Reiseveranstalter in denselben 
Hotels aufeinander, werden Preisvergleiche möglich, 
die — so die Vermutung — verhindert werden sollen. 
Der Ausgang des Verfahrens war bei Abschluß dieses 
Gutachtens noch offen. 

510 . Eine Ausschließlichkeitsbindung ist ebenfalls 
Gegenstand eines noch laufenden Verfahrens gegen 
das amerikanische Unternehmen Gemstar Develop- 
ment Corp. Gemstar hat das Videoprogrammiersy- 
stem „Show View" entwickelt und die Verwertungs- 
rechte dafür durch Femsehprogrammzeitschriften- 
verlage in der Bundesrepublik Deutschland zunächst 
für die Zeitdauer eines Jahres ausschließlich an den 
Heinrich Bauer Verlag, Hamburg, übertragen. Kon- 
kurrierende Femsehprogrammzeitschriftenverlage 
befürchten, daß die Exklusivitätsvereinbarung zu 
Marktanteils Verschiebungen bei Femsehprogramm- 
zeitschriften führt. Dafür spreche, daß inzwischen alle 
namhaften Hersteller von Videorecordem Geräte mit 
dem Show View- System anbieten und allgemein mit 
einer Marktdurchsetzung gerechnet wird. Die Käufer 
entsprechend programmierbarer Videorecorder sind 
auf den Kauf von Programmzeitschriften angewiesen, 
die die Show View- Codezahlen abdrucken. 


4) WuW/E OLG 4333 „Touristic-Union". 

5) WuW/E BGH 2668 „Pauschalreiseveranstalter". 

6) WuW/E OLG 4919 „Pauschalreiseveranstalter 11". 
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Auf dem relevanten Markt für Femsehprogrammzeit- 
schriften verfügt Bauer, gemessen an der Zahl ver- 
kaufter Exemplare, über einen Marktanteil von ca. 
48%. Zweitstärkster Anbieter ist der Axel Springer 
Verlag mit einem Anteil von etwa 28%. Die übrigen 
vier Anbieter verfügen jeweils über Marktanteile von 
xmter 10%. Das Bundeskartellamt prüft die Aus- 
schließlichkeitsvereinbarung nach Artikel 85 und 86 
EG- Vertrag sowie nach §§ 18, 22 Abs. 4 und 26 Abs. 2 
GWB. 


1.4 Behinderung des Marktzugangs für re- und 
parallelimportierte Arzneimittel 

511. Das Bundeskartellamt hat mit Beschluß vom 
14. August 1992 7) der Gehe AG sowie in Parallelver- 
fahren deren Wettbewerbern ANZAG und Sanacorp 
nach § 26 Abs. 2 GWB untersagt, den Bezug und 
Vertrieb re- imd parallelimportierter Arzneimittel der 
Eurim-Pharm Arzneimittel GmbH zu verweigern, 
soweit die Großhändler mit den jeweiligen Original- 
präparaten handeln imd es sich um sogenannte A- 
\md B- Artikel ß) handelt. 

Eurim vertreibt in der Bundesrepublik Arzneimittel, 
die im Inland hergestellt und ins Ausland exportiert 
wurden (Reimporte), sowie Arzneimittel ausländi- 
scher Tochterunternehmen deutscher Hersteller (Par- 
allelimporte). Importeure von Fertigarzneimitteln nut- 
zen das bestehende internationale Preisgefälle bei 
Medikamenten und sind in der Lage, dem Arzneimit- 
teleinzelhandel die Präparate um 10 bis 15% unter- 
halb des Preises von Originalpräparaten anzubie- 
ten. 

Eurim hat seine Ware bisher im Direktvertrieb an die 
Apotheken abgesetzt und damit Umsätze in der Grö- 
ßenordnung von 50 Mio. DM erzielt. Seit 1987 hat sich 
das Unternehmen um einen Zugang ziim überregio- 
nal tätigen Arzneimittelgroßhandel bemüht. Ein 
zimächst mit Gehe abgeschlossener Allein-Vertriebs- 
vertrag scheiterte ebenso wie der Aufbau von 
Geschäftsbeziehxmgen mit anderen Großhändlern. 
Als Grund für die Bezugsverweigerungen wird Druck 
seitens der Pharmaindustrie auf die Großhandelsun- 
ternehmen angenommen. 

512. Das Bundeskartellamt sieht in dem Verhalten 
der Gehe AG und der betroffenen anderen Großhänd- 
ler eine unbillige Behinderung gemäß § 26 Abs, 2 
Satz 2 GWB. Wegen der Besonderheiten des Arznei- 
mittelmarktes — Medikamente dürfen fast ausschließ- 
lich über Apotheken vertrieben werden; diese decken 
ihren Bedarf wegen der Vorschriften über die Liefer- 
bedingungen und die Verfügbarkeit von Medikamen- 
ten zu 90 bis 95% über den Pharmagroßhandel — 
kommt den etwa 20 Großhandelsunternehmen eine 


WuW/E BKartA. 2543 „Importarzneimittel-Boykott". 

®) Zu den A-Artikeln gehören diejenigen Arzneimittel, die 
insgesamt zu 80 % des Gesamtumsatzes mit Pharmaka bei- 
tragen. B- Artikel sind diejenigen, die weitere 10% des 
Gesamtumsatzes erreichen. Damit beschränkt das Bundes- 
kartellamt den Kontrahierungszwang auf umsatzstarke Arz- 
neimittel. Die Großhändler sollen nicht zur Abnahme von 
Pharmaka mit langen Lagerzeiten und geringen Umsätzen 
gezwungen werden. Vgl. ebenda 2558. 


Schlüsselstellung beim Vertrieb von Medikamenten 
zu. Eurim sei als Importeur von Fertigarzneimitteln ein 
den Produzenten von Originalpräparaten gleichge- 
stelltes Unternehmen der dem Großhandel vorgela- 
gerten Marktstufe. Letzteren stehe der Zugang zum 
Großhandel üblicherweise offen. Eine Bezugsverwei- 
genmg gegenüber Eurim wirke damit wie eine Markt- 
zutrittsschranke . 

513. Mit Beschluß vom 26. November 1993 hat das 
Kammergericht den Beschluß des Bundeskartellamtes 
gegen die Gehe AG aufgehoben 9). Nach Auffassung 
des Kammergerichts liegen im vorliegenden Fall die 
Eingriffsvoraussetzungen des § 26 Abs. 2 GWB nicht 
vor. Zwar sei Eurim ein im Verhältnis zu den Großun- 
ternehmen der Pharmaindustrie als konkurrierender 
Anbieter auf dem Arzneimittelb eschaffimgsmarkt 
kleines Unternehmen, Eurim stehe aber weder markt- 
beherrschenden Nachfragern gegenüber noch sei 
eine wirtschaftliche Abhängigkeit von Gehe speziell 
und dem Arzneimittelgroßhandel im allgemeinen 
gegeben. Das Kammergericht sieht den von Eurim 
bisher erfolgreich betriebenen Direktvertrieb von 
importierten Arzneimitteln als ausreichende und 
zumutbare Ausweichalternative zu einem Vertrieb 
über Grossisten an. Als Beleg dafür wertet das Gericht 
unter anderem die kontinuierlichen Umsatzsteigerun- 
gen von Eurim im Jahre 1993. Die Hersteller und der 
Großhandel mußten wegen des Gesundheitsstruktur- 
gesetzes im selben Jahr erhebliche Umsatzeinbußen 
hinnehmen. 

514. Darüber hinaus ist die Bezugsverweigerung 
durch Gehe und andere Großhandelsunternehmen 
nach Auffassung des Kammergerichts sachlich 
gerechtfertigt. Eingriffe in die Vertragsfreiheit von 
Unternehmen seien mit dem Institut des freien Wett- 
bewerbs nur ausnahmsweise vereinbar. Ein auferleg- 
ter Kontrahierungszwang berühre die unternehmeri- 
sche Freiheit im Kern. Nachfrager wie in diesem Fall 
die Pharmagroßhändler werden davon ungleich stär- 
ker belastet als Anbieter, da sie die wirtschaftlichen 
Risiken einer Weiterveräußerung oder einer Verwen- 
dung der zwangsweise zu beziehenden Produkte 
tragen. An die Begründung eines Bezugszwangs für 
Nachfrager sind damit besonders strenge Maßstäbe 
anzulegen. Vertretbare Gründe können nach Auffas- 
sung des Kammergerichts allenfalls offensichtliche 
Willkür oder gravierende Nachteile einer Bezugsver- 
weigerung für das Wettbewerbsgeschehen auf den 
betroffenen Märkten sein. Beides sei im vorliegenden 
Fall nicht erkennbar. 

515. Die Bezugsverweigenmg beruhe vielmehr auf 
wirtschaftlichen Erwägimgen. Zum einen gelte es für 
die Großhändler, die gewachsenen Geschäftsbezie- 
hungen zu den Anbietern der Originalpräparate nicht 
zu gefährden. Diese könnten zum Eigenvertrieb bei 
bestimmten umsatzstarken Produkten an die Apothe- 
ken übergehen. Zum anderen gehe die Verlagerung 
auf preisgünstigere Importarzneimittel mit Umsatz - 
einbußen für die Großhandelsunternehmen einher, 
die diese nicht durch eine Ausweitimg der Absatz - 
mengen ausgleichen können. Mit einem steigenden 
Anteil von Importarzneien am Umsatz nehme nicht 


9) Vgl. WuW/E OLG 5241 „Importarzneimittel-Boykott". 
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nur die Ertragsminderung der Grossisten zu, sondern 
es entstehen zusätzliche Ertragsminderungen durch 
die Reduzierung von Mengenrabatten der Original- 
präparatanbieter und durch zusätzliche Aufwendun- 
gen für die Vorratshaltung der um die Importmedika- 
mente vergrößerten Sortimente. 

516. Schwerer noch als eine generelle Verpflichtung 
zum Bezug von importierten Arzneimitteln wiegt nach 
Auffassung des Gerichts der verfügte Kontrahieruiigs- 
zwang gegenüber einem bestimmten Importeur, in 
diesem Fall Eurim. Den Großhandelsunternehmen 
werde damit jegliche Möglichkeit genommen, ihr 
Sortiment eigenständig zu gestalten und den erhebli- 
chen Preiswettbewerb zwischen den Importeuren zu 
nutzen. Bei weitgehend regulierten Marktbedingun- 
gen bestehen für die Grossisten ohnehin nur geringe 
Verhaltensspielräume, unter anderem sind sie an die 
Preisbindung der Lieferanten gebunden. Die Frei- 
heit der Sortimentsgestaltung ist eines der wenigen 
dem Großhandel verbleibenden Wettbewerbsinstru- 
mente. 

Nicht zuletzt würde eine auf Eurim beschränkte 
Bezugsverpflichtung andere Importeure benachteili- 
gen. Die Ausweitung des Kontrahierungszwangs auch 
auf die übrigen Anbieter von Importarzneien wäre 
kein Ausweg, da die zusätzliche Ausweitung der 
Sortimente auf verschiedene Varianten desselben 
Präparates die oben beschriebenen wirtschaftlichen 
Nachteüe für den Großhandel weiter verstärken 
würde. 

517. Die Bezugsverpflichtung gegenüber einem 
Anbieter von re- und parallelimportierten Arzneimit- 
teln betrifft einen Grenzbereich der kartellbehördli- 
chen Verhaltenskontrolle. Mit Rücksicht auf das 
schwebende Verfahren — das Bundeskartellamt hat 
Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidimg des Kam- 
mergerichts eingelegt — verzichtet die Monopolkom- 
mission auf eine abschließende Bewertung des Ein- 
griffs. Bedenkenswert erscheint allerdings folgendes: 
Unter der Annahme, daß die materiellen Aufgreifkri- 
terien des § 26 Abs. 2 GWB erfüllt sind, bleibt fraglich, 
ob im Rahmen einer Gesamtabwägung die marktöff- 
nenden Wirkungen des verfügten Kontrahierungs- 
zwangs höher zu bewerten sind als die Nachteile stark 
eingeschränkter unternehmerischer Freiräume und 
schwer abschätzbarer Nebenwirkungen auf die 
Strukturen des betroffenen Marktes. 

Die Rechtsprechung stellt an einen Kontrahierungs- 
zwang für Nachfrager zu Recht hohe Anforderungen. 
Sie müssen höher sein als bei einer Lieferverpflich- 
tung für Anbieter, da diese weitaus weniger als 
Nachfrager mit den wirtschaftlichen Folgen eines 
Kontrahierungszwangs belastet werden. Im vorlie- 
genden Fall führt insbesondere die Verpflichtung auf 
einen ganz bestimmten Lieferanten dazu, daß dem 
Großhandelsunternehmen sowohl die Freiheit der 
Sortimentsgestaltung als auch die Freiheit, den gün- 
stigsten Vertragspartner zu wählen, genommen 
vrird. 

518. Unabsehbar erscheinen darüber hinaus die 
Konsequenzen auf die übrigen Nachfrager- Anbieter- 
Beziehungen, mithin auf die Struktur des relevanten 
Marktes. Erlangt die Bezugs Verpflichtung gegenüber 


Eurim Bestandskraft, können die marktstarken Groß- 
handelsunternehmen auch das Kontrahierungsbe- 
gehren anderer Importeure nicht zurückweisen. 
Anders als bei den Herstellern von Originalpräpara- 
ten und wirkstoffgleichen Nachahmungspräparaten 
(Generika) werden die Sortimente der Importeure 
zumindest in dem Bereich der A- und B-Präparate 
weitgehend übereinstimmen. Für den Pharmagroß- 
handel bedeutet dies, daß er unter Umständen diesel- 
ben Importmedikamente bei mehreren Anbietern 
nachfragen muß. Würde hingegen das Kontrahie- 
rungsbegehren anderer Importeure nicht in gleicher 
Weise kartellbehördlich durchsetzbar sein, würde 
dies die im Vergleich zu den übrigen Importarzneimit- 
telanbietern ohnehin führende Marktstellung von 
Eurim auf Dauer absichem. 

519. Die Bezugsverpflichtung gegenüber einem 
Importeur von re- und parallelimportierten Medika- 
menten soll zu einer Intensivierung des Preiswettbe- 
werbs auf den bundesdeutschen Arzneimittelmärkten 
beitragen. Dazu ist das Wettbewerbsrecht nur bedingt 
tauglich. Einerseits sind die Preisdifferenzen zwi- 
schen den nationalen Märkten weniger auf eine 
unterschiedlich ausgeprägte Wettbewerbsintensität 
als vielmehr auf Unterschiede bei den jeweiligen 
Marktregulierungen zurückzuführen. Andererseits 
wirken die geltenden Fest- und Höchstbetragsrege- 
lungen für Arzneimittel bzw. die Erstattung der 
Kosten durch die gesetzlichen Krankenkassen in der 
Bundesrepublik Deutschland bereits wie eine umfas- 
sende Preishöhenkontrolle. Zu einem echten Preis- 
wettbewerb auf den Arzneimittelmärkten werden 
Importmedikamente nur dann beitragen, wenn es auf 
der Nachfragerseite — dies betrifft sowohl den Einzel- 
handel als Nachfrager auf den Beschaffungsmärkten 
als auch die Endverbraucher — wirksame Anreize für 
den Kauf von preisgünstigen Arzneimitteln gibt. Sol- 
che Ameize fehlen auf der Einzelhandelsstufe, 
solange das geltende Zuschlags System (Höchstzu- 
schläge für den Großhandel und Festzuschläge für 
den Einzelhandel) den Verkauf von preisgünstigen 
Medikamenten durch Umsatz- und Gewinneinbußen 
bestraft. Sie fehlen auch auf der Endverbraucherstufe, 
solange der Arzneimittelverbrauch nicht einer stärke- 
ren Marktsteuerung unterworfen wird. 


1 .5 Mißbrauchsaufsicht in der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft 

1.5.1 Ausschließlichkeitsbindungen in Konzessionsverträgen 

520. Das Bundeskartellamt beabsichtigte, imter An- 
wendung des § 47 GWB ein Verwaltungsverfahren 
nach Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag gegen die Stadt 
Kleve und die RWE Energie AG einzuleiten. Dieses 
Verfahren sollte den Charakter eines Musterverfah- 
rens übernehmen und der Prüfung von Ausschließ- 
lichkeitsbindungen in Konzessionsverträgen für lei- 
tungsgebundene Energieträger anhand von Arti- 
kel 85 EG-Vertrag dienen. Das angestrebte Ziel des 
Bundeskartellamtes besteht darin, gegen die Aus- 
schließlichkeitsbindungen vorzugehen, die in fast 
allen Konzessionsverträgen zwischen Gemeinden 
und Energieversorgungsuntemehmen vereinbart 
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werden, um Wettbewerb um Versorgimgsgebiete zu 
ermöglichen. Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag verbietet 
Vereinbarungen zwischen Unternehmen, die geeig- 
net sind, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu 
beeinträchtigen. Gemäß Artikel 85 Abs. 2 EG-Vertrag 
sind solche Vereinbarungen nichtig. 

521 . Das Bundeskartellamt geht davon aus, daß 
diese Ausschließlichkeitsbindimgen nach Artikel 85 
Abs. 1 in Verbindimg mit Artikel 85 Abs. 2 EG- 
Vertrag nichtig sind. Die Stadt Kleve liegt nahe an der 
deutsch-niederländischen Grenze. Aus diesem 
Grunde ist es durchaus vorstellbar, daß die Bewohner 
des Stadtgebietes Kleve von einem holländischen 
Versorgimgsxmtemehmen mit Elektrizität beliefert 
werden bzw. daß dieses ausländische Unternehmen 
eine Parallelkonzession erhielte. Die geograplüsche 
Lage der Stadt Kleve imd das Versorgimgsmonopol 
der RWE Energie AG erlauben nach Auffassimg des 
Amtes damit die Anwendbarkeit des EG-Vertrags, da 
aufgrimd der vorliegenden Situation der zwischen- 
staatliche Hcindel mit Strom stark beeinträchtigt wird. 
Das Bimdeskartellamt verweist darauf, daß eine spür- 
bare Beeinträchtigimg des Wettbewerbs vorliegt, da 
das Stadtgebiet Kleve aufgrund seiner Größe viele 
Elektrizitätsabnehmer aufzuweisen hat. Weiterhin ist 
nach Auffassung des Amtes in diesem Zusammen- 
hang die Bündeltheorie des Europäischen Gerichtsho- 
fes von besonderer Bedeutung, die im Bereich der 
leitimgsgebimdenen Energieversorgung anzuwen- 
den ist. Durch ein weiträumiges Geflecht von Konzes- 
sions- und Demarkationsverträgen verfügt allein die 
RWE Energie AG — bis auf einige wenige Unterbre- 
chimgen — über ein Versorgimgsmonopol für Elektri- 
zität, das sich über das gesamte deutsch-niederländi- 
sche Grenzgebiet sowie über Teile des Hinterlandes 
zwischen Aachen imd dem Emsland erstreckt. Im 
Anschluß an diese Gebiete existieren weitere Versor- 
gimgsmonopole anderer Elektrizitätsversorgungsun- 
temehmen, die ebenfalls durch Konzessions- imd 
Demarkations Verträge abgesichert sind. Auf diese 
Weise teilen wenige Versorgungsuntemehmen den 
deutschen Markt für leitungsgebundene Energieträ- 
ger unter sich auf, und für ausländische Stromanbie- 
ter, die die Versorgung unter Umständen zu günstige- 
ren Preisen offerieren könnten, wird der Marktzutritt 
vollständig versperrt. 

522 . Das Bundeskartellamt forderte die Vertragspar- 
teien in einer schriftlichen Abmahnung auf, die 
Ausschließlichkeitsbindung bis zum 15. April 1993 
aus dem Vertrags text zu streichen. Aufgrund der 
Anwendbarkeit des Rechts der Europäischen Union 
hat das Bundeskartellamt die EU-Kommission im 
Februar 1993 von dem geplanten Verfahren und den 
zugrundeliegenden Erwägungen unterrichtet und im 
Hinblick auf Artikel 9 Abs. 3 der Verordnimg 
Nr. 17/62, die die Kompetenzbereiche der Brüsseler 
Kommission festlegt, um eine Benachrichtigimg gebe- 
ten. Der EU-Kommission steht die Möglichkeit offen, 
in diesem Zusammenhang ein eigenes Verfahren 
nach Artikel 9 Abs. 2 der Verordnung Nr. 17/62 
einzuleiten. Die Brüsseler Behörde teilte dem Amt 
kurzfristig mit, daß sie nicht plant, in dem betreffen- 
den Fall ein solches Verfahren zu eröffnen. Das 
Bundeskartellamt wollte diese Aufgabe gemäß § 47 
GWB wahmehmen. Die RWE Energie AG nutzte 


ihrerseits Anfang April 1993 die Möglichkeit, den 
Vertrag bei der EU-Kommission in Brüssel anzumel- 
den und eine Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 
EG-Vertrag zu beantragen. 


1.5.2 Demarkationsverträge 

523 . Weiterhin leitete das Bimdeskartellamt 1993 
ein Verfahren gegen die Femgasgesellschaften Ruhr- 
gas AG und Thyssengas GmbH ein, die am 19. Januar 
1993 einen Demai kationsvertrag abschlossen, der 
auch zu diesem Zeitpunkt in Kraft trat und im Juli 1 993 
nach § 103 GWB beim Amt angemeldet wurde. Die 
Durchführung dieses Vertrages soll nach § 37 a Abs. 1 
GWB in Verbindung mit § 1 GWB und nach § 47 
GWB^O) in Verbindung mit Artikel 85 Abs. 1 EG- 
Vertrag untersagt werden. 

524 . Der zwischen Ruhr gas und Thyssengas verein- 
barte Demarkationsvertrag beinhaltet zum einen den 
Verzicht der Unternehmen auf die öffentliche Versor- 
gung mit leitungsgebundenem Gas für jeweils 
bestimmte Gebiete. Damit werden die ausschließ- 
lichen Vers orgungs gebiete gegeneinander abge- 
grenzt. Durch Kundenschutz- und Quotenabsprachen 
wird diese Gebietsaufteilung andererseits zum Teil 
wieder rückgängig gemacht. Diese Absprachen legen 
Gemeinschaftsgebiete, die gemeinsame Beliefeiung 
von bestimmten Kraftwerken und das Recht zur aus- 
schließlichen bzw. gemeinsamen Versorgung be- 
stimmter endverbrauchender Altabnehmer im Gebiet 
des Vertragspartners fest. 

525 . Nach Auffassung des Bundeskartellamtes sind 
diese Vereinbarungen nicht freistellbar nach § 103 
Abs. 1 Nr. 1, 4 GWB. Der Sinn und Zweck der dort 
verankerten Ausnahmeregelung erfaßt diese wettbe- 
werbsbeschränkenden Abreden nicht mehr. Die Kun- 
denschutzabkommen beschränken sov/ohl die eigene 
wettbewerbliche Handlungsfreiheit als auch die 
Wahlmöglichkeiten der betroffenen Verbraucher. 
Aufgrund der erheblichen Anzahl industrieller Son- 
derabnehmer beeinträchtigen die Kundenschutzab- 
kommen die Verhältnisse auf den betroffenen regio- 
nalen Teilmärkten spürbar. Durch die Quotenabspra- 
chen verzichten die beiden Unternehmen auf den 
verstoßenden Einsatz der Wettbewerbsparameter 
Preis und Konditionen. Die wettbewerbliche Hand- 
lungsfreiheit wird auch insofern begrenzt, als beide 
Gesellschaften auf eine vollständige Belieferung der 
fraglichen Endverbraucher bzw. Verteiler verzichten, 
obwohl die ausschließliche Belieferung durch jeweils 
ein Unternehmen versorgungs technisch möglich 
wäre. Diese Quotenabsprachen beziehen sich auch 
auf die Belieferung von Neukunden. 

Das Bundeskartellamt sieht die Möglichkeit der Frei- 
stellung dieses Demarkationsvertrages nach § 103 
GWB nicht mehr als gegeben an, da die Gebietsab- 
grenzung (und genau diese wird ja von den Regelun- 
gen des § 103 GWB erfaßt) in erheblichem Umfang 

^0) Die Europäische Kommission erklärte dem Amt gegenüber, 
daß sie in diesem Fall kein eigenes Verfahren nach Artikel 9 
Abs. 2 der EG-Verordnung Nr. 17/62 einzuleiten beabsich- 
tige. 
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wieder rückgängig gemacht wird. Das Resultat des 
Vertrages ist die gemischte bzw. gemeinsame Versor- 
gimg der jeweils abgegrenzten Versorgimgsgebiete, 
so daß energie wirtschaftliche Rationalisierungsef- 
fekte bezweifelt werden. 

Darüber hinaus sieht das Kartellamt in den einzelnen 
Absprachen und der Gesamtheit der Vereinbarungen 
einen Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 EG-Vertrag. 
Die wettbewerbsbeschränkenden Regelungen des 
Demarkationsvertrages sind nach Ansicht des Amtes 
angesichts der aktuellen und zukünftig möglichen 
EU-Gasimporte der beiden Femgasgesellschaften 
geeignet, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
spürbar zu beschränken. Das Amt führt an, daß 
Thyssengas mehr als 60 % des eingesetzten Erdgases 
aus den Niederlanden importiert. Die Ruhrgas AG 
bezieht zum Teil aus Dänemark und den Niederlan- 
den. Es sei möglich, daß sich die beiden Unternehmen 
zukünftig ebenfalls aus Gasvorkommen in Großbri- 
tannien versorgen. Aus diesem Grimde haben die 
vertraglich fixierten Absatzbeschränkungen nach 
Ansicht des Bimdeskartellamtes unmittelbare Rück- 
wirkimgen auf den zwischenstaatlichen Handel. Da 
die Thyssengas GmbH ihren Absatz ohne die entspre- 
chenden Vereinbarungen wesentlich ausweiten 
könnte imd den Großteil des benötigten Gases impor- 
tiert, würden sich mögliche Absatzsteigenmgen 
zugunsten der Gasimporte aus den Niederlanden 
auswirken; diese Überlegungen treffen entsprechend 
auch auf die Ruhrgas zu. 

Das Bundeskartellamt stützt sich in diesem Fall nicht 
auf die Bündel theorie des Europäischen Gerichts- 
hofes. Dies sei nicht notwendig, da die entsprechen- 
den Versorgungsgebiete imd das Absatzvolumen der 
Gesellschaften so groß seien, daß die aus dem Demar- 
kationsvertrag resultierende Wettbewerbsbeschrän- 
kung spürbar sei. 


1.5.3 Durchleitungsverweigerung 

526. Die Foto- imd Spezialpapierfabrik Weißenbom 
GmbH & Co. KG kündigte ihren Liefervertrag mit dem 
Weiterverteiler Erdgas Südsachsen und schloß im Juli 

1991 einen langfristigen Liefervertrag mit der Win- 
tershall Erdgas Handelshaus GmbH (WIEH). Die Erd- 
gas Südsachsen konnte keine günstigeren Lieferkon- 
ditionen als die WIEH offerieren. Die WIEH plante, die 
Netze der Verbundnetz Gas AG (VNG) und der 
Erdgas Südsachsen zwecks Durchleitung in Anspruch 
zu nehmen, da sie bis zu diesem Zeitpunkt noch keine 
eigene Leitung verlegt hatte. Die Verhandlungen mit 
der VNG und dem Regionalverteiler Erdgas Südsach- 
sen blieben jedoch erfolglos, die Durchleitung wurde 
von beiden Gesellschaften verweigert. Die Erdgas 
Südsachsen unterbreitete der Papierfabrik im Februar 

1992 ein neues Angebot, das den Konditionen des 
Vertrages zwischen WIEH und der Papierfabrik ent- 
sprach. Die WIEH wiederum beantragte aufgrund der 
Durchleitungsverweigerung die Einleitung eines Ver- 
waltungsverfahrens nach §§22 und 26 Abs. 2 GWB 
bei der Landeskartellbehörde Sachsen. Das Bundes- 
kartellamt griff die Durchleitungsverweigenmg der 
VNG auf und untersagte sie in seinem Beschluß vom 


29, Juni 1992. Nach Auffassung des Amtes ist in der 
Ablehnung des Durchleitungsersuchens eine miß- 
bräuchliche, unbillige Behinderung anderer Unter- 
nehmen im Sinne von §§ 22, 26 Abs. 2 GWB zu sehen. 
Als Bewertungsmaßstab legte das Amt § 103 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 4, Abs. 7 GWB zugrunde. Als Richtschnur 
für die Berechnung des Durchleitungsentgeltes 
schlug das Bundeskartellamt die Marge zwischen 
dem Verkaufs- und dem Einkaufspreis der VNG vor. 
Auf diese Weise ergibt sich für die VNG finanziell die 
gleiche Situation, die sich einstellen würde, wenn die 
VNG die Papierfabrik belieferte. 

527. Die Landeskartellbehörde Sachsen geneh- 
migte im November 1992 der Erdgas Südsachsen die 
Durchleitungsverweigerung, da die WIEH über die 
Möglichkeit und die Mittel verfügte, eine Stichleitung 
zu installieren. Die WIEH zeichne sich durch eine 
finanzstarke Muttergesellschaft (BASF) im Hinter- 
grund aus, während die Erdgas Südsachsen aufgrund 
der sich ergebenden schlechteren Durchmischung der 
Abnehmer mit einem Wettbewerbsnachteil konfron- 
tiert würde. Die WIEH hat somit eine Stichleitung zu 
bauen, um ihre Lieferverpflichtungen erfüllen zu 
können. 

528. In ihrer am 3. August 1992 beim Kammerge- 
richt in Berlin eingereichten und am 3. November 
1992 begründeten Beschwerde griff die Verbundnetz 
AG die Untersagung des Bundeskartellamtes sowohl 
in formeller als auch in materieller Hinsicht an. Das 
Kammergericht gab dieser Beschwerde im Hinblick 
auf die materielle Seite der Untersagungsverfügung 
statt und hob den Beschluß des Kartellamtes vom 
29. Juni 1992 auf. Die Zuständigkeit des Amtes wird 
vom Kammergericht bejaht, „ . . . weil die Wirkung des 
beanstandeten Verhaltens über das Gebiet eines 
Landes hinausreicht {§ 44 Abs. 1 Nr. 1 d GWB). Die 
Verfügung erstreckt sich nach ihrem Inhalt auf eine 
länderüber greif ende, das gesamte Tätigkeitsgebiet 
der Beschwerdeführerin VNG erfassende allgemeine 
Verweigerung von wettbewerbsbegründenden 
Durchleitungen 1^)." Die Verweigerung der Durchlei- 
tung stelle keine mißbräuchliche Ausnutzung einer 
marktbeherrschenden Stellung der VNG und keine 
unbillige Behinderung der WIEH sowie der Foto- und 
Spezialpapierfabrik Weißenborn dar. Das Bundeskar- 
tellamt legte gegen diese Entscheidung Rechtsbe- 
schwerde beim Bundesgerichtshof ein. 


2. Zusammenschlußkontrolle 

2.1 Angezeigte Zusammenschlüsse und 
Untersagungen 

529. Im Berichtszeitraum 1992/1993 wurden 3 257 
Zusammenschlüsse beim Bundeskartellamt ange- 
zeigt, Damit ging die seit 1983 stetig wachsende Zahl 
der angezeigten Zusammenschlüsse zum ersten Mal 
zurück. War im Berichtszeitraum 1988/1989 eine 
Zunahme der Fälle um 884 und in den Jahren 1990/ 
1991 um weitere 982 auf 3 555 angezeigte Zusammen- 


11) KG, Beschluß vom 9. Juni 1993, Kart 19/92, S. 34. 
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Schlußvorhaben zu verzeichnen, ist im Berichtszeit- 
raum 1992/1993 ein Rückgang um 298 Vorhaben 
festzustellen. Dies kann nur zum Teil mit der rückläu- 
figen Entwicklung der Zusammenschlußfälle auf- 
grund der Wiedervereinigung der beiden deutschen 
Staaten erklärt werden. Die Anzahl der Fälle ist zwar 
seit 1991 stetig zurückgegangen; waren 1991 in 
784 Vorhaben Unternehmen aus den neuen Bundes- 
ländern an Zusammenschlüssen beteiligt, waren es 

1992 nur noch 521 Fälle und 1993 mit 334 Vorhaben 
nochmals deutlich weniger. Da 1990 aber lediglich 
121 Fälle mit Beteiligimg ostdeutscher Unternehmen 
angezeigt worden waren, ergibt der Vergleich zwi- 
schen den Berichtszeiträumen 1990/1991 imd 1992/ 

1993 nur einen Rückgang um 50 angezeigte Zusam- 
menschlüsse. 

Im Berichtszeitraiun wurden 2 761 horizontale Zu- 
sammenschlüsse angezeigt. In 2 244 Fällen waren 
erworbenes Unternehmen und Erwerber auf den 
gleichen Märkten tätig, in 517 auf benachbarten 
Märkten des gleichen Wirtschaftsbereichs. Dagegen 
wurden nur 117 vertikale imd 384 konglomerate 
Zusammenschlüsse angezeigt. Im Inland wurden 
2 872 Zusammenschlüsse realisiert, davon 250 mit 
direkter und 654 mit indirekter ausländischer Beteili- 
gung. Von den 385 im Ausland vorgenommenen 
Zusammenschlüssen erfolgten 154 mit direkter, 40 mit 
indirekter und 191 ohne inländische Beteiligung, 
Während des gesamten Berichtszeitraums gab es nur 
fünf Fälle, in denen der Gesamtumsatz im Sinne des 
GWB des erworbenen Unternehmens 12 Mrd. DM imd 
mehr betrug. Das Schwergewicht mit 1 250 Fällen lag 
bei erworbenen Unternehmen mit einem Gesamtum- 
satz im Siime des GWB von 4 bis unter 50 Mio, DM. Es 
folgen 671 Neugründungen, 654 Zusammenschlüsse, 
bei denen das erworbene Unternehmen mehr als 0 bis 
unter 4 Mio, DM Gesamtumsatz erzielte, und 638 
Fälle, in denen der maßgebliche Gesamtumsatz bei 
50 bis unter 500 Mio. DM lag. 

Die Zahl der seit Beginn der Fusionskontrolle 1974 
angezeigten vollzogenen Zusammenschlüsse ist da- 
mit bis zum 31. Dezember 1993 auf insgesamt 
17 660 ^ 2 ) angestiegen (vgl. Tabelle IV. 1), Hiervon 
wurden 13 700 als kontrollpflichtige Vorhaben gemäß 
§ 24 GWB geprüft. Die Anzahl an Vorhaben, die der 
präventiven Zusammenschlußkontrolle imterliegen, 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr von 8 276 auf 9 295 
erhöht, 

530 . Im Berichtszeitraxim hat das Bundeskartellamt 
sechs Untersagungen ausgesprochen. Damit stieg die 
Zahl der insgesamt imtersagten Zusammenschlüsse 
bzw. Zusammenschlußvorhaben bis zum Ende des 
Berichtszeitraumes auf 104. Die seit dem Berichtszeit- 
raum 1988/1989 rückläufige Tendenz der Untersa- 
gimgen hat sich somit bestätigt. Nach 16 Untersagun- 
gen in den Jahren 1988/1989 und acht Untersagungen 
im letzten Berichtszeitraum ist ein weiterer Rückgang 
zu verzeichnen. Schon im Hauptgutachten 1990/ 
1991 13) hatte die Monopolkommission diese Entwick- 


*2) In dieser Zahl sind sowohl die nur nachträglich angezeigten 
wie die präventiv angemeldeten und nach Vollzug ange- 
zeigten Zusammenschlüsse enthalten (§ 23 GWB). 

*3) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a. O., Tz. 527. 


lung mit der Erweiterung der relevanten Märkte 
erklärt. Sowohl die Wiedervereinigung der beiden 
deutschen Staaten imd die damit verbimdene Öff- 
nung der Märkte nach Osten als auch die Entwicklimg 
des Binnenmarktes führten zu einer Ausdehnung der 
räumlich relevanten Märkte. Hinzu kommt, daß ein 
Teil des Zuständigkeitsbereichs des Bundeskartell- 
amtes durch das Inkrafttreten der Europäischen 
FusionskontroUver Ordnung weggefallen ist. Von ge- 
meinschaftsweiter Bedeutung — und damit der exklu- 
siven Zuständigkeit der Europäischen Kommission 
zugeordnet — sind gerade die Zusammenschlüsse, bei 
denen die beteiligten Unternehmen besonders um- 
satzstark sind. Das Bundeskartellamt hat im Berichts- 
zeitraum 1992/1993 allein vier Verweisungsanträge 
an die Europäische Kommission gestellt. Seiner Mei- 
nung nach drohten die Zusammenschlüsse beherr- 
schende Stellungen der beteiligten Unternehmen zu 
begründen oder zu verstärken. Zu Untersagungen 
durch das Bundeskartellamt konnte es jedoch nicht 
kommen, da die Europäische Kommission drei der 
Vorhaben in eigener Zuständigkeit prüfte und nur ein 
Verfahren nach Deutschland verwies; hier nahmen 
die beteiligten Unternehmen ihre Anmeldung zu- 
rück, 

531. Bei den vom Bundeskartellamt untersagten 
Zusammenschlüssen bzw. Zusammenschlußvorha- 
ben handelt es sich um folgende Fälle: 

— Axel Springer Verlag/Leipziger Stadtanzeiger 
(rechtskräftig) 

Beschluß vom 26. Februar 1992, B6-157/91, 
WuW/E BKartA 2515 

— Werner & Pfleiderer GmbH/Franz Daub und 
Söhne 

(nicht rechtskräftig, Beschwerde eingelegt) ^^) 
Beschluß vom 13, Mai 1992, B4-173/91, AG 1992, 
S. 406 

— Gillette Comp./Wilkinson Sword Europe 
(rechtskräftig nach Rücknahme der Beschwerde) 
Beschluß vom 23. Juli 1992, B5-42/90, AG 1992, 
S. 363 

— Zahnradfabrik Friedrichshafen AG/AHison Trans- 
mission Division 

(rechtskräftig nach Rücknahme der Beschwerde) 
Beschluß vom 15. April 1993, B5-117/92, WuW/E 
BKartA 2521 

— Fresenius AG/Knoll AG 

(nicht rechtskräftig, Beschwerde eingelegt) 
Beschluß vom 23. August 1993, B3-52/92, WuW/E 
BKartA 2591 

— Raiffeisen Hauptgenossenschaft Nord AG/Raiff- 
eisen Haupt-Genossenschaft e.G., Hannover 
(nicht rechtskräftig, Beschwerde eingelegt) 
Beschluß vom 20. September 1993, B2-35/93 


14) Das Kammergericht hat inzwischen die Untersagimg bestä- 
tigt. 
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Tabelle IV.l 

Übersicht über die Zahl der angezeigten 
vollzogenen Zusammenschlüsse und der 
vom Bundeskartellamt ausgesprochenen 
Untersagungen, gegliedert nach 
Berichtszeiträumen der Monopolkommission 


Berichtszeitraum 

Anzeigen 

vollzogener 

Zusammenschlüsse 

Zahl der 
Untersagimgen 

1973/1975 .... 

773 

4 

1976/1977 

1 007 

7 

1978/1979 

1 160 

14 

1980/1981 .... 

1 253 

21 

1982/1983 .... 

1 109 

10 

1984/1985 

1 284 

13 

1986/1987 

1 689 

5 

1988/1989 

2 573 

16 

1990/1991 

3 555 

8 

1992/1993 

3 257 

6 

Insgesamt .... 

17 660 

104 


Quelle: Tätigkeitsbericht des BundeskarteUamtes 


532 . Für die 104 Untersagungen seit Beginn der 
Fusionskontrolle ergibt sich folgender Verfahrens- 
stand zum 31, Dezember 1993^5); 

— 57 Untersagungen sind rechtskräftig geworden, 
davon acht im Berichtszeitraum. 

— 16 Beschlüsse wurden vom Bundeskartellamt 
zurückgenommen. 

15) Siehe die ausführliche Übersicht im Anhang (Ab- 
schnitt B). 


— 22 Untersagrmgen sind vom Kammergericht und 
vom Bimdesgerichtshof rechtskräftig aufgehoben 
worden. 

— Sechs Untersagungsfälle wurden vom Bundesmi- 
nisterium für Wirtschaft vollständig oder unter 
Auflagen genehmigt. 

— Gegen drei Untersagungen läuft ein Beschwerde- 
verfahren beim Kammergericht 


2.2 Zusammenschlußtatbestand 

2.2.1 Die Bedeutung der Zusammenschlußtatbestände nach 
§ 23 Abs. 2 GWB in der Fusionskontrolle 

533 . Das Bundeskartellamt hat erstmals eine diffe- 
renzierte Auswertung ihres gesamten Fallmaterials in 
der Fusionskontrolle nach der Art des zugrundelie- 
genden Zusammenschlußtatbestandes vorgelegt. Ta- 
belle IV. 2 zeigt, daß der Großteil der angezeigten 
Fusionen klassische Übernahmen sind. Bei der Über- 
nahme von Unternehmen dominiert der Anteilser- 
werb, gefolgt von der Bildung von Gemeinschaftsun- 
ternehmen und dem Vermögenserwerb. Vertragliche 
Verbindungen und die Herbeiführung von Personen- 
gleichheit in Aufsichtsräten, Vorständen und sonsti- 
gen Geschäftsführungsorganen spielen lediglich eine 
vergleichsweise unbedeutende Rolle bei externen 
Konzentrationsvorgängen. 

534 . Gemessen an der Zahl kontroUpflichtiger 
Untemehmenszusammenschlüsse bleiben auch die 
Auffangtatbestände des § 23 Abs. 2 Nr. 5 und 6 GWB 
ohne größere Bedeutung für die Fusionskontrolle. 
Der mit der Fünften Gesetzesnovelle mit Wirkung 
zum 1, Januar 1990 eingeführte Zusammenschluß tat- 


iß) In dem Verfahren Werner & Pfleiderer GmbH/Franz Daub 
imd Söhne hat das Kammergericht inzwischen die Untersa- 
gimg bestätigt. 


Tabelle IV.2 

Art des Zusammenschlußtatbestandes der beim Bundeskartellamt 
angezeigten Unternehmenszusammenschlüsse 


Tatbestand nach § 23 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 GWB 

1992 

1993 

1973 bis 1993 

Nr. 1: Vermögenserwerb 

320 

290 

3 961 

Nr. 2 a), c): Anteilserwerb 

815 

672 

8 584 

danmter: 2 a) Minderheitsbeteiligimg 

(109) 

(82) 


2 c) Mehrheitsbeteiligung 

(706) 

(590) 


Nr. 2 b); Gemeinschaftsunternehmen 

560 

507 

4 583 

Nr. 3: Vertragliche Bindung 

21 

23 

318 

Nr, 4: Personengleichheit 

0 

0 

12 

Nr. 5: Sonstige Verbindung 

22 

19 

192 

Nr. 6: Wettbewerblich erheblicher Einfluß 

5 

3 

10 

Insgesamt 

1 743 

1 514 

17 660 


Quelle: Bimdeskartellamt 
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bestand nach Nr. 6 der Vorschrift — der Fusionskon- 
trolle unterstellt werden damit Untemehmensverbin- 
dungen, durch die ein wettbewerblich erheblicher 
Einfluß auf ein anderes Unternehmen erlangt wird 
und die nach den Nummern 2, 4 oder 5 des § 23 Abs. 2 
GWB nicht erfaßt werden — wurde in der Berichtspe- 
riode in mehreren Fällen auf seine Reichweite gete- 
stet, Dazu gehören als wichtigste Fälle die bereits im 
letzten Hauptgutachten geschilderten Fusionen Alli- 
anz/Dresdner Banki"^) sowie Gillette/Wilkinson.^S) 
Letzterer Fall ist die bislang einzige Untersagimg in 
einem auf diesen Zusammenschlußtatbestand ge- 
stützten Fusionskontrollverfahren. Eine größere Be- 
deutung (vier Fälle) hat § 23 Abs. 2 Nr. 6 GWB im 
Berichtszeitraum bei der Medienfusionskontrolle, 
namentlich bei der Gründimg privater Fernsehsender, 
erlangt 19). Die dtirch die Monopolkommission in 
ihrem letzten Hauptgutachten getroffene Einschät- 
zimg, daß der zuletzt in das GWB eingeführte Zusam- 
menschlußtatbestand nur sehr zurückhaltend zur 
Anwendxmg gelangt, wird durch die Amtspraxis der 
vergangenen zwei Jahre erneut bestätigt ^o). 


2.2.2 Der Erwerb wesentlicher Vermögensteile 

535 . Nach § 23 Abs, 2 Nr, 1 GWB gilt als Zusammen- 
schluß der Erwerb des Vermögens eines anderen 
Unternehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
durch Verschmelzimg, Umwandlung oder in sonstiger 
Weise. Die Qualifizierung von Üb ertragxmgs Vorgän- 
gen als Erwerb eines wesentlichen Vermögensteiles 
ist im Berichtszeitraum in zwei weiteren Fallvarianten 
von Bedeutung gewesen. Einmal ging es um die 
Übertragimg des Warenzeichens „Frapan"' von 
Melitta auf die Handelsgruppe EDEKA im Zuge des 
Entflechtxmgsverfahrens Melitta/Kraft. Zum anderen 
um die Veräußenmg des bislang ausschließlich unter- 
nehmensintem genutzten Rechenzentrums eines 
Industriexmternehmens an einen Anbieter von Daten- 
verarbeitimgsdienstleistxmgen, 

536 . Die Übertragung eines Warenzeichens, das 
tragende Grundlage der Marktstellimg seines Inha- 
bers auf dem relevanten Markt ist, kann die Voraus- 
setzimgen des § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB erfüllen2i). Das 
Bimdeskartellamt hatte im Jahre 1988 die nach der 
Anmeldung vollzogene Veräußenmg des Warenzei- 
chens für Haushalts- und Lebensmittelfolien „Fra- 
pan" der Kraft GmbH an die Mehtta- Werke Benz & 
Sohn als Zusammenschlußtatbestand qualifiziert imd 
den Zusammenschluß im April 1989 imtersagt22). Der 
Bimdesgerichtshof ist in seiner Entscheidung vom 
7. Juli 1992 dieser Auffassimg des Amtes gefolgt imd 
hat die Rechtsmittel der Betroffenen — wie bereits das 


Vgl. Monopolkommission. Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 532 f. 

18) Vgl. ebenda, Tz. 534. 

19) Vgl. Tz. 651 ff. in Kapitel V dieses Gutachtens. 

29) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 530 f. 

21) Vgl. WuW/E BGH 2783 „Warenzeichenerwerb". 

22) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbspolitik vor neuen 
Herausforderungen, Hauptgutachten 1988/1989, Baden- 
Baden 1990, Tz. 514 ff.; BKartA. TB 1991/92, a.a.O., S. 22, 
104. 


Kammergericht in seinem Beschluß vom 23. Mai 
199123) — zurückgewiesen. 

Im Verlauf des Entflechtungsverfahrens hat Melitta 
der Kartellbehörde im September 1993 einen Waren- 
zeichenkaufvertrag übermittelt, mit dem die Frapan 
Folien- Vertriebs -GmbH das Warenzeichen „Frapan" 
an EDEKA für den Verkaufspreis von 1 DM ver- 
äußerte. Der Kaufvertrag sah ein Rücktrittsrecht bei- 
der Vertragsparteien für den Fall vor, daß das Bimdes- 
kartellamt Bedenken gegen die Veräußerung erhe- 
ben würde. Mit Schreiben vom 21. September 1993 
hat das Amt Melitta darauf hingewiesen, daß nach 
seiner Auffassung diese Übertragung den Zusammen- 
schlußtatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB erfüllt 
und somit anmeldepflichtig sei. Ferner wurde auf das 
Vollzugsverbot und die bei Verstoß hiergegen gemäß 
§ 38 Abs. 1 Nr. 8 imd Abs. 4 GWB drohende Geldbuße 
hingewiesen. Am 15. Oktober 1993 haben Melitta und 
die Frapan Folien-Vertriebs-GmbH ihren Rücktritt 
von dem mit EDEKA geschlossenen Warenzeichen- 
kaufvertrag erklärt. 

Auf Antrag von Melitta urd der Frapan Folien- 
Vertriebs-GmbH wurde das Warenzeichen „Frapan" 
am 18. Oktober 1993 in der Warenzeichenrolle beim 
Deutschen Patentamt gelöscht. Mit Schreiben vom 
selben Tag hat EDEKA die Eintragung des Warenzei- 
chens „Frapan" für sich beim Deutschen Patentamt 
angemeldet. Die Eintragung erfolgte am 19. Oktober 
1993. 

537 . Das Bundeskartellamt sieht in dieser, aus seiner 
Sicht koordinierten Aus- und Eintragung eine Umge- 
hung der ursprünglich geplanten und nach seiner 
Meinung kontrollpflichtigen Veräußerung des Wa- 
renzeichens an EDEKA. Das Amt qualifiziert diesen 
Vorgang als Erwerb eines wesentlichen Vermögens- 
teiles in sonstiger Weise gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB 
und hat im Januar 1994 gegen den Geschäftsführer 
der Melitta- Haushaltsprodukte GMBH & Co. KG ein 
Ordnungswidrigkeits verfahren wegen des Verstoßes 
gegen das Vollzugsverbot gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 2 
GWB eingeleitet. 

538 . Ein Zusammenschluß im Sinne von § 23 Abs. 2 
Nr. 1 GWB setzt voraus, daß das Vermögen des einen 
durch ein anderes Unternehmen „erworben" wird. 
Der Erwerb im Siime von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB 
erfordert nach herrschender Auffassung den unmittel- 
baren Rechtsübergang des Vermögensgegenstandes, 
der durch das Verfügungsgeschäft bewirkt wrd^^), in 
Betracht kommt damit in aller Regel lediglich ein 
„abgeleiteter" Erwerb, nicht jedoch ein originärer. 
Anders ist dies beim Erwerb durch Zuschlag in einer 
Zwangsversteigerung, die originäres Eigentum ver- 
schafft und dennoch als Erwerb qualifiziert wird. 

Im vorliegenden Fall gab Melitta des Eigentum an 
dem Warenzeichen „Frapan" durch dessen Löschimg 
aus der Warenzeichenrolle auf. Die Eintragung des 
Warenzeichens durch EDEKA am darauffolgenden 
Tag ist originärer Erwerb. Um diesen Vorgang als 
einen Zusammenschluß begründenden Erwerbsvor- 


23) Vgl. WuW/E OLG 4771 „Folien und Beutel". 

24) Vgl. W. Kleinmann/R. Bechtold, Kommentar zur Fusions- 
kontroUe, 2. Aufl., Heidelberg 1988, § 23 Tz. 34. 
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gang im Sinne von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB zu qualifi- 
zieren, bedarf es einer weiten Auslegung des Begriffs 
„Erwerb" oder einer analogen Anwendimg des 
Gesetzes. Im Ordmmgswidrigkeitenrecht kann dies 
wegen des dort geltenden Analogieverbots ausge- 
schlossen sein. 

539 . Anders fällt die Bewertung für die Marktstruk- 
turkontrolle aus. Beruhen Löschimg und Eintragimg 
des Warenzeichens in die Warenzeichenrolle auf 
koordiniertem Verhalten der involvierten Parteien, 
bleibt die Möglichkeit Dritter, das gelöschte Waren- 
zeichen für sich eintragen zu lassen, theoretischer 
Natur. Die gewählte Handlungsaltemative führt aus 
Sicht der Beteiligten mit hoher Sicherheit zu demsel- 
ben Ergebnis wie eine direkte Übertragung der Ver- 
fügimgsrechte im Sinne eines abgeleiteten Erwerbs. 
Wenn, wie es im vorliegenden Fall zu sein scheint, 
eine Koordination der Beteiligten imterstellt werden 
kann, dienen Löschung imd Eintragimg der Marke 
„Frapan" in die Warenzeichenrolle ausschließlich 
dem Ziel, die materielle Zusammenschlußkontrolle 
sowie das damit verbundene Vollzugsverbot zu umge- 
hen. Nach Auffassung der Monopolkommission ist 
damit eine weite Auslegimg des Erwerbsbegriffes im 
Sinne von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB gerechtfertigt. 

540 , Das Vorliegen eines Zusammenschlusses im 
Sinne der genannten Vorschrift setzt darüber hinaus 
voraus, daß ein wesentlicher Vermögens teü übertra- 
gen wird. Wesentlich ist ein Vermögensteil, der eine 
abgrenzbare, selbständige Betriebs einheit darstellt, 
die im Rahmen der gesamten nach außen gerichteten 
wirtschaftlichen Tätigkeit des Veräußerers qualitativ 
von eigener Bedeutung ist und deren Erwerb die 
Stellimg des Käufers auf dem relevanten Markt ver- 
ändert. Während die Frage nach der Qualifizierung 
eines Warenzeichens als selbständige Betriebs einheit 
vom Bimdesgerichtshof positiv entschieden worden 
ist, bleibt zunächst offen, ob „Frapan" in diesem Fall 
eine tragende Grundlage der Stellimg von Melitta auf 
dem sachlich relevanten Markt des Absatzes von 
Haushalts- und Lebensmittelfolien an den Einzelhan- 
del war. Melitta vertreibt Folien, Gefrier- und Frisch- 
haltebeutel sowie Backpapier mit verschiedenen 
Warenzeichen. Mit den Marken „Melitta Toppits" 
und „Prima Pack" erreicht das Unternehmen Markt- 
anteüe von zusammen knapp 45 % des relevanten 
Marktes. Auf die Marke „Frapan" entfiel vor dessen 
Veräußerung von Kraft an Melitta ein Marktanteil von 
etwa 2%. Ob Melitta während der Zeit des Rechts- 
streites den Marktanteil der Marke ausgeweitet hat, 
ist nicht bekannt. In Anbetracht der Sachlage ist dies 
cillerdings wenig wahrscheinlich. 

Die Rechtsprechung hat den Tatbestand der Wesent- 
lichkeit eines Vermögensgegenstandes ausdrücklich 
von einer rein quantitativen Betrachtung gelöst und 
sieht es als ausreichend an, wenn der Vermö gensteil 
eine qualitativ eigene Bedeutung für die Marktstel- 
lung seines Inhabers besitzlos). Ob ein Vermögensteil 
tragende Grundlage der Stellung seines Inhabers auf 


25) Vgl. WuW/E BKartA 2114 „Coop Schleswig-Holstein/Deut- 
scher Supermarkt", bestätigt durch das Kammergericht, 
WuW/E OLG 3591; WuW/E BKartA 2377 „MeUtta/Kraft", 
bestätigt durch den Bundesgerichtshof, WuW/E BGH 2783 
„ Warenzeichenerwerb " . 


dem relevanten Markt ist, kann nicht von dem 
Umstand abhängig sein, in welchem Umfang der 
Veräußerer insgesamt auf dem Markt tätig ist bzw. in 
welchem Ausmaß das Unternehmen nach der Veräu- 
ßerung des in Rede stehenden Vermögensteüs dort 
tätig bleiben wird. Bei sonst gleichen Voraussetzun- 
gen und gleichen Auswirkungen auf die Marktstel- 
lung des Erwerbers würde dies im Hinblick auf die 
formalen Kriterien der Marktstrukturkontrolle zu 
unterschiedlichen Ergebnissen führen, je nachdem 
welches Unternehmen Veräußerer ist. Entscheidend 
ist vielmehr, daß der Erwerber durch die Übertragung 
in die Lage versetzt wird, in die Marktstellung des 
Veräußerers einzutreten. Als Marktstellung kann 
dabei nur diejenige gelten, dessen Grundlage der 
veräußerte Vermögensgegenstand ist. 

Ob EDEKA das Warenzeichen als Grundlage für einen 
aufzubauenden Untemehmensteil „Vertrieb von 
Haushalts- und Lebensmittelfolie an andere Handels- 
unternehmen" nutzt oder ob es lediglich als Handels- 
marke für den gruppenint emen Vertrieb an Eigen- 
und Regiebetriebe genutzt wird, bleibt unerheblich, 
da — wie der Bundesgerichtshof ausführt — die 
abstrakte Eignung des Vermögensteils, die Stellung 
seines Erwerbers auf dem relevanten Markt zu verän- 
dern, ausreicht 26). Jedenfalls kann EDEKA nicht 
daran gehindert werden, Folien unter dem Marken- 
namen „Frapan" an andere Handelsunternehmen zu 
vertreiben. 

541 . Gegen die Annahme eines Zusammenschlusses 
spricht auch nicht, daß EDEKA als bislang reines 
Handelsunternehmen zwar grundsätzlich auf der Ver- 
triebsstufe „Hersteller-Handel" tätig werden kaim, 
selbst aber kein Hersteller von Folien ist 27). Für den 
Fall, daß EDEKA keine Eigenproduktion von Folien 
plant und daß es längerfristige Lieferbeziehungen für 
Folienprodukte ausschließlich mit Melitta eingeht, 
verbleibt der mit „Frapan" verbundene Marktanteil 
zwar auf der Produktionsstufe bei Melitta. Da „Fra- 
pan" jedoch eine eingeführte Marke mit einem ver- 
gleichsweise hohen Bekanntheitsgrad bei den Ver- 
brauchern ist, besitzt EDEKA damit ein Markt- und 
Wettbewerbspotential, das über die augenblickliche 
Marktposition von „Frapan" hinausreicht. Die Kon- 
trolle über dieses Potential — für Melitta wohl ein 
Grund für den seinerzeitigen Erwerb von Kraft — ist 
mit dem Wechsel der Inhaberschaft an dem Warenzei- 
chen auf EDEKA übergegangen. Ob damit Wettbe- 
werbsbedingungen hergestellt werden, wie sie vor 
der Übertragung auf Melitta bestanden — diese Frage 
ist Gegenstand des Entflechtungsverfahrens gegen 
Melitta — wird an einer anderen Stelle dieses Kapitels 
behandelt 28). 

542 . Gegen die für einen Zusammenschluß notwen- 
dige Marktwirkung spricht ebenfalls nicht, daß 
EDEKA vor der Eintragung des Warenzeichens nicht 
auf dem relevanten Markt tätig war. Der Bundesge- 
richtshof führt zwar in seiner Entscheidung „Waren- 


26) Vgl, WuW/E BGH 2783 „Warenzeichenerwerb", hier 
2785. 

27) Auch das Unternehmen Kraft als Veräußerer des Warenzei- 
chens „Frapan" an Melitta war ausschließlich im Vertrieb 
von Haushalts- und Lebensmittelfolien tätig. 

28) Vgl. Tz. 556 ff. 
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zeichenerwerb" aus, daß es bei der Erfassung der 
Marktwirkung auf einen Erwerber abstellt, der bereits 
auf dem relevanten Markt tätig ist 29). Dies kann 
sinnvollerweise jedoch nur dahingehend interpretiert 
werden, daß der Erwerber über Möglichkeiten verfü- 
gen muß, in die Markt Stellung des Veräußerers einzu- 
treten. In seiner Eigenschaft als Groß- und Einzelhan- 
d^lsuntemehmen vornehmlich mit Lebensmittelil, 
dürfte EDEKA der Zutritt auf dem relevanten Markt 
für den Vertrieb von Folien nicht schwerfallen. Zudem 
muß bezweifelt werden, daß die Rechtsprechung mit 
dem erwähnten Halbsatz die Auffassung vertreten 
wollte, Newcomern sei es grundsätzlich nicht möglich, 
in die Marktstellung des Veräußerers einzutreten. 

543 . Dem für einen Zusammenschluß im Siime von 
§ 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB notwendigen Marktbezug 
eines Vermögenserwerbs kommt auch in einer weite- 
ren Fallvariante Bedeutung zu. Das Bundeskartellamt 
hatte in mehreren Fällen über das Vorliegen eines 
Zusammenschlusses beim Erwerb von bislang aus- 
schließlich untemehmensintem genutzten Rechen- 
zentren zu entscheiden. Veräußerer der Rechenzen- 
tren sind Industrieunternehmen, die unter anderem 
durch sogenanntes Outsourcing von Unternehmens- 
teilen eine höhere Produktionseffizienz und Ergebnis - 
Verbesserungen anstreben. Erwerber sind Anbieter 
von Rechenzentrumsleistungen wie die IBM Deutsch- 
land bzw. mit IBM verbundene Dienstleistungsunter- 
nehmen. 

Die Ausgliederung der Rechenzentren geschieht ent- 
weder durch den Vollerwerb durch einen Anbieter 
von Rechenzentrumsleistungen oder durch die Ein- 
bringung in ein zu diesem Zweck gegründetes 
Gemeinschaftsunternehmen zvdschen dem Industrie- 
und dem Dienstleistungsunternehmen. Letztere Vari- 
ante vmrde unter anderem von der Porsche AG 
gewählt, die ihr Rechenzentrum in ein Gemein- 
schaftsunternehmen mit IBM Deutschland einge- 
bracht hat. Üblicherweise sehen beide Varianten vor, 
daß das übernehmende Unternehmen die bisher 
untemehmensintem erbrachten Leistungen als 
Marktleistungen erbringt. 

544 . Aus Sicht der Fusionskontrolle ist die Gründung 
eines Gemeinschaftsunternehmens ein Zusammen- 
schluß im Sinne von § 23 Abs. 2 Nr. 2 GWB. In diesem 
Fall ist auch die Übertragung eines bisher ausschließ- 
lich untemehmensintem genutzten Betriebsteils un- 
bestritten kontrollpflichtig. Dasselbe gilt für die Ver- 
äußenmg eines rechtlich verselbständigten, aus- 
schließlich untemehmensintem genutzten Betriebs - 
teils. Problematischer ist die Feststellung eines Zu- 
sammenschlusses in Fällen, in denen ein rechtlich 
unselbständiger, ausschließlich untemehmensintem 
genutzter Betrieb steil veräußert wird. Die Rechtspre- 
chung zu § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB knüpft den Erwerb 
eines wesentlichen Vermögens teils an das qualitative 
Kriterium expliziter Marktwirkungen. Diese bestehen 
regelmäßig darin, daß der Erwerber in der Lage sein 
muß, in die Marktstellung des Veräußerers einzutre- 
ten. Beim Erwerb von ausschließlich unternehmens- 
intem genutzten Rechenzentren fehlt es daran, da 


29) Vgl. WuW/E BGH 2783, hier 2785 und 2789. 


der Veräußerer auf dem relevanten Markt nicht aktiv 
war. 

545 . Nach Auffassung der Kartellbehörde, die in 
diesen Fällen § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB als gegeben 
ansieht, bestehen die Marktvwkungen eines Erwerbs 
darin, daß das veräußernde Unternehmen mit dem 
Verkauf des Rechenzentrums endgültig als potentiel- 
ler Anbieter aus dem Markt für Rechenzentrumslei- 
stungen aus scheidet. Der Erwerber vdederum erfährt 
nach dieser Auffassung einen Zuwachs an unmittel- 
bar marktwirksamen Umsätzen. Gleichzeitig erhöht 
der mit der Ausgliederung einhergehende Fremdbe- 
zug von bisher untemehmensintem erbrachten 
Dienstleistungen das Marktvolumen des relevanten 
Marktes. 

546 . Eine anläßlich dieser Fallvariante durchge- 
führte Koordinierung der Meinungsbildung unter den 
Beschlußabteilungen des Bundeskartellamtes hat 
diese Linie bestätigt. Das Amt sieht bei einem Verzicht 
auf die Anwendung von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB 
insbesondere die Gefahr, daß wirtschaftlich gleiche 
Sachverhalte wie die geschilderten Fälle der Übertra- 
gung von rechtlich verselbständigten Rechenzentren 
und die Einbringung in zu diesem Zweck gegründete 
Gemeinschaftsunternehmen zu einer fusionsrechtlich 
ungleichen Behandlung führe. Damit sei erstens ein 
Wertungsvdderspmch verbunden, zweitens werde 
eine Möglichkeit eröffnet, § 23 Abs. 2 Nr. 2 GWB zu 
umgehen, und drittens mache es eine solche Differen- 
zierung notwendig, bereits im Rahmen der formellen 
Prüfung zu ermitteln, ob der Veräußerer den Betriebs- 
teil bislang ausschließlich imtemehmensintem oder 
auch -extern eingesetzt hat. Darüber hinaus seien 
Auswirkungen auf die Kontrolle von Konzentrations- 
vorgängen auf anderen Märkten zu erwarten. 

547 . Die Monopolkommission sieht die Anwendbar- 
keit von § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB auf den Erwerb von 
untemehmensintem genutzten Betriebsteilen kriti- 
scher als das Buhdeskartellamt. Das Ausgliedem von 
Produktions- oder Dienstleistungsbereichen, die reine 
Zuliefererfunktionen für den eigentlichen Untemeh- 
menszweck darstellen, ist im Wirtschaftsleben außer- 
ordentlich häufig anzutreffen. Würde man alle oder 
lediglich einen größeren Teil dieser Maßnahmen der 
Kontrollpflicht unterstellen, würde dies zu einer unan- 
gemessenen Ausweitung der Zusammenschlußkon- 
trolle führen. Eine nicht kontroUpflichtige Alternative 
zur Veräußerung von ausschließlich untemehmensin- 
tem genutzten Betriebsteilen wäre deren Auflösung 
unter Inkaufnahme der Entlassung der dazugehöri- 
gen Beschäftigten. Für das Unternehmen würde das 
unter Umständen zusätzliche Sozialplankosten be- 
deuten. Für die Arbeitnehmer die Suche nach neuen 
Arbeitsplätzen. Der Zweck der Fusionskontrolle ist die 
Verhinderung von Unternehmenskonzentrationen, 
die die strukturellen Wettbewerbsbedingungen auf 
einem relevanten Markt derart verändern, daß die 
Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs nicht mehr 
gewährleistet ist. Unter diesem Gesichtspimkt sind 
untemehmensintem genutzte Betrieb steile auch nur 
dann wesentliche Vermögens teile im Sinne von § 23 
Abs. 2 Nr. 1 GWB, wenn ihr Erwerb dazu geeignet ist, 
die stmkturellen Gegebenheiten des relevanten 
Marktes spürbar zu verändern. Dies festzustellen, 
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sollte der Einzelfallprüfung überlassen bleiben. Vor- 
stellbar ist etwa, daß die Veräußerung kompletter 
Produktionsanlagen wie die Getriebefertigung eines 
Automobilproduzenten oder die Forschungsabteilung 
eines Chemiekonzems danmter fällt. Gleiches gilt für 
die Übertragung von Start- und Landerechten im 
Rugverkehr. Die Veräußerung von Rechenzentren 
gehört nach Auffassung der Monopolkommission in 
der Regel nicht dazu. 


2.3 Marktbeherrschung 

548. Im September 1993 hat das Bimdeskartellamt 
die beabsichtigte Verschmelzung der Raiffeisen 
Hauptgenossenschaft Nord (HaGe Kiel) und der Raiff- 
eisen Haupt-Genossenschaft Hannover (RHG Hanno- 
ver) untersagt, nachdem es eine Verstärkung der 
marktbeherrschenden Position der HaGe Kiel auf dem 
Markt für die Erfassung von Getreide und Ölsaaten 
festges teilt hatte. 

Der Beurteilung des Bundeskartellamts liegt — wie 
schon in dem Verfahren BayWa/WLZ — die Auffas- 
sung zugrunde, daß eine Hauptgenossenschaft mit 
ihren jeweiligen Primärgenossenschaften eine wett- 
bewerbliche Einheit bildet. War das Bimdeskartellamt 
in dem Verfahren Bay Wa/WLZ noch davon ausgegan- 
gen, daß Haupt- und Primärgenossenschaften ein 
wettbewerbsloses Oligopol im Sinne des § 22 Abs. 2 
GWB darstellen, sieht man die wettbewerbliche Ein- 
heit nunmehr als Verbindung an, die deutlich enger 
ist, ohne jedoch die Voraussetzungen einer Konzem- 
verbindung zu erfüllen. Nach Ansicht des Bundeskar- 
tellamts stehen die Primärgenossenschaften, sofern 
sie Gesellschafter der Hauptgenossenschaft sind und 
diese quasi bilden, weder untereinander noch zu 
dieser in wirksamem, wesentlichem Wettbewerb. 
Dafür spreche schon die in der Satzung verankerte 
Pflicht, die Aktionäre bzw. Mitglieder nach den 
Grundsätzen des genossenschaftlichen Förderauf- 
trags zu unterstützen. Aufgrund dieser Pflicht besteht 
eine Funktionsaufteilung zwischen Haupt- und Pri- 
märgenossenschaften; eigene Verkaufsstellen be- 
treibt die Hauptgenossenschaft nur an Orten, an 
denen keine Primärgenossenschaften existieren. Die 
enge Verbindung zwischen Haupt- und Primärgenos- 
senschaften äußere sich ferner in einer besonderen 
Loyalität und dem Bestreben, Reibungsverluste 
soweit wie möglich zu vermeiden. Dieses werde durch 
ein natürliches Interesse der Primärgenossenschaften 
verstärkt, einen großen Teil ihrer Umsätze über die 
Hauptgenossenschaft, an der sie finanziell beteiligt 
sind, abzuwickeln. Finanzielle Abhängigkeit gebe es 
auch zwischen den Primärgenossenschaften selbst; 
alle Genossenschaften sind verpflichtet, Beiträge in 
den sogenannten „Feuerwehrfonds" einzuzahlen, um 
in Liquiditätsschwierigkeiten geratene Genossen- 
schaften vor dem Konkurs zu bewahren. Beispiele von 
selbständigen Preissenkungen und -erhöhungen sei- 
tens einzelner Primärgenossenschaften bildeten 
ebensowenig wie der Rückgang der Umsätze, die 
einzelne Primärgenossenschaften mit der HaGe Kiel 
erzielten, ein ausreichendes Indiz für wesentlichen 
Wettbewerb. Obwohl die beteiligten Unternehmen 
jegliche rechtliche oder tatsächliche Möglichkeit, ein 


einheitliches Marktverhalten oder eine gemeinsame 
Willensbildung herbeizuführen, bestritten, hielt das 
Bimdeskartellamt daran fest, daß Haupt- und Primär- 
genossenschaften aus Sicht der Nachfrager und Wett- 
bewerber als Einheit auftreten. Deshalb seien Markt- 
anteile und Ressourcen nur zusammengefaßt zu mes- 
sen. 

549. Auf dieser Grundlage stellte das Bundeskartell- 
amt für die HaGe Kiel auf dem Markt für die Erfassung 
von Getreide und Ölsaaten einen Marktanteil von 
41,7% bzw. 61,8% fest. Es ging dabei gegen den 
Widerstand der beteiligten Unternehmen von einem 
räumlichen Markt aus, der trotz geringerer Liefer- und 
Bezugsentfemungen das gesamte Tätigkeitsgebiet 
der HaGe Kiel und ihrer Primärgenossenschaften 
umfaßt. In Fortführung der Entscheidung BayWa/ 
WLZ begründete das Bimdeskartellamt diese Abgren- 
zung mit der flächendeckenden Erschließung des 
Marktes durch die Genossenschaften. Neben Schles- 
wig-Holstein wurde auch das Bundesland Mecklen- 
burg-Vorpommern einbezogen, auf das die HaGe Kiel 
seit der Wiedervereinigung ihre Tätigkeit ausgedehnt 
hat. Die auf diesem Markt festgestellten Positionen 
erfüllen rechnerisch die Beherrschungsvermutung 
des § 22 Abs. 3 Nr. 1 GWB. Sie findet nach Auffassung 
des Bundeskartellamts allerdings nur ihrem Sinnge- 
halt nach Anwendung, da die genossenschaftliche 
Seite nicht als einheitliches Unternehmen angesehen 
werden körme. Für eine marktbeherrschende Position 
der HaGe Kiel spreche neben den hohen Marktantei- 
len auch das Fehlen von vergleichbaren Wettbewer- 
bern und starken Nachfragern. Nach den Feststellun- 
gen des Bundeskartellamts würde diese Position 
durch den Zusammenschluß weiter verstärkt, da die 
RHG Harmover in Niedersachsen, Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg eine ähnliche Stellung wie die 
HaGe Kiel auf ihrem Tätigkeitsgebiet eiimimmt. Das 
Bundeskartellamt rechnet deshalb mit einem erhebli- 
chen Ressourcenzuwachs, einem verbesserten Zu- 
gang zu den Absatzwegen und der Möghchkeit, in 
Zukunft Markt- und Preispolitik gebietsübergreifend 
zu betreiben. Schließlich bewirkt der Zusammen- 
schluß seiner Meinung nach zumindest in Mecklen- 
burg-Vorpommern den Wegfall eines potentiellen 
Wettbewerbers der HaGe Kiel. 

550. Die Klärung der Frage, ob Haupt- und Primär- 
genossenschaften eine wettbewerbliche Einheit bil- 
den, auf die die Marktbeherrschungsvermutung des 
§ 22 Abs. 3 Nr. 1 GWB Anwendung findet, ist von dem 
beim Kammergericht anhängigen Verfahren zu 
erwarten. Bereits in ihrem Hauptgutachten 1990/ 
1991 3®) hat sich die Monopolkommission mit einem 
Zusammenschluß auf dem Genossenschaftssektor 
auseinandergesetzt. Sie stellte fest, daß die Hauptge- 
nossenschaften als Unternehmen, die ein flächendek- 
kendes Netz von Einkaufs- und Vertriebsstellen 
unterhalten, sich auch unter Hinweis auf das Bedarfs- 
marktkonzept nicht auf das Bestehen relativ kleiner 
räumlicher Märkte berufen können, werm diese 
aneinandergrenzen und auf diese Weise lückenlos 
einen größeren Wirtschaftsraum abdecken. Die 
Monopolkomnüssion spricht sich erneut dafür aus. 


30) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 540. 
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daß bei Prüfung nach § 24 Abs. 1 GWB das gesamte 
Tätigkeitsgebiet berücksichtigt werden sollte, auf 
dem ein Unternehmen mit einer einheitlichen Unter- 
nehmenspohtik auftritt. 

551 . Eine Untersagung erließ das Bimdeskartellamt 
auch in dem Fall Zahnradfabrik Friedrichshafen (ZF)/ 
AUison. Nach Ansicht des Amtes hätte der Zusam- 
menschluß zur Verstärkung der überragenden Stel- 
lung von ZF auf den Märkten für automatische Fahr- 
zeuggetriebe für Lkw und Busse über 6 t imd für 
Lastschaltgetriebe für Baumaschinen geführt. Nach 
den Ermittlimgen des Bundeskartellamtes hält ZF auf 
dem erstgenannten Markt einen wertmäßigen Anteil 
von über 55 % , gefolgt von Allison mit knapp 25 % und 
Voith mit unter 20%. Ähnliche Marktverhältnisse 
ergeben sich für Europa, weltweit sind ZF imd Allison 
die einzigen nennenswerten Anbieter. Bei Lastschalt- 
getrieben hat ZF einen Marktanteil von ca. 90%, 
während Allison und Clark jeweils bei weit imter 5 % 
liegen. Das Bundeskartellamt stellte aufgrund der 
hohen Marktanteile, ergänzt durch große technologi- 
sche Kompetenz und gravierende Marktzutritts- 
schranken, die marktbeherrschende Position von ZF 
fest. Zur Verstärkimg dieser Position führe die Abrun- 
dimg des Sortiments sowie der Zuwachs von Service- 
und Vertriebsstationen durch den Zusammenschluß. 
Die beteiligten Unternehmen wendeten insbesondere 
ein, daß die Untersagung unverhältnismäßig sei. Dem 
Bimdeskartellamt stehe es zu, die Zusammenschluß- 
kontrolle im Einzelfall zu hinterfragen und unter 
Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
von der Untersagung eines Zusammenschlusses abzu- 
sehen. ZF wolle einen in USA gelegenen Untemeh- 
mensbereich erwerben, der in Europa und insbeson- 
dere in Deutschland nur ganz geringfügige Aktivitä- 
ten habe. Der deutsche Umsatz spiele für den Gesamt- 
geschäftsbereich praktisch keine RoUe, er mache 
lediglich ca. 1 — 1,5% des Gesamtumsatzes von Alli- 
son aus. Demgegenüber sei der Ausbau der Marktstel- 
lung in USA für ZF notwendig und ohne den Erwerb 
eines Unternehmens, das im amerikanischen Markt 
etabhert ist, nicht erreichbar. 

552. Die Monopolkommission teilt im Ergebnis die 
Auffassung des BundeskarteUamtes, wonach die 
Untersagung nicht gegen den Verhältnismäßigkeits- 
grundsatz verstößt. Jedes, auch gebundenes, Verwal- 
tungshandeln hat sich am Verhältnismäßigkeits- 
gnmdsatz zu orientieren, muß also geeignet, erforder- 
lich imd angemessen sein. Der Gesetzgeber hat dies 
bereits bei der Konzeption des GWB berücksichtigt. 
Die Fusionskontrolle erfaßt einerseits nur FäUe von 
erheblichem wirtschaftlichem Gewicht auf volkswirt- 
schaftlich bedeutenden Märkten, andererseits sehen 
die Regelungen über die Ministererlaubnis und die 
Auflösungs Verfügungen eine Abwägung zwischen 
Allgemein- und Individualinteressen ausdrücklich 
vor. Mit dem Kriterium der Entstehung oder Verstär- 
kung einer marktbeherrschenden Stellung hat der 
Gesetzgeber außerdem im Hinbhck auf die Verhält- 
nismäßigkeit hohe Anforderungen an eine Untersa- 
gungsverfügung gesteht. Das Zusammenschlußvor- 
haben ZF/Aüison läßt keine Umstände erkennen, die 
eine darüber hinausgehende Verhältnismäßigkeits- 
prüfung erforderlich machen. Der Wunsch nach Aus- 
bau und Verbesserung der Untemehmensposition 


stellt keine Besonderheit des EinzelfaUes dar, sondern 
steht hinter jedem Zusammenschlußvorhaben. Dieses 
Untemehmensinteresse wird aber gerade dann als 
nicht gerechtfertigt angesehen, wenn mit der Entste- 
hung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden 
Position zu rechnen ist. Gemäß § 98 Abs. 2 GWB 
begründet schon die spürbare Inlandsauswirkung 
eines Zusammenschlusses die Zuständigkeit des Bun- 
deskartellamtes. Im vorhegenden Fah wäre es nicht 
sachgerecht, daneben auf das Verhältnis zwischen 
Gesamt- und Inlandsumsatz abzustehen. Einerseits 
würden dadurch grundsätzhch Fusionen mit Groß- 
und Auslandsunternehmen bevorzugt. Andererseits 
ändert der geringe Inlandsumsatz im vorhegenden 
Fah auch nichts daran, daß Wettbewerber angesichts 
der überragenden Marktstehung von ZF aufgnmd 
absolut und relativ hoher Marktanteüe, breitem Sorti- 
ment, technologischer Kompetenz sowie weltweitem 
Service- und Vertriebssystem auf einer Vielzahl von 
sachlichen und regionalen bzw. nationalen Märkten 
in einer schwächeren Marktposition sind. 


2.4 Zusagenpraxis 

553. Die im Siebenten Hauptgutachten begonnene 
Berichterstattimg der Monopolkommission über die 
Erfühung der Zusagen wird fortgeführt Im Be- 
richtszeitraum 1992/1993 hat das Bundeskartehamt 
zehn Zusagen entgegengenommen. Sechs dieser 
Zusagen sind erfüllt worden. Die für das Zusammen- 
schlußvorhaben AVA/BVA abgegebene Zusage 
vmrde nur teüweise erfüht. Die noch ausstehenden 
Verpflichtungen der AVA sah das Bundeskartehamt 
mit der Erfühung des Zusagenvertrages in dem Ver- 
fahren AVA/Nanz als erledigt an. In dem Verfahren 
Krupp/Hoesch haben die betehigten Unternehmen 
den Zusagenvertrag vor Ablauf der für die Veräuße- 
rung der Krupp Brüninghaus gesetzten Frist gekün- 
digt, weh sich ihrer Auffassung nach die Wettbe- 
werbsbedingungen grundlegend geändert haben. 
Das Bundeskartehamt hat Anfang 1994 das Entflech- 
tungsverfahren eingeleitet. Die Erfühung von zwei 
weiteren Zusagen steht noch aus. 

Die Hälfte der im Berichtszeitraum 1992/1993 entge- 
gengenommenen Zusagen betrifft den Bereich des 
Lebensmittelhandels. Sämthche Zusagen in den Fäl- 
len AVA AG/BVA AG, EDEKA Handelsgesehschaft 
Baden- Württemberg/Gottlieb Handelsgesehschaft, 
REWE Zentralhandelsgesehschaft/SB-Lebensmittel 
Handelsbeteiligungs GmbH, Metro/ ASKO AG imd 
AVA AG/Nanz-Gruppe sehen die Veräußerung von 
Standorten vor, um die Entstehung oder Verstärkung 
örthch marktbeherrschender Stehungen zu verhin- 
dern. 

Bis zum Ende des Jahres 1993 sind damit insgesamt 50 
Zusagen abgegeben worden. Davon waren 40 (80 %) 
Veräußerungszusagen, sieben (14%) Öffnungszusa- 
gen und drei (6 %) Zusagen über eine Einflußbegren- 


31) Vgl. Monopolkommission, Die Wettbewerbsordnung erwei- 
tern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, 
Tz. 402; dies., Hauptgutachten 1988/1989, a.a.O., Tz. 536; 
dies., Hauptgutachten 1990/1991, a.a.O., Tz. 551. Vgl. auch 
Tabelle IV. 4 in diesem Kapitel. 
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zung. In 62% der Fälle sind die Zusagen erfüllt 
worden (vgl. Tabelle 1V.3). 

554. Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum 
1992/1993 lediglich Zusagenverträge geschlossen, 
die die Verpflichtung zur Veräußerung vorsahen. Die 
Monopolkommission befürwortet die ausschließliche 
Entgegennahme von strukturellen Zusagen. Bedenk- 
lich erscheint ihr jedoch das Vorgehen des Bundes- 
kartellamtes in dem Verfahren Milchhof Eiskrem 
(MEK)/Meierei Zentrale (Emzett)/Uckermärker Milch 
(Uckermärker), das ohne Abschluß eines öffentlich- 
rechtlichen Vertrages beendet wurde. Im Februar 
1992 meldeten MEK und Emzett ihr Vorhaben an, sich 
mit 29,98% bzw. 24,9% an Uckermärker zu beteili- 
gen. Neben dem Anteilserwerb war der Abschluß 
eines Rahmenvertrages geplant, der außer einem 
Produktions-, Rohstoff- und Investitionskonzept auch 
Gesellschaftsrechte fixierte. Nach Ansicht des Bun- 
deskartellamtes erfüllte der Anteilserwerb von MEK 
an Uckermärker den Zusammenschlußtatbestand des 
§ 23 Abs. 2 Nr. 1 a GWB. Die geplante Beteiligimg von 
Emzett an Uckermärker bewertete das Bimdeskartell- 
amt in Verbindimg mit der Rahmenvereinbanmg als 
Zusammenschluß im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 6 
GWB. 

Das Vorhaben wirkte sich unmittelbar auf dem Markt 
für Rohmilcherfassung und mittelbar auf den nachge- 
lagerten Absatzmärkten aus. Obwohl Emzett auf der 
Absatzseite zum Teil marktführend ist, stellte das 
Bundeskartellamt insoweit keine Wettbewerbsge- 
fährdimg fest. Durch die Umstrukturierung in den 
neuen Bimdesländem, insbesondere die Beteiligim- 
gen großer westdeutscher Molkereien an Molkereien 
im weiteren Einzugsbereich des Großraums Berlin, sei 
auch beim Basissortiment in absehbarer Zeit mit 
deuüich stärkerem Wettbewerbsdruck auf Emzett zu 
rechnen. Zudem komme es zu keiner spürbaren 
Marktanteilsaddition, da Uckermärker auf den Ab- 
satzmärkten nur in unbedeutendem Umfang tätig ist. 
Als problematisch bewertete das Bundeskartellamt 
jedoch das Vorhaben der Emzett in Hinsicht auf den 
Markt für Rohmilcherfassung. Sowohl Emzett als auch 


Uckermärker kaufen Rohmilch auf imd stellen Milch 
sowie Milcherzeugnisse her. Auf dem räumlich rele- 
vanten Markt — dem Bundesland Brandenburg — 
erreichte Emzett einen Marktanteil von ca. 37,5%, 
Uckermärker einen Anteil von ca. 15%. Der gemein- 
same Marktanteil von etwa 52,5% erschien dem 
Bundeskartellamt aufgrund der langfristigen imd 
imelastischen Bindung der Rohmilchlieferanten an 
Emzett und Uckermärker besonders bedenklich. Die 
geltenden Milchkaufverträge hatten eine Laufzeit von 
neun Jahren und eröffneten dem Lieferanten nur dann 
ein außerordentliches Kündigungsrecht, wenn der 
Auszahlungspreis den marktüblichen Preis unter- 
schritt. Diese Regelung sah das Bundeskartellamt vor 
allem deshalb als nicht praktikabel an, weil seiner 
Ansicht nach in Brandenburg noch kein Marktpreis 
existierte und außerdem die tatsächliche Preisbüdung 
von Emzett aufgrund ihrer dominanten Position maß- 
geblich beeinflußt werde. 

Die drohende Untersagung könne nur durch die 
Erleichterung des Wechsels der Milchlieferanten zu 
einer anderen Molkerei vermieden werden. Bei der 
Unterschreitimg exakt bestimmter Grenzen des 
Milchauszahlungspreises sollte für eine Dauer von 
fünf Jahren die vorzeitige, gerichtlich einklagbare 
Beendigung der Milchlieferverträge möglich sein. Als 
denkbaren Vergleichsmaßstab schlug das Bundeskar- 
tellamt den Preis in Niedersachsen bzw. in Nieder- 
sachsen/Schleswig-Holstein vor. Das Amt machte 
ferner deutlich, daß es ihm bei der geforderten Gestal- 
tung von Preis- und Kündigungsklauseln um eine 
quasi antizipierte Mißbrauchsaufsicht über die auf 
dem Brandenburger Milcherfassimgsmarkt führende 
Emzett ging. Nachdem Emzett und Uckermärker mit 
dem Landesbauemverband Brandenburg ein den 
Anregungen des Bundeskartellamtes entsprechen- 
des, außerordentliches Kündigimgsrecht vereinbart 
imd ihre über 300 Milchlieferanten informiert hatten, 
wurde das Zusammenschlußvorhaben freigegeben. 

555. Die Monopolkommission hält das dargestellte 
Vorgehen für bedenklich, weil das Bundeskartellamt 


Tabelle IV.3 


Übersicht über die Erfüllung der Zusagen^) 


Zusagentyp 

Anzahl der Fälle 

Veräußerungs- 

zusagen 

Öffnungs- 

zusagen 

Einfluß- 

begrenzung 

Zusammen 

insgesamt 

40 (80) 

7 (14) 

3 (6) 

50 (100) 

davon: 




■H 

— erfüllt 

30 

— 

1 


— nicht erfüllt bzw. aufgehoben 

8 

5 

2 


— teilweise erfüllt 

2 

— 

— 

mBSm 

— keine Angaben 

— 

2 

— 



q Prozentangaben in Klammern. 
Quelle: Eigene Erhebungen 
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Tabelle IV.4 


Die Zusagenpraxis von 1975 bis 1993 


Kiarzbezeichniing 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnimg 

Vollzogen g 

1. Siemens/Osram 

B7-137/75 


Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung von 
Osram bei Glühlampen 
(Marktanteil 50 %). Ziel der 
Zusage war die Aufhebung 
der Verflechtungen zwischen 
Osram und Philips, das Aus- 
scheiden Osrams aus dem 
GUR-Kartell für Lampen und 
die Aufhebung von Beschrän- 
kungen, denen AEG im Lam- 
penbezug von anderen Her- 
stellern unterlag. 

Veräuße- 

rungszusage 

Einfluß- 

begrenzung 

Öffnungs- 

zusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist. 

2. Ruhrkohle/ 
Chemie-Beteili- 
gungsgesell- 
schaft (CMT. 
Rütgerswerke) 

B8-20/75 


Verstärkung der marktbeherr- 
schenden Stellung der Rüt- 
gerswerke als Nachfrager für 
Steinkohlenteer. Steinkohlen- 
teer wurde lediglich noch von 
einem weiteren Unternehmen 
nachgefragt; es bezog Teer 
von Anbietern, die hinsichtlich 
des Kohlenbezugs von der 
Ruhrkohle abhängig waren. 
Ruhrkohle sagte zu, das Ab- 
hängigkeitsverhältnis nicht 
zum Nachteil des Mitwettbe- 
werbers von Rütgers auszu- 
nutzen. 

Öffnungs- 

zusage/ 

Vertriebs- 

regelung 

Keine Angaben 
(Das geschützte 
Unternehmen hat 
nach Presseberich- 
ten die Teerdestil- 
lation eingestellt.) 

3. Westdeutsche 
Allgemeine Zei- 
timg/Neue 
Ruhrzeitung 

B6-146/75 

• 

Gründung eines gemeinsamen 
Verlagsuntemehmens, an dem 
die WAZ die Mehrheit erhielt. 
Durch das Zusammenschluß- 
vorhaben wurde die marktbe- 
herrschende Stellung der 

WAZ verstärkt. Die NRZ war 
sanierungsbedürftig. Inhalt 
der Zusage war die Aufrecht- 
erhaltung der redaktionellen 
Selbständigkeit der NRZ. Da- 
durch ergaben sich überwie- 
gende Verbesserungen der 
Wettbewerbsbedingungen im 
Sinne der Abwägungsklausel. 

Einfluß- 

begrenzung 

-1- 

Nach Vollzug und 
Ablaiif der Unter- 
sagungsfrist. 

4. Bayer/Metzeler 

B6-63/74 


Verstärkung einer marktbe- 
herrschenden Stellung von 
Bayer beim Angebot von 
Weichschaumrohstoffen und 
bei PU-Textilbeschichtungs- 
massen. Die zu der erworbe- 
nen Metzeier- Gruppe gehö- 
rende Metzeier- Schaum war 
eine der bedeutendsten Ab- 
nehmer dieser Rohstoffe, er- 
langte durch den Zusammen- 
schluß eine überragende 
Marktstellung beim Absatz 
von Weichschaum und ver- 
stärkte ihre überragende 
Marktstellung bei PU-Kunstle- 
der. Inhalt der Zusage war die 
Veräußerung der Beteiligung 
an Metzeler-Schaum. 

Veräuße- 

rungszusage 

Das Bundeskartell- 
amt verzichtete 
darauf, die Ansprü- 
che aus der Zusage 
durchzusetzen, 
weil sich die 
Marktverhältnisse 
geändert hatten. 
Metzeier wurde 
1986 an Pirelli ver- 
kauft. (Metzeler- 
Schaum ist 1987 an 
British Vita PLC 
veräußert worden.) 
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Kurzbezeichnung 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen!) 

5. Lech-Elektrizi- 

B8- 134/75 

Bek. Nr. 41/ 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

tätswerke 


76 vom 13. 

wurde das RWE-Versorgungs- 

nmgszusage 


(LEW)/ Bayeri- 


Mai 1976 

gebiet (LEW ist ein RWE-Kon- 


Nach Vollzug und 

sehe Elektrizi- 



zemuntemehmen) so erheb- 


Ablauf der Unter- 

tätswerke 


BAnz. Nr. 94 

lieh erweitert, daß von der 


sagungsfrist. 

(BEW) 


vom 19. Mai 

Verstärkimg einer marktbe- 





1976 

herrschenden Stellung auszu- 
gehen war. Die Zusage bein- 
haltete die Verpflichtung der 
LEW, zwei Versorgungsge- 
biete der BEW an einen Drit- 
ten abzugeben, der sich im 
Gegenzug verpflichtete, zwei 
Versorgungsgebiete, die be- 
reits von LEW versorgt wur- 
den, an diese zu übertragen 
(Gebietstausch). 



6. Karstadt/ 

B6-73/76 

Bek. 

Das Zusammenschlußvorha- 

Veräuße- 

+ 

Neckermann 


Nr. 106/76 

ben sicherte unter Anwen- 

runaszusaqe 




vom 17. De- 

düng der Abwägungsklausel 


Nach Vollzug und 



zember 1976 

Wettbewerbsvorteile im Ver- 


Ablauf der Unter- 




sandhandel. Inhalt der Zusage 


sagungsfrist (Die 



BAnz. 

war die Abgabe der mittelba- 


Beteiligung ist auf 



Nr. 247 vom 

ren Karstadt-Beteiligung an 


einen weisimgs- 



31. Dezem- 

TUI. Die Regelung erhielt die 


imabhängigen 



ber 1976 

Unabhängigkeit der größten 


Treuhänder über- 




Wettbewerber NUR und TUI. 


tragen worden. 
Darüber hinaus be- 
stand die Pflicht, 
die Beteiligung in- 
nerhalb einer Frist 
von zwei Jahren 
weiter zu veräu- 
ßern, TUI wurde 
1977 an Horten 
verkauft.) 

7. Iran/Krupp 

B7- 168/76 

Bek. 

Der Zusammenschluß hätte zu 

Einfluß- 




Nr. 96/78 

einem gemeinsamen Marktan- 

begrenzung 

Wegen Änderung 



vom 

teil von Babcock, an der der 




18. August 

Iran bereits beteiligt war, und 


der tatsächlichen 



1978 

einem mit Krupp verbundenen 


und rechtlichen 




Unternehmen von 80 % bei 


Verhältnisse (Än- 



BAnz. 

Großkühltürmen geführt. In- 


derung der politi- 



Nr. 159 vom 

halt der Zusage war die Be- 


schen Verhältnisse 



25. August 

schränkung der rechtlichen 


im Iran und ande- 



1978 

Einflußmöglichkeiten von 


rer Beurteilung der 




Krupp auf das auf dem Markt 


Minderheitsbeteili- 




tätige, verbundene Unterneh- 


gung — keine un- 




men. 

i 

i 

1 


widerlegliche Ver- 
mutung der wett- 
bewerblichen Ein- 
heit.) 

8. Deutsche Ge- 

B8- 139/77 

Bek. Nr. 

DWK übernahm sämtliche An- 

Öffnungs- 

Keine Angaben 

sellschaft für 


70/78 vom 

teile an der KEWA. DWK war | 

zusage 


Wiederaufarbei- 


16. März/ 

damit die einzige inländische 



tung von Kern- 


25. Mai 1978 

Anbieterin im Bereich der 



brennstoffen 



Kernbrennstoff Wiederaufarbei- 



(DWK)/Kem- 


BAnz. 

tung. Mit der Zusage sollte er- 



brennstoffwie- 


Nr. 113 vom 

reicht werden, daß künftige 



deraufberei- 


22. Juni 

Kemkraftwerksbetreiber ein 



tungsgesell- 


1978 

Eintrittsrecht in die Gesell- 



schaft (KEWA) 



schaft DWK haben würden. 
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Kurzbezeichniing 

Aktenzeichen 

Bekannt- 

machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen!) 

9. N.V. Philips 

B7-91/78 

Bek. Nr. 

Verstärkung eines marktbe- 

Veräuße- 

-1- 

Gloeilampen- 


39/79 vom 

herrschenden Oligopols auf 

rungszusage 


fabrieken/ 


29. März 

dem Markt für Starkstromka- 


Nach Vollzug und 

Felten & 


1979 

bei und Femmeldekabel. In- 


Ablauf der Unter- 

Guilleaume 


BAnz. 

halt der Zusage war die Ver- 
äußerung einer mittelbaren 


sagungsfrist. 



Nr. 75 vom 

Beteiligung an einem zulie- 





20. April 

fernden Kabelwerk, an dem 





1979 

auch die übrigen Oligopol- 
mitglieder beteiligt waren, 
und die Aufgabe von neben 
der gesellschaftsrechtlichen 
Beteüigung bestehenden Be- 
zugsverpflichtungen. 



10. BBC/Ceag-Lus 

B7- 102/79 

Bek. 

Es handelte sich um einen 

Veräuße- 

-1- 


Nr. 20/80 

vollzogenen Zusammenschluß. 

rungszusage 




vom 5. März 

Durch die vertikale Integra- 


Nach Vollzug und 



1980 

tion entstand eine marktbe- 


Ablauf der Unter- 




herrschende Stellung auf dem 


sagungsfrist. 



BAnz. 

Markt für explosionsge- 





Nr. 49 vom 

schützte Leuchten. Das erwor- 





11. März 

bene Unternehmen hatte auf 





1980 

dem Markt einen Marktanteil 
von 40 %, während BBC für 
ein wichtiges Zulieferprodukt 
zur Herstellung der Leuchten 
einen Marktanteil von 75 % 






erreichte. Inhalt der Zusage 
war die Verpflichtung von 

BBC, ihre Fertigimgseinrich- 
tung für explosionsgeschützte 
Vorschaltgeräte innerhalb ei- 
nes Jahres zu veräußern. 



11. Feldmühle/ 

B6-56/80 

Bek. 

Durch Gründung eines Ge- 

Öffmmgs- 

- 

Koppafors 


Nr. 17/81 

meinschaftsunternehmens mit 

zusage 




vom 10. Fe- 

Koppafors wurde die marktbe- 


Andere Unterneh- 



bruar 1981 

herrschende Stellung von 


men zeigten sich 




Feldmühle auf dem Markt für 


nicht interessiert. 



BAnz. Nr. 36 

Papier wegen verbesserten 





vom 21. Fe- 

Zugangs zum Beschaffungs- 





bruar 1981 

markt verstärkt. Inhalt der Zu- 






sage war die Verpflichtung 
von Feldmühle, andere inlän- 






dische Papierhersteller an 
dem Gemeinschaftsunterneh- 
men zu beteiligen. 



12. PWA Graphi- 

B6-28/80 

Bek. 

Durch die Gründung des 

Öffnungs- 

- 

sche Papiere 


Nr. 26/81 

Gemeinschaftsunternehmens 

zusage 


(PWA-G)/ 


vom 18. Fe- 

wäre die marktbeherrschende 


Es zeigte sich kein 

Svenska Cellu- 


bruar 1981 

Stellung des aus PWA-G und 


Unternehmen in- 

losa (SCA) 



zwei anderen ausländischen 


teressiert. 


BAnz. Nr. 40 

Unternehmen bestehenden 





vom 27. Fe- 

Oligopols für holzfreie Natur- 





bruar 1981 

papiere verstärkt worden. In- 
halt der Zusage war die Ver- 
pflichtung, mittelständischen 
deutschen Papierherstellem 
eine bestimmte Menge Pa- 
pierzellstoff anzubieten durch 
Erwerb einer Beteiligung an 
einer zu gründenden Zellstoff- 
versorgungsgesellschaft. Da- 
mit würden die durch den Zu- 
sammenschluß eingetretenen 
Wettbewerbsverschlechterun- 






gen durch Wettbewerbsver- 
besserimgen überwogen wer- 
den. 
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Aktenzeichen 
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machung 

Bemerkung / Inhalt der Zusage 

Einordnung 

Vollzogen h 

13. Mannesmann/ 

B7-44/81 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

Kienzle 


Nr. 60/81 

wurde die marktbeherr- 

rungszusage 




vom 

sehende Stellung von Kienzle 


Das Gemein- 



10. April 

auf dem Markt für Fahrten- 

Öffnungszu- 

Schaf tsunterneh- 



1981 

Schreiber verstärkt. Ab 1990 

sage/Know- 

men ist aufgelöst 




wird der derzeit nahezu allein 

how-Ver- 

worden. 



BAnz. 

von Kienzle hergestellte Fahr- 

mittlung 




Nr. 100 vom 

tenschreiber möglicherweise 


- 



2. Juni 1981 

durch elektronische Multi- 
funktionsgeräte ersetzt. Fi- 


Eine Lizenzver- 




nanzstarke Elektronikkon- 


gäbe ist wegen 




zeme würden in Konkurrenz 


fehlenden Interes- 




zu Kienzle treten. Kienzle will 


ses nicht erfolgt. 




durch den Zusammenschluß 


Nach Vollzug und 




mit Mannesmann die notwen- 


Ablauf der Unter- 




digen Finanzmittel sichern. In- 
halt der Zusage war die Auf- 
lösung eines Gemeinschafts- 
unternehmens zwischen VDO 


sagungsfrist 




und Kienzle, ferner die Li- 
zenzvergabe durch Kienzle an 
inländische Hersteller von me- 
chanischen Fahrt enschreibem. 



14. BP/Saarberg 

B8-178/80 

Bek. 

Gelsenberg (BP) beteiligte 

Öffnungs- 

_ 



Nr. 75/81 

sich an der von Saarberg ge- 

Zusage 




vom 9. Juli 

gründeten GFK- Gesellschaft 


Wegen geänderter 



1981 

für Kohleverflüssigung. BP ge- 


Marktverhältnisse 




hörte einem marktbeherr- 


nicht erfüllt. BP ist 



BAnz. 

sehenden Oligopol für Vergas- 


1983 aus dem Ge- 



Nr. 133 vom 

erkraftstoffe an. Durch den 


meinschaftsunter- 



23. Juli 1981 

Zusammenschluß erfolgte eine 


nehmen ausge- 




Verstärkung der marktbeherr- 
schenden Stellung des Oligo- 
pols, weil BP durch den Zu- 
sammenschluß einen Zugang 
zum Substitutionserzeugnis 
Hydrierbenzin erhielt. Die Zu- 
sage beinhaltete die Grün- 
dung einer Vertriebsgesell- 
schaft, um mittelständischen 
Unternehmen die Beteiligung 
am Vertrieb der Hydrierkraft- 
stoffe zu ermöglichen. 


schieden. 

15. ASK/Rexnord 

B7-138/80 

— 

Nach dem Zusammenschluß 

Öffmmgszu- 

- 




erreichten die am Zusammen- 

sage/ Know- 





schluß beteiligten Unterneh- 

how-Ver- 

Es wurde kein In- 




men auf dem Markt für För- 

mittlung 

teressent gefunden; 




derketten (Scharnierbandket- 


neue Marktent- 




ten) zusammen einen Markt- 


wicklungen wür- 




anteil von 63,3 % und damit 


den nicht mehr zu 




eine marktbeherrschende 


einer Untersagung 




Stellung. Mit der Zusage sollte 
erreicht werden, die Produkti- 


führen. 




onstechnik der Schamierband- 
kette an Dritte zu veräußern, 
um einen weiteren Anbieter 
zum Marktzutritt zu bewegen. 
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16. Les Cables de 

B7-14/82 

Bek. 

Der Zusammenschluß betraf 

Veräuße- 

+ 

Lyon/ 


Nr. 58/82 

den Kupferkabelmarkt und 

runqszusaqe 


kabelmetal 


vom 

ließ eine Verstärkung der 


Das Gemein- 

electro 


13. Mai 

marktbeherrschenden Stellung 


schaftsuntemeh- 



1982 

des Oligopols erwarten. Inhalt 


men wurde liqui- 




der Zusage war die Aufgabe 


diert. Nach Vollzug 



BAnz. Nr. 97 

einer Beteiligung der kabel- 


und Ablauf der 



vom 27. Mai 

metal an einem Gemein- 


Untersagungsfrist. 



1982 

schaftsunternehmen, das sich 
mit der Herstellung von Stark- 
stromkabeln beschäftigte und 
an dem die übrigen Oligopol- 
mitglieder (Siemens und AEG) 
beteiligt waren. 



17. Bayern werk 

B8-209/81 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Einfluß- 

- 

(BAG)/Contigas 


Nr. 102/82 

war mit einer Verstärkung der 

beqrenzunq 




vom 5, Au- 

marktbeherrschenden Stellung 


Die Satzung der 



gust 1982 

der BAG auf dem Markt für 


EVG wurde zu- 



Stromlieferungen für weiter- 


nächst so geändert. 



BAnz. 

verteilende regionale und ört- 


daß Contigas kein 



Nr. 149 vom 

liehe Energieversorgungsun- 


Stimmrecht hat. 



14, August 

ternehmen zu rechnen. Dem 


Nach Vollzug: das 



1982 

stand eine Verbesserung der 


Bunde skartellamt 




Wettbewerbsbedingungen auf 


hat sich in der Zu- 




dem sog. Strom verbundmarkt 


sage einräumen 




gegenüber. Die wettbewerbli- 


lassen, daß es bei 




che Position der BAG wird ge- 


Nichterfüllung der 




genüber RWE imd VEBA 


Zusage in ein Un- 




(Preussen Elektra) verstärkt. 


tersagungsverfah- 




Allerdings erhielt die BAG 
durch den Erwerb der Contigas 
Einfluß auf ein anderes Strom- 
verbundunternehmen, nämlich 
die VEW. Durch die Zusage 
sollte ein möglicher Einfluß der 
BAG über eine Schachtelbetei- 


ren eintreten kann. 




ligung auf die VEW verhindert 
werden (BAG hält über die 
Contigas 30 % an der EVG, 





Bek. 

die einen 25 %igen Anteil an 
der VEW hat). 


Die Einflußbegren- 



Nr. 30/88 



zung wurde aufge- 



vom 8. April 
1988 



hoben. 



BAnz. Nr. 71 
vom 15. April 
1988 




18. Bayemwerk 

B8- 182/82 

Bek. 

Die marktbeherrschende Stel- 

Veräuße- 

+ 

(BAG)/Über- 


Nr. 34/83 

lung der BAG wurde durch 

rungszusage 


landwerk 


vom 

die Übernahme eines regiona- 

Die Erfüllung war 

Unterfranken 


18. April 

len Stromversorgers (ÜWU) 


für das Jahr 2002 

(ÜWU) 


1983 

verstärkt. Allerdings trat eine 


vereinbart; die Zu- 




Verbesserung der Wettbe- 


sage ist inzwischen 



BAnz. Nr. 84 

werbsbedingungen dadurch 


erfüllt. BAG hat 



vom 4. Mai 

ein, daß die BAG ihre Position 


mit Vertrag vom 



1983 

auf dem Stromverbundmarkt 


29.7./6.8.1986 die 




gegenüber den dort überlege- 


Versorgungsanla- 




nen RWE und VEBA stärkte. 


gen auf die FÜW 




Die Zusage beinhaltete die 
Übertragung von Versor- 
gungsanlagen an die Fränki- 
sche Überlandwerke (FÜW). 


übertragen. 




Damit wurde der wettbewerbli- 






che Handlungsspielraum der 
FÜW als imabhängiger Kon- 




i 


kurrent von der BAG wesent- 
lich gestärkt. 
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19. Deutag/Nord- 
hessische 
Asphalt- 
mischwerke 

B7-59/83 

Bek. 

Nr. 59/83 

vom 

4. Juli 1983 

BAnz. 

Nr. 128 vom 
14. Juü 1983 

Durch den Erwerb einer wei- 
teren Mischanlage wurde die 
marktbeherrschende Stellung 
der Deutag auf dem Markt für 
bituminöses Mischgut ver- 
stärkt. Durch die Zusage 
wurde die Aufgabe der Mit- 
gliedschaft der Deutag in der 
Nordhessischen AMW, einer 
Verkaufsgemeinschaft für bi- 
tuminöses Mischgut, erreicht; 
dadurch sollte eine Verbesse- 
rung der Marktstruktur er- 
reicht werden. 

Veräuße- 

nmgszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagimgsfrist. 

20. Philips/Grundig 

B7-9/84 

Bek. Nr. 
29/84 vom 

5. April 

1984 

BAnz. 

Nr. 77 

vom 

18. April 

1984 

Durch den Zusammenschluß 
entstand eine überragende 
Marktstellung auf dem Markt 
für Diktiergeräte und Farb- 
fernseher durch Marktanteils- 
additionen. Die Zusage bein- 
haltete die Erhaltung der 
wettbewerblichen Selbstän- 
digkeit des Geschäftsbereichs 
Diktiergeräte durch Gründung 
einer unabhängigen Gesell- 
schaft, die innerhalb einer be- 
stimmten Frist an Dritte ver- 
äußert werden sollte. Die von 
Philips abhängige Firma 
Löwe-Opta (Bereich Farbfem- 
sehgeräte) sollte veräußert 
werden. 

Veräuße- 

rungszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagimgsfrist. 

21. BASF/Inmont 

B3-45/85 

Bek. 

Nr. 77/85 

vom 

1. Oktober 
1985 

BAnz. 

Nr. 190 vom 
10. Oktober 
1985 

Durch den Zusammenschluß 
entstand eine marktbeherr- 
schende Stellung auf dem 
Markt für Druckfarben und 
Autolacke durch Marktanteils- 
additionen. Der Schwerpunkt 
des Zusammenschlusses lag 
im Ausland. Inhalt der Zusage 
war der Verkauf der zur 
Marktbeherrschung führenden 
Inlandsaktivitäten der Inmont. 

Veräuße- 

rungszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
vor Ablauf der Un- 
tersagungsfrist (Die 
Untersagungsfrist 
ist durch den Zusa- 
genvertrag verlän- 
gert worden.) 

22. Deutsche Bank/ 
Fück 

B8-206/85 


Eine detaillierte marktmäßige 
Prüfung erfolgte nicht. Der Er- 
werb diente dem Zweck einer 
breiten Streuung der Flick- 
Anteile, wobei die Deutsche 
Bank während des Anteilsbe- 
sitzes notwendigerweise das 
Stimmrecht ausüben mxzßte. 
Durch die Zusage sollte eine 
„entsprechende" Anwendung 
der Bankenklausel nach § 23 
Abs. 3 Satz 2 GWB erreicht 
werden, die wegen der vorge- 
sehenen Stimmrechtsaus- 
übung keine direkte Anwen- 
dung finden konnte. Die Ver- 
äußenmg der Anteile inner- 
halb eines Jahres wurde si- 
chergestellt. 

Veräuße- 

nmgszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist. 
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23. Daimler-Benz/ 

B7- 122/85 

Bek. Nr. 

Der Verka\if von Beteiligun- 

Veräuße- 

+ 

AEG 


27/86 vom 

gen bezog sich auf die Wider- 

rungszusage 




17, Januar 

legimg der Oligopolvermu- 


Nach Vollzug und 



1986 

tung auf einzelnen Märkten. 


Ablauf der Unter- 




AEG sollte aus mit Wettbe- 


sagimgsfrist (Die 



BAnz. Nr. 41 

Werbern bestehenden Ge- 


Beteiligung an Eu- 



vom 28. Fe- 

meinschaftsuntemehmen aus- 


rosatellite ist erst in 



bruar 1986 

scheiden. Inhalt der Zusage 
war die Veräußerung der An- 
teile der Transformatoren 
Union, Stuttgart, ESG Elektro- 
nische Systemgesellschaft, 
München, Viscom Ton- imd 
Video-Verteilersystem GmbH, 
Berlin, xmd die Nichtverlänge- 
ning des Gesellschaftsvertra- 
ges der Eurosatellite-Gesell- 
schaft für Satellitentechnik, 
München. 


1990 aufzugeben.) 

24. Orenstein & 

B4-10/86 

Bek. Nr. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

Koppel/Faun 


45/86 

entstand eine marktbeherr- 

rungszusage 




vom 6. Mai 

sehende Stellung auf dem 


Nach Vollzug und 



1986 

Markt für Müllfahrzeugauf- 


Ablauf der Unter- 




bauten durch finanziellen Res- 


sagungsfrist. 



BAnz. Nr. 89 

sourcenzuwachs. Inhalt der 





vom 16. Mai 

Zusage war die Veräußerung 





1986 

des Fa\m- Geschäftsbereichs 
Umwelttechnik. 



25. L'Air Liquide 

B3-74/86 

Bek. Nr. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

(AL)/Agefko 


20/87 vom 

ergab sich die Verstärkung ei- 

nmgszusage 




23. Februar 

nes marktbeherrschenden Oli- 


Nach Vollzug und 



1987 

gopols auf dem Kohlensäuren- 


vor Ablauf der Un- 




markt. Die eingetretene Ver- 


tersagungsfrist 



BAnz. Nr. 43 

schlechterung der Wettbe- 


(Das Gemein- 



vom 4. März 

werbsstruktur wurde durch 


schaftsunterneh- 



1987 

den Eintritt von AL auf dem 


men wurde aufge- 




Markt für technische Gase 
verbessert, sofern ein mit der 
Firma AGA- Gas bestehendes 
Gemeinschaftsxmtemehmen 
aufgelöst wurde. Inhalt der 
Zusage war die Veräußerung 
des Anteils an der AGA-Gas 
GmbH, Hamburg. 


löst.) 

26. AGA/Rommen- 

B3- 119/86 

Bek. Nr. 

Wegen Verstärkimg eines 

Veräuße - 

+ 

holler 


19/87 vom 

marktbeherrschenden Oligo- 

nmgszusage 




23. Februar 

pols auf dem Markt für Koh- 


Nach Vollzug und 



1987 

lensäure waren die Vorausset- 


vor Ablauf der 




zungen der Untersagung ge- 


Untersagungsfrist 



BAnz. Nr. 43 

geben. Andererseits waren 


(Das Gemein- 



vom 4. März 

überwiegende Verbesserun- 


schaftsunterneh- 



1987 

gen der Wettbewerbsbedin- 


men wxirde aufge- 




gungen auf dem Markt für 
technische Gase zu erwarten 


löst.) 




durch den erwarteten Markt- 
zutritt von AGA. Inhalt der 






Zusage war die Beendig\mg 
des Gemeinschaftsxmtemeh- 






mens mit der AL. 
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27. Asko/Schaper 

B9-2029/86 


Entstehen einer marktbeherr- 
schenden Stellung in den 
Räumen Detmold und Lipp- 
stadt. Die Zusage beinhaltete 
die Weiterveräußerung eines 
SB-Warenhauses und eines 
Baumarktes im Zuge der Ver- 
wirklichung des Zusammen- 
schlußvorhabens. 

Veräuße- 

rungszusage 

+ 

Nach VoDzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist. 

28. Procter & 
Gamble/ 
Richardson 

B3-98/85 

Bek. Nr. 
100/87 vom 
2. Dezember 

Procter & Gamble erlangte 
durch den Zusammenschluß 
die Verstärkung einer markt- 

Veräuße- 

rungszusage 

+ 

Nach Vollzug und 

Vicks 

Procter & Gam- 
ble/Blendax 

B3-23/87 

1987 

BAnz. 

Nr. 232 vom 
11. Dezem- 
ber 1987 

beherrschenden Stellung auf 
dem Markt für Zahnersatz- 
pflegemittel und Zahnbürsten. 
Die Zusage verlangte den 
Verkauf der Marke an „Kuki- 
dent". Dadurch sollten die 
Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Zahnersatzpflegemittel- 
markt so verbessert werden, 
daß diese Verbesserungen die 
Nachteile der Marktbeherr- 
schung überwogen. 


vor Ablauf der Un- 
tersagungsfrist. 

29. Metro/BLV 

B9-2061/87 

Bek. 

Nr. 19/88 
vom 8. März 
1988 

BAnz. Nr. 52 
vom 16. 

März 1988 

Metro erlangte durch den Zu- 
sammenschluß eine marktbe- 
herrschende Stellung im 

Raum München. Die Zusage 
beinhaltete den Verkauf eines 
C+C-Marktes der BLV. 

Veräuße- 

rungszusage 

+ 

Nach Vollzug und 
vor Ablauf der Un- 
tersagungsfrist. 

30. Rewe Leib- 
brand/ Deut- 
scher Super- 
markt 

B9-2025/88 

Bek. 

Nr. 95/88 
vom 9. Sep- 
tember 1988 

BAnz. 

Nr. 176 vom 
20. Septem- 
ber 1988 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung auf dem Le- 
bensmittelhandelsmarkt von 
Rewe Leibbrand im linksrhei- 
nischen Raum von Köln ent- 
standen. Rewe Leibbrand 
sagte zu, neun im linksrheini- 
schen Stadtgebiet von Köln 
betriebene Filialen zu veräu- 
ßern. 

Veräuße- 

rungszusage 

(+) 

Nach Vollzug und 
vor Ablauf der Un- 
tersagungsfrist. 

31. Rewe Leib- 
brand/ St. Mi- 
chael Drogerien 

B9-2039/88 

Bek. 

Nr. 96/88 

vom 

9. Septem- 
ber 1988 

BAnz. 

Nr. 176 vom 
20. Septem- 
ber 1988 

Rewe Leibbrand hätte durch 
den Zusammenschluß eine 
marktbeherrschende Stellung 
auf dem Markt für Drogerie - 
waren in Elmshorn erlangt. In- 
halt der Zusage war die Ver- 
äußerung eines Drogerie- 
standortes in Elmshorn. 

Veräuße- 

rungszusage 

(+) 

Nach Vollzug und 
vor Ablauf der Un- 
tersagungsfrist. 

32. Greenland/KHD 

B4-79/88 


Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung von Green- 
land auf einigen Teilmärkten 
nicht motorgetriebener Land- 
maschinen entstanden. Die 
Zusage hatte die Öffnung des 
KHD/Greenland-Händlemet- 
zes zum Gegenstand. 

Öffmmgs- 

zusage 

(-) 
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33. Coop-SH/ 
Wandmaker 

B9-2052/88 


Durch den Zusammenschluß 
wäre möglicherweise eine 
marktbeherrschende Stellung 
auf einigen örtlichen nord- 
deutschen Lebensmitteleinzel- 
handelsmärkten entstanden. 
Die vorsorglich abgegebene 
Zusage beinhaltete die Veräu- 
ßerung der betreffenden Le- 
bens mitte leinzelhandels- 
betriebe. 

Veräuße- 

rungszusage 

(+) 

Vor Vollzug und 
Ablauf der Unter- 
sagungsfrist. 

34. SBV u.a./coop 

B9-2098/88 

Bek. 

Nr. 12/89 
vom 14. Fe- 
bruar 1989 

BAnz. Nr. 37 
vom 22. Fe- 
bruar 1989 

Wegen der mittelbaren Mehr- 
heitsbeteiligung des Schwei- 
zerischen Bankvereins (SBV) 
an Kafu-Wasmund sowie 
durch den Zusammenschluß 
ist die Entstehung oder Ver- 
stärkung beherrschender Stel- 
lungen auf den Lebensmittel- 
handelsmärkten der Regionen 
Bremen bzw. Südbaden/Frei- 
burg zu erwarten. Inhalt der 
Zusage ist die Veräußerung 
der mittelbaren Beteiligung an 
Kafu-Wasmund. 

Veräuße- 

rungszusage 

(-) 

SBV hat die Betei- 
ligung am Pool- 
Vertrag auf gege- 
ben; Zusage hatte 
keine Bedeutung 
mehr. 

35. Alfa-Laval/ 
Krämer & 

Grebe 

B4-111/89 

Bek. 

Nr. 24/89 
vom 

30. März 
1989 

BAnz. Nr. 6 
vom 6. April 
1989 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung von Krä- 
mer & Grebe auf dem Markt 
für Fleischzerkleinerungsma- 
schinen entstanden. Die Zu- 
sage beinhaltete die Veräuße- 
rung oder die Einstellung des 
betroffenen Geschäftszweiges. 

Veräuße- 

rungszusage 

(-) 

36. REWE Zentral 
AG, Köln/ 
REWE-Handels- 
gesellschaften 
West 

B9-20 17/90 

Bek. Nr. 
69/90 vom 
27. Septem- 
ber 1990 

BAnz. 

Nr. 188 
vom 

9. Oktober 
1990 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung der REWE 
Zentral AG auf einigen Le- 
bensmittelmärkten in Hessen 
verstärkt worden. Inhalt der 
Zusage ist die Veräußerung 
von Standorten in den betrof- 
fenen räumlichen Märkten an 
andere Unternehmen. 

Veräuße- 

rungszusage 

(+) 

37. REWE Zentral 
AG, & Co. 
oHG/co op 

B9-2042/90 

Bek. 

Nr. 71/90 
vom 

4. Okto- 
ber 1990 

BAnz. 

Nr. 190 
vom 

11. Ok- 
tober 1990 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung der REWE 
Zentral in einer Reihe von Ge- 
bieten in Bayern und Baden- 
Württemberg entstanden oder 
verstärkt worden. Die Zusage 
beinhaltet die Veräußerung 
einzelner Standorte auf den 
betroffenen räumlichen Märk- 
ten. 

Veräuße- 

rungszusage 

{+) 

38. Alsen- Breiten- 

B7- 

Bek. 

Der Zusammenschluß hätte 

Veräuße- 

Gegenstandslos, da 

burg Zement- 
und Kalkwerke/ 
Rüdersdorf er 
Zement GmbH 

086/90-1 

Nr. 106/90 
vom 

21. Dezem- 
ber 1990 

BAnz. Nr. 4 
vom 8. Ja- 
nuar 1991 

zu einer marktbeherrschenden 
Stellung von Rüdersdorf auf 
dem westberliner Zement- 
markt geführt. Inhalt der Zu- 
sage ist die Veräußerung der 
Beteiligungen von Alsen-Brei- 
tenburg an der Zemtrans 
Transportbeton GmbH. 

rungszusage 

die Rüdersdorfer 
Zement GmbH von 
der Treuhandan- 
stalt anderweitig 
veräußert wurde. 
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39. ASKO/co op 

B9-2106/90 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

(+) 


Nr. 11/91 

wäre eine marktbeherr- 

rungszusage 




vom 

sehende Stellung von ASKO 





22. Januar 

auf einer Reihe von norddeut- 





1991 

sehen Märkten des Lebens- 
mitteleinzelhandels entstan- 





BAnz. Nr. 22 

den. Die Zusage beinhaltet 





vom 1. Fe- 

die Veräußerung einiger 





bruar 1991 

Standorte in den betroffenen 
Regionen an andere Handels- 
unternehmen. 



40. Springer- 

B6-44/91 

Bek. . 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

(-) 

Madsacky 


Nr. 39/91 

wäre möglicherweise die 

rungszusage 


Leipziger 


vom 30. Mai 

marktbeherrschende Stellung 


Der Betrieb des 

Volkszeitung 


1991 

der Leipziger Volkszeitung 


Sächsischen 




verstärkt worden. Nach dem 


Tageblatts wurde 



BAnz. 

Inhalt der Zusage ist der 


eingestellt. 



Nr. 103 

Springer- Verlag verpflichtet, 





vom 8. Juni 

seine Anteile am Verlag Säch- 





1991 

sischen Tageblatt, einer in der 
gleichen Region ansässigen 
Tageszeitung, zu veräußern. 



41. Rheinbraun 

B8-72/91 

Bek. 

Die Übernahme von drei re- 

Veräuße- 

- 

Verkaufsgesell- 


Nr. 26/92 

gional tätigen Vertriebsgesell- 

rungszusage 


schaftA/^er- 

B8-193/91 

vom 9. März 

schäften für feste Brennstoffe 



triebsgesell- 


1992 

durch Rheinbraun hätte deren 



Schaft für 

B8- 195/91 


marktbeherrschende Stellun- 



Brennstoffe in 


BAnz. 

gen in mehreren räumlich re- 



Weimar, Neu- 


Nr. 55 vom 

levanten Märkten des HuK- 



brandenburg 


19. März 

Einzelhandels in den Regio- 



und Rostock 


1992 

nen Weimar, Neubrandenburg 
und Rostock verstärkt. Die Zu- 
sage beinhaltet die Veräuße- 
rung von insgesamt neun 
Zweigstellen und mehreren 
Betriebsteilen. 



42. Krupp/Hoesch 

B5-5/92 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

- 


Nr. 45/92 

wären marktbeherrschende 

rungszusage 




vom 19. Mai 

Stellungen auf den Märkten 


Vor Ablauf der für 



1992 

für Schraubdruckfedem, Sta- 


die Veräußerung 




bilisatoren und Blattfedern 


gesetzten Frist 



BAnz. 

entstanden. Inhalt der Zusage 


kündigten die be- 



Nr. 100 

ist die Veräußerung des ge- 


teiligten Unterneh- 



vom 30. Mai 

samten Geschäftsbereichs 


men den Zusagen- 



1992 

„Tragfedem" von Krupp-Brü- 


vertrag. Das Bun- 




ninghaus. 


deskartellamt hat 
ein Entflechtungs- 
verfahren einge- 
leitet. 

43. AVA/BVA 

B9-2081/92 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

Der Zusagenver- 



Nr. 85/92 

wäre eine marktbeherr- 

rungszusage 

trag wurde nur 



vom 17. Sep- 

schende Stellung im Lebens- 


teilweise erfüllt. 



tember 1992 

mitteleinzelhandel im Raum 
Nürnberg entstanden oder 





BAnz. 

verstärkt worden. Die Zusage 





Nr. 183 

sieht die Veräußerung einzel- 





vom 29. Sep- 

ner Standorte auf den betrof- 





tember 1992 

fenen räumlichen Märkten 






vor. 
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44. Edeka/ 

B9-2092/92 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

Gottlieb 


Nr. 97/92 

wäre die marktbeherrschende 

rungszusage 




vom 23. Ok- 

Stellung von Gottlieb im 




tober 1992 

Lebensmitteleinzelhandel im 
Raum Freiburg verstärkt wor- 





BAnz. Nr. 

den. Inhalt der Zusage ist die 





208 vom 4. 

Veräußerung mehrerer Laden- 





November 

1992 

geschälte in dieser Region. 



45. REWE Zentral 

B9-2133/92 

Bek. Nr. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

AG, Köln/SB- 


100/92 vom 

wären marktbeherrschende 

rungszusage 


Lebensmittel 


6. November 

Stellungen im Lebensmittel- 


Handelsbeteili- 


1992 

einzelhandel in den Regionen 



gungs GmbH 


BAnz. Nr. 

Verden/Dörverden, Syke/Bas- 
sum Twistringen, Sulingen, 





217 vom 

Nordheim/Katlenburg und 





17. Novem- 

Wolfsburg/Isenbüttel entstan- 





ber 1992 

den oder verstärkt worden. 






Die Zusage verpflichtet zur 
Veräußerung mehrerer Laden- 
geschäfte in diesen Regionen. 



46. Metro/ASKO 

B9-2067/92 

Bek. Nr. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 



108/92 vom 

wären marktbeherrschende 

runaszusaae 




10. Dezem- 

Stellungen von Metro/Asko 





ber 1992 

bzw. einer Gruppe von vier 
führenden Handelsuntemeh- 





BAnz. Nr. 

men unter Einschluß von 





239 vom 

Metro/Asko bzw. auf zwölf 





19. Dezem- 

räumlich-relevanten Märkten 





ber 1992 

im Lebensmitteleinzelhandel 
in den vier Großräumen Bre- 
men/Bremerhaven, Hannover/ 
Braunschweig, Düsseldorf/ 

Bonn und Mainz/Wiesbaden/ 
östliche Pfalz entstanden oder 
verstärkt worden. Durch den 
Zusammenschluß wären fer- 
ner marktbeherrschende Stel- 
lungen auf vierzehn Regional- 
märkten im Einzelhandel mit 
Baiunarkt- Sortiment in Süd- 
und Südwestdeutschland so- 






wie auf zwei Regionalmärkten 
im Einzelhandel mit Möbeln 






in Hessen und Bayern ent- 
standen oder verstärkt wor- 
den. Inhalt der Zusage ist die 
Veräußerung mehrerer Stand- 
orte auf den betroffenen 
räumlichen Märkten. 



47. Möbel Unger/ 

B9-2 143/92 

Bek. 

Durch den Zusammenschluß 

Veräuße- 

+ 

Möbelhaus 


Nr. 2/93 

wäre eine marktbeherr- 

rungszusage 


„Wohn weit 


vom 5. Ja- 

schende Stellung im Einzel- 


2000" 


nuar 1993 

handel mit Möbeln in Raum 
Bayreuth entstanden oder ver- 





BAnz. Nr. 8 

stärkt worden. Die Zusage 





vom 14. Ja- 

sieht die Veräußerung des 





nuar 1993 

Massa-Einrichtungshauses in 
Bayreuth vor. 
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48. Adolf Merckle/ 
Reichelt/ 

Hage da/ 

Otto Stumpf 

B3-28/92 

Bek. 

Nr. 4/93 
vom 12. Ja- 
nuar 1993 

BAnz. Nr. 13 
vom 21. Ja- 
nuar 1993 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung im Großhan- 
del mit Arzneimitteln auf dem 
Regionalmarkt Oberbayern, 
Niederbayem und Schwaben 
entstanden. Die Zusage bein- 
haltet die Veräußerung der 

Otto Stumpf GmbH & Co., 
München und der Niederlas- 
sung München der Hageda 

AG, Köln, jeweils einschließ- 
lich des Kundenstammes. 

Veräuße- 

mngszusage 


49. AV A/Nanz 

B9-2081/92 

B9-2049/93 

Bek. 

Nr. 82/93 
vom 4. No- 
vember 1993 

BAnz. 

Nr. 217 
vom 19. No- 
vember 1993 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung im Lebens- 
mitteleinzelhandel im Raum 
Nürnberg entstanden oder 
verstärkt worden. Inhalt der 
Zusage ist die Veräußerung 
eines Ladengeschäftes in 
Nürnberg. 

Veräuße- 

mngszusage 

+ 

48. Adolf Merckle/ 
Reichelt/ 

Hage da/ 

Otto Stumpf 

B3-28/92 

Bek. 

Nr. 4/93 
vom 12. Ja- 
nuar 1993 

BAnz. Nr. 13 
vom 21. Ja- 
nuar 1993 

Durch den Zusammenschluß 
wäre eine marktbeherr- 
schende Stellung im Großhan- 
del mit Arzneimitteln auf dem 
Regionalmarkt Oberbayern, 
Niederbayem und Schwaben 
entstanden. Die Zusage bein- 
haltet die Veräußerung der 

Otto Stumpf GmbH & Co., 
München und der Niederlas- 
sung München der Hageda 

AG, Köln, jeweils einschließ- 
lich des Kundenstammes. 

Veräuße- 

mngszusage 


50. Heidelberger 
Zement/Cimen- 
teries CBR 

Bl-267/93 

Bek. 

Nr. 89/93 
vom 23. De- 
zember 1993 

BAnz. Nr. 2 
vom 5. Ja- 
nuar 1994 

Durch den Zusammenschluß 
wäre die marktbeherrschende 
Stellung der Heidelberger Ze- 
ment auf dem Zementmarkt in 
Bayern verstärkt worden, weil 
CBR an dem tschechischen 
Unternehmen CVM Mokra 
beteiligt ist, das im Jahr 1992 
ca. 145 000 t Zement nach 
Bayern geliefert hat. Zur Ab- 
wendung einer Untersagung 
verpflichtet sich die Heidel- 
berger Zement, durch Veräu- 
ßemng ihr zuzurechnender 
Anteile an Unternehmen zu 
bewirken, daß ein den bisheri- 
gen Verkäufen aus der Ze- 
mentproduktion der CVM 
Mokra entsprechendes aktuel- 
les oder potentielles Absatzvo- 
lumen im Zementmarkt in 
Bayern auf einen oder meh- 
rere unabhängige Dritte über- 
geht. 

Veräuße- 

mngszusage 



1) Ein Pluszeichen bedeutet, daß die Zusage erfüllt wiirde. Ein Minuszeichen bedeutet, daß die Zusage nicht erfüllt bzw. 
aufgehoben wurde. Ferner wird festgesteUt, ob die Zusage vor/nach Vollzug des Zusammenschlusses und vor/nach Ablauf der 
Untersagungsfrist erfüllt wurde. 


Quelle: Bundeskartellamt; eigene Erhebungen 


272 







Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8323 


ganz konkrete Vorgaben hinsichtlich Art und Weise 
der Vertragsumgestaltung machte imd somit in lau- 
fende, privatrechthch ausgestaltete Lieferbeziehun- 
gen zwischen den am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen und ihren Lieferanten eingriff . Dadurch 
wird nach Auffassung der Monopolkommission der 
Bereich der Verhaltenskontrolle erreicht. Die Mono- 
polkommission hat bereits früher ^ 2 ) festgestellt, daß 
Zusagen, die sich auf künftiges Marktverhalten der 
beteiligten Unternehmen beziehen, nach dem Zweck 
des Gesetzes und den Aufgaben der Fusionskontrolle 
unzulässig sind. Ihrer Ansicht nach rechtfertigt auch 
die Annahme von im Aufbau befindlichen und des- 
halb noch nicht „funktionierenden" Märkten eine 
Lockerung der Zusagenpraxis nicht. 


2.5 Entflechtungsverfahren 

556. In dem Fall Mehtta/Frapan hatten die beteilig- 
ten Unternehmen den im November 1988 angemelde- 
ten Zusammenschluß noch vor Ablauf der Untersa- 
gungsfrist durch Übertragung des Warenzeichens 
„Frapan" von Kraft auf Melitta vollzogen. Die Ent- 
flechtung wurde nach der Untersagung des Zusam- 
menschlusses durch das Bundeskartellamt und der 
höchstrichterlichen Bestätigung dieser Entscheidung 
notwendig. Hauptproblem des Verfahrens war die 
Frage nach dem primären Ziel der Auflösung und 
dessen Durchsetzung. Die Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustands scheiterte am Widerstand 
des Veräußerers Kraft. Das Unternehmen fand sich 
nicht bereit, im Gegenzug zu der Übertragung des 
Warenzeichens „Frapan" den Kaufpreis von 4,8 Mio. 
DM an Melitta zurückzuzahlen. Der zwangsweisen 
Rückabwicklung des Zusammenschlusses aufgrund 
einer entsprechenden Auflösungsanordnung des 
Bundeskartellamts stand entgegen, daß Kraft seinen 
gesamten Geschäftsbereich „Folien" bereits vor 
geraumer Zeit aufgegeben hatte und nicht gewillt 
war, das Warenzeichen „Frapan" gegenüber Wettbe- 
werbern in irgendeiner Weise zu verteidigen. Außer- 
dem stand mit der EDEKA-Gruppe ein anderer Inter- 
essent zur Verfügung, mit dem sowohl Melitta als 
auch Kraft einverstanden waren. Konkurrenten 
schätzten den Wert des Warenzeichens auf etwa 
50 000 bis 100 000 DM, Melitta selbst erkannte dem 
Warenzeichen „Frapan" einen gewissen, darüber 
hinaus gehenden Wert zu. Der Markenname sei nach 
wie vor so bekannt, daß er einen eventuellen Markt- 
zutritt erhebhch erleichtern könne. Die Schaffung 
eines neuen Warenzeichens dagegen dauere etwa 
vier bis fünf Jahre und erfordere ca. 10 Mio. DM. 
Trotzdem verkaufte Melitta das Warenzeichen für den 
Preis von nur 1 DM an die EDEKA-Gruppe. Gegen die 
Warenzeichenübertragung anEDEKA erhob das Bun- 
deskartellamt Einwände, weil sie materiell nicht zu 
einer vollständigen Wiederherstellung der früheren 
Wettbewerbsverhältnisse führen würde. EDEKA als 
Handelsunternehmen werde das Warenzeichen nur 
als Handelsmarke, dagegen nicht als Wettbewerber 
von Melitta auf der Marktstufe Hersteller — Handel 


32) Vgl. Monopolkommission, Fortschritte bei der Konzentra- 
tionserfassung, Hauptgutachten 1980/1981, Baden-Baden 
1982, Tz. 639. 


einsetzen. Andere Handelsunternehmen könnten 
demnach nicht mit einem weiteren Anbieter neben 
Mehtta rechnen. Bedenken des Bundeskartellamts 
rührten auch von der Befürchtung, aufgrund zusätzh- 
cher Bezugsverpflichtungen der EDEKA komme der 
wirtschaftliche Wert der Marke weiterhin Mehtta zu. 
Mehtta selbst hatte ihre Hoffnung eingeräumt, nach 
der Warenzeichenübertragung als Hersteller von 
EDEKA stärker berücksichtigt zu werden als bisher. 
Wegen des Widerstandes des Bundeskartellamts trat 
Mehtta von dem Kaufvertrag zurück und löschte die 
Marke „Frapan" im Warenzeichenregister. Nur einen 
Tag später beantragte die EDEKA-Gruppe die Eintra- 
gung des Warenzeichens für sich und kam — offenbar 
als einzige informiert — anderen Interessenten zuvor. 
Da der formale Zusammenschluß Melitta/Frapan 
durch die Aufgabe des Warenzeichens entfallen war, 
wurde das Entflechtungsverfahren eingestellt. 

557. Das Entflechtungs verfahren Krupp/Hoesch er- 
wies sich als erforderhch, weil Krupp den im Verwal- 
tungsverfahren abgeschlossenen Zusagenvertrag 
nicht in der vereinbarten Frist erfüllte. Im Januar 1992 
hatte Krupp sein Vorhaben angemeldet, die Mehrheit 
des Aktienkapitals an Hoesch zu erwerben. Auf einer 
Reihe von Märkten stellte das Bundeskartehamt keine 
Marktanteilsadditionen fest. Es könne nicht davon 
ausgegangen werden, daß allein Ressourcenzuwachs 
und Verbesserung der Lieferbeziehungen die Wettbe- 
werbsstrukturen wesentlich verschlechtere. Insbe- 
sondere die Möglichkeit des Verdrängungswettbe- 
werbs habe auf jedem der betroffenen Märkte bereits 
vor dem Zusammenschluß bestanden. 

Auf den Märkten für Umschlag- und Transportanla- 
gen für Massengüter, Zerkleinerungstechnik für Bre- 
cher, Mühlen, Zementanlagen sowie Bau- und Re- 
cychngindustrie, unveredeltem Kaltband/Spaltband, 
Blankstahl, Kaltprofilen und Verpackungsbändem 
aus Stahl stellte das Bundeskartellamt zwar Marktan- 
teilsadditionen fest, eine überragende Marktstellung 
der neuen Untemehmenseinheit resultiere daraus 
aber nicht. Der gemeinsame Marktanteil übersteigt in 
keinem Fall 30% und werde durch die Existenz 
gleichstarker Wettbewerber sowie niedriger Markt- 
zutrittsbarrieren relativiert. Zum Teil erwies sich die 
Anteilsaddition außerdem als nur marginal. 

Gemeinsame Marktanteile von über 30 % errechnete 
das Bundeskartellamt auf dem Markt für Geräte und 
Anlagen im Braunkohletagebau und im Bereich 
„Tragfedem" für den Automobilbau. Auf dem erstge- 
nannten Markt erwies sich die genaue Marktanteils- 
berechnung aufgrund der stark schwankenden Nach- 
frage sowie der seit der Wiedervereinigung geänder- 
ten Nachfrager- und Anbieterstruktur als problema- 
tisch. Ausgehend von den Marktverhältnissen der 
letzten zehn Jahre, in denen Krupp und Hoesch in den 
alten Bundesländern mit einem zusammengefaßten 
Marktanteil von ca. 90 % vor dem Wettbewerber MAN 
geführt und in den neuen Bundesländern eine Mono- 
polstellung für TAKRAF bestanden hatte, legte das 
Bundeskartellamt besonderen Wert auf die Einschät- 
zung der zukünftigen Entwicklung. Herausragende 
Bedeutung komme dabei der Nachfragerseite zu, die 
im wesentlichen ebenfalls nur aus drei Unterneh- 
men — Rheinbraun, MIBRAG Mitteldeutsche Braun- 
kohlen AG, Lausitzer Braunkohle AG (LAUBAG) — 
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besteht. Nach Ansicht des Bundeskartellamts könne 
eine Übertragimg der bisherigen Verhaltensweise 
von Rheinbraim gegenüber Krupp xmd Hoesch mit 
wechselnden Auftragsvergaben in doppelter Hinsicht 
erwartet werden. Einerseits werde sich Rheinbraim 
auf die neue Angebotssituation einstellen und MAN 
sowie TAKRAF stärker bzw. erstmalig bei Aufträgen 
berücksichtigen. Andererseits sei damit zu rechnen, 
daß MIBRAG und LAUBAG derartige Verhaltenswei- 
sen anstreben und sich aus dem bisherigen Abhängig- 
keitsverhältrüs zu TAKRAF lösen werden. Wegen der 
starken Marktstellung der Nachfrager sei die Entste- 
hung von Verhaltensspielräumen der drei Anbieter 
nicht zu befürchten. 

Die gemeinsamen Marktanteile im Bereich „Tragfe- 
dem" betrugen auf drei Einzelmärkten — für Schrau- 
bendruckfedem, Stabilisatoren und Blattfedern — 
jeweils über 60%. Hier stellte das Bundeskartellamt 
die Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung 
fest. Insbesondere die erhöhten Anforderungen der 
Automobilindustrie an ihre Zulieferer werden in 
Zukunft ressourcenstarke Unternehmen mit einer 
Vielzahl von Produktions Stätten begünstigen. Dies 
gelte etwa in Hinblick auf die Verringerung der 
Zuliefereranzahl, die stärkere Embindung der Zulie- 
ferer in den Entwicklungsprozeß und die Regionali- 
sienmg der Lieferströme. Der neuen Unternehmens- 
einheit stehen zudem nur wenige, zum Teil nüttelstän- 
dische Wettbewerber gegenüber. Auf jedem der Eln- 
zelmärkte hat der nächstfolgende Konkurrent einen 
Marktanteil von unter 30%. Lieferungen aus dem 
Ausland kommt nach Ansicht des Bundeskartellamts 
lediglich geringe Bedeutung zu. 

558 - In dem im April 1992 abgeschlossenen Zusa- 
genvertrag verpflichtete sich Krupp, den gesamten 
Geschäftsbereich „Tragfedern" der Krupp Brüning- 
haus GmbH einschließlich der zum Erhalt des 
Geschäftsbereichs erforderlichen Funktionen bis spä- 
testens 31. Dezember 1993 an einen Dritten zu veräu- 
ßern. Für den Fall, daß ernsthafte Veräußerungsbe- 
mühungen innerhalb der vereinbarten Frist nicht zum 
Abschluß eines entsprechenden Vertrages führten, 
vereinbarten die Parteien die Möglichkeit einer Frist- 
verlängerung. Im übrigen soUte der Zusagenvertrag 
eine unanfechtbare Untersagungsverfügung erset- 
zen. Weil Krupp den Tragfedernbereich bei Fristab- 
lauf nicht veräußert, vielmehr den Zusagenvertrag 
wegen wesentlicher Änderung der tatsächlichen 
Marktverhältnisse gemäß § 60 VwVfG gekündigt 
hatte, erließ das Bundeskartellamt Anfang 1994 einen 
Entflechtungsbeschluß. Eine Fristverlängerung, wie 
in dem Zusagenvertrag in Aussicht gestellt, kam 
seiner Meinung nach nicht in Betracht, da es an den 
ernsthaften Veräußerungsbemühungen fehle. Nach 
Erkenntrüssen des Bundeskartellamts hatte Krupp die 
Einholung von Verkaufspräsentationen durch Invest- 
mentbanken als nicht „ zielführend " auf gegeben. Seit 
November 1992 geführte Verhandlungen mit Banken 
über „Parklösungen" wurden als gescheitert darge- 
stellt. Informelle Gespräche waren weder erfolgreich 
noch belegt. Anlaß, erneut in die materielle Prüfung 
des Zusammenschlusses einzutreten, sah das Bundes- 
kartellamt ebenfalls nicht. Der Vortrag des Unterneh- 
mens, man könne den Tragfedembereich von Krupp 
und Hoesch nur gemeinsam sanieren oder verkaufen, 


sei nicht nachvollziehbar. Auch grundlegende Ände- 
rungen der Marktstrukturen seien nicht erkennbar, 
konjunkturbedingte Umsatzrückgänge habe die ge- 
samte Zulieferindustrie hinnehmen müssen. Aus die- 
sem Grund hielt das Bundes karteUamt auch die Kün- 
digung des Zusagenvertrags für unwirksam und 
setzte Krupp in dem Entflechtungsbeschluß eine letzte 
Frist für die Veräußerung bis zum 29. April 1994. Für 
den FaU des fruchtlosen Fristablaufs drohte das Bun- 
deskartellamt die Bestellung eines mit allen nötigen 
Vollmachten ausgestatteten Treuhänders an, der die 
Veräußerung statt des verpflichteten Unternehmens 
durchführen werde. Gegen diesen Beschluß hat 
Krupp Beschwerde beim Kammergericht eingelegt. 

559 - Die beiden dargestellten Entflechtungsverfah- 
ren machen einmal mehr die außerordentlichen 
Schwierigkeiten deutlich, die mit der Auflösung 
bereits vollzogener Zusammenschlüsse verbunden 
sind. Die Monopolkommission hat sich bereits in 
früheren Hauptgutachten kritisch mit der Zusagen- 
praxis des BundeskarteUamtes auseinandergesetzt^^) 
und in diesem Zusammenhang auch Zweifel an der 
Durchsetzbarkeit abgegebener Zusagen zum Aus- 
druck gebracht. Das Bundeskartellamt hat wiederholt 
die Formulierung von Zusagentexten geändert, um 
ein höheres Maß an Durchsetzbarkeit von Zusagen zu 
erreichen. In der neueren Praxis werden Entflech- 
tungsregelungen in der Form vereinbart, daß das Amt 
im Falle der Nichteinhaltung der Zusage berechtigt 
ist, die Auflösung des Zusammenschlusses ohne 
erneute Prüfung nach § 24 Abs. 1 GWB unmittelbar 
nach § 24 Abs. 6 und 7 GWB zu betreiben. Weü 
Auflösungsentscheidungen nach § 24 Abs. 6 und 7 
GWB eine Untersagungsverfügung voraussetzen, 
ivird darüber hinaus vereinbart, daß der Zusagenver- 
trag insoweit eine unanfechtbare Untersagungsverfü- 
gung des Bundeskartellamtes ersetzt. Die lange Zeit- 
spanne zwischen der Verwirklichung eines Zusam- 
menschlußtatbestands und einer durchsetzbaren Auf- 
lösungsanordnung, auf der jedenfalls zum Teil die 
mangelnde Durchsetzbarkeit von Zusagen beruht, 
soll durch die Fiktion einer Untersagungs Verfügung 
verkürzt werden. Unabhängig davon, ob eine solche 
Fiktion rechtlich zulässig ist, bestehen rein faktische 
Schwierigkeiten des Entflechtungsverfahrens fort. Sie 
lassen sich in der Regel auch nicht dadurch ausschlie- 
ßen, daß den Unternehmen im Zusagentext die Auf- 
lage gemacht wird, den von der Entflechtung betrof- 
fenen Untemehmensteil wie bisher voU funktionsfä- 
hig fortzuführen. Eine effiziente Entflechtung läßt sich 
nicht durchführen, wenn kein geeigneter Interessent 
für den zu veräußernden Vermögens teil vorhanden 
ist. Gleiches gilt für den hier dargestellten Fall, in dem 
Melitta erst die mehijährige Verfahrens dauer genutzt 
hat, um das erworbene Warenzeichen „stillzulegen" 
und sich nach Rechtskraft der Untersagung bemühte, 
die Marke „Frapan" nicht als Wettbewerbspotential 
in die Hände eines direkten Wettbewerbers auf der 
Herstellerstufe fallen zu lassen. Da Melitta nach 
Löschung des Warenzeichens keine Nutzungsberech- 


33) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1980/1981, 
a.a.O., Tz. 631 mit weiteren Nachweisen; dies., Ökonomi- 
sche Kriterien für die Rechtsanwendung, Hauptgutachten 
1982/1983, Baden-Baden 1984, Tz. 500; dies., Hauptgutach- 
ten 1986/1987, a.a.O., Tz. 402. 
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tigung mehr nachgewiesen werden konnte, mußte das 
Entflechtungs verfahren auf ge geben werden, ohne 
daß die wirtschaftlichen Konsequenzen des Zusam- 
menschlusses rückgängig gemacht worden wären. 
Auch die Entwicklung im Fall Krupp/Hoesch kann als 
Beispiel dafür dienen, daß eine Entflechtung gegen 
den ausgesprochenen Willen der beteiligten Unter- 
nehmen kaum möglich ist. Die Zusagenpraxis wurde 
im Interesse der Wirtschaft an raschen und pragmati- 
schen Lösungen eingeführt. Mit dem Bundeskartell- 
amt ist die Monopolkommission aber der Auffassimg, 
daß die präventive Fusionskontrolle durch sie nicht 
ausgehöhlt werden darf. Eine erneute Überprüfung 
der im FusionskontroUverfahren getroffenen rechtli- 
chen imd tatsächhchen Feststellungen wird deshalb 
nur als zulässig und sinnvoll angesehen, wenn sich die 
tatsächlichen Verhältnisse zwischenzeitlich gnmdle- 
gend verändert haben, was von den zur Entflechtung 
verpflichteten Unternehmen nachzuweisen ist. 


2.6 Fusionskontrolle im Handel 

560. Zu den Wettbewerbsbedingungen im deut- 
schen Einzelhandel hat die Monopolkommission in 
ihrem am 18. Februar 1994 veröffentlichten 23, Son- 
dergutachten „Marktstruktur imd Wettbewerb im 
Handel“ ausführlich Stellimg genommen Sie stellt 
darin fest, daß die Konzentration vor allem im Lebens- 
mitteleinzelhandel weiterhin deutlich zunimmt. Dies 
gilt auch für weite Teile des Einzelhandels mit Nicht- 
lebensmitteln. Allerdings sind die dort bislang 
erreichten Konzentrations grade noch erheblich nied- 
riger als beim Handel mit Lebensmitteln. Dies zeigen 
auch die Untersuchungen des Bundeskartellamtes 
von regionalen Marktstrukturen in einer Reihe von 
sachlich relevanten Fachhandelsmärkten im Zusam- 
menhang mit den zuletzt entschiedenen Kaufhausfu- 
sionen Karstadt/Hertie sowie Kaufhof/Horten. 

561. Als Konzentrationsursache ist externes Unter- 
nehmenswachstum weiterhin von wesentlicher Be- 
deutung. Nachdem die Übemahmeaktivitäten der 
führenden Handelsimtemehmen Ende der 80er Jahre 
zunächst zurückgegangen waren, nahmen die Anzahl 
der Fusionen imd das übernommene Umsatzvolumen 
im Lebensmittelhandel seit 1990 wieder spürbar zu. 
Die inzwischen vorliegende, nach Übernahmen in den 
alten und neuen Bundesländern differenzierte Auf- 
stellung der kontroUpflichtigen Handelszusammen- 
schlüsse zeigt, daß im Jahr 1991 der Großteil der 
Fusionsaktivitäten im Zusammenhang mit der Markt- 
erschließung in den neuen Ländern stand (vgl. 
Tabelle IV.5). In den Jahren 1992 und 1993 nahm die 
Anzahl der Fusionen im Lebensmittelhandel wieder 
spürbar ab. Der Vereinigungseffekt verlor im Zuge 
der zügig abgeschlossenen Privatisierung des ost- 
deutschen Handels an Bedeutung. Der starke Anstieg 
des übernommenen Umsatzvolumens im Jahr 1993 ist 
in erster Linie auf den Vollzug der Übernahme der 
Asko Deutsche Kaufhaus AG durch Metro zurückzu- 
führen. Unter Abzug des gemäß dem zwischen der 


34) Vgl. Monopolkommission, Marktstruktur und Wettbewerb, 
Sondergutachten 23, Baden-Baden 1994; siehe dazu auch 
das Einleitungskapitel dieses Gutachtens. 


Metro und dem Bundeskartellamt zur Vermeidung 
einer Untersagungsverfügung abgeschlossenen Zu- 
sagenvertrag veräußerten Umsatzvolumens, gingen 
allein durch die Asko-Übemahme 14,414 Mrd. DM 
Handelsumsatz — vornehmlich im Lebensmittelein- 
zelhandel — auf die Metro über, 

562. Tabelle IV.5 zeigt die Entwicklung der Fusions- 
aktivitäten im Lebensmittelhandel seit 1991, Da 
inzwischen differenzierte Angaben für die alten und 
die neuen Bundesländer vorliegen, wurden die im 
letzten Haupt gutachten veröffentlichten Angaben für 
das Jahr 1991 entsprechend ergänztes). 

Nicht enthalten in Tabelle IV.5 sind Konzentrations- 
vorgänge wie die Beteiligungsaufstockung der 
EDEKA Zentrale an der Bielefelder Allgemeinen 
Handelsgesellschaft der Verbraucher AG (AVA) 
sowie die Veränderungen bei den Einkaufskontoren 
Gedelfi und Markant. EDEKA hatte im Berichtszeit- 
raum seine ab 1990 gehaltene Minderheitsbeteili- 
gung von knapp über 30 % an der AVA auf 50 % minus 
eine Aktie auf gestockt. Dazu übernahm die Zentrale 
rd. 18% des AVA-Kapitals von der Asko Deutsche 
Kaufhaus AG, die ihrerseits im Jahr 1992 ihre 24,9 %- 
Beteiligung an der AVA zu einer Mehrheitsbeteili- 
gung ausbauen wollte Nach der Übernahme der 
Mehrheit des Asko-Kapitals durch die Metro wurden 
diese Pläne der Asko nach Bedenken des Bundeskar- 
tellamtes wieder aufgegeben. Inzwischen hat sich 
Asko vollständig von ihrer AVA-Beteiligung getrennt. 
Innerhalb des Berichtszeitraums im Jahr 1992 stockte 
die AVA ihre bis dahin gehaltene 26 % -Beteiligung an 
der Bayerischen Warenhandelsgesellschaft der Ver- 
braucher AG (BVA), Nürnberg, auf eine Mehrheitsbe- 
teiligung auf. AVA übernahm zudem im Jahr 1993 die 
Nanz- Gruppe mit einem Umsatz volumen von rd. 
2,7 Mrd. DM. 

563. Größere Umstnikturienmgen erfolgten bei den 
Einkaufskontoren des Lebensmittelhandels. Nach- 
dem die ursprünglich angestrebte Zusammenarbeit 
der beiden Kontore Gedelfi und Markant AG geschei- 
tert war, wechselte die SPAR Handels- AG als größter 
Gesellschafter der Gedelfi ab dem 1. Januar 1993 zur 
Markant AG. Da die Gedelfi mit dem damit bei ihr 
verbliebenen Umsatzvolumen im Warengeschäft 
allein nicht mehr lebensfähig erschien, beteiligte sich 
Anfang 1993 die EDEKA Zentrale AG mit zunächst 
24,9 % als Kommanditist an der Kölner Gedelfi GmbH 
& Co, KG und erhöhte diesen Anteil im Juni 1993 auf 
50%. Damit verbleibt die Markant AG als einziges 
klassisches Einkaufskontor im deutschen Lebensmit- 
telhandel 37). Die fusionsrechtliche Prüfung der 
EDEKA-Beteiligung an Gedelfi verlief ohne Untersa- 
gung. Die kartellrechtlichen Prüfungen dauern in 
beiden genannten Kontorfällen an. 

564. Zum gegenwärtigen Stand der Marktstruktur- 
kontrolle im Handel, speziell zur Wiederbelebung der 
Oligopolvermutung auf den Angebotsmärkten des 


35) Vgl Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Kapitel IV, TabeUe 5, S. 268. 

36) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 556. 

37) Vgl. zum Aufbau der Markant-Gruppe Monopolkommis- 
sion, Sondergutachten 23, a.a.O., Tz. 73 ff. 
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Tabelle IV.5 


Vollzogene Zusammenschlüsse im Lebensmittelhandel (Groß- und Einzelhandel) 1991 bis 1993, 
im gesamten Bundesgebiet und als Teilmenge davon nur in den neuen Bundesländern i) 

(übernommene Umsätze in Mrd. DM) 


Jahr 

19912) 

1992 

1993 

Zusammenschlüsse insgesamt (gesamtes Bimdesgebiet) 

Zahl der Zusammenschlüsse 

173 

45 

20 

darunter: Spitzengruppe 3) 

85 

24 

12 

übernommene Umsätze 

35,984 

4,877 

21,310 

darunter: Spitzengruppe 3) 

15,428 

2,891 

17,191 

davon: „echte" Zusammenschlüsse ohne gruppeninteme Übernahmen 

Zahl der Zusammenschlüsse 

155 

42 

19 

danmter: Spitzengruppe 3) 

78 

21 

11 

übernommene Umsätze 

21,664 

4,719 

20,930 

darunter: Spitzengruppe 3) 

15,268 

2,733 

16,811 

Zusammenschlüsse insgesamt (nur neue Bundesländer) 

Zahl der Zusammenschlüsse 


25 

9 

darunter: Spitzengruppe 3) 


13 

5 

übernommene Umsätze 


1,943 

1,590 

darunter: Spitzengruppe 3) 


1,297 

1,068 

davon: „echte" Zusammenschlüsse ohne gruppeninteme Übernahmen 

Zahl der Zusammenschlüsse 

140 

24 

9 

darunter: Spitzengmppe 3) 

69 

12 . 

5 

übernommene Umsätze 

11,219 

1,941 

1,590 

darunter: Spitzengmppe 3) 

5,139 

1,295 

1,068 


1) Zusammenschlüsse, deren Vollzug im jeweiligen Jahr angezeigt wurde. Die Angaben sind um Doppelzählungen im 
wirtschaftlichen Sinne — wiederholter Verkauf eines Unternehmens in einem Jahr sowie in mehreren Stufen vollzogene 
Zusammenschlüsse — sowie um dekonzentrative Vorgänge bereinigt. 

2) Die Differenz zu den im vorhergehenden Hauptgutachten in Kapitel IV, Tabelle 5 veröffentlichten Zahlen für 1 991 ergibt sich aus 
der dort fehlenden Berücksichtigung der Übernahmen in den neuen Bundesländern. Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 
1990/1991, a. a. O., S. 268. 

3) Zu der nach Gesamtumsätzen führenden Spitzengruppe des Lebensmittelhandels gehören die Unternehmen Metro, Tengel- 
maim, Asko, REWE-Gruppe und EDEKA-Gruppe. Der Vollzug Metro/Asko wurde dem Bundeskartellamt im Februar 1993 
angezeigt. Nicht erfaßt ist die in die Spitzengruppe einzuordnende Aldi-Gruppe, da diese sich bislang nicht an Unternehmens- 
Übernahmen im Inland beteiligt, sondern ausschließlich untemehmensintem wächst. 

Quelle: Bundeskartellamt 


Lebensmittelhandels im Fall Metro/Asko, hat die 
Monopolkommission in ihrem Sonder gutachten 23 
ausführlich Stellimg genommenes). Im Gegensatz 
zum Bimdeskartellamt sieht sie die Marktbeherr- 
schungsvermutung — soweit die Voraussetzungen 
zur Anwendung von § 23 a Abs. 2 GWB vorliegen — 
als widerlegt an. Gegen die These eines marktbeherr- 
schenden Anbieteroligopols der Unternehmen REWE, 
Aldi, Tengelmann sowie Metro/Asko im Lebensmit- 
teleinzelhandel sprechen nach Auffassung der Kom- 
mission sowohl intensiver Wettbewerb im Innenver- 
hältnis des Oligopols als auch der aktive Außenseiter- 
wettbewerb ^9). 


38) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 23, a.a.O., 
Tz. 244 ff., Tz. 256 ff. 

38) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 23, a.a.O., 
Tz. 259 ff. 


565. Zu Beginn des Jahres 1994 — imd damit außer- 
halb des Berichtszeitraumes der Monopolkommission 
— hat das Bundeskartellamt zwei Großfusionen unter 
Kaufhaus betreibem entschieden. Im November 1993 
hat die Karstadt AG das Vorhaben angemeldet, sämt- 
liche Geschäftsanteile an der Hertie Waren- imd 
Kaufhaus GmbH zu erwerben. Gleichzeitig wurde der 
Erwerb von 29,4 % der Geschäftsanteile an Karstadt 
durch die Hertie Stiftimg sowie von 0,6 % der Anteile 
an Karstadt durch die Gesamthandsgemeinschaft 
Georg Karg Erben angemeldet. Die beiden Erwerbs- 
vorhaben standen im Zusammenhang, da die Hertie- 
Stiftimg sowie die Gesamthandsgemeinschaft Georg 
Karg Erben als Gegenwert für die Veräußenmg ihrer 
Anteile an Hertie im genarmten Umfang Anteilseigner 
bei Karstadt werden sollten. Veräußerer der Anteile 
an Karstadt waren die Deutsche Bank AG und die 
Commerzbank AG. 
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Karstadt ist das größte und ertragsstärkste deutsche 
Warenhausuntemehmen mit einem Konzemumsatz 
von 20,59 Mrd. DM im Jahr 1992. Hertie ist das nach 
der Kaiifhof AG drittgrößte deutsche Warenhausun- 
temehmen mit einem Konzemumsatz von 6,89 Mrd. 
DM in 1992. Beide Unternehmen verfügen über mehr- 
heitliche oder 100%ige Beteiligimgen an Fachhan- 
delsimtemehmen. Unter anderem gehören zu Hertie 
die Unternehmen Schürmann Elektrohandelsgesell- 
schaft mbH, Schaulandt Holding GmbH, Wehmeyer 
GmbH und WOM World of Music Produktions- und 
Verlags GmbH. Zu Karstadt gehören als Tochter- 
gesellschaften die Ruimers Point Warenhandels- 
gesellschaft mbH sowie die Neckermann Versand 
AG. 

566 . Sachlich relevant war eine Reihe von Fachhan- 
delsmärkten, die nach Produktgruppen wie Heimtex- 
tilien, Spielwaren, Tonträger, Parfüm/Kosmetik usw. 
abzugrenzen waren. Wettbewerber von Karstadt/ 
Hertie auf diesen Märkten sind neben Warenhausun- 
temehmen Filialunternehmen, Versandhandelsun- 
temehmen, Betreiber von Selbstbedienimgswaren- 
häusem und Fachmärkten sowie Facheinzelhandels- 
untemehmen, soweit sie Waren der entsprechenden 
Sortimentsbereiche vertreiben. Damit geht das Bun- 
deskartellamt bei der sachlichen Marktabgrenzxmg 
nicht von einem eigenständigen Markt für die 
Betriebsform Kaufhäuser aus, sondern grenzt rele- 
vante Märkte nach dem Bedarfsmarktkonzept ab. 

Die räumliche Marktabgrenzung wurde auf der 
Grundlage von Kundenbefragimgen in Karstadt- 
Warenhäusern durch das Institut für Handelsfor- 
schimg an der Universität zu Köln vorgenommen. 
Danach umfassen Regionalmärkte für die verschiede- 
nen Sortimentsbereiche städtische Ballungsräume 
einschließlich deren Umland. Der Regionalmarkt Ber- 
lin umfaßt z. B. die Städte Berlin und Potsdam sowie 
Gemeinden der Landkreise Potsdam und Oranien- 
burg mit insgesamt knapp über 3,8 Mio. Einwoh- 
nern. 

567 . Das Bundeskartellamt stellte für den Regional- 
markt Berlin das Entstehen marktbeherrschender 
Stellungen auf den Märkten für Heimtextilien, Spiel- 
waren, Tonträger sowie Parfüm/Kosmetik fest. Kar- 
stadt/Hertie verfügen auf diesen Märkten über Markt- 
anteile von jeweils knapp unter 30%. Die Marktan- 
teüs Vorsprünge vor dem jeweils nächstgrößten Wett- 
bewerber liegen zwischen dem l,5fachen imd 
4,5fachen Marktanteil. In sechs von insgesamt acht 
Berliner Haupt- und Mitteleinkaufszentren besitzen 
Karstadt/Hertie Verkaufsflächenanteile zwischen 
40 % und 50 %. Nach Auffassung des Amtes wird die 
hieraus resultierende überragende Marktstellimg von 
Karstadt/Hertie nicht hinreichend durch Wettbewerb 
kontrolliert. Damit sind — mit Ausnahme für den 
Marktbereich Parfüm/Kosmetik — die Voraussetzim- 
gen der Einzelmarktbeherrschimg erfüllt. 

Marktführer im Sortimentsbereich Parfüm/Kosmetik 
ist in Berlin die Douglas Holding. Ihr Marktanteil liegt 
erheblich über dem von Karstadt/Hertie, der mit 
26,4 % euigegeben wird. Die Marktanteile der nächst- 
größeren Wettbewerber liegen jeweils unter 10%. 
Douglas und Karstadt/Hertie erfüllen damit auf dem 


Berliner Einzelhandelsmarkt für Parfüm/Kosmetik die 
Voraussetzungen der qualifizierten Oligopolvermu- 
timg des § 23 Abs. 2 Nr. 1 GWB. 

568 . Darüber hinaus erfüllen Karstadt/Hertie nach 
den Ermittlimgen des Bimdeskartellamtes auf den 
Regionalmärkten Hamburg, München sowie Kiel/ 
Rendsburg/Neumünster im Sortimentsbereich Ton- 
träger mit Marktanteilen zwischen 35 % und knapp 
42% die Vermutungskriterien für eine Einzel- 
marktbeherrschimg im Siime von § 22 Abs. 3 Nr. 1 
GWB. 

Zur Vermeidung einer Untersagung haben Karstadt/ 
Hertie in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag mit 
dem Bundeskartellamt die Veräußerung von insge- 
samt vier Kaufhausstandorten sowie der Hertie-Toch- 
tergesellschaften WOM World of Music und Schau- 
landt zugesagt. Der Zusammenschluß der beiden 
Kaufhausuntemehmen wurde damit freigegeben. 

569 . Am 23. Dezember 1993 hat die Metro Vermö- 
gensverwaltung GmbH & Co. KG das Vorhaben 
angemeldet, selbst oder durch ein mit ihr verbundenes 
Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung an der Hor- 
ten AG zu erwerben. Horten ist das kleinste der nach 
dem Zusammenschluß von Karstadt mit Hertie ver- 
bliebenen drei großen deutschen Warenhauskon- 
zeme. Horten betreibt 42 Warenhäuser sowie in dem 
paritätischen Gemeinschaftsunternehmen mit dem 
Verband der Konsumgenossenschaften (VdK) Horten- 
Konsument 13 Zweigniederlassungen in den neuen 
Bundesländern imd über die 100 %ige Tochter Horten 
Thüringen je ein Warenhaus in Jena imd Weimar. Seit 
der Vermietung ihrer Lebensmittelabteilungen — 
hauptsächlich an EDEKA — ist Horten vorrangig im 
Einzelhandel mit Nichtlebensmitteln tätig und 
erzielte im Jahr 1992 einschließlich ihrer verbunde- 
nen Unternehmen einen Gesamtumsatz von 
3,6 Mrd. DM. 

Die Metro- Gruppe ist ein international tätiges, breit 
diversifiziertes Handels- und Dienstleistungsunter- 
nehmen mit Inlandsumsätzen im Jahre 1992 von 
knapp 58 Mrd. DM. Zu Metro gehört der Warenhaus- 
konzem Kaufhof AG mit Gesamtumsätzen von 
20,9 Mrd. DM in 1992. 

570 . Größter Einzelaktionär von Horten ist derzeit 
die WestBTL mit 48,9%. An der WestBTL sind die 
Westdeutsche Landesbank (WestLB) mit 49,7 % sowie 
Metro — über ihre 51 %ige Tochter Kaufhof — mit 
24,9%, die Provinzial Versicherungen (Münster) mit 
5,4 %, die Provinzial Versicherungen (Düsseldorf) mit 
10% und die Kaufring AG mit 10% beteiligt. An 
Kauf ring wiederum hält Horten eine Beteiligimg von 
25%. Weitere Anteilseigner der Horten AG sind die 
WestLB mit einem direkten Engagement von 1,1% 
sowie die DEGAV, ein Gemeinschaftsimtemehmen 
der Deutschen Bank (75 %) und von Woolworth (25 %), 
mit 25 %. Die übrigen 25 % der Horten- Anteile befin- 
den sich im Streubesitz. 

571 . Auf den sachlich relevanten Märkten Heim- 
werkerbedarf/Baiunärkte, Bekleidimg, Hausrat, 
Heimtextilien, Bürobedarf/Papierwaren, Sport/Cam- 
ping imd Spielwaren war die Entstehung oder Ver- 
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Stärkung überragender Marktstellungen durch die 
Fusion aufgrund der Marktanteilsermittlungenim Fall 
Karstadt/Hertie auszuschheßen. Auf den Märkten 
für Unterhaltungselektronik, Tonträger, elektrische 
Haushaltsgeräte sowie Computer ist Metro/Kaufhof 
der bundesweit führende Anbieter. Die Marktanteile 
von Horten in diesen Sortimentsbereichen sind 
gering, so daß durch die Marktanteilsadditionen keine 
im Sinne des G WB kritischen Marktstellungen entste- 
hen. 

In dem überwiegenden Teil der sachlich imd räumlich 
relevanten Märkte gehören entweder Karstadt/Hertie 
oder REWE mit seinen Fachmarktuntemehmen wie 
Elektroland zu den größten Wettbewerbern von 
Metro/Horten. Die qualifizierte Oligopolvermutung 
des § 23 a Abs. 2 Nr. 1 GWB wird allerdings lediglich 
auf den Regionalmärkten Köln und Frankfurt/Main in 
den Sortimentsbereichen Unterhai tungselektronik 
sowie Tonträger erreicht. Nach Auffassung des Bun- 
deskartellamtes wird diese jedoch durch den intensi- 
ven Wettbewerb im Innen- und Außenverhältnis des 
Oligopols widerlegt. Zudem ergaben die Ermittlim- 
gen, daß in weiten Teilen des Non-Food-Konsumgü- 
tereinzelhandels nur in wenigen sachlich imd räum- 
lich relevanten Märkten bedenkliche Marktstellim- 
gen einzelner Anbieter bestehen. Gegen die 
Annahme eines marktbeherrschenden Oligopols 
spreche darüber hinaus die Existenz von regional 
starken, mittelständischen Anbietern in den jeweili- 
gen Fachmarktbereichen, was je nach Regionalmarkt 
zu imterschiedlich besetzten Oligopolen führen 
würde. Im April 1994 hat das Amt den Zusammen- 
schluß ohne Auflagen freigegeben. 

572. Die vom Bundeskartellamt im Zusammenhang 
mit den beiden Kaufhausfusionen durchgeführten 
Ermittlimgen von Marktstrukturen auf einer Vielzahl 
regionaler Märkte in unterschiedlichen Marktseg- 
menten des Einzelhandels mit Non-Food-Konsumgü- 
tem bestätigen die bislang empirisch nur unzurei- 
chend gesicherte Annahme, daß die Konzentration im 
Einzelhandel mit Non-Food-Konsumgütem bislang 
weniger stark ausgeprägt ist als im Lebensmittelein- 
zelhandeHO) Kaufhausfusionen bestätigen jedoch 

auch die Einschätzimg, daß die anhaltenden Struktur- 
veränderungen in weiten Bereichen des Facheinzel- 
handels mit Nichtlebensmitteln auch hier die Konzen- 
trationsentwicklimgen vorantreiben ^i). Die damit 
verbimdenen Befürchtimgen um die Fimktionsfähig- 
keit des Wettbewerbs sind im augenblicklichen Sta- 
dium der Entwicklung jedoch unbegründet. Zwar 
weiten Großunternehmen wie Metro, REWE, Karstadt 
ihre regionale Marktpräsenz und ihre Marktanteile in 
Sortimentsbereichen wie der Unterhaltimgselektro- 
nik, bei Tonträgern oder Computern stetig aus. 
Gleichzeitig sind diese Bereiche allerdings durch eine 
Zimahme der dort insgesamt tätigen Unternehmen 

gekennzeichneU*2). 


40) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 23, a.a.O., 
Tz. 45 ff. 

41) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, 
a.a.O., Tz. 550ff. 

42) Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 23, a.a.O., 
Tz. 46 sowie Tabelle 2, S. 34. 


2.7 Fusionskontrolle in der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft 


2.7.1 Das Gemeinschaftsunternehmen „Dortmunder 
Energie- und Wassen/ersorgung GmbH (DEW)" 

573. Das Bimdeskartellamt gab im August 1993 das 
Gemeinschaftsunternehmen zwischen der Dortmun- 
der Stadtwerke AG (DSW) und der Vereinigte Elek- 
trizitätswerke Westfalen AG (VEW) frei, für das sich 
der Rat der Stadt Dortmimd in dem Beschluß vom 
8. Oktober 1992 aussprach. Dieses Beteiligungsmo- 
dell ist für den Zeitraum nach dem 31. Dezember 1994 
konzipiert, wenn die vor 1980 abgeschlossenen Kon- 
zessionsverträge über die Versorgung mit Strom und 
Gas auslaufen. Zwischen der Stadt Dortmund und der 
VEW besteht ein solcher Konzessionsvertrag. In die- 
sem wurde der VEW die ausschließliche Elektrizitäts- 
versorgung für das Stadtgebiet Dortmund übertragen. 
Ab 1995 bestehen für die Stadt Dortmund somit die 
Optionen, den Konzessionsvertrag mit der VEW zu 
verlängern, einen derartigen Vertrag mit den Stadt- 
werken abzuschließen imd damit die Stromversor- 
gimg von den DSW übernehmen zu lassen oder die 
Gründung einer gemeinsamen Versorgungsgesell- 
schaft zwischen der Stadt Dortmund bzw. DSW imd 
der VEW. In Dortmund fiel die Entscheidimg zugun- 
sten der dritten Option. Die Versorgung mit Strom, 
Gas, Fernwärme imd Wasser wird ab 1995 von der 
DEW übernommen, an der die Dortmunder Stadt- 
werke zu 55,5 % und die VEW zu 44,5 % beteiligt sein 
werden. 

Nach Auffassung des Bundes kartellamtes wird die 
marktbeherrschende Stellung, über die die VEW in 
ihrem Versorgungsgebiet verfügt (dies gilt insbeson- 
dere für die Stromversorgung), durch die Beteiligung 
an der DEW nicht verstärkt. Eine verstärkende Wir- 
kung kann durch eine Absicherung und Verfestigung 
der jetzigen Position sowie durch eine Expansion der 
Absatzgebiete herbeigeführt werden. 

574. Durch das Beteiligungsmodell wird einerseits 
das vertikale und andererseits das horizontale Wett- 
bewerbsverhältnis zwischen VEW und DSW bzw. 
DEW tangiert. Die VEW beliefert die DEW mit Strom 
und zum Teil auch mit Gas. Ein horizontales Wettbe- 
werbsverhältnis kann in den Fällen entstehen, wenn 
Konzessionsverträge auslaufen, DSW bzw. DEW eigen- 
erzeugte Elektrizität einspeist und damit Strom von 
VEW verdrängt und wenn Substitutionskonkurrenz ^3) 
vorliegt. Das Amt untersuchte den Zusammenschluß 
daraufhin, ob die VEW dadurch in die Lage versetzt 
wird, den potentiellen Wettbewerb zu den DSW bzw. 
DEW zu beschränken und/oder ihre Absatzinteressen 
in dem vertikalen Verhältnis abzusichem. In diesem 
Zusammenhang konzentrierte sich das Amt auf die 
Wirkungen der im Gesellschaftsvertrag verankerten 
Informations-, Sperr- und Mitwirkungsrechte, wobei 
die Wirkungen im Hinblick auf den im Energiebereich 


43) In diesem FaU handelt es sich um die Femwärmeversorgung 
aus den Heizkraftwerken der Stadt Dortmund, und die 
Alternative stellen Nachtspeicherheizungen dar, deren 
Stromversorgung von der VEW übernommen wird. 
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vorhandenen Restwettbewerb untersucht wurden. 
Die Freigabeentscheidung des Bundeskartellamtes 
stützte sich zum einen auf das spezielle Umfeld des 
Beteiligimgsmodells, das im wesentlichen durch poli- 
tisch festgelegte Entscheidimgen über den Energie- 
bezug imd die 18%ige Beteiligung der Stadt Dort- 
mimd an der VEW — damit stellt die Stadt den größten 
Einzelaktionär der VEW dcir — gekennzeichnet ist. 
Zum anderen berücksichtigte das Amt die Wirkun- 
gen, die von den gesellschafts- und konsortialvertrag- 
lichen Regelungen auf den Restwettbewerb ausstrah- 
len. Die Freigabe des Beteiligungsmodells erfolgte 
unter den Bedingimgen, daß die Gesellschaft auf 
20 Jahre befristet wird^S) und die VEW keiae Sperr- 
rechte in bezug auf die Wettbewerbsparameter Ener- 
giebezug durch Dritte, Ausdehnung des Versorgungs- 
gebietes sowie Abschluß bzw. Änderung von Konzes- 
sions- bzw. Demarkationsverträgen hat. Unter diesen 
Bedingimgen verfüge die VEW über keine fusions- 
rechtlich relevanten Sperrechte in der DEW. Da Inve- 
stitionen in eigene Kraftwerkskapazitäten der DEW 
ohne ausdrückliche Zustimmung der VEW nicht mög- 
lich sind, besitzt die VEW formal ein Sperrecht hin- 
sichtlich der ebenfalls wettbewerblich relevanten Ent- 
scheidung Eigenerzeugung versus Fremdbezug. 

575 . Da die Stadt Dortmund unter den gegebenen 
rechtlichen Rahmenbedingungen imd aufgrund der 
Ratsbeschlüsse (Primat der deutschen Steinkohle, 
langfristige Substitution von Erdgas durch Fernwärme 
im Wärmebereich, Reduzierung der Nachtspeicher- 
heizung) für die nächsten 20 Jahre keine Alternative 
zum Strombezug durch die VEW habe, durch die 
gesicherte kommunale Rechtsposition einen evtl, 
doch gewünschten Lieferantenwechsel durchaus 
vornehmen könnte erwartet das Kartellamt durch 
die Beteiligung der VEW an der DEW keiae Verstär- 
kung der marktbeherrschenden Stellung im Sinne von 
§ 24 GWB. Die Vorlieferantenposition der VEW werde 
nicht durch ihre Stellung als Minderheitsgesellschaf- 
terin der DEW abgesichert, sondern sei Ergebnis von 
politischen Entscheidungsprozessen. Weiterhin be- 
zweifelt das Amt, daß ein Wechsel des Vorlieferanten 
ia der Zukimft überhaupt angestrebt wird. Die Betei- 
ligung der Stadt Dortmund bzw. der DSW an der VEW 
sei für die Ertragslage der Stadtwerke sehr bedeut- 
sam. Die Stadt verfüge aufgrund ihrer gesellschafts- 
imd konsortialvertraglich garantierten Stellung als 


44) Im Einklang mit Rechtsprechung geht das BundeskarteU- 
amt im Energiebereich aufgrund der gesetzlichen Ausnah- 
meregelungen von einem Restwettbewerb aus, wobei das 
Aktionsfeld der Unternehmen auf eine geringe Anzahl 
bestimmter Instrumente begrenzt ist. Nach der Definition 
des Amtes zählen der langfristige Wettbewerb um Versor- 
gungsgebiete, der mögliche Substitutionswettbewerb auf 
dem Wärmemarkt und die Eigenerzeugung zu diesem 
Restwettbewerb. 

45) Eine Vertrags Verlängerung entspricht einer Neugründung 
und muß beim BundeskarteUamt abermals beantragt wer- 
den. Diese Befristigung enthält nach Auffassung des Amtes 
eine Prüfungszäsur. 

46) Da sich die Stadt Dortmund nicht in Insellage befindet 
und an das Versorgungsgebiet der Elektromark Hagen 
angrenzt, käme dieses Versorgungsuntemehmen ebenfalls 
als Vorlieferant in Betracht, Das Bundeskartellamt hält das 
jedoch aufgrund des höheren Preisniveaus der Elektromark 
für unwahrscheinlich. 


Mehrheitsgesellschafterin der DEW über die Möglich- 
keit, ihre Interessen zu wahren. 

Aufgrund der großen Bedeutimg, die dem Restwett- 
bewerb im Energiebereich im derzeitigen Ordmmgs- 
rahmen zukommt, und der im Tätigkeitsbericht 
1981/82 des Bundeskartellamtes postulierten Grund- 
sätze zur fusionskontroUrechtlichen Beurteilung verti- 
kaler und horizontaler Zusammenschlüsse von Ener- 
gieversorgungsimtemehmen ist der Fall von besonde- 
rem Interesse. Nach diesen Grundsätzen ist der 
Erwerb von bzw. die Beteiligung an Energieversor- 
gungsuntemehmen der Lokalstufe durch den Vorlie- 
feranten prinzipiell zu untersagen. Der Zusammen- 
schluß ist nur dann freizugeben, wenn auf anderen 
Märkten überwiegende Verbesserungen der Wettbe- 
werbsbedingungen eintreten, die lokalen Versor- 
gungsimtemehmen keine Versorgimgsaltemative 
haben (z. B. Insellage) oder nicht leistungsfähig sind. 
Die Leistungsfähigkeit ist . an der potentiellen 
Fähigkeit zur Errichtung von Eigenerzeugimgsanla- 
gen bzw. der Beteiligung an solchen zu mes- 
sen . . ." ^^). Diese Gründe können gegen Eigenerzeu- 
gung durch die kommunalen Versorgungsbetriebe 
bzw. gegen die Versorgung durch einen anderen 
Vorlieferanten sprechen. Ist dagegen davon auszuge- 
hen, daß das kommunale Unternehmen über eine 
gewisse wettbewerbliche Eigenständigkeit verfügt, 
sollte sie auch erhalten bleiben, um den Restwettbe- 
werb im Energiebereich auf diese Weise kartellrecht- 
lich zu schützen. 

Die Grundsätze von 1981/82 prägten die Linie des 
Bundeskartellamtes in den folgenden Jahren, Die 
deutsche Wiedervereinigung führte dazu, daß die 
Grundsätze nicht mehr ohne weiteres zugrunde 
gelegt werden kormten, da verläßliche rechtliche 
Rahmenbedingungen zunächst nicht gegeben waren 
und die Voraussetzungen für die Eigenständigkeit 
imd Leistungsfähigkeit der neu zu gründenden ost- 
deutschen Stadtwerke nicht Vorlagen. Um die erfor- 
derlichen Investitionen nicht zu behindern und auf- 
grund der Regelungen des Stromvertrages war 
„ . . . das Amt in den Ostfällen bereit, Beteiligungen 
auch darüber hinaus bis zur 50-%-Grenze hinzuneh- 
men, sofern die kommunale Seite den Stichentscheid 
über die Art der Energiebeschaffung und die etwaige 
Ausdehnung der Versorgimgstätigkeit auf das an- 
grenzende Umland erhält^S)." Dieser erweiterte 
Spielraum für Beteiligungen des Vorlieferanten sollte 
jedoch nicht auf die alten Bundesländer übertragen 
werden. Dort gilt die gesetzliche Zusammenschluß- 
grenze als oberer Wert, ab dem derartige Zusammen- 
schlußvorhaben „ . . . als nicht akzeptabel angesehen 
werden . . . " Vor diesem Hintergrund erscheint die 
Freigabe des Dortmunder Beteiligungsmodells be- 
denklich. 


47) Bericht des Bunde skarteUamtes über seine Tätigkeit in den 
Jahren 1981/82 sowie über Lage und Entwicklung auf 
seinem Aufgabengebiet (§ 50 GWB), BT-Drucksache 
10/243, S. 87. 

48) K. Markert, Anwendung des GWB durch das BundeskarteU- 
amt — Schwerpunkte im Bereich der leitungsgebundenen 
Energieversorgung 1991/92, in : Energiewirtschaftliche 
Tagesfragen, Jg. 43, 1992, S. 111. 

49) Ebenda. 
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576 . Bezogen auf die Grundsätze von 1981/82 ist die 
DSW als Unternehmen zu klassifizieren, das sich nicht 
in Insellage befindet und über eine wettbewerbliche 
Eigenständigkeit imd wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit verfügt. Die Eigenständigkeit manifestiert sich 
unter anderem darin, daß zimächst geplant war, das 
Netz von der VEW zu übernehmen imd die Mittel für 
diese Übernahme in Form von Rückstellungen bereit- 
standen. Trotz der 18%igen Beteiligung der Stadt 
bzw, der DSW an der VEW wurde das Beteiligimgs- 
modell von seiten der Dortmunder Stadtwerke 
zunächst abgelehnt. Entsprechend der Einschätzung 
der DSW als Unternehmen, das leistungsfähig ist und 
sich nicht in Insellage befindet, kann dem Zusammen- 
schluß gemäß der „alten" Grundsätze nur dann zuge- 
stimmt werden, wenn beide Beteiligten dominierende 
Verbesserungen der Wettbewerbsbedingungen auf 
anderen Märkten nachweisen. Es bleibt die Frage, ob 
die Ausschaltimg der Mitwirkimgsrechte des Erwer- 
bers bei wettbewerbsrelevanten Entscheidungen von 
Versorgungsuntemehmen die Untersagungsvoraus- 
setzungen ausschließt. 

Die Entscheidung des Bundeskartellamtes ist auch 
deshalb von Bedeutung, da mit dem gesetzlich vorge- 
sehenen Auslaufen der Konzessionsverträge zum 
31. Dezember 1994 weitere Beteiligungen dieser Art 
anstehen können. Für eine solche Entwicklung spricht 
auch die schlechte Finanzlage vieler Kommimen. Die 
großen Energieversorgimgsuntemehmen können 
sich für den Fall der Liberalisierung der leitimgsge- 
bimdenen Energiewirtschaft nach den Vorstellimgen 
des Bundesministeriums für Wirtschaft ^o) (diese Vor- 
schläge sehen unter anderem den Wegfall der Aus- 
schließlichkeitsbindungen in Konzessionsverträgen 
vor) ihre Absatzgebiete über derartige Beteiligungen 
sichern. 


2.7.2 Der Zusammenschluß VIAG-Bayemwerk 

577 . Ein Fusions Vorhaben auf der Verbimdebene 
betrifft die Bayernwerk AG, die 1994 den Zusammen- 
schluß mit der VIAG AG anstrebt. Zwischen beiden 
Unternehmen bestehen Überkreuzbeteiligungen; die 
VIAG AG hält 38,8 % der Anteile des Stromkonzerns, 
und das Bayemwerk ist zu 24,7% an der VIAG 
beteiligt. Der Umstmkturienmgsplan sieht imter 
anderem eine teilweise Privatisierung des Bayemwer- 
kes vor. Der Anteil, den der Freistaat Bayern am 
Bayemwerk hält, soll der VIAG AG überschrieben 
werden. Im Zuge der Fusion beider Unternehmen 
erfolgt eine Verlegung der VIAG -Zentrale von Bonn 
nach München. Der Freistaat Bayern erhält 25,1 % der 
Anteile an der VIAG und eine zusätzliche Ausgleichs- 
zahlung von 2,3 Mrd. DM. Der Freistaat Bayern ist 
damit der größte Aktionär der umstrukturierten VIAG. 
In dieser Position will er vorerst einen gewissen 
Einfluß auf die Energiepolitik behalten. Weitere 
Aktionäre sind bayerische Banken (etwa 15%) unter 
Fühnmg der Bayerischen Vereinsbank. Die Isar- 
Amperwerke AG wird über etwa 13% der Anteile 
verfügen. In bezug auf die Zuständigkeit innerhalb 
von Europa wird die Fusion in diesem Fall auf ver- 


50) Vgl. Kapitel VI, Tz. 863-865. 


schiedene Behörden auf geteilt. Die Beteüigung der 
VIAG am Bayemwerk fällt imter die europäische 
Fusionskontrolle, während die Beteiligung von Bay- 
ern an der VIAG beim Bundeskartellamt überprüft 
und bereits freigegeben wurde. Im Ergebnis wird ein 
Mischkonzem mit einem Umsatzvolumen von etwa 
40 Mrd. DM und beinahe 100 000 Mitarbeitern entste- 
hen. Die Geschäftsfelder der VIAG — Energie, Indu- 
strie, Handel, Transport und Logistik — werden neu 
geordnet, wobei der Energiebereich beim Bayem- 
werk und der Industriebereich bei der VIAG angesie- 
delt wird. 


2.7.3 Die Neuordnung der ostdeutschen 
Elektrizitätswirtschaft 

2.7.3.1 Der Stromvertrag 

578 . Mit Hilfe des im August 1990 zivischen der 
DDR-Regierung, drei westdeutschen Verbundunter- 
nehmen sowie fünf westdeutschen Regionalversor- 
gem abgeschlossenen Stromvertrages sollten klare 
juristische Grundlagen für den Aufbau der ostdeut- 
schen Strom Wirtschaft geschaffen werden. Durch die 
Regelungen in diesem Vertrag wurde in Ostdeutsch- 
land eine Versorgungsstmktur ermöglicht, die dem 
westdeutschen System entspricht. Der Stromvertrag 
sieht vor, daß die westdeutschen Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen die Kapitalmehrheit an den ost- 
deutschen Regionalversorgern und die Anlagen und 
Netze bekommen. Bei der Gründung von Stadtwer- 
ken sollten die Kommunen die Kapitalminderheit 
erhalten. 

579 . Gegen den Stromvertrag legten 164 ostdeut- 
sche Städte und Gemeinden Verfassungsbeschwerde 
ein. Im Juli 1993 stinunten sie dem Vergleichs Vor- 
schlag des Bundesverfassungsgerichts zu, Kraftwerke 
und Stromnetze den Kommimen zu übertragen, die 
eigene Stadtwerke gründen wollen und nach den 
Bestimmungen des Energiewirtschaftsgesetzes eine 
Genehmigung erhalten. Die Kommunen verzichten 
im Gegenzug auf ihre Kapitalbeteiligung an den 
Regionalversorgungsuntemehmen. Eine weitere Be- 
dingung des Vergleichsvorschlags besteht darin, daß 
der Anteil der Eigenerzeugung in den Stadtwerken im 
Durchschnitt auf 30 % begrenzt ist. Die restlichen 70 % 
des Stroms sollen die Kommunen weiterhin von den 
westdeutschen Versorgungsuntemehmen beziehen. 
Auf diese Weise soll der Anteil der Braunkohle an der 
Verstromung gesichert werden. 

Als Fazit bleibt festzuhalten, daß die ostdeutsche 
Stromversorgung durch die Ausweitung des west- 
deutschen Ordnungsrahmens auch auf die neuen 
Bundesländer geprägt ist. Aufgrund der Gegebenhei- 
ten war es erforderlich, daß die westdeutschen Ver- 
sorgungsuntemehmen sich mit ihrem Kapital- und 
Personaleinsatz engagierten. Auf der anderen Seite 
wurde durch die Regelungen im Stromvertrag die 
Möglichkeit genommen, im ostdeutschen Versor- 
gungssystem die Bereiche Erzeugung und Verteilung 
voneinander zu trennen und eine wettbewerblichere 
Struktur — eventuell sogar in Form eines Poolsy- 
stems — zu schaffen. 
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2.7.3.2 Die Gründung ostdeutscher Stadtwerke 

580. Aufgrund der ungewissen Situation durch die 
Verfassungsbeschwerde (die Ausführung des Strom- 
vertrages wurde in diesem Zeitraum ausgesetzt) und 
der Notwendigkeit, die Investitionstätigkeit möglichst 
rasch anzuregen, wurde für die Gründung ostdeut- 
scher Stadtwerke ein großzügigerer Spielraum 
gewährt als die Grundsätze 1981/82 Vorgaben. Das 
Bundeskartellamt verweist jedoch darauf, daß diese 
Linie nur für Neugründungen von kommunalen Ver- 
sorgungsunternehmen gilt. Überdies ist sie auf die 
Sanierungsphase in den der Wiedervereinigung fol- 
genden Jahren begrenzt. 

581 . Im Gebiet der ehemaligen DDR sind Beteiligun- 
gen von Vorlieferanten an kommunalen Versorgungs- 
Unternehmen über die im Tätigkeitsbericht 1981/82 
gezogenen Grenzen zugelassen, wenn der „kommu- 
nale Charakter" des Stadtwerks durch die Beteiligimg 
gewahrt bleibt. Dies gilt dann als gewährleistet, wenn 
die kommunale Seite in bezug auf fusionsrechtlich 
relevante Entscheidungsfelder den Ausschlag geben 
kaim. Zu diesen Entscheidungsfeldem zählen nach 
der Definition des Kartellamtes der Energiebezug 
sowie Abschluß und wesentliche Änderung oder Auf- 
hebung von Konzessions-, Demarkations- und Liefer- 
verträgen. Dadurch sollen die wettbewerblichen 
Spielräume bei einer möglichen räumlichen Auswei- 
tung der Tätigkeitsfelder der Stadtwerke und beim 
Energiebezug erhalten bleiben. Diese Bedingungen 
für die Genehmigung der Beteiligungen durch das 
Kartellamt sind zum Teil vertraglich festgelegt. Zu 
Begum der Gründungsphase akzeptierte das Amt 
jedoch auch nachträglich eingereichte, vertragser- 
gänzende Erklärungen der Vorlieferanten, in denen 
sie sich verpflichteten, dem Stadtwerk den Stichent- 
scheid in den entsprechenden Punkten zuzugestehen. 
Das Bundeskartellamt akzeptierte diese Vereinbarun- 
gen, lun den Abschluß des schon ausgehandelten 
Vertrages nicht zu verzögern. Die Änderungen der 
Gesellschaftsverträge, mit denen auch eine neue 
Diskussion im jeweiligen Stadtparlament verbimden 
gewesen wäre, hätten viel Zeit in Anspruch genom- 
men, Die entsprechenden Erklärungen wurden den 
Stadtwerken zusammen mit dem Freigabeschreiben 
des Bundeskartellamtes zugeleitet, damit die Stadt- 
werke im Irmenverhältnis Gewähr haben, daß sich die 
Vorlieferanten an die Vereinbarungen halten wer- 
den. 


3. Europäische Fusionskontrolle 

582. Seit dem Inkrafttreten der Europäischen 
Fusionskontrollverordnung (FusKontrVO) am 21. 
September 1990 sind bis zum 31. Dezember 1993 
insgesamt 193 Zusammenschlußvorhaben in Brüssel 
angemeldet worden. 60 Anmeldimgen entfallen auf 
das Jahr 1992, 58 Anmeldungen erfolgten 1993, Bei 
Erlaß der Fusionskontrollverordnung rechnete man 
mit etwa 60 Verfahren pro Jahr. Diese Erwartung hat 
sich somit — wie bereits 1991 — wiederum erfüllt. Bis 
zum Ende des Berichtszeitraums hat die Europäische 
Kommission 185 Verfahren abgeschlossen. Einen Fall 


verwies sie gemäß Artikel 9 Abs. 3 FusKontrVO ohne 
Entscheidung in der Sache an die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaates. In zwei Fällen nahmen die betei- 
ligten Unternehmen die Anmeldung noch vor Erlaß 
einer Entscheidung zurück. 20 Verfahren beendete 
die Europäische Kommission mit einer Entscheidung 
nach Artikel 6 Abs. 1 lit. a FusKontrVO, weil die 
Zusammenschlußvorhaben insgesamt oder zum Teil 
nicht in den Anwendungsbereich der Fusionskontroll- 
verordnung fielen. 151 Vorhaben wurden gemäß 
Artikel 6 Abs. 1 lit. b FusKontrVO für mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt^^). In 14 Fällen 
sah die Europäische Kommission Anlaß zu ernsthaften 
Bedenken und eröffnete gemäß Artikel 6 Abs, 1 lit. c 
FusKontrVO das Verfahren. Während des Berichts- 
zeitraums erklärte sie die Vorhaben Mannesmann/ 
Hoesch sowie Pilkington-Techint/SIV ohne Auflagen 
für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ^2). Fünf 
Vorhaben (Accor/Wagon-Lits, Nestle/Perrier, Du- 
Pont/ICI, KNP/Bührmann-Tetterode/VRG, Kali+Salz/ 
MdK/Treuhandanstalt) gab sie gemäß Artikel 8 Abs, 2 
zweiter Teil FusKontrVO unter Auflagen frei. Im 
Berichtszeitraum erging keine Untersagung. 

583. Zum ersten Mal seit Inkrafttreten der Europäi- 
schen Fusionskontrollverordnung machte im Novem- 
ber 1992 ein Mitgliedstaat von seinem Antragsrecht 
gemäß Artikel 22 Abs. 3 FusKontrVO Gebrauch. Die 
belgische Regierung ersuchte die Europäische Kom- 
mission um Überprüfung des Zusammenschlusses 
British Airways/Dan Air, weil sie die Entstehung einer 
marktbeherrschenden Stellung von British Airways 
auf der Flugroute Brüssel/London befürchtete, ein 
nationales Fusionskontrollrecht aber noch nicht exi- 
stierte. Der Antrag eines Mitgliedstaates nach Arti- 
kel 22 Abs. 3 FusKontrVO ermächtigt die Kommission 
zur Anwendung des europäischen Fusionskontroll- 
rechts in Fällen, in denen sie an sich mangels gemein- 
schaftsweiter Bedeutung nicht zuständig wäre. Nach 
Ansicht der Kommission fiel der angemeldete Zusam- 
menschluß nicht in den Anwendungsbereich der 
Fusionskontrollverordnung, weil das Aufgreifkrite- 
rium des Artikel 1 Abs. 2 lit. b FusKontrVO — 
gemeinschaftsweiter Gesamtumsatz von mindestens 
zwei beteiligten Unternehmen von jeweils mehr als 
250 Mio. ECU — nicht erfüllt war. Den Antrag nach 
Artikel 22 Abs. 3 FusKontrVO nahm sie zum Anlaß, 
erneut in die Prüfung des Zusammenschlusses einzu- 
treten. Sie sah letztlich jedoch keinen Grund zu 
ernsthaften Bedenken hinsichtlich seiner Vereinbar- 
keit mit dem Gemeinsamen Markt und schloß das 
Verfahren mit einer Entscheidung nach Artikel 6 
Abs. 1 lit. b FusKontrVO ab. 

584. Während des Berichtszeitraums wurden vier 
Anträge nach Artikel 9 Abs. 2 FusKontrVO gestellt. Im 
Februar 1992 hatte ein Antrag auf Verweisung an die 
zuständige nationale Behörde erstmals Erfolg. Die 


51) In den Verfahren Renault A/’olvo und Solvay/Laporte wur- 
den sowohl Entscheidungen gemäß Artikel 6 Abs. 1 Üt. a als 
auch gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. b FuskontrVO getroffen; 
siehe Übersicht im Anhang (Abschnitt C) dieses Gutach- 
tens. 

52) Anfang 1994 gab die Europäische Kommission auch das 
Verfahren Mannesmann/Ilva/Vallourec ohne Auflagen 
frei. 
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Europäische Kommission verwies Teile des Verfah- 
rens Steetley/Tarmac an die britische Monopolies and 
Mergers Conunission. Den zweiten erfolgreichen 
Antrag auf Verweisimg stellte das Bimdeskartellamt 
im Einvernehmen mit dem Bimdes Wirtschaftsministe- 
rium in dem Verfahren McCormick/CPC/Rabobank/ 
Ostmann. Mit zwei weiteren Verweisungsanträgen 
blieb das Bundeskartellamt dagegen erfolglos. Die 
Europäische Kommission reagierte lediglich mit der 
Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c 
FusKontrVO. Der Zusammenschluß Mannesmann/ 
Hoesch wurde daraufhin ohne Auflagen für mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt, wogegen die 
Beteiligten in dem Verfahren Siemens/Philips ihre 
Anmeldung vor einer endgültigen Entscheidimg 
Zurücknahmen. 


3.1 Aufgreifschwellen der 
Fusionskontrollverordnung 

585. Artikel 1 Abs. 3 FusKontrVO hat die Überprü- 
fimg der Schwellenwerte für das Jahr 1993 vorgese- 
hen. Ursprünglich hatte die Europäische Kommission 
für eine Ausdehnxmg des Anwendungsbereichs der 
europäischen Fusionskontrolle durch Absenkung der 
umsatzbezogenen Aufgreifkriterien plädiert. Nur so 
könnten alle Vorgänge erfaßt werden, die erhebliche 
Auswirkimgen in der Gemeinschaft haben. Inzwi- 
schen hat sie sich dafür ausgesprochen, die Überprü- 
fung der Schwellenwerte auf eine breitere Erfah- 
rungspraxis zu stützen; insbesondere der zu erwar- 
tende Widerstand aus Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien veranlaßte die Europäische Kommis- 
sion, die Absenkimg der Schwellen vorerst nicht 
vorzuschlagen, sondern bis 1996 abzuwarten. In der 
Bundesrepublik sprechen sich die Unternehmensver- 
bände weitgehend für eine Ausdehnung des Anwen- 
dungsbereichs der Fusionskontrollverordnung aus, 
weil sie sich von Brüssel eine großzügigere Behand- 
lung als vom Bundeskartellamt versprechen. Die Bun- 
desregierung dagegen macht die Absenkung der 
Schwellenwerte von der Errichhmg einer imabhängi- 
gen Wettbewerbsbehörde abhängig. 

Die Monopolkommission ist aufgnmd der bisherigen 
Erfahrungen mit der europäischen Fusionskontrolle 
der Überzeugung, daß die gegenwärtigen Aufgreif- 
schwellen beibehalten werden sollten. Einerseits 
führt schon die Inflation zu einer kontinuierlichen 
Absenkimg der materiellen Schwellenwerte. Ande- 
rerseits fördert die Erweiterung des Binnenmarktes 
die Entstehimg großer Unternehmens einheiten mit 
höheren Umsätzen. Zudem wurden nach Erkenntnis- 
sen der Monopolkommission auch auf Grundlage der 
gegenwärtigen Umsatzgrößen die relevanten Fälle im 
wesentlichen erfaßt, so daß eine wirksame Fusions- 
kontrolle möglich war. Die angestrebte Veränderung 
der Aufgreifschwellen würde dagegen die Zahl der zu 
prüfenden Vorhaben unnötig erhöhen und die Effi- 
zienz der gesamten Fusionskontrolle mangels ausrei- 
chender personeller und sachlicher Ausstattung der 
Merger Task Force gefährden. 


3.2 Zusammenschlußtatbestand 

586. Die Europäische Fusionskontrollverordnimg 
knüpft für die Bewertung von Vorhaben als Zusam- 
menschluß an den Begriff der Kontrolle an. Bei der 
Beurteilung, ob Minderheitsbeteiligungen Kontrolle 
verschaffen, sind in der Regel Zusammensetzimg xmd 
Art und Weise der Abstimmung in den Gesellschafts- 
organen von besonderer Bedeutimg, Die Europäische 
Kommission konzentriert sich insbesondere darauf, 
inwieweit ein Minderheitsgesellschafter über die 
Gesellschafterversammlung Kontrolle auf die Gesell- 
schaftsorgane ausüben und deren Mitglieder wählen 
kann. Einfluß dieser Art übt der Minderheitsgesell- 
schafter entweder aufgnmd zusätzlicher vertraglicher 
Vereinbarungen oder — sollten solche Absprachen 
nicht existieren — aufgrund besonderer Umstände 
des Einzelfalls aus. 


3.2.1 Kontrollerwert) aufgrund besonderer Umstände 

587. In der Entscheidung Societe Generale de Belgi- 
que/Generale de Banque führte die Komnüssion letz- 
teren Ansatz fort. Das angemeldete Vorhaben betraf 
die Erhöhung des Kapitalanteils der Societe Generale 
de Belgique (SGB) an Generale de Banque. Bis zur 
Durchfühnmg des Vorhabens hielt SGB ca. 21 % der 
Anteile, es folgten Groupe AG mit rd. 15% und vier 
weitere Unternehmen nüt Anteilen zwischen 1 % imd 
3%. Auf mehrere Aktionäre mit einer Beteüigung 
zwischen 0,06% imd 0,52% entfielen etwa 2% der 
Anteile. Eine Vielzahl von Aktionären mit einer Betei- 
ligung unter 0,06% hielt insgesamt rd. 54% der 
Anteile. Durch den Kauf von 725 000 Namensaktien 
von einem Tochterimtemehmen der Groupe AG stieg 
die Beteiligung von SGB auf 25,96%, während der 
Anteil der Groupe AG entsprechend sank. Die Streu- 
ung der verbleibenden Anteile verstärkte sich 
dadurch, daß die Groupe AG zur selben Zeit weitere 
Wertpapiere an verschiedene andere Unternehmen 
veräußerte. 

Nach Ansicht der Kommission habe SGB mittels 
Erhöhung ihres Kapitalanteils die Kontrolle an Gene- 
rale de Banque erworben, da sie nunmehr die fakti- 
sche Majorität in der Hauptversammlung halte. In 
einem ersten Schritt stellt die Kommission fest, daß 
SGB bei einem Kapitalanteil von 20,94% in den 
ordentlichen Hauptversammlungen der Jahre 1991, 
1992 und 1993 faktische Stimmrechte in Höhe von 
43,02%, 47,68% und 45,70% der Stimmen der Anwe- 
senden und Vertretenen ausgeübt hatte. Diese Zahlen 
legt die Kommission in einem zweiten Schritt ihrer 
Prognose für die kommende Entwicklung zugrunde, 
wobei sie sich im wesentlichen auf drei Hypothesen 
stützt; 

1. Groupe AG würde das gesamte bei üir verblei- 
bende Aktienpaket zur Hauptversammlung hinter- 
legen. 

2. Alle Wertpapiere, die Groupe AG an andere Unter- 
nehmen als SGB veräußert hatte, würden bei der 
nächsten Hauptversammlimg hinterlegt werden. 
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3. Alle Aktionäre mit einer Beteiligung von minde- 
stens 0,06% würden sämtliche ihnen gehörende 
Aktien hinterlegen. 

Auf dieser Basis errechnet die Kommission einen 
faktischen Stimmrechtsanteil von 55 % in der näch- 
sten Hauptversammlung. Die Hauptversammlung ist 
berechtigt, den Verwaltungsrat der Bank zu ernen- 
nen. Dieser setzt die Politik der Bank — allgemeine 
Strategien, Verabschiedung von Plänen und Budgets, 
wichtige Strukturreformen, Definition der Beziehun- 
gen zwischen Bank und Aktionären etc. — fest. Im 
Rahmen dieser Politik müssen sich die Mitglieder des 
geschäftsführenden Organs der Bank bewegen, die 
im Einvernehmen mit dem Verwaltimgsrat bestimmt 
werden. Daraus folgert die Kommission, daß die 
erworbene Beteiligung SGB die Möglichkeit eröffne, 
bestimmenden Einfluß auf die allgemeine Politik der 
Generale de Banque zu nehmen. 

Die errechne te faktische Majorität werde auch in 
Zukunft anhalten; es sei nicht damit zu rechnen, daß 
der faktische Stimmrechtsanteil von SGB imter 50 % 
sinke. Dazu könne es nur kommen, wenn von den 
Aktionären mit einer BeteiÜgimg von weniger als 
0,06% ca. 900 000 Wertpapiere hinterlegt würden. 
Ein Blick auf die letzten vier Jahre zeige aber, daß es 
niemals mehr als 200 000 Aktien gewesen seien. Von 
einer Änderung des Aktionärsverhaltens sei nicht 
auszugehen. Die Teilnahme der Hauptaktionäre sei 
bisher relativ konstant gewesen. Kleinaktionäre, die 
ca. 50 % des Gesamtkapitals der Generale de Banque 
auf sich vereinigen, pflegten in der Regel nicht an 
Hauptversammlxmgen teilzunehmen. Ihr Interesse an 
dem Unternehmen sei rein finanziell und spekulativ, 
darüber hinaus auch zu gering, um Einfluß ausüben zu 
können. Abschreckend wirkten sich zudem die Kom- 
plexität der Diskussion und — über lange Zeit hin- 
weg — negative steuerhche Konsequenzen aus. Die 
vom Gesetzgeber vor kurzem ergriffenen Maßnah- 
men, um diese steuerlichen Nachteile zu reduzieren, 
würden sich wahrscheinlich in absehbarer Zeit nicht 
auswirken. 

588 . Wie bereits in dem kurz nach Inkrafttreten der 
Fusionskontrollverordnung entschiedenen Fall Arjo- 
mari-Prioux/Wiggins Teape Appleton wird auch hier 
deutlich, daß der Verzicht auf konkrete, zahlenmä- 
ßige Grenzwerte beim Anteilserwerb die eingehende 
Prüfung aller Umstände des Einzelfalls erforderlich 
macht. Während für die Festsetzung bestimmter 
Grenzwerte die einfachere Handhabbarkeit und ein 
höheres Maß an Rechtssicherheit sprechen, ist die rein 
quahtative Betrachtungsweise zwar mit größerem 
Argumentationsaufwand verbunden, geht aber — 
notwendigerweise — ins Detaü und führt dadurch zu 
mehr Einzelfallgerechtigkeit. Rechtssicherheit kann 
nach Ansicht der Monopolkommission im übrigen 
auch hier geschaffen werden. Es obliegt der Europäi- 
schen Kommission, im Einzelfall den Sachverhalt 
darzustellen, auf Besonderheiten hinzuweisen, Argu- 
mente zu benennen und diese konsequent und ein- 
heitlich auf Fälle anzuwenden, die Gleichbehandlung 
verdienen. Dies wird in der Regel weniger Probleme 
bereiten, wenn Minderheitsbeteihgungen durch ver- 
tragliche Absprachen ergänzt werden. Schwieriger 
erscheint die Abgrenzung, wenn der Kontrollerwerb 


von rein tatsächlichen Umständen wie breiter Streu- 
ung des Anteilsbesitzes und geringer Hauptversamm- 
lungspräsenz abhängt, zumal das Erstellen von Pro- 
gnosen unter Zuhilfenahme von Hypothesen immer 
dem Vorwurf bloßer Vermutimg ausgesetzt sein wird. 
Dennoch hält die Monopolkommission die Einschät- 
zung der Europäischen Kommission kaum für angreif- 
bar, wenn sie — wie im vorliegenden Fall gesche- 
hen — alle wesentlichen Umstände imd denkbaren 
Entwicklungen, die nicht außerhalb jeghcher Wahr- 
scheinlichkeit hegen, berücksichtigt. Insofern läßt 
sich in der Entscheidungspraxis der Europäischen 
Kommission — gerade auch gegenüber der Entschei- 
dxmg Arjomari/Wiggins — ein bedeutsamer Fort- 
schritt erkennen. Während sich die Kommission dort 
noch mit wenigen Sätzen zu der Frage des Kontroll- 
erwerbs begnügt hatte, legte sie jetzt besonderes 
Gewicht auf deren Beantwortimg. Sie stellte den 
Sachverhalt detailtiert dar, beschrieb ihre Berech- 
nungsweise und legte die Tatsachen offen, die als 
Basis für ihre Prognose dienten. Die Monopolkommis- 
sion begrüßt diese den Transparenzgnmdsatz wah- 
rende Praxis, da sie es der Öffenthchkeit ermöglicht, 
sowohl die konkrete Entscheidung als auch die Bil- 
dimg von Kriterien für die Beurteilimg des Kontroll- 
erwerbs im allgemeinen nachzuvollziehen, was ein 
hohes Maß an Rechtssicherheit bewirkt. 


3.2.2 Kontrollerwerb aufgrund vertraglicher Vereinbarungen 

589 . In mehreren während des Berichtszeitraums 
abgeschlossenen Verfahren kam es zu Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Europäischer Kommission 
und Bundeskartellamt über die Auslegimg des 
Begriffs „gemeinsame Kontrolle“ im Sinne des Arti- 
kel 3 Abs. 1 FusKontrVO. Die umstrittenen Fälle 
zeichneten sich durch Minderheitsbeteiligungen von 
Banken aus, denen zusätzliche Zustimmungs- und 
Vetorechte eingeräumt worden waren. Dies sah die 
Europäische Kommission als ausreichend an, um 
gemeinsame Kontrolle von Banken und industriellen 
Partnern anzunehmen. Sie konnte auf diese Weise das 
Vorliegen eines Zusammenschlusses gemäß Artikel 3 
FusKontrVO bzw. das Erreichen der Schwellenwerte 
gemäß Artikel 1 Abs. 1 und 2 FusKontrVO bejahen. 

Das Bundeskartellamt räumt zwar ein, daß nach 
Artikel 3 Abs. 3 FusKontrVO bereits die bloße Mög- 
lichkeit der Einflußnahme genügt, um Kontrolle zu 
erlangen. Die Praxis der Europäischen Kommission, 
vorwiegend auf formal-rechtliche Einwirkungsmög- 
lichkeiten abzustellen, werde aber dem Grundsatz der 
Subsidiarität nicht gerecht, da sie die Umgehung 
nationaler FusionskontroUvorschriften erheblich er- 
leichtere. In dem Verfahren McCormick/CPC/Rabo- 
bank/Ostniann sieht das Bundeskartellamt daher 
auch den Versuch der beteiligten Unternehmen, die 
Anwendung des europäischen Fusionskontrollrechts 
imter Umgehung deutscher Gesetze zu erreichen. 
Nach seiner Auffassung zwingen Wortlaut und Sinn 
des Artikel 3 Abs. 3 FusKontrVO zur Berücksichtigung 
aller rechthchen und faktischen Umstände des Einzel- 
falls. Gemeinsame Kontrolle wird durch die Existenz 
formal-rechtlicher Einwirkungsmöglichkeiten immer 
dann nicht begründet, wenn gewichtige faktische 
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Umstände gegen deren Realisierung sprechen. Ein- 
flußrechte dürfen nur dann als wettbewerblich rele- 
vant angesehen werden, wenn unternehmerische 
Eingriffe des Minderheitsgesellschafters möglich 
erscheinen. Gerade bei Bankenbeteiligungen liegt 
nach Ansicht des Bundeskartellamts die Annahme 
nahe, sie seien allein finanzieller, nicht aber unterneh- 
merischer Natur, da Bankinstituten in der Regel das 
nötige Know-how fehlt, um gestaltend in die 
Geschäftsfühnmg des Gemeinschaftsunternehmens 
einzugreifen, und häufig auch historische Begleitum- 
stände gegen die Existenz unternehmerischen Inter- 
esses sprechen. 

590 . In dem Verfahren Continental/DG-Bank/ 
Benecke erwarb die Continental AG über ihr Tochter- 
unternehmen Göppinger Kaliko GmbH 50,1% des 
Aktienkapitals der J. H. Benecke AG von der DG- 
Bank; diese blieb weiterhin mit rund 48% an der 
J. H. Benecke AG beteiligt. Die zukünftige Satzung 
der Benecke AG setzte für eine Reihe von Entschei- 
dungen über Investitions- und Finanzplanung, Pro- 
dukt- und Prozeßentwicklung, Personal- und Struk- 
turmaßnahmen Einstimmigkeit im Aufsichtsrat vor- 
aus. Da die DG -Bank einen Teil der Aufsichtsratsmit- 
glieder ernennen sollte, kam ihr nach Auffassung der 
Europäischen Kommission für eine Anzahl wesentli- 
cher strategischer Entscheidungen ein Vetorecht zu, 
das weit über die einem Minderheitsgesellschafter 
üblicherweise zustehenden Rechte hinaus ging. Die 
Kommission stellte deshalb fest, daß die DG-Bank 
einen bestimmenden Einfluß auf die Geschäftsfüh- 
rung der Benecke AG auszuüben im Stande sei und 
bejahte das Vorliegen gemeinsamer Kontrolle im 
Sinne des Artikel 3 Abs. 3 FusKontrVO. Nach Auffas- 
sung des Bundeskartellamts unterließ es die Kommis- 
sion dabei, weitere Abreden und sonstige faktische 
Umstände in ihre Würdigung einzubeziehen. Den 
oben dar gestellten Vetorechten standen Vereinba- 
rungen zwischen Continental AG und DG-Bank 
gegenüber, wonach die unternehmerische Führung 
der Benecke AG allein bei der Kaüko GmbH liegen 
sollte. Dieser stand darüber hinaus das Vorschlags- 
recht für sämtliche Vorstandsmitglieder und die 
Mehrzahl der Aufsichtsratsmitglieder zu, wogegen 
sich die DG-Bank verpflichtete, den im Rahmen der 
unternehmerischen Fühnmg von der Kaliko GmbH 
vorgesehenen Maßnahmen gnmdsätzlich zuzustim- 
men. Die Benecke AG sollte in Zukunft wie eine 
Konzemgesellschaft der Continental AG geführt und 
von dieser voll konsolidiert werden. Das Bundeskar- 
tellamt gab weiterhin zu bedenken, daß der DG-Bank 
auch das nötige Know-how fehlte, um sich in der 
Praxis gegen den unternehmerischen Einfluß ihres 
industriellen Partners durchzusetzen. Letztendlich 
hatte sie das Unternehmen nur erworben, um es in die 
heutige Aktiengesellschaft umzuwandeln und an der 
Börse zu plazieren. Daraus leitete das Bundeskartell- 
amt das Fehlen jeglicher wettbewerblicher Zielset- 
zung seitens der DG-Bank ab und kam zu dem Schluß, 
daß die Continental AG die alleinige Kontrolle über 
die Benecke AG ausübte. 

591 . Entgegen der Überzeugimg der beteiligten 
Unternehmen und des Bundeskartellamts entschied 
die Kommission auch in dem Fall Philips/Grundig. Die 


Philips Beteiligungs AG, ein Unternehmen des Nie- 
derländischen Philips Konzerns, beabsichtigte, ihre 
Beteiligung an der Gnmdig Verwaltungs GmbH 
(GVG) von 40 % auf 100 % zu erhöhen. Veräußerer der 
Anteile waren drei Banken, die jeweüs ca. 20% der 
Anteile hielten. Bereits 1984 hatten Philips imd Gnm- 
dig vereinbart, daß Philips die unternehmerische 
Verantwortung bei der Grundig AG übernehmen 
sollte. Seitdem ist Philips an dem Aktienkapital der 
Grundig AG beteiligt. GVG übt das Stimmrecht aus 
der Mehrheit der Aktien der Gnmdig AG aus und 
kann dem Vorstand der Gnmdig AG aufgnmd eines 
Beherrschungsvertrages Weisimgen erteilen. Der 
Gesellschaftsvertrag der GVG legt wiederum fest, daß 
die Ausübung der Rechte in der Gnmdig AG nur im 
Einvernehmen mit der Philips Beteiligungs AG erfol- 
gen darf. Obwohl den einzelnen Banken ein solches 
Vetorecht nicht zustand, ging die Europäische Kom- 
nüssion von der gemeinsamen Beherrschung der 
Gnmdig AG durch Philips und die drei beteiligten 
Banken aus. Die Kommission hielt es für wahrschein- 
lich, daß die Banken ihre Stimmrechte auch ohne 
entsprechende formale Vereinbarung, jedenfalls in 
zentralen finanziellen Angelegenheiten, gemeinsam 
ausüben würden. Die Kommission wertete die drei 
beteiligten Banken deshalb als mit einem Vetorecht 
ausgestattete Einheit, die die Gnmdig AG gemeinsam 
nüt Philips beherrschte. Erst durch den beabsichtigten 
Anteilserwerb würde Philips die alleinige Kontrolle 
über die Gnmdig AG erwerben, weshalb die Kommis- 
sion — ihrer ständigen Praxis folgend — das V erliegen 
eines Zusammenschlusses im Sinne der Fusionskon- 
troUverordnung bejahte. 

Diese Wertung läßt den Vortrag der beteiligten Unter- 
nehmen unberücksichtigt, wonach die Bankinstitute 
bereits 1984 klargestellt hatten, daß ihre Beteiligung 
rein finanzieller Natur und nur auf begrenzte Zeit- 
dauer ausgerichtet sei. Dies wird sowohl durch die 
Existenz gewisser Regelungen, die die finanziellen 
Risiken der beteiligten Banken begrenzen als auch 
durch den Umstand bestätigt, daß die Banken bisher 
weder einzeln noch gemeinsam einer einzigen von 
Philips vorgeschlagenen Maßnahme widersprochen 
haben. Das Bundeskartellamt vertritt deshalb die 
Auffassung, daß die Änderung durch die beabsich- 
tigte Transaktion rein formaler Natur ist, nichts an den 
Beherrschungsverhältnissen ändert und somit keinen 
Zusammenschluß im Sinne der Fusionskontrollver- 
ordnung darstellt. 

592 . Schließlich gab auch das Verfahren McCor- 
mick/CPC/Rabobank/Ostmann zu Meinungsverschie- 
denheiten zwischen Europäischer Kommission und 
Bundeskartellamt Anlaß. Die Anmeldung des Zusam- 
menschlusses sah die Gründung eines Gemein- 
schaftsunternehmens zwischen McCormick, CPC und 
Rabobank sowie den Erwerb von Ostmann vor. Bei 
CPC und McCormick handelt es sich um zwei US- 
amerikanische Konzerne, zu deren Hauptaktivitäten 
die Herstellung und Verarbeitung von Kräutern und 
Gewürzen zählen. Auf diesem Gebiet ist auch das 
deutsche Unternehmen Ostmaim tätig. Die Rabobank 
ist die zweitgrößte Bank in den Niederlanden mit 
besonderer Erfahrung im Bereich der Agro-Emäh- 
rungsindustrie. Das geplante Gemeinschaftsunter- 
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nehmen sollte im wesentlichen das gesamte Kräuter- 
und Gewürzgeschäft von CPC imd McCormick sowie 
das Vermögen von Ostmann umfassen. Zu diesem 
Zweck schlossen die Unternehmen imter anderem ein 
Joint Venture Agreement, in dem die Kapital- imd 
Entscheidimgsstruktur des Gemeinschaftsimtemeh- 
mens festgelegt wurde. Die Rabobank hatte lediglich 
einen Kapitalanteil von 6 % aufzubringen; diese Kapi- 
taleinlage sollte festverzinst werden. Ihr stand ein 
Stimmrechtsanteil von 25 % gegenüber, während die 
Stimmrechte von CPC und McCormick jeweils 37,5 % 
betrugen. Darüber hinaus sah das Joint Venture 
Agreement für eine Reihe von wesentlichen Entschei- 
dimgen wie Aufstellimg des jährlichen Finanz- imd 
Geschäftsplans, Festlegung von Strategien imd Inve- 
stitionsprogrammen sowie Durchführung beabsich- 
tigter Expansionsvorhaben die Zustimmung aller 
Anteilseigner vor. 

Diese Entscheidungsstruktur stellte nach Ansicht der 
Europäischen Kommission sicher, daß für die wesent- 
lichen Entscheidungen über Management, Geschäfts- 
politik und wettbewerbliche Strategien des Gemein- 
schaftsunternehmens die Zustimmung aller drei be- 
teiligten Unternehmen erforderlich ist. Unter Berück- 
sichtigung der allgemeinen Verwaltungspraxis der 
Kommission wurde das Vorliegen gemeinsamer Kon- 
trolle auch hier bejaht. In ihrer Entscheidung betonte 
die Europäische Kommission, daß die Ausübung der 
Kontrolle durch die Rabobank auch tatsächlich zu 
erwarten sei. Dafür spricht ihrer Ansicht nach schon 
die Einlage in Höhe von 25 Mio. Hfl., die eine 
bedeutende Investition darstelle. Da das Gemein- 
schaftsunternehmen außerdem beabsichtigte, seine 
Aktivitäten sowohl im Produktionsbereich als auch 
geographisch auszuweiten, lag nach der Überzeu- 
gung der Kommission die Aimahme nahe, die Rabo- 
bank mit ihrer großen Erfahrung auf dem Gebiet der 
Agro-Emährungsindustrie werde jedenfalls bei den 
strategischen Expansionsentscheidungen des Ge- 
meinschaftsunternehmens ihren Einfluß wahmeh- 
men. Letztendlich gab die Kommission zu bedenken, 
daß die Rabobank als Mitglied des Aufsichtsrates 
einer Mithaftimg imterliegt imd schon aus Reputa- 
tionsgründen ein eigenes Interesse an der erfolgrei- 
chen Entwicklung des Gemeinschaftsimtemehmens 
habe; diese Gründe würden sie veranlassen, ihre 
Beteiligimg mit aktivem unternehmerischem Inter- 
esse imd nicht als bloße Finanzbeteiligung zu verwal- 
ten. 

693 . Im Gegensatz zur Europäischen Kommission 
sah das Bundeskartellamt das Merkmal der gemein- 
samen Kontrolle durch die Rabobank nicht als erfüllt 
an. Konsequenterweise verneinte das Bundeskartell- 
amt die Möglichkeit, den Umsatz der Rabobank bei 
der Prüfung der gemeinschaftsweiten Bedeutung im 
Sirme des Artikel 1 Abs. 1 und 2 FusKontrVO einzu- 
beziehen. Da von den verbleibenden drei Unterneh- 
men lediglich CPC über einen gemeinschaftsweiten 
Umsatz von mehr als 250 Mio. ECU verfügte, sollte das 
Zusanunenschlußvorhaben entgegen der Auffassung 
Brüssels nicht in den Anwendungsbereich der euro- 
päischen Fusionskontrolle fallen. Das Bundeskartell- 
amt war aufgrund einer Gesamtbetrachtung aller 
rechtlichen und faktischen Umstände davon über- 


zeugt, daß die Europäische Kommission die bestehen- 
den formalen Mitbestimmungsrechte überbewertet 
hatte. Im Verhältnis zu den beträchtlichen Investitio- 
nen der industriellen Partner ist die Einlage der 
Rabobank in Höhe von 6 % des Gesamtkapitals des 
Gemeinschaftsunternehmens als gering zu bewerten. 
Das wirtschaftliche Verlustrisiko der Rabobank wird 
darüber hinaus durch die Vereinbarung einer festen 
Verzinsung und einer Vielzahl ergänzender Regelun- 
gen minimiert. Während McCormick und CPC sowohl 
in technischer Hinsicht als auch im Marketing über 
erhebliches eigenes Know-how auf dem Gebiet des 
Gemeinschaftsunternehmens verfügen, fehlen der 
Rabobank als reinem Bankinstitut jegliche Branchen- 
kenntnisse. Auch in personeller Hinsicht zeigte sich 
das Übergewicht der industriellen Partner; diese stell- 
ten je zwei Aufsichtsratsmitglieder und den Aufsichts- 
ratsvorsitzenden, die Rabobank sollte dagegen nur 
ein Aufsichtsratsmitglied ernennen. Schließlich gab 
das Bundeskartellamt die Tatsache zu bedenken, daß 
nur CPC und McCormick Gründungsmitglieder des 
Gemeinschaftsunternehmens gewesen waren, woge- 
gen die Rabobank erst zu einem späteren Zeitpunkt in 
den Kreis der Vertragspartner aufgenommen wurde. 
Das Bundeskartellamt kam zu dem Schluß, daß die 
formalen Mitbestimmungsrechte der Rabobank nicht 
erlaubten, einen bestimmenden Einfluß auf das 
Gemeinschaftsunternehmen auszuüben. Seiner An- 
sicht nach fehlte es der Rabobank nicht nur an 
unternehmerischer Legitimation, denn sie hatte durch 
ihr festverzinsliches Kapital kein unternehmerisches 
Risiko aus möglichen Fehlentscheidungen zu tragen, 
sondern auch an marktbezogener Kompetenz. Das 
Bundeskartellamt prognostizierte, daß die Rabobank 
somit faktisch in allen der Einstimmigkeit unterlie- 
genden Fragen mit den industriellen Anteilseignern 
stimmen müßte. Es sah keine ausreichenden Anhalts- 
punkte für eine Möglichkeit der Rabobank, dauerhaft 
eine eigenständige Untemehmenspolitik gegen die 
industriellen Partner betreiben zu können. 


594 . Im Grundsatz hält die Monopolkommission die 
Argumentation des Bundeskartellamts für folgerich- 
tig. Sie wird der rein qualitativen Betrachtungsweise, 
für die sich der Gesetzgeber in Artikel 3 FusKontrVO 
entschieden hat, am ehesten gerecht. Wortlaut und 
Sinn des Artikels 3 Abs. 3 FusKontrVO gebieten die 
Berücksichtigung aller faktischen und rechtlichen 
Umstände. Die Existenz gewisser Zustimmungs- bzw. 
Vetorechte darf deshalb nicht überbewertet werden, 
wenn ihnen fehlendes Know-how sowie der Mangel 
an unternehmerischem Interesse und Risiko gegen- 
überstehen. Die Monopolkommission befürchtet dar- 
über hinaus, daß die europäische Entscheidungspra- 
xis die Umgehung der deutschen Fusionskontrolle 
erleichtern könnte. Die Aufgreifschwellen des Arti- 
kel 1 FusKontrVO ließen sich auch durch Beteiligung 
eines umsatzstarken Partners erreichen, der nicht in 
der Lage ist, maßgeblichen Einfluß auf die Untemeh- 
mensführung auszuüben, sondern lediglich als Geld- 
geber fungiert. Die Einbeziehung aller Besonderhei- 
ten des Einzelfalls dagegen würde die sachgerechte 
Abgrenzung der Zuständigkeit von europäischer und 
deutscher KontroUbehörde im Sinne des Subsidari- 
tätsgrundsatzes fördern. 
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3.3 Marktbeherrschung 

595. Von besonderer Bedeutung für die zukünftige 
Beurteilung von Marktbeherrschung ist die Entschei- 
dung Nestle/Perrier, Sie stellt klar, daß auch kollek- 
tive Marktbeherrschung von Artikel 2 FusKontrVO 
erfaßt wird. Während die Europäische Kommission 
noch in dem Verfahren Alcatel/ AEG Kabel ausdrück- 
lich offen gelassen hatte, ob Begründung oder Ver- 
stärkung marktbeherrschender Oligopole in den 
Anwendungsbereich der Fusionskontrollverordnung 
fallen, bejaht sie diese Frage jetzt eindeutig. Nach 
Auffassung der Kommission kann die Unterscheidung 
zwischen marktbeherrschender Stellung eines einzi- 
gen Unternehmens und oligopolistischer beherr- 
schender Stellung für die Anwendung der Fusions- 
kontrollverordnung nicht maßgebend sein, weil beide 
Situationen unter bestimmten Markts trukturbedin- 
gimgen wirksamen Wettbewerb erheblich behindern 
können. Dies gelte insbesondere dann, wenn bereits 
vor dem Zusammenschluß zwischen den Oligopoli- 
sten Wettbewerb nur in abgeschwächter Form bestan- 
den hat. Als weiteres Argument führt die Kommission 
Artikel 3 Buchst, g EG-Vertrag an, der insbesondere 
die Erhaltung wirksamen Wettbewerbs bezwecke. 
Daraus leitet die Kommission ab, daß eine Behinde- 
rung des wirksamen Wettbewerbs, die verboten ist, 
wenn sie das Ergebnis einer beherrschenden Stellung 
eines einzigen Unternehmens ist, nicht zulässig wer- 
den kaim, wenn sie das Ergebnis einer beherrschen- 
den Stellung von zwei oder mehr Unternehmen ist. 
Solange es an einem ausdrücklichen Ausschluß einer 
oligopolistischen beherrschenden Stellung in Arti- 
kel 2 Abs. 3 FusKontrVO fehlt, könne deshalb nicht 
angenommen werden, daß der Gesetzgeber die 
Behinderung wirksamen Wettbewerbs durch zwei 
oder mehr Unternehmen gestatten wollte. Schließlich 
verweist die Kommission auf bedeutende nationale 
Kartellgesetzgebungen, die die Kontrolle marktbe- 
herrschender Oligopole vorsehen. Die Verabschie- 
dung der Europäischen Fusionskontrollverordnung 
dürfe nicht dazu führen, Zusammenschlüsse einer 
Kontrolle zu entziehen, der sie zuvor unterstanden. 
Andernfalls wären mit der Fusionskontrollverordnung 
nicht nur einzelstaatliche Befugnisse auf die Gemein- 
schaft übergegangen, sondern zum Teil sogar ohne 
Ersatz auf der Gemeinschaftsebene gestrichen. 

596. Die für die Bewertung des Zusammenschlusses 
von Nestle und Perrier maßgeblichen geschäftlichen 
Aktivitäten bestehen im Abfüllen von Wasser aus 
Quellen und Brunnen in Flaschen. Sowohl Nestle als 
auch Perrier sind insoweit hauptsächlich in Frankreich 
tätig und dort mit bekaimten Marken vertreten. Der 
dritte führende Anbieter auf dem französischen Was- 
sermarkt ist BSN. Im Februar 1992 meldete Nestle bei 
der Europäischen Kommission das Vorhaben an, im 
Wege eines öffentlichen Übemahmeangebots 100% 
der Anteile von Perrier zu erwerben. Zuvor hatten 
Nestle und BSN bereits vereinbart, daß die Mineral- 
wasserquelle Volvic nach Übernahme von Perrier auf 
BSN übergehen sollte. Entgegen der Auffassung der 
beteiligten Unternehmen geht die Europäische Kom- 
mission nicht von einem einheitlichen Markt nichtal- 
koholischer Erfrischungsgetränke aus. Sie grenzt statt 
dessen einen gesonderten Markt für in Flaschen 


abgefüllte Quell- und Brunnenwässer ab und begrün- 
det dies mit fehlender Substituierbarkeit sowohl auf 
Nachfrager- als auch auf Herstellerseite. Räumlich 
beschränkt sich der relevante Markt nach Ansicht der 
Kommission auf Frankreich. 

Im Rahmen der Marktbeherrschung prüft die Kom- 
mission zwei verschiedene Varianten der Übernahme 
von Perrier durch Nestle, nämlich mit und ohne 
Realisierung der Vereinbanmg zwischen Nestle und 
BSN über die Übertragung der Mineralwasserquelle 
Volvic an BSN. Die Kommission prüft alternativ, weil 
sich ihrer Ansicht nach ohne den Verkauf von Volvic 
die Frage der Einzelmarktbeherrschung durch Nestle 
stellt, mit dem Verkauf die Begründung eines markt- 
beherrschenden Duopols zu erwarten ist. Wie bisher 
berücksichtigt die Kommission bei ihrer Beurteilung 
vor allem die Marktanteile der beteiligten Unterneh- 
men, die Stärke ihrer Konkurrenten, die Macht großer 
Nachfrager sowie das Bestehen von potentiellem 
Wettbewerb. Bei der Beurteilung kollektiver Markt- 
beherrschung werden diese Kriterien nicht nur zur 
Prüfung herangezogen, ob der Spielraum des Oligo- 
pols als ausreiche^nd kontrolliert angesehen werden 
karm, sondern auch zur Feststellung, ob der Wettbe- 
werb innerhalb des Oligopols erheblich behindert 
ist. 

Auf dem französischen Brunnenwassermarkt entfie- 
len ca. 80% der Marktanteile auf die drei größten 
Anbieter. Perrier führte mit ca. 40% der Anteüe, es 
folgten Nestle und BSN mit jeweils etwa 20%. Die 
restlichen Anteile entfielen auf eine größere Zahl von 
kleinen, lokalen Anbietern. Durch den Zusammen- 
schluß von Nestle und Perrier ohne Verkauf von 
Volvic hätte Nestle einen Marktanteil von ca. 60% 
erreicht. Wäre der Verkauf zustande gekommen, 
hielte Nestle einen Marktanteil von rd. 48 %, BSN von 
ca. 32%. Weder Wettbewerber noch Nachfrager 
waren nach Auffassung der Kommission in der Lage, 
den Verhaltensspielraum der führenden Anbieter in 
ausreichendem Maße einzuschränken. Lokale Anbie- 
ter müßten mit gravierenden strukturellen Nachteilen 
kämpfen, Einzelhandelsuntemehmen hingen in er- 
heblichem Maße von der Belieferung nüt bekannten 
Markenartikeln ab. Darüber hinaus stellt die Europäi- 
sche Kommission auf dem relevanten Markt keinen 
den Preisfestsetzungsspielraum wirklich einengen- 
den potentiellen Wettbewerb fest. Es handele sich um 
einen nur noch sehr langsam wachsenden Markt, der 
auch hinsichtlich der Zahl der Marken und der Pro- 
duktpalette als gesättigt angesehen werden müsse. 
Zentrale Marktzutrittsschranke aber bildet nach Mei- 
nung der Kommission das Renommee der etablierten 
Marken der drei landesweiten Anbieter, das diesen 
einen angestammten Vorteil gegenüber jedem loka- 
len Anbieter oder Newcomer sichere. Die jahrelang 
erfolgte und auch für die Zukunft zu erwartende 
Investition erheblicher Summen in die Werbung führe 
zu einer niedrigen Nachfrageelastizität und damit zu 
einer erheblichen Marktzutrittsbarriere für potentielle 
Wettbewerber. 

597. Aus diesen Gründen bejaht die Kommission die 
Begründung einer marktbeherrschenden Stellung der 
neuen Unternehmens einheit für den Fall, daß die 
Mineralwasserquelle Volvic nicht an BSN verkauft 
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werden sollte. Der Marktanteil von Nestle wäre mit 
60% um mehr als das Doppelte höher als der des 
nächstfolgenden Wettbewerbers. Die vorhandenen 
Brunnenkapazitäten überträfen die des nächsten Kon- 
kurrenten um ein Vielfaches imd überschritten das 
Volumen des gesamten Quell- und Brunnenwasser- 
marktes in Frankreich. Für den Verhaltensspielraum 
einschränkende Nachfragemacht imd potentiellen 
Wettbewerb gebe es keine Anzeichen. 

Für den Fall des Verkaufs der Mineralwasserquelle 
Volvic bestreitet die Europäische Kommission das 
Vorliegen von Binnenwettbewerb zwischen den bei- 
den verbleibenden großen Anbietern Nestle imd BSN. 
Nach Ansicht der Kommission handelte es sich bereits 
vor dem Zusammenschluß um einen Markt mit starker 
Konzentration und erheblich geschwächtem Preis- 
wettbewerb, Schon zum jetzigen Zeitpunkt sei ein 
hohes Maß an Markttransparenz erreicht, da die 
Einzelhandelspreise anhand von Statistiken und 
Listenpreisen leicht ermittelbar seien; zudem hätten 
die betroffenen Unternehmen ein System des regel- 
mäßigen Informationsaustauschs eingeführt. Die Aus- 
schaltung des bisherigen Wettbewerbers Perrier mit 
dessen bedeutenden Kapazitätsreserven und be- 
trächtlichem Verkaufs Volumen und der damit einher- 
gehenden Reduzierung von drei auf zwei Anbieter 
würde paralleles Marktverhalten weitergehend er- 
leichtern. Die Kommission argumentiert außerdem 
mit der Ähnlichkeit der Kostenstrukturen der beiden 
verbleibenden landesweiten Anbieter. Da unter die- 
sen Umständen aggressives Wettbewerbsverhalten 
beiden Konkurrenten nur schaden würde, hält die 
Kommission die Durchführung entsprechender Maß- 
nahmen für nicht realistisch. Schließlich weist sie 
darauf hin, daß die Produktionstechnologie ausgereift 
ist und Forschung und Entwicklung nur untergeord- 
nete Bedeutung erlangen. Aus der gleichgewichtigen 
Wettbewerbsstruktur und den weiteren oben genann- 
ten Bedingimgen schließt die Kommission auf eine 
wechselseitige Abhängigkeit von Nestle und BSN, die 
ein starkes gemeinsames Interesse an einer Gewinn- 
maximierung durch wettbewerbsfeindliches paralle- 
les Verhalten schaffen würde. Sie folgert daraus die 
Begründung einer duopolistischen Marktbeherr- 
schung. 

598 . Die Monopolkommission begrüßt die Entschei- 
dung der Europäischen Kommission, die Fusionskon- 
troUverordnung auch auf Fälle kollektiver Marktbe- 
herrschung anzuwenden. Nur so kann die Fusions- 
kontroUverordnung ihrer Aufgabe gerecht werden, 
eine als zentral empfundene Lücke in der europäi- 
schen Wettbewerbspolitik zu schließen. Das europäi- 
sche Fusionskontrollrecht müßte als unvollständig 
angesehen werden, würde es ausschließlich marktbe- 
herrschende Stellungen von einzelnen Unternehmen 
erfassen. Die Abkehr von der bisherigen Praxis stellt 
nach Auffassung der Monopolkonunission ferner 
einen wichtigen Schritt auf dem Weg der Harmonisie- 
rung von deutschem und europäischem Wettbewerbs- 
recht dar. Um Rechtssicherheit zu gewährleisten, 
bedarf es allerdings der Klärung, welche Umstände 
vorliegen müssen, damit die Europäische Kommission 
überhaupt in die Prüfung kollektiver Marktbeherr- 
schung eintritt, und welche konkreten Beurteilungs- 
kriterien sie einer solchen Prüfung zugrunde legt. 


599 . Anders als das GWB legt die Fusionskontroll- 
ver Ordnung keine Marktanteile fest, bei deren Errei- 
chen das Bestehen einer oligopoli:. tischen Marktbe- 
herrschimg vermutet wird. Auch mit Hilfe der bishe- 
rigen Entscheidungspraxis läßt sich die Frage, ab 
welchen Marktanteilen die Europäische Kommission 
eine explizite Oligopolprüfung vomimmt, nicht ein- 
deutig beantworten. In den Fällen Thom EMIA/^irgin 
Music und HoechstAVacker, in denen die fünf größten 
Unternehmen jeweils ca. 80 % der Marktanteile auf 
sich vereinigten, ging die Kommission auf das Pro- 
blem der kollektiven Marktbeherrschung ein. Eine 
entsprechende Prüfung erfolgte dagegen in den Ver- 
fahren Elf Atochem/Rohm and Haas und CCIE/GTE 
nicht, obwohl die fünf bzw. vier größten Unternehmen 
ca. 90 % der Marktanteile hielten. Ein ähnliches Bild 
zeigt der Vergleich der Zusammenschlußvorhaben 
Rhone- Poulenc/SNIA II und DuPont/ICI. In beiden 
Fällen ergab sich ein Marktanteil der zwei führenden 
Unternehmen von mehr als 60 %, die Prüfung kollek- 
tiver Marktbeherrschung erfolgte jedoch nur in dem 
erstgenannten Verfahren. Unklar ist weiterhin, wel- 
che konkreten Beurteilungskriterien für eine solche 
Prüfung als maßgeblich angesehen werden. Den 
ergangenen Entscheidungen zufolge prüft die Kom- 
mission einerseits, ob wirksamer Außenwettbewerb in 
Form von potentiellen oder aktuellen Wettbewerbern 
sowie starken Nachfragern existiert, und geht ande- 
rerseits der Frage nach, ob zwischen den Oligopoli- 
sten Wettbewerb besteht. Für Binnen Wettbewerb 
sprechen ihrer Auffassung nach unter anderem die 
Heterogenität der relevanten Produkte, das Vorliegen 
dynamischer Märkte mit intensiver Innovationstätig- 
keit sowie die Asymmetrie der Oligopolisten. Dage- 
gen führt die Kommission die Homogenität von Pro- 
dukten, hohe Markttransparenz, Kooperationsverein- 
barungen sowie Gleichgewichtigkeit der Oligopoli- 
sten hinsichtlich Art, Größe, Kostenstruktur und tech- 
nologischer Stärke an. 

600 . Diese Kriterien wendete die Europäische Kom- 
mission auch in dem Verfahren Kali+Salz (K-i-S)/ 
Mitteldeutsche Kali AG (MdK)/Treuhandanst^t an. 
K+S, ein Tochterunternehmen des Chemiekonzems 
BASF, und MdK beabsichtigten, ihre Kali- und Stein- 
salzaktivitäten auf ein Gemeinschaf tsimtemehmen zu 
übertragen. Alleinige Aktionärin der MdK, in der die 
Kali- und Steinsalz aktivitäten der ehemaligen DDR 
zusammengefaßt sind, ist die Treuhandanstalt. Die 
Kommission stellte für den Markt der landwirtschaft- 
lich genutzten Kaliprodukte eine duopolistische 
Marktbeherrschung durch K-i-S/MdK und SCPA auf 
dem Gebiet der Gemeinschaft außerhalb Deutsch- 
lands fest. SCPA ist ein Tochterunternehmen des 
französischen EMC-Konzems, für das bei direkten 
Importen aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft 
ein gesetzliches Monopol für den Vertrieb in Frank- 
reich besteht. Nach dem Zusammenschluß würde sich 
der gemeinsam kontrollierte Absatz auf etwa 60 % der 
Marktanteile belaufen. Das britische Unternehmen 
CPL hält als nächstfolgender Wettbewerber einen 
Anteil von 15%, das übrige Angebot ist zersplittert. 
Nach Auffassung der Kommission sprechen erhebli- 
che Anhaltspunkte dafür, daß zwischen K+S/MdK 
und SCPA kein wirksamer Wettbewerb bestehen 
wird. Der Kali- Markt stelle einen aus gereiften Markt 
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dar, der durch ein weitgehend homogenes Produkt 
und das Fehlen technischer Innovationen gekenn- 
zeichnet sei. Die Kommission weist außerdem auf den 
hohen Transparenzgrad der Marktverhältnisse hin, 
der auf der generellen Verfügbarkeit von Informatio- 
nen über Produktion, Nachfrage, Absatz imd Preise 
beruhe. Schließlich gebe es imgeachtet der Überpro- 
duktion in Deutschland nur einen geringfügigen 
grenzüberschreitenden Handel von Deutschland 
nach Frankreich, der nicht über SCPA kanalisiert sei. 
Auch die sonstigen außergewöhnlich engen Verflech- 
tungen zvrischen K+S imd SCPA erscheinen der 
Kommission bedenklich. Zum einen unterhalten die 
beiden Unternehmen ein Gemeinschaftsunterneh- 
men in Kanada, dessen Kali-Produktion einem Groß- 
teil der gesamten SCPA- Produktion entspreche. 
Obwohl bisher keine Lieferungen in die Gemeinschaft 
erfolgten, werde sich dies in Kürze ändern, da inner- 
halb der nächsten zehn Jahre sämtliche anderen 
Kali-Reserven von SCPA erschöpft sein werden. Zum 
anderen arbeiten K+S imd SCPA in dem Exportkartell 
Kali Export GmbH in Wien zusammen, das den Absatz 
von Kaliprodukten seiner Mitglieder in Länder außer- 
halb der Gemeinschaft koordiniert. Die Kommission 
schließt nicht aus, daß diese Zusammenarbeit auch 
indirekte Rückwirkungen auf das Wettbewerbs - 
verhalten der Kartellmitglieder in der Gemeinschaft 
hat. 

Obwohl sich bereits ein gewisser Bewertungsmaßstab 
herausgebildet hat, zeigt schon die Klage Frankreichs 
gegen die Entscheidung in dem Verfahren K+S/ 
MdK/Treuhandanstalt, daß Meinungsverschieden- 
heiten zumindest bezüglich der Gevhchtung einzel- 
ner Kriterien bestehen. Trotzdem bewertet die Mono- 
polkommission die erweiterte Anwendung der Fu- 
sionskontrollvorschriften aus den oben dargelegten 
Gründen positiv. Unsicherheiten sind für eine Über- 
gangszeit in Kauf zu nehmen, bis sich die Entschei- 
dungspraxis an die veränderte Situation angepaßt und 
gefestigt hat. 


3.4 Kausalität 

601. Auf dem Markt für landwirtschaftlich genutzte 
Kaliprodukte iimerhalb Deutschlands stellte die Euro- 
päische Komnüssion in dem Verfahren K+S/MdK/ 
Treuhandanstalt die Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung fest. Die Kommission vertrat die 
Auffassung, daß sich die Wettbewerbsbedingungen in 
Deutschland gravierend von den Bedingungen inner- 
halb der übrigen Gemeinschaft unterscheiden. Die 
deutschen Unternehmen hätten sich auf die Herstel- 
lung von magnesiumhaltigen Produkten spezialisiert, 
die in der restlichen Gemeinschaft nicht erhältlich 
seien. Langfristige, gewachsene Lieferanten- und 
Kundenbeziehungen sowie hohe Transportkosten bil- 
deten erhebliche Marktzutrittsbarrieren. Ein weiteres 
Importhindemis stelle das Risiko der Liefersicherheit 
und die Einhaltung der Qualitätsstandards dar. In 
Anbetracht des addierten Marktanteils von 98% 
bejahte die Kommission das Vorliegen einer Einzel- 
marktbeherrschimg durch die neue Untemehmens- 
einheit. Weder die geringen Importe, die lediglich 2 % 
der Marktanteile ausmachen, noch die Entwicklung 


der Weltmarktpreise seien geeignet, den entstehen- 
den Verhaltensspielraum einzuschränken. Darauf 
deute auch der Vortrag der beteiligten Unternehmen 
selbst, wonach ein ausländischer Konkurrent bei Aus- 
fall eines deutschen Anbieters aus Gründen der Pro- 
duktqualität, Liefersicherheit und Kundenpflege 
keine Chance hätte, auf dem deutschen Markt Fuß zu 
fassen. 

602. Zu einer Untersagung kam es dennoch nicht, 
weil die Kommission die Kausalität des Zusammen- 
schlusses für die Verschlechterung der Wettbewerbs- 
struktur verneinte. Nach ihrem Verständnis ist ein 
Zusammenschluß dann nicht ursächlich für die Ver- 
schlechterung der Wettbewerbsstruktur, wenn 

— das erworbene Unternehmen ohne die Übernahme 
durch ein anderes Unternehmen kurzfristig aus 
dem Markt ausscheiden würde, 

— die Marktposition des erworbenen Unternehmens 
im Falle seines Ausscheidens aus dem Markt dem 
erwerbenden Unternehmen Zuwachsen würde, 

— es keine weniger wettbewerbsschädlichen Er- 
werbsaltemativen gibt. 

Die Kommission sieht diese drei Voraussetzungen im 
vorliegenden Fall als erfüllt an. Sie rechnet mit einer 
Stillegung von MdK in naher Zukunft, selbst wenn ein 
sofortiges Ausscheiden aus dem Markt aus sozial-, 
regional- oder allgemeinpolitischen Erwägungen 
nicht zu erwarten sei. Ohne Verlustabdeckung durch 
die Treuhandanstalt könne MdK, die sich aufgrund 
veralteter betrieblicher Strukturen, fehlenden Ver- 
triebssystems und des Wegbruchs der osteuropäi- 
schen Absatzmärkte in einer wirtschaftlich außeror- 
dentlich kritischen Lage befinde, nicht fortgeführt 
werden. Dies gelte auch für den Fall, daß dem 
Unternehmen die gleichen Finanzmittel zu Sanie- 
rungszwecken zur Verfügung gestellt würden, wie sie 
im Rahmen des beabsichtigten Zusammenschlusses 
vorgesehen sind. Ohne die Übernahme durch einen 
privaten industriellen Partner mit der notwendigen 
Managementerfahnmg und unter Realisierung von 
Synergie eff ekten sei eine langfristige Saiüerung der 
MdK nicht möglich. Die Kommission geht weiter 
davon aus, daß die Marktposition von MdK bei deren 
Ausscheiden an K+S fallen würde. Sie begründet dies 
mit der Fähigkeit von K+S, ihre Kali-Produktion ohne 
Aufwand zu erhöhen, sowie mit den hohen Marktzu- 
trittsbarrieren für ausländische Konkurrenten. Dies 
gelte ebenfalls hinsichtlich des Spezialmarkts für 
Magnesiumprodukte, auf dem im wesentlichen nur 
K+S und MdK tätig sind. Letztlich hält es die Kommis- 
sion für erwiesen, daß ein Erwerb der MdK insgesamt 
oder eines wesentlichen Teils der MdK durch sonstige 
Unternehmen ausgeschlossen werden könne. Nach 
den Erkenntnissen der Kommission hatte sich die 
Treuhandanstalt mit Nachdruck darum bemüht, mög- 
lichst viele Unternehmen für einen Erwerb der MdK 
zu interessieren. Trotz grundsätzlicher Präferenz für 
eine Gesamtprivatisierung zeigte die Treuhandan- 
stalt auch die Bereitschaft, auf sinnvolle Privatisie- 
rungsansätze bezüglich wesentlicher Teüe der MdK 
einzugehen. Gleichwohl ist es nicht gelungen, von 
einem anderen Unternehmen als K+S ein konkretes 
Angebot zu erhalten. Das Angebot der Firma Peine, 
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das Werk Bischofferode zu übernehmen, könne nicht 
als alternative Erwerbsmöglichkeit im Rahmen des 
Einwands fehlender Kausalität angesehen werden. 
Eine alternative Teilveräußerung muß nach Auffas- 
sung der Kommission zwar dann realisiert werden, 
wenn dadurch die Wettbewerbsbeschränkung gemin- 
dert wird. Die Treuhandanstalt sei jedoch nicht ver- 
pflichtet gewesen, das Angebot der Firma Peine 
anstelle der vorgesehenen Fusion K+S/MdK zu 
akzeptieren. Bei Durchführung des Peine-Konzepts 
würden im Vergleich zur beabsichtigten Fusion nur 
18% der Arbeitsplätze und deutlich unter 20% der 
Umsatzerlöse erhalten bleiben. Ein alternativer 
Erwerbs Vorschlag müsse zwar auch dann angenom- 
men werden, wenn er nach Art und Umfang nicht mit 
der angestrebten Fusion identisch sei. Dies gelte aber 
dann nicht mehr, wenn wie hier ein krasses Mißver- 
hältnis zwischen den Alternativen bestehe. 

603. Die Monopolkommission hat bereits früher f est- 
gestellt53), daß der Erwerb eines sanierungsbedürfti- 
gen Unternehmens durch den Marktbeherrscher 
unter bestimmten Bedingimgen hinzimehmen ist. 
Zwar entfällt der Kausalzusammenhang zwischen 
Zusammenschluß und Verstärkimg einer marktbe- 
herrschenden Position nicht schon dadurch, daß das 
saiuenmgsbedürftige Unternehmen im Fall der 
Untersagimg aus dem Markt ausscheidet. Seine 
Marktanteile fallen in dieser Situation nämlich nicht 
automatisch dem potentiellen Erwerber zu, sondern 
würden sich auf alle, mindestens aber mehrere der 
verbleibenden Wettbewerber verteilen. Etwas ande- 
res gilt jedoch dann, wenn wie hier die am Zusam- 
menschluß beteiligten Unternehmen im wesentlichen 
die einzigen Anbieter sind imd sich die Wettbewerbs- 
struktur im Vergleich zu einer Konkurslösung nicht 
zusätzlich verschlechtert. 


3.5 Änderungsverpflichtungen gemäß Artikel 8 
Abs. 2 FusKontrVO 

604. Gemäß Artikel 8 Abs. 2 FusKontrVO kann die 
Europäische Kommission einen Zusammenschluß 
auch dann für mit dem Gemeinsamen Markt verein- 
bar erklären, wenn zimächst aufgetretene ernsthafte 
Bedenken durch Ändenmgen des Zusammenschlus- 
ses, zu denen sich die beteiligten Unternehmen ver- 
pflichten, ausgeräumt werden. Die insoweit zu beob- 
achtende Praxis der Kommission läßt nach Ansicht der 
Monopolkommission Zweifel an ihrer Eignimg auf- 
kommen, Entstehung oder Verstärkung einer markt- 
beherrschenden Position zu verhindern. 

605. Anlaß zur Kritik gibt die Zusagenvereinbanmg 
in dem bereits dargestellten Verfahren Nestle/Perrier. 
Um einem dritten starken Wettbewerber mit ange- 
messenen Ressourcen den Marktzutritt zu ermögli- 
chen, soll Nestle einem solchen Wettbewerber sowohl 
Marken als auch ausreichende Kapazitäten zum 
Abfüllen von Wasser verkaufen, damit dieser über 
eine Kapazität von mindestens 3 Mio. 1 Wasser pro 
Jahr verfügen kann. Die Europäische Kommission 
behält sich das Recht vor, den Erwerber zu billigen, 


53) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 591. 


der über ausreichende Finanzmittel sowie Erfahrun- 
gen und Kenntnisse im Bereich der Markengetränke 
und -lebensmittel verfügen muß. Die Kommission 
betont, daß der Erwerber auf dem relevanten Markt 
über eine Kapazität verfügen würde, die rund 20 % 
der Gesamtkapazität der bisherigen drei großen 
Anbieter und über 50 % der gegenwärtigen Gesamt- 
nachfrage entspricht. Obwohl die Verkäufe der über- 
tragenen Marken zur Zeit noch gering seien, schätzt 
die Kommission deren Entwicklungspotential als sehr 
hoch ein, zumal einige gut eingeführte Marken den 
Zugang zu Einzelhandelsuntemehmen eröffnen. Die 
Europäische Kommission gibt sich überzeugt, daß bei 
rascher Erschließung der übernommenen Marken 
und Brunnen die erworbenen Kapazitäten ausreichen, 
um eine neue Untemehmenseinheit entstehen zu 
lassen, die der Marktmacht von Nestle und BSN 
entgegen treten imd daher deren gemeinsame beherr- 
schende Stellung verhindern könnte. 

606. Die Vereinbarung beinhaltet eine Veräuße- 
rungszusage imd ist als strukturelle Maßnahme 
grundsätzlich geeignet, die Marktbeherrschimg 
durch Nestle imd BSN zu verhindern. Bedenklich 
erscheint der Monopolkommission jedoch, daß die 
Europäische Kommission innerhalb ihrer Entschei- 
dung den Maßstab für die Beurteilung der Wettbe- 
werbssituation ändert. Während sie bei Überprüfung 
der marktbeherrschenden Situation der beteiligten 
Unternehmen auf die aktuellen Marktanteilsdaten 
abstellt, zieht sie bei Betrachtung der vorgeschlage- 
nen Zusagen die Kapazitäten der Wasserhersteller als 
maßgebliches Kriterium heran. Die Kommission läßt 
unerwähnt, daß der Verkauf der Quellen mit einem 
aktuellen Marktanteil von 8% die führende Markt- 
stellung der Duopolisten mit weiterhin 72% der 
Marktanteile zum gegenwärtigen Zeitpunkt unbe- 
rührt läßt. Entgegen der Auffassung der Europäischen 
Kommission kann der Existenz freier Kapazitäten im 
vorliegenden Fall nicht derselbe Indizwert wie aktu- 
ellen Marktanteilen zugesprochen werden. Freie 
Kapazitäten sind zwar Voraussetzung dafür, Wettbe- 
werb betreiben zu können; es erscheint aber verfehlt, 
sie wie potentielle Marktanteile zu bewerten, die 
jederzeit und kurzfristig durch Ausweitung der Pro- 
duktion in aktuelle Marktanteile Umschlägen können. 
Eine solche Bewertung wäre nur hinsichtlich homoge- 
ner Güter, bei denen es dem Konsumenten gerade 
nicht auf Marke, Anbieter etc. ankommt, folgerichtig. 
Die Europäische Kommission stellt jedoch mehrfach 
fest, daß der relevante Markt nicht homogen sei, 
sondern in erheblichem Ausmaß von dem Renommee 
bekannter Marken bestimmt werde. Sie widerspricht 
sich selbst, wenn sie im ersten Teü ihrer Entscheidung 
potentiellem Wettbewerb mit Hinweis auf die beson- 
dere Markentreue der Endverbraucher keine Chance 
einräumt, im Rahmen der Zusagenvereinbarungen 
aber reine Kapazitäten wenig etablierter Marken als 
Gegengewicht zu der gemeinsamen Marktbeherr- 
schung von Nestle und BSN ausreichen läßt. 

607. Im April 1992 meldete das US-amerikanische 
Unternehmen DuPont sein Vorhaben an, das gesamte 
internationale Nylonfasergeschäft von ICI zu erwer- 
ben. Nachdem die Europäische Kommission eine 
Entscheidung gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c Fus- 
KontrVO getroffen imd ihre Bedenken auch im Haupt- 


289 




Drucksache 12/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


verfahren über längere Zeit aufrechterhalten hatte, 
gelang es DuPont schließlich, die auf getretenen Zwei- 
fel durch eine Reihe von Zusagen zu zerstreuen. 

Die Kommission geht in ihrer Entscheidung nach 
Artikel 8 Abs. 2 FusKontrVO von dem sachlich rele- 
vanten Markt für Nylonfasem zur Herstellung von 
Bodenbelägen aus. Sonstige Fasern wie Polypropylen, 
Wolle und Acryl, die ebenfalls der Herstellung von 
Teppichen dienen, sind ihrer Ansicht nach nicht 
einzubeziehen. Gegen ihre Substituierbarkeit wendet 
die Kommission zum einen abweichende physikali- 
sche Eigenschaften wie Färbbarkeit, Oberfläctienver- 
änderung und Verschleißwiderstand, zum anderen 
erhebliche Preisunterschiede ein. Als räumlich rele- 
vant bezeichnet die Kommission den Markt der 
Gemeinschaft, da Teppichhersteller und Faserprodu- 
zenten auf dem gesamten Gebiet der Europäischen 
Gemeinschaft kaufen und verkaufen. Gegen die 
Abgrenzung eines noch größeren Marktes spricht sie 
sich wegen nur geringfügiger Im- und Exporte aus. 

Die Kommission sieht den Wettbewerb, der ihrer 
Ansicht nach zum gegenwärtigen Zeitpunkt sowohl 
hinsichtlich der Preise als auch der Qualität und 
Innovation gegeben ist, als gefährdet an. Durch den 
Zusammenschluß würde sich der Marktanteil von 
DuPont auf etwa 43 % erhöhen; damit wäre er etwa 
doppelt so hoch wie der Anteil des nächstfolgenden 
Konkurrenten. Diesen Vorspnmg beurteilt die Kom- 
mission auch deshalb als erheblich, weil DuPont und 
ICI sogenannte integrierte Faserhersteller sind. Außer 
ihnen ist nur noch ein Anbieter auf allen drei Produk- 
tionsstufen tätig, die zur Herstellung von Nylonfasem 
nötig sind. Besondere Aufmerksamkeit schenkt die 
Kommission der führenden Rolle von DuPont und ICI 
auf dem Gebiet der technischen Entwicklung. Beide 
Unternehmen verfügen über herausragende For- 
schungs- und Entwicklungsaktivitäten, die ständige 
Innovation und Produktdifferenzierung ermöglichen. 
Gerade diese erscheinen der Kommission durch den 
Zusammenschluß gefährdet. Sie hält weder aktuelle 
Wettbewerber noch Nachfrager für fähig, den hier 
entstehenden Verhaltensspielraum der neuen Unter- 
nehmenseinheit ausreichend zu kontrollieren. Stärk- 
ster Konkurrent ist ein von Rhone -Poulenc und SNIA 
gegründetes Gemeinschaftsunternehmen, das zwar 
ebenfalls voll integriert ist, jedoch eine geringere 
Produktpalette und nur begrenzte Forschungs- und 
Entwicklungskapazitäten aufweise. Nach den Er- 
kenntnissen der Kommission kann selbst die Gesamt- 
heit der Wettbewerber nicht alle Produkte von DuPont 
und ICI herstellen. Auf der Nachfragerseite verfügen 
nur zwei Teppichhersteller über eine eigene Nylon- 
faserproduktion. Obwohl die Kommission mittel- bis 
langfristig nicht ausschließen will, daß andere Tep- 
pichproduzenten diesem Beispiel folgen, sind ihr 
gegenwärtig keine derartigen Pläne bekannt. Eine 
spürbare, allerdings nicht ausreichende Einschrän- 
kung des Verhaltensspielraums beruht nach Auffas- 
simg der Kommission allein auf der Möglichkeit der 
Teppichhersteller zum Lieferantenwechsel und dem 
Wettbewerbsdruck von Polypropylen-Teppichen auf 
der Einzelhandelsebene. 

608 . Erst die von DuPont angebotenen Zusagen 
räumen die Bedenken der Europäischen Kommission 


aus. DuPont verpflichtet sich im wesentlichen, einem 
Dritten das Warenzeichen „Timbrelle" von ICI exklu- 
siv zu lizenzieren oder zu übertragen. Außerdem soll 
DuPont eine Produktionskapazität von 12 Kilotonnen 
aus ICIs Nylonfaserproduktion an diesen Dritten über- 
tragen. Schließlich wird ihm eine Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtung zur Verfügung gestellt, de- 
ren Personal wenigstens zur Hälfte aus ICI-Angestell- 
ten bestehen soll. Zu diesem Zweck verpflichtet sich 
DuPont, alle zumutbaren Schritte zu unternehmen, 
um entsprechend qualifiziertes Personal zu dem nöti- 
gen Beschäftigimgs Wechsel zu ermutigen. Es steht 
darüber hinaus fest, daß der Dritte ein Anbieter von 
Nylonfasem sein muß und kein Teppichhersteller sein 
darf. Die Erfüllung dieser Zusagen wird dem Dritten 
nach Überzeugung der Kommission umgehend die 
Möglichkeit eröffnen, ICI als Anbieter von Fasern 
höherer Qualität teilweise zu ersetzen. Durch die 
Übertragung der Forschungs- und Entwicklimgska- 
pazität könne diese Position auch in Zukunft aufrecht- 
erhalten werden. Angesichts der erheblichen Verbes- 
serung der Wettbewerbsfähigkeit der dritten Partei, 
insbesondere im Hinblick auf Produktpalette und 
künftige Produktentwicklung, läßt die Kommission 
ihre Einwendungen gegen den Zusammenschluß fal- 
len. 

609 - Nach Ansicht der Monopolkommission tendiert 
ein wesentlicher Teil dieser Zusagenvereinbarung in 
den Bereich der Verhaltenskontrolle. Das europäische 
Fusionskontrollrecht kennt zwar kein ausdrückliches 
Verbot von Verhaltenszusagen, dennoch dürfen 
Schwierigkeiten und Aufwand, die mit der Überprü- 
fung der Einhaltung solcher Zusagen verbunden sind, 
nicht unterschätzt werden. Wie bereits in vorangegan- 
genen Gutachten 54) für die deutsche Praxis, regt die 
Monopolkommission deshalb auch hinsichtlich der 
europäischen Fusionskontrolle die verstärkte Entge- 
gennahme von strukturellen Zusagen an. Im vorlie- 
genden Fall fehlt es darüber hinaus an grundsätzli- 
cher Eignung und konkreter Angemessenheit, die 
jede Zusage — sei sie auf Veräußerung oder auf ein 
sonstiges Verhalten gerichtet — charakterisieren soD- 
ten. So ist bei einem Gesamtvolumen von rund 240 
Kilotonnen Nylonfasem im Jahr 1990 fraglich, ob die 
Übertragung von nur 12 Kilo tonnen Produktionskapa- 
zität genügen kann, um einen Konkurrenten erheb- 
lich zu stärken. Dies wird um so mehr in Frage gestellt, 
als es DuPont durch seine Aufsicht über die Produkti- 
onsanlagen möglich ist, Einblick in wettbewerbser- 
hebliches Verhalten seines Konkurrenten zu nehmen. 
Die Stärkung eines Wettbewerbers setzt in der Tat die 
Verfügimgsgewalt über Forschungs- und Entwick- 
lungseinrichtungen voraus, darüber hinaus aber auch 
Know-how und qualifiziertes Personal. Während über 
den Zugang zu Know-how überhaupt keine Verein- 
barung getroffen wird, muß die Zusage über die 
Ausstattung der Einrichtung mit früherem ICI- Perso- 
nal als kaum durchführbar angesehen werden. Zum 
einen erscheint die Annahme wenig realistisch, 
DuPont werde gerade sein bestes und qualifiziertestes 
Personal einem Konkurrenten zur Verfügimg stellen. 


54) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 552; dies., Hauptgutachten 1986/1987, a.a.O., 
Tz. 402 ff. 
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zum anderen fehlt dem Unternehmen jede Möglich- 
keit, einzelne oder eine Mehrheit seiner Angestellten 
zu der Arbeitsaufnahme bei diesem Konkurrenten zu 
zwingen. Selbst in Verbindung mit der Warenzei- 
chenübertragung bleibt zweifelhaft, ob die Gesamt- 
heit der eingegangenen Verpflichtungen ausreicht, 
den festgestellten Verhaltensspielraum von DuPont 
ernsthaft und auf Dauer zu beschränken. 

61 0 . Als problematisch sind auch die in dem Verfah- 
ren K+S/MdK/Treuhandanstalt im Hinblick auf land- 
wirtschaftlich genutzte Kaliprodukte auf dem Markt 
der Gemeinschaft außerhalb Deutschlands vereinbar- 
ten Zusagen anzusehen. Darin verpflichten sich die 
beteiligten Unternehmen, aus dem ExportkarteU Kali 
Export GmbH auszuscheiden sowie die Vertriebsbe- 
ziehungen mit SCPA auf dem französischen Markt zu 
beenden und ein eigenes Vertriebsnetz aufzubauen. 
Schließlich soU das kanadische Gemeinschaftsunter- 
nehmen so umstrukturiert werden, daß die Partner 
jeweils unabhängig voneinander über den ihnen 
zustehenden Teil der Kaliproduktion verfügen kön- 
nen, Die bereits oben dargestellten Bedenken gegen- 
über Verhaltenszusagen und vergleichbaren Verein- 
banmgen gelten unverändert fort. Diese Bedenken 
werden durch den vorliegenden Fall noch verstärkt. 
Die Kommission hat bezüglich der Umstrukturierung 
des Gemeinschaftsunternehmens in Kanada davon 
abgesehen, die Zusage zum Gegenstand einer förmli- 
chen Auflage zu machen. Sie begnügt sich damit, die 
Vereinbarung zur Kenntnis zu nehmen und geht 
davon aus, daß K+S nach besten Kräften auf ihre 
Erfüllung hinwirken werde. Ihr Vorgehen begründet 
die Kommission mit dem Umstand, daß der Partner 
SCPA des Gemeinschaftsunternehmens nicht Partei 
des FusionskontroUverfahrens ist. Diese Argumenta- 
tion erscheint um so erstaunlicher, als sie bei ver- 
gleichbaren Zusagenregelungen in anderen Fällen 
keine Rolle spielte. So mißt die Kommission etwa in 
dem Verfahren DuPont/ICI dem Verhalten unbeteilig- 
ter Dritter ganz erhebliche Bedeutung zu, ohne ent- 
sprechende Bedenken zu äußern. Sind diese aber — 
wie hier unterstellt — berechtigt, wäre es konsequent 
gewesen, auf einer Zusage zu bestehen, deren Erfül- 
lung allein von dem Verhalten der beteiligten Unter- 
nehmen abhängt. Die Kommission weist zwar auf das 
zur Zeit anhängige Verfahren nach Artikel 85 EG- 
Vertrag hin, das die Anmeldung des Gemeinschafts- 
unternehmens zum Inhalt hat. Der Vorschlag der 
Kommission, bei Scheitern einer einvemehmlichen 
Regelung zwischen K+S und SCPA diesem Verfahren 
die Lösung des Wettbewerbsproblems zu überlassen, 
erscheint jedoch wenig hilfreich. Das Verfahren nach 
Artikel 85 EG-Vertrag, dessen Ausgang sowohl im 
Ergebnis als auch von der Zeitdauer her ungewiß ist, 
stellt ein selbständiges und von der Fusionskontrolle 
völhg unabhängiges Verfahren dar. 

611 . In jüngster Zeit hat die Europäische Kommis- 
sion in zwei Fällen Zusagen, die nicht nur Randberei- 
che des jeweiligen Zusammenschlusses betrafen, 
bereits in der ersten Prüfungsphase entgegengenom- 
men. Weil die beteiligten Unternehmen mit ihren 
Vorhaben schon sehr früh auf Bedenken gestoßen 
waren, hatten sie ihre Anmeldungen zurückgenom- 
men und wenig später in modifizierter Form erneut 
vorgelegt. Sie hatten die ursprünglichen Zusammen- 


schlußvorhaben mit bestimmten Verhaltensweisen 
und Veräußenmgsabsichten, die materiell Zusagen- 
vereinbanmgen gleichkamen, angereichert. In dem 
Verfahren Procter & Gamble/Schickedanz leitete die 
Europäische Kommission nur auf intensives Drängen 
von fünf Mitgliedstaaten und drei Wettbewerbern das 
Hauptprüf ungs verfahren gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c 
FusKontrVO ein. Das Zusammenschlußvorhaben Uni- 
lever/Ortiz Miko, das den sachlichen Markt für Tief- 
kühlkost und Eiscreme betraf, erklärte die Kommis- 
sion dagegen schon in der kurzen Einmonatsfrist 
gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. b FusKontrVO für mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar. Die Neuanmeldung 
sah neben dem ursprünglichen Plan Unilevers, die 
Mehrheit an dem Unternehmen Safral zu erwerben, 
die Übertragimg des auf dem deutschen Markt tätigen 
Unternehmens Wamcke an einen Treuhänder mit 
dem Ziel der späteren Veräußerung vor. Dieses Vor- 
haben wird in den Entscheidungsgründen nur noch 
einmal — bei der Abgrenzung des räumhch relevan- 
ten Marktes — kurz erwähnt. 

61 2 . Die Monopolkommission gibt zu bedenken, daß 
die Verfahrenseinleitung gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c 
FusKontrVO gerade für die Zusammenschlußvorha- 
ben vorgesehen wurde, die Anlaß zu ernsthaften 
Zweifeln hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem 
Gemeinsamen Markt geben. Die Viermonatsfrist des 
Hauptverfahrens soU den zuständigen Behörden die 
Möglichkeit eröffnen, ausreichende Ermittlungen 
anzusteUen. In der Regel werden erst die dadurch 
gewonnenen Informationen und Erkenntnisse die 
Europäische Kommission in die Lage versetzen, ernst- 
hafte Bedenken zu erkennen und geeignete Zusagen- 
vereinbanmgen zu treffen. Auch die in der Fusions- 
kontrollverordnung vorgesehenen Mitwirkungsrechte 
von Institutionen und Personen dienen dazu, die 
Richtigkeit der Entscheidungen sicherzustellen. Nach 
Auffassung der Monopolkommission wird die Aus- 
übimg solcher Rechte durch die Entgegennahme von 
Zusagen in der ersten Prüfungsphase verhindert bzw. 
erschwert. Das Recht auf Anhörung nach Artikel 18 
Abs. 4 Satz 2 FusKontrVO für Dritte, die ein hinrei- 
chendes Interesse an einem Zusammenschlußvorha- 
ben darlegen, und nach Artikel 19 Abs. 3 FusKontrVO 
für den Beratenden Ausschuß entsteht erst mit der 
Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c 
FusKontrVO, kann also in der ersten Prüfungsphase 
nicht ausgeübt werden. Die zuständigen nationalen 
Behörden haben zwar in jedem Verfahrensstadium 
das Recht auf Information und Abgabe einer Stellimg- 
nahme gemäß Artikel 19 Abs. 1 und 2 FusKontrVO. 
Die Praxis, relevante Informationen zu Fragen wie 
sachlicher Marktabgrenzung, Marktbeherrschung 
und Geeignetheit der Zusagen nicht zu übermitteln, 
weil diese Probleme aufgnmd von Zusagenregelun- 
gen im Vorfeld bereits als gelöst angesehen werden, 
untergräbt aber auch die Wirkung dieses Rechts. 
Darüber hinaus leidet der Gnmdsatz der Transparenz, 
weil die Europäische Kommission auch in der Ent- 
scheidungsbegründung nicht mehr auf ihre ursprüng- 
lichen Bedenken eingeht. Die Monopolkommission 
räumt ein, daß ein rascher Verfahrensabschluß dem 
Interesse der beteiligten Unternehmen entgegen- 
kommt und in der Mehrheit der Fälle sachgerecht ist. 
Der Zeitfaktor sollte jedoch nicht auf Kosten von 
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Mitwirkungsrechten Dritter und zu Lasten der Ent- 
scheidungstransparenz überbewertet werden, wenn 
Kembereiche eines Zusammenschlusses gravierende 
Bedenken hervorrufen. 


3.6 Verweisungsverfahren gemäß Artikel 9 
FusKontiVO 

613. Seit Inkrafttreten der FusionskontroUverord- 
nung wurden sechs Anträge auf Verweisung gestellt. 
In dem Verfahren Alcatel/ AEG Kabel traf die Europäi- 
sche Kommission eine Entscheidimg nach Artikel 6 
Abs. 1 lit. b FusKontrVO, in den Fällen Varta/Bosch, 
Mannesmaim/Hoesch und Siemens/Philips sah die 
Kommission Anlaß zu ernsthaften Bedenken und 
eröffnete gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. c FusKontrVO das 
Verfahren. In den Fällen Steetley/Tarmac imd McCor- 
mick/CPC/Rabobank/Ostmaim wurde den Anträgen 
auf Verweisimg — jedenfalls zum Teil — stattgege- 
ben. 

614. Die Europäische Kommission verwies Teile des 
Verfahrens Steetley/Tarmac an die britische Monopo- 
lies and Mergers Commission. Die beiden britischen 
Unternehmen Steetley Plc. und Tarmac Plc. beabsich- 
tigten die Gründimg eines Gemeinschaftsimtemeh- 
mens, in welches sie ihre gesamten Geschäftsbereiche 
„Baustoffe" einbringen wollten. Das Gemeinschaf ts- 
imtemehmen sollte von den beiden Gründerunter- 
nehmen mit gleichen Kapital- imd Stimmrechtsantei- 
len kontrolliert werden. Die Unternehmen Steetley 
und Tarmac planten, sich in der Folgezeit völlig aus 
den übertragenen Geschäftsbereichen zurückzuzie- 
hen und selbst nicht mehr am Markt aufzutreten. 

Soweit von dem Vorhaben Herstellung und Vertrieb 
von Lehm, Steinplatten, Betonsteinen imd sonstigen 
Betonprodukten betroffen waren, erklärte die Euro- 
päische Kommission das Vorhaben nach Artikel 6 
Abs. 1 Buchst, b FusKontrVO mit dem Gemeinsamen 
Markt für vereinbar. Hinsichtlich Backsteinen und 
Tonziegeln folgte sie dem Antrag des britischen 
Department of Trade and Industry und wies das 
Verfahren der britischen Kartellbehörde zu. Nach den 
Erkenntnissen der Europäischen Kommission existie- 
ren für Backsteine verschiedene lokale Märkte. Sie 
folgte insoweit nicht den Ausführungen der beteilig- 
ten Unternehmen, die einen einheitlichen nationalen 
Markt zugrunde gelegt hatten. Auch die Kommission 
stellte zwar landesweite Warenströme fest, hielt diese 
aber für eine zeitlich begrenzte Ausnahmeerschei- 
nung, die auf einen vorübergehenden Rückgang der 
Bautätigkeit in Großbritannien und somit entstande- 
nen Überkapazitäten beruhte. Backsteine würden 
grundsätzlich nur in einem Bereich von ca. 70 Meilen 
im Umkreis um die jeweilige Produktionsstätte ver- 
trieben, Wegen der hohen Transportkosten dieses 
schweren und sperrigen Gutes sei es für die Unterneh- 
men unwirtschaftlich, über größere Entfemimgen zu 
hefem. Die Kommission rechnete damit, daß bei 
Normalisierung der Marktlage erhöhte Transportko- 
sten nicht mehr in Kauf genommen würden. Den 
Markt für Tonziegel grenzte die Kommission national 
ab. Sie wies darauf hin, daß Tonziegel von den großen 
Anbietern jeweils nur in einer Niederlassung herge- 


stellt und landesweit geliefert würden. Angesichts 
dieser Gegebenheiten zeigte sich die Kommission von 
dem Vorliegen eines gesonderten nationalen Marktes 
im Sinne des Artikel 9 Abs. 7 FusKontrVO überzeugt. 
Eine mögliche Gefährdung des Wettbewerbs könne 
sich nur innerhalb Großbritanniens ergeben, andere 
Gebiete der Gemeinschaft seien von dem Zusammen- 
schluß nicht betroffen. 

615. Der zweite erfolgreiche Antrag nach Artikel 9 
Abs. 2 FusKontrVO betraf das Zusammenschluß- 
vorhaben McCormick/CPC/Rabobank/Ostmann. Das 
Bundeskartellamt hatte einen sachlich relevanten 
Markt für den Vertrieb von Kräutern und Gewürzen 
an den Lebensmittelhandel festgestellt. Von einem 
nationalen Referenzmarkt im Sinne des Artikel 9 
Abs. 7 FuskontrVO sei aufgrund beträchtlicher 
Preisdifferenzen innerhalb des Gebiets der Europäi- 
schen Gemeinschaft sowie des Bestehens erheblicher 
Marktzutrittsschranken in Deutschland auszugehen. 
Deutschland könne wegen größerer Gewinnspannen 
für Handel und Hersteller, besserer Qualität und 
höherer Produktionskosten als Hochpreisland einge- 
stuft werden. Marktzutritte würden durch die grund- 
sätzliche Sättigimg des deutschen Marktes und die 
Notwendigkeit erheblicher Investitionen für den Auf- 
bau eines flächendeckenden Vertriebs- und Service- 
netzes erschwert. Auf der Angebotsseite seien in den 
einzelnen Mitgliedstaaten im wesentlichen andere 
Unternehmen mit hohen Marktanteilen tätig; etwaige 
Überschneidungen seien so unbedeutend, daß hier- 
von keine wettbewerblich relevanten Impulse im 
Hinblick auf einheitliche Wettbewerbsbedingungen 
ausgehen könnten. Letztlich fänden auch die hohen 
Anforderungen der Nachfragerseite, insbesondere 
des Handels, keine Entsprechung in anderen Mit- 
gliedstaaten. Die Europäische Kommission schloß sich 
zwar dieser Einschätzung an, beabsichtigte aber nach 
eigener Aussage, das Verfahren selbst zu führen und 
abzuschließen. Erst als durch Fristablauf eine 
Sachentscheidung nicht mehr möglich war, verwies 
sie den Fall an das Bundeskartellamt. 

616. Die zurückhaltende Handhabung des Artikel 9 
FusKontrVO durch die Europäische Kommission ent- 
spricht ihrer Erklärung zum Ratsprotokoll, in der sie 
auf den Ausnahmecharakter der Verweisungsmög- 
lichkeit sehr deutlich hingewiesen hat. Falls ein ge- 
sonderter Markt einen erheblichen Teil des Gemein- 
samen Marktes darstellt, sollte eine Verweisung nur 
erfolgen, wenn die Wettbewerbsinteressen des betref- 
fenden Mitgliedstaates nicht auf andere Weise hinrei- 
chend geschützt werden könnten. Praktische Auswir- 
kungen zeichneten sich daher von vornherein nur 
bezüglich lokaler — so im Fall Steetley/Tarmac — und 
kleinerer regionaler Märkte ab. Grundsätzlich be- 
grüßt die Monopolkommission die restriktive Hand- 
habung der Verweisimgsmöglichkeit, weü die ein- 
heitliche Anwendung derselben Vorschriften auf 
sämtliche gemeinschaftsweit bedeutsamen Zusam- 
menschlüsse die Rechtssicherheit fördert und zur 
Verfahrenserleichterung für die beteiligten Unterneh- 
men beiträgt. Eine Verweisung sollte deshalb nur 
dann in Betracht gezogen werden, wenn sowohl der 
wirtschaftliche Schwerpunkt eines Zusammenschlus- 
ses als auch das sich daraus ergebende Wettbewerbs- 
problem allein in einem Mitgliedstaat liegen. Nach 
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wie vor befürwortet die Monopolkommission^S) aller- 
dings die Einleitung des Verfahrens nach Artikel 6 
Abs. 1 lit. c FusKontrVO in den Fällen, in denen die 
Europäische Kommission einen Antrag auf Verwei- 
sung ablehnt und das Zusammenschlußvorhaben 
nicht offensichtlich unproblematisch ist. 

617. Gegenwärtig werden die vom Bundeskartell- 
amt angeregten Anträge nach Artikel 9 Abs. 2 Fus- 
KontrVO im Einvernehmen mit dem Bundeswirt- 
schaftsministerium gestellt. Zu Unstimmigkeiten kam 
es in dem Fall K+S/MdK/Treuhandanstalt. Hier ver- 
weigerte das Bimdeswirtschaftsministerium die nö- 
tige Zustimmung und verwies das Bundeskartellamt 
darauf, seine Bedenken im Rahmen einer Stellung- 
nahme nach Artikel 19 Abs. 2 FusKontrVO zu äußern. 
Dieses Vorgehen stieß auf erhebliche Kritik, weil die 
abschließende Entscheidung nicht von einer unab- 
hängigen Wettbewerbsbehörde, sondern durch eine 
politische Instanz getroffen wurde. Die Monopolkom- 
mission regt deshalb ein Vorgehen in Anlehnung an 
das in § 24 Abs. 3 GWB vorgesehene Verfahren an. 
Dies würde dazu beitragen, die Diskussion über 
konkrete Zusammenschlußvorhaben zu versachli- 
chen und aus dem politischen Tagesgeschäft heraus- 
zulösen. Durch die Begrenzung der Abwägimgskrite- 
rien auf Gemeinwohlgründe wie gesamtwirtschaftli- 
che Vorteile imd überragendes Allgemeininteresse 
könnte bereits der Anschein von nicht sachbezogenen 
Zielsetzungen im Rahmen des Verweisungsverfah- 
rens vermieden werden. 


3.7 Fortentwicklung der europäischen 
Fusionskontrolle 

618. In den letzten Jahren häuften sich Stimmen in 
der Öffentlichkeit, die einzelne Entscheidimgen der 
Europäischen Kommission mit der Begründung kriti- 
sierten, sie seien wesentlich von nicht wettbewerbs- 
bezogenen Überlegimgen beeinflußt. Man bezwei- 
felte angesichts des komplexen Entscheidimgsfin- 
dungsprozesses in der Kommission, daß Unabhängig- 
keit von politischen Instanzen imd deren Einflüssen 
gewährleistet sei. Dies führte wiederholt zu Forderun- 
gen nach Errichtimg einer imabhängigen europäi- 
schen Wettbewerbsbehörde. In diesem Zusammen- 
hang plädiert ein Teil der Stimmen für die Beibehal- 
tung des einstufigen Systems, die Gegenmeinung 
schlägt seine Ergänzung durch eine zweite Verfah- 
rensstufe vor. Danach soll das Zusammenschlußvor- 
haben in einem ersten Schritt streng wettbewerbsbe- 
zogen und im Anschluß daran auch unter anderen 
Gesichtspunkten beurteilt werden. 

61 9. Aufgrund der Erfahrungen im Berichtszeitraum 
ist die Monopolkommission zu der Überzeugung 
gelangt, daß Mitgliedstaaten jedenfalls in Einzelfällen 
versuchen, die Entscheidungsfindung mittels sach- 
fremder Erwägimgen zu beeinflussen. In dem Verfah- 
ren Nestle/Perrier etwa stützt der Vergleich zwischen 
den ursprünglichen, fundierten Argumenten der 
Europäischen Kommission und den nur wenig über- 
zeugenden Gründen, weshalb die Zusagen zu einer 


55) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 622. 


anderen Beurteilung führen würden, die These, daß in 
diese Auflagenentscheidimg auch sachfremde, politi- 
sche Überlegungen eingeflossen sind. Zudem wurde 
der Verdacht laut, aus politischen Gründen habe ein 
Kompromiß gefunden werden müssen, um eine Unter- 
sagung vor dem französischen Referendum über den 
Vertrag von Maastricht zu vermeiden. Das Verhalten 
des Bundes Wirtschaftsministeriums in dem Verfahren 
K+S/MdK/Treuhandanstalt läßt nach Auffassimg der 
Monopolkommission ebenfalls den Versuch pohti- 
scher Einflußnahme erkennen. 

620. Die Monopolkommission verkennt nicht, daß 
die Zuständigkeit der Europäischen Kommission — 
einer politischen Instanz — Versuche politischer Ein- 
flußnahme begünstigen kann. Für die Einführung 
eines Europäischen Kartellamtes — einer streng wett- 
bewerbsbezogenen Fachbehörde — sprechen daher 
gute Gründe. Die Besetzung des Kartellamtes mit 
Fachleuten imd die Herauslösung der Entscheidun- 
gen aus dem politischen Tagesgeschäft würden den 
Einfluß der Politik verringern. Die Sachbezogenheit 
der Entscheidungen könnte ihre Akzeptanz fördern. 
Bei Einführung eines zweistufigen Verfahrens würde 
schließlich die Entscheidungstransparenz gestärkt. 
Dennoch hält die Monopolkommission die Errichtung 
eines Europäischen Kartellamtes zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt für nicht empfehlenswert. Die Vorstellung 
einer streng nach wettbewerbspolitischen Kriterien 
entscheidenden Behörde unter Beibehaltung des ein- 
stufigen Systems erscheint der Monopolkommission 
nicht realistisch. Noch ist der Wettbewerbsgedanke in 
der Gemeinschaft insgesamt zu wenig ausgeprägt. 
Fusionskontrolle in Frankreich und Großbritannien 
etwa orientiert sich maßgeblich am „public interest". 
Daher war bisher mit Ausnahme Deutschlands auch 
kein Mitgliedstaat daran interessiert, eine rein wett- 
bewerbsorientierte, unabhängige Behörde zu errich- 
ten. Die Forderung nach einer solchen Behörde 
erscheint deshalb nur durchsetzbar bei gleichzeitiger 
Einführung des zweistufigen Verfahrens. Unter die- 
sen Umständen wiegen nach Auffassung der Mono- 
polkommission die dargestellten Vorteile eines Euro- 
päischen Kartellamtes die zu erwartenden Nachteile 
nicht auf. Es kann nicht geleugnet werden, daß zur 
Zeit politische Einflußnahme stattfindet, sie erfolgt 
aber — da im Gesetz nicht vorgesehen — eher 
vereinzelt; der Fall Procter & Gamble/Schickedanz 
zeigt zudem, daß politische Einflußnahme durch — 
wenn auch massiven — Druck von Wettbewerbern 
und Mitgliedstaaten abgewendet werden kann. Diese 
Situation würde sich nach Ansicht der Monopolkom- 
mission grundlegend ändern, wenn die Europäische 
Kommission gesetzlich zur Anwendung politischer 
Kriterien ermächtigt werden würde. Die Monopol- 
kommission sieht die große Gefahr, daß Entscheidun- 
gen der zweiten Verfahrensstufe nachhaltig politisiert 
und somit die Ergebnisse der rein wettbewerbsbezo- 
genen Prüfung letztlich ausgehebelt werden. Ihrer 
Ansicht nach kann nicht damit gerechnet werden, daß 
die Ermächtigung auf europäischer Ebene ebenso 
restriktiv gehandhabt wird wie die Ministererlaubnis 
in Deutschland. Die Monopolkommission hegt viel- 
mehr die Befürchtung, daß der nicht zuletzt auf 
intensive Bemühungen der Bundesregierung zurück- 
gehende, bedeutende Fortschritt, politische Kriterien 
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von der europäischen Fusionskontrolle femzuhalten, 
zunichte gerdacht würde. 

621 . Die Monopolkommission zieht es deshalb vor, 
Verbesserungen innerhalb des gegenwärtig beste- 
henden Systems anzustreben. Als grundlegendes Ziel 
sieht sie die Stärkung des Wettbewerbsgedankens auf 
europäischer Ebene an. Letztlich kann politische Ein- 
flußnahme nur auf diese Weise nachhedtig verringert 
werden. Nach Ansicht der MonopoLkommission trägt 
die kontinuierliche Beschäftigimg der Europäischen 
Kommission mit Beihilfeentscheidungen, Verfahren 
nach Artikel 85 und 86 EG-Vertrag imd Fragen der 
FusionskontroUe zur Stärkung des Wettbewerbsprin- 
zips bei. Insoweit wäre die Errichtung eines Europäi- 
schen KarteUamtes mit Sitz in Luxemburg möglicher- 
weise kontraproduktiv. Sowohl die sachliche als auch 
die räumliche Entfernung zur Kommission bergen die 
Gefahr der Isolierung von Mitarbeitern der neuen 
Behörde und der von ihnen vertretenen Ideen. Als 
weitere vrichtige Schritte auf dem Weg zu größerer 
Rechtssicherheit sieht die Monopolkommission die 
Vereinheitiichimg der Rechtsanwendimg sovrie die 
verbindliche Klärung von Rechtsfragen an. Aus die- 


sem Grund unterstützt sie die Bemühungen der 
Merger Task Force, Richtlinien zu formellen und 
materiellen Problembereichen der Fusionskontrolle 
zu erarbeiten. Die entstehende Selbstbindimg der 
Verwaltung wird dazu beitragen, Beurteilungs- 
spielräume, die die Möglichkeit politischer Einfluß- 
nahme erleichtern, zu beschränken. Richtlinien ge- 
ben einen Beurteilungsmaßstab vor, von dem 
nicht ohne wesentlichen — wettbewerbsbezogenen 
— Grund abgewichen werden kann. Vor Änderung 
des bestehenden Systems sollten darüber hinaus die 
für die nahe Zukunft zu erwartenden Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofes und des Gerichts 
erster Instanz ab gewartet werden. Bereits jetzt sind 
mehrere Klagen von substantieller Art auf europäi- 
scher Ebene anhängig; mit einer Zunahme von Kon- 
kurrentenklagen und der verbindhchen Klärung von 
wesentlichen Rechtsfragen ist zu rechnen. Politische 
Einflußnahme vrird nach Einschätzung der Mono- 
polkommission in Zukunft wesentlich schwieriger 
sein, weil die fortschreitende Verwaltungs- und 
Rechtsprechungspraxis zur Entstehung und Festi- 
gung von verbindlichen Wertungsmaßstäben führen 
wird. 
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KAPITEL V 

Konzentration und Wettbewerb im Medienbereich 


1. Einleitung 

622. Im Zuge der fortschreitenden Entwicklimg der 
Kommunikationstechniken und — damit verbunden 

— der Herausbildtmg privater Rtmdfunkmärkte ist die 
wirtschaftliche Bedeutung des Mediensektors weiter 
in den Vordergrund gerückt. Einerseits sind die 
Medien als Informationsmittler selbst ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor. Zum anderen beeinflussen die 
Kommunikationsstrukturen maßgeblich die Entwick- 
lung der übrigen Wirtschaftsbereiche imd haben inso- 
fern dort auch mittelbare Auswirkimgen auf Wachs- 
tum und Beschäftigung. 

623. Bei den Massenkommunikationsmitteln wird 
vor allem den Printmedien sowie den elektronischen 
Medien Hörfrmk imd Fernsehen im Hinblick auf ihre 
zentralen Funktionen (Information, Meinungsbil- 
dimg, Kontrolle und Kritik) eine tragende gesell- 
schaftliche Rolle zugeschrieben. Dies äußert sich letzt- 
lich auch in einem besonderen grundrechtlichen 
Schutz. Die Bimdesregierung hat in ihrem letzten 
Medienbericht aus dem Jahre 1985 ihre Zielvorstel- 
limgen und die Grundsätze ihrer Medienpolitik ent- 
wickelt, nach denen die Meinungsvielfalt in der 
Gesellschaft erweitert und die Informations- und Mei- 
mmgsfreiheit gefestigt werden sollen i). Nach Mei- 
mmg der Bimdesregierung ist „auch darauf zu achten, 
daß der Wettbewerb zwischen den Medien gestärkt 
imd Machtkonzentrationen vermieden werden" 2). 

624. Die Monopolkommission hat sich unter diesem 
Aspekt bereits seit längerem mit der Entwicklung des 
Medienbereichs beschäftigt. In ihrem Sondergutach- 
ten 113) hat sie auf zwei Problembereiche des Medien- 
wettbewerbs aufmerksam gemacht: 

— die Sicherung von Wettbewerb im Medienbereich 
und damit der Voraussetzung zur Meinungsviel- 
falt, 

— die möglichen wettbewerbsschädlichen Effekte 
einer Finanzierung der elektronischen Massenme- 
dien durch Werbeeinnahmen. 

Das vorliegende Kapitel ist insoweit eine Fortschrei- 
bung der Berichterstattung, die im Zweiten Hauptgut- 
achten^) mit der konzentrationsstatistischen Untersu- 


1) Vgl. Bericht der Bundesregierung über die Lage der Medien 
in der Bundesrepublik Deutschland (1985) — Medienbericht 
'85, BT-Drucksache 10/5663 vom 16. Juni 1986, S. 35 ff. 

2) Ebenda, S. 35. 

3) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbsprobleme bei der 
Einfühnmg von privatem Hörfunk imd Fernsehen, Sonder- 
gutachten 11, Baden-Baden 1981 (wiederabgedruckt im 
Anhang des Vierten Hauptgutachtens). 

Vgl. Monopolkommission, Fortschreitende Konzentration bei 
Großunternehmen, Hauptgutachten 1976/1977, Baden- 
Baden 1978, S. 387 ff. 


chung des Pressebereichs begann und seit dem Fünf- 
ten Hauptgutachten auch die elektronischen Medien 
Hörfunk und Fernsehen einbezieht. Diese Erweite- 
rung berücksichtigt die Gleichartigkeit der gesell- 
schaftspolitischen Funktionen von Presse und Hör- 
funk/ Fernsehen sowie die wechselseitigen Beziehun- 
gen zwischen beiden Medien, die ihren Ausdruck 
nicht zuletzt in einer Vielzahl intermediärer Unter- 
nehmensverflechtungen finden. 

625. Der Arüaß für die Berichterstattung der Mono- 
polkommission über die Medien liegt in einem Gut- 
achtenersuchen der Bundesregierung an die Mono- 
polkommission aus dem Jahre 1977. Das Gutachten 
sollte „Stand und Entwicklungen der Untemehmens- 
konzentration in der Presse unter besonderer Berück- 
sichtigung der Beteiligungsverhältnisse der Presseun- 
ternehmen" untersuchen und regelmäßig in den 
nachfolgenden Hauptgutachten fortgeschrieben wer- 
den. Nachdem die empirische Erhebung des Beteili- 
gungsbesitzes von und an Press euntemehmen nach 
zweimaligem Anlauf auf gegeben werden mußtet), 
beschränkt sich die Untersuchung der Pressekonzen- 
tration auf die Auswertung von Daten aus einer 
Sonderaufbereitung der Pressestatistik des Statisti- 
schen Bundesamtes (Abschnitt 2 dieses Kapitels). Wie 
bei ihrer bisherigen Berichterstattung äußert sich die 
Monopolkommission darüber hinaus zur Anwendung 
der Fusionskontrolle bei Presse und Rundfunk durch 
das Bundeskartellamt und die gerichtlichen Instanzen 
(Abschnitt 3). Außerdem geht sie auf die rechtlichen 
Rahmenbedingungen des Wettbewerbs im Rundfunk- 
bereich ein (Abschnitt 4), die sich aus der Gesetzge- 
bung (Rundfunkstaatsvertrag und Landesmedienge- 
setze) und der Rechtssprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts ergeben. 


2. Konzentrationsentwicklung in der 
Pressewirtschaft 


2.1 Vorgaben der amtlichen Pressestatistik 
für die Berichterstattung 

626. Das Statistische Bundesamt untersucht seit 
1975 mit jährlichen Erhebungen die Pressewirtschaft 


5) Die Monopolkommission hat darüber in ihren früheren 
Hauptgutachten ausführlich berichtet; vgl. insbesondere 
Monopolkommission, Hauptgutachten 1976/1977, a.a.O., 
Tz. 684 ff.; sowie dies.. Ökonomische Kriterien für die Rechts- 
anwendimg, Hauptgutachten 1982/1983, Baden-Baden 
1984, Tz. 514ff. 
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und veröffentlicht die Ergebnisse in einer Fachserie 6) . 
Rechtsgrundlage ist das Gesetz über eine Pressestati- 
stik vom 1. April 1975^). Für alle Unternehmen, die 
Zeitimgen oder Zeitschriften verlegen, werden Anga- 
ben über Beschäftigte, Umsatz, ausgewählte Kosten 
sowie über die von ihnen verlegten Objekte ermittelt. 
Dabei werden die Unternehmen imabhängig davon, 
ob sie ihr wirtschaftliches Schwergewicht in ande- 
ren Wirtschaftszweigen haben, in die Erhebung 
einbezogen. Das in der amtlichen Statistik der 
Wirtschaftszweige übliche Schwerpunktprinzip gilt 
hier also nicht, und es werden auch keine Er- 
fassimgsgrenzen gesetzt, durch die kleinste 
Untemehmensgrößen aus dem Berichtskreis heraus- 
fallen 8). 

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtliche Einheit, 
die aus handeis- bzw. steuerrechtlichen Gründen 
Bücher führt. Unternehmensverflechtungen, wie sie 
etwa der Untersuchung der aggregierten Konzentra- 
tion (Kapitel III dieses Gutachtens) zugrunde liegen, 
lassen sich aus den Daten der Pressestatistik nicht 
entnehmen. Dem Erkenntnisinteresse, das im beson- 
deren Maße dem Gutachtenauftrag der Bundesregie- 
rung zugrunde lag, karm daher die amtliche Presse- 
statistik ebensowenig Rechnung tragen wie die darauf 
aufbauende Sonderauswertung für die Untersuchung 
der Monopolkommission. Die Monopolkommission 
hatte aus diesem Grunde wiederholt ein Enqueterecht 
zur Untersuchung derartiger Fragen gefordert. Außer- 
dem hatte die Kommission empfohlen, das Pressesta- 
tistik-Gesetz (in welchem eine Auskunftspflicht für 
die befragten Unternehmen niedergelegt ist) um die 
Erhebung von Kapitalverflechtungen zu ergänzen. 
Die Monopolkommission hält die entsprechenden 
Ändenmgen für erforderlich, um das im Pressestati- 
stik-Gesetz niedergelegte Ziel zu erreichen, „zu- 
verlässige Daten über die Struktur und die wirt- 
schaftliche Situation der Zeitungs- imd Zeitschriften- 
verlage zu erhalten", deren Ergebnisse es ermög- 
lichen, „Entwicklungen, die die Freiheit der 
Presse rmd die Meinungsvielfalt bedrohen, recht- 
zeitig zu erkennen und ihnen wirksam zu begeg- 
nen" 9). 

627. Seit Beginn der amtlichen Presseerhebungen 
für das Jahr 1975 werden für die Berichterstattung der 
Monopolkommission vom Statistischen Bundesamt 
Sonderaufbereitungen der pressestatistischen Ergeb- 
nisse vorgenommen, mit denen Stand und Entwick- 
lung der Pressekonzentration analysiert werden. Die 
Monopolkommission wertet die Konzentrationsraten 
der jeweils 3, 6, 10, 25 und 50 größten Unternehmen 
nach imterschiedhchen Klassifikationen im Hinblick 
auf ihre Umsatzkonzentration und die jeweils 3, 6, 10, 
25 imd 50 größten Objekte unterschiedlicher Klassi- 
fikation im Hinblick auf ihre Auflagenkonzentra- 
tion aus. Die methodischen Mängel der amth- 


®) Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 11; Bildung und 
Kultur, Reihe 5: Presse, 1978 ff. {Pressestatistik). 

7) BGBl. I S. 777. 

8) Für weitere methodische Erläutenmgen vgl. Statistisches 
Bundesamt, Pressestatistik 1991, a.a.O., S. 6ff. 

®) Gesetzentwurf der Bundesregienmg (Entwurf eines Gesetzes 
über eine Pressestatistik), BT -Drucksache 7/2407 vom 18. Juli 
1974. 


Chen Statistik 10) gelten naturgemäß auch für die 
Daten der Sonderaufbereitung und begrenzen deren 
Aussagewert in gleicher Weise. Es handelt sich dabei 
neben der bereits erwähnten fehlenden Erfassungs- 
möglichkeit von (wirtschaftlichen und publizisti- 
schen) Verflechtungen insbesondere um Abgren- 
zungs- imd Zuordnimgsprobleme bei den Unterneh- 
men und den von ihnen verlegten Objekten sowie um 
die räumliche Abgrenzung der Erhebung (die vielfach 
keinen Bezug zum räumlich relevanten Markt hat). 

628. Durch die deutsche Wiedervereinigung hat sich 
ein Strukturbruch in der Entwicklung der Pressestati- 
stik ergeben. Seit dem Berichtsjahr 1991 werden in 
der amtlichen Statistik auch die östlichen Bundeslän- 
der erfaßt. Die (gesamtdeutschen) Daten ab 1991 sind 
daher nicht vergleichbar mit den Daten für den 
früheren Berichtskreis der alten Bundesländer. Um 
den Strukturbruch zu überdecken, wäre zu erwägen, 
für einen begrenzten Zeitraum parallel zwei Zeitrei- 
hen auf der Grundlage der beiden unterschiedlichen 
Erfassungsgebiete (alte Bundesländer vs. gesamt- 
deutsches Bundesgebiet) zu führen. Dies ist im Falle 
der Pressestatistik jedoch aus zwei Gründen nicht 
möglich. Einerseits kann die geringe Besetzungs- 
dichte der Erhebungseinheiten in den neuen Bundes- 
ländern zu Verletzungen der statistischen Geheimhal- 
tungspflichten führen, wenn mit den korrespondie- 
renden Angaben in beiden Zeitreihen Differenzbe- 
rechnungen durchgeführt werden. Zum anderen ist 
bereits die Fortführung der Pressestatistik nach altem 
Berichtskreis für sich genommen problematisch, weil 
die Wiedervereinigung auch im Gebiet der alten 
Bundesländer erhebliche Effekte ausgelöst hat und 
Verwerfungen bei der Fortschreibung der Zeitreihe 
verursacht, welche die Ergebnisse verzerren. Eine 
wesentliche Rückwirkung auf die alten Bundesländer 
ist darin zu sehen, daß viele der Presseverleger 
ostdeutscher Zeitungen ihren Firmensitz in den alten 
Bundesländern haben imd insofern in diesem 
Berichtskreis auch statistische Ergebnisse des ost- 
deutschen Presseverkaufs eingefangen werden. Im 
Ergebnis führt der Strukturbruch in der Pressestatistik 
dazu, daß die Kommentierung der zeitlichen Ent- 
wicklung wegen der eingeschränkten Aussagekraft 
des zeitlichen Vergleichs eher knapp ausf allen muß. 
Dies ist um so bedauerlicher, weil bei der Längs- 
schnittuntersuchung der Pressestruktur die methodi- 
schen Mängel (Untemehmensabgrenzung, räumliche 
Marktabgrenzung) relativiert werden und nicht so 
stark ins Gewicht fallen wie bei den Untersuchungen 
zum Stand der Konzentration. 


2.2 Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
des Presseber^ichs 

629. Aus der Pressestatistik 1975 bis 1991 sind die in 
Tabelle VJ zusammengestellten Kennziffern entnom- 
men, die eine Vorstellimg von der wirtschaftlichen 
Bedeutung des Pressebereichs vermitteln. Wegen des 
Strukturbruchs durch das seit 1991 veränderte Erhe- 
bungsgebiet sind die jüngsten Zahlen nur sehr 


10) Darauf wurde in den bisherigen Gutachten der Monopol- 
kommission regelmäßig hingewiesen. 
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Tabelle V.l 

Ausgewählte Strukturdaten der Pressewirtschaft für 1975 bis 1991^) 


1. Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 







Anzahl 2) 






1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Unternehmen 
insgesamt 

1 881 

2 265 

2 386 

2 493 

2 562 

2 647 

2 992 

2 970 

3 085 

3 290 

davon: 

V erlagsimtemehmen 

1 538 

1 828 

1 943 

2 043 

2 100 

2 176 

2 463 

2 481 

2 564 

2 722 

— davon: 

Zeitungsverlage . 

312 

311 

307 

311 

310 

304 

299 

295 

293 

321 

— davon: 

Zeitschriften- 
verlage 

955 

1 181 

1 279 

1 386 

1 443 

1 497 

1 777 

1 786 

1 850 

1 980 







Umsatz (Mio. DM) 






1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Unternehmen 
insgesamt 

16 374 

20 346 

23 452 

25 608 

28 207 

31 032 

35 120 

38 425 

41 816 

45 542 

davon: 

Verlagsuntemehmen 

13 604 

17 153 

20 261 

22 682 

25 155 

27 175 

29 817 

32 797 

35 518 

40 000 

— davon: 

Zeitimgsverlage . 

6 590 

8 277 

9 688 

10 894 

12 314 

13 115 

14 127 

15 431 

16 532 

18 646 

— davon: 

Zeitschriften- 
verlage 

4 861 

6 350 

7 704 

8 513 

9 429 

10 530 

11 532 

12 645 

13 486 

14 698 







Beschäftigte 2) 






1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Unternehmen 
insgesamt 

202 043 

209 647 

219 684 

219 169 

226 336 

238 422 

257 263 

278 188 

284 028 

321 853 

davon: 

Verlagsimtemehmen 

173 088 

177 840 

187 077 

192 800 

203 705 

210 952 

226 845 

248 177 

252 979 

287 512 

— davon: 

Zeitimgsverlage . 

119 741 

119 670 

122 967 

124 297 

130 484 

134 308 

134 185 

146 772 

146 692 

176 846 

— davon: 

Zeitschriften- 
verlage 

35 245 

40 340 

45 356 

49 793 

56 050 

60 330 

75 287 

83 847 

87 739 

90 989 
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noch Tabelle V.l 


2. Verlegte Zeitungen und Zeitschriften 







Anzahl 2) 






1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Hauptausgaben 
von Zeitungen 

375 

372 

370 

365 

359 

357 

354 

350 

352 

389 

(zugeordnete 
Nebenausgaben) . . . 

(811) 

(830) 

(847) 

(851) 

(867) 

(896) 

(902) 

(867) 

(881) 

(1 091) 

davon: 

— Abonnements- 
zeitungen 

356 

354 

352 

348 

343 

341 

336 

336 

338 

368 

— Straßenverkaufs- 
zeitungen 

19 

18 

18 

17 

16 

16 

18 

14 

14 

21 

Zeitschriften 
insgesamt 

3 838 

5 087 

6 042 

6 486 

6 702 

6 893 

7 642 

7 831 

8 106 

8 740 

davon: 

— Publikums- 
zeitschriften .... 

590 

850 

1020 

1 284 

1 348 

1 282 

1 440 

1480 

1 526 

1 685 






Auflage 3) (1000 Stück) 





1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Hauptausgaben 
von Zeitungen 

22 702 

23 983 

25 016 

25 094 

25 834 

25 439 

25 470 

25 088 

25 427 

31 296 

davon: 

— Aboimements- 
zeitungen 

14 235 

14 573 

15 339 

15 969 

16 035 

16 101 

16 394 

16 594 

16 832 

21 429 

— Straßenverkaufs- 
zeitungen 

8 467 

9 409 

9 677 

9 125 

9 798 

9 338 

9 076 

8 494 

8 595 

9 867 

Zeitschriften 
insgesamt 

194 352 

207 561 

237 425 


260 158 

268 332 

295 327 

309 041 

327 828 

386 907 

davon: 

— Publikums- 
zeitschriften .... 

69 451 

79 055 

82 513 

99 066 

104 916 

104 477 

111 884 

112 435 

119 408 

141 989 






Redaktionelle Einheiten 2) 4) 





1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Hauptausgaben 
von Zeitungen 

120 

121 

126 

128 

129 

130 

135 

133 

132 

163 

davon: 

— Abonnements- 
zeitungen 

107 

109 

114 

116 

118 

119 

123 

122 

121 

148 

— Straßenverkaufs- 
zeitungen 

13 

12 

12 

12 

11 

11 

12 

11 

11 

15 

Zeitschriften 
insgesamt 

2 548 

3 301 

3 686 

4 170 

4 368 

4 627 

3 998 

3 855 

4 004 

4 158 

davon: 

— Publikums- 
zeitschriften .... 

513 

681 

814 

994 

1 022 

1 028 

808 

805 

858 

872 
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Objektbezogener Umsatz (Mio. DM) 





1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

1990 

1991 

Hauptausgaben 
von Zeitungen 

5 393 

6 714 

8 034 

8 723 

9 765 

10 387 

11 145 

12 240 

12 828 

14 769 

davon: 

— Abonnements- 
zeitungen 

4 676 

5 782 

6 961 

7 609 

8 419 

9 034 

9 674 

10 777 

11 298 

12 998 

— Straßenverkaufs- 
zeitungen 

717 

933 

1 073 

1 114 

1 346 

1 352 

1 471 

1 463 

1 530 

1 770 

Zeitschriften 
insgesamt 

4 766 

6 312 

7 535 

8 495 

9 383 

10 294 

11 500 

12 565 

13 478 

14 899 

davon: 

— Publikums- 
zeitschriften .... 

2 790 

3 742 

4 340 

4 947 

5 403 

5 621 

6 097 

6 498 

6 957 

7 653 


1) Angaben bis einschließlich 1989: früheres Bundesgebiet (alte Bundesländer). Angaben für 1991: Deutschland. 

2) Angaben für den letzten Tag des Geschäftsjahres. 

3) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag im 4. Quartal (bei Zeitungen; verkaufte Auflage? bei Zeitschriften: verkaufte 
und unentgeltlich abgegebene Auflage). Angaben für die Gesamtauflage. 

^) Bei Zeitungen: Herstellung des Zeitungsmantels vollständig in eigener Redaktion. 

Bei Zeitschriften: Herstellimg vollständig in eigener Redaktion. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


bedingt mit den früheren Jahresdaten vergleichbar. 
Das Ausmaß des Struktur bruchs kann näherungs- 
weise am ehesten durch den Vergleich der unmittel- 
bar aufeinanderfolgenden Jahre 1990 und 1991 ver- 
deutlicht werden. Bei den Tabellen, in denen eine 
Zeitreihe in zweijährigem Abstand fortgeführt wird 
(Tabellen V.l, V2, VA und V.6) sind daher die 
Angaben für das Jahr 1990 eingefügt worden. 

630 . Die Anzahl der Unternehmen, die Zeitungen 
oder Zeitschriften verlegen, ist über die Jahre hinweg 
(mit Ausnahme von 1988/1989) kontinuierlich ange- 
stiegen. Mit 3 290 Unternehmen (danmter 321 Zei- 
tungs- und 1 980 Zeitschriftenverlage) im Jahre 1991 
ist der bisher höchste Stand erreicht worden. Ver- 
gleicht man speziell die Ergebnisse der Jahre 1990 
und 1991, so dürfte der auf die Wiedervereinigung 
entfallende Zuwachs eher moderat sein. 

Aus der amtlichen Pressestatistik läßt sich entnehmen, 
in welcher Rechtsform die Unternehmen geführt wer- 
den. Dabei ergibt sich im Vergleich von Zeitungs- und 
Zeitschriftenverlagen ein signifikanter struktureller 
Unterschied, der seit Beginn der amtlichen Erhebim- 
gen (1975) bestand und sich im Laufe der Jahre noch 
verstärkt herausgebildet hat. Die Zeitimgsverlage 
werden weit überwiegend als Kommanditgesellschaf- 
ten (150 Unternehmen) und als Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung/Aktiengesellschaften (134 Un- 
ternehmen) betrieben. Bei den Zeitschriftenverlagen 
überwiegt die Rechtsform GmbH/AG (1 098 Unter- 
nehmen); ins Gewicht fällt daneben auch die Zahl der 
Einzeluntemehmen (479 Unternehmen), während die 
Kommanditgesellschaften (257 Unternehmen) einen 
relativ geringen Anteil ausmachen. Bei Unternehmen 
außerhalb des Verlagsgewerbes (darunter auch bei 
den Druckereien) sind die Relationen vergleichbar mit 
denjenigen der Zeitschriftenverlage. 


Die Umsatzentwicklung der Unternehmen, die Zei- 
tungen oder Zeitschriften verlegen (1991; 45,5 Mrd. 
DM), weist seit 1975 in allen Jahren (auch in den 
Zwischenjahren, die in den Zeitreihen der Tabellen 
nicht aufgeführt sind) eine stetige Zunahme auf. Das 
gilt auch für jede einzelne Kategorie der in Tabelle V.2 
ausgewiesenen Untemehmensarteni^). Der Umsatz 
der Zeitungsverlage betrug 1991 18,6 Mrd. DM, 
derjenige der Zeitschriftenverlage 16,7 Mrd. DM. Die 
Umsatzzunahme im Vergleich der Jahre 1990 und 
1991 hegt durchgängig bei etwa 10% tmd ist damit 
deutlich oberhalb des Durchschnitts der letzten Jahre. 
In allen Untemehmenskategorien war aber bereits 
von 1989 bis 1990 ein im Vergleich zu den Vorjahren 
überdurchschnittlicher Umsatzzuwachs festzustellen; 
es ist anzimehmen, daß mit diesem Umsatzwachstum 
(bezogen auf die alten Bundesländer) zum Teil bereits 
Auswirkungen der Wiedervereinigung eingefangen 
werden. 


11) Die Pressestatistik — und ebenso die darauf aufbauende 
Sonderauswertung der Konzentrationsraten in Tabelle V.2 
— unterscheidet bei den Herausgebern von Zeitungen oder 
Zeitschriften (Presseverlagsuntemehmen) fünf Untemeh- 
menstypen: 

(1) alle Presseverlagsuntemehmen (unabhängig davon, in 
welchem Wirtschaftsbereich sie ihren wirtschaftlichen 
Schwerpunkt haben), 

(2) Presseverlagsimtemehmen, die ihren Umsatz überwie- 
gend im Verlagsbereich (Bücher, Zeitungen, Zeitschrif- 
ten) erwirtschaften, 

(3) Presseverlagsuntemehmen im Verlagswesen, bei denen 
innerhalb des Umsatzschwerpunkts „Verlagstätigkeit" 
der Zeitungs- und/oder Zeitschriftenumsatz überwiegt, 

(4) Presseverlagsuntemehmen im Verlagswesen, bei denen 
innerhalb des Umsatzschwerpunkts „Verlagstätigkeit" 
der Zeitungsumsatz überwiegt, 

(5) Presseverlagsimtemehmen im Verlagswesen, bei denen 
innerhalb des Umsatzschwerpunkts „Verlagstätigkeit" 
der Zeitschriftenumsatz überwiegt. 
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Beim objektbezogenen Umsatz der Zeitimgen imd 
Zeitschriften gibt es ebenfalls stetige Zuwächse mit 
Ausnahme des Umsatzrückgangs bei den Straßenver- 
kauf szeitimgen zwischen 1987 imd 1989. Zeitimgen 
und Zeitschriften erwirtschafteten im Jahre 1991 
jeweils knapp 15 Mrd. DM. Die Umsätze pro Objekt 
haben (außer bei den Straßenverkaufszeitungen) 
erneut durchweg zugenommen. Bei den Zeitungen 
erreichen sie einen Wert von 38 Mio. DM (Abonne- 
mentszeitungen: 35 Mio. DM; Straßenverkaufszeitun- 
gen: 84 Mio. DM) und bei den Zeitschriften von 
1,7 Mio. DM (Publikumszeitschriften; 4,5 Mio. DM). 

Ebenso wie die Untemehmensumsätze nehmen auch 
die objektbezogenen Umsätze im Verhältnis zum 
letzten Berichtsjahr (alte Bundesländer) überdurch- 
schnittlich zu. Allerdings sind in diesem Falle die 
Umsatzzuwächse von 1989 bis 1990 nicht signifikant 
imterschiedlich zu den vorherigen Jahren. 

631 . Für das Jahr 1991 weist die amtliche Statistik in 
den Unternehmen, die Zeitimgen oder Zeitschriften 
verlegen, 322 000 Beschäftigte aus. Diese Zunahme 
ün Jahre 1991 war — außer bei den Zeitschriftenver- 
lagen — überdurchschnittlich. Die Entwicklung von 
1989 und 1990 lag im normalen Trend, ausgenommen 
bei den Zeitimgsverlagen, wo sich ein Rückgang der 
Beschäftigung um fast 1 000 Personen ergeben hat. 
Der Trend einer kontinuierlichen Beschäftigtenzu- 
nahme im Pressewesen deutet — zusammen mit dem 
stetigen Umsatzwachstum — darauf hin, daß sich 
dieser Sektor über die Jahre hinweg als konjunkturell 
stabiler Wirtschaftsbereich mit zunehmenden Be- 
triebs- bzw. Untemehmensgrößen darstellt. 

Die personalintensivere Produktion der Zeitungen 
macht sich bei der durchschnittlichen Beschäftigten- 
größe bemerkbar, die bei den Zeitimgsverlagen über 
550 Beschäftigte pro Unternehmen beträgt, bei den 
Zeitschriftenuntemehmen dagegen nur 46 Beschäf- 
tigte pro Unternehmen ausmacht (und damit gering- 
fügig rückläufig ist). Die Diskrepanz erklärt sich aus 
dem höheren Anteil an eigener Druckleistung und der 
personalintensiveren Zustellung bei den Zeitungsver- 
lagen. 

632. Bei den Zeitungen blieb die Anzahl, die 
Gesamtauflage und die Zahl der redaktionellen Ein- 
heiten bis 1990 relativ konstant (Tabelle V.l). Ein 
deutlicher Zuwachs ist erst mit der Erweiterung des 
Erhebungsgebiets 1991 zu verzeichnen. Bei den Zeit- 
schriften (ebenso auch speziell bei den Publikumszeit- 
schriften) war bisher noch keine Marktsättigung fest- 
zustellen. In diesem Teilbereich der Presse ist — wie 
bereits in der Vergangenheit — die Anzahl und die 
Gesamtauflage stetig gestiegen, insbesondere natür- 
lich im Berichtsjahr 1991. Der bisherige Trend ist nur 
einmal im Falle der Publikumszeitschriften zwischen 
1983 imd 1985 durchbrochen worden i2). Die redaktio- 


12) Die Zeitreihen, die von der Monopolkommission veröffent- 
licht werden, enthalten Daten in zweijälirigem Abstand. Bei 
den Trendbeobachtungen dieser Zweijahreszeiträume ist 
nicht auszuschließen, daß gegenläufige oder vom Trend 
abweichende Entwicklungen Innerhalb dieser Zeiträume 
stattfinden, die aus den Zeitreihen nicht erkennbar sind. 


nellen Einheiten der Zeitschriften (auch der Publi- 
kumszeitschriften) waren seit 1985 durchweg rück- 
läufig und haben erst in den Jahren 1990 und 1991 
wieder zugenommen, dabei den Höchststand von 
1985 freilich noch nicht erreicht. 

Außer bei den Straßenverkaufszeitungen sind die 
Durchschnittsauflagen der Presseobjekte deutlich 
angestiegen. Die Zeitschriften (Publikumszeitschrif- 
ten) haben eine durchschnittliche Auflage von über 
44 000 (über 84 000) pro Objekt; bei den Zeitimgen 
liegt der entsprechende Wert bei 80 000 (Abonne- 
mentszeitungen: über 58 000; Straßenverkaufszeitun- 
gen: 470 000) pro Objekt. Wahrscheinlich sind die in 
der Entwicklung der Umsatz- und Auflagenzahlen 
erkennbaren Expansionseffekte noch über mehrere 
Berichtszeiträume wirksam. 


2.3 Die Umsatzkonzentration in der Presse 

633. Die Entwicklung der Untemehmenskonzentra- 
tion wird in Tabelle V,2 mit den Konzentrationsraten 
des Umsatzes der 3, 6, 10, 25 und 50 größten Unter- 
nehmen seit Einrichtung der Pressestatistik im Jahre 
1975 dargestellt. Wie bereits oben erläutert, muß 
jedoch auf die Kommentierung der Entwicklung der 
Zeitreihen von Konzentrationsraten wegen der 
Unvergleichbarkeit der Angaben aus 1991 verzichtet 
werden. Es verbleibt lediglich die Feststellung, daß 
sich im Zuge der Erweiterung des Berichtsgebiets alle 
ausgewiesenen Konzentrationsraten (erwartungsge- 
mäß) verringert haben, allerdings nicht entsprechend 
dem Verhältnis, mit dem die Anzahl der Unternehmen 
bzw. deren Gesamtumsatz zugenommen hat. Bei den 
Zeitungsuntemehmen fällt die Absenkung des Kon- 
zentrationsgrades dabei weniger ins Gewicht als bei 
den Zeitschriftenuntemehmen. 

634. Eine Differenzierung der Konzentrationsraten 
von Presseuntemehmen nach verschiedenen Um- 
satzarten wird in Tabelle V.3 vorgenommen. Daraus 
ist zu entnehmen, daß die Konzentrationsraten der 
Umsätze der 3, 6 und 10 größten Zeitschriftenunter- 
nehmen größer, die nachfolgend ausgewiesenen 
Konzentrationsraten der größeren Untemehmens- 
aggregate jedoch kleiner sind als diejenigen der 
Zeitungsuntemehmen. Dabei muß jedoch berück- 
sichtigtwerden, daß das Erhebungsgebiet der Presse- 
statistik nicht der sachlichen Marktabgrenzung folgt 
und als Bundesstatistik in stärkerem Maße mit 
dem Verbreitungsgebiet der überwiegend über- 
regionalen Zeitschriften übereinstimmt. Dagegen 
sind die Zeitungen — ebenso wie die Anzeigen- 
blätter oder die Amtsblätter — wesentlich häufiger 
lokal verbreitet und insofern wesentlich höher 
konzentriert, als es die Statistik ausweist ^3). 

Die Zeitschriftenuntemehmen erwirtschaften nur 
einen verschwindend geringen Umsatz durch die 
Herausgabe von Zeitungen, wobei die davon betrof- 


13) Jüngsten Untersuchungen zufolge halten 136 von insgesamt 
363 erfaßten Verlagen (d. h. 37,5%) von Aboimementszei- 
tungen mit örtlicher/regionaler Verbreitimg eine Alleinan- 
bieterposition. Vgl. W. J. Schütz, Deutsche Tagespresse 
1993, in: Media Perspektiven 4/1994, S. 189 (Tabelle 9). 
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Tabelle V.2 


Gesamtumsatz, Konzentrationsraten und Unternehmen der Pressewirtschaft von 1975 bis 1991 1) 


Jahr 

Gesamtumsatz 
(Mio. DM) 

Anteil der 

Anzahl der 
Unternehmen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Unternehmen am Gesamtiimsatz (%) 



1, Alle Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 


1975 

16 374 

16,0 

22,9 

26,9 

39,0 

51,0 

1 881 

1977 

20 346 

16,6 

23,2 

26,9 

38,6 

50,2 

2 265 

1979 

23 452 

16,6 

21,9 

25,7 

36,9 

48,3 

2 386 

1981 

25 608 

16,0 

21,2 

25,0 

35,9 

47,2 

2 493 

1983 

28 207 

16,4 

21,7 

25,5 

35,9 

46,8 

2 562 

1985 

31 032 

15,5 

21,1 

24,7 

34,7 

45,0 

2 647 

1987 

35 120 

14,8 

22,4 

26,4 

36,4 

46,7 

2 992 

1989 

38 425 

14,4 

21,7 

25,9 

36,3 

46,8 

2 970 

1990 

41 816 

14,8 

21,1 

25,5 

35,8 

46,3 

3 085 

1991 

45 542 

14,1 

18,6 

22,8 

32,5 

42,4 

3 290 



2. Unternehmen des Verlagsgewerbes 



1975 

13 604 

19,3 

25,1 

29,6 

42,0 

54,4 

1 538 

1977 

17 153 

19,7 

25,6 

29,9 

42,3 

54,4 

1 828 

1979 

20 261 

19,2 

25,3 

29,7 

42,0 

53,6 

1 943 

1981 

22 682 

18,1 

24,0 

28,2 

40,2 

52,3 

2 043 

1983 

25 155 

18,4 

24,3 

28,6 

40,2 

51,9 

2 100 

1985 

27 175 

17,7 

24,0 

28,2 

39,5 

50,8 

2 176 

1987 

29 817 

17,5 

23,7 

27,9 

39,1 

50,6 

2 463 

1989 

32 797 

16,9 

23,2 

27,5 

39,1 

50,6 

2 481 

1990 

35 518 

17,4 

23,1 

27,7 

39,0 

50,3 

2 564 

1991 

40 000 

16,0 

21,2 

25,7 

36,4 

47,1 

2,722 



3. Zeitungs- und Zeitschriftenimtemehmen 



1975 

11451 

22,9 

29,9 

35,2 

48,6 

61,0 

1 267 

1977 

14 627 

23,2 

30,1 

35,1 

48,4 

60,3 

1 492 

1979 

17 392 

22,4 

29,5 

34,6 

47,7 

59,7 

1 586 

1981 

19 407 

21,1 

28,0 

32,9 

45,9 

58,1 

1 697 

1983 

21 743 

21,3 

28,1 

33,0 

45,4 

57,5 

1 753 

1985 

23 645 

20,3 

27,6 

32,4 

44,6 

56,1 

1 801 

1987 

25 659 

20,3 

27,6 

32,3 

44,6 

56,4 

2 076 

1989 

28 076 

19,7 

27,1 

32,1 

44,5 

56,5 

2 081 

1990 

30 017 

20,6 

27,4 

32,3 

44,8 

56,4 

2 143 

1991 

33 345 

19,2 

25,4 

30,2 

41,8 

53,0 

2 301 




4. Zeitungsuntemehmen 



1975 

6 590 

22,8 

29,7 

37,7 

55,5 

72,2 

312 

1977 

8 277 

23,4 

30,0 

37,7 

55,3 

71,7 

311 

1979 

9 688 

23,8 

30,5 

38,8 

56,0 

72,6 

307 

1981 

10 894 

22,7 

29,1 

37,0 

54,4 

71,1 

311 

1983 

12 314 

23,3 

29,6 

37,1 

54,5 

71,4 

310 

1985 

13 115 

23,7 

29,8 

37,3 

54,5 

71,5 

304 

1987 

14 127 

23,8 

30,0 

37,3 

54,4 

72,0 

299 

1989 

15 431 

23,5 

30,0 

37,7 

54,4 

72,3 

295 

1990 

16 532 

25,0 

31,2 

38,9 

55,3 

72,8 

293 

1991 

18 646 

22,7 

28,7 

35,8 

51,1 

68,1 

321 
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Jahr 

Gesamtumsatz 
(Mio. DM) 

Anteü der 

Anzahl der 
Unternehmen 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Urtemehmen am Gesamtumsatz (%) 




5. Zeitschriftenuntemehmen 



1975 

4 861 

39,5 

47,2 

52,6 

63,8 

72,0 

955 

1977 

6 350 

38,7 

46,8 

52,1 

61,7 

69,2 

1 181 

1979 

7 704 

36,5 

44,0 

49,6 

60,3 

68,3 

1 279 

1981 

8 513 

34,7 

41,9 

48,1 

58,2 

66,3 

1 386 

1983 

9 429 

34,4 

41,1 

46,5 

56,7 

65,1 

1 443 

1985 

10 530 

32,5 

38,9 

44,1 

54,6 

63,4 

1 497 

1987 

11 532 

32,2 

38,9 

44,6 

54,2 

62,2 

1 777 

1989 

12 645 

31,4 

38,4 

44,5 

53,5 

61,0 

1 786 

1990 

13 486 

30,3 

37,6 

43,6 

53,3 

61,1 

1 850 

1991 

14 698 

28,8 

35,7 

41,2 

50,5 

58,8 

1 980 


1) Angaben bis 1989: früheres Bundesgebiet (alte Bundesländer). Angaben für 1991: Deutschland. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


fenen Unternehmen von nachrangiger Umsatzgröße 
sind. Umgekehrt ist der Zeitschriftenumsatz von Zei- 
tungsuntemehmen dagegen relativ hoch. Dieser 
Befund entspricht den Ergebnissen in den früheren 
Hauptgutachten. Ursächlich dafür dürften unter ande- 
rem auch die Umsätze von Anzeigenblättern sein, die 
zu einem wesentlichen Teil von Zeitungsverlagen 
herausgegeben werden. Weitere Differenzierungen 
sind wegen der Datenlücken aufgrund der geltenden 
Geheimhaltungsbestimmungen nicht möglich. Gra- 
vierende Unterschiede zwischen Zeitungs- und Zeit- 
schriftenuntemehmen zeigen sich auch bei dem „Um- 
satz aus sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen" 
Hier tätigen die Zeitschriftenverlage wesentlich hö- 
here Umsätze, wobei die umsatzstärksten Verlage 
aber nur unterproportional beteiligt sind. 

635. Hinweise auf die relative Untemehmenskon- 
zentration ergeben sich aus einem Vergleich der 
größten mit dem nächstgrößten Unternehmen bzw. 
mit der Gesamtheit aller Unternehmen (Oligopol- 
grad). Von Interesse ist vor allem ein Vergleich 
zwischen Zeitimgs- und Zeitschriftenverlagen. 
Durchschnittlich sind die Umsätze der drei größten 
Zeitungsuntemehmen 3,8mal so hoch wie diejenigen 
der drei nächstgrößeren; bei den Zeitschriftenunter- 
nehmen beträgt dieses Verhältnis das 4,2fache. Bei 
dem Verhältnis der drei größten zu allen übrigen 
Unternehmen ergibt sich bei den Zeitungsverlagen 
das 31fache, bei den Zeitschriftenverlagen dagegen 
das 267fache. Die relative Konzentration der sehr viel 
größeren Anzahl von Zeitschriftenuntemehmen ist 
damit wesentlich höher als bei den Zeitungsuntemeh- 
men. 


14) Das sind Umsätze aus Verlagsobjekten, die nicht periodisch 
erscheinen bzw. nicht als Zeitung/Zeitschrift im Sirme 
der Pressestatistik gelten (z. B. Bücher, Kalender, Kunst- 
drucke). 


2.4 Die Auflagenkonzentration in der Presse 


636. Für die Zeitreihen von Konzentrationsraten der 
Auflagenkonzentration von Zeitungen (Tabelle VA) 
und Zeitschriften (Tabelle V.6) gelten die gleichen 
Einschränkungen der Aussagekraft aufgrund des 
erweiterten Berichtsgebietes wie bei den Zeit- 
reihen der Untemehmenskonzentration. Auch bei 
der Verkaufsauflage der Zeitungen zeigt sich ein 
konzentrationssenkender Effekt, der sich in allen 
usgewiesenen Konzentrationsraten niederschlägt. 
Bei den überwiegend im Abonnement vertriebe- 
nen Zeitungen sind die drei größten Objekte relativ 
am stärksten betroffen, bei den überwiegend 
im Straßenverkauf verbreiteten Zeitungen dage- 
gen mehr die in der Auflage nachrangigen Ob- 
jekte. 

637. In Tabelle V.5 werden die Konzentrationsraten 
der Zeitungsauflagen — als Indikatoren für publizisti- 
sche Konzentration — weiter differenziert nach der 
Vertriebsart und der Erscheinungsweise. Bei den 
Abonnementszeitungen sind durchgängig geringere 
Konzentrationsraten ausgewiesen. Hier gilt aber wie- 
der die (bereits im Verhältnis von Zeitungen und 
Zeitschriften) gemachte Einschränkung der unter- 
schiedlich großen Verbreitungsgebiete da bei den 
Straßenverkaufszeitungen im allgemeinen von einer 
wesentlich größeren Verbreitung ausgegangen wer- 
den kann. Die Abonnements Zeit ungen sind wesent- 
lich höher konzentriert, wenn man auf den jeweils 
enger abgrenzenden tatsächlichen räumlich relevan- 
ten Markt abstellt. 


15) Vgl. Fn. 13 in diesem Kapitel. 
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Tabelle V.3 


Gesamtumsatz und Konzentrationsraten der Unternehmen in der Pressewirtschaft nach Umsatzarten 

(Stand 31. Dezember 1991) 



Gesamt- 

Anteü der 

Anzahl 







der 

Unter- 

Umsatzart 

Umsatz 

3 

6 

10 

25 

50 


(MIO. UJVl) 

größten Unternehmen am Gesamtumsatz (%) 

nehmen 

1. Alle Unternehmen, die Zeitungen oder Zeitschriften verlegen 



Gesamtumsatz 

darunter: Umsatz aus 
— Vertrieb und Anzeigen von/in 

45 542 

14,1 

18,6 

22,8 

32,5 

42,4 

3 290 

Zeitungen 

14 769 


18,1 

20,3 

35,2 

50,6 


Zeitschriften 

14 900 


28,5 

31,8 

38,4 

43,3 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . 

29 669 

17,7 

23,3 

26,1 

36,8 

46,9 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

6 283 

1,7 

2,8 

11,4 

19,4 

28,3 


2. Unternehmen des Verlagsgewerbes 





Gesamtumsatz 

darunter: Umsatz aus 
— Vertrieb und Anzeigen von/in 

40 000 

16,0 

21,2 

25,7 

36,4 

47,1 

2 722 

Zeitungen 

14 458 


18,5 

23,0 

36,4 

53,0 


Zeitschriften 

14 478 


29,4 

32,7 

40,4 

46,1 


Zeitungen tmd Zeitschriften zusammen . 

28 936 

18,2 

23,9 

27,9 

38,4 

49,6 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

6 107 

1,8 

2,9 

11,7 

20,3 

30,0 


3. Zeitungs- und Zeitschriftenuntemehmen 





Gesamtumsatz 

33 345 

19,2 

25,4 

30,2 

41,8 

53,0 

2 301 

danmter: Umsatz aus 
— Vertrieb und Anzeigen von/in 








Zeitimgen 

14 458 


18,5 

24,7 

39,6 

58,8 


Zeitschriften 

13 399 


31,7 

35,4 

43,5 

46,6 


Zeitimgen und Zeitschriften zusammen . 

27 858 

18,9 

24,8 

29,8 

41,4 

52,9 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

1 192 

9,1 

14,8 

15,0 

21,0 

31,2 


4. Zeitungsuntemehmen 






Gesamtumsatz 

danmter: Umsatz aus 
— Vertrieb und Anzeigen von/in 

18 646 

22,7 

28,7 

35,8 

51,1 

68,1 

321 

Zeitungen 

14 455 




48,4 

66,9 


Zeitschriften 

1 286 




80,5 

85,8 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . 

15 741 

22,7 

28,5 

35,8 

51,0 

68,5 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

144 




41,0 

63,5 


5. Zeitschriftenuntemehmen 






Gesamtumsatz 

danmter: Umsatz aus 
— Vertrieb und Anzeigen von/in 

14 698 

28,8 

35,7 

41,2 

50,5 

58,8 

1 980 

Zeitungen 

3 




^ 2 ) 

^ 2 ) 


Zeitschriften 

12 113 

27,7 

35,6 

40,6 

49,4 

57,6 


Zeitungen und Zeitschriften zusammen . 

12 117 

27,7 

35,6 

40,6 

49,4 

57,6 


— sonstigen eigenen Verlagserzeugnissen . . . 

1 048 

12,1 

13,2 

22,5 

45,1 

55,4 



1) Die Zuordnung der Anteile für alle Konzentrationsraten einer Gruppe (d.h. innerhalb von jedem der fünf Tabellenabschnitte) 
erfolgt aufgrund der Rangfolge beim Gesamtumsatz (jeweils in der ersten Zeile), die auch für die Konzentrationsraten der 
Unterkategorien (z. B. „ Umsatz aus sonstigen eigenen Verlagserzeugiüssen " ) maßgeblich ist. Somit sind die Konzenti ationsraten 
der Unterkategorien nicht mehr notwendigerweise nach Ranggrößen für das zugehörige Merkmal gruppiert. 

2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsvorschriften. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle V.4 

Verkaufsauflagen 1), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitungen (Hauptausgaben) 
im 4. Quartal von 1975 bis 1989 bis 19912) 



1) Durchschnittliche Auflage je Erscheinungstag bei Hauptausgaben mit zugeordneten Nebenausgaben. 

2) Angaben bis einschbeßlich 1989: früheres Bundesgebiet (alte Bundesländer). Angaben für 1991: Deutschland. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle V.5 

Verkauf sauflagen^), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitungen (Hauptausgaben) im 4. Quartal 1991 



Verkaufs- 

auflage 

(1000 

Stück) 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitungen 
(Haupt- 
ausgaben) 

3 

. ... __ .. . 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitungen an der Verkaufsauflage (%) 


1. Alle Zeitungen 






Abonnentenexemplare 

19 807 


10,8 

16,9 

33,7 

54,0 


Einzelverkauf 

11 489 


69,8 

73,7 

82,4 

89,5 


Verkaufsauflage insgesamt 

31 296 

27,5 

32,5 

37,7 

51,6 

67,0 

389 

darunter: 








Zeitungen mit einer Erscheimmgsweise 








von 5x wöchentlich und mehr 








— zusammen 

26 425 

— 

23,1 

27,9 

44,3 

62,6 

355 

— Abonnentenexemplare 

18 224 

— 


11.7 

30,0 

52,0 


2. Abonnementszeitungen 





Abonnentenexemplare 

19 574 

8,5 

14,9 

21,2 

39,0 

59,4 


Einzelverkauf 

1 855 

15,2 

20,1 

29,1 

47,4 

66,1 


Verkaufsauflage insgesamt 

21 429 

9,0 

15,3 

21,9 

39,7 

60,0 

368 

darunter: 








Zeitungen mit einer Erscheimmgsweise 








von 5x wöchentlich imd mehr 








— zusammen 

19 679 


9,7 

16,9 

36,2 

58,3 

340 

— Abonnentenexemplare 

18 125 


10,0 

16,9 

36,0 

58,1 


3. Straßenverkaufszeitungen 





Abonnentenexemplare 

233 


75,1 

87,5 

100,0 

— 


Einzelverkauf 

9 634 

-V 

91,7 

97,2 

100,0 

— 


Verkaufsauflage insgesamt 

9 867 

82,4 

91,3 

97,0 

100,0 

— 

21 

darunter: 








Zeitimgen mit einer Erscheinungsweise 








von 5x wöchentlich imd mehr 








— zusammen 

6 746 



96,3 

100,0 \ 

— 

15 

— Abonnentenexemplare 

99 

— 

— 

83,8 

100,0 

— 



1) Diirchschnittliche Auflage je Erscheinungstag bei Hauptausgaben mit zugeordneten Nebenausgaben. 

2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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638 . Wie bereits in der Vergangenheit zu beobach- 
ten war, sind die Konzentrationsraten des Einzelver- 
kaufs bei beiden Vertriebsformen höher als diejeni- 
gen des Abonnementsverkaufs. Die Verkaufsaufla- 
genkonzentration hat aber im Zuge der Wiederverei- 
nigimg gegenüber den im letzten Gutachten ermittel- 
ten Werten durchgängig abgenommen. Eine Aus- 
nahme bilden die mindestens fünfmal erscheinenden 
Abonnementszeitungen, bei denen die Gesamtauf- 
lage und die Auflage der Abonnentenexemplare für 
die sechs und die zehn größten Objekte leicht zuge- 
nommen hat. Dies schlägt sich auch in den für beide 
Vertriebsformen zusammengefaßten Angaben zur 
Konzentration der Abonnentenexemplare bei den 
zehn und 25 größten Zeitungen nieder. 

639 . Die Messung der relativen Konzentration ergibt 
bei der Gesamtauflage der Abonnementszeitungen, 
daß die größten drei Objekte im Durchschnitt l,4mal 
so groß sind wie die drei nächstgrößeren. Bei den 
hochkonzentrierten Straßenverkaufszeitungen be- 
trägt der entsprechende Faktor 9,3. Die durchschnitt- 
liche Gesamtauflage der drei größten Abonnements- 
zeitungen (Straßenverkaufszeitungen) ist zwölfmal 
(28mal) so groß wie diejenige aller übrigen Zeitungen 
des gleichen Typs. Vergleicht man diese Verhältnis- 
zahlen mit den entsprechenden Ergebnissen des letz- 
ten Hauptgutachtens für 1989 (alte Bundesländer), so 
ist die relative Konzentration bei den Abonnements- 
zeitimgen (insgesamt sowie in der „Oligopolspitze") 
gesunken, bei den Straßenverkaufszeitungen jedoch 
weiter angestiegen. 

640 . Die in der amtlichen Pressestatistik erfaßten 
Zeitschriften sind sowohl im Hinblick auf ihre inhalt- 
liche Zuordnung als auch auf ihre Erscheinimgsweise 
sehr viel heterogener als die Zeitungen. In Tabelle V.6 
ist die Auflagenkonzentration von Zeitschriftengrup- 
pen mit unterschiedlicher Erscheinungshäufigkeit 
dargestellt. Vermutlich vor allem wegen des Wieder- 
vereinigungseffekts haben sich bei sämtlichen Zeit- 
schriftengruppen sowohl die Anzahl als auch die 
gesamte Auflage — zum Teil erheblich — erhöht. 
Besonders auffällig ist dies bei der Auflage der vier- 
teljährlich erscheinenden Zeitschriften. 

Beim Vergleich der Konzentrationsraten der 6, 10, 25 
imd 50 auflagenstärksten Objekte sind unterschiedli- 
che Entwicklungen zu beobachten: Man findet sowohl 
Zeitschriftengruppen, bei denen sich gegenüber 1989 
alle ausgewiesenen Konzentrationsraten erhöht ha- 
ben (vierteljährlich und sechs- bis achtmal jährlich 
erscheinende Zeitschriften); dieser Effekt schlägt auf 
die Gesamtheit der Zeitschriftefi durch und ist dort 
ebenfalls feststellbar. Andererseits sind die Konzeii- 
trationsraten der wöchentlich und der zweimal 
wöchentlich und öfter erscheinenden Zeitschriften 
durchgängig niedriger als im Vergleich zu 1989^6). 
Bei den übrigen Zeitschriftengruppen bietet sich ein 
uneinheitliches Bild. 


16) Dies würde auch für die monatlich erscheinenden Zeitschrif- 
ten gelten, wenn man die Veränderungen des Berichtsjahres 
1990 auf 1991 zugrunde legt. Im Verhältnis zu 1989 ist 
dagegen die Konzentration der drei größten Objekte dieser 
Zeitschriftengruppe gestiegen. 


Die Auflagenkonzentration in der „Oligopolspitze" 
reicht mit der Durchschnittsauflage der drei größten 
gegenüber den drei nächstgrößeren Zeitschriften vom 
l,29fachen (wöchentlich erscheinende Zeitschriften) 
bis zum 6,54fachen (sechs- bis achtmal jährlich 
erscheinende Zeitschriften). Bei den Zeitschriften ins- 
gesamt beträgt diese Relation das 4,47fache. Vor 
allem infolge der sehr stark divergierenden Gesamt- 
zahl der Zeitschriften in den verschiedenen Gruppen 
lassen sich die (im Ergebnis breit gestreuten) Relatio- 
nen der Durchschnittsauflagen der drei größten 
gegenüber allen übrigen Zeitschriften nicht verglei- 
chen. Betrachtet man alle Zeitschriften zusammen, so 
ist die Auflage der drei größten im Durchschnitt 
486mal so hoch wie diejenige der restlichen Ob- 
jekte. 

641 . Tabelle V.7 erfaßt die Auflagenkonzentration 
bei der für die politische Meinungsbildung vermutlich 
bedeutendsten Kategorie, den Publikumszeitschrif- 
ten, nach Gruppen mit unterschiedlicher Erschei- 
nungsweise. Gegenüber dem letzten Berichtszeit- 
raum haben sich auch bei diesem Zeitschriftentyp in 
allen Gruppen die Gesamtzahl der Objekte sowie ihre 
Gesamtauflage und — mit einer Ausnahme i^) — die 
Verkaufsauflage (zum Teil sehr stark) ^S) erhöht. Das 
gilt auch für die in Untergruppen erfaßten verschiede- 
nen Typen von Publikumszeitschriften; lediglich bei 
den monatlich und den 14 täglich/halbmonatlich 
erscheinenden Publikumszeitschriften wird in der 
Kategorie Illustrierte, Magazinen, ä. ein Objekt weni- 
ger herausgegeben als 1989. 

Die Konzentrationsraten der drei größten Objekte 
sind bei den verschiedenen Gruppen sehr stark 
gestreut. Die Streubreite ist vor allem in Abhängigkeit 
von der extrem divergierenden Gesamtzahl der jewei- 
ligen Gruppen zu sehen, wodurch eine vergleichende 
Betrachtung imzweckmäßig wird. Die Auflagenkon- 
zentration (verbreitete und verkaufte Auflage) ist nur 
bei den vierteljährlich imd bei den zweimal wöchent- 
lich und öfter erscheinenden Publikumszeitschriften 
durchgängig höher als 1989. Bei allen übrigen Grup- 
pen sind diese beiden Auflagenkategorien (mit Aus- 
nahme der zehn größten wöchentlich erscheinenden 
Objekte) durchweg gesunken. Diese Unterscheidung 
trifft zumindest tendenziell jeweils auch auf die in den 
Untergruppen erfaßten Zeitschriftentypen zu. 

Die Relationen bei der durchschnittlichen Auflagen- 
konzentration der drei größten Objekte gegenüber 
den drei nächstgrößeren bzw. gegenüber allen restli- 
chen Objekten läßt wegen der erwähnten Abwei- 
chungen bei den verschiedenen Gruppen keinen 
aussagefähigen Vergleich zu. Die drei größten Ob- 
jekte bei den Publikumszeitschriften insgesamt sind 
im Durchschnitt über zweimal so auflagenstark wie 
die drei nächstgrößeren und fast 80mal so auflagen- 
stark wie die restlichen Zeitschriften. 

642 . Durch die Erweiterung des Berichtsgebiets ist 
Bewegung in die Struktur des Pressesektors gekom- 

1^) Monatlich erscheinende Publikumszeitschriften. 

18) Bei den zweimal wöchentlich und öfter erscheinenden 
Publikumszeitschriften haben sich die Gesamtauflage und 
die Verkaufsauflage verzehnfacht. 
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Tabelle V,6 

Auflagen^), Konzentrationsraten und Anzahl der Zeitschriften im 4. Quartal von 1979 bis 1991^) 


Jahr 

Auflage 
(1 000 Stück) 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitschriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage (%) 



1. Vierteljährlich erscheinende Zeitschriften 3) 



1979 

23 888 

32,4 

45,9 

56,8 

73,1 

83,5 

785 

1981 

26 087 

31,9 

44,4 

53,1 

69,8 

81,2 

855 

1983 

24 446 

35,5 

46,6 

54,8 

70,7 

79,7 

910 

1985 

25 069 

36,7 

48,0 

55,7 

69,0 

79,0 

934 

1987 

27 911 

35,8 

48,1 

54,3 

64,4 

73,1 

1 114 

1989 

29 168 

33,8 

46,8 

52,6 

63.9 

73,0 

1 159 

1990 

34 833 

33,4 

45,6 

52,7 

66,3 

75,1 

1 203 

1991 

52 816 

49,2 

57,9 

63,7 

73,8 

80,3 

1332 



2. 6- bis 8mcil jährlich erscheinende Zeitschriften 3) 



1979 

28 087 

44,9 

56,2 

62,7 

74.1 

82,2 

764 

1981 

30 061 

48,3 

55,5 

62,2 

74,7 

82,2 

807 

1983 

33 945 

44,1 

55,4 

63,1 

73,8 

80,9 

863 

1985 

36 439 

41,4 

53,7 

61,3 

73,3 

80,9 

911 

1987 

38 339 

40,1 

48,8 

56,4 

69,4 

77,3 

1 039 

1989 

44 770 

37,5 

47,6 

55,8 

69,2 

77,4 

1 101 

1990 

46 721 

39,5 

49,3 

57,2 

68,9 

76,5 

1 094 

1991 

60 646 

48,4 

55,8 

62,2 

70,9 

77,7 

1 256 



3. 

Monatlich erscheinende Zeitschriften 3) 



1979 

76 289 

14,2 

20,6 

26,0 

38,5 

50,5 

2 109 

1981 

81 291 

13,9 

20,0 

25,2 

36,8 

48,7 

2 240 

1983 

83 746 

14,0 

19,9 

25,6 

36,6 

48,2 

2 289 

1985 

84 332 

14,9 

20,7 

25,4 

36,0 

47,6 

2 326 

1987 

96 635 

14.1 

19,2 

24,4 

34,8 

45,8 

2 568 

1989 

100 405 

14,4 

20,9 

26,6 

36.3 

46,2 

2 634 

1990 

104 053 

14,8 

20,6 

25,9 

34,9 

44,7 

2 753 

1991 

114 474 

14,6 

20,3 

25,2 

34,0 

43,2 

2 972 



4. 14 täglich/halbmonatlich erscheinende Zeitschriften 3) 


1979 

20 426 

18,1 

33,1 

44,9 

60,5 

72,7 

518 

1981 

19 250 

20,5 

34,0 

45,9 

64,4 

73,9 

542 

1983 

20 868 

21,1 

32,9 

43,6 

59,5 

69,7 

581 

1985 

16 166 

21,5 

34,2 

45,9 

61,7 

72,3 

522 

1987 

16 991 

20,7 

32,5 

43,5 

58,1 

69.4 

558 

1989 

16 559 

18,2 

31,2 

43,2 

59,9 

70,9 

546 

1990 

18 897 

14,9 

25,3 

36,9 

58,8 

70,2 

581 

1991 

20 712 

14,5 

25,5 

36,5 

58,7 

71.1 

605 



5. Wöchentlich erscheinende Zeitschriften 3) 



1979 

87 995 

10,4 

17,6 

25,4 

45,9 

60,0 

1 790 

1981 

94 448 

9,7 

16,8 

24,3 

43,7 

57,8 

1 965 

1983 

96 247 

9,3 

16,4 

24.0 

43,1 

58,1 

1 983 

1985 

104 808 

7.9 

14,4 

21,8 

39,9 

55,3 

2 125 

1987 

113 238 

7.8 

14.1 

21,0 

37,3 

52,3 

2 279 

1989 

115 786 

8,4 

14,9 

21.4 

37.3 

52,1 

2 302 

1990 

120 881 

8.4 

14,7 

21,3 

37,3 

52,0 

2 383 

1991 

135 336 

8,0 

14,2 

20,7 

35,9 

50,8 

2 476 
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noch Tabelle V.6 


Jahr 

Auflage 
(1000 Stück) 

Anteil der 

Anzahl der 
Zeitschriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage (%) 



6. 2mal wöchentlich imd mehr erscheinende Zeitschriften 3) 


1979 

740 

41,5 

52,3 

63,3 

84,1 

95,6 

76 

1981 

764 

46,1 

56,2 

66,6 

84,7 

95,7 

77 

1983 

907 

43,9 

56,9 

67,9 

87,6 

96,6 

76 

1985 

1 518 

53,0 

68,3 

78,3 

92,7 

98,1 

75 

1987 

2 213 

40,0 

58,9 

71,7 

91,5 

98,1 

84 

1989 

2 353 

36,7 

51,1 

63,4 

86,8 

97,4 

89 

1990 

2 443 

35,3 

47,3 

61,0 

85,3 

96,8 

92 

1991 

2 923 

30,1 

43,0 

55,5 

81,7 

96,0 

99 




7. Zeitschriften insgesamt 



1975 

194 352 

6,5 

12,2 

17,7 

31,1 

44,0 

3 838 

1977 

207 561 

7,0 

11.4 

16,1 

28,0 

40,7 

5 087 

1979 

237 425 

7,6 

11,5 

15,8 

26,6 

38,5 

6 042 

1981 

251 900 

8,1 

11,9 

16,1 

26,4 

37,6 

6 486 

1983 

260 158 

8,3 

12,0 

16,0 

26,4 

37,7 

6 702 

1985 

268 332 

9,0 

12,3 

15,8 

25,9 

36,8 

6 893 

1987 

295 327 

8,5 

11,5 

15,1 

24,5 

34,4 

7 642 

1989 

309 041 

8,6 

11,8 

15,3 

25,1 

35,1 

7 831 

1990 

327 828 

8,8 

12,1 

15,8 

25,3 

34,8 

8 106 

1991 

386 907 

14,3 

17,5 

20,7 

29,0 

37,5 

8 740 


1) Durchschnittlich verkaufte und/oder unentgeltlich abgegebene Auflage je Erscheinungstag. 

2) Angaben bis einschließlich 1989: früheres Bundesgebiet (alte Bundesländer). Angaben für 1991: Deutschland. 

3) Ab 1978 geänderte Erfassung der Erscheinungsweise, daher sind die Angaben mit den Ergebnissen von 1975 bis 1977 nicht 
vergleichbar. Die frühere Erscheinungsweise entspricht der Untergliederung in den entsprechenden Tabellen im Zweiten und 
Dritten Hauptgutachten, 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


men, der sich in der Vergangenheit durch eine hohe 
Konstanz vor allem im Zeitungsbereich ausgezeichnet 
hatte. Bei den Unternehmen imd den Presseobjekten 
hat sich tendenziell eine Erhöhung von Anzahl, Um- 
satz imd Auflage ergeben und zugleich eine Senkimg 
der Konzentrationsraten auf breiter Basis. Welche 
regionalen Unterschiede bestehen und inwieweit sich 
Entwicklungen in Ostdeutschland gegenüber den 
alten Bundesländern voneinander unterscheiden 
bzw. ob sich die regionalen Strukturen angleichen 
werden, ist der auf das gesamte Bimdesgebiet bezo- 
genen Pressestatistik allerdings nicht zu entnehmen. 
Die Monopolkommission geht aber davon aus, daß die 
Bewegung bei der Struktur der ostdeutschen Unter- 
nehmen und Presseobjekte zumindest noch einige 
Zeit anhalten imd dementsprechend zu weiteren 
Veränderungen der Pressestrukturdaten führen wird. 


3. Fusionskontrolle im Medienbereich 

643. Dem Bimdeskartellamt wurden im Berichtszeit- 
raum 1992/1993 für den Bereich „kulturelle Leistim- 
gen“ insgesamt 180 Zusammenschlüsse angezeigt. Zu 


einer Untersagimg kam es in diesem Zeitraum ledig- 
lich beim Zusammenschlußvorhaben der Wandsbek 
Kurier Verlag GmbH, einer 100%igen Tochter der 
Axel Springer Verlag AG, imd der Stadt-Anzeiger 
Werbe- und Verlagsgesellschaft mbH, Leipzig^®). Im 
Januar 1994 erfolgte ferner die Untersagung des 
Zusammenschlusses der Gebrüder Gerstenberg 
GmbH <S Co., Hildesheim, und der Druckerei und 
Verlag E, Jungfer GmbH & Co. KG, Herzberg a.Harz. 
Anschließend an Kammergerichts-Entscheidungen 
ist es 1992/1993 in zwei Fällen zu Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs (BGH) gekommen. Der Bundes- 
gerichtshof hat im Fall „GfB/IKZ^o) die Entscheidung 
des Bundeskartellamtes bestätigt. Die Auffassung des 
Kammergerichts teilte er im Fall AxeJ Springer Verlag 
AG/A. Beig Druckerei- und Verlag GmbH & C 0 . 21 ). 
Eine Reihe von Zusammenschlüssen, die dem Bun- 
deskartellamt zur Prüfung Vorlagen, betrafen den 


19) WuW/E BKartA 2515. Vgl. Monopolkommission, Wettbe- 
werbspolitik oder Industriepolitik, Hauptgutachten 1990/ 
1991, Baden-Baden 1992, Tz. 714. 

20) WuW/E BGH 2882. Vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1990/1991, a.a.O., Tz. 663, 682. 

21) WuW/E BGH 2795. Vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1990/1991, a.a.O., Tz. 656, 681. 
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Tabelle V.7 


Auflagen 1), Konzentrationsraten und Anzahl der Publikumszeitschriften im 4. Quartal 1991 




Anteil der 

Anzahl 

der 

Zeit- 

schriften 

3 

6 

10 

25 

50 

größten Zeitschriften an der Auflage (%) 

1. Vierteljährlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

11 566 

33,0 

48,2 

58,0 

73,2 

83,4 

332 

— verkaufte Auflage 

7 776 


41,2 

52,6 

68,9 

83,1 


Illustrierte, Magazine u. ä 

2 703 



78,8 

78,8 

83,6 

46 

Motor, Reise u. ä 

1 470 

— 

— 

-V 

46,5 

67,3 

71 

Frauen, Familie u. ä 

3 698 



74,7 

90,4 

97,3 

20 

2. 6“ bis 8inal jährlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

10 634 

17,2 

25,3 

34,0 

51,8 

68,1 

348 

— verkaufte Auflage 

6 973 


13,1 

20,3 

41,5 

60,8 


Illustrierte, Magazine u. ä 

1 374 

— 

— 


54,9 

65,1 

30 

Motor, Reise u. ä 

3 029 




41,8 

61,4 

102 

Frauen, Familie u. ä 

1 420 

— 

— 


41,6 

75,4 

23 

3. Monatlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

53 699 

28,1 

33,3 

37,6 

49,1 

60,4 

767 

— verkaufte Auflage 

37 253 


19,1 

23,7 

39,2 

52,3 


Illustrierte, Magazine u. ä 

10 188 

-V 



38,3 

54,9 

154 

Motor, Reise u. ä 

21 113 

-V 


-V 


67,4 

186 

Frauen, Familie u. ä 

12 332 


41,9 

46,4 

76,1 

82,3 

45 

4. l4täglich/halbmonatlich erscheinende Publikumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

10515 

28,6 

47,3 

63,2 

85,1 

95,5 

123 

— verkaufte Auflage 

10 151 

29,3 

48,5 

64,9 

87,5 

96,5 


Illustrierte, Magazine u. ä 

2 126 




81,8 

94,6 

22 

Motor, Reise u. ä 

2 588 

— 


49,3 

86,5 

98,0 

20 

Frauen, Familie u. ä 

3 452 


76,7 

91,2 

99,9 

99,9 

7 

5. Wöchentlich erscheinende Publikumszeitschriften 




— verbreitete Auflage 

55 363 

17,5 

31,3 

44,3 

74,0 

97,7 

105 

— verkaufte Auflage 

46 338 


30,7 

46,2 

72,6 

97,4 


Illustrierte, Magazine u. ä 

40 318 

24,1 

43,0 

47,5 

79,3 

99,1 

40 

Motor, Reise u. ä 


— 

— 

— 



-2) 

Frauen, Familie u. ä 

8412 

— 

— 


63,7 

99,5 

10 

6. 2mal wöchentlich imd mehr erscheinende Publikumszeitschriften 



— verbreitete Auflage 

211 

92,6 

97,0 

100,0 

— 

— 

10 

— verkaufte Auflage 

210 

92,8 

97,2 

100,0 

— 

— 


Illustrierte, Magazine u. ä 


— 



— 

— 


Motor, Reise u. ä 

- 2 ) 

-V 



— 

— 

- 2 ) 

Frauen, Familie u. ä 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7. Publikumszeitschriften insgesamt 





— verbreitete Auflage 

141 989 

12,3 

18,2 

24,4 

39,1 

53,1 

1 685 

— verkaufte Auflage 

108 701 

-V 

11,0 

19,1 

32,3 

49,2 


Illustrierte, Magazine u. ä 

56 708 


26,6 

34,1 

51,0 

74,2 

292 

Motor, Reise u. ä 

30 539 





42,3 

384 

Frauen, Familie u. ä 

29 314 

— 

— 


41,2 

51,4 

105 


Durchschnittlich verkaufte und/oder unentgeltlich abgegebene Auflage je Erscheinungstag. 

2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Hörfunk- und Femsehbereich. Die Gründung der 
Fernsehsender n-tv, RTL 2 und VIVA sowie die 
Umwandlung von Tele 5 in das Deutsche Sportfemse- 
hen (DSF) sind hier zu nennen22). Die Untersagimgs- 
voraussetzimgen lagen in keinem dieser Fälle vor. 


3.1 Pressefusionskontrolle 

3.1.1 Untersagte Zusammenschlüsse 

644. Seit 1992 hat das Bimdeskartellamt in zwei 
Fällen Zusammenschlüsse im Zeitimgsbereich imter- 
sagt. Die Axel Springer Verlag AG (ASV) beabsich- 
tigte, über ihre 100%ige Tochtergesellschaft Wands- 
bek Kurier Verlag GmbH 50% der Stadt-Anzeiger 
Werbe- und Verlagsgesellschaft mbH zu erwerben. 
Durch den Erwerb der Stadt-Anzeiger GmbH wäre 
der einzige nennenswerte Wettbewerber der Zei- 
tungsdruckerei Leipzig GmbH & Co. KG (ZDL), eines 
Gemeinschaf tsimtemehmens der ASV imd der Ver- 
lagsgesellschaft Madsack GmbH & Co., übernommen 
worden imd damit die marktbeherrschende Stellimg 
der ZDL auf dem Anzeigen- imd Lesermarkt im Raum 
Leipzig verstärkt worden 23). 

645. Die zweite Untersagung betraf den Erwerb des 
Titels, der Belieferungsrechte und Anzeigenab- 
schlüsse des „Sarstedter Kurier- Kreisanzeigers" 
durch die Gebrüder Gerstenberg GmbH & Co., Hildes- 
heim. Der Verlag E. Jungfer GmbH & Co. ist Heraus- 
geber des „Sarstedter Kurier-Kreisanzeigers", der auf 
dem Lesermarkt für lokale imd regionale Abonne- 
ments-Tageszeitungen in Sarstedt eine marktbeherr- 
schende Stellung innehat. Die Gerstenberg GmbH ist 
Herausgeberin der regionalen Abonnements-Tages- 
zeitung „Hildesheimer Allgemeine Zeitung" (Ver- 
breitungsgebiet ist die Stadt und der Landkreis Hil- 
desheim). In ihrer Nordausgabe findet regelmäßig 
eine Berichterstattung über Ereignisse in Sarstedt 
statt. Neben dem „Sarstedter Kurier-Kreisanzeiger" 
und der „Hildesheimer Allgemeinen Zeitung" berich- 
ten die „Hannoversche Allgemeine Zeitung" sowie 
die „Neue Presse" — beides Tageszeitungen der 
Verlagsgesellschaft Madsack GmbH & Co., an der die 
Gerstenberg GmbH 6,4 % der Kommanditanteile hält 
— ebenfalls aus Sarstedt. Von den oben genannten 
Tageszeitungen hatte der „ Sarstedter Kurier- Kreisan- 
zeiger" auf dem Lesermarkt schon vor dem Zusam- 
menschluß eine marktbeherrschende Stellung inne. 
Die marktbeherrschende Stellung des „Sarstedter 
Kurier- Kreisanzeigers" auf dem Lesermarkt für 
lokale/regionale Abonnements -Tageszeitungen von 
knapp 60% würde durch den Zusammenschluß von 
der Gerstenberg GmbH übernommen und verstärkt 
werden. Dem Argument der Gerstenberg GmbH, der 
„ Sarstedter Kurier-Kreisanzeiger" sei mittelfristig nur 
durch einen Zusammenschluß lebensfähig und führe 
damit zu einer Verbesserung der Wettbewerbsbedin- 
gungen, kann das Bundeskartellamt nicht zustimmen. 
Zwar sei die verkaufte Auflage des „Sarstedter 
Kurier-Kreisanzeigers " zurückgegangen, dennoch 


22) Vgl. Tz. 651 ff. 

23) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 714. 


verfüge er über eine gefestigte Stellimg auf dem 
Anzeigenmarkt in Sarstedt. Die „Hildesheimer Allge- 
meine Zeitung" (Nordausgabe) und die Regionalaus- 
gabe der „Hannoverschen Allgemeinen Zeitung"/ 
„Neue Presse" sind aus Sicht der lokal-orientierten 
Anzeigenkunden nicht austauschbar. Unterstellt man 
den Marktaustritt des „Sarstedter Kurier-Kreisanzei- 
gers", so werden die Gerstenberg GmbH imd die 
Madsack GmbH, zwei in etwa gleich starke Wettbe- 
werber, um den Marktanteil des „Sarstedter Kurier- 
Kreisanzeigers" konkurrieren. Während durch einen 
Zusammenschluß die Marktanteile des „Sarstedter 
Kurier-Kreisanzeigers" vollständig der Gerstenberg 
GmbH zufallen würden, könnte bei einem Marktaus- 
tritt des „Sarstedter Kurier-Kreisanzeigers" ein Teil 
des Marktanteils an die Madsack GmbH fallen, was 
aus wettbewerbspoütischer Sicht wünschenswert 
wäre. 


3.1.2 Aufgegebene Zusammenschlußvorhaben wegen 
erheblicher Bedenken des Bundeskartellamtes 

646. Die Druck- und Verlagsanstalt Neue Presse 
Coburg GmbH und die Baumann GmbH & Co. KG 
beabsichtigten die Gründung eines Gemeinschafts- 
unternehmens, welches eine Abonnements-Tageszei- 
tung herausgeben sollte, die an die Stelle der bislang 
in der Stadt und im Landkreis Coburg erscheinenden 
Abonnements -Tageszeitungen „Neue Presse" (Neue 
Presse Coburg GmbH) und „Coburger Tageblatt" 
(Baumann GmbH) treten sollte. Das „Coburger 
Tageblatt" und die „Neue Presse" sind die einzigen 
regionalen Abonnements-Tageszeitungen in der 
Stadt und im Landkreis Coburg. An der zu gründen- 
den neuen Verlags gesellschaft sollte die Neue Presse 
Coburg GmbH mehr als 50 % der Anteile erhalten. Die 
Baumann GmbH sollte die restlichen Anteile, auf 
jeden Fall mehr als 25%, übernehmen. Das Bimdes- 
kartellamt kam zu der Auffassimg, daß das zu grün- 
dende Gemeinschaftsunternehmen eine marktbe- 
herrschende Stellung auf dem Anzeigen- imd Leser- 
markt für regionale Abonnements -Tageszeitungen 
erlangen würde. Auf dem betroffenen Lesermarkt 
wäre die „Gemeinschaftszeitung" ohne Wettbewer- 
ber, unabhängig davon, ob es ihr gelänge, die Leser 
beider Zeitungen zu übernehmen. Da die Erstzeitung 
im Verbreitungsgebiet für die werbungtreibende 
Wirtschaft ein unverzichtbares Werbemedium ist, 
würde die „Gemeinschaftszeitung" auch auf dem 
Anzeigenmarkt eine marktbeherrschende Stellung 
erlangen. Kaufzeitungen mit entsprechendem Lokal-/ 
Regionalteil und eine dem räumlich relevanten Markt 
entsprechende Belegungseinheit im Raum Coburg 
existieren nicht, und das auflagenstärkste Anzeigen- 
blatt wird von der Neue Presse Coburg GmbH — der 
Mitgesellschafterin des Gemeinschaftsunternehmens 
— herausgegeben und kaim daher nicht als Wettbe- 
werber betrachtet werden. 

Nachdem das Bundeskartellamt diese Bedenken 
gegen das Zusammenschlußvorhaben äußerte, haben 
die Beteiligten das Vorhaben zurückgezogen. Gegen 
die Gründung einer gemeinsamen Vertriebsgesell- 
schaft, der VUV Vertriebs- und Verlagsservice GmbH, 
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die die gemeinsame Zustellimg der „Neuen Presse" 
imd des „Coburger Tageblatts" übernehmen sollte, 
hatte das Amt wegen nur geringfügiger Wettbewerbs- 
beschränkung keine Einwände. Durch den Zusam- 
menschluß wird nach Auffassimg des Amtes die 
Wettbewerbsstruktur auf den betroffenen Leser- imd 
Anzeigenmärkten nur imwesentlich beschränkt. 


3.1.3 Sonstige Zusammenschlußvorhaben 

647. Im Mai 1993 hat die Saarbrücker Zeitung Ver- 
lag und Druckerei GmbH (SZV), ein zur Verlags- 
gruppe Georg von Holtzbrinck gehörender Zeitungs- 
verlag, die vollzogene Erhöhung einer bereits beste- 
henden Beteiligung an der Volksfreund-Druckerei 
Nikolaus Koch GmbH & Co. KG, der Nikolaus Koch 
GmbH und der Zustellgesellschaft TV Zeitungs- 
Zustelldienst GmbH von 15% auf 100% angezeigt. 

Die SZV ist Herausgeberin der im gesamten Saarland 
erscheinenden lokalen/regionalen Abonnements- 
Tageszeitung „Saarbrücker Zeitung". Der Geschäfts- 
gegenstand der Volksfreimd-Druckerei KG sind der 
Verlag, Druck und Vertrieb der lokalen/regionalen 
Abonnements-Tageszeitung „Trierischer Volks- 
freund". Hauptverbreitimgsgebiet des „Trierischen 
Volksfreunds" ist Rheinland-Pfalz. Zudem erscheint 
er im saarländischen Kreis Merzig-Wadem („Aus- 
gabe Saar") und enthält regelmäßig einen Lokalteil, 
der über Ereignisse in dieser Region berichtet. 

Vom Zusammenschluß der „Saarbrücker Zeitimg" 
und des „Trierischen Volksfreimds" sind der lokale/ 
regionale Lesermarkt im Verbreitungsgebiet Merzig- 
Wadem sowie der Lesermarkt für regionale Abonne- 
ments-Tageszeitungen im rheinland-pfälzischen Ver- 
breitungsgebiet des „Trierischen Volksfreunds" be- 
troffen. Nach anfänglichen Bedenken imd einer 
Abmahnung durch das Bundeskartellamt konnte die- 
ser Zusammenschluß im März 1994 vollzogen werden. 
Das Bundeskartellamt war zunächst der Ansicht, daß 
die SZV im Verbreitungsgebiet Merzig-Wadem auf 
dem Lesermarkt für lokale/regionale Abonnements- 
Tageszeitungen durch den Zusammenschluß ihre 
bereits bestehende marktbeherrschende Stellung ver- 
stärke. Aus der Tatsache, daß sich der „Trierische 
Volksfreund" mit einem Lokalteil im saarländischen 
Merzig-Wadem engagiert, schloß das Amt, daß beide 
Zeitungen in einem Wettbewerbsverhältnis zueinan- 
der stehen. Durch den Zusammenschluß könne die 
SZV das Marktverhalten der „Saarbrücker Zeitung" 
und des „Trierischen Volksfreunds" in Merzig- 
Wadem abstimmen. Da die „Saarbrücker Zeitung" in 
Merzig-Wadem schon vor dem Zusammenschluß eine 
marktbeherrschende Stellung innehatte, entfiele nun- 
mehr der noch verbleibende Wettbewerb auf diesem 
Markt. Selbst wenn man unterstellt, daß beide Zeitun- 
gen nicht demselben relevanten Markt zuzuordnen 
sind, würde der Zusammenschluß ebenfalls die markt- 
beherrschende Stellung der „Saarbrücker Zeitung" 
verstärken, da ein nicht unwesentlicher Randwettbe- 
werb damit entfällt. Zusätzlich zur Verstärkung der 
marktbeherrschenden Stellung der SZV verstärkt der 


Zusammenschluß die marktbeherrschende Stellung 
des „Trierischen Volksfreunds" in dessen Verbrei- 
tungsgebiet. Aufgrund des Zusammenschlusses und 
des damit verbundenen Ressourcenzuwachses entfal- 
len mögliche Wettbewerbsvorstöße der „Saarbrücker 
Zeitung" bzw. anderer potentieller Wettbewerber. 

Ende Januar 1994 hat die SZV die Regionalausgabe 
des „Trierischen Volksfreunds" in Merzig-Wadem 
eingestellt. Dem Kartellamt wurde dargestellt, daß es 
aufgrund landsmaimschaftlicher Grenzen (saarländi- 
sche Leser, die kein Interesse an einer rheinland- 
pfälzisch orientierten regionalen Berichterstattung 
haben) zu einer kontinuierlich sinkenden Zahl von 
Lesern des „Trierischen Volksfreunds" in diesem 
Verbreitungsgebiet kam. Die Einstellung einer 
unwirtschafthchen Regionalausgabe wäre auch durch 
einen anderen Erwerber nicht verhindert worden. 

Das Bundeskartellamt ging letztlich in seiner Ent- 
scheidung davon aus, daß kein aktuelles Wettbe- 
werbsverhältnis beider Zeitungen mehr besteht. Die 
SZV ist nach Auffassung des Amtes auch nicht als 
potentieller Wettbewerber einzustufen. Neben den 
bereits erwähnten landsmannschaftlichen Besonder- 
heiten sind es natürliche Marktzutrittsbarrieren im 
Zeitungsbereich, die ein Engagement der „ Saarbrük- 
ker Zeitung" im Kemverbreitungsgebiet des „Trieri- 
schen Volksfreunds" unwahrscheinlich erscheinen 
lassen. Die SZV ist daher nicht als potentieller Wett- 
bewerber einzustufen, durch dessen Wegfall die 
marktbeherrschende Stellung des „Trierischen 
Volksfreunds" auf dem Lesermarkt verstärkt würde. 

Da es auch in den an das Verbreitungsgebiet des 
„Trierischen Volksfreunds" angrenzenden Verbrei- 
tungsgebieten keine potentiellen Wettbewerber gibt, 
entsteht durch den Ressourcenzuwachs, der mit dem 
Zusammenschluß verbunden ist, keine Abschrek- 
kungswirkung, die den Marktzutritt potentieller Wett- 
bewerber verhindern würde. 

648. Die Schleswig-Holsteiner Zeitungsverlag 
GmbH (SHZV) hat Ende 1992 sämtliche Geschäftsan- 
teüe an der Stormarner Tageblatt und Druckerei J. 
Schüthe GmbH & Co. und deren Komplementär- 
GmbH erworben. Die Lübecker Nachrichten GmbH 
veräußerte diese Anteile, da ihr der Erwerb vom 
Bundeskartellamt untersagt worden war 24). Die Ver- 
breitungsgebiete 25) der von beiden Unternehmen 
herausgegebenen regionalen Abonnements-Tages- 
zeitungen und Anzeigenblätter grenzen nicht anein- 
ander und überschneiden sich nicht, so daß es zu 
keiner Marktanteilsaddition auf dem Leser- und 
Anzeigenmarkt kommt. Mit der SHZV tritt den 
Wettbewerbern des Stormarner Tageblatts (Lübecker 
Nachrichten GmbH und Axel Springer Verlag AG) ein 
finanzstarker Konkurrent gegenüber. Aus wettbe- 
werbspohtischer Sicht war der Zusammenschluß posi- 
tiv zu bewerten. 


24) WuW/E BKartA 2290. Vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1990/1991, a.a.O., Tz. 677. 

25) Verbreitimgsgebiet der regionalen Abonnements-Tageszei- 
tung imd Anzeigenblätter der SHZV ist der Norden Schles- 
wigs; das „Stormarner Tageblatt" wird im Landkreis Stor- 
mam vertrieben. 
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Eine ähnliche Situation ergab sich beim Erwerb einer 
Mehrheitsbeteiligung der SHZV an der A, Beig KG, 
Die Verbreitungsgebiete der am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen überschneiden sich nicht 
und grenzen auch nicht aneinander. Das Entstehen 
bzw. die Verstärktmg einer marktbeherrschenden 
Stelltmg war nicht zu erwarten. Es dürfte aufgnmd des 
Vorhabens zu einer Verbessenmg der Wettbewerbs- 
situation im Landkreis Pirmeberg kommen, da mit der 
SHZV ein finanzstarker Wettbewerber zum führen- 
den Axel Springer Verlag hinzutritt. 


3.1 .4 Entscheidungen des Bundesgerichtshofes 

649. Gegen die Entscheidung des Kammer gerichts 
in den Fällen Axel Springer Verlag AG (ASV)/A. Beig 
Druckerei und Verlag GmbH & Co. und GIB Verwak 
tungsgesellschaft für Beteiligungsbesitz mbH/Iserloh- 
ner Kreisanzeiger und Zeitung Wichelhoven Verlag 
GmbH & Co. KG (IKZ) wurde Rechtsbeschwerde beim 
Bimdesgerichtshof eingelegt. 

Die Erhöhung einer bereits bestehenden Beteiligung 
der Axel Springer Verlag AG an der A. Beig Druckerei 
tmd Verlag GmbH & Co. um weitere 25% wurde 
bereits 1990 vom Bundeskartellamt untersagt imd die 
Beschwerde der Betroffenen vom Kammergericht 
zurückgewiesen 26). Der Bimdesgerichtshof^^) bestä- 
tigte die Entscheidung des Kammergerichts, die 
Untersagung des 1986 vollzogenen Erwerbs der Kom- 
manditanteile von 23,4% der ASV AG an A. Beig 
aufzuheben. Der 1989 erfolgte Erwerb weiterer 25 % 
der Kommanditanteile wurde hingegen zu Recht vom 
Bimdeskartellamt untersagt. Der zusätzliche Anteils- 
erwerb lasse erwcirten, daß eine marktbeherrschende 
Stelltmg verstärkt werde. Der Lesermarkt im Land- 
kreis Pirmeberg werde nach dem Zusammenschluß 
nur noch von der ASV AG beherrscht. Verbesserun- 
gen der Wettbewerbsbedingimgen aufgrund des 
Zusammenschlusses seien nicht zu erkennen. Der 
Zusammenschluß sei daher zu Recht untersagt wor- 
den. 

650. Ein weiterer BGH-Beschluß^Q) ist am 19. Januar 
1993 in dem Verfahren GIB /IKZ ergangen. Das Kam- 
mergericht 29) hatte die Untersagrmg der Beteiligung 
der GfB an der IKZ mit 24,8 % bestätigt. Die GfB und 
die Westdeutsche Allgemeine Zeittmgsverlagsgesell- 
schaft E. Brost & J. Funke GmbH & Co. (WAZ) wurden 
vom Kammergericht als verbimdene Unternehmen 
angesehen, die von den Gesellschafterstämmen Brost 
imd Fimke beherrscht werden, und es wurde festge- 
stellt, daß der Zusammenschluß gemäß § 24 Abs. 1 und 
2 Satz 1 GWB zu imtersagen sei. Der Bimdesgerichts- 
hof hat die Rechtsbeschwerde der betroffenen Unter- 
nehmen gegen den Kammergerichtsbeschluß abge- 
lehnt. 


26) WuW/E BKartA 2477; WuW/E OLG 4737. Vgl. Monopol- 
kommission, Wettbewerbspolitik vor neuen Herausforde- 
rungen, Hauptgutachten 1988/1989, Baden-Baden 1990, 
Tz. 589; Hauptgutachten 1990/1991, a.a.O., Tz. 656, 681. 

27) WuW/E BGH 2795. 

28) WuW/E BGH 2882. 

28) WuW/E OLG 4835. Vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1990/1991, a.a.O., Tz. 663, 682. 


3.2 Fusionskontrolle im Rundfunkbereich 

651. In den vergangenen zwei Jahren hat es eine 
Reihe von Gründtmgen privater Femsehveranstalter 
gegeben, die beim Bundeskartellamt angemeldet 
wurden tmd auf die die FusionskontroUvorschriften 
Anwendung fanden. Zu einer Untersagung kam es in 
keinem der angemeldeten Zusammenschlüsse. Die 
von Zusammenschlußfällen betroffenen Märkte sind 
der Femsehwerbemarkt und der Markt für Femseh- 
rechte an Spielfilmen und Serien (Markt für Film- 
rechte). Aufgrund der Marktanteilsstärke öffentlich- 
rechtlicher Femsehveranstalter geht das Bundeskar- 
tellamt für den Werbemarkt von einem engen Oligo- 
pol aus, welches sich im Innenverhältnis durch inten- 
siven Wettbewerb auszeichnet. Dieser intensive Wett- 
bewerb hat keine marktbeherrschende Stellung eines 
privaten Anbieters auf dem Femsehwerbemarkt ent- 
stehen lassen 20). 

Die Gründtmgen von RTL 2, VTVA und n-tv, die 
Umwandlung von Tele 5 in das Deutsche Sportfemse- 
hen sowie die Verändenmg der Beteiligungsstmktu- 
ren beim Kabelkanal und bei VOX unterlagen der 
Fusionskontrolle. Aufgrund medienrechtlicher Betei- 
ligungsbeschränkungen handelt es sich bei Femseh- 
veranstaltem in der Regel um Gemeinschaftsunter- 
nehmen. Da die Beteiligungsmöglichkeiten oft die 
25 % -Grenze nicht überschreiten, kommt die Fusions- 
kontrolle nur zur Anwendung, wenn mit der Beteili- 
gung — etwa aufgrund von Sperrechten oder entspre- 
chenden Einflußmöglichkeiten — einer der Umge- 
hungstatbestände des § 23 Abs. 2 GWB erfüllt wird. Es 
kam in mehreren Fällen zur Anwendtmg des Umge- 
hrmgstatbestands des § 23 Abs. 2 Nr. 6 GWB. 

652. So erfüllten die Beteiligungen der Compagnie 
Luxembourgeoise de Telediffusion S.A., Luxemburg 
(CLT) tmd der UFA Film- und Fernseh-GmbH, Ham- 
burg an der RTL 2 Fernsehen GmbH & Co. KG und 
deren Komplementärin RTL 2 Fernsehen Geschäfts- 
führungs GmbH (RTL 2) diese Voraussetzung. Der im 
November 1992 angezeigte Erwerb von 24% der 
Kapitalanteile an RTL 2^1) dtirch die CLT bzw. 17,5 % 
durch die UFA verwirkliche einen Zusammenschluß- 
tatbestand nach § 23 Abs. 2 Nr. 6 GWB. 

CLT und UFA sind mit 46,1% bzw. 38,9% an RTL 
Television (vormals RTL plus) beteiligt und stehen im 
Rahmen dieser Beteiligung in einem mittelbaren 
Wettbewerbsverhältnis zu RTL 2. Ein Interesse, RTL 2 
als unabhängigen Wettbewerber auf den relevanten 
Märkten zu etablieren, besteht daher nicht. Zudem 
ergibt sich aufgrund gesellschaftsvertraglicher Rege- 
Itmgen und des vorhandenen Know-how im Bereich 
elektronischer Medien ein wettbewerblich erhebli- 
cher Einfluß auf RTL 2. Ferner ist davon auszugehen, 


30) Vgl. Bericht des Bundeskartellaintes über seine Tätigkeit in 
den Jahren 1991/92 sowie über die Lage und Entwicklung 
auf seinem Aufgabengebiet, BT-Drucksache 12/5200, 
S. 17f. 

31) Die letztlich realisierte Gesellschafterstruktur von RTL 2 
sieht wie folgt aus: Heinrich Bauer Verlag 37,6%, Tele 
München 37,6%, CLT 15%, UFA 7,8%, FAZ 1%. Burda 
Verlag 1 %. Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft, Privatfunk 
in Deutschland, Fernsehen, Hörfunk, Kabel, Sender und 
Veranstalter von A bis Z, Köln 1993, S, 17. 
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daß UFA und CLT mit ihrer Beteiligung an RTL 2 
gleichgerichtete Interessen verfolgen und damit 
gemeinschaftlich einen wettbewerblich erheblichen 
Einfluß ausüben können. 

Die vermutete Gemeinschaftlichkeit der Einfluß- 
nahme wird erfüllt, wenn eine gesicherte, einheitliche 
Einflußnahme auf der Basis einer dauerhaften Inter- 
essengleichheit erfolgt. Von gleichgerichteten wett- 
bewerblichen Interessen der UFA und CLT kann 
ausgegangen werden. Es besteht das Bestreben, den 
wirtschaftlichen Erfolg von RTL Television auszu- 
bauen, und das Interesse, die Beteiligung an RTL 2 so 
zu nutzen, daß die Wettbewerbssituation von RTL 
Television nicht gefährdet wird. 

653 . Auf dem relevanten Markt für nationale Fern- 
sehwerbung herrscht intensiver Wettbewerb. Das 
Bundeskartellamt geht bei seiner Betrachtung von 
einem engen Oligopol aus (RTL Television, SAT.l, 
ARD, ZDF), in dessen Innenverhältnis intensiver Wett- 
bewerb herrscht. Auf dem Markt für Filmrechte ist die 
Kirch-Gruppe mit Abstand Marktführer. Diese Posi- 
tion konnte in den letzten Jahren durch den Aufbau 
weiterer Absatzkanäle (SAT.l, PRO 7, Kabelkanal 
und DSF/vorher Tele 5) wahrscheinlich verstärkt 
werden. Die Beteiligung von UFA und CLT an RTL 2 
versetzt die Unternehmen in die Lage, Fernsehrechte 
besser zu verwerten und die Verhandlungsposition 
beim Erwerb künftiger Rechte zu verbessern. Sie läßt 
eine Intensivierung des Wettbewerbs auf dem Markt 
für Femsehrechte erwarten. 

Durch die Zusammenschlüsse (CLT/RTL 2, UFA/ 
RTL 2) 32) wurde keine marktbeherrschende Stellung 
auf den betroffenen Märkten begründet bzw. ver- 
stärkt, so daß es zu keiner Untersagung kam. 

654 . Der Erwerb von 24,5% der Anteile der KMP 
Kabel Media Programm Gesellschaft mbH durch die 
Taurus Vermögensverwaltungs GmbH, einem Unter- 
nehmen der Kirch-Gruppe, erfüllte ebenfalls den 
Zusammenschlußtatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 6 
GWB. Veräußert wurden die Anteile von der Axel 
Springer Verlag AG (ASV), die diese von der Tele 
München Femseh GmbH & Co. Produktionsgesell- 
schaft übernommen hatte und die nach dem Verkauf 
immer noch 24,9% der KMP- Anteile hält. Bis Ende 
1992 war die KMP Betreiberin des Fernsehprogramms 
Tele 5, welches zum 1. Januar 1993 in das werbefi- 
nanzierte Sport- Spartenprogramm Deutsches Sport- 
femsehen (DSF) umgewandelt wurde. Taurus und 
ASV sind in der Lage, einen wettbewerblich erhebli- 
chen Einfluß auf die KMP auszuüben. Ähnlich wie in 
den Fällen CLT/RTL 2 und UFA/RTL 2 ist davon 
auszugehen, daß bei Taums und ASV eine dauerhafte 


32) Da an RTL 2 der Heinrich Bauer Verlag (HBV) beteiligt ist, 
prüfte das Bundeskartellamt auch die möglichen Auswir- 
kungen auf den Markt für Publikumszeitschriften. Der HBV 
und die Bertelsmann AG (über die UFA an RTL 2 beteiligt) 
gehören zu den umsatzstärksten Verlagen. Zwischen Fem- 
seh- und Publikumszeitschriftenwerbung ist von einer Sub- 
stitutionsbeziehung auszugehen. Der Zusammenschluß ver- 
setzt die Unternehmen nicht in die Lage, Schutzstrategien 
zur Sicherung des Anzeigengeschäftes durchzusetzen, da 
auf dem Femsehwerbemarkt intensiver Wettbewerb 
herrscht. 


Interessengleichheit besteht, die Grundlage für eine 
gesicherte, beständige und einheitliche Einfluß- 
nahme auf die KMP ist 33). 

Auf dem Markt für Sportübertragungsrechte ist die 
Kirch-Gmppe über die Internationale Sportrechte- 
Verwertungsgesellschaft mbH (ISPR) als Nachfrage- 
rin bzw. Anbieterin solcher Rechte tätig und befindet 
sich dort im Wettbewerb mit anderen Sportrechte- 
agenturen, Femseh- und Sportveranstaltem. Die 
Beteiligung am DSF ermöglicht eine optimale Ausnut- 
zung dieser Rechte 34) und verbessert die Position der 
Kirch-Gmppe. Die UFA — beteiligt an RTL Television, 
RTL 2 und VOX — hat eine vergleichbare Position wie 
die ISPR iime. Neben diesen Rechteverwertem sind 
noch die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
und direkt vermarktende Sportveranstalter auf die- 
sem Markt tätig. 

Auf dem Markt für Femsehrechte ist die Kirch-Gmppe 
mit Abstand Marktführerin. Dem DSF ist es derzeit 
aufgrund lizenzrechtlicher Bestimmungen nur be- 
grenzt möglich, Spielfilme zu senden. Änderungen 
des Programmschemas bedürfen der Zustimmung der 
Bayerischen Landesmedienzentrale (BLM). Die Betei- 
ligung der Kirch-Gmppe an der KMP (DSF) führt nicht 
zur Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung auf den oben genannten relevan- 
ten Märkten. 

655 . Im August 1993 meldeten die Unternehmen 
Warner Music Germany Entertainment, Sony Medien- 
beteiligungsgesellschaft mbH, Polygram GmbH, 
Thorn/EMI GmbH (EMI), Herr Frank Otto und die 
VIVA Medien GmbH die Gründung der VIVA Fern- 
sehen GmbH & Co. KG und deren Komplementärin, 
der VIVA Fernsehen Beteiligungs GmbH, beim Bun- 
deskartellamt an. Warner, Sony, Polygram, EMI und 
Herr Otto erwarben je 19,8 % der Anteile, während die 
VIVA Medien GmbH keine Kapitalanteile, sondern 
eine Sachanlage erbrachte. Auch bei diesem Zusam- 
menschluß lagen die Voraussetzungen des § 23 Abs. 2 
Nr. 6 GWB vor. Interessant ist, daß es hier zu einer 
Verbindung von Wettbewerbern auf vertikaler Ebene 
kommt und damit der Zugang zu den Beschaffungs- 
und Absatzmärkten betroffen ist. Aufgrund der Oligo- 
polsituation mit intensivem Wettbewerb im Innenver- 
hältnis auf dem Werbemarkt führt der Zusammen- 
schluß auf dem Femsehwerbemarkt nicht zur Entste- 
hung bzw. Verstärkung einer marktbeherrschenden 
Stellung. Das Bimdes kartellamt geht von einem ein- 
heitlichen nationalen Femsehmarkt aus, der nicht in 
Voll- bzw. Spartenprogramme getrennt werden kann. 

Auf dem ebenfalls betroffenen Markt für Tonträger 
der Unterhaltungsmusik geht das Bundes kartellamt 
von einem marktbeherrschenden Oligopol auf der 


33) über die Beteiligung beider Gesellschaften an SAT.l 
besteht ein mittelbares Wettbewerbsverhältnis zum DSF. Es 
ist nicht zu erwarten, daß das DSF als unabhängiger Wett- 
bewerber auftritt. Zudem ergeben sich gemeinsame Interes- 
sen aus der Zusammenarbeit bei der Sportrechtsagentur 
ISPR. 

34) So kann je nach Sportart, Übertragungszeit oder erwarteter 
Einschaltquoten zwischen SAT.l und DSF gewählt wer- 
den. 
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Herstellerstufe aus. Neben den an VIVA beteiligten 
Tonträgerherstellem gehört die Bertelsmann Music- 
Group (BMG) — ein Unternehmen der Bertelsmann 
AG — ebenfalls zu diesem Oligopol. Es ist nicht zu 
erwarten, daß die marktbeherrschende Stellung des 
Oligopols auf der Herstellerstufe für Tonträger der 
Unterhaltungsmusik verstärkt wird, da die an VIVA 
beteiligten Unternehmen auf dem Femsehwerbe- 
markt intensivem Wettbewerb ausgesetzt sind (MTV, 
öffentlich-rechtliche und private Vollprogramme) und 
eine Verfestigimg der Interessenbildung nicht zu 
erwarten ist. Zudem ist BMG als Oligopolmitglied 
nicht am Gemeinschaftsunternehmen beteiligt. Über 
ihre Beteiligimg an RTL Television, RTL 2 und VOX 
steht sie im direkten Wettbewerb zu VIVA Einen 
eigenen Markt für Senderechte für Musikvideos, auf 
dem Auswirkungen des Zusammenschlusses zu 
erwarten wären, hat das Kartellamt nicht zugrunde 
gelegt, da veröffentlichte Videos von jedem Sender 
gegen Zahlung der GEMA- Gebühren gesendet wer- 
den können. Selbst wenn man einen solchen Markt 
unterstellt, steht VIVA im Wettbewerb mit weltweit 
ausstrahlenden Musiksendem. Da auf keinem der 
relevanten Märkte die Entstehung bzw. die Verstär- 
kung einer marktbeherrschenden Stellung zu erwar- 
ten war, wurde der Zusammenschluß nicht unter- 
sagt. 

656 . Die Gründung der n-tv Nachrichtenfernseh 
GmbH & Co. KG 35) sowie die Veränderung der 
Beteiligungsverhältnisse beim Kabelkanal 36) und bei 
VOX37) unterlagen der Fusionskontrolle. In allen 
Fällen war der Markt für nationale Fernsehwerbung 
betroffen. Aufgnmd der bereits geschilderten Oligo- 
polsituation herrscht dort intensiver Wettbewerb, und 
keiner der Zusammenschlüsse führte zur Entstehung 
oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel- 
lung 38). 


35) Die Anmeldung erfolgte ün März 1992, Gesellschafter waren 
Time Warner International Inc. bzw. deren deutsche Toch- 
tergesellschaften, die EGIT Nachrichtenfemseh Holding 
GmbH (eine Tochtergesellschaft der East German Invest- 
ment Trust) sowie Mitglieder der Famüie Nixdorf. Im Januar 
1993 erwarb die CNN Germany Inc. 27,49% der Anteile. 
Inzwischen haben weitere Veränderungen im Gesellschaf- 
terkreis stattgefunden. 

36) Im April 1992 wurde der Erwerb einer 45 %igen Beteiligung 
der TEFI-Handels AG Baar/Schweiz an der „ Der Kabelkanal 
Femseh GmbH, München" angemeldet. Die TEFI Handels- 
AG ist über die Holdinggesellschaft Overpart AG mit Otto 
Beisheim (Metro-Gruppe) verbunden. Ebenfalls 45% des 
Stammkapitals liegen bei der PRO 7 Television GmbH. Die 
restlichen 10 % der Anteile werden von Georg Kotier, dem 
Geschäftsführer von PRO 7, gehalten. 

37) Die UFA Film- und Femseh GmbH übernahm mit Ausschei- 
den der Georg von Holtzbrinck GmbH & Co. deren Anteile 
an der VOX Film- und Femseh GmbH & Co. KG sowie der 
VOX Film- und Femsehbeteiligungsgesellschaft mbH in 
Höhe von 14,5%. 

38) Im Fall des Kabelkanals war auch der Markt für Femseh- 
rechte betroffen. Herr Beisheim hat über die MH-Medien 
Handelsgesellschaft, an der er zu 50 % beteiligt ist, Sende- 
lizenzen gekauft. Auf dem Markt für Femsehrechte hat er 
keine marktbeherrschende Stellung inne. Aber selbst wenn 
man unterstellt, daß die Kirch-Gmppe und Herr Beisheim 
ein wettbewerbsloses Oligopol bilden, führt der Zusammen- 
schluß nicht zur Verstärkung der marktbeherrschenden 
Stellung des Oligopols, 


657 . Private Hörfunkveranstalter sind nunmehr 
in fast allen Bundesländern 39) lizenziert worden. 
In Mecklenburg- Vorpommern '^8), Sachsen^i), Sach- 
sen-Anhalt ^^2) Thüringen'^3) gibt es wenig- 

stens ein landesweites privates Hörfunkprogramm. 
Der Gesellschafterkreis der Veranstalter ist breit 
ge streut, Zeitungsverlage verfügen bei den Hör- 
funkveranstaltem nicht über gesellschaftsrechtiich 
abgesicherte Positionen, die es ihnen erlau- 
ben, einen vorherrschenden Einfluß auszuüben. 
Die Gründung derartiger Veranstaltergemeinschaf- 
ten war aus karteUrechtlicher Sicht unproblema- 
tisch ^4), 

Auf dem b erlin- brandenburgischen Hörfunkwerbe- 
markt herrscht intensiver Wettbewerb. Neben den 
Programmen der öffentlich-rechtlichen Veranstalter 
Sender Freies Berlin (SFB) und Ostdeutscher Rund- 
funks Brandenburg (ORB) konkurrieren derzeit meh- 
rere private Hörfunkprogramme um Werbeeinnah- 
men45). Die Neue Berliner Rundfunk GmbH & Co. KG, 
die Nachfolgerin des ehemaligen DDR Staatsrund- 
funks, erhielt eine Sendeerlaubnis für Berlin/Bran- 
denburg. 


39) In Bremen werden alle terrestrischen UKW-Frequenzen von 
Radion Bremen genutzt. Die niedersächsischen Privatveran- 
stalter Antenne Niedersachsen und radio ffn können cdler- 
dtngs in Bremen empfangen werden. 

46) Es wurde bislang ein landesweites privates Hörfunkpro- 
gramm — Antenne MV — lizenziert. Gesellschafter sind die 
AVE Gesellschaft für Hörfunkbeteüigung mbH (ein Unter- 
nehmen der Holtzbrinck-Gruppe), die Ostseezeitung 
Rostock, der Nordkurier Neubrandenburg, Radio Schles- 
wig-Holstein sowie 31 weitere Unternehmen bzw. Personen. 
Vgl. zu den Beteiligungsstrukturen im einzelnen: Institut der 
deutschen Wirtschaft, a.a.O., S, 201. 

41) In Sachsen gibt es zwei landesweit ausgestrahlte private 
Hörfunkprogramme. An Antenne Sachsen sind 47 Gesell- 
schafter aus Ost- und Westdeutschland beteiligt. Radio PSR 
wird von 35 mittelständischen Unternehmen betrieben. 
Gesellschafter sind unter anderem Radio Schlesig -Holstein, 
die Bremer Tageszeitung und die Greiffenberger AG in 
Plauen. Weitere sieben lokale Programme senden in ver- 
schiedenen Städten Sachsens. Vgl. Institut der deutschen 
Wirtschaft, a. a.O.. S. 271 ff. 

42) Radio Brocken und radio SAW sind die landesweiten Hör- 
funkprogramme Sachsen- Anhalts. Gesellschafter von radio 
SAW sind zu 70% Unternehmer aus Sachsen- Anhalt sowie 
die Nordwestzeitung und Radio Schleswig-Holstein. An 
Radio Brocken sind die Holtzbrinck-Gruppe sowie 33 Klein- 
gesellschafter beteiligt. Vgl. Institut der deutschen Wirt- 
schaft, a.a.O., S. 279 ff. 

43) Antenne Thüringen ist das landesweite Hörfiuikprogramm 
Thüringens. Gesellschafter sind die AVE Gesellschaft für 
Hörfunkbeteiligungen mbH (Holtzbrinck-Gruppe), die 
Rheinische Post sowie 39 weitere Gesellschafter. Vgl. Institut 
der deutschen Wirtschaft, a.a.O., S. 289 ff, 

44) Vgl. TB BKartA 1991/92, a.a.O., S. 130. Das Kartellamt 
prüfte die Beteiligung von Verlagen an Unternehmen, die 
sich in den neuen Bundesländern um die Erteüung einer 
Hörfunklizenz beweuben. In keinem dieser Fälle lagen die 
Untersagungsvoraussetzungen vor. Auf dem Markt für Hör- 
funkwerbung werden die Verhaltensspielräume regelmäßig 
durch öffentlich-rechtliche Hörfunkprogramme begrenzt. 
Negative Auswirkungen auf die Anzeigenmärkte wurden 
aufgnmd des erwarteten mtensiven Wettbewerbs ausge- 
schlossen. 

45) Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft, a.a.O., S. 151 ff. 
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Die Märkische Verlags- und Druckhaus GmbH & Co. 
KG, Frankfurt/Oder (MVD, Frankfurt/Oder) ^6) und 
die Grüner + Jahr Berliner Zeitung Verlag GmbH & 
Co. KG erwarben je 25% der Anteile der Neuen 
Berliner Rundfunk GmbH und deren Komplementä- 
rin. 10% der Anteile sollten auf die Märkische Ver- 
lags- und Druckgesellschaft mbH, Potsdam (MVD 
Potsdam) 47) entfallen. Weitere 15% entfielen auf die 
Berliner Rundfunk-Treuhandgesellschaft. Die bis da- 
hin alleinige Gesellschafterin, die DuMont Funk & 
Fernsehen GmbH & Co. KG, hält die restlichen 25 % 
der Anteile. 

Auf dem regionalen Hörfunkwerbemarkt in Berlin/ 
Brandenburg und auf dem Anzeigenmarkt für regio- 
nale Tageszeitimgen entsteht durch den Zusanunen- 
schluß keine marktbeherrschende Stellung. Der Ber- 
liner Rundfunk steht mit allen öffentlich-rechtlichen 
Hörfunkprogrammen von SFB und ORB (soweit sie 
Werbung ausstrahlen) sowie privaten Programman- 
bietem in einem Wettbewerbsverhältnis. Dabei sind 
die Konkurrenten um ein Vielfaches größer als der 
Berliner Rundfunk. Der intensive Wettbewerb auf 
dem Hörfunkwerbemarkt läßt negative Auswirkim- 
gen auf die Anzeigenmärkte nicht erwarten. Der 
Zusammenschluß war daher nicht zu imtersagen. 

658. Im Anschluß an die Kammergerichts -Entschei- 
dung im Verfahren einer Beteiligimg des Westdeut- 
schen Rundfunk Köln (WDR) an der Radio NRW 
GmhH48) in Höhe von 30% konnte das bereits im 
März 1989 eröffnete Verfahren bei der Gründimg der 
Euro Radio Saar GmbH (Radio Salü) 49) abgeschlossen 
werden. 

Der Saarländische Rundfunk (SR) erwarb eine Betei- 
ligung an Radio Salü in Höhe von 20 %. Das Bundes- 
kartellamt vermutete, daß mit einer Beteiligimg in 
dieser Größenordnung gesellschaftliche Sperrechte 
für den SR verbunden sind, die den Zusammenschluß- 
tatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 GWB erfüllen. 
Die Beschlußabteilung verfolgte diese Angelegenheit 
zunächst nicht weiter, da sie die Entscheidung im Fall 
WDR/Radio NRW abwarten wollte. Inzwischen ist die 
Entscheidung des Kartellamtes durch das Kammerge- 
richt bestätigt worden, und der WDR hat seine Betei- 
ligimg auf unter 25 % reduziert. Im Fall SR/Radio Salü 
wurden per Änderung des Gesellschaftsvertrags die 
Sperrechte des SR abgebaut. Damit wurde das 
FusionskontroUverfahren abgeschlossen, da kein Zu- 
sammenschlußtatbestand mehr vorlag. 


^6) Alleingesellschafterin ist die Frankfurter Mediengesell- 
schaft mbH & Co. KG, eine Holdinggesellschaft zu je 50 % 
der Stuttgarter Zeitung Verlagsgesellschaft Eberle GmbH 
Co. (einem Unternehmen der Stuttgarter Zeitung Verlag — 
Gruppe) und der Neuen Pressegesellschaft mbH & Co. 
KG. 

47) Die MVD Postdam ist eine 100 %ige Tochtergesellschaft der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung GmbH. 

48) WuW/E OLG 4811. Vgl. Monopolkommission, Hauptgut- 
achten 1988/1989, a.a.O., Tz. 623ff., Hauptgutachten 1990/ 
1991, a.a.O., Tz. 697; TB BKartA 1991/92, a.a.O., S. 130. 

49) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, 
a.a.O., Tz. 627. 


3.3 Fazit 


659. Im Bereich lokaler/regionaler Tageszeitungen 
ist die Fusionskontrolle in der Lage, die Entstehung 
bzw. Verstärkung marktbeherrschender Stellungen 
zu verhindern. Es darf allerdings nicht übersehen 
werden, daß auf den lokalen/regionalen Zeitungs- 
märkten wettbewerblich ungünstige Strukturen exi- 
stieren. In etwa der Hälfte aUer Kreise und kreisfreien 
Städte erscheint nur noch eine Tageszeitung 50) (soge- 
narmte Einzeitungskreise). In diesem Bereich verhin- 
dert die Pressefusionskontrolle eine Verschärfung 
dieser Situation. 

660. Die Zulassung privater Femsehveranstalter hat 
zu einer Vervielfachung des Angebots an Werbezeit 
geführt. Mit zunehmenden Reichweiten hat sich die 
Wettbewerbsposition der privaten Veranstalter ge- 
genüber den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten auf dem Werbemarkt kontinuierlich verbessert. 
Bei den Werbeeinnahmen haben die Privatsender 
RTL Television, SAT.l und PRO 7 ARD und ZDF 

übertroffen 51). 

661. Da die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten bislang über eine gefestigte Position auf dem 
nationalen Femsehwerbemarkt verfügen, sind Absi- 
cherungsstrategien privater Veranstalter nicht durch- 
setzbar. Das bestehende Ohgopol auf dem Femseh- 
werbemarkt, in dessen Innenverhältnis (noch) intensi- 
ver Wettbewerb herrscht, führt im Rahmen der mate- 
riellen Fusionskontrolle zu dem Ergebnis, daß markt- 
beherrschende Stellungen nicht entstehen oder ver- 
stärkt werden. 


662. Mit VOX, RTL 2 und n-tv hat in den vergange- 
nen zwei Jahren die zweite Gründungswelle stattge- 
funden. Die scheinbare Angebotsvielfalt darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die großen Medien- 
und Verlagskonzeme an mehreren Veranstaltern 
beteiligt sind und daß es über Vermarktungsgemein- 
schaften oder familiäre Beziehungen letztlich nur 
zwei Gmppen sind, die sich konkurrierend gegen- 
überstehen. Der Kirch-Gmppe und dem Axel Sprin- 
ger Verlag können SAT.l, das Deutsche Sportfemse- 
hen, PRO 7 und der Kabelkanal zugeordnet werden. 
CLT und UFA stehen dieser Gmppe mit ihren Betei- 
ligungen an RTL Television und RTL 2 gegenüber. Die 
UFA ist darüber hinaus an VOX beteiligt. Diese Ver- 
flechtungen und Mehrfachbeteiligungen entstehen 
nicht zuletzt aufgrund medienrechtlicher Vorschrif- 
ten 52). 


50) Vgl. H. Röper/U. Pätzold, Medienkonzentration in Deutsch- 
land, Düsseldorf 1993, S. 86 f. 

51) So erzielte RTL Television im Jahr 1993 Bnittowerbeeinnah- 
men von 2 450 Mio. DM. SAT.l erreichte 1 990 Mio DM, 
gefolgt von PRO 7 mit 1 186 Mio. DM. Die ARD erzielte 
Bnittowerbeeinnahmen in Höhe von 563 Mio. DM und das 
ZDF 473,1 Mio. DM. Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft, 
Medienspiegel vom 7. März 1994, S. 3. 

52) Vgl. Tz. 674 ff. 
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4. Rahmenbedingungen des Wettbewerbs 
im Rundfunkbereich 

4.1 Die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 

4.1.1 Die Verfassungsbeschwerde des Hessischen 
Rundfunks 

663. Der Hessische Rundfunk legte gegen das Ver- 
bot, in seinen Dritten Programmen Werbung auszu- 
strahlen, Verfassimgsbeschwerde beim Bundesver- 
fassimgsgericht (BVerfG) ein. Als einzige ARD- 
Anstalt strahlte der Hessische Rundfunk in seinem 
Dritten Programm Femsehwerbimg aus, um aus die- 
sen Einnahmen ein viertes Hörfunkprogramm aufzu- 
bauen. 

Im Rundfunkstaatsvertrag zur Neuordnung des Rund- 
funkwesens vom 1./3. April 198753) wurde das Wer- 
beverbot für die Dritten Fernsehprogramme beibehal- 
ten. Für den Hessischen Rundfunk wurde eine Über- 
gangsregelung getroffen. Mit dem Ratifizierungsge- 
setz zum Rundfunkfinanzierungstaatsvertrag vom 
21. Dezember 198854) änderte der hessische Gesetz- 
geber das Gesetz über den Hessischen Rundfunk und 
legte fest, daß die Werbung im Dritten Fernsehpro- 
gramm mit Ablauf des 31. Dezember 1992 eingestellt 
werden muß. 

664. Das Bundesverfassungsgericht führt in seinem 
Urteil vom 6. Oktober 199255) ^us, daß der Gesetzge- 
ber verpflichtet ist, den öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten die finanziellen Mittel zur Verfügung 
zu stellen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
lich sind. Wie der Gesetzgeber dieser Pflicht nach- 
kommt, ist grundsätzlich seine Entscheidung. Die 
Gebührenfinanzienmg ist die gemäße Art, den öffent- 
lich-rechtlichen Rimdfunk zu finanzieren. Dies 
bedeutet nicht, daß weitere Einnahmequellen unter- 
sagt wären. Eine Verpflichtung, dem öffentlich-recht- 
lichen Rundfunk Werbeeinnahmen zu gestatten, 
besteht allerdings nicht. „Entscheidet sich der Gesetz- 
geber bei der Ausgestaltung der Rundfunkordnung 
für eine Mischfinanzienmg, so steht es ihm frei, der 
Werbung nach Zeit, Dauer und Häufigkeit Grenzen zu 
setzen. " 56) 

665. Aus der in Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG veranker- 
ten Rundfunkfreiheit folgt die Programmfreiheit der 
Rundfunkanstalten. Anhand ihrer professionellen 
Maßstäbe bestimmen sie selbst, was der Rundfunk- 
auftrag in publizistischer Hinsicht verlangt. Der dar- 
aus resultierende Programmumfang und Finanzbe- 
darf verpflichtet den Gesetzgeber nicht, „jede Pro- 
grammentscheidung, die die öffentlichrechtlichen 
Rundfunkanstalten in Wahrnehmung ihrer Pro- 
grammfreiheit treffen, finanziell zu honorieren" 57). 
Die Bestimmung dessen, was zur Funktionserfüllung 


53) Abgedruckt in den Gesetzes- und Verordnungsblättern der 
Bundesländer sowie in: Media Perspektiven, Dokumenta- 
tion, 11/1987, S. 81 ff. 

5^) Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen vom 
30. Dezember 1988, Teil I, S. 406. 

55) BVerfGE 87, 181, I. 

56) Ebenda, 200. 

57) Ebenda, 201. 


erforderlich ist, kaim weder den Rundfunkanstalten 
noch dem Gesetzgeber allein überlassen werden. 

666. Die Finanzienmg des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks muß die Programme ermöglichen, die 
seinen Funktionen entsprechen und zur Wahrung 
dieser Funktionen erforderlich sind 58). Das Bundes- 
verfassungsgericht sieht im gesamten Programm 
einer Sendeanstalt die Bezugsgröße zur Bestimmung 
des Erforderlichen. „In diesem, nicht in jedem einzel- 
nen Programm oder gar in jeder Sendung, muß sie den 
Auftrag des öffentlichrechtlichen Rundfunks in voUem 
Umfang venvirklichen. " 59) 

Das Bundesverfassungsgericht überprüfte in diesem 
Urteil nicht, ob das bestehende Verfahren der Gebüh- 
renfestsetzung und der Regulienmg anderer Einnah- 
mequellen ausreichend ist. Mit dieser Frage beschäf- 
tigt es sich in seinem jüngsten Urteil ^O). Im Ergebnis 
stellte das Bundesverfassungsgericht fest, daß nicht zu 
erwarten ist, daß der Hessische Rimdfunk seine Auf- 
gabe ohne Werbeeinnahmen aus dem Dritten Fern- 
sehprogramm nicht mehr erfüllen karm. Erst wenn das 
Gesamtangebot durch das Werbeverbot nicht mehr in 
erforderlichem Umfang erstellt werden könnte, wür- 
den verfassungsrechtliche Anforderungen verletzt 
werden. Die Verfassimgsbeschwerde des Hessischen 
Rimdfunks wurde zum Teil als unzulässig verworfen, 
zum Teil als unbegründet zurückgewiesen. 


4.1.2 Das Rundfunkgebührenurteil 

667. In seinem jüngsten Rundfunkurteil vom 22. Fe- 
bruar 199461) hat das Bundesverfassungsgericht fest- 
gestellt, daß das Verfahren zur Festsetzimg der Rund- 
funkgebühr nicht den Anfordenmgen von Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG entspricht. Es führt aus, daß eine der 
individuellen und öffentlichen Meinungsbildung die- 
nende Rundfunkfreiheit frei sein muß von der 
Indienstnahme durch den Staat und sonstiger gesell- 
schaftlicher Mächte. Rundfunkfreiheit sei Programm- 
freiheit, wobei der Rimdfunk aufgrund seiner profes- 
sionellen Maßstäbe selbst bestimme, was der gesetz- 
liche Auftrag in publizistischer Hinsicht verlange. 
Eine außerpublizistische Indienstnahme diene nicht 
der Rundfunkfreiheit. Der Staat sei zwar als Garant für 
Rundfunkfreiheit unverzichtbar, es bestehe aber die 
Gefahr, daß seine Repräsentanten die Rundfunkfrei- 
heit eigenen Interessen unter ordneten. Artikel 5 GG 
schließe nicht nur die Beherrschung eines Rundfunk- 
veranstalters durch den Staat aus, sondern solle viel- 
mehr jede politische Instrumentalisierung verhindern. 
Dieser Schutz der Rundfunkfreiheit beziehe sich nicht 
nur auf die direkte Lenkung des Rundfunks, sondern 
schließe subtile und indirekte Versuche staatlicher 
Organe, Einfluß zu nehmen, aus. „Der Staat besitzt 
solche Mittel, weil er es ist, der im Interesse des 
Normziels von Artikel 5 Abs. 1 GG den Rundfunk 
organisiert, konzessioniert, mit Übertragungskapazi- 
tät versieht, beaufsichtigt und zum Teil auch finan- 


58) Ebenda, 202. 

59) Ebenda, 203. 

60) Vgl. Tz. 667 ff. 

01) BVerfG, Urteil vom 22. Februar 1994, abgedruckt in: Media 
Perspektiven, Dokumentation, 1/1994. 
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ziert. Die damit zwangsläufig eröffneten Einflußmög- 
lichkeiten auf die publizistische Tätigkeit sollen 
indessen so weit wie möglich ausgeschaltet wer- 
den. "62) 

668. Die Finanzienmg des Rimdfimks muß nach 
Ansicht des Bimdesverfassimgsgerichts diesen 
Grundsätzen genügen. Sie muß den öffentlich-recht- 
lichen Rimdfunk in die Lage versetzen, seine F\mktion 
innerhalb des dualen Systems zu erfüllen, ohne daß es 
über die Finanzierungsregelving zu einer politischen 
Einflußnahme auf das Programm kommt 63). Aus der 
für den öffentlich-rechtlichen Rvindfvink abgegebe- 
nen Bestands- vind Entwicklvingsgarantie folgt auch 
eine Finanziervmgsgarantie. Die Finanzausstattung 
muß sich an der Art vind dem Umfang der Aufgaben 
orientieren. 

669 . Aus der Programmfreiheit der Rundfunkanstal- 
ten ergibt sich, daß diese selbst über Inhalt vind Form 
der Programme entscheiden, woraus gleichzeitig ein 
bestimmter Finanzbedarf resvdtiert. Das Bvindesver- 
fassvingsgericht führt aus, daß aufgrund der engen 
Verbindving von Programm und Finanzbedarf die 
Gebührenfestsetzving nicht der freien Hand des 
Gesetzgebers überlassen werden darf. Eine verfas- 
svingsrechtlich vintersagte Einflußnahme auf das Pro- 
gramm könnte über finanzielle Restriktionen erreicht 
werden. Die Rvindfunkanstalten selbst dürften eben- 
falls nicht über die Gebührenhöhe bestimmen, da sie 
nicht sicherstellen könnten, im Rahmen des Funk- 
tionsnotwendigen zu operieren. 

670 . Die Finanzierung der Rvindfunkanstalten muß 
es diesen ermöglichen, diejenigen Programme zu 
veranstalten, die den speziellen Funktionen des 
öffentlich-rechtlichen Rvindfvinks entsprechen vind 
darüber hinaus auch zu ihrer Wcthrung erforderlich 
sind. Das Bundesverfassungsgericht führt aus, daß für 
die Gebührenfestsetzving eine rechtliche Strukhir 
bereitgestellt werden muß, „ die schon bei den Gefah- 
renquellen ansetzt vind die Möglichkeit rechtswidri- 
ger Kompetenzwahmehmving soweit wie möglich 
ausschließt. Für die Rundfvinkfinanzierung gilt inso- 
weit nichts anderes als für die Konzession oder die 

Frequenzvergabe. " 64) bisherige Verfahren ge- 

nüge nicht dem prozedviralen Grundrechtsschutz. 
„Weder sichert es den Rvindfvinkanstalten hinrei- 
chend die zur ErfüUving des Rundfvinkauftrags erfor- 
derlichen finanziellen Mittel noch schließt es Einfluß- 
nahmen des Staates auf die Programmgestaltung der 
Rvindfunkanstalten wirksam aus. " 65) 

671 . Welches Verfahren letztlich gewählt werde, sei 
Sache des Gesetzgebers. Das Bvindesverfassvingsge- 
richt schlägt ein gestuftes vind kooperatives Verfahren 
vor. Zvinächst melden die Rvindfunkanstalten auf- 
grund ihrer Programmentscheidving ihren Finanzbe- 
darf an, welcher dann als Grundlage für die Gebüh- 
renfestsetzving dienen soll. Eine externe Kontrolle des 
angemeldeten Bedarfs ist erforderlich vind hat sich an 
Wirtschaftlichkeits- vind Sparsamkeitsgrundsätzen zu 
orientieren. Diese Prüfungs- und Ermittlungsaufgabe 


62) Ebenda, S. 38. 

63) Ebenda, S. 39 f. 

64) Ebenda, S. 48. 

65) Ebenda, S. 49. 


könnte auf ein „sachverständig zusammengesetztes 
Gremium" übertragen werden. „Knüpft der Gesetz- 
geber daran an, so ist er im Interesse der Rvindfvink- 
freiheit allerdings verpflichtet, Aufgabe, Zusammen- 
setzving vind Verfahren des Gremiums gesetzlich zu 
regeln vind auch die Unabhängigkeit seiner Mitglie- 
der gesetzlich zu sichern. "66) Gremium sollte 

nicht nur nmdhink-, sondern auch politikfrei zusam- 
mengesetzt sein. Mitglieder von Landesrechnvingshö- 
fen seien wegen ihrer Unabhängigkeit nicht auszu- 
schließen. Gegen eine „indexgestützte Berechnvings- 
methode" der Rundhuikgebühr sei aus verfassvings- 
rechtlicher Sicht nichts einzuwenden. Auf der Grund- 
lage der überprüften Bedarfsmeldvingen ist dann die 
Gebührenentscheidung zu treffen. „Wer sie trifft vind 
wie das geschieht, ist wiedervim Sache gesetzlicher 
Regelving. "67) pie Entscheidving über die Höhe der 
Rvindfunkgebühren muß den Grvindsätzen der Pro- 
grammneutralität vind -akzessorietät genügen. Ab- 
weichvingen von der Bedarfst eststeUving sind möglich. 
Sie müssen nachprüfbar sein vind vor der Rvindfvink- 
freiheit Bestand haben. 

672 . Das Bvindesverfassvingsgericht hat in beiden 
Urteilen seine bisherige Rechtsprechung zur Rvind- 
funkfreiheit der öffentlich-rechtlichen Rvindfunkan- 
stalten bestätigt. Der Rvindfvink darf nicht unkontrol- 
liert dem Wirtschaftsgeschehen überlassen werden, 
sondern es obliegt dem Gesetzgeber, eine positive 
Ordnving zu entwickeln. 

Innerhalb der dualen Rundfunkordnving kommt den 
öffentlich-rechtlichen Anstalten die Aufgabe zu, die 
sogenannte Gnmdversorgving zu gewährleisten. Das 
Bundesverfassvmgsgericht vinterstreicht die Bestands-, 
Entwicklungs- und Finanzierungsgarantie, die der 
öffentlich-rechtliche Rvindfvink in dieser dualen Rvind- 
funkordnving genießt. Die mit dem Rvindfunkgebüh- 
renurteil entstandene Verpflichtving des Gesetzge- 
bers, ein Verfahren zu entwickeln, welches den poli- 
tischen Einfluß auf die Gebührenfestsetzving mini- 
miert, ist zu begrüßen. 

Eine an Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitsgrund- 
sätzen orientierte externe Kontrolle der Bedarfsmel- 
dving birgt die Chance, mehr Transparenz vmd Effek- 
tivität zu erlangen. Schon die anstaltsinteme Bedarfs- 
ermittlving muß sich an Effizienzmaßstäben messen 
lassen. Da eine Abweichving von dem extern über- 
prüften Finanzbedarf möglich ist, entstehen letztlich 
allerdings wieder Bevirteilvingsspielrävime, die zvir 
Einflußnahme genutzt werden können. 

673 . Die Monopolkommission ist nach wie vor der 
Auffassung, daß eine Veränderung der Rahmenbe- 
dingungen notwendig ist, die zu wirklichen Märkten 
für Rvindfunkleistungen führt, auf denen die individu- 
ellen Präferenzen das Angebot bestimmen. Nvir in 
einer Ordnvingsstruktur, in der der Auftrag der öffent- 
lich-rechtlichen Rvindfunkanstalten als speziell kul- 
turpolitisch begriffen wird, ist auch eine Gebührenfi- 
ncuizierung zu rechtfertigen. Die zusätzliche Finanzie- 
rung durch Werbeeinnahmen scheidet dann als nicht 


^66) Ebenda, S. 57 f. 
67) Ebenda, S. 58. 
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ordnungskonform aus^S). Das Verbot der Ausstrah- 
lung von Werbung im Dritten Programm des Hessi- 
schen Rundfunks wird daher von der Monopolkom- 
mission begrüßt. 


4.2 Der Staatsvertrag über den Rundfunk im 
vereinten Deutschiand 

674. Am 31. August 1991 schlossen die Ministerprä- 
sidenten der Bimdesländer den „Staatsvertrag über 
den Rundfunk im vereinten Deutschland" 69). Dieser 
Gesamtstaatsvertrag (Artikel-Staatsvertrag) umfaßt 
sechs in sich geschlossene Staatsverträge: 

— Artikel 1: Rundfunks taatsvertrag (RStV n.F.) 

— Artikel 2: ARD-Staatsvertrag 

— Artikel 3: ZDF- S taatsvertrag 

— Artikel 4: Rundfunkgebührenstaatsvertrag 

— Artikel 5: Rundfunkfinanzierungss taatsvertrag 

— Artikel 6: Bildschirmtext- Staatsvertrag. 

Nach der Ratifizierung durch die 16 Länderparla- 
mente trat der „Staatsvertrag über den Rundfunk im 
vereinten Deutschland" am 1. Januar 1992 in Kraft. 
Die Wiedervereinigung, die europäische Rechtsent- 
wicklung sowie die aktuellen Entwicklungen im 
Medienbereich machten die Neuf assimg des bis dahin 
bestehenden „Staatsvertrages über die Neuordnung 
des Rundfunkwesens" (RStV a.F.) vom 1./3. April 
1987 notwendig. 

675. Der Rimdfunkstaatsvertrag bildet die Grund- 
lage für den öffentlich-rechtlichen sowie den privaten 
Rimdfimk in Deutschland. In drei Teile gegliedert 
enthält er einen allgemeinen und zwei besondere 
Abschnitte — einen Absatz mit Vorschriften für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk und einen Teil mit 
Vorschriften für den privaten Rundfunk. 

676. Die Vorschriften über den privaten Rundfunk in 
Deutschland enthalten in den §§20 bis 22 RStV n.F. 
Regeln zur Sichenmg der Meinungsvielfalt. Sie lösen 
die Vorschriften des Artikel 8 RStV a.F. ab. Die 
Bestiirmumgen der §§20 bis 22 RStV n.F. gelten für 
bundesweit verbreitete Hörfunk- und Fernsehpro- 
gramme (§ 22 Abs. 1). Während in § 20 inhaltliche 
Anforderungen an die Meinungsvielfalt im privaten 
Rundfunk gestellt werden, macht § 21 institutionelle 
Vorgaben. Zum einen zielen die Regelungen des § 21 
RStV auf die Zurechenbarkeit zu einem Veranstalter 
(§ 21 Abs. 1 Sätze 1, 3 und 4, Abs. 5) ab, und zum 
anderen werden Möglichkeiten und Grenzen für 
Beteiligungen an Rundfunkveranstaltem (§21 Abs. 2 
und 3) fixiert. 


®8) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, 
a.a.O., Tz. 676. 

69) Abgedruckt in den Gesetzes- und Verordnungsblättern der 
Bundesländer sowie in; Media Perspektiven, Dokumenta- 
tion IIIa/1991, S. 105 ff. 


4.2.1 Die Sicherung der Meinungsvielfalt — die Vorschriften 
des § 21 RStV 

677. § 21 RStV dient der Sicherung von Meinungs- 
vielfalt. Meinungsvielfalt wird in erster Linie mit 
Veranstaltervielfalt gleichgesetzt. § 21 Abs. 1 Satz 1 
RStV beinhaltet daher ein Verbot mehrfacher Pro- 
grammträgerschaft. Ein Veranstalter darf nur zwei 
Programme bimdesweit ausstrahlen, von denen 
jeweils nur eines ein Vollprogramm oder ein Sparten- 
programm mit dem Schwerpunkt Information sein 
darf. Ist Veranstaltervielfalt das Mittel zur Erreichimg 
von Meinungsvielfalt, so sind letztlich der Einfluß des 
Veranstalters auf die Programmgestaltung und 
ebenso die Einflußmögüchkeiten anderer auf den 
Veranstalter entscheidend. Diese Überlegungen bil- 
den den Ausgangspunkt von § 21 Abs. 1 Satz 3. 
„Einem Veranstalter ist zuzurechnen, wer zu ihm . . . 
im Verhältnis eines verbundenen Unternehmens im 
Sinne des Absatzes 5 steht oder sonst auf seine 
Programmgestalhmg . . . vergleichbar einwirken 
kann ..."(§ 21 Abs. 1 Satz 3). „Ist der Veranstalter 
oder der Beteiligte ein abhängiges oder herrschendes 
Unternehmen oder ein Konzemuntemehmen im 
Siime des § 15 AktG, so sind die so verbundenen 
Unternehmen als ein einheitliches zu verstehen ..." 
(§ 21 Abs. 5 Satz 1). Einem Veranstalter vdrd weiterhin 
zugerechnet, „wer zu einem an ihm Beteiligten im 
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens im 
Siime des Absatzes 5 steht" (§21 Abs. 1 Satz 3). 

Die Verweisung des § 21 Abs. 1 Satz 3 auf Abs. 5 
verfolgt den Zweck, den Begriff „verbundene Unter- 
nehmen" näher zu bestimmen. Die Rechtsfolgen des 
Abs. 5 zielen ausschließlich auf die Absätze 2 
und 3. 

678. Die Bestimmimgen der §§ 15 ff. des Aktienge- 
setzes normieren die Abhängigkeits-, Beherrschungs- 
und Konzemverhältnisse, die verbundene Unterneh- 
men ausmachen. Relevant sind hier nur die §§17 und 
18 AktG. Dem Aktiengesetz werden die Maßstäbe 
entnommen, nach denen ein Beteiligter dem Veran- 
stalter zuzurechnen ist und wann vergleichbare Ein- 
flußmöglichkeiten auf die Programmgestaltung vor- 
liegen. 

679. Neben der Frage, wer einem Veranstalter zuge- 
rechnet werden muß, ist bedeutsam, wer auf die 
Programmgestaltung vergleichbar einwirken kaim 
und wer unter einem entsprechenden Einfluß des 
Veranstalters oder eines am Veranstalter Beteiligten 
steht (§ 21 Abs. 1 Satz 3). Als vergleichbarer Einfluß 
gilt, wenn ein Veranstalter regelmäßig einen wesent- 
lichen Teil der Sendezeit gestalten kaim oder von 
seiner Zustimmung die wesentlichen Entscheidungen 
eines anderen Veranstalters abhängen. 

680. Wie bereits erwähnt, legt § 21 Abs. 1 Satz 1 fest, 
daß ein Veranstalter in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur an zwei Programmen beteiligt sein darf, 
wobei es sich jeweils nur um ein Vollprogramm (im 
Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1) oder ein Spartenprogramm 
mit dem Schwerpunkt Information (im Siime des § 2 
Abs. 2 Nr. 2) handeln darf. Darüber hinaus bestimmt 
der Rundfunks taatsvertrag in § 21 Abs. 2 und 3 für 
Veranstalter derartiger Programme gewisse Beteili- 
gungsgrenzen. 
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681 . Grundsätzlich darf keiner der Beteiligten an 
einem Veranstalter mehr als 50% der Kapital- oder 
Stimmrechtsanteile halten (§ 21 Abs. 2). Beteiligimgs- 
möglichkeiten unterhalb dieser Grenzen sind grund- 
sätzlich erlaubt. Sofern die Beteiligrmg mehr als 25 % 
beträgt, erfolgt die Einschränkrmg, daß der Beteiligte 
nur an zwei weiteren Programmen der angesproche- 
nen Kategorie (Voll- bzw. Spartenprogramm mit dem 
Schwerpunkt Information) eine Beteiligimg halten 
darf, die kleiner als 25% sein muß (§ 21 Abs. 3). 
Beteiligungen unterhalb der 25 % -Grenze können in 
beliebiger Anzahl gehalten werden. 

§ 21 Abs. 2 und 3 berücksichtigt neben den Einflüssen 
aufgrund von Kapital- und Stimmrechtsanteüen auch 
vergleichbar vorherrschende sowie sonst maßgebli- 
che Einflüsse. Einwirkungsmöglichkeiten aufgrund 
von Kapital- oder Stimmrechtsanteüen bilden die 
Grundlage für eine Interpretation der Begriffe „ver- 
gleichbar vorherrschende" oder „sonst maßgebliche 
Einflüsse". 

Verbundene Unternehmen im Sinne des § 21 Abs. 5 
werden als einheitliche Unternehmen betrachtet mit 
der Folge, daß die Kapital- und Stimmrechtsanteile 
zusammengefaßt werden. Wird auf diese Weise eine 
Kapital- bzw. Stimmrechtsmehrheit erreicht, setzen 
die Bestimmungen der Absätze 2 und 3 ein. 

682 . Nach § 21 Abs. 4 sind Verändenmgen der 
Beteüigungsverhältnisse vor dem Vollzug bei der 
zuständigen Landesmedienanstalt anzumelden. Eine 
Anmeldepflicht entsteht für den Veranstalter sowie 
für die anihm Beteüigten. Verstoßen die Beteiligungs- 
veränderungen gegen die Absätze 2 imd 3, dürfen die 
Landesmedienanstalten keine Zulassung zur Veran- 
staltung bundesweiter VoU- oder Spartenprogramme 
mit dem Schwerpunkt Information erteüen. 

683 . Der letzte Absatz des § 21 RStV bestimmt, daß 
die Landesmedienanstalten gemeinsam und regelmä- 
ßig einen Bericht über die Entwicklrmg der Meinungs- 
vielfalt und der Konzentration erstellen lassen müs- 
sen. Dieser Bericht ist von einem unabhängigen 
Institut zu erstellen. Besondere Berücksichtigung sol- 
len die Probleme der Verflechtung finden. Besonders 
erwähnt werden folgende Punkte: 

„1. Verflechtung zwischen Hörfunk und Fernsehen 
sowie zwischen Rimdfunk und Presse, 

2. horizontale Verflechtungen zwischen Rundfunk- 
veranstaltem und verschiedenen Verbreitungs- 
gebieten und 

3. internationale Verflechtungen im Medienbe- 
reich" {§ 21 Abs. 6). 

Die Stellungnahme, die alle drei Jahre erstellt werden 
muß, soll die Anwendung sowie die erforderlichen 
Änderungen der § § 20 bis 22 betreffen. Ebenso soll das 
beauftragte Institut bei seiner Berichterstattung zu 
erforderlichen Regelungen im Hinblick auf die Ver- 
hinderung multimedialer Meinungsmacht Stellung 
beziehen. 

684 . Zusammenfassend läßt sich sagen, daß Mei- 
nungsvielfalt im Rahmen des Rimdfunkstaatsvertrags 
durch Veranstaltervielfalt gesichert werden soll. Die- 
ser Ansatzpunkt führt zu einem Verbot mehrfacher 


Programmträgerschaft. Die Zurechnung einer Person 
zu einem Veranstalter erfolgt in Anlehnung an durch 
das Gesellschaftsrecht bestimmte Abhängigkeits-, 
Beherrschxmgs- und Konzemtatbestände. Dies wird 
durch den Verweis auf die §§ 15 ff. AktG deutlich. Die 
dem Gesellschaftsrecht entnommenen Maßstäbe bü- 
den den Vergleichsmaßstab zur Bestimmung ver- 
gleichbarer oder sonst maßgeblicher Einflüsse auf die 
Programmgestaltung bzw. auf einzelne Personen. 

Für Veranstalter bimdesweit verbreiteter Femseh- 
voll- bzw. -Spartenprogramme mit dem Schwerpunkt 
Information werden durch die vorgeschriebenen 
Beteiligungsgrenzen spezielle Veranstalter bzw. 
Branchenstrukturen normiert. Es kann keinen Veran- 
stalter entsprechender Programme geben, an dem 
nicht mindestens drei Personen beteiligt sind, von 
denen keiner die Mehrheit der Kapital- oder Stimm- 
rechtsanteüe iimehat. 


4.2.2 Die Auswirkung der Bestimmungen des § 21 R8fV 

685 . Die öffentliche Diskussion über Meinungsviel- 
falt bzw. Verhinderung von Meimmgsmacht wurde in 
den vergangenen Monaten intensiv geführt. Besonde- 
res Augenmerk wurde dabei auf die Bildung soge- 
nannter „Sender- oder Programmfamilien" — auf der 
einen Seite die Kirch- Gruppe sowie die Axel Springer 
Verlag AG und auf der anderen Seite die Bertelsmaim 
AG sowie die Compagnie Luxemborgeoise de Tele- 
diffusion (CLT) S.A. — gelegt. Ist die Kirch- Gruppe 
(Leo und Thomas Kirch) gegenwärtig am Deutschen 
Sportfemsehen, PRO 7, dem Kabelkanal sowie an 
SAT.l beteüigt, so hält die UFA Film- und Femseh- 
GmbH, eine Tochter der Bertelsmann AG, Beteiligun- 
gen an RTL Television, RTL 2 und VOX. Die CLT ist 
lediglich an RTL Television und RTL 2 beteüigt. 
Darüber hinaus sind die Kirch-Gmppe und die Ber- 
telsmann AG Gesellschafter des Pay-TV- Senders Pre- 
miere. 

Die Bestimmungen des § 21 RStV — insbesondere 
Abs. 2 und 3 — legen eine Mehrfachbeteüigung 
einzelner Unternehmen oder Personen an verschiede- 
nen Veranstaltern unterschiedlichster Programmka- 
tegorien nahe. Sie legen die Stmktur innerhalb der 
Medienbranche fest. Da es aus Gründen der Ressour- 
cenoptimiemng günstig ist, Verwertungsrechte einer 
mehrfachen Ausstrahlung zuzuführen ^O), kommt es 
zu einer Anhäufung von Beteiligimgen einzelner 
Unternehmen an Femsehveranstaltem im Rahmen 
der erlaubten Beteüigimgsgrenzen. Die enormen 
Anfangsverluste, die ein Unternehmen zu Begiim des 
Sendebetriebs hinnehmen muß, schränkt die Zahl 
derer, die in der Lage sind, ein derartiges Engagement 
einzugehen, zwangsläufig ein. 

686. Die Bestimmimgen des § 21 Abs. 2 und 3 
erzeugen neben Verflechtungstendenzen auch eine 
Art „Binnenpluralität". Da mindestens drei Personen 
bzw. Unternehmen an einem Veranstalter beteiligt 
sind, ist auf GeseUschafterebene Meinimgsvielfalt 


70) Vgl. Wirtschaftswoche Nr. 13 vom 26. März 1993, 
S. 136 ff. 
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bzw. ein gewisses Meinungsspektrum gegeben, das 
einer Vermachtung entgegenwirken soll. 

687. § 21 Abs. 2 imd 3 RStV beinhalten ferner eine 
Strukturkontrolle, die an gesellschaftsrechtliche Tat- 
bestände (Kapital- imd Stimmrechtsanteile) anknüpft 
und insofern vollständig von der Zielsetzung — Siche- 
rung der Meinungsvielfalt — abstrahiert. Werden die 
vorgegebenen Beteiligungsgrenzen überschritten, er- 
folgt ein Zulassungsverbot für Veranstalter bundes- 
weiter Voll- bzw. Spart enprogramme mit dem 
Schwerpunkt Information, obwohl damit möglicher- 
weise keine Konsequenzen für die Meinungsvielfalt 
verbunden sind. Eine derartige Entscheidung nach 
dem Rundfunkstaatsvertrag kann für die betroffenen 
Unternehmen weitreichende wirtschaftliche Folgen 
haben, ohne daß zwangsläufig die Meinimgs Vielfalt 
berührt wird. 

Das Bimdesverfassungsgericht^^) bestimmt, daß dem 
Gesetzgeber die Aufgabe zukommt, eine „positive 
Ordnung" zu schaffen, die die Vielfalt der bestehen- 
den Meinungen ün Rxmdfunk möglichst vollständig 
und breit zum Ausdruck bringt, die Konzentration von 
Meinungsmacht und eine einseitige Einflußnahme 
auf die öffentliche Meinxmg verhindert. Aus der 
Verpflichtung, vorherrschende Meimmgsmacht aus- 
zuschließen, kann nicht jegliche Kontrolle legitimiert 
werden. Eine Strukturkontrolle gemäß § 21 Abs. 2, 3 
und 5 RStV hat den Vorzug, auf die Bewertung der 
Programme verzichten zu können. 

688. Die Zusammenschlußkontrolle im Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen verfolgt die 
Zielsetzung, ökonomischen Wettbewerb aufrechtzu- 
erhalten. Im Rimdfimkrecht geht es hingegen darum, 
vorherrschende Meimmgsmacht zu verhindern. Es 
besteht somit die Möglichkeit, daß ein Sachverhalt 
imter die Bestimmungen sowohl des Rundfunkrechts 
als auch des Wettbewerbsrechts fällt. Damit sind 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen Bundes- und Lan- 
desgesetzgebimg möglich. Das Nebeneinander von 
wettbewerblichen und medienrechtlichen Regelim- 
gen wird vom Bundesverfassungsgericht aner- 
kannt ^2 j 

689. Der viel kritisierten Verflechtung im Medienbe- 
reich sowie den Mehrfachbeteiligimgen einzelner 
Personen bzw. Unternehmen an Femsehveranstaltem 
kann möglicherweise entgegengewirkt werden, in- 
dem einer Person oder einem Unternehmen eine 
100%ige Beteüigungsmöglichkeit^^) ^n einem Sen- 
der eröffnet wird. Allerdings sollte damit die Bedin- 
gimg verknüpft werden, daß eine Person bzw. ein 
Unternehmen nur einen Sender betreiben darf. Diese 
Regelung stellt eine Transparenz her, bei der nach- 
vollziehbar bleibt, wer welche Programme macht und 
verantwortet. Zudem kommt man so zu einer eher 
außenpluralen Ordnung im privaten Rundfxmk, wie 
sie sich bei den Printmedien längst bewährt hat. 


71) BVerfGE 73, 118, 160, 172ff. 

72) Vgl. E.-J. Mestmäcker in: Immenga/Mestmäcker, GWB, 
2. Aufl., München 1992, Vor § 23 GWB Rdz. 71 ff. 

73) Eine 100%ige Beteiligungsmöglichkeit existiert derzeit in 
Großbritannien. Vgl. A. Schmidt, Konzentration im Bereich 
des Rundfunks und ihre Rechtsprobleme, in: Zeitschrift für 
Urheberrecht und Medienrecht, Jg. 37, 1993, S. 18 ff. 


4.3 Die Landesmediengesetze 

690. Mit dem Staatsvertrag über den Rundfimk im 
vereinten Deutschland wurde das Rimdfunkrecht in 
der Bimdesrepublik Deutschland an die Erfordernisse 
der Wiedervereinigung, der europäischen Rechtsent- 
wicklimg sowie an die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassimgsgerichts angepaßt. Es ergibt sich aus dem 
Rimdfimkstaatsvertrag ein Novellienmgs- und An- 
passimgsbedarf der Landesmediengesetze. In einigen 
Bundesländern wurde die Anpassimg bereits in den 
Jahren 1991/1992 vor genommen ^4). Die Länder 
Baden- Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, das Saarland sowie 
die freien Hansestädte Bremen und Hamburg haben 
inzwischen ebenfalls die notwendige Anpassung voll- 
zogen ^5), 

691. Der Schwerpunkt der Ändertmg der einzelnen 
Mediengesetze lag bei der Anpassung an die Bestim- 
mxmgen zur Sicheixmg der Meinimgsvielfalt (§ 20 ff. 
RStV) imd zu den Werberegelungen (§§ 6, 26 und 27 
RStV) sowie an die Bestimmung zur Ausstrahlung 
europäischer Eigen-, Auftrags- und Gemeinschafts- 
produktionen (§ 5 RStV). In Hamburg, Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz enthalten die Bestimmungen zur 
Sicherung der Meinungsvielfalt explizite Kapital- und 
Stimmrechtsbeschränkungen für Presse- bzw. Ver- 
lagsuntemehmen^®). Den Anforderungen europäi- 
scher Rechtsentwicklung kamen die Bimdesländer 
Hessen, Mecklenburg- Vorpommern, Niedersachsen, 
das Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thü- 
ringen mit den Gesetzen über die Zustimmung zum 
Europäischen Übereinkommen über das grenzüber- 
schreitende Fernsehen ^^) nach^®). 

692. In Baden- Württemberg kommt es durch die 
Änderung des Landesmediengesetzes zu einer Hör- 
funkreform. Bislang existieren in Baden- Württemberg 
ca. 40 lokale Hörfunkprogramme, wobei die wirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen für zahlreiche Pro- 
gramme sehr ungünstig sind. Die Hörfunkreform 
beinhaltet eine Neustrukturierung, bei der maximal 
sechs Bereichs- und 15 Lokalsender lizenziert werden 
können. Die Landesanstalt für Kommunikation hat für 
drei Bereichssender Lizenzen ausgeschrieben. Pro- 
bleme können entstehen, wenn es zu einer Doppelbe- 
teiligung von Personen oder Unternehmen an 
Bereichs- imd Lokalsendem kommt. 


74) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 770ff. 

75) Baden-Württemberg: GVBl. 1992, S. 189; Bayern: GVBl. 
1992, S. 584; Niedersachsen: GVBl. 1993, S. 523; Nordrhein- 
Westfalen: GVBl. 1993, S. 172; Rheinland-Pfalz: GVBl. 1992, 
S. 247; Saarland: ABI. 1993, S. 678; Bremen: GBl. 1993, 
S. 197; Hamburg: GVBl. 1994, Teü. I, S. 113. 

76) Hamburgisches Mediengesetz § 25; Niedersächsisches Lan- 
desrundfunkgesetz § 8; Rheinland-Pfalz, Landesrundfunk- 
gesetz § 13. Als Folge der Anpassung an § 21 RStV muß in 
Hamburg der Medienuntemehmer Frank Otto, bislang allei- 
niger Anteilseigner des privaten Hörfunksenders OK Radio, 
seine Beteiligimg auf unter 50 % reduzieren. Vgl. o.V., Otto 
muß Anteile an „OK Radio" verkaufen, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 9. Mai 1994. 

77) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a.a.O., Tz. 773. 

78) Vgl. dazu die Gesetzes- und Verordnungsblätter der jewei- 
ligen Bundesländer. 
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693. Die erste Novelle des Staatvertrages über den 
Rundfunk im vereinten Deutschland befindet sich in 
Vorbereitung. Die meisten Ministerpräsidenten ha- 
ben ihr am 4. Februar 1994 in Bonn zugestimmt. Von 
der Novellienmg sind die Vorschriften zum Jugend- 
schutz (§ 3 RStV), zum Sponsoring (§ 7 RStV) und zu 
Ordnungswidrigkeiten (§ 32 RStV) betroffen. 

694. Ferner haben die Bundesländer am 17. Juni 
1993 den Staatsvertrag über die Körperschaft des 
öffentlichen Rechts „Deutschlandradio" ^9) imd den 
Staatsvertrag zvdschen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Ländern über die Überleitung von 
Rechten und Pflichten des Deutschlandfunks und des 
RIAS Berlin auf die Körperschaft des öffentlichen 
Rechts „Deutschlandradio" (Hörfunk- Überleitungs- 
staats vertrag) imterzeichnet. Der Staatsvertrag trat 
am 1. Januar 1994 in Kraft. ARD xmd ZDF sind die 
alleinigen Mitglieder des Deutschlandradios. Auf- 
gabe des Deutschlandradios ist die Veranstaltung von 
zwei Hörfimkprogrammen mit Schwerpunkt in den 
Bereichen Information und Kultur. Finanziert werden 
die Programme aus den Rundfunkgebühren. Die 
Übertragung der Programme erfolgt über die 1991 
genutzten SateUitenkanäle des Deutschlandfunks 
sowie die Frequenzen von RIAS I und DS Kultur. 
Darüber hinaus soll eine bimdesweit gleichwertige 
terrestrische Ausstrahlung beider Programme ange- 
strebt werden, Sitz des Deutschlandradios ist Berlin 
und Köln. Organe sind der Hörfunk- imd Verwal- 
tungsrat sowie der Intendant. Der Hörfunkrat besteht 
aus 40 Mitgliedern, von denen 16 Vertreter der Länder 
und drei Vertreter des Bimdes sind. Von den acht 
Mitgliedern des Verwaltungsrates werden drei von 
den Ländern, eins vom Bund und je zwei von ARD imd 
ZDF bestimmt. Der Intendant kann nur mit Zweidrit- 
telmehrheit der gesetzlich bestimmten Mitglieder des 
Hörfunkrates berufen werden, 

695. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen 
Rundfunkurteilen immer wieder betont, daß der 
Rundfimk frei sein muß von Beherrschung und Ein- 
flußnahme durch den Staat. Die Besetzung der Gre- 
mien beim Deutschlandradio macht die politischen 
Einflüsse sehr deutlich. Mit der in § 3 dieses Staats- 
vertrags festgelegten Zielsetzung, bundesweit eine 
möglichst gleichwertige terrestrische Ausstrahlung 
für die Programme zu erreichen, erfolgt möglicher- 
weise eine Ausdehnung öffentlich-rechtlicher Hör- 
funkprogramme und die Besetzung terrestrischer Fre- 
quenzen, die privaten Anbietern dann nicht zur Ver- 
fügung stehen. 


5. Zusammenfassung und Empfehlungen 

696. Vor zehn Jahren wurden die Möglichkeiten, 
privaten Rimdfunk in der Bundesrepublik Deutsch- 


79) Abgedruckt in den Gesetzes- und Verordnungsblättern 
der Bundesländer. Zum Deutschlandradio vgl. auch Mo- 
nopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, a.a. O., 
Tz. 787 ff. 


land zu veranstalten, geschaffen so). Die Monopolstel- 
lung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
wurde damit beendet und die duale Rundfunkord- 
mmg, das Nebeneinander von öffentlich-rechtlichen 
und privaten Veranstaltern, aufgebaut. Die Startbe- 
dingimgen privater Veranstalter waren geprägt von 
restriktiven rechtlichen Regulierimgen, geringen 
technischen Reichweiten und einer damit verbimde- 
nen Begrenzung der Einnahmemöglichkeiten. Die 
Übertragungsbedingungen und die Einnahmensitua- 
tion haben sich inzvdschen deutlich verbessert. So 
konnten 1992 ca. 60 % der bundesdeutschen Femseh- 
haushalte die Privatsender RTL Television, SAT.l, 
PRO 7 und das Deutsche Sportfernsehen (DSF) emp- 
fangen^i). Bei den Werbeeinnahmen haben die Pri- 
vatsender SAT.l und RTL Television die öffentlich- 
rechtlichen Rimdfimkanst alten bereits überholt (vgl. 
Tabelle V.8). 

697. Die rechtlichen Rahmenbedingungen werden 
durch die Rechtsprechimg des Bundesverfassungsge- 
richts bestimmt. Es hat für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk eine Bestands-, Entwicklimgs- und Finan- 
zierungsgarantie innerhalb der dualen Rundfunkord- 
nung festgeschrieben. Das zuletzt ergangene Rund- 
funkurteil hat die Position der öffentlich-rechtlichen 
Rimdfunkanstalten deutlich gestärkt und trägt damit 
zur Verfestigung überkommener öffentlich-rechtli- 
cher Strukturen bei. Anreize, die Programmleistun- 
gen unter Wirtschaftlichkeitsaspekten zu erbringen, 
werden nicht geschaffen, da die Rundfimkanstalten 
gemäß ihrer Programmentscheidungen den Finanz- 
bedarf kreieren, der als Grundlage für die Gebühren- 
festsetzung dient. 

698. Im Rundfunkgebührenurteil bekräftigt das 
Bundesverfassungsgericht die Rechtmäßigkeit der 
Gebührenerhebung ohne Bindimg an eine konkrete 
Nutzung. „Da die derzeitigen Defizite des privaten 
Rundfimks an gegenständlicher Breite und Vielfalt 
nur hingenommen werden können, soweit imd 
solange der öffentlichrechtliche Rundfunk in vollem 
Umfang funktionstüchtig bleibt, ist es auch weiterhin 
gerechtfertigt, die Gebührenpflicht ohne Rücksicht 
auf Nutzxmgsgewohnheiten der Empfänger allein an 
den Teilnehmer Status zu knüpfen, der durch die 
Bereithaltung eines Empfangsgeräts begründet 
wird."ö 2 ) £)ie Finanzienong des Rundfunkangebots 
über Zwangsabgaben führt tendenziell zu einer Los- 
lösung von Konsumenteninteressen, da eine Rück- 
kopplung über Märkte (Nutzung vs. Entgelt) unter- 
bleibt. 

699. Das Bundesverfassungsgericht konstatiert fer- 
ner, daß die Ministerpräsidenten und Landtage über 
die Gebührenentscheidung Einflüsse auf die Pro- 
gramme nehmen, was der gebotenen Staatsfeme 
zuwiderläuft. Bei 16 Länderparlamenten mit imter- 
schiedlichen Mehrheiten kommt es eher zu einer 


89) Die Geburtsstunde des privaten Rundfunks wird mit dem 
1. Januar 1984 verbunden, da damals mit dem Kabelpilot- 
projekt in Ludwigshafen erstmals private Veranstalter unter 
dem Dach der Ludwigshafener Anstalt für Kabelkommuni- 
kation zugelassen wurden. 

81) Vgl. Medien Jahrbuch, Bd. 1: Medien & Märkte, Ulm 1993, 
S. 51. 

82) Vgl. BVerfG, Urteü vom 22. Februar 1994, a.a.O., S. 40f. 
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Tabelle V.8 


Netto-Umsätze des Werbefernsehens 1988 bis 1992 

(ohne Produktionskosten) 


Sender 

Netto-Umsätze (Mio. DM) 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

ARD 

943,6 

935,4 

732,2 

761,2 

576,7 

ZDF 

632,4 

679,1 

712,0 

718,8 

721,0 

RTL 

124,6 

294,4 

690,9 

1 010,8 

1471,0 

SAT.l 

115,5 

307,4 

546,4 

802,2 

1 050,2 

Tele 51) 

18,0 

26,0 

35,7 

42,4 

95,0 

PRO 7 

— 

14,5 

47,0 

165,1 

401,6 

Kabelkanal 2) 

— 

— 

— - 

— 

12,4 

n-tv3) 

— - 

— 

— 

— 

0,3 

Gesamt 

1 834,1 

2 256,8 

2 858,2 

3 704,6 

4 328,2 


1) Seit 1. Januar 1993 Deutsches Sportfemsehen (DSF). 

2) Sendebetrieb seit 29. Febmar 1992. 

3) Sendebetrieb seit 30. November 1992. 

Quelle: Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft (Hrsg.), Werbung in Deutschland 1993, Bonn 1993, S. 223. 


Nivellierung politischer Interessenlagen. Eine Ein- 
flußnahme auf Programminhalte ist durch eine ent- 
sprechende Besetzung der Organe wahrscheinlicher 
als über die Festsetzung der Rundfunkgebühr. 

700. Die Monopolkommission ist anknüpfend an 
frühere Stellungnahmen der Auffassung, daß eine 
Neuordnimg des Rimdfunksytems notwendig ist, die 
zu Märkten für Rundfunkleistimgen und zu mehr 
Konsumentensouveränität führt. Pauschale Gebühren 
sind in einem Modell, in dem die inchviduelle Konsu- 
mentenentscheidung das Angebot beeinflußt, nicht 
ordnungskonform. Schon heute sind die technischen 
Voraussetzimgen imd Möghchkeiten gegeben, indi- 
viduelle, nutzungsabhängige Entgelte zu bestimmen. 
Dabei kann Pay-TV beispielsweise als „pay-per- 
charmel" (wie im Fall Premiere) oder als „pay-per- 
view" stattfinden. Die Entwicklungen im Bereich der 
Übertragimgstechnik (digitale statt analoge Informa- 
tionsübertragimg) bedeuten eine Vervielfachung der 
Übertragungskapazität mit der Folge, daß zusätzhche 
Programm- und sonstige Dienstleistungsangebote 
möglich werden. 

701. Die Entstehimg strategischer Allianzen zwi- 
schen Telekommunikations-, Computer- imd Me- 
dienkonzemen in den USA 83), aber auch in der 
Bundesrepublik Deutschland 8^) machen deutlich, daß 
die Zukunft bei Abonnentenfemsehen und Mehrwert- 
diensten liegt. Telefon, Computer und Fernsehen 


33) Vgl. O.V., Strategische Allianzen zur Erschließung des 
Multimedia-Marktes, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 8. Juni 1993; o. V., Mit Telefon und Kabel zum elektro- 
nischen „Superhighway", in; Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung vom 18. Mai 1993; 

34) Vgl. S. Wichmann, Radikaler Umbruch, in: Wirtschafts- 
woche Nr. 7 vom 11. Februar 1994, S. 42 f. 


verschmelzen, da künftig alle Dienste dieselben Über- 
tragungswege benutzen können. 

Die Deutsche Bimdespost Telekom nimmt dabei eine 
entscheidende Position ein, da sie sowohl das Kabel- 
wie das Telefonnetz imterhält. Das Gemeinschaftsun- 
ternehmen der Bertelsmann AG, der Kirch-Gmppe 
und der Telekom zur Bereitstellung von Dienstleistun- 
gen zur Codierung von Programmen, zur Abrechnung 
von Nutzergebühren und zur Kundenverwaltimg ist 
kritisch zu bewerten, da Wettbewerb möglicherweise 
schon frühzeitig ausgeschaltet wird 85). 

702. Mit der Digitalisierung der Datenübermittlimg 
ist eine Reduzierung der Übertragungskosten verbun- 
den, was Programmangebote kleinerer neuer Anbie- 
ter erwarten läßt. Die Folge einer derartigen Entwick- 
lung könnten „special interest" -Programme sein, die 
auch bei kleinen Zielgmppen durch Pay-TV finan- 
zierbar sind. Digitalisierung ermöglicht dem Zu- 
schauer, über interaktive Leistungen eine aktive Rolle 
einzimehmen und über „on demand" -Kanäle Pro- 
gramme und Zeiten selbst zu bestimmen 86). Das 
Fernsehen entwickelt sich somit vom Massenkommu- 
nikations- zum Individualkommunikationsmedium. 
Es wird erwartet, daß die digitale Kommunikation 
verstärkt für die Distribution von Waren und Dienst- 
leistimgen eingesetzt wird 87). 

703. Der Informations- und Kommunikationssektor 
ist einer der Wachstumsbereiche in Deutschland bzw. 


35) Ebenda; o.V., Abonnement-Femsehen startet ohne ZDF, in: 

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23. Februar 1994. 

33) „Video on demand" ist eine mögliche Form, bei der 
Zuschauer aus einem Angebot von Filmen eine Auswahl 
treffen können imd dabei zeitiich unabhängig sind. 

37) Home-Shopping oder die Abwicklung von Finanzdienstlei- 
stungen sind nur zwei Beispiele solcher Dienstleistungen. 
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Europa. Experten schätzen, daß die Wertschöpfung 
innerhalb der Medienwirtschaft bis zur Jahrtausend- 
wende die der Automobilindustrie übersteigen wird. 
Angesichts der skizzierten erwarteten Entwicklimg ist 
die Monopolkommission der Auffassung, daß die 
Marktkräfte im Rundfunkbereich gestärkt und weiter- 
entwickelt werden sollten. In der Bundesrepublik 
Deutschland hat die Liberalisierung im Rundfimkbe- 
reich den Unternehmen neue Investitions- und Diver- 
sifikationsmöglichkeiten geschaffen, was von Ver- 
lagsuntemehmen und Unternehmen aus dem Bereich 
des Filmhandels genutzt wurde, um verstärkt in den 
Rimdfunkbereich zu diversifizieren. Einzelne Landes- 
mediengesetze sahen die Beteiligung von Presseim- 
temehmen explizit vor, während andere Länder die 
Kapital- und Stimmrechtsanteile solcher Unterneh- 
men beschränktenöö). Mögliche positive Wettbe- 
werbseffekte, die vom Substitutionswettbewerb zwi- 
schen regionalen Zeitungen imd elektronischen 
Medien ausgehen könnten, wurden damit ge- 
schwächt. 

704. Auch Mehrfachbeteiligimgen einzelner Unter- 
nehmen an Femsehveranstaltem werden durch rund- 


Vgl. Rundfunkgesetz für das Land Nordrhein- Westfalen 
(LRG NW), § 29, GVBl. 1993, S. 183. 


funkrechtliche Bestimmungen, namentlich durch die 
Vorschriften zur Sicherung der Meinungsvielfalt, 
gefördertöQ). Das Kartellrecht war in der Vergangen- 
heit imd ist auch gegenwärtig nicht in der Lage, 
intermediäre Zusammenschlüsse zu xmtersagen, da 
die Veranstaltung von privatem Rimdfunk im Verhält- 
nis zur dominanten Position öffentlich-rechtlicher 
Veranstalter eine Verbessenmg darstellt. 

705. Frequenzmangel und der enorme Finanzbedarf 
begründeten die Veranstaltimg von Rimdfunk durch 
Anstalten des öffentlichen Rechts. Diese Besonderhei- 
ten entfallen zusehends mit der Entwicklimg der 
Übertragungstechnik. Die Umgestaltung der Rund- 
funkordnung zu einem außenpluralen Modell ist aus 
verfassungsrechtlicher Sicht möglich. Die Vielzahl 
unabhängiger, miteinander in Wettbewerb stehender 
Rundfunkveranstalter fördert tendenziell auch die 
publizistische Vielfalt. Wettbewerbsbeschränkende 
Regulierungen im Rundfunkbereich (z. B. Begren- 
zung der täglichen Werbezeiten für Private oder 
langwierige Zulassungsverfahren durch uneinige 
Landesmedienanstalten) sollten durch eine stärker 
marktorientierte Ordnungspolitik ersetzt werden. 

89) Vgl. Tz. 674 ff. 
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KAPITEL VI 

Konzentration und Wettbewerb in der leitungsgebundenen Energiewirtschaft 


1. Einführung 

706. Die Monopolkommission hat bereits mehrfach 
zu energiewirtschaftlichen Fragen Stellung genom- 
men. Im Ersten Hauptgutachten wurden die Struktu- 
ren der gesamten Energiewirtschaft im Rahmen eines 
Sonderkapitels analysiert i). In den weiteren Gutach- 
ten folgten Stellungnahmen zu aktuellen Fusionsvor- 
haben und der Situation auf einzelnen Energieträger- 
märkten 2). Die Monopolkommission kritisierte in 
ihrem Hauptgutachten 1973/1975 die bestehenden 
Strukturen, die durch starke Konzentrationen, Ver- 
flechtimgen, die Dominanz großer Konzerne und 
insbesondere in der Elektrizitätswirtschaft durch eine 
weitgehende vertikale Verknüpfimg zwischen den 
Fimktions stufen gekennzeichnet waren. Sie sprach 
sich für eine stärkere wettbewerbliche Öffnung dieser 
Ausnahmebereiche aus. Die energiewirtschaftliche 
Diskussion hinsichtlich einer Intensivierung des Wett- 
bewerbs in diesen Sektoren wird immer wieder 
geführt und hat im Zuge der VoUendimg des europäi- 
schen Binnenmarktes mittlerweile eine europapoliti- 
sche Dimension gewonnen. 

707- Die Monopolkommission konzentriert sich in 
ihrer aktuellen Stellungnahme auf die leitimgsgebim- 
denen Energieträger Elektrizität und Gas. Die Vor- 
schläge, die die Kommission der Europäischen Union 
im Hinblick auf eine Umstrukturierung imd eine 
intensivere Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten imterbreitete, betreffen ebenfalls die Elektri- 
zitäts- imd Gas Wirtschaft. Die energiepolitische Dis- 
kussion konzentriert sich unter anderem auf Möglich- 
keiten, diese Ausnahmebereiche zu reformieren. In 
diesem Zusammenhang richtet sich die Aufmerksam- 
keit insbesondere auf das Durchleitungsmodell. Die 
Deregulierungskommission spricht sich für eine Aus- 
schreibung des Versorgimgsrechts im Bereich der 


1) Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, 
Hauptgutachten 1973/1975, Baden-Baden 1976, Kapitel IV. 

2) Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbliche imd strukturelle 
Aspekte einer Zusammenfassung von Unternehmen im Ener- 
giebereich (VEB A/Gelsenberg), Sondergutachten 2, Baden- 
Baden 1975; Zusammenschlußvorhaben der Deutschen BP 
AG und der VEBA AG, Sondergutachten 8, Baden-Baden 
1979; Gesamtwirtschaftliche Chancen und Risiken wachsen- 
der Untemehmensgrößen, Hauptgutachten 1984/1985, Ba- 
den-Baden 1986, Tz. 501-509; Zusammenschlußvorhaben 
der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG mit der 
Sodötö NouveUe Sidöchar S. A. (Ruhrkohle AG), Sondergut- 
achten 16, Baden-Baden 1986; Wettbewerbspolitik vor neuen 
Herausforderungen, Hauptgutachten 1988/1989, Baden- 
Baden 1990, Tz. 498-505; Die Mißbrauchsaufsicht über Gas- 
und Femwärmeuntemehmen — Wettbewerb zwischen 
Systemen im Wärmemarkt, Sondergutachten 21, Baden- 
Baden 1991; Wettbewerbspolitik oder IndustriepoUtik, 
Hauptgutachten 1990/1991, Baden-Baden 1992, Tz. 491- 
525. 


Tarifkimden aus imd plädiert für Wettbewerb durch 
eine Ausschreibungskonkurrenz 3). Neben Durchlei- 
tungs- imd Ausschreibungsmodellen existiert die 
Möglichkeit, einen Großhandelsmarkt für Elektrizität 
und/oder Gas einzuführen, was einerseits eine tief- 
greifende Umstrukturierung des bestehenden Versor- 
gungssystems impliziert, und auf der anderen Seite 
die größten Effizienzgewinne erwarten läßt. 

Die Untersuchung der Monopolkommission erfaßt 
zunächst die gegenwärtigen Strukturen. In der Elek- 
trizitätswirtschaft sind Wettbewerbsbeschränkungen 
auf staatliche Eingriffe sowie auf Vereinbarungen und 
Verflechtungen zwischen den Unternehmen zurück- 
zuführen. Die Ursachen der Wettbewerbsbeeinträch- 
tigungen werden dargestellt und einer wettbewerbs- 
politischen Beurteilung unterzogen. Anschließend 
wird das Versorgungssystem in der deutschen Gas- 
wirtschaft analysiert. Die Reformvorschläge der Euro- 
päischen Kommission, Wettbewerbsmodelle der Elek- 
trizitäts- und Gaswirtschaft und die Erfahrungen mit 
der wettbewerblich organisierten Elektrizitätsvsdrt- 
schaft in England und Wales bilden weitere Schwer- 
punkte dieser Analyse. 


2. Wettbewerbsprobleme 

in der Elektrizitätswirtschaft 

2.1 Die Struktur der öffentlichen 

Elektrizitätsversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschiand 

708. Die Elektrizitätsversorgung in Deutschland 
wird durch den Sektor der öffentlichen Elektrizitäts- 
wirtschaft 4), die industrielle Kraftwirtschaft und durch 
die deutsche Bundes- und Reichsbahn übernommen, 
wobei etwa vier Fünftel des inländischen Stromauf- 
kommens im Bereich der öffentlichen Elektrizitäts- 
wirtschaft erzeugt werden. Ein Charakteristikum der 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung ist ihr dreistufi- 
ger Aufbau, d. h. die Gliederung in Verbund-, Regio- 
nal- und Lokalebene. In der öffentlichen Elektrizitäts- 
wirtschaft sind derzeit etwa 930 Unternehmen tätig, 
wobei lediglich neun Unternehmen auf der Verbund- 
ebene, etwa 70 auf der Regionalebene und ca. 850 auf 
der Lokalebene agieren. Die mehrstufige Versorgung 
und die vertikale Integration über die Funktionsberei- 


3) Vgl. Deregulierungskommission, Marktöffnung und Wettbe- 
werb, Stuttgart 1991, S. 85 f. 

4) Unter Unternehmen der öffentlichen Elektrizitätsversorgung 
sind — unabhängig von ihrer Rechtsform und den Eigentums- 
verhältnissen — gemäß § 2 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
solche Unternehmen zu subsumieren, „die andere mit elek- 
trischer Energie . . . versorgen oder Betriebe dieser Art ver- 
walten. " 
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che Erzeugung, Übertragung und Verteilung stellen 
weitere Merkmale des bestehenden Systems der deut- 
schen Elektrizitätsversorgung dar. Hinsichtlich der 
Eigentümerstruktur ist zwischen Elektrizitätsversor- 
gungsimtemehmen der öffentlichen Hand, gemischt- 
wirtschaftlichen imd privaten Unternehmen zu diffe- 
renzieren, wobei die Anzahl der sich im öffentlichen 
Besitz befindlichen Versorgimgsimtemehmen domi- 
niert. 


2.1 .1 Die Stellung der Verbundunternehmen 

709 - Auf der Verbundebene betätigen sich zur Zeit 
die Unternehmen Badenwerk AG, Bayernwerk AG, 
Berliner Kraft- und Licht (Bewag)- AG, Energie- Ver- 
sorgimg Schwaben AG (EVS), Hamburgische Electri- 
citätswerke AG (HEW), PreussenElektra AG, RWE 
Energie AG, Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
AG (VEW) imd Vereinigte Energiewerke AG 
(VE AG) 5). Diese kümmern sich um den überregiona- 
len Ausbau imd Einsatz der Kraftwerke und der 
Hochspannungsnetze (360/220 kV) imd verbinden die 
einzelnen Stromversorgungsnetze. Weiterhin fällt der 
Stromaustausch mit dem Ausland in ihr Geschäfts- 
feld. 

Die vertikale Integration über die Stufen Erzeugung, 
Übertragung und Verteilung ist sehr ausgeprägt. Die 
meisten Verbunduntemehmen engagieren sich auf 
allen drei Stufen und beteiligen sich häufig an Regio- 
nalversorgem, die sich innerhalb ihres Liefergebietes 
betätigen. Darüber hinaus werden langfristige Strom- 
lieferverträge mit Weiterverteilem und Zwischen- 
händlern abgeschlossen. Beinahe alle Verbundunter- 
nehmen versorgen die Letztverbraucher direkt mit 
Elektrizität 6). Daneben betätigen sich die Verbimd- 
unternehmen auch in der mittelbaren Versorgung; sie 
verkaufen einen weiteren Teil ihrer Stromerzeugung 
am lokale und regionale Verteileruntemehmen. 

Diese stufenübergreifende Tätigkeit ermöglicht es 
den Verbunduntemehmen, Kostenvorteile des inte- 
grierten Betriebes zu nutzen*^). 

710 . Durch den Abschluß von Demarkations Verträ- 
gen und Ausschließlichkeitsbindungen in Konzes- 
sionsverträgen sind die Verbunduntemehmen in 
ihren Lief er- und Versorgungsgebieten®) vor bram- 
chenintemem Wettbewerb geschützt. Gemäß § 103 a 


5) Der Versorgungsbereich der VE AG AG umfaßt die fünf 
ostdeutschen Bundesländer und den Ostteil von Berlin. 

6) Die Bayemwerk AG ist nicht im Bereich der unmittelbaren 
Versorgung tätig, und PreussenElektra verwendet nur einen 
geringen Teil seiner Gesamtabgabe für die Direktversorgimg 
der Endverbraucher. 

7) Der einheitliche Kraftwerks- und Netzbetrieb, der auf die 
gesamte Last im Liefergebiet abgestimmt werden kann, 
ermöglicht die Minimierung der laufenden Kosten der Last- 
deckung. 

8) In seinem Liefergebiet versorgt ein Verbunduntemehmen 
die Verbraucher direkt und über Zwischenhändler; in diesem 
Gebiet werden das Übertragungsnetz und zum Teil auch das 
Verteilungsnetz von dem Verbunduntemehmen betrieben. 
Zum Versorgungsgebiet zählen alle Endverbraucher, die aus 
dem Verteilungsnetz beliefert werden, wobei das Vertei- 
lungsnetz von einem Verbunduntemehmen oder einem Zwi- 
schenhändler betrieben wird. 


Abs. 4 GWB, der im Rahmen der Vierten GWB- 
Novelle im Jahre 1980 eingeführt wurde, vmrde die 
kartellrechtliche Freistellung dieser Verträge auf 
zwanzig Jahre befristet. Demarkations- und Konzes- 
sionsverträge, die vor 1980 abgeschlossen wurden, 
enden am 31. Dezember 1994. 

71 1 . Innerhalb der Gruppe der deutschen Verbund- 
untemehmen nimmt die RWE Energie AG eine her- 
ausragende Stellung ein. Die gesamte nutzbare 
Stromabgabe dieses Unternehmens betrug im Ge- 
schäftsjahr 1991/92 125,4 Mrd. kWh, und das Ergebnis 
der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit stieg trotz eines 
Rückgangs in der Stromabgabe von 676 Mio. DM im 
Vorjahr auf 1 Mrd. DM. Der Anteil der liquiden Mittel 
und Wertpapiere machte mit 8,7 Mrd. DM etwa 38 % 
der Bilanzsumme aus. An zweiter Stelle befindet sich 
PreussenElektra mit 55,6 Mrd. kWh, und an dritter 
Stelle rangiert die Bayemwerk AG mit einer nutzba- 
ren Stromabgabe von 36,8 Mrd. kWh. In bezug auf den 
Anteü der Verbundunternehmen an der Nettostrom- 
erzeugung in der Bundesrepublik Deutschland hat die 
RWE Energie AG seit Jahren eine führende Position. 
Im Jahre 1990 betrug dieser Anteil 26,96 %. Preussen- 
Elektra trug in diesem Jahr mit 13,09% und Bayem- 
werk mit 7,22% zur Nettostromerzeugung bei. 

Die RWE AG selbst ist eine Holding. Die Stromerzeu- 
gung und -Verteilung wird von der Tochtergesell- 
schaft RWE Energie AG wahrgenommen. Die RWE 
AG umfaßt darüber hinaus Unternehmen, deren 
Geschäftstätigkeiten in den Bereichen Entsorgung, 
Bergbau und Rohstoffe 9), Mineralöl und Chemie, 
Maschinen-, Anlagen- und Gerätebau sowie Bau 
liegen. Die kapitalmäßige Mehrheit der RWE AG 
befindet sich in den Händen von mehr als 190 000 
privaten Aktionären. Die öffentliche Hand (Städte, 
Kreise etc.) hält jedoch die Namensaktien mit zwan- 
zigfachem Stimmrecht sowie die Stammaktien und 
verfügt somit über die Stimmenmehrheit. 


2.1 .2 Die Unternehmen auf der Reglonal- 
und Lokalebene 

712 . Auf der Regionalebene beliefern regionale 
Versorgungsuntemehmen lokale Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen und Endverbraucher. Ihre Rolle 
ist somit die von Weiterverteilem/Zwischenhändlem, 
und sie verteilen zum einen Elektrizität, die sie selbst 
erzeugt haben, und zum anderen beliefern sie ihre 
Abnehmer mit Strom, der von anderen Unternehmen 
erzeugt wurde. 

Die auf der Lokalebene angesiedelten Versorgungs- 
untemehmen sind in der Regel Eigentum der jeweili- 
gen Gemeinde. Sie verteilen den von vorgelagerten 
Erzeugern oder von ihnen selbst erzeugten Strom, und 
ihr Absatzgebiet umfaßt das jeweilige Gemeindege- 
biet. Die Elektrizität wird häufig im Querverbund mit 


9) Auf diesem Sektor ist die Konzemtochter Rheinbraun AG 
tätig, die selbst wiederum einen weit verzweigten Konzern 
beherrscht. 
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Gas, Fernwärme, Wasser und zum Teil mit den Dienst- 
leistungen der Verkehrsbetriebe, der Abfallbeseiti- 
gung sowie der öffentlichen Bäder verteilt. Die ver- 
schiedenen Versorgimgssparten können entweder in 
Form eines Eigenbetriebes/einer Eigengesellschaft 
oder auch in Form mehrerer selbständiger Unterneh- 
men unter dem Dach einer Holding zusammenge- 
faßt werden. Nach den Angaben des Verbandes 
kommunaler Unternehmen existierten 1993 insge- 
samt 22 Querverbunduntemehmen, die in Form einer 
Holding mit den Sparten Versorgung und Verkehr 
organisiert waren, und die restlichen 535 Querver- 
bunduntemehmen stellten einheitliche Unternehmen 
dar. 


2.1.3 Die Organisation der Elektrizitätswirtschaft 
in den neuen Bundesländern 

713 . Das System der Elektrizitätswirtschaft der ehe- 
maligen Deutschen Demokratischen Republik war 
zentralistisch auf gebaut, und die Versorgungsaufga- 
ben wurden von 18 Kombinaten wahrgenommen. 
Dazu gehörten das „VE Kombinat Braunkohlekraft- 
werke", das Kombinat für die Stromerzeugung aus 
Kernenergie, das „ Kombinat Verbundnetze Energie" 
sowie 15 Bezirkskombinate, die die Bevölkerung 
zusätzlich mit Gas, Fernwärme und festen Brennstof- 
fen versorgten. Die Probleme dieses Systems bestan- 
den in der einseitig auf Braimkohle ausgerichteten 
Stromerzeugung, der mangelnden Energieeffizienz 
und der hohen Subventionienmg der Strompreise. 
Der Wirkimgsgrad ostdeutscher Kraftwerke lag weit 
unterhalb dem westdeutscher Kraftwerke, und die 
Leitun gs Verluste waren wesentlich höher. Die Kombi- 
nation dieser Probleme und die Preisgestaltung, die 
keinerlei Anreize für ein energiesparendes Verhalten 
bot, führte zu einem extrem hohen Energieverbrauch 
pro Kopf. 

71 4 . Nach der Wiedervereirügimg wurde die Haupt- 
verantwortung für die ostdeutsche Stromversorgung 
den drei großen und finanzstarken Verbunduntemeh- 
men Bayemwerk, PreussenElektra und RWE Energie 
übertragen, da allein in der öffentlichen Elektrizitäts- 
versorgimg Investitionen in Höhe von etwa 60 Mrd. 
DM zu erwarten waren. Überdies dominierte die 
Sorge um eine sozialverträgliche Rückfühnmg des 
Braunkohlenbergbaus. Die Kritik an dieser Lösimg 
entzündete sich an dem beherrschenden Einfluß der 
drei großen Verbunduntemehmen, dem extrem 
hohen vertikalen Integrationsgrad und der — bis vor 
kurzem — ungeklärten Stellimg der Kommunen. Da 
das Bundeskartellamt aufgnmd dieser Konstellation 
einen wettbewerbsbeeinträchtigenden Gruppenef- 
fekt befürchtete, erfolgte die fusionsrechtliche Frei- 
gabe des Stromvertrages vom 22. August 1990 unter 
Auflagen. Anderen Unternehmen sollte ebenfalls die 
Möglichkeit eröffnet werden, einen Teil der ostdeut- 
schen Stromversorgung zu übernehmen. Bayemwerk, 
PreussenElektra imd RWE Energie durften sich nach 


10) Die Versorgungssparten Strom, Gas, Fernwärme und Was- 
ser sind bei dieser Organisationsform in der Regel in einem 
Unternehmen zusammengeschlossen. 


diesen Auflagen auf der Verbundebene maximal zu 
75% beteiligen, imd auf der Regionalebene wurde 
ihnen die Beteiligung an den Verteileiuntemehmen 
für die ehemaligen Bezirke Berlin-Ost, Dresden, Halle 
und Schwerin untersagt. Die Verteileiuntemehmen 
sind in ihrem Handlungsspielraum eingeschränkt, da 
sie 70% ihres Strombedarfs bei dem ostdeutschen 
Verbunduntemehmen VEAG beziehen müssen. Hin- 
sichtlich der Beteiligung eines westdeutschen Elektri- 
zitätsversorgungsuntemehmens an einem Regional- 
versorger existiert eine Bandbreite von 49,9% bis 
61 %. Die restlichen Anteile befinden sich in kommu- 
nalem Besitz. Das Bundeskartellamt forderte dar- 
über hinaus, daß in bezug auf die Stromeinspeisung 
industrieller Kraftwerke in das ostdeutsche Ver- 
bimdnetz die Verbändevereinbarung Anwendung 
findet. 

715 . Die Treuhandanstalt und das Bundeskartellamt 
einigten sich im Hinblick auf den kommunalen Quer- 
verbund darauf, daß die gaswirtschaftlichen Aktivitä- 
ten der ehemaligen Bezirksverteilerkombinate ausge- 
gliedert und zu 51 % privatisiert werden. Damit wird 
eine Neuordnung der Beteiligungsverhältnisse ein- 
hergehen. Potentielle Käufer kommen nxir dann zum 
Zuge, wenn sie nicht in der Strom verteilimg tätig sind. 
Diese Bedingimg gilt auch für verbimdene Unterneh- 
men. Für den Fall, daß die Beteiligung von Stromver- 
sorgem nicht auszuschließen ist, sollten weitere 
Unternehmen beteiligt werden, um eine von den 
Strominteressen unabhängige Geschäftspolitik zu 
erreichen. Stromversorger dürfen zu maximal 17% 
am Gasgeschäft beteüigt sein. Bei der Gründung 
kommimaler Versorgungsimtemehmen läßt sich die 
Bildimg von Querverbimduntemehmen aus fusions- 
rechtlichen Gründen ebenfalls nicht verhindern, 
solange dies ohne kartellrechtlich relevante Beteüi- 
gung Dritter geschieht. 

716 . Gegen den Stromvertrag legten 164 ostdeut- 
sche Städte imd Gemeinden Verfassungsbeschwerde 
ein. Sie sahen das per Grundgesetz gewährte Recht 
der kommunalen Selbstverwaltung verletzt, da sie 
sich nur zu maximal 49 % an den Versorgungsanlagen 
für leitungsgebundene Energien beteüigen dürfen. 
Den Gemeinden wurde im Rahmen des Einigungsver- 
trages auch die kostenlose Übertragung von Anteilen 
an energieversorgenden Betrieben zugesichert. Im 
Juli 1993 stimmten die Kommunen dem Vorschlag des 
Bundesverfassungsgerichtes zu. Dieser beinhaltet die 
vollständige Übertragung der Anlagen für die örtliche 
Strom- und Femwärmeversorgung auf Gemeinden 
mit eigenen Stadtwerken. Als Gegenleistung verzich- 
ten die Kommunen auf ihre Kapitalbeteüigimg an den 
Regionalversorgungsuntemehmen. 


11) Die Verbändevereitiigung wurde 1979 zwischen dem Bun- 
desverband der deutschen Industrie (BDI), der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) und dem Verband der 
Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft (VIK) abgeschlos- 
sen. Das Ziel dieser Vereinbarung besteht in einer intensi- 
veren Zusammenarbeit zwischen der industriellen Kraft- 
wirtschaft und der öffentlichen Elektrizitätsversorgung. Die 
Elektrizitätsversorgungsuntemehmen verpflichten sich, 
Stromeinspeisungen aus Eigenerzeugungsanlagen (Kraft- 
Wärme-Kopplung, regenerative Energiequellen) aufzuneh- 
men und zu vergüten. 
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2.2 Wettbewerbselemente innerhalb 
des derzeitigen Ordnungsrahmens 

717. Obwohl der Bereich der leitungsgebundenen 
Energieträger Strom und Gas in Deutschland einen 
kartellrechtlichen Ausnahmebereich darstellt, exi- 
stieren einige Elemente, die wettbewerbliche Wir- 
kungen entfalten können. So besteht zum einen die 
prinzipielle Freiheit, außerhalb der Konzessionsge- 
biete Leitimgen zu verlegen imd Kraftwerke zu errich- 
ten. Weiterhin existiert das Recht zur Eigenerzeugung 
von Elektrizität, die Möglichkeit des Wettbewerbs um 
Versorgungsgebiete sowie des Preis- und Leistungs- 
vergleichs mit anderen Anbietern. 

718. Darüber hinaus verfolgte der Gesetzgeber mit 
der Vierten und Fünften Novelle des GWB das Ziel, 
dem Wettbewerbsprinzip in diesem Ausnahmebe- 
reich verstärkt Geltung zu verschaffen. Zwar wurde 
mit der Vierten GWB-Novelle (1980) keine grundsätz- 
liche Abschaffung der geschlossenen Versorgungsge- 
biete angestrebt, doch die Befristung der Konzessions- 
und Demarkationsverträge auf zwanzig Jahre sollte 
die Gebietsmonopole auflockem imd verhindern, daß 
sich Monopolstellungen über lange Zeiträume festi- 
gen. In bestimmten Zeitabständen sollte ein Wettbe- 
werb um Versorgungsgebiete stattfinden können. 

719. Um zu verhindern, daß dieser Wettbewerb um 
die Zuständigkeit für ein bestimmtes Versorgimgsge- 
biet nicht zustande kommen kann, weil nach Ablauf 
des Konzessionsvertrages weiterhin Demarkations- 
vereinbanmgen zwischen den Vorlieferanten beste- 
hen, wurde im Rahmen der Fünften GWB-Novelle 
(1990) in § 103 a Abs. 1 GWB ein Satz ergänzt. Dieser 
erklärt Demarkationsverträge darm für unwirksam, 
wenn sie am Ende der Laufzeit eines Konzessionsver- 
trages einem effektiven Wechsel des Letztversorgers 
entgegenstehen. Den Kommimen bietet diese Rege- 
lung erhebhche Vorteile. Ihnen steht weiterhin die 
Möglichkeit offen, alle zwanzig Jahre zur Eigenver- 
sorgung überzugehen. In der Zukunft steht ihnen die 
Option, einen Vertrag mit einem Konkurrenten des 
Gebiets Versorgers abzuschließen, als Drohpotential 
zur Verfügimg. Die zeitliche Synchronisation von 
Konzessions- und Demarkationsverträgen bewirkt, 
daß das Versorgimgsgebiet das Gebiet der jeweiligen 
Gemeinde umfaßt. Der Wettbewerb um Versorgungs- 
gebiete wird somit allein durch das Gemeindegebiet 
determiniert. 

Eine andere im Zuge der Fünften GWB-Novelle 
getroffene Regelimg besteht darin, daß die Regelver- 
mutung zur Durchleitimg (§ 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 
Halbsatz 3 GWB) gestrichen wurde. Diese beinhaltete 
bislang die Vorschrift, daß die Verweigenmg der 
Versorgung durch einen Dritten im Gebiet eines 
Durchleiters nicht unbillig ist, wenn dies zu der 
Versorgung von Abnehmern im Versorgungsgebiet 
führen würde. Es ist jedoch weiterhin zu prüfen, wie 
sich die beantragte Durchleitung auf die Marktsitua- 
tion und insbesondere auf die Versorgungsbedingim- 
gen für die Abnehmer des zur Durchleitung Verpflich- 
teten auswirken. Mit Hilfe dieser Regelimg wird 
ebenfalls eine Auflockerung des Gebietsschutzes 
angestrebt. 


2.3 Wettbewerbsbeschränkungen 

im Bereich der Elektrizitätswirtschaft 

2.3.1 Durch staatliche Maßnahmen induzierte 
Wettbewerbsbeeinträchtigungen 

720. Das Energiewirtschaftsgesetz bildet die rechtli- 
che Grundlage der Fachaufsicht; es unterstellt die 
gesamte öffentliche Elektrizitäts- und Gasversorgung 
der staatlichen Aufsicht. Der Zweck dieser gesetzli- 
chen Regelung besteht darin, daß die Energieversor- 
gung ausreichend und zu jedem Zeitpunkt sicher ist 
und preiswürdig angeboten werden kann. Neben den 
Zielen einer wirtschaftlichen und sicheren Energie- 
versorgung sollen nun auch die Umweltverträghch- 
keit in den Zielkatalog im Energiewirtschaftsgesetz 
aufgenommen und die energiewirtschaftliche Investi- 
tionsaufsicht abgeschafft werden. Die Fachaufsicht 
unterliegt der Verantwortung der Wirtschaftsministe- 
rien der einzelnen Bundesländer. 


2.3.1 .1 Die Problematik der Preisbildung und -aufsicht 

721. Im bestehenden Versorgungssystem ist es pro- 
blematisch, die Gesamtkosten den einzelnen Abneh- 
mern verursachungsgerecht zuzurechnen, da der 
überwiegende Teil dieser Kosten durch gemeinsam 
genutzte Kraftwerks- und Netzkapazitäten entsteht. 
Dies gilt vor allem für den Bereich des Mittel- und 
Hochspannungsnetzes. Es lassen sich aber die Grenz- 
kosten für die Deckung der kollektiven Last in jeder 
kurzen Periode an jedem Entnahmepimkt bestimmen. 
Diese Grenzkosten sind an den verschiedenen Ent- 
nahmepunkten des Netzes unterschiedlich hoch, aber 
in dem Entnahmepxinkt für alle an dieser Stelle 
entnehmenden Verbraucher gleich. Somit lassen sich 
für den einzelnen Abnehmer die Grenzkosten der 
Versorgung in jedem Zeitpunkt bei jeder Höhe der 
kollektiven Last verursachungsgerecht zurechnen. 
Für die in Niederspannung abnehmenden Verbrau- 
cher besteht die Möglichkeit, die gemeinsamen 
Kosten bestimmter Teile des Niederspannungsnetzes 
Teilkollektiven zuzuordnen sowie weitergehend 
räumliche Netzteile der Gesamtheit der dortigen 
Abnehmer. 

722. Die Optimierung des Kraftwerkseinsatzes und 
Netzbetriebes erfolgt innerbetrieblich, und zwar im 
Rahmen eines Kostenmiiiimierungskalküls. Die Preis- 
stellung gegenüber den Verbrauchern erfolgt voll- 
kommen getrennt von diesem Kalkül. In der Praxis 
basiert die Bildung des Strompreises auf Zurech- 
mmgskonventionen. In einigen Bereichen sind die 
Preise jedoch stärker an den Grenzkosten ausgerich- 
tet. Dies ist dann der Fall, wenn eine Beeinflussung 
der Last durch die Preisbildung von Bedeutung ist, 
und zwar in den Bereichen des Last-Managements 
und der Preisbildung gegenüber Kunden, die aus dem 
Gebiet abwandem oder zur Eigenerzeugung wech- 
seln können. 

723. Die Preisbildung gemäß der Bundestariford- 
nung Elektrizität (BTOElt) und den Allgemeinen 
Bedingungen für die Elektrizitätsversorgimg von 
Tarifkunden (AVBEltV) spaltet die Abnehmer in 
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Tarifkunden und Sonderabnehmer. Industrielle Groß- 
abnehmer, Gewerbebetriebe, Weiterverteiler sowie 
Besitzer von Wärmepumpen zählen zu den Sonderab- 
nehmem und können individuelle Vereinbarungen 
oder normierte Sonderverträge mit dem jeweiligen 
Versorgungsuntemehmen abschließen. Für den Be- 
reich der Versorgimg der Tarifkunden gilt das vom 
Staat angeordnete Prinzip der Gleichpreisigkeit, d. h. 
alle in dem Versorgungsgebiet eines Elektrizitätsver- 
sorgungsuntemehmens ansässigen Tarifabnehmer 
werden von diesem zu den gleichen Bedingungen 
(Tarifen) beliefert. Die Preisstellung gegenüber den 
Tarif abnehmern erfolgt im Rahmen eines zweigliedri- 
gen Tarifs, der eine verbrauchsunabhängige (Lei- 
stungspreis) und eine verbrauchsabhängige (Arbeits- 
preis) Komponente beinhaltet imd damit einen indi- 
rekt degressiven Verlauf aufweist. Nach der neuen 
BTO Elektrizität existiert zwar weiterhin ein zwei- 
gliedriger Tarif, doch der Leistungspreis kann sich 
stärker an der vom Verbraucher tatsächlich in 
Anspruch genommenen Leistung ausrichten. Weiter- 
hin ist auch die Einfühnmg von Wahltarifen (z. B. 
zeitabhängig) ausdrücklich zugelassen. 

724 . Die gesamte Tarif Struktur für die Preise im 
Tarif abnehmerbereich unterliegt der staatlichen 
Preisaufsicht. Diese erfolgt durch eine Kosten- imd 
Gewinnkontrolle im Rahmen der präventiv wirken- 
den Bundestarifordnung Elektrizität, die sich nicht nur 
auf die jeweilige Höhe der Tarife, sondern auch auf 
deren einzelne Bestandteile erstreckt. Gemäß § 3 
BTOElt hat die Preisbüdung für die verschiedenen 
Abnehmergruppen nach den gleichen Gnmdsätzen 
zu erfolgen. Falls das Abnahmeverhalten unter- 
schiedliche Kosten verursacht, dürfen jedoch unter- 
schiedlich hohe Preise gefordert werden. Die öffentli- 
chen Tarife nach der allgemeinen Anschluß- und 
Versorgungspflicht stellen Höchstpreise dar und wer- 
den von den Landeswirtschaftsministern beaufsich- 
tigt. Falls ein Versorgungsimtemehmen die Erhöhung 
eines öffentlich bekanntgegebenen Tarifs beantragt, 
ist die gesamte Kosten- imd Erlössituation des Unter- 
nehmens zu prüfen. Seit 1982 sind die Preise im 
Sonderabnehmerbereich vollkommen freigegeben 
und somit nicht mehr der fachlichen Preisaufsicht 
unterstellt. Diese Strompreise unterliegen der repres- 
siven kartellrechtlichen Mißbrauchsaufsicht im Rah- 
men des GWB, die sich am Vergleichsmarktkonzept 
orientiert. 


2.3.1 .2 Konzessionsabgaben 

725 . Durch den Abschluß eines Konzessions Vertra- 
ges mit einer Gebietskörperschaft verpflichtet sich das 
jeweilige Versorgungsunternehmen, als Gegenlei- 
stung für die ihm eingeräumten Benutzungsrechte 
einen Anteü an den Roheinnahmen in Form der 
Konzessionsabgabe abzuführen. Die rechtliche 
Grundlage für die Erhebung dieser Abgabe bildet die 
Anordnung über die Zulässigkeit von Konzessionsab- 
gaben der Unternehmen und Betriebe zur Versorgung 
mit Elektrizität, Gas und Wasser an Gemeinden und 
Gemeinde verbände (KAE), die am 4. März 1941 in 
Kraft trat. Nach § 2 KAE existieren unterschiedliche 


Höchstsätze für Tarif- und Sonderabnehmer. Diese 
Höchstsätze sind im Bereich der Tarif abnehmer noch 
nach Gemeindegrößenklassen gestaffelt. 

Das bis 1990 bestehende Verbot zur Neueinführung 
von Konzessionsabgaben wurde im November 1990 
vom Bundesverwaltungsgericht für nichtig erklärt. 
Damit wurde die Vorschrift ungültig, daß nur solche 
Gemeinden zur Erhebung von Konzessionsabgaben 
berechtigt waren, die diese Abgabe vor dem 31. März 
1941 erhalten hatten. In der Folge ist mit einem 
erheblichen Anstieg des Konzessionsabgabenvolu- 
mens zu rechnen. Zur Zeit ist die Konzessionsabga- 
benverordnung in der Fassung vom 1. Januar 1992 
gültig. 


2.3.1 .3 Maßnahmen zum Schutz der inländischen Steinkohle 

726 . Aus sozial- imd regionalpolitischen Motiven 
wird der Einsatz der Steinkohle als Primärenergieträ- 
ger für die Stromerzeugung subventioniert. Durch 
Importrestriktionen und Abnahme Verpflichtungen ist 
dieser Absatzbereich der deutschen Steinkohle 
zumindest bis 1995 gesichert. Der Jahrhundertver- 
trag, der 1980 zwischen der Vereinigung Deutscher 
Elektrizitätswerke e.V. (VDEW), dem Verband der 
Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e.V. (VIK), 
der Deutschen Bundesbahn und dem Bergbau verein- 
bart wurde, sieht eine feste Abnahmeverpflichtung für 
die Elektrizitätswirtschaft sowie die industrielle Kraft- 
wirtschaft vor. Da die Kosten des deutschen Steinkoh- 
lenbergbaus aufgrund geologischer Nachteile und 
der Absatzgarantien seit Jahren zu den höchsten der 
Welt zählen 12)^ entstehen den Stromerzeugern durch 
den Einsatz der inländischen Kohle überhöhte Auf- 
wendungen, Diese zusätzlichen Kosten werden mit 
Hilfe eines finanziellen Ausgleichs aus dem „Aus- 
gleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsat- 
zes" zu einem großen Teil kompensiert. Die Elektrizi- 
täts versorgungsuntemehmen stellen die Schuldner 
dieser Abgabe dar. Die Belastung wird in Form des 
Kohlepfennigs, der zur Zeit einen prozentualen Auf- 
schlag von durchschnittlich 8,5 % auf die Stromrech- 
nung ausmacht, auf die Stromverbraucher überwälzt. 
Diese Mittel werden im Verstromungsfonds zusam- 
mengefaßt, der Ende 1995 voraussichtlich ein Defizit 
von ca. 6 Mrd. DM aufweisen wird. Nach der Novelle 
des Dritten Verstromungsgesetzes aus dem Jahr 1980 
muß der Fonds jedoch nach Ablauf des Jahrhundert- 
vertrages ausgeglichen sein. Um ein Defizit im Ver- 
stromungsfonds zu verhindern, müßte unter den heu- 
tigen Bedingungen der Kohlepfennig in den Jahren 
1994 und 1995 auf 11,3% erhöht werden. In der 
Kohlerunde 1991 wurde beschlossen, den subventio- 
nierten Absatz der heimischen Kohle von ca. 63 Mrd. t 
im Jahr 1991 bis 2000 schrittweise auf 50 Mio. t zu 
reduzieren. Auf diesem Niveau soll der Absatz bis 
2005 verbleiben. Weiterhin wurde beschlossen, die 
langfristigen Abnahmeverpflichtungen aus dem Jahr- 
hundert- und Hüttenvertrag bis zum Jahr 2000 zu 
verlängern. 


12) Eine Tonne deutsche Steinkohle kostet rd. 280 DM, während 
der Weltmarktpreis etwa 80 DM pro Tonne beträgt. 
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2.3.2 Wettbewerbsbeschränkungen 

durch Vereinbarungen und Verflechtungen 
zwischen den Versorgungsuntemehmen 

727 . Der Wettbewerb zwischen spartengleichen 
Unternehmen wird in der deutschen Elektrizitätswirt- 
schaft durch ein Geflecht von Demarkationsverträgen 
fast vollständig ausgeschaltet, da potentielle Konkur- 
renten in die vertraglich abgegrenzten Gebiete nicht 
eindringen können. Im Rahmen von Verbimdverträ- 
gen können die Unternehmen Vereinbarungen über 
den Einsatz von Produktions- und Transportkapazitä- 
ten, Versorgungsgebiete, -bedingimgen und -preise 
sowie die Voraussetzimgen für einen wechselseitigen 
Rückgriff auf Spitzenlastkapazitäten und Reserveka- 
pazitäten festlegen. 

728 . Zwischen den Versorgungsuntemehmen be- 
steht ein enges Geflecht an Beziehungen, das aus 
zahlreichen Kapitalbeteiligungen resultiert. Zum einen 
sind die Verbunduntemehmen einzeln oder in Ver- 
bindung mit weiteren Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen auf der Verbundebene an lokalen imd regio- 
nalen Versorgimgsuntemehmen beteiligt. Zum ande- 
ren existieren Kapitalbeteiligungen der Verbund- 
imtemehmen untereinander. Die Bayernwerk AG ist 
zusammen mit PreussenElektra (35 %) imd der RWE 
Energie AG (35%) zu 30% an der VEAG-Geschäfts- 
besorgung AG beteiligt. Im Falle von PreussenElektra 
— eine 100 %ige Tochter der VEBA AG — handelt es 
sich um ein privates Unternehmen. Seit dem 1. Januar 
1992 ist die VEBA Kraftwerke Ruhr AG (VKR) eine 
100%ige Tochtergesellschaft von PreussenElektra. 
Die Geschäftstätigkeit der VKR umfaßt schwerpimkt- 
mäßig die Stromerzeugimg für Großkunden wie RWE 
Energie, VEW und die Deutsche Bundesbahn. Zwi- 
schen PreussenElektra imd der Bewag besteht eine 
direkte Kapitalbeteiligung; PreussenElektra hält 10 % 
der Anteile der Bewag. Zahlreiche indirekte Verflech- 
timgen entstehen durch gemeinsame Beteiligimgen 
wie z. B. an Großkraftwerken. 

729 . Darüber hinaus existieren zwischen den Ver- 
bunduntemehmen direkte personelle Verflechtun- 
gen, d. h. Mitglieder der Geschäftsfühnmg eines Ver- 
bunduntemehmens befinden sich in Kontrollorganen 
anderer Unternehmen. Direkte personelle Verflech- 
timgen dieser Art bestehen zwischen Bewag und 
PreussenElektra, PreussenElektra und Bayernwerk, 
VEAG und Bayemwerk, VEAG und RWE Energie, 
VEAG und PreussenElektra sowie zwischen VEAG 
und VEW. Daneben existieren personelle Verflech- 
tungen zwischen Holding- bzw. Tochtergesellschaf- 
ten der Verbimdimtemehmen, wie beispielsweise 
zwischen der RWE AG und VEW, der VEBA Kraft- 
werke Ruhr AG (VKR) imd der RWE Energie AG sowie 
zwischen VKR und \^W, 


2.3.3 Wettbewerbspolitische Beurteilung 

730 . Trotz einiger Versuche, den Bereich der lei- 
timgsgebundenen Energieträger wettbewerblich auf- 
zulockem, liegen durch staatliche Eingriffe imd pri- 
vatwirtschafüiche Absprachen weiterhin monopolisti- 
sche Strukturen vor. Die dominierenden Anbieter von 


Elektrizität stellen die Versorgungsuntemehmen der 
Verbundstufe dar, die einen maßgeblichen Einfluß auf 
die Entwicklimg der Stromwirtschaft ausüben. Der 
einheithche Kraftwerks- und Netzbetrieb eines Ver- 
bundimternehmens ist auf das historisch gewachsene 
Liefergebiet begrenzt. Die wirtschaftliche Integration 
zwischen diesen Gebieten ist sehr gering imd findet 
lediglich in Form des kurzfristigen Stromaustausches 
zwischen den Verbundunternehmen, des großräumi- 
gen Verbundbetriebes und durch längerfristig ge- 
bietsübergreifende Transaktionen statt. Die Investi- 
tionen im Erzeugungs- und Netzbereich sind auf- 
grund der weitgehenden vertikalen Integration mit 
geringen Risiken verbunden. Da die im jeweiligen 
Versorgungs- bzw. Liefergebiet ansässigen Abneh- 
mer aufgrund der fehlenden Konkurrenz über keine 
Ausweichmöglichkeiten verfügen, ist die Planungs- 
sicherheit für die Versorgungsunternehmen sehr 
groß. Überdies vermindert sich das Investitionsrisiko 
zusätzlich, da die durch Fehlinvestitionen induzierten 
Kosten auf die Verbraucher überwälzt werden kön- 
nen. Somit fehlt eine wettbewerbliche Kontrolle des 
Investitionsverhaltens. Die Verbunduntemehmen 
haben weiterhin die Möglichkeit, sich durch bilate- 
rale Verträge, Kapitalverflechtungen, personelle Ver- 
flechtungen und durch die Deutsche Verbundgesell- 
schaft zu koordinieren. Ihr hoher Organisationsgrad 
und ihre dominierende Stellung innerhalb des Stufen- 
aufbaus ermöglicht es ihnen, einen wesentlichen 
Einfluß auf die Stromversorgimg auszuüben. 

Der Abschluß von Konzessionsverträgen und die 
darin enthaltenen Elemente der Benutzimgs-, Aus- 
schließlichkeits- und Verzichtsklausel zementieren 
die Monopolstellungen. Die Kombination von Demar- 
kationsverträgen und Ausschließlichkeitsbindungen 
in Konzessionsverträgen läßt direkten Strom-zu- 
Strom- Wettbewerb zwischen den Versorgungs imter- 
nehmen gar nicht erst entstehen. In der Folge sind die 
Ausweichmöglichkeiten der Abnehmer — lokale und 
regionale Zwischenhändler bzw. Weiterverteiler imd 
Endverbraucher — stark eingeschränkt oder gar nicht 
vorhanden. Die Abnehmer sind auf den Strombezug 
durch die Gebietsversorger angewiesen und verfügen 
allenfalls über die Möglichkeit, diesen Strom - 
bezug durch eigene Stromerzeugung (z. B. industri- 
elle Eigenstromerzeugung) zu substituieren. 

731 . Eine Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
aus dem Jahre 1935 erscheint insgesamt notwendig, 
um den staatlichen Einfluß im Energiebereich zurück- 
zudrängen und die Voraussetzungen für eine wettbe- 
werbliche Öffnung dieses Ausnahmebereiches zu 
schaffen. Die vorgeschlagenen Änderungen stellen 
einen Schritt in diese Richtung dar, beinhalten jedoch 
weiterhin eine zu starke staatliche Einflußnahme, Das 
Ziel einer sicheren, günstigen und umweltschonen- 
den Versorgung mit elektrischer Energie sollte — un- 
abhängig von der Gestaltung des Versorgungssy- 
stems — weiterhin im Vordergrund stehen. Die Mono- 
polkommission vertritt die Auffassung, daß ein mehr 
wettbewerblich ausgerichtetes System, das insbeson- 
dere die politische Einflußnahme weitgehend auszu- 
schalten vermag und den Abnehmern Wahlmöglich- 
keiten hinsichtlich ihres Lieferanten eröffnet, diesem 
Ziel besser entspricht als die gegenwärtige Struk- 
tur. 
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732 . Als Korrelat zur Monopolstellung der Versor- 
gungsuntemehmen dient die staatliche Preis- und 
Kartellaufsicht. Im Bereich der Preisaufsicht ergibt 
sich zum einen die Problematik der Abgrenzung von 
Energiepreiskontrolle und Preismißbrauchsaufsicht. 
Weiterhin läßt sich nur sehr schwer nachweisen, ob 
die Unterschiede bei der Preisbildung für Tarif- und 
Sonderabnehmer zulässig sind und somit keine 
interne Subventionierung vorliegt. Der Nachweis 
einer mißbräuchlichen Preisstellung wird durch den 
mehrstufigen Aufbau der Stromversorgung erheblich 
erschwert. Darüber hinaus ist es nach Ansicht der 
Monopolkommission zweifelhaft, ob eine dezentrale 
staatliche Aufsicht in der Lage ist, die Tätigkeit von 
vertikal integrierten und vor allem überregional 
agierenden Unternehmen mit einem maßgeblichen 
Einfluß auf die Stromversorgimg zu überprüfen. 
Da in vielen Fällen Beteiligungen der öffentlichen 
Hand an Versorgungsuntemehmen bestehen, ist 
die Gefahr gleichgerichteter Interessen von Kontrol- 
leuren und Kontrollierten sehr groß. Nach den Be- 
stimmungen des Energiewirtschaftsgesetzes üben 
die einzelnen Bimdesländer einerseits die Fach- 
aufsicht über das Geschäftsgebaren der Versor- 
gimgsuntemehmen aus und partizipieren auf der 
anderen Seite als Miteigentümer an den Untemeh- 
mensgewirmen. 

733 . Überdies wirkt sich die Erhebimg der Konzes- 
sionsabgaben auf die Höhe des Strompreises aus. Die 
Gemeinden sind aufgnmd der kommunalen Wegeho- 
heit berechtigt, diese Abgabe zu erheben. Die Elek- 
trizitätsversorgimgsimtemehmen haben die Funktion 
der Konzessionsabgabenzahler, für die aber im Falle 
der vollständigen Überwälzung die Konzessionsabga- 
ben nur einen durchlaufenden Posten bilden. Die 
Träger der Konzessionsabgaben sind die Verbrau- 
cher, wobei dies auf jeden Fall mangels Substitutions - 
möglichkeiten für die Tarifabnehmer und unter be- 
stimmten Voraussetzungen für die Sondervertrags- 
kimden gilt. Letztere befinden sich imter Umständen 
im Besitz von Eigenerzeugungskapazitäten und kön- 
nen ausweichen. ln diesem Falle ist der Überwäl- 
zungsspielraum der Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen naturgemäß geringer. Trotz erheblicher Kri- 
tik an den verschiedenen Rechtfertigungen zur Erhe- 
bung dieser Abgabe ^3) und der mit ihrer Erhebung 
einhergehenden imerwünschten ökonomischen Wir- 
kungen wird diese Abgabe nach wie vor erhoben. Die 
Monopolkommission plädierte bereits in ihrem Ersten 
Hauptgutachten für eine Abschaffung dieser Abgabe. 
Sie spricht sich dafür aus, daß „ . . . das Verfahren dem 
Interesse der Gemeinden an einem schrittweisen 
Ausgleich für die entstehenden Einnahmeausfälle 
Rechnung tragen sollte " 


13) Zur Rechtfertigung wird unter anderem angeführt, daß diese 
Abgabe zumindest zum Teil eine Wegemiete darstelle. Ein 
weiteres Argument lautet, daß sie aufgrund der Einräumimg 
ausschließlicher Versorgungsrechte imd für den Verzicht 
der Kommimen auf Eigenversorgung berechtigt sei. Des 
weiteren wird angeführt, daß die Konzessionsabgaben den 
Kommimen einen Anreiz zur Aufgabe imwirtschaftlicher 
Elektrizitätsversorgimgsuntemehmen geben und daß sie als 
Instrument zur Abschöpfung von Renten dienen, 

1^) Monopolkommission, Hauptgutachten 1973/1975, a. a. O., 
Tz. 741. 


734 . Weitere Auswirkungen auf den Strompreis 
ergeben sich aus den staatlichen Eingriffen zum 
Schutz der deutschen Steinkohle. In diesem Bereich 
kommt der Wettbewerb durch Abnahmeverpflichtun- 
gen, Kontingentierungen, Beschränkungen des Ein- 
satzes anderer Energieträger, Besteuerung alternati- 
ver Energieträger sowie zusätzliche Hilfen der 
Absatzförderung zum Erliegen, und der Primärener- 
gieträgereinsatz wird verzerrt. Durch diese Interven- 
tionen wird ein „Gesundschnimpfungsprozeß" behin- 
dert, und in der Folge können die effizient produzie- 
renden Anbieter ihr Betriebsoptimum nicht erreichen 
und damit Kostensenkungspotentiale nicht voll aus- 
schöpfen. Trotz allem wird die Förderung auf hohem 
Niveau und deren Subventionierung beibehalten. Die 
Kohlerunde vom 11. November 1991 führte ebenfalls 
keine Änderung herbei. Im Ergebnis bleibt die deut- 
sche Kohlepolitik mit ihrer Struktur der festen Abnah- 
meverpflichtungen und Mengen Vorgaben somit vor- 
läufig erhalten. Die Entscheidung über die Anschluß- 
finanzierung nach 1996 vmrde in den Ende 1993 
geführten Koalitionsverhandlungen auf einen späte- 
ren Zeitpunkt verschoben. Der Kohlepfennig wird bis 
1996 erhoben, und der im Oktober 1993 beschlossene 
Subventionsbetrag von 7 Mrd. DM wurde für den 
Zeitraum von 1997 bis 2000 verbindlich festgelegt. 
Durch die Subventionierung wird der unrentable Teil 
der Gesamtförderung beibehalten, wodurch erhebli- 
che Belastungen für die gesamte Volkswirtschaft 
entstehen. Arbeit und Kapital werden in einem Sektor 
gebimden, obwohl der Einsatz dieser Produktionsfak- 
toren in anderen Sektoren einen höheren gesamtwirt- 
schaftlichen Ertrag erzielen könnte. 

735 . Die Bildung von Querverbunduntemehmen 
wird von den Befürwortern dieser Organisationsform 
mit Rationalisierungs- und Synergieeffekten begrün- 
det. Die Monopolkommission kritisiert die Kopplung 
von gewinnträchtigen Sparten — dies gilt insbeson- 
dere für die Elektrizitätsversorgung — mit defizitären 
Bereichen (öffentlicher Personennahverkehr) und die 
damit einhergehende Quersubventionienmg. Die 
Kopplung von defizitären und gewinnbringenden 
Sparten schwächt den Anpassungs druck in den ver- 
lustbringenden Bereichen, da die vorhandenen Ratio- 
nalisierungspotentiale unzureichend genutzt werden. 
Durch die Subventionierung defizitärer Bereiche 
kommt es zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen, 
weil effizientere Versorgungsangebote im Wettbe- 
werb behindert werden. Die defizitären Versorgungs- 
leistungen werden von den Verbrauchern getragen, 
die die gewinnbringende Leistung nachfragen. Wei- 
terhin kann die optimale Betriebsgröße nur durch 
Zufall erreicht werden, da sich die Größe der Versor- 
gungsgebiete nicht nach wirtschaftlichen Kriterien 
richtet, sondern durch historische und politische Vor- 
gaben festgelegt wird. 

Ein weiterer Nachteil dieser Organisationsform 
besteht darin, daß der Wettbewerb zwischen den 
Energieträgern beeinträchtigt wird, da den Verbrau- 
chern beispielsweise durch Femwärmevorrang- 
gebiete im Rahmen örtlicher Versorgungskonzepte 
sowie Ölverbrermungsverbote die Wahlmöglichkeit 
zwischen leitungsgebundenen und nicht leitungsge- 
bundenen Energieträgern genommen wird. Da- 
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durch wird der Substitutionswettbewerb auf dem 
Wärmemarkt stark eingeschränkt. 

Durch die Verflechtung kommunalpolitischer und 
unternehmerischer Interessen im kommunalen Quer- 
verbund wird die Rationalität der Untemehmensfüh- 
rung stark beeinträchtigt. Die Besetzung leitender 
Untemehmenspositionen erfolgt aus parteipolitischen 
Motiven, wodurch die Qualität des Managements 
negativ beeinflußt werden kann. Eine effektive Kon- 
trolle der Geschäftspolitik wird durch die enge Ver- 
knüpfung von kommunaler Verwaltung, Manage- 
ment und Politik ausgeschlossen. Die wettbewerbspo- 
litischen Probleme des Querverbundes entstehen 
sowohl bei Querverbunduntemehmen auf der Ver- 
bundstufe als auch auf der Regional- imd Lokal- 
stufe. 

Um diesen Problemen entgegenzuwirken, befürwor- 
tet die Monopolkommission die Versorgung durch 
unabhängige Spartenuntemehmen, da eine solche 
Organisationsform die Transparenz in bezug auf die 
Geschäftspolitik und Unternehmenslage erhöht und 
somit den Wettbewerb in diesem Bereich intensivie- 
ren würde. Durch eine Privatisierung könnten die 
unternehmerische Eigenverantwortlichkeit gestärkt 
und die politische Einflußnahme zurückgedrängt wer- 
den. 

736. Aufgrund der Monopolstellungen der Elektrizi- 
tätsversorgungsuntemehmen in ihren Versorgungs- 
gebieten existieren zahlreiche gesetzliche Rahmen- 
bedingimgen, die den Verhaltensspielraum dieser 
Unternehmen, der nicht durch wettbewerbliche Pro- 
zesse eingeengt wird, kontrollieren sollen. Das Strom- 
preisniveau wird durch eine Vielzahl von Eingriffen 
beeinflußt. Neben den bereits erwähnten zählen auch 
das Energiesicherungsgesetz sowie Umweltauflagen 
dazu. 

737. Die Höhe des Strompreises wird auch davon 
berührt, ob die Versorgungsuntemehmen vorhan- 
dene Energie-Einsparmöglichkeiten in ihre Bedarfs- 
planung integrieren. Durch Informationsmängel, Fi- 
nanzierungsrestriktionen und institutioneile Hemm- 
nisse werden die Anreize für eine rationelle Energie- 
verwendung auf seiten der Nachfrager behindert. Auf 
der Angebotsseite bestehen die Hindernisse für eine 
rationelle Energienutzung zum einen in der Struktur 
der Elektrizitätstarife. Zum zweiten orientiert sich die 
Preisbildung an den Durchschnittskosten, während 
aus ökonomischer Perspektive eine Ausrichtung an 
den Grenzkosten zu erfolgen hat. Überdies verursa- 
chen die Energieerzeugung und -anwendung externe 
Kosten, die nicht oder nur unzureichend in das Kalkül 
der Anbieter und Nachfrager einfließen. 

Das Konzept des „Least Cost Planning" strebt die 
Koordination von Maßnahmen auf Angebots- und 
Nachfrageseite an, so daß in der Folge die Kosten der 
Energiedienstleistungen minimiert werden. Zu den 
Maßnahmen auf der Angebotsseite zählen beispiels- 
weise Ersatz- und Erweitenmgsinvestitionen mit dem 
Ziel, die Bereitstellungskapazität aufrechtzuerhalten 
und auszuweiten. Nachfrageseitige Maßnahmen um- 
fassen das Lastmanagement und auch die Fördenmg 
der Einsparung von elektrischer Leistung und Arbeit. 
Diese streben in der Regel eine Verstetigung des 
Lastverlaufs an. Ein weiteres Ziel besteht in der 


Verlagenmg der Lastkurve nach unten. Da die Nach- 
frage nach Endenergieträgem eine abgeleitete Nach- 
frage darstellt vorhandene Einsparpotentiale auf- 
grund der erwähnten Hindernisse nicht genutzt wer- 
den und im Rahmen des „Least Cost Planning" davon 
ausgegangen wird, daß diese Hindernisse durch Maß- 
nahmen seitens der Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen beseitigt oder umgangen werden können, 
wird den Versorgungsuntemehmen eine weitere 
Funktion zugewiesen. Nach diesem Konzept obliegt 
ihnen die Aufgabe, die Verbraucher durch entspre- 
chende Anreize zu einem sparsamen Umgang mit 
dem von ihnen erzeugten Produkt — der Elektrizi- 
tät — zu bewegen. Die Versorgungsuntemehmen 
sollen vorhandene Einsparmöglichkeiten systema- 
tisch in ihre Bedarfskalkulation einbeziehen. 

Die Finanzienmg derartiger Einsparprogramme kann 
durch die Elektrizitätsversorgungsuntemehmen^^) 
oder die Programmteilnehmer erfolgen. Im zweiten 
Fall tragen die Teilnehmer die Kosten selbst und 
finanzieren sie durch die Reduzierung ihrer Strom- 
rechnung. Die Zielsetzung des „Least Cost Planning" 
besteht in der Durchführung von kosteneffektiven 
Programmen. Diese sind dadurch gekennzeichnet, 
daß die durch die Programme induzierten Einsparko- 
sten unter den Kosten der Strombereitstellung liegen. 
Die Anwendung solcher Programme kann zu einem 
Netto- Liquiditätsentzug führen, der zu Lasten der 
Aktionäre geht oder durch Erhöhungen des Strom- 
preises auszugleichen ist. Die Akzeptanz derartiger 
Einsparprogramme auf der Verbundebene ist sehr 
unterschiedlich. Die finanzstarke RWE Energie enga- 
giert sich beispielsweise im Rahmen zahlreicher Ein- 
sparaktionen. 

738. Im internationalen Vergleich gehört Deutsch- 
land zu den Ländern mit den höchsten Strompreisen 
für Haushalts- und Industrieabnehmer. Der Strom- 
preis für einen Verbraucher mit 10 MW Spitzenlast lag 
1990 um beinahe 40% über dem entsprechenden 
Preis in Frankreich Die Diskrepanz zwischen den 
deutschen und den französischen Strompreisen läßt 
sich auf mehrere Ursachen zurückführen. Zum einen 
ergibt sich dieser Preisunterschied aus der durch den 
Abschluß von Konzessionsverträgen resultierenden 
Verpflichtung, Konzessionsabgaben an die entspre- 
chende Gemeinde zu entrichten. Darüber hinaus ist 
der Anteil der aus Kernenergie gewonnenen Elektri- 
zität in Frankreich höher, während in Deutschland in 
großem Umfang heimische Steinkohle eingesetzt 
wird, deren Kosten den Weltmarktpreis wesentlich 
übersteigen. Höhere Kosten entstehen in Deutschland 
auch durch längere Bauzeiten und strengere Sicher- 
heitsauflagen für Kernkraftwerke. Der französischen 
Elektrizitätswirtschaft bieten sich weiterhin Kosten- 
vorteile durch einen größeren Anteil an Hochspan- 
nungskunden und eine stärkere Nutzung von Wasser- 


15) Das eigentliche Ziel der Nachfrage sind nicht die auf den 
Märkten gehandelten Endenergieträger, sondern Energie- 
dienstleistungen. 

16) Zu diesen Programmen zählt beispielsweise der Zuschuß 
beim Kauf von verbrauchsarmen Geräten. 

1’) Vgl. W. SchulzAT.-P. Willers, Märkte für Industriestrom im 
internationalen Vergleich — Preise, Regiilierung und inno- 
vative Vertragsformen, in: Zeitschrift für Energiewirtschaft, 
1992, S. 151-173. 
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kraftpotentialen. Auf der anderen Seite verfügt die 
deutsche Elektrizitätswirtschaft über Dichtevorteüe, 
die jedoch durch die kostenintensive Verteilungs- 
struktur und das höhere Niveau an Versorgungssi- 
cherheit wieder konterkariert werden. 

739. Das monopolistisch strukturierte deutsche 
Elektrizitätsversorgungssystem bietet mit den damit 
verbundenen Regulierungen keinerlei Anreize für 
eine kostensparende Produktion. Die in diesem Sektor 
durchweg anzutreffenden hohen Löhne und Soziallei- 
stungen, das Ausmaß der Gewinne und das zuneh- 
mende Engagement in branchenfremden Sektoren, 
wie z. B. in der Entsorgimgswirtschaft, sind Indikato- 
ren für überhöhte Preise. Gegen die Preis- und Kosten- 
struktur könnte imter ordnungspolitischen Gesichts- 
punkten nichts eingewendet werden, wenn sie sich im 
Verlauf eines Wettbewerbsprozesses — und damit 
durch die Konkurrenz einer Vielzahl von Anbietern — 
gebildet hätten. In einem solchen Wettbewerbssystem 
orientieren sich die Preise nicht an den Kosten; viel- 
mehr führt der Konkurrenzdruck zu dem Ergebnis, 
welches Kostenniveau noch durch den Marktpreis 
gedeckt wird. Der mangelnde Kostendruck im derzei- 
tigen System und die sich ergebende preistreibende 
Wirkimg belasten stromintensive Wirtschaftszweige 
imd schmälern damit die Attraktivität des Standortes 
Deutschland für solche Produktionen. Die Monopol- 
kommission ist der Ansicht, daß strukturelle Verände- 
rungen erforderlich sind, um dieser Entwicklung Ein- 
halt zu gebieten. 


3. Wettbewerbsprobleme in der Gaswirtschaft 

740. Die deutsche Gaswirtschaft läßt sich in die 
Teilbereiche „öffentliche" und „übrige" Gaswirt- 
schaft imterteilen. Die öffentliche Gaswirtschaft 
umfaßt Erdgasförderuntemehmen, Femgasgesell- 
schaften. Regional- und Ortsgasgesellschaften sowie 
Kokereien. Es handelt sich um die Unternehmen, die 
private Haushalte, Handel, Industrie, Kraftwerke, 
Gewerbebetriebe und den Dienstleistungs bereich mit 
Gas beliefern. Unter die übrige Gaswirtschaft lassen 
sich die Eisenindustrie, die Mineralölindustrie und der 
Steinkohlenbergbau subsumieren, wobei die Gaser- 
zeugung als Kuppelproduktion erfolgt. Das Gas wird 
hauptsächlich für den Eigenverbrauch erzeugt imd 
daneben auch an Weiterverteiler und Großabnehmer 
der öffentlichen Gaswirtschaft geliefert. 

Hinsichtlich der Gasarten ist zwischen den Naturga- 
sen (Erd- und Erdölgas, Grubengas, Klärgas) imd den 
hergestellten Gasen (Raffineriegas, Kokereigas, 
Hochofengas, Flüssiggas und Stadtgas) zu differen- 
zieren. Dem Naturgas kommt die größte Bedeutung 
zu: Am Gasaufkommen in der öffentlichen Gaswirt- 
schaft ist das Naturgas mit 95 % vertreten. Im Jahre 
1992 erreichte das Bruttoaufkommen an Naturgas ein 
Volumen von etwa 78,7 Mrd. m^ (zu 99% Erdgas), 
wobei 18,5 Mrd. m^ (23,5%) aus inländischer Förde- 
rung stammten. Die übrigen 60,2 Mrd. m^ (76,5%) 
wurden importiert. 91 % der Inlandsförderung stamm- 
ten aus westdeutschen Regionen und 9% aus Ost- 
deutschland. Das in den alten Bundesländern geför- 
derte Erdgas kommt überwiegend aus Niedersachsen, 
und die ostdeutsche Förderung konzentriert sich auf 


die Regionen der Altmarkregion bei Salzwedel. Das in 
Ostdeutschland geförderte Gas weist einen sehr nied- 
rigen Brennwert auf und ist stark stickstoffhaltig. 


3.1 Die Struktur der öffentlichen Gasversorgung 
in Deutschland 

741 . Die Gaswirtschaft umfaßt die Marktstufen Pro- 
duktion bzw. Import, Ferntransport, Regionalgas stufe 
und Ortsgasstufe (Stadtwerke). Durch langfristige 
Lieferbeziehungen und Kapitalbeteiligungen sind 
diese Stufen miteinander verknüpft. 

742. In der Gaswirtschaft besteht die Möglichkeit, 
auf der Ferntransport- und Verteilungsstufe entste- 
hende Verbrauchsschwankungen durch Erdgasspei- 
cher auszugleichen. Die Lief er- und Versorgungsge- 
biete der Femgasgesellschaften und der ihnen nach- 
gelagerten Regional- und Ortsgasuntemehmen wer- 
den durch den Abschluß von Demarkations- und 
Konzessionsverträgen mit Ausschließlichkeitsbin- 
dungen abgeschottet. Damit ist direkter Gas-zu-Gas- 
Wettbewerb bei der Belieferung von Weiterverteilem 
und Letztverbrauchem ausgeschlossen. Das gegen- 
wärtig bestehende System ermöglicht den Produzen- 
ten den Zugang zu Weiterverteilem oder Letztver- 
brauchern nur durch den Bau von Stichleitungen. Ein 
weiteres Charakteristikum der öffentlichen Gas Wirt- 
schaft ist die Integration der Stufen Transport und 
Handel. 


3.1.1 Produktions- und Importstufe 

743. Die Produzenten führen die Exploration, Feld- 
entwicklung, Produktion, Gasaufbereitung und Gasmi- 
schung durch. Im Jahre 1992 waren in der gesamtdeut- 
schen Erdgasfördemng die Unternehmen BEB Erdgas 
und Erdöl GmbH ^8) (57,02 % der Erdgasfördemng nach 
betrieblicher Förderleistung), Deilmann Erdöl Erd- 
gas GmbH (3,84%), Erdöl-Erdgas Gommern GmbH 
(9, 1 %), Mobü Erdgas-Erdöl GmbH (17,4 %), RWE-DEA 
AG (7,13 %) und Wintershall AG (5,51 %) tätig. Tabelle 
VL 1 gibt einen Überblick über die Anteilseigner dieser 
Gesellschaften. 

Die drei größten inländischen Fördergesellschaften 
BEB Erdgas und Erdöl, Mobil Erdgas-Erdöl und Erdöl- 
Erdgas Gommern vereinigten 1992 insgesamt etwa 
84 % der betrieblichen Förderleistung und 76 % der 
Förderung nach konsortialer Beteiligung auf sich. 

" Die westdeutschen Produzenten vermarkten einen 
Teil des in Deutschland geförderten Erdgases über 
das Gemeinschaftsunternehmen Erdgas -Verkaufs- 
Gesellschaft mbH (EVM). An diesem Unternehmen 
sind Elwerath Erdgas und Erdöl sowie Mobil Erdgas- 
Erdöl zu je 27,66 %, Wintershall zu 28,8%, RWE-DEA 
zu 4 ,9 % und Deilmann Erdöl Erdgas zu 1 1 % beteiligt. 
Deilmaim Erdöl Erdgas, Elwerath Erdgas und Erdöl, 


18) Die BEB führt die Geschäfte und den Betrieb itn Namen imd 
für Rechnimg der Gesellschaften Brigitta Erdgas imd Erdöl 
sowie Elwerath Erdgas und Erdöl. Sie ist im Bereich der 
Förderung und des Verkaufs von Erdgas, Erdöl und Schwe- 
fel tätig. 
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Tabelle VI.l 


Anteilseigner 

der deutschen Erdgasfördergesellschaften 


Gesellschaft 

Anteilseigner 

Anteile (%) 

BEB Erdgas und 

Deutsche 


Erdöl GmbH 

SheU AG 

50 


ESSO AG 

50 

Deilmann Erdöl 

Preussag AG 

75,1 

Erdgas GmbH 

Deilmann- 



Montan GmbH 

24,9 

Erdöl-Erdgas 
Gommern GmbH 

T reuhandanstalt 

100 

Mobil Erdgas- 
Erdöl GmbH 

Mobil Oil AG 

100 

RWE-DEA AG 

RWE AG 

99,12 

Rest 

Streubesitz 

Wintershall AG 

BASF AG 

100 


Quelle: Jahrbuch für Bergbau, Erdöl und Erdgas, Petrochemie, 
Elektrizität, Umweltschutz, 101. Jg., Essen 1994 


Gelsenberg AG und Mobil Erdgas-Erdöl sind Kom- 
manditisten der Schubert KG, Diese Gesellschaft 
hält eine Beteiligtmg der Kommanditisten an der 
Ruhrgas AG und wickelt ihre Erdgasverkäufe an die 
Ruhrgas ab. 

744 . Da mit der inländischen Produktion nur etwa 
23 % des westdeutschen Gasverbrauchs gedeckt wer- 
den kann, ist die deutsche Gaswirtschaft auf Importe 
angewiesen. Die restlichen 77 % setzten sich 1992 zu 
31 % aus Importen aus der Gemeinschaft Unabhängi- 
ger Staaten (GUS), zu 32 % aus den Niederlanden und 
zu ca. 14 % aus Norwegen und Dänemark zusammen. 
Diese Diversifizierung der Erdgasbezugsquellen ver- 
folgt einerseits das Ziel, das Risiko der Abhängigkeit 
von einem bestimmten Produzenten möglichst zu 
streuen und damit die Versorgungssicherheit zu 
gewährleisten. Andererseits soll die Verhandlungs- 
macht gegenüber den Erdgasanbietern gestärkt wer- 
den. Zu den bedeutendsten Exporteuren zählen Gasu- 
nie^^) (Niederlande), Gazexport^O) (GUS), Sonatrach 
(Algerien) sowie GFU (ein Verhandlungskomitee der 
norwegischen Gasproduzenten). Die algerische So- 
natrach liefert bislang noch kein Gas nach Deutsch- 
land. 

Die westeuropäischen Gasimporteure sind demnach 
für ihren Gasbezug zur Zeit im wesentlichen auf vier 
Unternehmen angewiesen, die sich teilweise oder 
hauptsächlich im Staatsbesitz befinden. Ein weiteres 
Kennzeichen des europäischen Gasangebots besteht 


19) An diesem Unternehmen sind ESSO und Shell zu je 25 % 
beteiligt. 

20) Gazexport ist die Nachfolgeorganisation der Sojuzgazexport 
imd eine 100%ige Tochtergesellschaft der Gazprom. 


darin, daß zwischen Verbrauchs- und Förderstellen 
große Distanzen zur überbrücken sind, so daß auch 
die Kosten des Ferntransports von erheblicher Bedeu- 
tung sind. Gaslieferungen aus der GUS müssen per 
Transit durch neu gegründete Staaten der ehemaligen 
UdSSR transportiert werden. Der größte Erdgasprodu- 
zent der Welt ist Rußland; die Gasexporte stellen eine 
wichtige Einnahmequelle für Devisen dar. Der Gas- 
export wird ausschließlich von Gazexport durchge- 
führt, während die Muttergesellschaft Gazprom im 
Bereich der Erdgasförderung und des Ferntransports 
tätig ist. In der GUS existieren weitere Staaten, die 
Erdgas produzieren und teilweise auch exportieren 
(Kasachstan, Turkmenistan, Uzbekistan). Solange 
diese nicht der Gazprom angehören, müssen sie deren 
Femtransportleitungen nutzen. In den Niederlanden 
stellt die Nederlandse Ardolie Mij. BV (NAM) — an 
der N.V. De Bataafsche Petroleum Maatschappij 
(Royal Dutch Shell- Gruppe) und die Standard Oil 
Company of New Jersey (Exxon- Gruppe) zu je 50 % 
beteiligt sind — den führenden Erdgasanbieter dar. 
NAM ist in der Exploration und Förderung von Erdöl 
und Erdgas in den Niederlanden und im niederländi- 
schen Sektor des Festlandsockels tätig. Ein faktisches 
Exportmonopol hat in den Niederlanden Gasunie 
inne. Die norwegische Gasförderung wird vollständig 
exportiert und die Gasexporte wickelt das Verhand- 
lungskomitee GFU ab. In Zukunft sollen noch mehr 
Gasproduzenten dazugehören, und die GFU wird in 
ein „Gas Supply Commitee" umgewandelt. 

745 . Nach einer im Auftrag der Internationalen 
Energie- Agentur (lEA) im Jahre 1991 erstellten Studie 
von Arthur D. Little könnte das Gasangebot in Zukunft 
wesentlich erhöht werden, wobei zusätzliche Quellen 
zum größten Teil in außereuropäischen Anbieterstaa- 
ten (Algerien, GUS) und in Norwegen erschlossen 
werden könnten. Da diese Projekte aufgrund der 
zunehmenden Entfernungen zwischen den Förder- 
stellen und den Verbrauchspunkten und insbeson- 
dere in Norwegen aufgrund längerer Entwicklungs- 
zeiten mit erheblichen Kosten verbunden sind, ist die 
Durchfühnmg solcher Projekte von der zukünftigen 
Entwicklung des Gasmarktes abhängig. Sollen wei- 
tere Gasmengen aus entlegeneren Quellen transpor- 
tiert werden, muß der Preis für Gas steigen. Durch eine 
zusätzliche Gasnachfrage und einen höheren Preis 
könnten beispielsweise Produzenten aus Afrika, dem 
Iran, Nigeria und evtl. Großbritannien als Gasanbieter 
auftreten. Dann müßte allerdings eine Infrastruktur- 
anbindung an das europäische Netz erfolgen. Die 
führende Rolle der GUS, der Niederlande, Norwegens 
und Algeriens bliebe jedoch weiterhin unangetastet; 
die neuen Anbieter könnten lediglich Nischenanbie- 
ter sein. Die Prognosen für den zukünftigen Erdgas- 
verbrauch (EU, Gasunie, lEA, Ruhr gas) gehen davon 
aus, daß der Verbrauch im Jahr 2005 im Vergleich zu 
1987 um 30 bis 50 % höher liegen könnte. Der tatsäch- 
liche Verbrauch hängt im wesentlichen von der wirt- 
schaftlichen Entwicklung der erdgasverbrauchenden 
Staaten, den durch die Umweltpolitik vorgegebenen 
Rahmenbedingungen sowie Effizienzsteigenmgspo- 
tentialen im Umwandlungsbereich ab. Die Nachfrage 
nach Erdgas steht auch im Zusammenhang mit der 
Struktur der Elektrizitätswirtschaft in den einzelnen 
Staaten; ein zunehmender Gasverbrauch kann auch 
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auf einen stärkeren Einsatz des Gases zur Stromerzeu- 
gung zurückzuführen sein. 

Die importierenden Staaten sehen sich auf dem euro- 
päischen Erdgasmarkt einem Angebotsoligopol ge- 
genüber. Um ihre Marktposition gegenüber den Pro- 
duzenten zu stärken, schließen sich die Importeure zu 
Einkaufskonsortien zusammen. Auf diese Weise kön- 
nen sie die Gasnachfrage aggregieren, was für die 
Rentabilität der Entwicklung eines Großprojektes 
erforderlich ist. Diese Konsortien verhandeln gemein- 
sam mit den Exportgesellschaften der Produzenten- 
länder, können die einzelnen Produzenten aber nicht 
dauerhaft gegeneinander ausspielen. Keiner der 
Anbieter ist in der Lage, als einziger Exporteur die 
gesamte Nachfrage Westeuropas dauerhaft zu dek- 
ken, xmd die Importländer wollen sich nicht in eine 
einseitige Abhängigkeit von nur einem Produzenten 
begeben. Die Stellung der Lieferländer wird dadurch 
verstärkt, daß diese ihre Maßnahmen gemeinsam 
koordinieren. 


3.1.2 Femgasstufe 

746 . Die Femgasgesellschaften BEB Erdgas imd 
Erdöl, Energieversorgung Weser-Ems AG (EWE), 
Ruhrgas AG und Thyssengas GmbH haben langfri- 
stige Bezugsverträge mit Erdgasproduzenten im In- 
und Ausland abgeschlossen. Ihr Geschäftsfeld umfaßt 
den Gastransport im Hochdrucknetz, die Sicherung 
der Gasqualität, die saisonale, großvolumige Speiche- 
rung, die Kundenberatung und das Marketing. Wei- 
tere Lieferbeziehimgen bestehen zwischen der nie- 
derländischen Gasunie und VEW sowie RWE. Die 
beiden Versorgungsuntemehmen haben mit Gasunie 
Bezugsverträge für die Belieferung ihrer Kraftwerke 
abgeschlossen. Die Femgasgesellschaften haben ihre 
Versorgimgsgebiete durch horizontale Demarkatio- 
nen gegeneinander abgegrenzt. 

747 . Die Unternehmen Bayemgas GmbH, Ferngas 
Salzgitter GmbH, Gasversorgimg Süddeutschland 
GmbH, Gas-Union GmbH, Saar Ferngas GmbH, VEW 
imd Westfälische Ferngas-AG sind ebenfalls auf der 
Femgasstufe tätig, werden jedoch nicht direkt von 
den Gasproduzenten beliefert. Mit Hilfe horizontaler 
Demarkationen grenzen sie ihre Versorgungsgebiete 
gegeneinander ab, imd durch vertikale Demarkatio- 
nen wird der Gas-zu- Gas- Wettbewerb mit den Fem- 
gasgesellschaften 2 1) ausgeschlossen, von denen sie 
mit Gas beliefert werden. Bayemgas, Ferngas Salzgit- 
ter, Gas-Union, Saar Ferngas, VEW und Westfälische 
Ferngas beziehen ihr Gas fast ausschließlich von 
Ruhrgas. Diese Femgasgesellschaften befinden sich 
zum großen Teil in den Händen kommunaler Anteils- 
eigner und von Städten. 

748 . Neben ihren eigenen Vers orgungs gebieten 
beliefern Ruhrgas, BEB und die Verkaufsgesellschaft 
EVM weitere Femgasgesellschaften. Da das Femgas- 
netz der Ruhrgas durch die Versorgungsgebiete aller 
Femgasgesellschaften verläuft, beliefert sie alle 
Gesellschaften, die nicht in direkten Lief erb eziehim- 


21) Hierbei handelt es sich um die Gesellschaften, die in 
direkten Lieferbeziehungen mit den Erdgasproduzenten 
stehen (BEB, EWE, Ruhrgas, Thyssengas). 


gen mit den Produzenten stehen. Das Leitungsnetz 
der Ruhrgas einschließlich der Gemeinschaftsleitun- 
gen und der Leitimgen der Projektgesellschaften mit 
Ruhrgas-Beteiligung wies im Jahre 1992 eine Länge 
von 9 107 km auf. Davon dienten 97,6 % zur Versor- 
gung mit Erdgas. Einschließlich ihrer Beteiligimgen 
an Gemeinschaftsleitimgen besitzt die Ruhrgas den 
größten Anteil am Hochdrucknetz und hat einen 
starken Einfluß auf die inländischen Ergasströme. In 
bezug auf die Höhe der Gasabgabe nimmt die Ruhr- 
gas AG die führende Position ein: Im Jahre 1992 setzte 
sie 555,3 Mrd. kWh ab. An zweiter Stelle rangierte die 
Verbundnetz Gas AG mit 85,8 Mrd. kWh, und Thys- 
sengas setzte 69 Mrd. kWh ab. Die Ruhrgas nimmt 
insbesondere auf dem Beschaffungsmarkt eine starke 
Stellung ein. Sie führt die internationalen Einkaufs- 
konsortien an, die Gas aus Rußland oder Norwegen 
importieren und hat den größten Anteil an den Gasim- 
porten Deutschlands. 

749 . BEB ist Vorlieferant an Ferngas Salzgitter (FGS) 
und EWE; die Versorgungsgebiete von FGS und EWE 
grenzen an das Versorgungsgebiet der BEB. Zu den 
Abnehmern der EVM zählen die Femgasgesellschaf- 
ten, deren Versorgimgsgebiete an ihr Gebiet grenzen 
(EWE, FGS und Gas-Union). Thyssengas und EWE 
beliefern ausschließlich ihre eigenen Versorgungs ge- 
biete. 


3.1.3 Regional- und Ortsgasstufe 

750 . Die Regionalversorger schließen untereinander 
und mit den Vorlieferanten Demarkationsverträge ab 
und werden von den Femgasgesellschaften ab der 
Demarkationsgrenze mit Gas beliefert. Mit den Kom- 
munen werden Konzessionsverträge — zum Teil mit 
Ausschließlichkeitsbindungen — vereinbart, so daß 
Gas-zu-Gas-Wettbewerb nicht zustande kommen 
kann. Bei den größten westdeutschen Regionalversor- 
gem handelt es sich um die Hamburger Gaswerke 
GmbH, Maingas AG, Stadtwerke München, MW 
GmbH (Mannheim) und die Technische Werke Stutt- 
gart AG. Die Unternehmen der Regionalgas stufe 
transportieren das Gas zu Endverbrauchern oder 
Endverteilem, wie z. B. Stadtwerken. Zu ihren Aufga- 
ben zählen weiterhin die kurzfristige Gasspeiche- 
rung, um Tagesschwankungen auszugleichen, die 
Kundenbetreuung und das Marketing gegenüber den 
Endverbrauchern . 

Die Ortsgasgesellschaften werden von Femgasgesell- 
schaften und Regionalversorgem mit Gas beliefert 
und verteilen das Gas im Mittel- und Niederdmcknetz 
an die Endverbraucher. Das Aufgabenfeld über- 
schneidet sich mit dem der Regionalversorger, wenn 
die Endverbraucher direkt durch die Regionalgas- 
stufe versorgt werden. 


3.1.4 Vertikale Integration 

751 . Die einzelnen Marktstufen der deutschen Gas- 
wirtschaft sind durch langfristige Lieferbeziehungen 
und Kapitalverflechtungen, die sich über zwei oder 
mehrere Stufen erstrecken, miteinander verknüpft. 
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Die Lieferbeziehungen zwischen Produktion und 
Femgasstufe sind durch langfristige Bezugsverträge 
zwischen Ruhrgas, Thyssengas, EWE und BEB mit in- 
und ausländischen Produzenten gekennzeichnet. Im 
Rahmen dieser Verträge werden „Take or pay“- 
Klauseln sowie Preisanpassungsgleitklauseln verein- 
bart. Diese Gleitklauseln legen den Gaspreis an den 
Preis für schweres oder leichtes Heizöl an imd begren- 
zen damit für die importierenden Unternehmen das 
Risiko der Preisentwicklimg von Konkurrenzener- 
gien. „Take or pay" -Klauseln beinhalten Mindestab- 
nahmeverpflichtungen und dienen dazu, das Risiko 
der für die Gaswirtschaft typischen hochspezifischen 
Investitionen zu beschränken. Die Gasimporteure 
haben das Mengenrisiko zu tragen. Die importieren- 
den Femgasgesellschaften streben eine Koordination 
zwischen der kontrahierten Gasmenge und der Gas- 
nachfrage an, so daß die Nachfrage möglichst auf dem 
Niveau der langfristig vereinbarten Menge bleibt. Für 
die Produzenten stellen die „Take or pay" -Klauseln 
zusätzlich eine Sicherheit gegenüber den Banken dar. 
Die niederländische Gasunie hat langfristige Verträge 
mit BEB, EWE, Ruhrgas, Thyssengas und VEW abge- 
schlossen. BEB, Gaz de France, Gasunie, Distrigaz, 
Thyssengas und Ruhrgas bilden ein Einkaufskonsor- 
tium, das norwegisches Gas kontrahiert. Mit der 
russischen Gasindustrie sind derzeit sieben langfri- 
stige Lieferverträge vereinbart. 

Wesentliche Beteiligungen der Ruhrgas AG erstrek- 
ken sich unter anderem auf Femgasgesellschaften 
und Regionalversorger. So hält die Ruhrgas Kapital- 
beteiligungen an der Bayemgas GmbH (10 %), Thüga 
AG (10 %), Saar Ferngas AG (20 %), Gas-Union GmbH 
(26 %), Verbundnetz Gas AG (35 %), Ferngas Salzgit- 
ter GmbH (39%), Erdgasversorgimgsgesellschaft 
mbH22) (50%) sowie. Ferngas Nordbayem GmbH 
(54%). 

Die inländischen Produzenten setzen das Erdgas über 
ihre Verkaufsgesellschaften EVM, Haidkopf KG 23) 
imd Schubert KG ab. 

Die von den Exporteuren beziehenden Femgasgesell- 
schaften stehen wiederum in Lieferbeziehimgen mit 
den übrigen Ferngasgesellschaften, die zum Großteil 
von der Ruhrgas versorgt werden. Das Ruhrgas- 
Transportnetz ist so dimensioniert, daß sie eine fast 
flächendeckende Versorgimg übernehmen kann. Die 
teilweise Belieferung des ostdeutschen Marktes ist ihr 
durch ein Joint Venture zwischen der EVG (50 %) imd 
der Verbundnetz Gas AG (50 %) möglich. 

752 . Die aus langfristigen Lieferverträgen resultie- 
rende vertikale Verknüpfimg zwischen den einzelnen 
Marktstufen erstreckt sich im Rahmen einer längeren 
Lieferkette zum Teil über die Stufen importierende 
Femgasgesellschaften — Femgasgesellschaften — 

22) Die Erdgasversorgungsgesellschaft (EVG) stellt ein Ge- 
meinschaftsunternehmen von Ruhrgas und der Verbund- 
netz Gas AG dar, an dem beide Unternehmen zu je 50% 
beteiligt sind, Zweck des Gemeinschaftsunternehmens ist 
die Ferngasversorgung in Thüringen und angrenzenden 
Gebieten von Sachsen und Sachsen-Anhalt. 

23) Die Haidkopf KG ist eine 100%ige Tochtergesellschaft der 
Wintershall AG. Das von der Wintershall im Inland geför- 
derte Gas wird über diese Gesellschaft an die BASF gelie- 
fert. 


Regionalversorger — Ortsgasgesellschaften. Weiter- 
hin existieren auch kurze Lieferketten; einige Fem- 
gasgesellschaften beliefern Endverbraucher direkt. 
Die Lieferketten können auch dadurch verkürzt sein, 
daß Regionalgasversorger nicht an die Stadtwerke 
liefern, sondern die Letztverbraucher direkt beliefern. 
Die Belieferung von Kraftwerken und Großabneh- 
mern (Industrieimtemehmen) erfolgt häufig direkt 
durch die Femgasgesellschaften, da diese Kimden mit 
großen Abnahmemengen direkt aus dem Hochdmck- 
netz versorgt werden müssen. Viele Lieferbeziehun- 
gen sind auch historisch gewachsen. 

753 . Die Kapitalverflechtimgen zwischen den Pro- 
duzenten imd der Femgasstufe sind durch Beteüigun- 
gen der Ölgesellschaften gekennzeichnet. Die BEB 
(und damit auch Brigitta und Elwerath) befindet sich 
vollständig im Eigentum der ESSO AG (50 %) und der 
Deutschen Shell AG (50%). Shell und ESSO halten 
weiterhin je 25% an Thyssengas. Die Mobil Oil AG 
hält Anteüe an der EVG (27,7%), der Schubert KG 
(49,2 %) und der Ruhrgas AG (7,4 %). Die Gelsenberg 
AG — eine 100%ige Tochtergesellschaft der Deutsche 
BP Holding AG — ist zu 25,47 % ander Ruhrgas und zu 
2,69 % an der Schubert KG beteiligt. Durch die Anteile 
der Gelsenberg AG (25%), Brigitta (25%) und Schu- 
bert KG (15 %) sind die Deutsche BP, ESSO, Shell und 
Mobü Oil indirekt an der Ruhrgas beteiligt. Weitere 
Anteilseigner der Ruhrgas sind die Bergemann 
GmbH 24) (34,75 %), die Gewerkschaft Auguste Victo- 
ria (0,15%), die VEBA AG (0,06%) und die Heinrich 
Industrie- und Handelsaktiengesellschaft (0,04%). 

754 . Durch die Zusammenarbeit mit der Wintershall 
AG ist der Produzent Gazprom weiter auf den deut- 
schen Erdgasmarkt vorgedrungen. Wintershall und 
Gazprom gründeten zwei Tochtergesellschaften. An 
der Wintershall Erdgas Handelshaus GmbH (WIEH) 
sind die beiden Unternehmen zu je 50 % beteiligt, und 
an der Wintershall Gas GmbH (Wingas) halten Win- 
tershall 65 % und Gazprom 35 % der Anteile. Zu der 
Wingas zählen auch die Transportleitungen STEGAL 
und MID AL und der Speicher Rehden. 


3.1.5 Preisstruktur 

755 . Nach der Bundestarifordnung Gas ist für die 
Tarifabnehmer ein öffentlich bekanntzugebender 
Pflichttarif zu bilden, wobei mindestens ein Kleinver- 
brauchstarif und ein Grundpreistarif ange boten wer- 
den müssen. Die Gmppe der Tarif abnehmer umfaßt 
die Haushalte, die Gas nur für Kochzwecke und/oder 
zur Warmwasserbereitung einsetzen. Eine weitere 
Gmppe der Tarifabnehmer stellen die Verbraucher 
dar, die Gas auch zur Raumheizung einsetzen (Heiz- 
Gas- und Vollversorgung). Diese Abnehmer werden 
zu Wahltarifen oder Norm- Sondertarifen beliefert, 
wobei die Konditionen der kartellrechtlichen Miß- 
brauchsaufsicht unterliegen. Industrielle Großabneh- 
mer handeln die Preise jeweils frei mit den entspre- 
chenden Versorgungsuntemehmen aus. Der Preis 


24) An der Bergemann GmbH ist die Ruhrkohle AG zu 37,1 % 
beteiligt. 


335 




Drucksache 12/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


gliedert sich in euren Arbeits- und einen Leistungs- 
preis, die sich an den gemessenen bzw. bestellten 
Größen orientieren. Höhe und Struktur der Preise sind 
an den Preisen der alternativen Energien Heizöl und 
Kohle ausgerichtet. Die Preise für Großabnehmer 
unterhegen der kartellrechtlichen Mißbrauchsauf- 
sicht. 

Gemäß § 4 BTO Gas haben die Pflichttarife aus eurem 
Grund- imd einem Arbeitspreis zu bestehen, während 
§ 3 BTO Gas vorschreibt, daß den Kleinverbrauchern 
zum Arbeitspreis lediglich ein Meßpreis aufzuschla- 
gen ist. Die Berechnung des Grundpreises erfolgt 
dabei einheitiich pauschal oder nach Tarifräumen und 
ansonsten nach dem Anschlußwert (§§ 5, 6 BTO Gas). 
Die standardisierten Sondervereinbarungen, d. h. die 
Wahl- imd Norm-Sondertarife, unterliegen keinen 
Gestaltungsvorschriften dieser Art. Die Tarife werden 
mit Hilfe des Anlegbarkeitsprinzips gebildet, wobei 
das leichte Heizöl die relevante Konkurrenz energie 
darsteUt. 


3.2 Die Staiktur der öffentlichen Gaswirtschaft 
in den neuen Bundesländern 

756. Die Struktiu* der ostdeutschen Gaswirtschaft 
vor der deutschen Wiedervereinigung war dadurch 
gekennzeichnet, daß kein zusammenhängendes flä- 
chendeckendes Erdgasverbundsystem existierte und 
die drei unterschiedlichen Gasarten über drei ver- 
schiedene Leitimgssysteme transportiert wurden. Bei 
diesen Gasarten handelte es sich um das heimische 
Erdgas, das einen niedrigen Brennwert aufweist, das 
überwiegend aus Braunkohle gewonnene Stadtgas 
und das Importerdgas, das aus der ehemaligen 
Sowjetunion importiert wurde. Daher bestand die 
wesentliche Aufgabe darin, auch in Ostdeutschland 
eine flächendeckende Erdgasversorgung aufzu- 
bauen, wobei zum einen eine organisatorische 
Umstrukturierung (Privatisieiung) und zum anderen 
die technische Umstellung imd Erneuerung erforder- 
hch waren. Insbesondere mußten neue Leitungen 
verlegt und die mit Stadtgas betriebenen Anlagen und 
Rohrnetze auf Erdgas umgestellt werden. 

Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung wurde die 
Struktur der westdeutschen Gaswirtschaft im wesent- 
hchen auf Ostdeutschland übertragen. Die ostdeut- 
sche Gasversorgung umfaßt ebenfalls die Marktstufen 
Produktion bzw. Import, Ferngas geseUschaften, Re- 
gional- und Ortsgasgesellschaften, Die Produktion 
führt die noch zu 100 % im Besitz der Treuhandanstalt 
befindliche Erdöl-Erdgas Gommern GmbH durch, die 
aus dem ehemaligen Kombinat Erdöl- Erdgas Gom- 
mern hervorging. Zwischen den Femgasgesellschaf- 
ten Verbundnetz Gas AG — dem Nachfolgeuntemeh- 
men der VEB Verbundnetz Gas — und Wingas und in- 
und ausländischen Produzenten bestehen langfristige 
Lieferverträge. Die beiden Femgasuntemehmen ha- 
ben auch untereinander Liefervereinbarungen getrof- 
fen, sind aber bislang noch nicht demarkiert. Durch 
langfristige Bezugsverträge und Kapitalbeteiligun- 
gen sind die Stufen Produktion und Femgasgesell- 
schaften auch in Ostdeutschland miteinander ver- 


knüpft. VNG hat Verträge mit der norwegischen GFU, 
der Erdöl-Erdgas Gommern, BEB sowie Mobil Erdgas 
und Erdöl abgeschlossen. WIEH und Wingas beziehen 
russisches Erdgas von Gazprom. 

Kapitalverflechtungen bestehen zum einen zwischen 
Wintershall und Gazprom. An der VNG hält die 
Ruhr gas ein 35%ige Beteiligung. Weiterhin sind die 
BEB zu 10%, WIEH zu 15% (plus eine Aktie) und 
Gazprom, British Gas, Statoü, Elf Aquitaine sowie 
Erdöl und Erdgas Gommern zu je 5% beteiligt. Die 
restlichen Anteile (15% minus eine Aktie) erhielten 
Städte und Gemeinden der neuen Bundesländer, 
wobei die Bayerische Landesbank Girozentrale die 
Vorfinanzierung übernahm. Damit halten in- und 
ausländische Produzenten sowie deutsche Femgas- 
gesellschaften Anteile an der VNG. 

757. Die westdeutschen Femgasgesellschaften 
Ferngas Nordbayem, Ferngas Salzgitter und Gas- 
Union dehnten ihre Versorgungs gebiete auf benach- 
barte Vers orgungs gebiete ostdeutscher Regionalver- 
sorger durch die Verlegung von Stichleitungen aus. 
Zum Teil bestehen auch Kapitalbeteiligungen an 
diesen Regionalversorgem. Zwischen VNG und den 
westdeutschen Gesellschaften vmrden Demarka- 
tionsverträge vereinbart. Im Bereich des überregiona- 
len Gastransports ist auch die HGW HanseGas GmbH 
tätig, die eine Tochtergesellschaft des westdeutschen 
Regionalversorgers Hamburger Gaswerke GmbH ist. 
Die regionale Gasversorgung der neuen Bundeslän- 
der wird von 25 neu gegründeten Unternehmen 
übemonunen. Diese Gesellschaften befinden sich in 
den Händen westdeutscher Femgasuntemehmen und 
Regionalversorger sowie ostdeutscher Kommunen. 
Durch Demarkationsverträge der Regionalversorger 
untereinander und mit Femgasgesellschaften haben 
sie ihre Demarkationsgebiete gegenseitig und gegen- 
über den Vorlieferanten abgegrenzt. Auf dieser Stufe 
existieren keiue Querverbunduntemehmen. 

758. Auf der Ortsgasstufe wurden etwa 130 Stadt- 
werke gegründet. Durch den Abschluß von Konzes- 
sionsverträgen (zum Teil mit Ausschließlichkeitsbin- 
dungen) mit den Kommunen sind die jeweiligen 
Versorgungsgebiete abgegrenzt. Auf dieser Stufe 
haben sich Querverbunduntemehmen gebildet. Die 
Belief emng der ostdeutschen Stadtwerke erfolgt 
durch VNG bzw. EVG, Wingas, Ferngas Salzgitter 
und durch HanseGas. Der Prozeß der Umstellung von 
Stadtgas auf Erdgas ist bislang noch nicht abgeschlos- 
sen. Verbraucher mit großen Abnahmemengen wer- 
den von Wingas bzw. WIEH oder VNG beliefert. Die 
beiden in Ostdeutschland tätigen Femgasgesellschaf- 
ten haben keine Lieferverträge mit Ferngas Nord- 
bayem, Ferngas Salzgitter und Ferngas-Union abge- 
schlossen. Die HanseGas bezieht Gas von VNG und 
von der westdeutschen Muttergesellschaft HGW. Die 
ostdeutschen Regionalversorger werden hauptsäch- 
lich von VNG, zum Teil auch von Ferngas Nordbayem 
mit Gas beliefert. Die meisten Regionalversorger 
haben mit dem jeweiligen Vorheferanten Demarka- 
tionsverträge abgeschlossen. Die Gestaltung der Lie- 
ferketten ist in der Regel das Resultat der Übertragung 
des rechtlichen Ordnungsrahmens aus Westdeutsch- 
land. 
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3.3 Elemente des bestehenden Wettbewerbs 
in der deutschen Gaswirtschaft 

3.3.1 Substitutionswettbewerb 

759. Auf dem Wärmemarkt imterliegt das Gas der 
Substitutionskonkurrenz durch andere Energieträger. 
Dem Wärmemarkt sind diejenigen Energien zuzuord- 
nen, die zu Wärmezwecken eingesetzt werden 25). in 
diesem Bereich kann Gas durch Fernwärme, Heizöl, 
Strom und feste Brennstoffe ersetzt werden. Seit den 
siebziger Jahren konnte der Energieträger Erdgas 
seinen Anteil auf dem Wärmemarkt fast verdoppeln: 
Während der Anteil des Erdgases 1975 mit 16 % noch 
weit hinter dem des Heizöls (58%) lag, führten die 
beiden Energieträger 1992 mit je 35% 26). Da die 
Gasversorgimgsimtemehmen in ihren Versorgungs- 
gebieten keinem brancheninternen Wettbewerb un- 
terliegen, ist der Substitutionswettbewerb auf dem 
Wärmemarkt für die Marktposition dieser Unterneh- 
men von besonderer Bedeutung. 

760. Im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit des 
Substitutionswettbewerbs, der Abgrenzung des sach- 
lich relevanten Marktes und des Vergleichsmaßstabes 
„leichtes Heizöl" vertritt die Monopolkommission 
eine andere Auffassung als die Kartellreferenten der 
Landeskartellbehörden imd das Bimdeskartellamt27). 
Die Monopolkommission grenzt den sachlich relevan- 
ten Wärmemarkt für Haushalte imd gewerbliche 
Kleinverbraucher (HuK-Wärmemarkt) branchen- 
übergreifend ab. Nach ihrer Auffassxmg wird mit 
dieser Vorgehens weise der Kontrollfimktion des 
Wettbewerbs um Neukimden Rechmmg getragen 
imd eine aus einem zu frühen Einsatz der Mißbrauchs- 
aufsicht resultierende Behinderung effizienter Substi- 
tutionsprozesse auf dem HuK-Wärmemarkt vermie- 
den. Ein weiterer Vorteil dieser Abgrenzung besteht 
darin, daß die Preissetzimgsspielräume der Gasver- 
sorgimgsimtemehmen durch das Kriterium des 
Marktanteils fundiert beurteüt werden können. Die 
Monopolkommission vertritt die Ansicht, daß die 
Bedeutung des Neukundengeschäfts eine vnchtige 
Determinante für die Funktionsfähigkeit des Substitu- 
tionswettbewerbs ist. Während der Erweiterungs- 
phase des Kundenstammes befindet sich ein Gasver- 
sorgungsuntemehmen im Wettbewerb mit anderen 
Energieträgern, und die Altkunden profitieren von 
diesem Wettbewerb. Der Vergleichsmaßstab Heizöl- 
preis läßt sich nur dann anwenden, wenn ivirksamer 
Substitutions Wettbewerb vorliegt; nur in diesem Fall 
können die Preise der Konkurrenz energie leichtes 
Heizöl die Preissetzungsspielräume leitungsgebun- 
dener Versorgungsuntemehmen auf effektive Weise 
kontrollieren. Damit können die Aussagen der Lan- 
deskartellbehörden, daß keine wesentliche Substitu- 
tionskonkurrenz auf dem HuK-Wärmemarkt zu ver- 
zeichnen sei und Heizölpreise ein geeignetes Krite- 


25) Allerdings kann nicht jede Form des Wärmebedarfs mit 
jedem Energieträger erzeugt werden. 

26) Dagegen stieg der Anteil der Fernwärme am Wärmemarkt in 
diesem Zeitraum von 3 % auf 5 %, der des Stroms von 8 % auf 
10 %, und der Anteü der Kohle sank von 11 % auf 9 %. 

27) Vgl. zu den folgenden Ausführungen Monopolkommission, 
Sondergutachten 21, a. a. O.; Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a. O,, Tz. 503-521. 


rium zur Beurteilung des Verhaltens von Gasversor- 
gungsuntemehmen seien, nicht zugleich zutreffen. 

761. Die Monopolkommission kritisierte in ihrem 
letzten Hauptgutachten auch das Anlegbaxkeitsprin- 
zip bei der Gaspreisbildung 28). Dieses Konzept hat 
sich in langfristigen Lieferverträgen durchgesetzt; die 
Entwicklung des Gaspreises wird mit Hilfe spezieller 
Klauseln an die Entvdcklungen der Preise von Substi- 
tutionsenergien (im industriellen Bereich leichtes und 
schweres Heizöl, im HuK-Bereich leichtes Heizöl) 
angelegt. Dieses Prinzip schließt jedoch im Falle 
marktbeherrschender Gasversorgungsuntemehmen 
eine mißbräuchliche Preissetzung nicht unbedingt 
aus. Sowohl im Wettbewerb stehende Unternehmen 
als auch Monopolisten richten ihre Preissetzung an 
der Preiselastizität der Nachfrage aus. Das Ergebnis 
kostengerechter Preise wird allerdings nur dann 
erreicht, wenn wesentlicher Wettbewerb herrscht. 


3.3.2 Freier Leitungsbau auf der Hochdruckstufe 

762. Während im Bereich der Gasverteilung ein 
natürliches Monopol vorliegt, läßt sich die Femgas- 
stufe als natürliches Oligopol bezeichnen. Inwieweit 
der Gastransport durch eine Leitimg kostengünstiger 
erfolgen kann als über zwei kleinere Leitungen, wird 
durch den Umfang des Gasmarktes bestimmt. Bei 
einem geringen Marktvolumen lassen sich durch eine 
Verbindung zwischen zwei geographischen Punkten 
Skalenerträge erzielen, die jedoch mit wachsender 
Marktgröße abnehmen. Auf expandierenden Märk- 
ten kann die Verlegung parallel verlaufender Leitun- 
gen durchaus wirtschaftlich sein. Aus diesem Grunde 
enthält auch das großflächige Ruhr gas -Leitungsnetz 
streckenweise drei zueinander parallel verlaufende 
Leitungen. 

Aufgrimd des Umfangs des westeuropäischen und 
deutschen Gasmarktes weist die Ferntransportstufe 
nicht mehr die Charakteristika eines natürlichen 
Monopols auf. Da die Nachfrage von mehr als einem 
Anbieter gedeckt werden kann, handelt es sich um 
eine oligopolistische Marktstmktur. Wegen des gro- 
ßen Nachfragevolumens induziert die Verlegung von 
weiteren Leitungen nicht in jedem Fall Kostendupli- 
zierungen. Diese Schlußfolgenmg läßt sich auch aus 
den Prognosen in bezug auf das Wachstumspotential 
des europäischen Gasmarktes ziehen. 

763. In Deutschland wurde ein weiteres Femtrans- 
portsy Stern errichtet. Die gemeinsame Tochtergesell- 
schaft der Wintershall AG und von Gazprom (Wingas) 
verlegte zwei Ferngasleitungssysteme. Damit wurde 
den Gasabnehmem die Möglichkeit eröffnet, eine 
Wahl zwischen konkurrierenden Anbietern treffen zu 
können. Diese Gelegenheit ergab sich für ost- und 
westdeutsche Weiterverteiler und Industriekunden. 
Einige Großkunden nutzten die Gelegenheit und 
versuchten, VNG und WIEH gegeneinander auszu- 
spielen. Dem größten Abnehmer der VNG ist es durch 
diese Verhandlungen gelungen, mit seinem bisheri- 
gen Lieferanten nur etwas über dem von der WIEH 


28) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1990/1991, 
a. a. O., Tz. 522-525. 
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offerierten Angebot zu kontrahieren. Das Auftreten 
der Wintershall hat also durchaus zu einem wettbe- 
werblichen Prozeß geführt, der für den bisherigen 
Gebietsmonopolisten einen Druck auf Kosten und 
Preise bedeutet. 

Wingas umfaßt die Leitimgs- und Speicherinfrastruk- 
tur von Wintershall und Gazprom; die STEGAL GmbH 
und die MIDAL GmbH zählen zur Wingas. Bei der 
STEGAL handelt es sich um die Sachsen-Thüringen- 
Erdgasleitung, die am 1. Oktober 1992 in Betrieb 
genommen wurde. Ober diese Leitung werden die 
Kimden der WIEH in Ostdeutschland beliefert. Die 
MIDAL wurde im Oktober 1993 fertiggestellt imd 
verläuft von Emden nach Ludwigshafen. Sie hat eine 
Länge von 640 km und soll im Endausbau eine 
Kapazität von 8 Mrd. m^ (STEGAL: 6 Mrd. m^) haben. 
Die STEGAL verläuft parallel zu einer Ferngasleitung, 
die von der EVG betrieben wird. Die Leitungen der 
Wingas sollen auch für Durchleitimgen von Dritten 
zur Verfügung stehen. 


3.3.3 Durchleitung gemäß § 103 QWB 

764. Das deutsche Kärtellrecht sieht die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme fremder Gasnetze für Durchlei- 
tungen nach § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 GWB vor. Unter 
Durchleitung ist in der Gaswirtschaft die simultane 
Einspeistmg und Entnahme von Gas an zwei verschie- 
denen Stellen eines Netzes zu verstehen. Im Rahmen 
der Fünften Novelle des GWB sollte die im Gesetz 
verankerte Möglichkeit, Gas durch fremde Netze 
durchzuleiten, erleichtert werden. Im Zuge dieser 
Novelle wurde der Satz „Die Verweigenmg einer 
Durchleitung ist in der Regel nicht imbillig, wenn die 
Durchleitung zur Versorgung eines Dritten im Gebiet 
des Versorgungsuntemehmens führen würde." ge- 
strichen. Die Unbilligkeit einer Durchleitungsverwei- 
genmg soll nach wie vor anhand der Marktverhält- 
nisse und insbesondere an den Versorgungsbedin- 
gungen des zur Durchleitung verpflichteten Unter- 
nehmens gemessen werden. Diese Vorschrift beinhal- 
tet eine Einzelfallprüfung, da ein Tatbestand der 
kartellrechtlichen Mißbrauchsaufsicht geregelt wird. 
Großabnehmern und Weiterverteilem sollte damit per 
Gesetz die Möglichkeit eröffnet werden, mit anderen 
Lieferanten als ihrem bisherigen Gebietsversorger zu 
kontrahieren. 


3.4 Grenzen des Wettbewerbs 
im bestehenden System 

765. Den Möglichkeiten, wettbewerbliche Wirkun- 
gen durch Bau von weiteren Leitungen entfalten zu 
köimen, sind zum einen durch die rechtlichen Rah- 
menbedingungen Grenzen gesetzt. Der freie Lei- 
timgsbau ist nur auf der Hochdruckstufe möglich, da 
der Bau von Gastransportleitungen in Deutschland 
keinen rechtlichen Restriktionen unterliegt. Ein New- 
comer, der auf der Femgasstufe ein eigenes Leitungs- 
system errichtet, wird mit vertikalen und horizontalen 
Demarkationsverträgen zwischen den existierenden 
Gasversorgungsuntemehmen konfrontiert. Er selbst 
ist an diese Vereinbarungen nicht gebunden, kann 
aber lediglich weitere Femgasgesellschaften und 
Regionalgasuntemehmen als Abnehmer gewirmen. 


Eine Abschaffung der Demarkationsverträge kann 
Wettbewerb nur in begrenztem Umfang ermöglichen. 
Ein Gebietsversorger kann nur dann Abnehmer in 
anderen Versorgungsgebieten beliefern, wenn sein 
Leitungssystem durch die jeweiligen Gebiete verläuft 
bzw. die Verlegung weiterer Leitungen wirtschaftlich 
ist. Ohne Durchleitungsmöglichkeiten werden die 
wettbewerblichen Wirkungen jedoch gering sein. 
Einen großen Vorteü hätte die Ruhrgas AG, da ihr 
Leitungssystem durch viele Versorgungsgebiete ver- 
läuft. Der Bau zusätzlicher Leitungen wird darüber 
hinaus durch Ausschließlichkeitsrechte in Konzes- 
sionsverträgen beschränkt. Eine Abschaffung dieser 
Regelimgen ermöglicht Gas-zu-Gas-Wettbewerb in 
den Fällen, in denen es vorteilhaft ist, Stichleitungen 
zu den Kunden zu verlegen. Diese Möglichkeit schei- 
det naturgemäß dann aus, weim der entsprechende 
Kunde an das Leitungssystem des Gebietsversorgers 
angeschlossen ist. 

Die nach § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 GWB bestehende 
Möglichkeit, das Netz eines anderen Gebietsversor- 
gers zur Durchleitung in Anspruch zu nehmen, stellt 
ein äußerst aufwendiges Verfahren dar und ist in der 
Praxis bislang so gut wie gar nicht relevant geworden. 
Das Beispiel der WIEH und der Papierfabrik Weißen- 
bom29) zeigt, daß die Durchleitungsverweigerung des 
Netzinhabers weiterhin ein großes Hindernis für den 
Konkurrenten darstellt, der um Durchleitung ersucht. 
Der resultierende Weg durch die Instanzen erweist 
sich als sehr langwierig. Das Kammergericht in Berlin 
hielt die Durchleitungsverweigenmg für rechtmäßig. 
Klärung wird die Entscheidung des Bundesgerichts- 
hofes bringen, bei dem das Bundeskartellamt Rechts- 
beschwerde gegen die Entscheidung des Kammerge- 
richtes einlegte. 


4. Entwicklungen und Perspektiven 
im Rahmen der Europäischen Union 

4.1 Das Ziel eines Gemeinsamen Marktes 
für Elektrizität und Gas 

4.1.1 Ausgangsbedingungen in den europäischen 
Elektrizitäts- und Glaswirtschaften 

766. Die Ausgangsbedingungen sind in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten naturgemäß sehr unterschied- 
lich, da sich die einzelnen Versorgungsstrukturen 
weitgehend autark entwickelt haben. Dies gilt insbe- 
sondere für den Sektor der Elektrizitätswirtschaft. Der 
länderübergreifende Stromhandel blieb bislang sehr 
beschränkt. Weiterhin bestehen große Unterschiede 
in bezug auf den Energieträgereinsatz und die Struk- 
tur der Versorgungsuntemehmen. Diese Unter- 
schiede sind auf verschiedene Ressourcenausstattun- 
gen, energiepolitische Zielsetzungen sowie unter- 
schiedliche Ausrichtungen der allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten zurückzuführen. 
Überdies lassen sich Stmkturanpassungen nur lang- 
fristig realisieren, da das Wachstum der Elektrizitäts- 
märkte zurückgegangen ist und in einigen Ländern 


29) Vgl. Kapitel IV, Tz, 526-528. 
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Überkapazitäten bestehen. Die positiven Wirkungen 
einer verstärkten Integration der europäischen Strom- 
wirtschaft werden sich erst langfristig zeigen, da der 
Anpassungsdruck in den einzelnen Staaten imter- 
schiedüch groß ist. In Frankreich, Italien und den 
Niederlanden befinden sich die Stromversorgungsun- 
temehmen überwiegend in öffentlichem Besitz, wäh- 
rend das Versorgungssystem in Großbritannien pri- 
vatwirtschaftlich organisiert ist. In Deutschland sind 
zum größten Teil gemischtwirtschaftliche Untemeh- 
mensstrukturen vorzufinden. In den meisten Mitglied- 
Staaten werden die Investitionstätigkeit imd der Preis- 
bildungsprozeß reguliert. Investitionen in den Kraft- 
werkspark sind in Frankreich, Italien und Spanien 
entweder gesetzlich geregelt oder im Rahmen eines 
Energieplanes determiniert. In Belgien, Deutschland, 
Großbritannien und den Niederlanden sind diese 
Investitionen genehmigungspflichtig. Hinsichtlich 
der Netzinvestitionen liegen in allen Mitgliedstaaten 
vergleichbcire Regelimgen vor; in Frankreich wurde 
der Ölectricite de France (EdF) dieses Recht per 
Konzession verliehen, und in Deutschland ist der 
Netzbetrieb ebenfalls konzessionspflichtig. Staatliche 
Eingriffe finden darüber hinaus in allen Ländern in 
Form einer Preisaufsicht oder einer staatlichen Festle- 
gung der Preise statt. 

767. Die Intensität staatlicher Eingriffe iimerhalb der 
Gaswirtschaften der EU-Mitgliedstaaten ist zum Teil 
recht imterschiedlich, so daß die Ausgangsbedingun- 
gen der einzelnen Mitgliedstaaten — wie im Bereich 
der Elektrizitätswirtschaft — stark voneinander 
ab weichen. Die Gasversorgungswirtschaften in 
Frankreich imd Italien sind rein staatlich, während das 
britische Gasversorgungssystem seit der Privatisie- 
nmg von British Gas im Jahre 1986 rein privatwirt- 
schaftlich organisiert ist. In Belgien und den Nieder- 
landen sind im Transportbereich gemischtwirtschaft- 
liche Unternehmen tätig, und in den Niederlanden 
liegen auch in der Gasproduktion gemischte Eigen- 
tumsverhältnisse vor. In der deutschen Gaswirtschaft 
handelt es sich bei den in der Gasverteilimg tätigen 
Unternehmen zum überwiegenden Teil tim öffentli- 
che Unternehmen, die sich häufig in kommunalem 
Besitz befinden. In Belgien betätigen sich im Bereich 
der Gasverteilimg sowohl öffentliche als auch 
gemischtwirtschaftliche Unternehmen, imd in der 
niederländischen Gasverteilung existieren viele kom- 
munale Verteiler. 

768. Regulierungen liegen in Form von Konzessions- 
vergaben für die Erschließung und Förderung in der 
deutschen, französischen und italienischen Gaswirt- 
schaft vor. In Großbritannien werden Lizenzen verge- 
ben. Für den Gasimport bzw. -export existiert in 
Frankreich ein Monopol der GdF und in Italien ein 
faktisches, aber unreguliertes Monopol für ENI. In 
Deutschland besteht eiue Anmeldepflicht für Import 
und Export, und in der niederländischen Gaswirt- 
schaft ist eine Genehmigung durch den Wirtschafts- 
minister erforderlich. Der Transportbereich ist durch 
staatliche Eingriffe wie Investitionskontrollen (Nie- 
derlande), Investitionsaufsicht (Deutschland), Kon- 
zessionen (Belgien, Deutschland, Frankreich), De- 
markationsverträge (Deutschland) sowie Exklusiv- 
konzessionen für DISTRIGAZ in Belgien und regio- 
nale Ausschließlichkeitsrechte für ENI in Italien 


gekennzeichnet. In Belgien, Deutschland, Frankreich 
und Italien werden Konzessionen für die Gasvertei- 
lung erteilt. 

769. Zur Absicherung gegen das große Investitions- 
risiko, das sich aufgrund der hohen Kapitalintensität 
und der langen Lebensdauer der Netzinfrastruktur 
sowie der Projekte auf der Produktionsseite ergibt, 
werden Konsortien gegründet. Darum schließen die 
Marktpartner „Take or Pay" -Verträge ab, wodurch 
sich die Produzenten vor dem Mengenrisiko absi- 
chem. Bei größeren Gaseinkaufsprojekten kooperie- 
ren die Femgasgesellschaften häufig im Rahmen von 
Einkaufskonsortien. Die Zusammensetzung dieser 
Konsortien ändert sich von Fall zu Fall und richtet sich 
nach dem jeweiligen Exportland. Die Vorteile dieser 
Konsortien bestehen darin, daß die Gasbezüge aggre- 
giert und stärker diversifiziert werden können und die 
Marktposition der Nachfrageseite gegenüber den 
Produzenten gestärkt wird. Auf der Absatzseite domi- 
nieren dagegen kurzfristige Verträge zwischen den 
Femgasgesellschaften und regionalen sowie kommu- 
nalen Weiterverteilem/Großverbrauchem. 


4.1.2 Die notwendige Mindestharmonisierung 
zwischen den Mitgiiedstaaten 

770. Durch die unterschiedlichen Ausgangsbedin- 
gungen in bezug auf die Untemehmensstmkturen, die 
Energie- und Umweltpolitik und die Genehmigungs- 
praxis in einzelnen Mitgliedstaaten ergeben sich 
unterschiedliche Startchancen, so daß vor der Integra- 
tion oder alternativ im Zuge der Integration Anpas- 
sungsmaßnahmen durchzuführen sind. Zu diesen 
Maßnahmen zählt zum einen der ungehinderte 
Zugang zu den Produktionsfaktoren, wie beispiels- 
weise Primärenergieträgem und vorteilhaften Stand- 
orten. Die in einigen Ländern bestehenden staatlichen 
Monopole, die konkurrierenden Anbietern den 
Marktzutritt faktisch versperren, sind abzuschaffen. 
Darüber hinaus dürfen öffentliche Unternehmen, die 
mit privaten Unternehmen im Wettbewerb stehen, 
nicht durch die öffentliche Hand begünstigt wer- 
den. 

In einem Biimenmarkt für Elektrizität und Gas stellt 
sich die Standortfrage von neuem. Ein Unterschied in 
den Standortqualitäten, der sich aufgrund von Aufla- 
gen und stärkeren Beschränkungen und daraus resul- 
tierenden höheren Kosten ergibt, führt bei der Mög- 
lichkeit der freien Standortwahl zu keinen Wettbe- 
werbsverzerrungen. Dies gilt jedoch nicht für solche 
Investitionen, die vor der Integration getätigt wurden, 
da die vorhandenen Kapazitäten unter anderen 
Marktbedingungen errichtet wurden. Diese werden 
nunmehr neuen Standortbedingungen ausgesetzt, 
und dadurch auftretende Standortnachteile oder -vor- 
teile führen im Wettbewerb der Strom- bzw. Gasver- 
sorger zu Verzerrungen. Der Wettbewerb der Stand- 
orte erfüllt seine Selektionsfunktion im Biimenmcirkt 
lediglich in bezug auf Erweiterungs- und Ersatzkapa- 
zitäten, während die bereits existierenden Kapazitä- 
ten nicht davon erfaßt werden. Hierbei handelt es sich 
jedoch um ein Übergangsproblem. 
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In den Mitgliedstaaten existieren unterschiedliche 
fiskalische und sonstige Belastungen, die im Falle der 
Anwendimg des Bestimmimgslandprinzips keine 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Energiean- 
bietem hervomifen. Allerdings werden die Konsu- 
menten imterschiedlich belastet, so daß der Wettbe- 
werb zwischen den Verbrauchern der Energie iimer- 
halb der Europäischen Union verzerrt wird. 


4.1.3 Die Vorstellungen der Europäischen Kommission 
im Hinblick auf einen europäischen Binnenmarkt 
für Elektrizität und Gas 

771. Die Europäische Kommission strebt einen 
Gemeinsamen Markt für Elektrizität imd Gas an, d. h. 
freien Warenverkehr imter Aufrecht erhaltimg eines 
hohen Niveaus an Versorgimgssicherheit und wirt- 
schaftlicher Transportbedingungen. Im Bereich der 
Elektrizitätswirtschaft sollen Voraussetzungen ge- 
schaffen werden, die den industriellen Großabneh- 
mern den direkten Zugang zu den Stromimporten 
eröffnen. Dies schließt die Möglichkeit ein, daß gegen 
eine angemessene Vergütimg der Zugang zu einem 
bestehenden Transportnetz geschaffen wird. Darüber 
hinaus soll der bestehende Netzverbimd zwischen 
den europäischen Ländern ausgeweitet werden, 
wobei insbesondere eine Anbindimg der EU- Mit- 
gliedstaaten Irland imd Griechenland an das Netz 
geplant ist. Durch eine Ausweihmg der Transportka- 
pazitäten imd die Möglichkeit für Durchleitungen 
sollen weiterhin der Transport imd der Transit von 
Strom innerhalb der Europäischen Union erleichtert 
imd damit Stromliefenmgen zwischen den EU-Län- 
dem begünstigt werden. 

772. In der europäischen Gaswirtschaft sollen die 
Möglichkeiten für einen intensiven Gas-zu-Gas-Wett- 
bewerb geschaffen werden. Aufgnmd der bestehen- 
den Transportmonopole der Femgasgesellschaften 
existieren keine direkten Liefer- und Bezugsbezie- 
himgen zwischen Produzenten und Weiterverteilem 
oder Großverbrauchern. Der Gasaustausch zwischen 
den Mitgliedstaaten soll im Rahmen eines Systems 
umfangreicher Durchleitvmgsmöglichkeiten erhöht 
werden, so daß sich die Wahlmöglichkeiten der Ver- 
braucher erweitern und die Effizienz der europäi- 
schen Gasindustrie verbessert wird. In der Folge wird 
erwartet, daß die Produzentenpreise sowie die Kosten 
imd Margen der Femgasgesellschaften sinken wer- 
den. 

773. Ursprünglich sahen die Vorschläge der Kom- 
mission vom Febmar 1992 eine Transitrichtlinie, die 
Transparenz von Preisen (und Kosten) imd eine Inve- 
stitionsmeldepflicht vor. Mit Hilfe ihres Drei-Stufen- 
Planes wollte die Brüsseler Kommission die schritt- 
weise Einfühnmg eines Gemeinsamen Marktes für 
Elektrizität und Gas erreichen. Die erste Stufe sollte 
den Ausgangspimkt für die Deregulierung und die 
Liberalisienmg darstellen, indem die Transit- imd 
Preistransparenzrichtlinie am 29. Juni 1990 umgesetzt 
wurden. Die zweite Stufe beinhaltete die Abschaffimg 
der ausschließlichen Rechte für die Stromproduktion, 
den Bau von Stromleitimgen sowie von Gaspipelines. 
Überdies sollte eine Entbündelimg vertikal integrier- 
ter Unternehmen erfolgen, d. h. die Bereiche Produk- 


tion, Transport imd Verteilimg sollten abrechnungs- 
technisch voneinander getrennt werden. Daneben 
sollte der Zugang Dritter zum Netz (Third Party 
Access) in begrenztem Umfang ermöglicht werden. 
Dies implizierte eine begrenzte Durchleitungspflicht 
auf europäischer Ebene. Ab dem 1. Januar 1996 sollte 
die dritte Stufe in Kraft treten, die die Festlegung aller 
Maßnahmen, die zur Schaffung eines Gemeinsamen 
Marktes für Elektrizität imd Gas nach Maßgabe des 
Artikel 8 a EG- Vertrag erforderlich sind, beinhaltete. 
In bezug auf die Gestaltimg imd Umsetzimg der 
Vorschläge in den einzelnen Mitgliedstaaten legt die 
Europäische Kommission das Subsidiaritätsprinzip 
zugrunde, so daß den Staaten viel Gestaltungsfrei- 
raum gelassen wird. 

774. Die Richtlinienvorschläge betreffend gemein- 
samer Vorschriften für den Elektrizitäts- bzw. Erdgas- 
birmenmarkt vom Februar 1992, namentlich das 
Durchleitimgsrecht Dritter, stieß auf Widerstand im 
Europäischen Rat und im Parlament. Das Europäische 
Parlament legte am 17. November 1993 ebenfalls 
Vorschläge vor, die die Elektrizitäts- imd Gaswirt- 
schaft in der Tendenz stärker dem staatlichen Aufga- 
benbereich zuordnen. Eine Übernahme dieser Vor- 
stellungen in die abgeänderten Vorschläge der Euro- 
päischen Kommission hätte zu einer starken Betonung 
der Rolle des Staates im Bereich der leitungsgebun- 
denen Energieversorgung und zu einer Zimahme von 
Regulierungen geführt. Die geänderten Vorschläge 
der Europäischen Kommission vom 10. Dezember 
1993 haben jedoch nicht dieses staatsorientierte Kon- 
zept zugrunde gelegt. Die neuen Entwürfe zielen 
einerseits in Richtung auf eine stärkere Liberalisie- 
rung, sind jedoch andererseits mit einer Vielzahl 
bürokratischer Vorschriften beladen, die einer Markt- 
öffnung im Wege stehen. 

775. Die auf eine wettbewerbliche Öffnung der Ver- 
sorgungsstrukturen gerichteten Elemente dieser Vor- 
schläge werden von der Monopolkommission befür- 
wortet. Hierzu zählt zum einen der Zugang Dritter 
zum Elektrizitäts- bzw. Erdgastransportnetz, der vom 
Netzbetreiber zu angemessenen Bedingungen zu 
ermöglichen ist. Weiterhin wird das Recht Dritter zum 
Bau und Betrieb von Kraftwerken und Leitungen 
festgelegt. Die neuen Richtlinienvorschläge sehen die 
Abschaffung von Ausschließlichkeitsrechten vor. Ein 
weiterer Vorteil der geänderten Richtlinienvorschläge 
ist darin zu sehen, daß die Vorschrift des verwaltungs- 
mäßig selbständigen Netzmanagments mit getrennter 
Rechnungslegung (Unbundling) beibehalten wird. 

776. Allerdings wurde der Ansatz zur Schaffung 
eines Binnenmarktes für Elektrizität und Gas im 
Vergleich zum ersten Entwurf abgeschwächt. Eiiüge 
Vorschriften wurden etwas schwächer gefaßt, wie 
zum Beispiel die Durchleitungsregelung. Es erscheint 
zweifelhaft, ob mit Hilfe dieser vage formulierten 
Vorschrift tatsächlich wirksame Durchleitungsrege- 
lungen herbeigeführt werden können. Diese Bestim- 
mung sollte näher spezifiziert werden, da unklar 
bleibt, ob der Zugang Dritter zum Netz auf der Basis 
von Verhandlungen oder unmittelbar erfolgen soll. 
Problematisch ist darüber hinaus auch der „Service 
Public "-Gedanke, d. h. öffentiiche Dienstleistimgs- 
pfhchten der Versorgungsuntemehmen, der im Rah- 
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men der geänderten Vorschläge noch nicht vollstän- 
dig aufgegeben wurde. Dieser Aspekt wurde in das 
geltende Gemeinschaftsrecht integriert imd auf diese 
Weise immerhin beschränkt. Jedoch sollten die Kon- 
sequenzen dieses Konzepts stärker berücksichtigt 
werden, und zwar im Hinblick darauf, ob die insge- 
samt angestrebte Liberalisierung imd Intergration der 
nationalen Märkte damit nicht beschränkt wird. 
Ebenso müssen dem Subsidiaritätsprinzip Grenzen 
gesetzt werden. Die Vorschläge enthalten keine Ver- 
pflichtungen der Mitgliedstaaten, wettbewerbsbe- 
schränkende Gesetze aufzuheben und zukünftig nicht 
mehr zu verabschieden. Dies gilt insbesondere für 
Demarkationsverträge und Ausschließlichkeitsbin- 
dungen in Konzessionsverträgen. Um sicherzustellen, 
daß die Richtlinien in allen Mitgliedstaaten in glei- 
chem Umfang umgesetzt werden, müßte eine entspre- 
chende Verpflichtung in die endgültige Formulierung 
der Richtlinien aufgenommen werden. 

777. Insgesamt betrachtet sind die Vorschläge in 
ihrer neuen Fassung zwar immer noch auf eine 
wettbewerblichere Struktur der leitungsgebimdenen 
Energiewirtschaft mit dem Ziel der Vollendung des 
Binnenmarktes auch in diesen Bereichen ausgerich- 
tet, wurden aber im Vergleich zu der ursprünglichen 
Version in einigen Bestimmungen zu vage formuliert. 
Konkretere Vorgaben sollten insbesondere auch im 
Hinblick auf die Determinanten des Durchleitungs- 
entgeltes, dessen Festlegung weitreichende Auswir- 
kungen auf die Quahtät der zu erreichenden Wettbe- 
werbsprozesse hat, formuliert werden. 


4.1.4 Verbundnetze auf europäischer Ebene 

778. Das Verbimdnetz der „ Union pour la Coordina- 
tion de la Production et du Transport de TElectridte “ 
(UCPTE)" erstreckt sich über West- imd Südeuropa. 
Zu den an dieses Verbundnetz zur Zeit angeschlosse- 
nen Ländern zählen Belgien, Frankreich, Griechen- 
land, Italien, das ehemalige Jugoslawien, Luxemburg, 
die Niederlande, Österreich, Portugal, die Schweiz, 
Spanien und Westdeutschland. Es handelt sich hierbei 
um das weltweit kräftigste Verbimdnetz mit einer 
Leistung von 384 Gigawatt, das auf Dauer eine gute 
Stromqualität produziert. Diese Quahtät wird durch 
ein präzises automatisches Regelsystem erreicht. Das 
System ist in der Lage, etwaige Frequenz- und Span- 
nungseinbrüche unverzüglich auszugleichen, und 
zwar mit Hilfe von schnell startenden Reserveanlagen 
und nicht voll ausgelasteten Kraftwerkskapazitäten, 
die grenzüberschreitend bereitstehen und im Falle 
von ungeplanten Versorgungs Störungen eingesetzt 
werden können. 

Daneben sind die skandinavischen Länder Däne- 
mark, Finnland, Irland, Norwegen und Schweden an 
das Verbundnetz „NORDEL" angeschlossen. Das 
„EinheiÜiche Energiesystem (EES)" umfaßt Estland, 
Lettland, Litauen, Rußland und Weißrußland. Em 
weiteres Verbundnetz, das die Versorgung der euro- 
päischen Stromabnehmer sicherstellen soll, erstreckte 
sich im Jahre 1993 über Bulgarien, Ostdeutschland, 
Polen, Rumänien, die Tschechische Repubhk sowie 
Ungarn. 


779. Generell läßt sich feststellen, daß weiträumige 
Verbimdnetze einige Vorteile gegenüber kleineren 
Inselnetzen aufzuweisen haben. Größere Netze 
ermöghchen eine wirtschaftliche Optimierung des 
Kraftwerks- und Breimstoffemsatzes xmd einen Ver- 
brauchsausgleich durch Zeitzonen- Verschiebungen 
und erfordern ein geringeres Ausmaß an Reserveka- 
pazitäten. Auf der anderen Seite lassen sich Verbund- 
netze, die sich bereits großflächig erstrecken, nicht 
beliebig aus dehnen. Jedes Stromnetz erreicht eine 
bestimmte kritische Ausdehnung. Wird diese über- 
schritten, so wird der zusätzliche Nutzen aus der 
Integration durch den für die zuverlässige Steuenmg 
notwendigen organisatorischen Aufwand überkom- 
pensiert. 

780. Auch in der Gaswirtschaft existiert ein grenz- 
überschreitendes Erdgasverbundsystem. Die Pipeli- 
nes dieses Systems verlaufen von der Nordsee imd der 
Ostsee bis zum Mittelmeer und vom Atlantik bis zu 
den osteuropäischen Leitungssystemen. Diesem Erd- 
gasverbimdsystem gehören Belgien, Frankreich, Lu- 
xemburg, die Niederlande, Deutschland, Dänemark, 
Italien, Österreich und die Schweiz an. Über dieses 
Verbundnetz werden Transitlieferungen durchge- 
führt. Dabei existieren unterschiedliche vertragliche 
Beziehungen (z. B. langfristige Verträge) zwischen 
den Femgasgesellschaften. Die Exportländer sind 
durch Transportleitungen an dieses Verbundsystem 
angeschlossen. 


5. Wettbewerbsmodelle 

für die Elektrizitäts- und Gaswirtschaft 

781. Die Ausnahmestellung der Elektrizitäts- und 
Gaswirtschaft wurde lange Zeit mit Hilfe der „Beson- 
derheitenlehre" legitimiert, die diese Sektoren als 
natürliche Monopolbereiche charakterisierte und die 
per Gesetz geschaffene wettbewerbliche Freistellung 
ökonomisch fundierte. Mittlerweile existiert jedoch 
eine wesentlich differenziertere Betrachtungsweise 
der Besonderheitenlehre. Die Stufen Produktion und 
Handel/Verkauf weisen keine Charakteristika eines 
natürlichen Monopols auf und lassen sich somit wett- 
bewerblich organisieren. Eine Umstrukturierung der 
Gaswirtschaft sollte jedoch die starke Integration der 
deutschen in die westeuropäische Gaswirtschaft 
berücksichtigen. Im Bereich der Elektrizitätswirt- 
schaft lassen sich die Stufen der Stromerzeugung und 
des Handels ebenfalls dem Wettbewerb öffnen, wäh- 
rend die Übertragung und Verteilung als natürliche 
Monopolbereiche reguliert werden sollten. Die Ent- 
wicklungen auf der Ebene der Europäischen Union, 
die eine verstärkte wettbewerbliche Öffnung und 
Integration der nationalen Systeme anstrebt, und die 
Kritik am bestehenden Versorgungssystem machen 
eine Umstrukturierung — und zwar sowohl der Elek- 
trizitäts- als auch der Gaswirtschaft — notwendig. 

782. Elektrizitäts- und Gas Wirtschaft werden sowohl 
im deutschen Kartellrecht als auch in den Richtlinien- 
vorschlägen der EU-Kommission ähnlichen Regelun- 
gen unterworfen. Eine solche Vorgehensweise impli- 
ziert, daß im Hinblick auf die Charakteristika, Versor- 
gungs- und Marktstrukturen dieser beiden Energie- 
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träger wesentliche Gemeinsamkeiten vorliegen. Tat- 
sächlich sind die beiden Bereiche durch die Leitungs- 
gebundenheit, Kapitalintensität und ähnliche Preis- 
bildimgssysteme im Tarifabnehmerbereich gekenn- 
zeichnet. Auf der anderen Seite sollten auch die 
Unterschiede zwischen den Versorgungsuntemeh- 
men berücksichtigt werden ^O). 

783. Die Gasversorgimgsuntemehmen sind mit fest- 
gelegten Bezugsquellen — den jeweiligen Förderge- 
bieten — konfrontiert, imd das Versorgungssystem 
muß auf diese Gebiete ausgerichtet sein. Die Mehrheit 
der europäischen Staaten ist mangels ausreichender 
inländischer Bezugsquellen auf Gasimporte aus den 
Niederlanden, Norwegen, der Gemeinschaft Unab- 
hängiger Staaten und Algerien angewiesen. An das 
westeuropäische Verbundnetz für den Ferntransport 
sind Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, die Niederlande sowie Österreich 
und die Schweiz angeschlossen. Die gasimportieren- 
den Staaten sehen sich auf der Angebotsseite einem 
Oligopol gegenüber. Diese Importabhängigkeit exi- 
stiert in der Elektrizitätswirtschaft nicht, da Strom als 
Sekundärenergie aus unterschiedlichen Primärener- 
gieträgem gewonnen werden kann imd die Standort- 
und Technologie wähl somit flexibler ist. Diese Mög- 
hchkeit bietet das derzeitige Stromversorgungssy- 
stem aufgrund der geschlossenen Versorgungsge- 
biete und der weitgehenden vertikalen Integration 
jedoch nicht. 

784. Ein weiterer Unterschied zwischen den beiden 
Energieträgern ergibt sich aus der Möglichkeit, Erd- 
gas zu speichern. Die Speichenmg kaim saisonal in 
großvoliunigen Untertagespeichem erfolgen, so daß 
eine gleichmäßige Abnahme von den Erdgasprodu- 
zenten imd eine entsprechend hohe Auslastung der 
vorgelagerten Transportinfrastniktur ermöglicht wer- 
den. Durch eine Veränderung des Dmcks im Lei- 
tungssystem können die Femgasgesellschaften Gas 
auch kurzfristig speichern. Aus diesem Grund lassen 
sich Verbrauchsschwankungen in der Gaswirtschaft 
mit Hilfe von Erdgasspeichem teilweise ausgleichen, 
während in der Elektrizitätswirtschaft ein ständiger 
Ausgleich von Angebot und Nachfrage erforderlich 
ist. 

785. Beide Energieträger sind durch das Merkmal 
Leitungsgebundenheit charakterisiert. In diesem Zu- 
sammenhang ist zu berücksichtigen, daß der Netzauf- 
bau unterschiedhch ist. Das Gasleitungsnetz hat einen 
linienförmigen Verlauf zwischen Einspeisepunkt und 
Verbrauchsstelle, und in der Stromwirtschaft handelt 
es sich um ein vermaschtes Leitungsnetz, in das die 
Erzeugimgsanlagen und alle Verbrauchsstellen inte- 
griert sind. 

786. Während in der Elektrizitätswirtschaft eine ver- 
tikale Integration vorliegt, die sich teilweise über alle 
Marktstufen erstreckt, sind die Förder- und die Han- 


30) Vgl. H, Gröner, Die Vollendung des EG -Binnenmarktes für 
die leitungsgebundene Energiewirtschaft: ElektrizitäUwirt- 
schaft und Gasversorgung im Vergleich, in: E.-J. Mestmäk- 
ker/H. Gröner/J. Basedow, Die Gaswirtschaft im Binnen- 
markt: Beiträge zur gemeinschaftsrechtlichen und ord- 
nungspolitischen Diskussion von Marktordnungen, Com- 
mon Carriage und Preistransparenz, Baden-Baden 1990, 
S. 99-102. 


delsstufe in der Gaswirtschaft voneinander getrennt. 
Die vertikale Integration in der Gasversorgimg 
erstreckt sich — mit Ausnahme von BEB — nicht auf 
die Produktionsstufe. Wie das Beispiel der Wintershall 
AG zeigt, hat ein Newcomer aus diesem Grunde 
durchaus die Möglichkeit, in die Bereiche der Gasbe- 
schaffung imd des Gashandels vorzudringen. Es ist 
allerdings zu bezweifeln, daß ein solcher Vorstoß 
einem weiteren Unternehmen in der derzeitigen 
Situation gelingen wird. In der Elektrizitätswirtschaft 
kommt der Stromerzeugung eine zentrale Rolle zu, 
und die vertikale Integration schließt diese Stufe mit 
ein. Die resultierende weitgehende vertikale Konzen- 
tration stellt eine Marktzutrittsbarriere deu*, die durch 
die Gebietsabschottung zusätzliches Gewicht erhält. 

787. Ein wesentliches Element zur Risikoabsiche- 
rung bilden in der Gaswirtschaft „Take or Pay"- 
Verträge. Die Femgasuntemehmen schließen mit den 
Produzenten bzw. Fördergesellschaften langfristige 
Verträge ab, die große Transaktionsvolumina und 
feste Abnahmeverpflichtungen umfassen. Um die 
kontrahierte Menge auch absetzen zu können, stre- 
ben sie eine bestimmte Mischung und Anzahl ihrer 
Abnehmer an. Durch den Abschluß dieser Verträge 
wird die Gefahr, daß der Absatz in starkem Maße 
zurückgeht, von den Produzenten auf die Gasversor- 
gungsuntemehmen verlagert. Einem solchen Risiko 
sind die Elektrizitätsversorgimgsimtemehmen nicht 
ausgesetzt. Die Kostenerhöhungen können aufgrund 
der per Gesetz verankerten Kostenorientierung imd 
der marktmächtigen Stellung im jeweiligen Versor- 
gungsgebiet überwälzt werden. 

788. Die Beschaffungsentscheidungen der Gasver- 
sorger werden durch die Situation auf der Absatzseite 
determiniert. Der Verhaltensspielraum der Erdgas- 
produzenten ist zum einen durch neu eintretende 
Unternehmen und zum anderen durch den Substitu- 
tionswettbewerb eingeschränkt. In der Elektrizitäts- 
wirtschaft existiert eine solche Kontrolle nicht, denn 
Stromerzeugung, Übertragung und Verteilung sind 
in ein fest eingeschlossenes System eingebunden, 
das bislang keine Wettbewerbselemente enthält. Da 
in der Gaswirtschaft Möghchkeiten bestehen, die 
Bezugsquellen zu erreichen, können Newcomer wie 
die Wintershall AG in den Markt eintreten. Überdies 
übt schon die Gefahr potentieller Markteintritte eine 
disziplinierende Wirkung auf das Verhalten der Gas- 
versorgungsuntemehmen aus. Eine starke Wirkung 
kann sich jedoch nur unter der Bedingung entfal- 
ten, daß die Gebietsschutzsysteme abgeschafft und 
Durchleitungsmöglichkeiten eröffnet werden. 


5.1 Voraussetzungen 

für eine wettbewerbliche Öffnung 

789. Die Beseitigung der Gebietsschutzverträge ist 
eine Voraussetzung, um die Versorgungsmonopole 
aufzulockem und den Abnehmern Wahlmöghchkei- 
ten einzuräumen. Um dies zu ermöglichen, sind 
Demarkationsverträge und Ausschließlichkeitsbin- 
dungen in Konzessionsverträgen abzuschaffen. Der 
Kraftwerks- und Leitungsbau sollte liberahsiert wer- 
den, und die Übertragungs- und Verteilungsnetze 
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müssen auch Dritten zur Verfügimg stehen, so daß 
Abnehmer aus anderen Versorgungsgebieten mit 
Hilfe von spezifischen Durchleitungsrechten erreicht 
werden können. Eine weitere Voraussetzung stellt die 
kostenrechnerische Trennung von Erzeugung, Über- 
tragimg, Verteilung und Verkauf dar. Diese Bedin- 
gung soll die Regulierung der Netzbereiche und die 
Kalkulation von Durchleitimgsentgelten erleichtern. 
Darüber hinaus soll verhindert werden, daß Dritte 
beim Netzzugang durch den Netzbetreiber diskrimi- 
niert werden. 

Unter diesen Voraussetzungen können die bestehen- 
den monopolistischen Strukturen in der Elektrizitäts- 
wirtschaft aufgelockert werden, die Wettbewerbsin- 
tensität wird nicht so hoch sein wie in einem reinen 
Wettbewerbsmodell (z. B. Poolsystem). Auf der Ange- 
botsseite werden Dritten individuelle und spezifische 
Durchleitungsrechte im Übertragungs- und Vertei- 
lungsnetz eingeräumt. Somit könnten in- und auslän- 
dische Verbunduntemehmen in andere Liefergebiete 
eindringen. Auf der Seite der Nachfrager werden sich 
die Wahlmöglichkeiten vermutlich nur für wenige 
Verteileiuntemehmen imd Großverbraucher erwei- 
tern. In der Gaswirtschaft könnten die Möghchkeiten 
der Newcomer — wie beispielsweise der Wintershall 
AG — durch Durchleitungsrechte sowie konkurrie- 
renden Leitungsbau im Niederdrucknetz beträchtlich 
erweitert und die wettbewerblichen Effekte erheblich 
verstärkt werden. Mit Hilfe dieser Gnmdbedingun- 
gen läßt sich Wettbewerb im Rahmen von Ausschrei- 
bungs- und Durchleitimgsmodellen etabheren. 


5.2 Wettbewerbsmodelle in der Elektrizitäts- 
wirtschaft 

5.2.1 Ausschreibungsmodelle 

790. Im Rahmen einer Ausschreibungskonkurrenz 
der Stromerzeugung der Verbundunternehmen wer- 
den die Übertragungsnetzbetreiber (d. h. die Ver- 
bunduntemehmen) dazu verpflichtet, bei Ersatz- und 
Erweitenmgsinvestitionen im Kraftwerkspark die je- 
weils benötigte Erzeugungskapazität auszuschrei- 
ben. Die wettbewerbüchen Wirkungen dieser Aus- 
schreibungskonkurrenz sind begrenzt, da im Bereich 
des Stromhandels kein Wettbewerb stattfinden wird, 
das Verhalten der Weiterverteüer nicht durch den 
Druck des Wettbewerbs kontrolliert wird und die 
Abnehmer rücht zwischen verschiedenen Lieferanten 
wählen können. Weiterhin können Probleme auftre- 
ten, da das Verbunduntemehmen als Übertragungs- 
netzbetreiber und damit zugleich als Lastverteiler 
agiert. In dieser Funktion setzt es Kraftwerke Dritter 
ein, und es kann zu einer Diskrinünienmg der Dritt- 
Einspeiser beim Einsatz ihrer Kraftwerke über deren 
Lebensdauer kommen. Das wettbewerbüche Poten- 
tial in der Stromwirtschaft wird lediglich zum Teil 
ausgeschöpft, da die Erzeuger nur um die zusätzlich 
benötigte Last konkurrieren. Die vorhandenen Erzeu- 
gungskapazitäten des Übertragungsnetzbetreibers 
können nicht verdrängt werden. Diese Restriktion 
könnte mit Hilfe einer wettbewerbsbegründenden 
Durchleitung beseitigt werden. Dadurch erhielten 


Dritterzeuger direkten Zugang zu Weiterverteilem, 
Händlern und Endverbrauchern. Eine weitere Re- 
striktion des Modells besteht darin, daß die Dritterzeu- 
ger ihre Elektrizität nur iimerhalb des Gebietes des 
jeweiligen Übertragimgsnetzbetreibers vermarkten 
können. Um diese Beschränkung aufzuheben, müß- 
ten die unabhängigen Erzeuger ebenfalls Zugang 
zum Übertragungsnetz erhalten. Ein wesentlicher 
Nachteü dieses Ausschreibungsmodells residtiert dar- 
aus, daß das gesicherte Versorgimgsgebiet bestehen 
bleibt. Aus diesem Grunde können die Risiken wei- 
terhin auf die Verbraucher überwälzt werden. 

791. Eine weitere Möglichkeit besteht darin, die 
Bedarfsdeckung der Versorgungsgebiete , d. h. die im 
Gebiet der Verteilungsnetzbetreiber zur Lastdeckung 
erforderlichen Kapazitäten, auszuschreiben. Die Ver- 
sorgimgsgebiete bleiben weiterhin geschlossen, und 
ihre Bezugsoptionen nehmen zu. Auch Dritterzeuger 
müssen die Möglichkeit haben, sich an der Ausschrei- 
bung zu beteiligen. Damm muß das Verbundimter- 
nehmen, in dessen Liefergebiet die Bedarfsdeckung 
ausgeschrieben wird. Dritten Durchleitimgsrechte 
einräumen. An derartigen Ausschreibungen können 
jedoch nur solche Versorgimgsuntemehmen teilneh- 
men, die über einen größeren Kraftwerkspark verfü- 
gen. Diese sind jederzeit in der Lage, den Bedarf eines 
Weiterverteilers entsprechend seinem tatsächlichen 
Lastverlauf zu decken. In der Folge kommen für die 
Ausschreibungskonkurrenz fast nur Verbundunter- 
nehmen in Frage; unabhängige Stromerzeuger könn- 
ten nur einen Teil der Last übernehmen und müßten 
zusätzlich Reserveverträge abschließen, um über- 
haupt eine gesicherte Leistung anbieten zu können. 

Es werden periodisch langfristige Verträge ausge- 
schrieben, und die weitgehende vertikale Integration 
über langfristige Verträge bleibt weiterhin bestehen. 
Zwischen den Verbunduntemehmen können sich 
Marktanteilsverschiebungen ergeben. Falls Weiter- 
verteiler, die bislang von ihnen beliefert wurden, den 
Lieferanten wechseln, verheren sie Teile ihrer Last. 
Auf der anderen Seite können sie Weiterverteiler in 
fremden Liefergebieten (Exklaven) gewinnen und auf 
diese Weise ihr Liefergebiet vergrößern. Die Versor- 
gungsgebiete der Verbunduntemehmen sind jedoch 
weiterhin vom Wettbewerb ausgeschlossen. 

Die Verbunduntemehmen stellen die dominierenden 
Verkäufer bzw, Lieferanten der Elektrizität dar. Der 
kurzfristig integrierte Kraftwerks- und Netzbetrieb 
bleibt im wesentlichen erhalten, und die Einsatzopti- 
mienmg der Kraftwerke erfolgt im Grunde wie bisher. 
Sie orientiert sich allerdings nicht mehr ausschließlich 
an der Last eines geschlossenen Liefergebietes, son- 
dern umfaßt zusätzlich die Last der behef erten Exkla- 
ven. Jedes Verbunduntemehmen muß nunmehr die 
Einspeisungen anderer Übertragungsnetzbetreiber 
zur Belief enmg von Exklaven für seinen Netzbetrieb 
berücksichtigen. Dieses System wirft Probleme auf, 
falls die Zahl langfristiger Durchleitungen sehr groß 
wird. Den Endverbrauchern werden keine Wahlmög- 
lichkeiten in Hinbück auf ihren Stromüeferanten 
eröffnet. 

792. Durch eine Ausschreibung der Versorgungsge- 
biete soll Wettbewerb auf der Lokalebene entstehen. 
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indem die jeweiligen Gebietskörperschaften die 
Übernahme der Verteilungsanlagen zusammen mit 
dem zeitlich begrenzten Exklusivrecht der Versor- 
gung ausschieiben. Die Versorgungsgebiete bleiben 
geschlossen. Verbimdimtemehmen, lokale und regio- 
nale Versorgungsuntemehmen und ausländische 
Versorgungsuntemehmen konkurrieren um das zeit- 
lich begrenzte Exklusivrecht der Verteilung und Ver- 
sorgimg innerhalb der Gebiete. Die Unternehmen auf 
der Lokal- imd Regionalebene konkurrieren um ihre 
Funktion als Betreiber des Verteilimgsnetzes sowie 
als Stromzwischenhändler. Im Rahmen dieser Aus- 
schreibimgskonkurrenz werden der Verteilungsnetz- 
betrieb und der Zwischenhandel mit Strom gebündelt 
ausgeschrieben. 

Periodisch stattfindende Ausschreibungsverfahren 
setzen eine umfangreiche Organisation und Kontrolle 
durch eine unabhängige Regulierungsbehörde vor- 
aus. Die Netzanlagen müssen bei jedem Versorgungs- 
wechsel einem neuen Besitzer übertragen werden, 
wobei eine Bewertung der Anlagen erforderlich ist. 
Dadurch könnte es unter Umständen zu einem strate- 
gischen Investitionszyklus kommen. Falls die Qualität 
des Netzes bei der Übergabe nicht korrekt bewertet 
werden kann, besteht für den Netzbetreiber der 
Anreiz, vor der Ausschreibung kaum noch Investitio- 
nen in das Netz zu tätigen. Um diesem Verhalten 
vorzubeugen, darf der Zeitpunkt des Ausschreibungs- 
verfahrens nicht konkret feststehen. Alternativ könnte 
beispielsweise festgelegt werden, daß jedes Jahr ein 
festgelegter Prozentsatz aller exklusiven Versor- 
gungsrechte ausgeschrieben vhirde, und die auszu- 
schreibenden Gebiete könnten per Los bestimmt 
werden. 


5.2.2 Das Durchleitungsmodell 
5.2.2.1 Durchleitung versus Transit 

793. Durch die Einführung von Durchleitungsrech- 
ten eröffnet sich einem innerhalb eines bestimmten 
Versorgungsgebietes ansässigen Verbraucher die 
Möglichkeit, von einem Stromerzeuger iimerhalb 
oder außerhalb dieses Gebietes beliefert zu werden. 
Der Stromerzeuger speist an einem bestimmten Ein- 
speisepunkt Strom in das Netz des Gebietsversorgers 
imd verdrängt damit dessen Eigenerzeugung bzw. 
dessen Bezug von einem anderen Versorgungsunter- 
nehmen. Der Bezieher entnimmt dieselbe Strom- 
menge zeitgleich in einem Übemahmepunkt aus dem 
Netz des Gebietsversorgers. Der Gebietsversorger 
stellt damit sein Netz für die physische Belieferung des 
Kunden gegen Entrichtung einer Durchleitungsge- 
bühr zur Verfügung imd verliert den die Durchleitung 
nachfragenden Weiterverteiler/Endverbraucher als 
Kunden. Diese wettbewerbsbegründende Durchlei- 
tung vermindert den Stromabsatz des Gebietsversor- 
gers imd verdrängt seine eigene Stromeinspeisung 
bzw. seinen bisherigen Strombezug in demselben 
Umfang durch die Stromerzeugung des einspeisen- 
den Unternehmens. Dadurch bilden sich fremdver- 
sorgte Enklaven in dem Gebiet, das er bislang aus- 
schließlich versorgte. Im Bereich der Stromerzeugung 


und des Stromverkaufs verliert er durch die Durchlei- 
tung Marktanteile. Die Transport- und Verteilungs- 
funktion in dem über sein Netz versorgten Gebiet 
nimmt er jedoch weiterhin wahr. Im Gegensatz zu den 
Einspeisungen aus seinen eigenen Kraftwerken kann 
er die Einspeisungen des Durchleitungsberechtigten 
nicht kontrollieren, und seine Planungssicherheit 
nimmt erheblich ab. 

794. Bei einem Stiomtransit handelt es sich ebenfalls 
um die Inanspruchnahme von Netzleistungen des 
Gebiets Versorgers durch Dritte, jedoch bleiben die 
geschlossenen Versorgungsgebiete erhalten. Der 
Stromtransport erfolgt über das Gebiet eines Versor- 
gers in ein anderes Versorgungsgebiet. Iii der Folge 
tritt keine Veränderung in der Kundenstruktur und 
der Stromabgabe des Gebiets versorgers ein, dessen 
Netz für die Durchleitung in Anspruch genommen 
wird. 


5.2.2.2 Vertragliche Vereinbarungen 

795. In bezug auf den Einsatz der Kraftwerke und 
den Netzbetrieb erfordert eine Durchleitung die 
Kopplung von Stromentnahme und Stromeinspei- 
sung, d. h. die eingespeiste Menge sollte exakt der 
entnommenen Menge entsprechen, und Einspeisung 
und Entnahme sollten zeitlich vollkommen synchron 
sein. Diese Bedingungen implizieren gleichzeitig eine 
Kopplung von Einspeisung und Verkauf. 

Da eine vollkommene Synchronisation von Einspei- 
sung und Entnahme nicht zu realisieren ist, sind mit 
dem Betreiber des Netzes Verträge bezüglich der 
Differenzmengen abzuschließen. Insgesamt muß der 
unabhängige Erzeuger mit dem Netzbetreiber, in 
dessen Gebiet er Strom liefert, vier Verträge abschlie- 
ßen. Dabei handelt es sich um einen Vertrag über die 
Netznutzung. Für den Fall geplanter oder ungeplanter 
Stillstandszeiten muß der Durchleitungsberechtigte 
Reservestrom beim Gebietsversorger kaufen {„Back- 
Up-Vertrag"). Da es nicht möglich ist, die Fahrweise 
eines einzekien Kraftwerks genau an die im Zeitab- 
lauf variierende Last der Abnehmer anzupassen, kön- 
nen Differenzen zwischen der eingespeisten Menge 
und der Nachfrage des oder der Abnehmer auftreten. 
Falls der Durchleitungsberechtigte Überschußstrom 
in das Gebietsversorgungsnetz einspeist, ist ein Ein- 
speisevertrag abzuschließen. In einem Zusatzstrom- 
vertrag („Top-Up- Vertrag") werden Vereinbarungen 
über den Kauf von Zusatzmengen vom Gebietsversor- 
ger festgelegt. 

796. Unabhängige Stromerzeuger mit nur einem 
Kraftwerk müssen aUe diese Verträge abschließen, da 
die Fahrweise eines Kraftwerkes kaum auf die zeitlich 
schwankende Last eines einzigen bzw. weniger 
Abnehmer abgestimmt werden kann. Ein Verbundun- 
temehmen in der Rolle des Durchleitenden wird 
dagegen nicht in der gleichen Weise vom Gebiets- 
versorger abhängig, da es aus einem größeren Kraft- 
werkspark in das Gebietsversorgemetz einspeisen 
kann. 


344 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8323 


5J2.2.Z Festlegung der Netzzugangsbedingungen 
zwecks Durchleitung 

797 . Das allgemein formulierte Zugangsrecht muß 
im Falle eines konkreten Durchleitungsvorhabens 
jeweils individuell auf der Basis von Zugangsregelun- 
gen geprüft werden. Durchleitungsmodelle ohne 
Erzeuger-Pool setzen Netznutzungsverträge voraus, 
die Einspeise- und Entnahmestelle konkret festlegen. 
Der Durchleitimgsberechtigte erhält das Recht, an 
einer definierten Stelle des Netzes eine bestimmte 
Leis tungs Charakteristik einzuspeisen. Diese Leistung 
steht für den zentralen Kraftwerkseinsatz des Netz- 
betreibers ein Datum dar. Dieser muß die technische 
Durchführbarkeit der einzelnen Durchleitungen prü- 
fen, um einen ungestörten Netzbetrieb sicherzustel- 
len. Ein Konkurrent des Netzbetreibers bekommt nur 
dann die Möglichkeit zur Durchleitung, falls das Netz 
freie Kapazitäten aufweist oder Kapazität freigemacht 
werden kann. Grundsätzlich hat der Netzeigentümer 
die Priorität bei der Nutzung seines Netzes. 

798 . Die Zugangsregelungen können die Bedin- 
gimg enthalten, daß Kapazitäten freizumachen sind. 
Der Betreiber des Übertragimgsnetzes kann einen 
Einfluß auf die Lastflüsse im Netz nehmen, indem er 
die Fahrweise der Kraftwerke verändert. Falls keine 
freie Kapazität verfügbar ist, lassen sich die Lastflüsse 
auf den entsprechenden Leitungen durch einen „Re- 
dispatch" reduzieren. In diesem Fall kann die Durch- 
leitung erfolgen. Die Durchfühnmg des „Redispatch" 
erhöht jedoch die Kosten der Stromerzeugimg, falls 
der Kraftwerkseinsatz zuvor optimal war. Diese 
Kostenerhöhung muß in die Berechnung des Durch- 
leitungsentgeltes einfließen imd ist darauf zurückzu- 
führen, daß nunmehr auch weniger kostengünstige 
Kraftwerke zugeschaltet werden. Ein „Redispatch" ist 
effizient, wenn die dadurch induzierten Kostenerhö- 
himgen durch einen noch höheren Nutzen des Durch- 
leitungsberechtigten — resultierend in einer ausrei- 
chend hohen Zahlungsbereitschaft — kompensiert 
werden. Ein Vorteil der erweiterten Zugangsbedin- 
gung ist darin zu sehen, daß eine diskriminierende 
Durchleitimgsverweigerung mit dem Hinweis auf 
nicht ausreichende Kapazitäten stark eingeschränkt 
wird. 


5.2.2.4 Beurteilung des Durchleitungsmodells 

799 . Dieser Netzzugang in Form spezifischer und 
individueller Durchleitungsrechte schafft zusätzliche 
Wahlmöglichkeiten für Verteileruntemehmen und 
Großverbraucher. Die Funktionsweise dieses Wettbe- 
werbsmodells setzt jedoch voraus, daß die Netzkapa- 
zität bestimmt werden kann, die für Durchleitungen 
zur Verfügung steht. Die relevanten Informationen 
bezüglich der Lastflüsse stehen im wesentlichen dem 
Netzbetreiber zur Verfügung. Durch einen veränder- 
ten Kraftwerks einsatz kann zusätzliche Kapazität auf 
bestimmten Leitimgen geschaffen werden. Allerdings 
führt die veränderte Fahrweise der Kraftwerke zu 
einer Erhöhung der Erzeugimgskosten und steht 
damit den Interessen des Netzbetreibers entgegen. 
Aus diesem Grunde ist ein effizientes Durchleitimgs- 
ent gelt von elementarer Bedeutung. Eine erfolgreiche 
Einführung des Durchleitungskonzeptes setzt voraus. 


daß der Netzbetreiber für die Inanspruchnahme sei- 
ner Leitungen durch Dritte entsprechende Zahlungen 
erhält. Das Durchleitungsentgelt muß eine klare Kal- 
kulationsgrundlage bieten, imd zwar für beide Ver- 
tragspartner. Die Dienstleistimgen des Netzbetreibers 
müssen in vollem Umfang entgolten werden. 

800 . Zu den Dienstleistimgen des Netzbetreibers 
zählen mehr als nur die reinen Transportleistimgen. 
Der Weiterverteiler oder Großverbraucher wechselt 
zwar den Lieferanten, aber seine Versorgimg erfolgt 
weiterhin aus dem Netz des Gebietsversorgers, so daß 
alle Netzleistungen in Anspruch genommen werden. 
Der Netzbetreiber übernimmt den von seinem ehema- 
ligen Abnehmer kontrahierten Strom von einem Dritt- 
Einspeiser in sein Netz. Der an den Großabnehmer 
oder Weiterverteiler gelieferte Strom ist nicht mit dem 
emgespeisten Strom identisch, und für den Gebiets- 
versorger ergibt sich die Notwendigkeit, zugunsten 
der Einspeisung Strombezüge von Dritten zu reduzie- 
ren, seine eigenen Kraftwerke herunterzufahren oder 
die eigenen Lieferungen an Dritte auszuweiten. Der 
Durchleitungsberechtigte profitiert auch von der Fre- 
quenz- und Spannungshaltimg im Netz. Im Falle von 
Lieferstörungen kommen ihm die Reservekapazitäten 
des Gebietsversorgers zugute. Der Durchleitungsver- 
trag muß darüber hinaus auch Regelimgen für die 
Rückkehr des Durchleitungsberechtigten in die 
Gebietsversorgung enthalten. 

801 . Das Durchleitungsentgelt übt einen wesentli- 
chen Einfluß auf den Wettbewerb zwischen dem 
Netzbetreiber und seinen Konkurrenten aus. Da der 
Netzbetrieb einen regulierten monopolistischen Be- 
reich darstellt, hat sich das Durchleitimgsentgelt an 
den Kosten zu orientieren. Überdies ist bei der Festle- 
gung des Durchleitungsentgeltes zwischen Übertra- 
gungs- und Verteilungsnetz zu differenzieren. Die 
Richtung der Lastflüsse im Übertragungsnetz hängt 
von der Zeit und dem Einsatz der Kraftwerke ab. Im 
Gegensatz zum Übertragungsnetz ist das Verteilungs- 
netz dadurch charakterisiert, daß die Lastflüsse in 
weitgehend konstanter Richtung von den Einspeise- 
punkten aus dem Übertragungsnetz zu den Verbrau- 
chern fließen. Die Lastflüsse werden nicht davon 
beeinflußt, ob der Abnehmer direkt vom Gebietsver- 
sorger oder über einen Durchleitimgsvertrag von 
einem bestimmten Kraftwerk bezieht. 

802 . Die Festlegung eines angemessenen Durchlei- 
tungsentgelts und die Entscheidung, ob im Netz 
Kapazitäten für Konkurrenten zur Verfügung stehen, 
sind die Hauptargumente, die von seiten der Versor- 
gungswirtschaft gegen die Einführung von Durchlei- 
tungsverpflichtungen angeführt werden. Das Durch- 
leitungsentgelt ist bei der Ausgestaltung dieses Wett- 
bewerbsmodells von großer Bedeutung. Für den Netz- 
betreiber muß die Durchleitung eine reguläre Tätig- 
keit werden, die ihn auf keinen Fall schlechter stellt, 
unter Umständen für ihn sogar wirtschaftlich attraktiv 
ist. Um dies zu gewährleisten, muß das Durchleitungs- 
entgelt alle Kosten abdecken, und der laufende Netz- 
betrieb und die langfristige Netz ent Wicklung dürfen 
nicht beeinträchtigt werden. Dabei müssen auch die 
Kosten entgolten werden, die anteilig für Netzinvesti- 
tionen anfallen. Wenn die Stromentnahme die Ein- 
speisung übersteigt und wenn Netzstörungen auf- 
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trten, entstehen dem Netzinhaber Kosten, die eben- 
falls abgedeckt werden müssen. 

803- Es stellt sich allerdings die Frage, ob die Fest- 
legrmg des Durchleitungsentgelts imd die Überprü- 
fung der Kapazitätssituation tatsächlich dermaßen 
große Hindernisse darstellen. Die Monopolkommis- 
sion ist der Ansicht, daß insbesondere die Messung 
des Zustandes des Stromnetzes bzw. der Gasströme 
aufgrund moderner Meßtechnologien kein gravieren- 
des Problem mehr darstellt. Darüber hinaus können 
mit Hilfe der physikalischen Gesetzmäßigkeiten die 
Wirkungen von Einspeisungen und Entnahmen hin- 
reichend genau festgestellt und in entsprechende 
monetäre Einheiten transformiert werden. Die Ein- 
speisung von Strom an einer Stelle des Netzes und die 
Entnahme an einer anderen Stelle übt einen Einfluß 
auf den Zustand des ganzen Stronmetzes aus, wobei 
die Verändenmg jedoch bestimmten Gesetzmäßig- 
keiten (Kirchhoffsche Regeln) unterliegt. Mit Hilfe 
mathematischer Verfahren — z. B. im Rahmen von 
Operations Research — wird es möglich sein, 
knappheitsgerechte Durchleitungspreise zu ermit- 
teln. Von Bedeutimg erscheint dabei die Differenzie- 
rung zwischen lang- imd kurzfristig ausgehandelten 
Durchlei tungsverpflichtungen. Kurzfristig an gemel- 
dete Durchleitimgsvorhaben verursachen höhere Ko- 
sten imd müssen entsprechend entgolten werden. 

804. Des weiteren wird in die Verfügungsrechte des 
Netzbetreibers über sein Netz eingegriffen, wodurch 
sich direkte Auswirkungen auf seine Planungssicher- 
heit und sein Investitionsverhalten ergeben. Auch 
diese Unsicherheitsfaktoren können jedoch durch 
eine entsprechende Gestaltung des Durchleitungs- 
entgelts wertmäßig entgolten werden. Auf jeden Fall 
sind die laufenden Betriebskosten (Netzverluste, 
Blindstrom, Reserve, Veränderung der Erzeugungs- 
kosten, sonstige laufende Kosten) zu berücksichtigen. 
Ein anderes Problem besteht darin, daß Durchleitung 
nicht verallgemeinbar ist, d. h. die Zahl der möglichen 
Durchleitungen ist beschränkt. Findet eine Durchlei- 
tung durch das Netz eines Verbundunternehmens zu 
einem Abnehmer innerhalb seines Gebietes statt, so 
muß das Unternehmen die eigenen Kraftwerke 
zurückfahren bzw, seinen Strombezug vermindern. 
An die Stelle der eigenen Stromerzeugung tritt die 
Einspeisung des Durchleitungsberechtigten, die vom 
Verbunduntemehmen nicht gesteuert werden kann, 
sondern ein Datum darstellt. Hinsichtlich der Zahl der 
Einspeisungen, die noch durchführbar ist, existiert 
eine obere Grenze. Dieses Argument ist jedoch eben- 
falls nicht stichhaltig, um die Durchleitungslösung zu 
verwerfen. Ist die Kapazität des Netzes schon so stark 
ausgelastet, daß eine zusätzliche Einspeisung mit 
stark ansteigenden Kosten verbunden ist (weil weni- 
ger kostengünstige Kraftwerke zugeschaltet werden 
müssen), wird sich diese Situation in der Höhe des 
Durchleitungsentgelts widerspiegeln. Wenn das 
um Durchleitung ersuchende Unternehmen bereit 
ist, für die Kosten der Durchleitung entsprechende 
Zahlungen zu leisten, entsteht dem Netzinhaber 
kein Verlust. Bietet der die Durchleitung nachfra- 
gende Vertragspartner dagegen eine geringere Zah- 
lung an, kann der Netzinhaber die Durchleitung 
ablehnen. 


805. Eine tragfähige Durchleitungsregelung muß 
verschiedenen Anforderungen genügen: Zum einen 
müssen alle mit der Durchleitung erbrachten Dienst- 
leistungen entgolten werden. Die Planungssicherheit 
des Gebietsversorgers muß erhalten bleiben. Die 
Durchleitungsbegehren sollten so ausgestaltet sein, 
daß sie in die Planungen des Netzinhabers integriert 
werden können. Aus diesem Grunde ist eine Anglei- 
chung der Bindungsfristen der beiden Vertragspart- 
ner erforderlich. Zwischen dem Netzbetreiber und 
dem Durchleitungsberechtigten müssen die Durchlei- 
tungsmodalitäten vertraglich fixiert werden, so daß 
für beide eine klare Kalkulationsgrundlage zur Verfü- 
gung steht. Insbesondere müssen Durchleitungsent- 
gelte, Zugangs- und Rückkehrregeln formuliert wer- 
den. 


5.2.3 Ein Qroßhandelsmarkt für Elektrizität 

5.2.3.1 Voraussetzungen für die Einführung 
eines Deutschiand-Pools 

806. Um einen nationalen Spotmarkt für Elektrizität 
etablieren zu können, muß der Bereich der Strom- 
erzeugung verselbständigt werden. Die Netzbereiche 
sind aus den vertikal integrierten Unternehmen her- 
auszulösen und der Verantwortung eines Netzbetrei- 
bers, dem Übertragungsnetzbetreiber, zu unterstel- 
len. Der Betreiber des Übertragungsnetzes — diese 
Aufgabe könnte von der Deutschen Verbundgesell- 
schaft wahrgenommen werden — überwacht den 
Ausbau und Betrieb des Verbund- bzw. Transportnet- 
zes. Da Netzbetrieb und Kraftwerkseinsatz eine Ein- 
heit bilden, übernimmt er die Lastverteilung für alle 
Kraftwerke, die sich im Einzugsbereich des Pools 
befinden. Die Kraftwerke werden entsprechend ihren 
Geboten aufgerufen, wobei es weder beim Aufruf der 
Kraftwerke noch beim Netzausbau zu einer Diskrimi- 
nierung einzelner Kraftwerke oder Kraftwerkspartner 
kommen darf. Bestehende Unternehmen werden 
eigentumsmäßig an der Übertragungsnetzgesell- 
schaft beteiligt. Eine weitere Voraussetzung stellt die 
Trennung von Netzbetrieb und Stromhandel dar. 
Damit erhalten Stromhändler und Endverbraucher 
den Zugang zum Übertragungs- und Verteilungsnetz. 
Die Netznutzung muß in Form eines allgemeinen 
Netzzugangs — und nicht durch individuelle und 
spezifische Durchleitungsrechte — geregelt sein. Der 
Übertragungsnetzbetreiber darf sich nicht auf der 
Stufe des Stromhandels betätigen. Die jetzigen Ge- 
bietsversorger nehmen weiterhin die Funktion des 
Verteilungsnetzbetreibers und zugleich des Strom- 
händlers wahr. Die Entbündelung der vertikal inte- 
grierten Unternehmen stellt sicher, daß andere Strom- 
händler und direkt beim Pool beziehende Endver- 
braucher die Verteilungsnetze zu den gleichen Bedin- 
gungen nutzen können wie das lokale bzw. regionale 
V ersorgungsuntemehmen. 

807. Die Einführung eines deutschen Großhandels- 
marktes für Strom und die damit einhergehende 
Verselbständigung der Netzbereiche muß im Hinblick 
auf die gegenwärtigen institutionell-rechtlichen Rah- 
menbedingungen überprüft werden. Die Organisa- 
tion eines nationalen Großhandelsmarktes für Elektri- 
zität in Deutschland setzt einen einheitiichen Netzbe- 
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trieb und Kraftwerkseinsatz voraus. Die Übertra- 
gungsnetze der neun Verbunduntemehmen müssen 
einem einheiüichen Netzbetrieb unterstellt werden, 
wodurch ihre bisherige ausschließliche Nutzimgsbe- 
fugnis an diesen Netzen zugimsten einer Beteiligimg 
an der zu gründenden Netzgesellschaft eingeschränkt 
würde. In diesem Zusammenhang muß geklärt wer- 
den, inwiefern sich eine solche Umorganisation, ins- 
besondere im Hinbhck auf die grundgesetzlich veran- 
kerten Rechte, realisieren läßt. 

808. Das Bundesverfassimgsgericht sprach der 
Hamburger Electricitätswerke AG (HEW), an der die 
Freie und Hansestadt Hamburg mit etwa 72% der 
Aktien beteiligt ist, die Gnmdrechtsfähigkeit ab. Die 
Aktiengesellschaft sei nicht in den Schutzbereich 
materieller Gnmdrechte einzubeziehen, weil ihre Bil- 
dimg imd Betätigung nicht Ausdruck der freien Ent- 
faltimg der privaten natürlichen Personen sei. Insbe- 
sondere sei der Durchgriff auf die hinter der Gesell- 
schaft stehenden Personen nicht erforderlich imd 
sinnvoll. Wesentlich sei, daß die Aktiengesellschaft 
gesetzlich zugewiesene und geregelte öffentliche 
Aufgaben der Daseinsvorsorge wahmehme^i). 

809. Diese Entscheidimg ist im Schrifttum stark 
umstritten. Die angesprochene Frage kann offen blei- 
ben, da es sich bei einem der Versorgimgsuntemeh- 
men ohnehin um ein privates Unternehmen handelt 
imd bei einem weiteren Verbunduntemehmen die 
Privatisienmg unmittelbar bevorsteht. PreussenElek- 
tra ist als 100%ige Tochtergesellschaft der VEBA AG 
ein rein privatwirtschaftliches Unternehmen. Sobald 
der Zusammenschluß mit der VIAG und die damit 
einhergehende Teüprivatisierung des Bayemwerkes 
erfolgt ist, stellt auch die Bayemwerk AG ein privates 
Unternehmen dar. Auf jeden Fall muß geprüft wer- 
den, ob das Grundrecht der Eigentiunsfreiheit durch 
die Verselbständigung des Netzbereichs tangiert 
wird. 

810. Die für die Einführung eines Poolsystems not- 
wendige gesetzliche Regelung zur Entflechtung der 
Verbunduntemehmen hat die vertikale Desintegra- 
tion von Erzeugung, Übertragimg und Verteilung zum 
Ziel. Für die entsprechenden Funktionen Produktion, 
Netzbetrieb und Verteilung sollen eigene Aktienge- 
sellschaften und damit unterschiedliche, rechtlich 
selbständige juristische Personen entstehen. Für die 
Beurteüung einer solchen Maßnahme unter grundge- 
setzlichen Gesichtspunkten ist zwischen einer Inhalts- 
bestimmung gemäß Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 GG und 
einer Enteignung in bezug auf zur Zeit existierende 
Aktiengesellschaften bzw. deren Anteilseigner zu 
differenzieren. 

811. Im Falle eines gezielten Zugriffs auf das Eigen- 
tum liegt eine Enteignung vor; d. h. eine Eigentums- 
position wird zum Teil oder vollständig entzogen. 
Der Eigentümer wird daran gehindert, von dem Ge- 
werbebetrieb als der von ihm aufgebauten und auf- 
rechterhaltenen Organisation sachlicher und persön- 
hcher Mittel den bestimmungsgemäßen Gebrauch zu 
machen. Auf der anderen Seite können durch eine 
Inhaltsbestimmung im Zuge einer Neuregelung bis- 
herige Rechtspositionen geändert werden. Bei einer 


31) Vgl. Neue Juristische Wochenzeitschrift, 1990, S. 1783. 


solchen Maßnahme handelt es sich auch daim um eine 
Inhaltsbestimmung 32), wenn durch die Eigentumsga- 
rantie geschützte Rechtspositionen vollständig besei- 
tigt werden. Dies gilt jedoch nur für den Fall, daß die 
Neuregelung verfassungskonform und durch Gründe 
des öffentlichen Interesses unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gerechtfer- 
tigt ist (BVerfGE 72, 9, 23). 

812. Diese Aufspaltungsverpflichtung der Versor- 
gungsuntemehmen kann als rein organisatorische 
Regelung angesehen werden, die lediglich einen 
neuen Rahmen zur Ausübung der bisherigen Aufga- 
ben vorgibt. Damit handelt es sich um eine umgestal- 
tende Entflechtung, die eigentumsrechüich im Rah- 
men der Sozialbindung erfolgt. Für die Abgrenzung 
zwischen enteignender und umgestaltender Entflech- 
tung ist verfassungsrechtlich insbesondere die Posi- 
tion der Anteilseigner — und nicht die des Verbund- 
unternehmens — von Relevanz. Es ist zu beachten, 
daß sich unter wirtschaftlichen Gesichtspimkten für 
die Anteilseigner keine Änderung ergibt. Durch die 
Umorganisation sind sie nunmehr an zwei Kapitalge- 
sellschaften beteiligt, und der wirtschaftliche Wert 
dieser Beteiligungen sollte dem zuvor bestehenden 
Wert des Anteilsbesitzes an einer Kapitalgesellschaft 
entsprechen. Zu diesem Zweck werden die derzeiti- 
gen Eigner verpflichtet, sich an der neu zu gründen- 
den Netzgesellschaft entsprechend ihrer bestehenden 
Anteile zu beteiligen, und ihre bisherige Beteiligung 
am Elektrizitätsversorgungsuntemehmen wird nicht 
tangiert. Diese Umstrukturierung erfolgt aufgrund 
einer Inhaltsbestimmung, weil sie ledighch die Art der 
Nutzung des vorhandenen und bei den Anteilseig- 
nem verbleibenden Betriebs eigentums betrifft. 

813. Die Nutzungsrechte der neuen Netzgesell- 
schaft werden durch eine solche Maßnahme einge- 
schränkt. Alle Wettbewerber erhalten Zugangsmög- 
lichkeiten zu den Übertragungsnetzen, und es gibt 
keine ausschließliche Nutzungsbefugnis eines Unter- 
nehmens. Die Netzgesellschaft verfügt als Eigen- 
tümerin des Netzes nicht über ein ausschließliches 
Nutzungs- und Bestimmungsrecht, sondern sie muß 
die vorhandenen Kapazitäten teilen. Sie hat jedoch 
weiterhin die Befugnis, ihr Eigentum zu nutzen, imd 
das ausschließliche Nutzungsrecht wird lediglich ein- 
geschränkt. Damit liegt auch in bezug auf die Nut- 
zungsrechte der Netzgesellschaft eine Inhaltsbestim- 
mung vor, die im Zuge einer generellen Neuregelung 
des Energieversorgungsmarktes erfolgt. Denkbare 
Ausgleichsansprüche werden durch Netznutzungsge- 
bühren wertmäßig kompensiert. 


5.2.3.2 Organisation und Funktion des Spotmarktes für Elektrizität 

814. Der organisierte kurzfristige Großhandels- 
markt für Strom (Pool) bündelt die Gesamtnachfrage 
der Stromverbraucher. Der Wettbewerb zwischen den 
Kraftwerken findet in Form einer kurzfristig wieder- 
kehrenden Auktion statt. Der Pool faßt die Preisgebote 
der Kraftwerke zu einer Angebotskurve zusammen 
und ermittelt den Marktpreis für Elektrizität, der 
Angebot und Nachfrage in Übereinstimmung bringt. 


32) Vgl. BVerfGE 83, 201, 212 f. 
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Der Aufgabenbereich des Pools umfaßt die Organisa- 
tion des Spotmarktes, die Ermittlimg des markträu- 
menden Preises imd die Abrectmimg der entnomme- 
nen sowie eingespeisten Strommengen zu diesem 
Preis, Der Kauf bzw. Verkauf von Strom gehört jedoch 
nicht zu diesen Aufgaben. Die Ausschreibung der 
Stromerzeugimg setzt die Formulierung bestimmter 
Regelungen voraus. Die Poolregeln legen die Stan- 
dardisierung der Gebote, Kriterien für deren Bewer- 
timg sowie die Ermittlung und Durchfühnmg der 
Zahlungen von den Händlern bzw. Direktbeziehem 
an die Erzeuger fest, 

815. ' Das Kriterium für die Bewertimg der einzelnen 
Gebote hängt davon ab, ob die Einspeisungen der 
einzelnen Kraftwerke substituierbar sind oder nicht. 
Falls es sich bei den Einspeisungen um vollkommene 
Substitute handelt, eignet sich die „Merit Order" als 
Kriterium. Die Selektion der Gebote nach dem Preis 
kann in diesem Fall einen effizienten Kraftwerks ein- 
satz gewährleisten. Die Substituierbarkeit hängt vom 
Aufbau des Netzes und von der Lage der jeweiligen 
Kraftwerke im Netz ab. Für einen effizienten Kraft- 
werkseinsatz müssen sich in den Angebotspreisen für 
Stromeinspeisung auch die Transportkosten (Netz- 
verluste), die Kapazitätsrestriktionen im Netz imd 
gegebenenfalls weitere Faktoren niederschlagen. 


5,2.3.3 Die wettbewerblichen Wirkungen des Poolmodells 

81 6 . Die Stromerzeugung ist wettbewerblich organi- 
siert, da alle Stromerzeuger miteinander um die 
Einspeisung in den Pool konkurrieren. In diesem 
Bereich konkurrieren die Kraftwerke der bisherigen 
Gebietsversorger, unabhängige Stromerzeuger und 
die Kraftwerke der Industrie, die in das öffentliche 
Netz einspeisen, unter denselben Bedingimgen 
gegeneinander. Der Ausschreibungs Wettbewerb er- 
faßt nicht nur die zusätzlich benötigte Kapazität, 
sondern es findet in jeder Ausschreibungsperiode ein 
Wettbewerb um die gesamte Erzeugung statt. Abhän- 
gig von der Nachfrage werden die Kraftwerke nach 
steigenden Geboten eingesetzt. Der Poolpreis bemißt 
sich nach dem letzten zur Nachfragedeckimg erfor- 
derlichen Kraftwerk. 

81 7. Der Stromhandel ist im Rahmen dieses Modells 
ebenfalls wettbewerblich organisiert. Händler und 
Direkteinkäufer (Verteileruntemehmenund Großver- 
braucher) können den Strom zum kurzfristig wech- 
selnden Marktpreis über den Pool beziehen. Strom- 
erzeuger, Gebiets Versorger und weitere Verkäufer 
können als Stromhändler fimgieren. Sie konkurrieren 
miteinemder um die Belieferung von Verteilerunter- 
nehmen imd Letztverbrauchem, sofern diese Abneh- 
mer nicht direkt vom Pool beziehen. Auf der regiona- 
len imd lokalen Verteilungsstufe resultiert eine Tren- 
nung der Verteilungsfunktion im engeren Siime 
— diese umfaßt den Ausbau und Betrieb des Vertei- 
lungsnetzes — von der Verkaufs- oder Handelsfunk- 
tion. 

818. Prinzipiell kann jedem Stromverbraucher di- 
rekter oder über Händler vermittelter Zugang zum 
Pool gewährt werden. Um Übergangsprobleme vom 
derzeitigen System zum Großhandelsmarkt möglichst 


gering zu halten, könnte der Marktzugang schritt- 
weise geöffnet werden. Es existiert jedoch kein 
Grund, bestimmten Abnehmergruppen den Marktzu- 
gang dauerhaft zu verwehren. Eine notwendige 
Bedingung für den Marktzugang stellt die Installation 
von Meßgeräten dar. Mit Hilfe dieser Geräte wird der 
Stromverbrauch getrennt für die einzelnen Poolperio- 
den gemessen. Da durch Märkte neue Technologien 
hervorgerufen werden, ist zu erwarten, daß die Meß- 
kosten sinken werden. Somit könnte für die überwie- 
gende Zahl der Verbraucher längerfristiger Zugang 
zum Elektrizitätsmarkt eröffnet werden. Ab einem 
bestimmten Punkt ist zu erwägen, die Installation der 
Meßgeräte generell vorzuschreiben. Der dadurch 
bewirkte Nachfrageschub könnte die Kosten der Meß- 
geräte abermals reduzieren. Es werden weiterhin 
Abnehmer existieren, die keinen direkten oder durch 
Händler vermittelten Zugang haben. Solange es diese 
„Captive Consumers" gibt, sind sie durch eine Preis- 
aufsicht zu schützen. 


5.2.3.4 Der Marktzugang 

81 9. Das Absatzgebiet von Kraftwerken der Elektri- 
zitätsversorgungsuntemehmen ist beim derzeitigen 
System auf das Liefergebiet beschränkt. In einem 
Elektrizitätspool erweitern sich die Absatzmöglich- 
keiten auf das gesamte Gebiet des Übertragungsnetz - 
betreibers und durch Austauschbeziehungen mit 
benachbarten Pools sogar noch weiter. In dem System 
geschlossener Versorgungsgebiete steht der Gebiets- 
versorger den unabhängigen Stromerzeugern als 
Monopsonist gegenüber. Unabhängige Erzeuger 
ohne eigenes Liefer- oder Versorgungsgebiet können 
ihre gesamte Stromerzeugung, die über den Eigen- 
verbrauch hinausgeht, lediglich an den Gebietsver- 
sorger verkaufen. Durch den allgemeinen Zugang 
zum Pool gibt es keine Differenzierung zwischen 
einspeisenden Dritten und Gebietsversorgem, so daß 
eine Behinderung der unabhängigen Erzeuger durch 
den Gebiets Versorger ausgeschlossen ist. Alle Kraft- 
werke stellen gleichermaßen Einspeiser in den Pool 
dar. Die Absatzmöglichkeiten der Stromhändler sind 
zur Zeit auf bestimmte Gebiete begrenzt. Im Rahmen 
des Poolmodells können sie mit allen Verteilerunter- 
nehmen und Endverbrauchern auf der Grundlage 
eines für alle gleichen Marktpreises für Elektrizität 
kontrahieren. Damit wird ihnen die Möglichkeit eröff- 
net, sich auf bestimmte Abnahmefälle — Branchen, 
Kundentypen — zu spezialisieren. Darüber hinaus 
wird durch die Schaffung eines Großhandelsmarktes 
für Strom und die dadurch entstehenden Risiken für 
die Marktteilnehmer auch der Markt für Broker geöff- 
net. 


5.2.3.5 Die Koordination von Betriebs- und 
Investitionsentscheidungen 

820. Die Koordination relevanter Entscheidungen 
erfolgt nun anhand von Marktsignalen. Der Spotpreis 
gibt allen Marktteilnehmern Marktsignale für kurzfri- 
stige Betriebs entscheidungen auf der Erzeuger- und 
Verbraucherseite (Lastmanagement). Somit können 
alle Betriebs entscheidungen wesentlich genauer ko- 
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ordiniert werden als im bestehenden System, Darüber 
hinaus wird die Informationslage der Verbraucher 
wesentlich verbessert, da der aktuelle Knappheits- 
preis für Strom den Marktwert einer Lastverringerung 
widerspiegelt. In bezug auf das Lastmanagement 
verbessert sich die Informationssituation gegenüber 
der aktuellen Situation erheblich. Die Stromhändler 
können Größenvorteile bei der Informationsbeschaf- 
fimg und -Verarbeitung realisieren und die Verbrau- 
cher beim Lastmanagement imterstützen. Durch die 
Existenz eines Marktpreises für Strom wird das 
Problem der Bewertung von Stromeinspeisungen, die 
von Nicht-Elektrizitätsversorgungsuntemehmen vor- 
genommen werden, automatisch gelöst, 

821. Im Gegensatz zum bestehenden System, das 
durch eine weitgehende vertikale Integration fast 
aller Verbimduntemehmen sowie durch langfristige 
Liefer-ZBezugsverträge charakterisiert ist, bietet das 
Poolmodell keine Absicherung für langfristige Investi- 
tionsprojekte, sondern setzt alle Marktteilnehmer 
dem Poolpreis -Risiko aus. Der Poolpreis stellt jedoch 
eine objektive Größe dar, auf die sich die langfristigen 
Absicherungsverträge beziehen können. Im Poolsy- 
stem bleiben — im Gegensatz zum System langfristi- 
ger Liefer-ZBezugsverträge — die kurzfristige Flexibi- 
lität und die Orientierung der laufenden Betriebsent- 
scheidimgen am Spotpreis erhalten. 


5.3 Ausländserfahrungen — Die Funktionsweise 
des Elektrizitätsversorgungssystems 
in England und Wales 

822. Das am 1. April 1990 in Kraft gesetzte refor- 
mierte englisch- walisische System ist durch eine 
Trennung zwischen den wettbewerblich zu organisie- 
renden Funktionen (Erzeugung, VerkaufZHandel) 
und den natürlichen Monopolbereichen (Übertra- 
gimg, Verteilimg) charakterisiert. Neben einem orga- 
nisierten kurzfristigen Erzeugerspotmarkt, der von 
der Übertragimgsnetzgesellschaft verwaltet wird, 
wiurde ein imorganisierter Markt für längerfristige 
Kontrakte eingeführt. Mit Hilfe verschiedener Arten 
von Absicherungskontrakten zwischen den Erzeuger- 
untemehmen und den Abnehmern bzw. Verteilerun- 
temehmen können die Marktteilnehmer ihre Risiken 
absichem. Die Marktteilnehmer in diesem System 
sind die Erzeugeruntemehmen, die Verteilungsge- 
sellschaften, die Großhändler und die Elektrizitätsver- 
braucher. 

823. Das vor der Reform in öffentlichem Besitz 
befindliche Unternehmen „Central Electric! ty Gene- 
rating Board (CEGB)" wurde in vier Teilgesellschaf- 
ten auf gespalten, wobei „National Power", „Power- 
Gen" und „Nuclear Electric" hauptsächlich in der 
Stromerzeugung tätig sind. Die Kohle-, Öl- und Gas- 
kraftwerke, die sich zuvor im Besitz von CEGB befan- 
den, wurden zwischen den privaten Unternehmen 
National Power und PowerGen aufgeteilt, während 
die Kernkraftwerke auf das im Staatsbesitz verblei- 
bende Unternehmen Nuclear Electric übertragen 
wurden. Zusätzlicher Konkurrenzdruck entsteht 
durch die filectricite de France, Hydro Electric, Scot- 
tish Power und langfristig betrachtet durch den Markt- 


eintritt neuer Produzenten. Die vierte Teilgesellschaft 
der ehemaligen CEGB — die „National Grid Com- 
pany" — ist auf der Stufe der Stromübertragung tätig. 
Sie bekleidet die Funktion des Übertragungsnetzbe- 
treibers und befindet sich im gemeinsamen Besitz der 
zwölf Verteil eruntemehmen. Diese „Regional Electri- 
city Companies (REC) " übernehmen die Elektrizitäts- 
verteilung und betreiben zu einem geringen Teil auch 
Eigenerzeugung 33). Die Funktion von Stromhändlem 
übernehmen zur Zeit alle Verteilungsuntemehmen 
und sämtliche im Erzeugungsbereich tätigen Unter- 
nehmen mit Ausnahme der filectricite de France. 

824. Jedes Unternehmen, das eine Tätigkeit im 
Bereich dieses Elektrizitätsversorgungssystems aus- 
übt, hat eine entsprechende Lizenz zu erwerben. Für 
die Erzeugeruntemehmen handelt es sich hierbei um 
die „Generators Licence" , und die Übertragungsnetz- 
gesellschaft muß über eine „Transmission Licence" 
verfügen. Die „Public Supply Licence" ermächtigt ein 
Verteileruntemehmen zur Verteilung und zum Ver- 
kauf im jeweiligen Verteilungsgebiet. Falls diese 
Tätigkeiten in fremden Verteilungsgebieten ausgeübt 
werden, ist eine „Second Tier Supply Licence" erfor- 
derlich. Mit Hilfe der Lizenzvergabe ist zugleich 
gewährleistet, daß die Monopolbereiche von den 
wettbewerblichen Stufen getrennt werden. Die Lizenz 
zur Stromübertragung beinhaltet zugleich das Verbot, 
sich im Stromverkauf oder -handel zu engagieren. 


5.3.1 Die Organisation des Poolbetriebes 

825. Die institutioneUe Grundlage des englisch- 
walisischen Poolbetriebes stellt das „Pooling and 
Settlement Agreement" dar, in dem Erzeuger und 
Händler sich darauf verständigen, das im Pool zusam- 
mengefaßte Angebot an Elektrizität mit Hilfe festge- 
legter Regeln — den sogenannten Poolregeln — mit 
der Stromnachfrage in Übereinstimmung zu bringen. 
Dieser Ausgleich von Angebot und Nachfrage erfolgt 
sowohl physisch als auch monetär. Das „Pooling and 
Settlement Agreement" ist ein privatrechüicher Ver- 
trag, der zwischen allen Elektrizitätsuntemehmen 
vereinbart wird. Dieser Vertrag beinhaltet eine aus- 
führliche Darstellung der gesamten Poolsoftware, und 
zwar hinsichtlich der einzelnen Preisbildungs- und 
Entgeltbestimmungen, des monetären Ausgleichs 
zwischen den Vertragsparteien und des Einsatzes der 
Kraftwerke. Zu den Aufgaben des Pools zählt die 
tägliche Organisation des zur gesamten Lastdeckung 
notwendigen Kraftwerkseinsatzes. Die Entscheidung 
über die Zuschaltung der Kraftwerke hängt von deren 
Geboten und den technischen Netzbedingungen ab. 
Der Pool hat weiterhin sämtliche Einspeisungen und 
Entnahmen zu ermitteln und zu bewerten. Der einer 
Einspeisung entsprechende Wert wird vom Pool an 
das einspeisende Unternehmen überwiesen. Von den 
Händlerkonten erfolgt dementsprechend eine A.bbu- 
chung, weim von diesen Elektrizität entnommen 


33) Bei diesen „Regional Electridty Companies" handelt es sich 
im einzelnen um Eastem Electricity, East Midlands, London 
Electricity, Manweb, Midlands Electricity, Northern Elec- 
tric, Norweb, Seeboard, Southern Electric, South Wales 
Electricity, South Western Electricity imd Yorkshire Electri- 
city Group. 
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wurde. Der Pool übeminunt die Verwaltung der 
Konten. Diese Teilaufgaben werden von drei Tochter- 
gesellschaften (National Grid Company, NGC Settle- 
ments Ltd. imd Energy Pool Funds) der National Grid 
Holding wahrgenommen. 


826 . Die National Grid Company (NGC) organisiert 
den Spotmarkt. Die Bezugsperiode umfaßt 24 Stimden 
und begiimt jeweils täglich um 5 Uhr morgens. Bis 
10 Uhr geben die Stromerzeuger ein Gebot für jedes 
ihrer Kraftwerke ab, das sich aus mehreren Elementen 
(Gnmdpreis, Startentgelt, Zusatzpreise, Preis für 
Reservehaltung) zusammensetzt und von der produ- 
zierten Menge imd dem Lastverlauf (Spitzen- oder 
Schwachlastzeiten) abhängt. Auf der Basis dieser 
Angebote und einer Lastprognose für die Bezugs- 
periode wird am Vortag ein vorläufiger Einsatzplan 
— der „Unconstrained Schedule" 34) — den zuge- 
hörigen Poolpreisen ermittelt. Diese Berechnung 
erfolgt mit Hilfe der auf der Grundlage der Poolregeln 
arbeitenden Poolsoftware. Die NGC veröffentlicht um 
15 Uhr die geplante Beanspruchung der einzelnen 
Kraftwerke für den folgenden Tag. Um 17 Uhr gibt sie 
die zu diesem Zeitpunkt anhand der vorliegenden 
Informationen ermittelten 48 Poolpreise für den fol- 
genden Tag bekaimt. Am nächsten Tag werden auch 
die zugangsberechtigten Verbraucher 35) und Kleiner- 
zeuger durch eine Veröffentlichimg in der „Financial 
Times" über die zu erwartenden Preise in Kenntnis 
gesetzt. Damit erhalten sie die Möglichkeit, Lastver- 
lagenmgen vorzimehmen. Die von den Stromerzeu- 
gern gelieferte Energie wird am nächsten Tag mit dem 
„Pool Input Price" entgolten. Dieser Preis variiert 
halbstündlich und setzt sich im wesentlichen aus dem 
Preis des letzten zur Nachfragedeckung benötigten 
Kraftwerks — dem „System Marginal Price (SMP) " — 
und einem Kapazitätselement zusammen. Die Höhe 
des Kapazitätselementes ergibt sich aus dem mit der 
Ausfallwahrscheinlichkeit gewichteten Wert von An- 
gebotsverknappungen. Neben dem „Pool Input 
Price" erhalten die Erzeugeruntemehmen zusätzliche 
Zahlungen für Reservehaltung, Fehlprognosen, Lie- 
ferreduktionen aufgrund von Übertragungsbeschrän- 
kungen sowie den Start von Kraftwerken. Für die 
Stromentnahme aus dem Pool zahlen die Händler 
einen „Pool Output Price“, der sich aus dem „Pool 
Input Price" und einem Element zur Deckung der 
Poolverwaltungsgebühren — dem „Uplift" — zusam- 
mensetzt. Die Einnahmen aus dem „Uplift" werden 
für die Ausgleichszahlungen an Erzeuger verwendet, 
deren Kraftwerke trotz Benachrichtigung aufgrund 
von Kapazitätsengpässen nicht eingesetzt wurden. 
Der Einsatz der Kraftwerke erfolgt gemäß einem 
„Constrained Schedule", einem Einsatzplan, in den 
als bestimmende Faktoren auch der aktuelle Verfüg- 
barkeitsstatus der Kraftwerke imd die Grenzen der 
Netzkapazität einfließen. 


34) Im „Unconstrained Schedule" werden keine Netzrestriktio- 
nen berücksichtigt. 

35) Den Verbrauchern wird der Marktzugang schrittweise 
geöffnet. Zum Zeitpunkt der Einführung des Systems erhiel- 
ten lediglich die Verbraucher mit einer Spitzenlast von 
1 MW Marktzugang. Anfang 1994 wurde diese Grenze auf 
0,1 MW gesenkt, und ab 1998 existiert keine Zugangsgrenze 
mehr. 


5.3.2 Übertragung und Verteilung 

827 . Das Übertragungsnetz wird von der National 
Grid Company betrieben, imd die Verteilungsnetze 
sind den zwölf Verteileruntemehmen unterstellt. Als 
natürliche Monopolbereiche unterstehen Übertra- 
gung und Verteilimg einer Regulierung durch den 
„Director General of Electricity Supply (DGES)" und 
die entsprechende Regulierungsbehörde, dem „Of- 
fice for Electricity Regulation (Off er) " . Die Aufgaben 
dieser Behörde bestehen insbesondere in der Überwa- 
chung der Gebührensysteme für die Netznutzimg und 
in der Gewinnregulierung. Die Regulierung erfolgt m 
Form einer „Price- Cap "-Regulierung imd nicht — wie 
im deutschen Elektrizitätsversorgungssystem — 
durch eine Kostenorientierung. Im Hinblick auf die 
Höhe der Preise für Monopoldienstleistungen wird ein 
oberer Preispfad bestimmt, der nicht überschritten 
werden darf. Dieser Preispfad wird mit Hilfe einer 
Formel beschrieben, in die als Determinanten die 
allgemeine Entwicklung der Verbraucherpreise, die 
voraussichtliche prozentuale Produktivitätsverände- 
rung sowie bestimmte, vom Unternehmen nicht zu 
beeinflussende Kostenfaktoren eingehen. Um der 
Gefahr entgegenzuwirken, daß die Netzmonopolisten 
die Kosten durch Qualitätsverschlechterungen redu- 
zieren, muß ein objektiver Maßstab für die Qualität 
der Dienstleistimgen zugrunde gelegt werden. Die 
britische Regulierungsbehörde berücksichtigte diese 
Problematik und entwickelte entsprechende Quali- 
tätsmerkmale und -Indikatoren sowie einzuhaltende 
Standards. Die Pflichten der Netzbetreiber umfassen 
den Erhalt, Ausbau imd ungestörten Betrieb ihres 
Netzes. Darüber hinaus sind sie dazu verpflichtet, alle 
Verbraucher an das Netz anzuschließen und ihre 
Netzdienstleistungen allen angeschlossenen Ver- 
brauchern und Erzeugern zu nichtdiskriminierenden 
Bedingungen zur Verfügung zu stellen. 

828 . Das Übertragungsnetz wird in zentral koordi- 
nierter Form durch die NGC, genauer durch den „ Grid 
Operator" genutzt. Dieser regelt den Einsatz der 
Kraftwerke auf der Grundlage der Gebote für die 
einzelnen Kraftwerke, der Poolregeln und des „Grid 
Code“. Der „Grid Code" enthält eine Operationalisie- 
rung von Sicherheitsstandards. Der „Grid Operator" 
ist im Rahmen der ihm erteilten Lizenz verpflichtet, 
den Kraftwerkseinsatz so zu gestalten, daß zu jedem 
Zeitpunkt sichere Systemzustände gewährleistet sind. 
Zu diesem Zweck kauft er von den Erzeugern zusätz- 
liche Leistungen, z. B. zur Abdeckung der Netz Verlu- 
ste, die ebenfalls über den Pool abgerechnet werden. 
Als Gegenleistung sind Übertragungsnetzgebühren 
an die NGC zu entrichten, um die anfallenden 
Betriebs-, Wartungs-, Verwaltungs-, Kapital- und 
Meßkosten abzudecken. Zu den Komponenten der 
Netznutzungsgebühren zählen zum einen die Kosten 
für netznutzerspezifische Anlagen, die sogenannten 
„Connection Charges". Diese setzen sich wiederum 
aus „Entry Charges" und „Exit Charges" zusammen. 
Für den Anschluß eines Kraftwerkes an das Netz 
entrichten die Erzeugeruntemehmen „Entry Char- 
ges". Um die Verteilungs- an die Übertragungsnetze 
anzuschheßen, haben die Händler „Exit Charges" zu 
zahlen. Daneben fallen Kosten an, die nicht den 
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einzelnen Netznutzem verursachungsgerecht zuge- 
rechnet werden können. Diese „Use of System Char- 
ges" werden in „Infrastmcture Charges" und „System 
Service Charges“ unterteilt. Mit Hilfe der „Infrastmc- 
ture Charges" soll der Anteil abgedeckt werden, den 
einzelne Regionen an der Nutzung des Übertragungs- 
netzes innehaben. Diese Kostenkomponente kann 
nicht konkret einzelnen Erzeugern oder Verbrau- 
chern zugerechnet werden. Da die Netznutzungsge- 
bühren für die Erzeuger einen Bestandteil ihrer 
Gebots- und Vertragskalkulationen sowie ihrer Wirt- 
schaftlichkeitsrechnungen darstellen, werden diese 
Kosten auf längere Sicht betrachtet von den Verbrau- 
chern getragen. Derjenige Kostenteil, der weder ein- 
zelnen Marktteilnehmern noch bestimmten Regionen 
zugeordnet werden kann, wird unter die „System 
Service Charges" subsumiert. 

Um die Netznutzungsgebühren zu berechnen, die 
für die Inanspmchnahme der Netzdienstleistungen 
von jedem Netznutzer zu entrichten sind, haben 
Leistungsmessungen zu erfolgen. Zu diesem Zweck 
werden Messungen an drei Winterlastspitzen vor- 
genommen und daraus eine mittlere Leistung er- 
mittelt, die als Basis für die Gebührenabrechnung 
dient. 

829 , Die für die Nutzung der Verteilungsnetze anfal- 
lenden Gebühren bestehen aus „Connection Char- 
ges" und „Use of System Charges". Die Netznut- 
zungsgebühren hängen von der jeweils in Anspmch 
genommenen Netzebene (unterhalb 1 kV, 1 bis 22 kV, 
oberhalb 22 kV) ab und sind von dem jeweiligen 
Händler zu entrichten. Der Händler hat darauf zu 
achten, daß diese Gebühren m den Rechnungen an 
seine Kunden gesondert ausgewiesen werden. Dem 
Kimden soll die Auswahl der Händler durch den 
Vergleich der Kontraktbedingungen auf diese Weise 
vereinfacht und der Wettbewerb damit intensiviert 
werden. Je nach Netzebene werden die „Use of 
System Charges" festgelegt. Diese enthalten zum 
einen eine monatliche Gebühr, die für die Meßkosten 
und die Rechnungsstellungskosten zu entrichten ist. 
Weiterhin fällt eine Anschlußleistungsgebühr (pro 
kVA) an. Die dritte Komponente der „Use of System 
Charges" bilden die Arbeitsgebühren (pro kWh), die 
von Tages- und Jahreszeit abhängen und davon, ob es 
sich um einen Werktag oder ein Wochenende han- 
delt. 

830 . Die „Regional Electricity Companies" haben 
die Netzgebühren, die von der in Anspruch genom- 
menen Netzebene und der Lastcharakteristik des 
Kimden bestimmt werden, festzulegen und zu veröf- 
fentlichen. Das System der Netznutzungsgebühren ist 
transparent, so daß mögliche Diskriminierungen von 
Konkurrenten im Handelsgeschäft verhindert wer- 
den. Jede REC ist zur Abnahme eines festgelegten 
Anteils der Stromerzeugung aus Kemkraft verpflich- 
tet. Die Belastung dieser Verpflichtung tragen die 
Verbraucher, da der aus dieser Bestimmung hervor- 
gehende „Fossil-Fuel-Levy" einen etwa 10- bis 
ll%igen Aufschlag auf die Verbraucherstrompreise 
ausmacht, der für den Zeitraum von 1990 bis 1998 
degressiv festgelegt wurde. 


5.3.3 StromverkaufZ-handel — der Verbrauchemnarkt 

831 . Zu den zugangsberechtigten Verbrauchern 
gehören seit Anfang 1994 diejenigen, die mehr als 
0,1 MW Spitzenlast Stromverbrauch aufweisen. Um 
die Belieferung dieser Abnehmer besteht ein Wettbe- 
werb zwischen der gebietsversorgenden REC und den 
Unternehmen, die über eine „Second Tier Supply 
Licence" verfügen. Für die Belief enmg des Kunden 
erbringt der Händler verschiedene Leistungen, die in 
Rechnung zu stellen sind. Zum Leistungsspektrum 
zählen die Nutzung des Übertragungs- und der Ver- 
teilungsnetze, die Bereitstellung der Energie und die 
Erfüllung der „Non-Fossil Fuel Obligation". 

832 . Die zur Zeit noch nicht zugangsberechtigten 
Verbraucher sind auf den Strombezug durch die für 
ihr Gebiet zuständige REC angewiesen und haben 
somit keinerlei Ausweichmöglichkeiten. Die jeweili- 
gen Tarife sind zu veröffentlichen, und die Netznut- 
zungsgebühren sind der Regulierung des Vertei- 
lungsbereiches unterstellt. Darüber hinaus existiert 
eine Art Mißbrauchsregulienmg in bezug auf die 
Konditionen, zu denen die gebietsversorgende REC 
Energie für die „Captive Consumers" bezieht. In den 
Lizenzbedingungen der regionalen Verteilenmter- 
nehmen ist die Verpflichtung zum preisgünstigen 
Einkauf festgelegt. Die Regulierungsbehörde Off er ist 
für die Beaufsichtigung der Einkaufsaktivitäten 
zuständig. Da diese Verbrauchergruppe nicht über 
Wahlmöglichkeiten bezüglich des beliefernden Un- 
ternehmens verfügt, besteht keine Notwendigkeit, die 
Netznutzungsgebühren in den Rechnungen oder in 
den veröffentlichten Tarifen gesondert auszuweisen. 
Die Bestimmungen der „Use of System Components of 
Published Tariffs" sehen jedoch vor, daß der Anteil 
der Netznutzungsgebühren an den verschiedenen 
Tarifen in einem entsprechenden Informationspapier 
bekaimtgegeben wird. 


5.3.4 Die Marktrisiken der Akteure 

833 . Im Gegensatz zu einer Struktur mit geschlosse- 
nen Versorgungsgebieten sind die Marktteilnehmer 
im Poolsystem dem Risiko eines ständig variierenden 
Poolpreises ausgesetzt. Die Entwicklung dieses Prei- 
ses wird durch die Preise der Primärenergien, die 
installierte Kraftwerksleistung nach Typen und Pri- 
märenergieträgem und durch die Nachfrage be- 
stimmt. Insbesondere die Nachfrage, die stark 
schwankt und von Konjunktur- und Wettereinflüssen 
abhängt, läßt sich nicht zuverlässig prognostizieren. 

834 . Die Erzeuger tragen die gesamten Investitions- 
risiken allein. Sie konkurrieren gegenseitig um die 
Deckung der Gesamtnachfrage, und der Einsatz ihrer 
Kraftwerke orientiert sich an den bereits dargestellten 
Regeln. Fehlinvestitionen können nicht auf die Händ- 
ler oder Verbraucher übergewälzt werden, da diese 
sich ihre Wahlmöglichkeiten erhalten wollen, die 
ihnen das wettbewerblich organisierte System eröff- 
net. 
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5.3.5 Möglichkeiten zur Risikoabsicherung — 
der Kontraktmarkt 

835 . Die meisten Marktteilnehmer verhalten sich 
risikoavers, tmd daher ist es für sie ökonomisch 
rational, sich gegen die Poolpreisrisiken abzusichem. 
Da die Erzeuger auf der einen Seite imd die Verbrau- 
cher bzw. Händler auf der anderen Seite gegenläufige 
Interessen in bezug auf die Entwicklung des Poolprei- 
ses haben, sichern sie sich gegenseitig über soge- 
nannte „Contracts for Diff erences " ab. Diese Verträge 
ähneln Optionskontrakten, die auf Finanzmärkten 
gehandelt werden. Es handelt sich hierbei nicht um 
Vereinbarungen über Stromliefenmgen, sondern um 
ein finanzielles Instrument, mit dessen Hilfe Preissta- 
büisierung imd Erlössicherung angestrebt werden. In 
diesen Optionsverträgen wird zimächst ein Referenz- 
preissystem („Strike" -Preise) festgelegt. Die Grund- 
formen solcher Absicherungsverträge stellen „One- 
Way-Contracts" imd „Two-Way-Contracts" dar. Im 
Gegensatz zu „Two-Way-Contracts" führen Differen- 
zen zwischen dem Poolpreis imd dem vertraglich 
fixierten Referenzpreis bei Vereinbarung von „One- 
Way-Contracts" nur in einer Richtung zu Zahlungen, 
und zwar vom Verkäufer an den Käufer des Vertrages. 
Die Verträge werden zwischen Erzeugern und Händ- 
lern abgeschlossen und beinhalten für den Erzeuger 
die Verpflichtung, dem jeweiligen Vertragspartner im 
Falle von Preisdifferenzen für die vertraglich fixierte 
Energiemenge eine Zahlung zu leisten. Bei Abschluß 
der „One-Way-Contracts" wird diese Zahlung fällig, 
wenn der Poolpreis einen höheren Wert annimmt als 
der Referenzpreis, und entspricht der mit der bewer- 
teten vertraghch festgelegten Abnahmemenge in 
Megawatt. Im Gegenzug hat der Vertragspartner dem 
Erzeuger eine Optionsgebühr zu entrichten. Diese 
Vertragsform entspricht einer Call- Option. Der 
Abschluß von „Two-Way-Contracts" verpflichtet dar- 
über hinaus die Händler bzw. die Verbraucher 36), im 
Falle einer Unterschreitimg des Poolpreises entspre- 
chende Zahlungen an den Erzeuger zu leisten. Somit 
werden wec/iselseifige Zahlungsverpflichtungen zwi- 
schen den Vertragspartnern vereinbart. Bei dieser 
Vertragsart handelt es sich um eine Kombination aus 
einer Call- und Put-Option. 

836 . Erzeuger und Händler können sich mit diesen 
Kontrakten absichern. Den Erzeugern sind dadurch 
feste Einnahmen garantiert, und die Stromhändler 
sichern sich feste Stromankaufspreise; die Erzeuger 
sichern sich darüber hinaus gegen die Gefahr sinken- 
der Preise ab. Der Abschluß derartiger Verträge bietet 
dem Händler oder Verbraucher einen Anreiz, das 
Nachfrageverhalten an den kontrahierten Strommen- 
gen auszurichten, da die Höhe des Poolpreises im 
Zeitablauf starken Schwankungen imterhegt. Falls 
der Erzeuger die vertraglich vereinbarte Strommenge 
nicht einspeisen karm, entsteht ihm ein Verlust in 
Höhe der Differenz zwischen Poolpreis und vertrag- 
lich vereinbartem Referenzpreis. Um diesem Risiko zu 
begegnen, wird er genügend eigene Erzeugungska- 
pazität im Pool einsetzen. Durch diesen Effekt können 
Marktrisiken eingeschränkt, Wettbewerbsvorteile er- 
langt werden, und die Planungsintensität erhöht sich. 


36) Als Vertragspartner kommen auch diejenigen Verbraucher 
in Frage, die poolpreisorientierte Kontrakte abschließen. 


Um die vertraglich fixierte Leistung und die eigene 
Nachfrage einigermaßen in Übereinstimmung zu 
bringen, können die Vertragspartner ein Kontrakt- 
portfoho abschließen. 

837 . Zu den Nachteilen der „Contracts for Differen- 
ces" zählt zum einen die ungenügende Absicherung 
gegen die durch die in den 48 Teilperioden variieren- 
den Preise und Mengenabweichungen verursachten 
kurzfristigen Risiken. Zum anderen weisen diese 
Verträge eine Laufzeit von mindestens einem Jahr 
auf. Aus diesen Gründen werden seit November 1991 
„Electricity Forward Agreements (EFA)" gehandelt, 
die kurzfristig abgeschlossen werden können und 
stärker differenziert sind. Es handelt sich um bilaterale 
„Two-Way-Contracts" auf Wochenbasis, die auf dem 
durchschnittlichen Poolpreis basieren. Die Vermitt- 
lung dieser Verträge wird von Brokern übernommen, 
und der Abschluß erfolgt in Kenntnis des Kontrakt- 
partners. Grundsätzlich hat jeder Interessent Zugang 
zu diesem Markt für Forward-Kontrakte. Die Teil- 
nahme setzt allerdings die Anerkennung der „EFA- 
Standard Terms and Conditions" voraus. Zur Zeit sind 
aUe Erzeugeruntemehmen, „Regional Electricity 
Companies" sowie größere Industrieunternehmen auf 
diesem Markt tätig. Die Differenzierung erfolgt zwi- 
schen Werktagen und dem Wochenende, und zusätz- 
lich gibt es eine Einteilung in sechs verschiedene 
Perioden ä vier Stunden. Die Verträge können entwe- 
der für eine Woche oder als sogenannter „Strip" für 
mehrere Wochen gehandelt werden. Die Mindestab- 
nahmemenge beträgt 1 MWh. Diese Verträge können 
sich auf die Bestandteile „Pool Input Price", „Pool 
Output Price", „System Marginal Price", Kapazitäts- 
element und „Uplift" beziehen. „Electricity Forward 
Agreements" sind nicht zum offiziellen Börsenver- 
kehr zugelassen, sondern werden im Freiverkehr 
gehandelt. Die Maklergesellschaft „Gerrad & Natio- 
nal Inter Commodities " wurde durch eine Ausschrei- 
bung gewählt. Die Bekanntgabe der Vertragspreise 
durch die Makler erfolgt per Bildschirmtext oder 
telefonisch. Durch die große Anzahl der Kontrakte 
können die Vertragspartner ihr individuelles Kon- 
traktportfolio auf der Grundlage ihrer Risikoposition 
zusammensetzen. Der Handel mit diesen Kontrakten 
findet bis zu 18 Monate im voraus statt. Dieser hohe 
Grad der Differenzierung erschwert es den Brokern 
jedoch, die entsprechenden Vertragspartner zu fin- 
den. 


5.3.6 Der Übergang zu einem Wettbewerbssystem 
und die wettbewerblichen Wirkungen 

5.3.6.1 Regelungen für den Übergang von einem Monopol- 
zu einem Wettbewerbssystem 

838 . Wie bereits dargesteUt, wurde bis Ende 1997 
eine Grenze für den direkten oder über Händler 
vermittelten Zugang für die Verbraucher festgelegt. 
Daneben existieren weitere Übergangsbestimmun- 
gen, die den Wechsel von einer Versorgung durch ein 
Monopoluntemehmen zu einem wettbewerblichen 
System erleichtern soUen. 

Hierbei handelt es sich zum einen um die „ Initial Coal 
Supply Contracts", durch die die zu erwartende weit- 


352 




Deutscher Bundestag — 12, Wahlperiode 


Drucksache 12/8323 


gehende Substitution von heimischer Steinkohle 
durch Importkohle verhindert werden sollte. Die bri- 
tische Regierung verfolgt das Ziel, auf mittlere Sicht 
eine Anpassung des Kohlebergbaus an die Welt- 
marktbedingungen zu erreichen. Um jedoch einen 
drastischen Beschäftigungsrückgang in diesem Sek- 
tor zu vermeiden, wurde National Power xmd Power- 
Gen die Verpflichtimg auf erlegt, in den Jahren 
1990/91 bis 1992/93 bestimmte Mengen britischer 
Steinkohle abzimehmen. Der Absatz von britischer 
Kohle wurde also für eine Übergangsphase garantiert, 
wodurch sich im Vergleich zu einem vollständigen 
Einsatz an Importkohle um 10% höhere Strompreise 
ergeben. Ein zusätzlicher Effekt der zeitweisen 
Protektion der heimischen Steinkohle besteht darin, 
daß sich die Preise für die zugangsberechtigten 
und die nichtzugangsberechtigten Verbraucher un- 
terschiedlich entwickelt haben. Die Regienmg 
strebt an, die Kohlesubventionen auf mittlere Sicht 
einzustellen. Die Erzeugerunternehmen, Verteiler- 
gesellschaften und Großhändler sollen ohne die 
wettbewerbsbeschränkenden Auswirkungen der 
Kohlesubventionierung frei um die Belieferung der 
zugangsberechtigten Verbraucher konkurrieren kön- 
nen. 

839 . Im Hinblick auf den Marktanteil der Erzeuger 
im Verkauf sowie den Marktanteil der Verteiler in der 
Stromerzeugung wurden für eine Übergangszeit 
Obergrenzen festgelegt. Mit dieser Regelung wurde 
das Ziel verfolgt, den Wettbewerb langfristig zu inten- 
sivieren, und zwar durch eine Beschränkung der 
Marktmacht einzelner Unternehmen. Die starke Stel- 
lung der beiden großen Erzeugeruntemehmen Natio- 
nal Power und PowerGen ließ eine Diskriminierung 
der Verteileruntemehmen gegenüber den erzeuger- 
eigenen Handelsaktivitäten beim Abschluß von Absi- 
cherungskontrakten befürchten. Neben dem Diskri- 
minierungsverbot und den Vorschriften zur Entbün- 
delung von Erzeugung und Handel wurde darum der 
Marktanteil der Erzeuger für vier Jahre auf 1 5 bis 25 % 
(je nach Region) und mittlerweile auf 18 bis 35% 
begrenzt. Die Verteileruntemehmen verfügen über 
eine Monopols tellimg hinsichtlich der nicht Zugangs - 
berechtigten Abnehmer. Damit besteht für diese 
Unternehmen ein Anreiz, diese Stellung zum Bau 
eigener Kraftwerke zu nutzen xmd die eigene Kraft- 
werksleistimg gegenüber externen Liefenmgen zu 
begünstigen. Um dieser Gefahr vorzubeugen, darf die 
eigene Kraftwerksleistimg eines Verteilenmtemeh- 
mens 15% der Maximallast im Verteilxmgsgebiet 
nicht überschreiten. Daneben existiert auch die in 
ihrer Lizenz verankerte Pflicht zum kostengünstigen 
Einkauf. 


5.3.6.2 Wettbewerbliche Wirkungen und Versorgungssicherheit 

840 . Seit der Reformienmg des englisch- walisischen 
Elektrizitätsversorgxmgssystems war die Sicherheit 
der Versorgung mit elektrischer Energie zu keinem 
Zeitpxmkt gefährdet, xmd diese Sicherheit steht auch 
für die Zukxmft nicht in Frage. Zxim einen sind die 
Netzkapazitäten und der Einsatz der Kraftwerke aus- 
reichend. Der Kraftwerkseinsatz, der auf der Grxmd- 
lage der Poolregeln xmd dxirch den „ Unconstrained 


Schedxile" erfolgte, konnte die Nachfrage stets befrie- 
digen, xmd es fand ein stetiger Netzausbau statt. Die 
Verfügbarkeit xmd die Kapazität der Kraftwerke 
haben sich ebenfalls als ausreichend erwiesen. Die 
Versorgxmg der Kraftwerke mit Primärenergieträgem 
wxirde in den ersten drei Jahren dxirch die „ Initial Coal 
Supply Contracts" xmd zum Teil dxirch die „Non- 
Fossil-Fuel Obligation" gesteuert. Eine weitere Deter- 
minante der Versorgxmgssicherheit stellt die Bereit- 
schaft der Verteiler dar, die Verbraucher an das Netz 
anzuschließen. In den Lizenzbedingxmgen der Vertei- 
lerxmternehmen ist eine allgemeine Anschlußpflicht 
festgelegt, so daß keine Gefahr besteht, daß 
bestimmte Verbraucher nicht versorgt werden. Um 
die Belieferxmg der zugangsberechtigten Verbrau- 
cher entstand ein intensiver Wettbewerb, xmd zwar 
ohne festgelegte Versorgxmgspflichten. 

841 . Die Investitionstätigkeit, die sich im Rahmen 
des neuen Systems entfaltete, erwies sich als sehr 
rege. Axifgrxmd des größtenteils veralteten xmd ineffi- 
zienten Kraftwerksparks der CEGB xmd angesichts 
umweltfrexmdlicherer xmd mit einem höheren Wir- 
kxmgsgrad verbxmdener Alternativen 37) wxirde allein 
bei der National Grid Company ein großer Anteil (bis 
1996 etwa 17 500 MW) zusätzlicher Kraftwerkskapa- 
zität beantragt. Zu dieser Entwicklxmg tmgen auch 
die mögliche Einführxmg einer europäischen CO 2 - 
Energiesteuer xmd verschärfte Axiflagen für Kohle- 
kraftwerke im Hinbhck axif Schwefeldioxidemissio- 
nen bei. Neben den Nachfolgexmtemehmen der 
CEGB, die aufgrxmd ihrer Marktstellxmg die Finanzie- 
rxmg derartiger Kraftwerksneubauprojekte über den 
Kapitalmarkt problemlos bewerkstelligen können, 
sind in diesem Bereich auch xmabhängige Erzeuger 
aktiv. Diese müssen sich dxirch längerfristige Kon- 
trakte absi ehern, um die Finanzierxmg sicherstellen zu 
können. Zu diesen längerfristigen Kontrakten zählt 
zum einen ein 15jähriger Bezugsvertrag für Gas, der 
mit British Gas abzuschließen ist. Auf diese Weise wird 
die Kostenseite abgesichert. Um auch die Erlöse zu 
gewährleisten, sind längerfristige Absicherxmgskon- 
trakte („ Contracts for Differences ") mit den Verteilern 
zu vereinbaren. Die Verteilerxmtemehmen haben 
damit eine wichtige Position, xmd ein Großteil von 
ihnen ist darüber hinaus Kapitaleigner derartiger 
Projekte xmd hat zu diesem Zweck einen separat 
abzxirechnenden Untemehmensbereich geschaffen. 
Daneben halten auch Großverbraucher, Kraftwerks- 
betreiber und Kraftwerksanlagenbauer Kapitalanteile 
an diesen Projekten. 

842 . In den ersten Jahren seit der Einfühnmg des 
Poolsystems blieben Eigentümerstruktxir xmd Zusam- 
mensetzxmg des Kraftwerksparks xmverändert, so daß 
der Wettbewerb in geringen Marktanteilsverschie- 
bxmgen resultierte. Auf dem Verbrauchermarkt verlo- 
ren die „Regional Electric! ty Companies" beinahe 
42 % Marktanteil im eigenen Gebiet; ihr Marktanteil 
betrug im Jahre 1990/91 etwa 58 %, xmd die restiiehen 


37) Hierzu zählen insbesondere sogenannte Kombikraftwerke, 
die mit einer Gas- xmd einer Dampfturbine arbeiten xmd 
einen hohen Wirkxmgsgrad erreichen. Ein weiterer Vorteil 
dieser Kraftwerkstechnik besteht in den kxirzen Baxizei- 
ten. 
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42% verteilten sich zu 21,4% auf National Power, 
zu 13,3% auf PowerGen, zu 4,4% auf Verteiler- 
Unternehmen, die sich außerhalb ihrer Verteilungs- 
gebiete als „Second Tier Suppliers" betätigen, und 
zu 2,7 % auf sonstige Unternehmen. Im ersten Jahr 
belieferte etwa die Hälfte der „Regional Electricity 
Companies" Verbraucher in fremden Verteilungsge- 
bieten. 

843. Auf dem Kontraktmarkt ergaben sich bereits 
einige Veränderungen in den Zusammensetzungen 
der Portfolios der Verteileruntemehmen. Im Jahr 1990 
sicherten sich die Verteileruntemehmen im Hinblick 
auf den Absatz an die nicht zugangsberechtigten 
Verbraucher ausschließlich über das „Initial Portfolio 
of Contracts for Differences" durch Kontrakte mit 
National Power, PowerGen und Nuclear Electric ab. 
Im darauffolgenden Jahr wurden lediglich etwa 90 % 
der Nachfrage durch Absicherungskontrakte verein- 
bart. Neben National Power (44 %), PowerGen (26 %) 
und Nuclear Electric (6%) wurden 1992/93 auch 
Verträge mit sonstigen Erzeugeruntemehmen (12%) 
abgeschlossen. 

844. Der intensive Wettbewerb um die zugangsbe- 
rechtigten Verbraucher schlug sich in den Stromprei- 
sen nieder. Diese Verbrauchergmppe profitierte am 
meisten von der Einfühnmg des Wettbewerbssystems; 
die realen Verbraucherpreise der mittleren und gro- 
ßen Industriekunden sanken um bis zu 17 % 38). Das 
Ausmaß der Veränderung des Strompreisniveaus 
hängt von der Ausgangsbasis, dem alten Preissystem 
imd der Möglichkeit des Zugangs ab. Da die „Captive 
Consumers" zur Finanzierung der Kohlesubventio- 
nierung herangezogen werden, sind sie bis zur 
Abschaffung der Zugangsgrenzen benachteiligt. Für 
diese Abnehmer ergab sich in den ersten beiden 
Jahren ein geringer realer Preisanstieg. Diese Ver- 
brauchergmppe umfaßt Haushalte, kleine und zum 
Teil mittlere Industriekunden. Dieses Problem verliert 
jedoch durch die Verminderung der Zugangsgrenze 
und die geplante Reduzierung der Kohlesubventio- 
nen an Bedeutimg. 


5.4 Der Stand von Reformen 
auf der europäischen Ebene 

845. Reformprozesse und Reformvorhaben, die auf 
eine wettbewerblich ausgerichtete Versorgimgs- 
struktur im Elektrizitätsbereich zielen, sind mittler- 
weile in vielen Ländern in Gang gesetzt worden, 
Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, daß die Bereiche 
Stromerzeugung und Stromhandel dem Wettbewerb 
zugänglich sind. Die zentralen Elemente der jeweili- 
gen Reformen umfassen dabei im wesentlichen die 
Liberalisierung des Kraftwerks- und Leitungsbaus, 
den Zugang Dritter zum Netz, die Entbündelung 
vertikal integrierter Unternehmen und die Einführung 
eines wettbewerblich orientierten Gestaltungsrah- 
mens (wie beispielsweise Poolsystem, Durchleitungs- 
system). 


38) Als Vergleichsbasis wurde der Monat Januar 1992 gegen- 
über Januar 1990 gewählt. 


846. In verschiedenen europäischen Ländern ist die 
Umsetzung dieser Reformelemente bereits erfolgt. 
Eine vollständige Liberalisierung des Kraftwerksbaus 
fand in England und Wales, Schottland und Norwegen 
statt und ist in Finnland und Schweden geplant. Der 
Zugang Dritter zum Netz wird in England/Wales 
sowie in Schottland schrittweise geöffnet, während in 
Norwegen seit 1991 grundsätzlich keine Restriktionen 
in bezug auf den Netzzugang existieren. Aufgrund der 
anfallenden Transaktions- und Meßkosten lohnt sich 
der Zugang in Norwegen hauptsächlich für industri- 
elle und gewerbliche Abnehmer. 

Die Entbündelung der vertikal integrierten Unter- 
nehmen umfaßt in England/Wales und Norwegen die 
Stufen Erzeugung, Verteilung und Handel und 
erstreckt sich in Schottland zusätzlich auf die Stufe 
der Stromübertragung. In Finnland wird ange- 
strebt, Management und Rechnungslegimg der Stu- 
fen Übertragung und Verteilung von den ande- 
ren Bereichen, namentlich dem Handel mit Elek- 
trizität, zu separieren. Die schwedischen Reformvor- 
haben sehen eine Trennung zwischen dem Vertei- 
lungsnetzbereich und den übrigen Untemehmens- 
aktivitäten vor. 

Die Gestaltungsrahmen der bereits wettbewerblich 
organisierten Versorgungsstrukturen beinhalten ein 
Poolsystem mit Forward-Markt in England/Wales, ein 
Durchleitungssystem mit generalisiertem Netzzu- 
gang in Schottland und ein Übergangssystem von 
einem Durchleitungssystem mit Erzeuger-Pool zu 
einem Poolsystem mit Futures-Markt in Norwegen. 
Die endgültige Entscheidung über die Ausgestaltung 
des zugrundeliegenden Modells ist in Finnland und 
Schweden noch nicht gefallen. In beiden Ländern 
waren Expertenkommissionen damit beauftragt, ent- 
sprechende Studien zu erarbeiten und geeignete 
Vorschläge zu unterbreiten. Der Abschlußbericht 
des schwedischen Expertengremiums sprach sich 
1993 für ein Poolsystem nüt Spotmarkt in Verbindimg 
mit einem organisierten Forward-Kontraktmarkt 
aus. In Finnland wurde das in der Stromerzeugung 
und -Übertragung dominierende Staatsuntemehmen 
Imatran Voima Oy (IVO) bereits vor der Verabschie- 
dung neuer energiepolitischer Leitlinien umstruktu- 
riert. Der Bereich des Übertragungsnetzes wurde 
durch die untemehmensmäßige Abtrennung in ein 
neugegründetes Tochterunternehmen ausgegliedert. 
Das Übertragungsnetz wurde auf der Grundlage einer 
„first come first served" -Regel für Dritte geöffnet, und 
zwar auch für Stromimporte. Die im April 1992 verab- 
schiedeten energiepolitischen Leitlinien haben eine 
Stärkung des Wettbewerbs im Energiesektor zum 
Ziel. 

847. Ein Vergleich der liberahsierten Elektrizitäts- 
versorgungssysteme in England/Wales, Schottland 
und Norwegen zeigt, daß sich die stärksten wettbe- 
werblichen Wirkungen im norwegischen System 
ergeben haben. In England und Wales herrscht eben- 
falls ein intensiver Wettbewerb in den Bereichen 
Stromerzeugung und -handel, während sich die Wett- 
bewerbswirkungen im schottischen System im Strom- 
handel in Grenzen halten. 
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5.5 Möglichkeiten für eine wettbewerbliche 
Gestaltung der Gaswirtschaft 

848. Die für den Bereich der Elektrizitätswirtschaft 
vorgestellten Modelle können auch für die Gaswirt- 
schaft untersucht werden. Da die Struktur der Modelle 
analog ist, werden die wesentlichen Aspekte in bezug 
auf die Gaswirtschaft an dieser Stelle lediglich kurz 
zusammengefaßt . 

849. Im Bereich der Gaswirtschaft treten die für die 
Elektrizitätswirtschaft geschilderten Probleme bei 
den Ausschreibungsmodellen gleichermaßen auf. Im 
Falle der Ausschreibung des exklusiven Versorgungs- 
rechts findet der Wettbewerb nur periodisch statt. 
Die Ausschreibimg wird dadurch erschwert, daß die 
Kombination der Funktionen Verteilimg imd Verkauf 
ausgeschrieben wird. Die wettbewerblichen Wirkim- 
gen sind in ihrer Reichweite eingeschränkt, und zwar 
auch auf der Letztverbraucherstufe, da der Wettbe- 
werb auf die Ortsgasimtemehmen begrenzt ist. Zwi- 
schen der Ferngas- imd der Regionalstufe existieren 
in Deutschland zahlreiche Eigentumsverflechtxmgen 
imd Lieferbeziehungen. Aus diesem Grunde erscheint 
es zweifelhaft, ob es zu einem wirksamen Wettbewerb 
käme. Überdies ist unklar, wer bei einer solchen 
Konstellation als Wettbewerber auftreten sollte. 

850. Die Organisation eines Großhandelsmarktes 
für Gas ist nüt einer grundlegenden Veränderung der 
bestehenden Strukturen in der Gasversorgung ver- 
bunden. Die Funktionen Erzeugung, Ferntransport, 
Verteüung und HandeWerkauf wären voneinander 
zu trennen, imd es müßte eine reine Transportgesell- 
schaft geschaffen werden. Im Gegensatz zur Elektri- 
zitätswirtschaft sollte sich ein solches Poolmodell in 
der Gaswirtschaft jedoch auf das gesamte europäische 
Femtransportnetz erstrecken. Nachdem die Trans- 
port- und die Handelsfunktion separiert sind, muß der 
Ausbau und Betrieb dieses Femtransportnetzes unter 
europäischen Gesichtspunkten erfolgen. Diese Auf- 
gabe kann von mehreren Transportgesellschaften 
übernommen werden, die quasi-öffentliche Infra- 
stniktunmtemehmen darstellen und somit einen 
wesentlichen Einfluß auf die zukünftige Entwicklung 
des Gasmarktes ausüben. Die auf der Verteilungsstufe 
auszuführenden Aufgaben, wie Ausbau und Betrieb 
des Niederdrucknetzes sowie verbrauchsnahe Gas- 
speicherung, sind von der Verkaufs- und Handels- 
funktion zu trennen. Da in diesem Bereich ein natür- 
liches Monopol vorliegt, ist das lokale und regionale 
Verteilungsmonopol im Hinblick auf die Preisfestle- 
gung der Verteilungsnetzgebühren zu regulieren. Die 
Gashändler liefern frei Übergabestelle des Endver- 
brauchers und entrichten für die Inanspruchnahme 
des Verteilungsnetzes eine Gebühr. Die physischen 
Gaslieferungen erfolgen über den Spotmarkt, der 
Angebot und Nachfrage koordiniert. Im Bereich der 
Gaswirtschaft lassen sich auch mehrere Spotmärkte 
einführen, die an wichtigen Einspeisepunkten in das 
integrierte Netz zu installieren wären. Die Lieferun- 
gen aus dem Norden und dem Nordwesten könnten 
beispielsweise bei Emden und die aus dem Osten 
stammenden Lieferungen bei Waidhaus gepoolt wer- 
den. Eine Ergänzung des Spotmarktsystems durch 
Finanzmärkte müßte ebenfalls erfolgen. 


851. Im Bereich der deutschen Gaswirtschaft exi- 
stiert zwar die Möglichkeit des konkurrierenden Lei- 
tungsbaus auf der Femgasstufe^®), doch ohne Durch- 
leitungsrechte auf der Stufe der Weiterverteiler läßt 
sich Gas-zu-Gas-Wettbewerb kaum langfristig eta- 
blieren. Ein Newcomer erhält nur daim in größerem 
Umfang Zugang zu potentiellen Kunden, wenn ihm 
Durchleitungsrechte eröffnet werden. Die Kunden 
werden dadurch in die Lage versetzt, zwischen ver- 
schiedenen Lieferanten wählen zu können. Bereits am 
Markt etablierte Unternehmen könnten durch Durch- 
leitungsverpflichtungen Zugang zu Letztverbrau- 
chem in anderen Versorgungsgebieten erhalten. 
Auch die Abschaffung von Demarkationsverträgen 
läßt Gas-zu-Gas-Wettbewerb nur in begrenztem 
Umfang entstehen. 

852. Wie das Beispiel der Wintershall AG zeigt, ist 
der Marktzutritt auf der Femgasstufe unter den gege- 
benen rechtlichen Rahmenbedingungen zur Zeit 
möglich. Die Abnehmergruppe, die von einem sol- 
chen Newcomer beliefert werden kann, beschränkt 
sich auf andere Femgasgesellschaften und Regional- 
versorger. Eine Möglichkeit zur Belieferung von Wei- 
terverteilem und Industriekunden bietet der Bau von 
Stichleitungen zu den Kunden. Dadurch kommt es 
jedoch zu einer Verlegung von parallelen Leitungen, 
falls die entsprechenden Abnehmer bereits in das 
bestehende Versorgungssystem integriert sind. Der- 
artige Investitionen sind speziell auf einzelne Kunden 
ausgerichtet, und die zusätzliche Kapazität läßt sich 
nicht für andere Zwecke einsetzen. Der Newcomer 
wird durch den Bau dieser zusätzlichen Stichleitun- 
gen mit hohen Kosten konfrontiert, und dem vorhan- 
denen Verteileruntemehmen entgeht ein Beitrag zum 
Netzerhalt, der in Form eines Durchleitungsentgeltes 
geleistet werden könnte. Bei der beschriebenen Kon- 
stellation führt der Bau konkurrierender Leitungen 
auf der Verteilungsstufe in der Regel zu einer Ver- 
schwendung von Ressourcen. Andererseits sollten die 
Hindernisse auf dieser Stufe aus zwei Gründen besei- 
tigt werden. Zum einen führt die Abschaffung der 
Ausschließlichkeitsrechte in Konzessionsverträgen 
dazu, daß diejenigen Lieferverträge, die auch nüt dem 
Bau einer zusätzlichen Stichleitung zu einem positi- 
ven Ergebnis führen, zustande kommen können. Um 
die bestehenden Monopolstrukturen der Gebietsver- 
sorger aufzulockem, bUdet der Bau von Stichleitun- 
gen unter Umständen die einzige Alternative. Zum 
anderen verschafft diese Option dem Nachfrager nach 
Durchleitung eine bessere Verhandlungsposition. 

853. Die Gasverteüung im Niederdrucknetz ist 
durch Skalenerträge in der Verteüung und zusätzliche 
Dichtevorteüe gekennzeichnet. Der Bau und Betrieb 
des Niederdrucknetzes, d. h. die Verteilungsfunktion, 
stellt ein natürliches Monopol dar. Dies güt jedoch 
nicht für den Verkauf von Gas; auf dieser Stufe 
können mehrere Lieferanten um die Belieferung von 
Abnehmern im Verteilungsnetz konkurrieren, ohne 
daß Kostenerhöhungen resultieren. 

854. Auch in der Gaswirtschaft stellt ein effizientes 
Durchleitungsentgelt die Voraussetzung für wirksa- 
men Wettbewerb via Durchleitung dar. Ein solches 


39) Vgl. Abschnitt 3.3.2 in diesem Kapitel. 
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Dur chleitungs entgeh sollte die jeweiligen Knapp* 
heitsverhältnisse im Netz imd in der Speicherinfra- 
struktur berücksichtigen. Für den Bereich des Vertei- 
lungsnetzes können pauschale Netzgebühren festge- 
legt werden, da die Gasströme weitgehend konstant 
sind. Dies gilt auch für den Fall, daß ein Lieferanten- 
wechsel stattfindet. Problematischer gestaltet sich 
dagegen die Bestimmung des Durchleitungsentgeltes 
für die Inanspruchnahme des Transportnetzes. Neben 
der reinen Transportleistimg profitiert der Durchlei- 
timgsberechtigte von weiteren Dienstleistungen des 
Netzinhabers. Zu diesen Dienstleistungen zählen die 
Speicherung, der Belastungsausgleich, die Einhal- 
timg der Gasbeschaffenheit und Stand-by. Um das 
Risiko einer Diskriminierung der Konkurrenten durch 
den Netz- imd Speicherinhaber möglichst gering zu 
halten, sollte eine separate Kostenrechnimg für die 
Bereiche Transport und Handel (Unbimdling) vor ge- 
schrieben werden. Unbimdling stellt auch eine Vor- 
aussetzimg dafür dar, daß die Festlegung des Durch- 
leitungsentgelts diskriminierungsfrei erfolgt. 

855. Eine wichtige Determinante für die Funktions- 
fähigkeit des Wettbewerbs auf Basis des Durchlei- 
timgssystems stellt die Gewährleistung der Versor- 
gimgssicherheit dar. Im derzeitigen System verhalten 
sich die Femgasgesellschaften kooperativ imd helfen 
sich im Falle von Störungen gegenseitig aus. Eine 
solche Kooperation wird durch zunehmenden Wettbe- 
werb naturgemäß erschwert, erscheint jedoch a priori 
nicht unmöglich. Wenn das von allen benötigte Gut 
„Sicherheit" auf kooperativer Basis kostengünstiger 
produziert werden kaim, wird das Sicherheitssystem 
lediglich anders ausgestaltet sein, aber weiterhin 
existieren. Während zur Zeit ein Austausch „Gas 
gegen Gas" stattfindet, müßten in einem wettbewerb- 
licheren System zusätzlich vertragliche Regelungen 
geschaffen werden, d. h. der Kauf von Sicherheitslei- 
stungen. Diese Sicherheitsleistungen müßten auch 
vom Durchleitimgsberechtigten im Rahmen des 
Durchleitungsentgelts bezahlt werden. 

856. Die Möglichkeit von branchenintemem Wett- 
bewerb in der Gaswirtschaft auf der Basis von Durch- 
leitungsrechten muß auch im Hinblick auf die Gas- 
preise gegenüber den Endverbrauchern imtersucht 
werden. Im derzeitigen System orientieren sich diese 
Preise im wesentlichen an den Preisen von Substitu- 
tionsenergien, imd innerhalb der Gruppe der Ver- 
braucher erfolgt eine Differenzierung nach unter- 
schiedlich hohen anlegbaren Gaspreisen. Eine ledig- 
lich an der Anlegbarkeit ausgerichtete Preisfestle- 
gung ist ein „ . . . Anwendungsfall der individuellen 
Preisdiskrinünienmg . . In der Praxis werden 
neben den Preisen von Konkurrenzenergien auch 
Kostenrechnungskonventionen bei der Gaspreisbil- 
dung zugrunde gelegt. Durch Wettbewerb wird diese 
Preisdiskrimtnienmg eingöschränkt, da die Preise 
stärker von den zurechenbaren Kosten abhängen. Das 
Resultat wird kein einheitlicher Gaspreis, sondern 
eine größere Streuung der Preise sein. Weiterhin sind 
durch den Wettbewerb stärkere Rationalisierungsbe- 
mühungen zu erwarten, wodurch sich die Kosten der 
Gasversorgung verringern. 


^0) Monopolkommission, Hauptgutachten 1973/75, a. a. O., 
Tz. 638. 


857. Gegen Durchleitungsoptionen in der Gaswirt- 
schaft wird häufig eingewendet, daß ein Wettbewer- 
ber des Gebietsversorgers sich auf die lukrativsten 
Abnehmer aus dem Gebiet konzentrieren wird (Argu- 
ment des „Rosinenpickens") und in der Folge die 
Preise für die „gefangenen" Abnehmer steigen wer- 
den. Dies Avird damit begründet, daß durch den 
Verlust der wirtschaftlich attraktiven Kunden notwen- 
dige Deckungsbeiträge nicht mehr erwirtschaftet 
werden können und die übrigen Abnehmer mit diesen 
Kosten in Form höherer Preise belastet werden. Die- 
sem Verhalten sind durch den Substitutionswettbe- 
werb wirksame Grenzen gesetzt. Einem solchen Ver- 
halten kann zum Teil auch mit dem Instrument der 
Mißbrauchsaufsicht, die die Kunden der Gasversor- 
gungsuntemehmen schützt, begegnet werden. Eine 
Schlechterstellung der Tarifabnehmer ist nach An- 
sicht der Monopolkommission nicht zu befürchten. 
Falls industrielle Kunden und Kraftwerke durch den 
Wettbewerb von im Vergleich zu den Tarif abnehmem 
günstigeren Preisen profitieren, ist diese Entwicklung 
nicht negativ zu beurteilen. Im Wettbewerb stehende 
Industrieunternehmen erlangen Kostenvorteile, die 
wegen der Konkurrenz mit anderen Unternehmen 
durch niedrigere Güterpreise an die Kunden weiter- 
gereicht werden. Es ist unerheblich, ob die Verbrau- 
cher von der Effiziensteigenmg direkt im Rahmen 
eines geringeren Gaspreisniveaus oder indirekt über 
günstigere Produktpreise profitieren. 

858. Gegen die Einführung des Durchleitungsmo- 
dells in der GasiArirtschaft wird angeführt, daß dadurch 
die Position der Produzenten zum Nachteil der Kon- 
sumenten gestärkt wird. Die Nachfrageseite werde 
zersplittert, und die Produzenten könnten aufgrund 
der Machtverschiebung zu ihren Gunsten die Import- 
preise für Erdgas erhöhen. Weiterhin wird befürchtet, 
daß ein Kartell von Erdgasanbietem resultiert, das die 
Preise vorgibt. 

859. Zur Zeit ist auf dem europäischen Gasmarkt 
eine überschaubare Zahl von Unternehmen tätig, und 
die Femgasgesellschaften bilden Einkaufskonsortien, 
um ihre Gasbezüge zu aggregieren und in gemein- 
same Verhandlungen mit den Produzenten eintreten 
zu können. Die durch die Vertragsverhandlungen zu 
erzielenden Resultate hängen von den jeweiligen 
Absatzstrategien der Exporteure und der Verhand- 
lungsmacht ab. Durchleitungsmöglichkeiten und dar- 
aus resultierender Gas-zu-Gas-Wettbewerb werden 
sicherlich zu einigen Veränderungen auf bzw. zwi- 
schen den einzelnen Handelsstufen führen. 

Den Großkunden und Weiterverteilem steht nunmehr 
die Möglichkeit offen, ihre Gasbezüge direkt vom 
Produzenten zu beziehen, wobei sich auch diese 
Abnehmer zu Einkaufskonsortien zusammenschlie- 
ßen können. Der Weg des Direktbezugs wird jedoch 
nur dann gewählt, wenn er zu niedrigeren Bezugs- 
preisen bzw. besseren Konditionen führt. Die Zwi- 
schenhandelsstufe wird aufgrund dieser Optionen auf 
keinen Fall redundant, da sie wesentliche Vorteile 
bietet. Zum einen sind die Gasbezüge auf diesem 
Wege diversifiziert; ein Direktbezug von nur einem 
Produzenten bedeutet eine starke Abhängigkeit von 
einem Lieferanten. Der Gasbezug über die Großhan- 
delsstufe spart Transaktionskosten, bietet Spezialisie- 
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rungsvorteile und bündelt die Nachfrage vieler 
Abnehmer. 

Wenn sich die Durchleitungsmöglichkeiten auch auf 
die Produzenten erstrecken, können diese auf dem 
Wege einer Vorwärtsintegration bestimmte Kunden 
direkt beliefern. Dies kaim in Form der Gründung 
von oder der Beteiligung an Handelsgesellschaften 
geschehen. Dadurch treten sie in Konkurrenz zu den 
etablierten Femgasgesellschaften. Es stellt sich die 
Frage, ob die neu in den Markt eingetretenen Han- 
delsgesellschaften auf Dauer günstigere Einkaufs- 
preise erlangen können als die importierenden 
Femgasgesellschaften. Dies ist nach Auffassimg der 
Monopolkommission zu bezweifeln. Die Position der 
Produzenten im Vergleich zu den etablierten Femgas- 
gesellschaften wird zudem durch die nicht existie- 
rende Diversifizienmg der Bezugsquellen beeinträch- 
tigt. 

860. Konkrete Prognosen bezüglich der weiteren 
Entwicklungen sind natürlich zum derzeitigen Zeit- 
punkt nicht zu treffen. Die Monopolkommission ver- 
tritt die Auffassung, daß das Szenario einer vollstän- 
digen Zersplitterung der Nachfrageseite mit der Kon- 
sequenz einer Machtverschiebung zugunsten der Pro- 
duzenten kein stichhaltiges Argument gegen die 
Einführung von Durchleitungen durch Gasnetze dar- 
stellt. Kleinere Abnehmer werden bei den traditionel- 
len Bezugswegen bleiben, und Industriekunden und 
Weiterverteiler haben homogene Interessen im 
Hinblick auf ihren Gasbezug imd können sich zu 
Einkaufskonsortien zusammenschließen. Gegebe- 
nenfalls kommt eine Erlaubnis nach § 7 GWB in Be- 
tracht. 

861. Gas-zu-Gas-Wettbewerb auf dem Wege der 
Durchleitung wird im Verhältnis zwischen Abneh- 
mern (Letztverbraucher imd Unternehmen der Orts- 
gasstufe) und dem Handel dazu führen, daß die 
Händler durch die den Kimden eröffneten Wahlmög- 
lichkeiten in den Verträgen stärker auf die Präferen- 
zen der Abnehmer eingehen. Die Verhandlungsposi- 
tion der Abnehmer wird sich dadurch wesentlich 
verbessern. 


6. Vorschläge für eine Umgestaltung 
der bestehenden Versorgungssysteme 

862. Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß das 
Poolmodell durch die zu erwartenden Effizienzge- 
winne und die höhere Wettbewerbsintensität eine 
sehr interessante Möglichkeit für eine wettbewerbli- 
che Organisation der leitungsgebundenen Energie- 
wirtschaft darstellt, die für die Zukunft berücksichtigt 
werden sollte. Die Anwendung dieses Systems bietet 
zugleich gute Voraussetzungen für eine stärkere Inte- 
gration der europäischen Elektrizitätswirtschaften 
und ein geringes Ausmaß an Regulierung. Darüber 
hinaus wird die politische Einflußnahme, die in die- 
sem Sektor von jeher sehr stark ist, zurückgedrängt. 
Aus ökonomischer Sicht stellt ein vollständig an 
marktwirtschaftlichen Kriterien ausgerichtetes Sy- 
stem die zu bevorzugende Lösung dar. Vorschläge für 
eine Umstrukturierung bestehender Strukturen müs- 
sen nach Auffassung der Monopolkommission die 


Ausgangssituation auf nationaler und europäischer 
Ebene, den Ordnimgsrahmen und insbesondere die 
Durchsetzbarkeit berücksichtigen. Tiefgreifende Um- 
strukturierungsmaßnahmen — wie sie die Einfühnmg 
des Poolmodells erfordern — sollten erst daim ergrif- 
fen werden, wenn die Einführung des Durchleitungs- 
modells nicht die zu erwartenden wettbewerblichen 
Prozesse in Gang setzt. Im Zusammenhang mit dem 
Poolmodell müssen die weiteren Entwicklungen in 
Großbritannien und Skandinavien abgewartet wer- 
den. Eine endgültige Beurteilung dieses Systems 
erfordert einen größeren Zeitrahmen. Insbesondere 
sollte abgewartet werden, bis dieses Versorgungssy- 
stem einen vollständigen Konjunkturzyklus durchlau- 
fen hat. 

863. Die Monopolkommission imterstützt daher den 
vom Bundesministerium für Wirtschaft vor gelegten 
Referentenentwurf zur Weiterentwicklung des Ord- 
mmgsrahmens für Strom und Gas. Dieser Reformvor- 
schlag enthält wesentliche Elemente, durch die die 
Versorgungsstrukturen in der Elektrizitäts- und Gas- 
wirtschaft wettbewerblich gestaltet und Regulierun- 
gen abgebaut werden können. Der Vorschlag umfaßt 
zum einen einige Neuenmgen im Energiewirtschafts- 
gesetz imd zum anderen Änderungen im Ausnahme- 
bereich des § 103 GWB. 

864. Das Energiewirtschaftsgesetz soll um die Ziele 
Umweltschutz und Ressourcenschonung erweitert 
werden. Die energiewirtschaftliche Investitionsauf- 
sicht soll abgeschafft werden, und für Höchstspan- 
nungsleitungen ab 110 kV ist ein bundeseinheitliches 
Planfeststellungsverfahren geplant. Darüber hinaus 
soll die Auinahme der Stromversorgung Dritter zur 
Belebung des Wettbewerbs erleichtert werden. Die 
Genehmigungspflicht für die erstmalige Aufnahme 
der Energieversorgung wird auf die Versorgung der 
Tarifabnehmer begrenzt. Das Konzept sieht in der 
Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes weiter- 
hin eine getrennte Rechnungslegung für die Bereiche 
Beschaffung und Verteilung von Elektrizität und Gas 
vor. Dies gilt für Unternehmen, die einen Jahresabsatz 
von mindestens 500 GWh Elektrizität bzw. mindestens 
1 000 GWh Gas aufzuweisen haben. Mit Hilfe dieses 
„Unbundling" soll die Transparenz der Rechnungsle- 
gung — auch im Hinblick auf die Durchleitung — 
verbessert werden. 

865. Die Änderungen der energiewirtschaftlichen 
Regelungen des Kartellgesetzes haben die Abschaf- 
fung der geschlossenen Versorgungs gebiete zum 
Ziel. Zu diesem Zweck ist die kartellrechtliche Frei- 
stellung von Demarkationsverträgen und ausschließ- 
lichen Wegerechten aufzuheben und der § 103 Abs. 1 
GWB damit zu streichen. In der Folge können ge- 
schlossene Versorgungsgebiete nicht mehr durch ent- 
sprechende Verträge rechtlich abgesichert werden. 
Bislang können die Gemeinden durch Ausschließlich- 
keitsbindungen in Konzessionsverträgen ausschließ- 
liche Wegerechte an ein Versorgungsuntemehmen 
vergeben. Auch diese Vertragsform ist nach dem 
Reformentwmf nicht mehr vom Kartellrecht freizu- 
stellen. Den Kommunen bleibt die Möglichkeit, einfa- 
che Wegerechte zur Verlegung von Leitungen zu 
vergeben. Dabei muß die Vergabe diskriminierungs- 
frei und unter Umständen auch an mehrere Versor- 
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gungsuntemehmen erfolgen. Für die einfachen 
Wegerechte im Bereich der Endverbraucherversor- 
gung soll im Energiewirtschafts gesetz darüber hinaus 
die Vorschrift aufgenommen werden, mindestens alle 
zwanzig Jahre eine Ausschreibungskonkurrenz zu 
organisieren. Um die Entscheidungen der Gemeinden 
transparent zu machen, müssen die Kommunen die 
erhaltenen Angebote veröffentlichen und ihre Aus- 
wahl begründen. 

866. Die Aufhebimg der kartellrechtlichen Freistel- 
lung von Demarkations Verträgen und' ausschließli- 
chen Wegerechten kaim jedoch nur sehr begrenzte 
Wettbewerbswirkimgen ermöglichen. Ein Wechsel 
des Versorgers ist in diesem Fall lediglich durch den 
Bau von Stichleitungen möglich, und der Wettbewerb 
wird wahrscheinlich auf die Grenzen der Versor- 
gimgsgebiete beschränkt bleiben. Das Netzmonopol 
der Versorgungsuntemehmen bliebe unangetastet, 
imd danüt könnte wirksamer Wettbewerb nicht er- 
reicht werden. Aus diesem Grunde sieht der Reform- 
vorschlag auch einen Ausbau des bereits bestehenden 
kartellrechtlichen Durchleitimgstatbestandes zu ei- 
nem wirksamen Instrument vor. Demnach kann der 
Netzbetreiber die Durchleitimg nur dann verweigern, 
wenn bestimmte — in dem Entwurf genauer spezifi- 
zierte — Tatbestandsmerkmale zutreffen. Die Beweis- 
last wurde in dem Sinne umgekehrt, als sie nicht mehr 
von dem die Durchleitung begehrenden Unterneh- 
men, sondern vom Netzinhaber zu tragen ist. Die 
Durchleitung kann zum einen mit der Begründung 
unziueichender Kapazitäten verweigert werden. Der 
Leitxmgsinhaber hat nachzuweisen, daß die Leitungs- 
kapazität für die beanspruchte Durchleitimg nicht 
ausreicht. Die Durchleitung muß auch dann nicht 
durchgeführt werden, wenn das offerierte Diorchlei- 
tungsentgelt nicht angemessen ist. Darüber hinaus 
spielt die Sicherheit der Versorgung der übrigen 
Kunden zu zumutbaren Bedingungen eine RoUe. 
Wenn der Netzinhaber nachweisen kann, daß diese 
Versorgungssicherheit aufgrund der Durchleitung 
nicht mehr gewährleistet wird, ist die Durchleitungs- 
verweigerung nicht unbülig. Diese Bedingungen gel- 
ten für die Versorgung mit Elektrizität und Gas. Für 
die Gaswirtschaft wurde eine zusätzliche Vorausset- 
zung in die Vorschrift aufgenommen: Die Verweige- 
rung der Durchleitung ist rechtmäßig, wenn die 
Beschaffung von Gas auf den internationalen Märkten 
dadurch beeinträchtigt wird. 

867. Dieses Reformkonzept strebt Wettbewerb um 
Verteileruntemehmen oder Endverbraucher via Lei- 
tungsbau und Durchleitung an. Damit sollen Indu- 
strieunternehmen und Weiterverteiler die Möglich- 
keit erhalten, zwischen verschiedenen Strom- bzw. 
Gaslieferanten wählen zu können. Die Monopolkom- 
mission begrüßt diese Vorschläge. Sie ist der Ansicht, 
daß der auf diese Weise gesteckte Rahmen zu wettbe- 
werblichen Prozessen auch innerhalb der zur Zeit 
geschlossenen Versorgungsgebiete führen wird. 
Durch das Zusammenwirken von freiem Leitungsbau 
und Durchleitungen wird der Netzinhaber der Durch- 
leitung weniger ablehnend gegenüber stehen. Durch 
die Durchleitung verliert er zwar Abnehmer in seinem 
Versorgungsgebiet, jedoch fließen ihm Eiimahmen 
aus der Mitnutzimg seines Netzes durch einen Dritt- 
Einspeiser zu. Diese Einnahmen gehen ihm vollstän- 


dig verloren, wenn der neue Lieferant seines Kunden 
eine zusätzliche Leitung verlegt. Darüber hinaus 
eröffnet sich dem Gebietsversorger ebenfalls die 
Möglichkeit, Kunden in fremden Versorgungsgebie- 
ten zu behefem. 

868. Die gegen dieses Modell hauptsächlich ange- 
führten Argumente — Gefährdung der Versorgungs- 
sicherheit sowie Wettbewerb zu Lasten der Tarifab- 
nehmer und zugunsten weniger Großverbraucher — 
sind nach Auffassung der Monopolkommission nicht 
stichhaltig. Die Erfahrungen mit liberalisierten Ver- 
sorgungsstrukturen im Ausland lehren, daß Wettbe- 
werb und Versorgungssicherheit keine sich ausschlie- 
ßenden Ziele sind. Auch in dem fast vollständig dem 
Marktmechanismus überlassenen System der eng- 
lisch-walisischen Elektrizitäts Wirtschaft und ebenso 
in Norwegen ist die Versorgungssicherheit gewährlei- 
stet. Das Argument, vom Wettbewerb könnten nur 
wenige Großkunden profitieren, während die für 
diese Kunden resultierenden Preissenkungen auf die 
„gefangenen" Abnehmer überwälzt würden, basiert 
auf falschen Prämissen. Bei dieser Argumentation 
wird davon ausgegangen, daß die Kosten der Versor- 
gungsuntemehmen konstant und nicht zu beeinflus- 
sen sind imd durch den Wettbewerb ledighch eine 
Umschichtung der konstant bleibenden Erlöse inner- 
halb der Abnehmer induziert wird. Damit wird implizit 
unterstellt, die Versorgimgsuntemehmen seien zur 
Zeit kostenoptimal stmkturiert. Wettbewerbliche Pro- 
zesse lösen aber gerade einen Dmck auf die Kosten 
und Margen aus und erschweren es insbesondere den 
Politikern, der Versorgungswirtschaft weitere Son- 
derlasten aufzuerlegen. Der Wettbewerbsdruck eröff- 
net ein Kostensenkungspotential, das im Rahmen des 
bestehenden Systems nicht genügend erschlossen 
wird, da die Kosten weitergegeben werden können. 
Durch Wettbewerb werden insbesondere in diesem 
Bereich andere Anreizstniktioren geschaffen. Wie in 
anderen Branchen auch, wird Wettbewerb zu intensi- 
ven Rationalisienmgsbemühungen der Versorgimgs- 
untemehmen führen. Durch diesen Druck scheiden 
nicht leistungsfähige Anbieter aus dem Markt aus, 
und von den Kostensenkungen werden alle Abneh- 
mer profitieren. Die Tarifabnehmer sind überdies in 
der Elektrizitätsversorgung durch die Strompreisauf- 
sicht und die übrigen Abnehmer durch die kartell- 
rechtliche Mißbrauchsaufsicht geschützt. Auch für 
Strompreis- und Mißbrauchsaufsicht ergeben sich 
durch dieses Konzept neue Maßstäbe, da sich die 
Preise für Sonderabnehmer im Wettbewerb entwik- 
keki werden. Durch Wettbewerb induzierte Rationali- 
sierungserfolge und Kosteneinsparungspotentiale 
kommen allen Verbrauchern zugute, denn den Wei- 
ten/ erteilem werden durch die Wahlmöglichkeiten 
günstigere Bezugsquellen zugänglich gemacht. 

869- Die Monopolkommission betrachtet die Durch- 
leitungsregelung als wirksames Instrument, um iimer- 
halb der Versorgimgsgebiete wettbewerbliche Pro- 
zesse in Gang zu setzen, einen Druck auf die Kosten 
auszulösen und damit ein niedrigeres Preisniveau für 
die Abnehmer zu erreichen. Davon würden auch die 
im internationalen Wettbewerb stehenden Industrien, 
die durch den standortbedingten Energiekostennach- 
teil benachteiligt werden, profitieren. Es darf nicht 
verkannt werden, daß die Attraktivität des Wirt- 
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Schaftsstandortes Deutschland zunehmend bedroht 
ist. Aus diesem Grunde sollten alle Maßnahmen 
befürwortet werden, die diese Entwicklung aufhal- 
ten. 

870 . Von besonderer Bedeutung ist die Frage, inwie- 
weit sich die Einführung des Durchleitungsmodells 
auf europäischer Ebene durchsetzen läßt. Die Mono- 
polkommission verkennt nicht die Problematik, die 
mit der Umsetzung eines solchen Reformvorhabens 
auf nationaler Ebene verbunden ist. Solange keine 
reziproken Zugangsbedingungen in anderen Staaten 
existieren, wird den Nachbarstaaten die Möglichkeit 
eröffnet, ihre überschüssigen Kapazitäten abzuset- 
zen, während die deutschen Versorgungsimtemeh- 
men ihre Aktivitäten nicht in gleichem Maße ausdeh- 
nen können. Dies gilt insbesondere für die Staatsmo- 
nopole in Frankreich, die aufgrund von Stcindortvor- 
teilen und Subventionierungen günstigere Preise 
offerieren. Es ist vorläufig nicht zu erwarten, daß die 
französischen Versorgungsuntemehmen anderen 
Staaten den Markt öffnen werden. Das Prinzip des 
Wettbewerbs verlangt einerseits, daß nur die günstig- 
sten Erzeugimgsanlagen zum Einsatz kommen. Auf 
der anderen Seite besteht ein gravierendes Problem 
darin, daß nicht einmal die theoretische Möglichkeit 
existiert, in gegenseitige Handelsbeziehimgen einzu- 


treten. Um solche einseitigen Wettbewerbsprozesse 
zu verhindern, sollte die Europäische Kommission der 
Notwendigkeit der Harmonisierung und insbeson- 
dere der Abschaffimg von Import- und Exportmono- 
polen in ihren Richtlinienvorschlägen stärker Geltimg 
verschaffen. Das Prinzip der Subsidiarität ist insofern 
einzuschränken, als es diese einseitigen Prozesse 
nicht zu verhindern vermag. 

871 . Nach Auffassung der Monopolkommission 
weist das Durchleitungsmodell den Vorzug auf, daß 
damit die Möglichkeit Vorbehalten bleibt, in der 
Zukunft weitergehende Umstrukturierungsmaßnah- 
men zu realisieren. Aus diesem Grunde hält sie es für 
imerläßlich, die ausländischen Erfahrungen mit 
Marktsystemen (EnglandAVales und Norwegen) und 
Reformvorhaben (Skandinavien) zu beobachten und 
zu analysieren. Es ist deshalb zu begrüßen, daß auch 
das Bimdesministerium für Wirtschaft eine solche 
Weiterentwicklimg in einem späteren Stadium für 
möglich hält und die Entscheidimg davon abhängig 
macht, in welchem Umfang durch das Durchleihmgs- 
modell Wettbewerb erzielt werden kann. Sollten die 
in der Realität erreichten wettbewerblichen Prozesse 
hinter den Erwartimgen Zurückbleiben, müssen tie- 
fergreifende Veränderungen in Form des Poolsystems 
herbeigeführt werden. 
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KAPITEL VII 

Arbeitsmarkt und Wettbewerb 


1. Anlaß der Stellungnahme 

873. Das wirtschaftspolitische Problem dieses Jahr- 
zehnts ist die Arbeitslosigkeit. Zu Beginn des Jahres 
1994 waren in ganz Deutschland 4 Millionen Men- 
schen als Arbeitslose registriert. Weitere 2 Millionen 
Menschen wurden durch arbeitspolitische Maßnah- 
men wie Kurzarbeit, Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men oder vorzeitigen Ruhestand aufgefangen. Sie 
gelten als verdeckt Arbeitslose. Die folgende Ta- 
belle VI 1. 1 beschreibt den gegenwärtigen Stand. 

874. Das wirklich Beunruhigende wird aus dieser 
Momentaufnahme noch nicht erkennbar. Denn es 
geht weniger um die Höhe der Arbeitslosigkeit als um 
ihre Entwicklung und um strukturelle Veränderun- 
gen, die sich darin niederschlagen. Besonders deut- 
lich wird dies an der Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
in Westdeutschland, welche — anders als in den fünf 
neuen Bundesländern — nicht die spezifischen Bela- 
stungen aus dem Zusammenbruch der früheren Zen- 
tralverwaltungswirtschaft aufzunehmen hatte (vgl. 
Tabelle V//.2). 

875. So hat sich die Dauer der Arbeitslosigkeit 
verfestigt. Der Anteil der Personen, die länger als 
ein Jahr arbeitslos waren, ist von rund 9 % zu Beginn 
der 70er Jahre auf 30% im Jahre 1990 gestiegen. 


Zugleich ist der Sockel der Arbeitslosen von Kon- 
junkturzyklus zu Konjunktxirzyklus deutlich ange- 
stiegen. Während in den 60er Jahren der Anstieg 
der Arbeitslosigkeit aus der Rezessionsphase im Auf- 
schwung wieder beseitigt wurde, trifft dies für die 
Folgezeit nicht mehr zu. Die Rezession der Jahre 
1974/1975 ließ einen um 700 000 Personen erhöhten 
Sockel an Arbeitslosen zurück. Die Rezession der 
Jahre 1981/1982 erhöhte ihn um weitere 830 000 
Personen. Es steht zu befürchten, daß die Rezession 
der letzten beiden Jahre diesen Sockel allein 
für Westdeutschland auf über 2 Millionen treibt. 
In ihm finden sich die typischen Problemgruppen des 
Arbeitsmarktes wieder, Erwerbslose ohne abge- 
schlossene Berufsausbildung, Behinderte und ältere 
Mitbürger. Damit ist eine Tendenz zur sich selbst 
stabilisierenden Arbeitslosigkeit verbimden: Je ra- 
scher sich die an Arbeitsplätze gestellten Anfordenm- 
gen verändern, desto eher verlieren Langzeitarbeits- 
lose mindestens einen Teil ihrer beruflichen Qualifi- 
kation. 

Schätzungen aus dem Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschimg der Bundesanstalt für Arbeit für die 
nächsten drei Jahre indizieren keine durchgreifende 
Wende in dieser Entwicklimg (vgl. die Abbildungen 
VlLl und V//.2). 


Tabelle VII. 1 Der deutsche Arbeitsmarkt Stand; April 1994 

(in Millionen) 



Deutschland 

Westdeutschland 

Ostdeutschland 

Erwerbspersonen (im Inland) 

38,45 

31,12 

7,33 

davon: 

Arbeitslose 

3,81 

2,59 

1,22 

Erwerbstätige 

34,64 

28,53 

6,11 

Selbständige 

3,50 

3,03 

0,47 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

31,14 

25,50 

5,64 

Pendlersaldo 

0,02 

0,35 

-0,33 

Arbeitslosenquote (%) 

9,9 

8,4 

16,2 

Kurzarbeiter . 

0,49 

0,37 

0,12 

Kurzarbeiter als Vollzeit äquivalent 

0,18 

0,12 

0,06 

Beschäftigte in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen . . . 

0,31 

0,05 

0,26 

Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen 
Weiterbildimg 

0,45 

0,22 

0,23 

Personen nach § 105 AFG 

0,22 

0,19 

0,03 

Personen im vorzeitigen Ruhestand 

0,68 

0,01 

0,67 

Teilnehmer an Deutsch- Sprachlehrgängen 

0,05 

0,05 

— 

Verdeckte Arbeitslosigkeit 

1,89 

0,64 

1,25 

Offene und verdeckte Arbeitslosigkeit 

5,70 

3,23 

2,47 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit: eigene Berechnungen 
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Tabelle VII.2 


Entwicklung und Struktur der Arbeitslosigkeit im früheren Bundesgebiet 

Stand: Ende September 1993 


Arbeitslose 

Einheit 

1970 

1980 

1985 

1990 

1991 

1992 

1993 

insgesamt 

Tausend 

97 

823 

2 152 

1 728 

1 610 

1 784 

2 288 


V. H.i) 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

nach Altersgruppen 









unter 25 Jahre 

V. H.i) 

11,1 

21,3 

26,2 

15,8 


14,8 

14,23) 

55 Jahre und älter 

V. H. 1) 

31,3 

15,5 

13,0 

18,4 

20,5 

19.73) 

ohne abgeschlossene Berufs- 









ausbildung 

V. H.I) 

— 

54,0 

49,1 

46,8 

41,3 

41,1 

46,5 

nach Dauer der Arbeitslosig- 
keit 2) 









unter 12 Monate 

V. H. J) 

91,1 

81,1 

69,0 

10,3 

11,1 

13,4 

74,7*) 

1 bis unter 2 Jahre 

V, H. t) 

5,6 

7,8 

16,9 

13,8 

13,1 

13,4 

} 25,3^) 

2 Jahre und mehr 

V. H.i) 

1 3,3 

5,1 

14,1 

15,9 

15,2 

13,2 

nach der durchschnittlichen 


i 







Dauer der Arbeitslosigkeit 

Monate 


6,4 

11,6 

13,3 

13,4 

12,4 

11,7 


1) Anteil an den Arbeitslosen insgesamt, 

2) Bisherige Dauer. » 

3) Vorläufige Ergebnisse. 

4) Stand Ende August. Daten der am computerunterstützten Vermittlungsverfahren beteiligten Arbeitsämter, bei denen zu 
diesem Zeitpunkt ein Anteil vom 98 v. H. aller in Westdeutschland registrierten Arbeitslosen erfaßt war. 

Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Zeit zum Handeln — Antriebskräfte 
stärken, Jahresgutachten 1993/94, Stuttgart 1993, S. 240 


Abbildung VILl 


Abbildung VII.2 


Arbeitsmarktbilanz bis 1977 
— alte Bundesländer — 

(Inlandskonzept, Jahresdurchschnittwerte) 
Stand: November 1993 
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Quelle : Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (LAB) der 
Bundesanstalt für Arbeit 
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riskant. Die Zusammenhänge zwischen Wirtschafts- 
wachstum und Zahl der Beschäftigten sind komplex 
imd von einer Vielzahl sich auch wechselseitig beein- 
flussender Faktoren abhängig. Dem kann an dieser 
Stelle nicht im einzelnen nachgegangen werden. 
Doch zeigen die Erfahrungen der vergangenen zwan- 
zig Jahre in der Bundesrepublik Deutschland, daß in 
einer groben Rechnimg ein Wachstum des realen 
Bruttoinlandsprodukts von etwa 1,7% erforderlich 
war, um die Beschäftigungslage auch nur stabü zu 
halten. Jeder Prozentpunkt darüber hinaus erhöhte 
die Beschäftigtenzahl um nmd 0,4 % (sog. Beschäfti- 
gimgsintensität). Bei 29 Millionen Erwerbstätigen in 
der alten Bundesrepublik ist dies eine Größenordnxing 
von 115 000 Arbeitsplätzen im Jahr. Angesichts 3 Mü- 
lionen Arbeitsplätzen, die allein in den alten Bundes- 
ländern fehlen, wird deutlich, um welch gewaltige 
Aufgabe es sich dabei handelt. 

877. In diesem Zusammenhang fällt ein Weiteres ins 
Gewicht: Die Wettbewerbsposition deutscher Unter- 
nehmen ist in den letzten Jahren schwieriger gewor- 
den. Namentlich drei Ursachen sind zu nennen. So 
dürfte die früher als eher selbstverständlich wahrge- 
nommene technologische Überlegenheit der westli- 
chen Industriestaaten gefährdet sein. Eine Vorstel- 
Ixing, Verluste sozusagen am imteren Ende der Ent- 
wicklxmg wettmachen zu können durch ständig neu- 
erzielte Vorsprünge am oberen Rand des technischen 
Fortschritts, gehört der Vergangenheit an. Es ist eher 
bezeichnend, daß der erste marktfähige 64 Megabit- 
Chip wohl aus einem Unternehmen in Südkorea 
kommen wird. Ein weiterer gravierender Faktor sind 
wirtschaftliche Folgen aus der Überwindung der Spal- 
tung Europas in den Jahren nach 1989: Niedriglohn- 
Konkurrenz findet sich jetzt sozusagen vor der Haus- 
tür der Bimdesrepublik Deutschland. Dies bietet deut- 
schen Unternehmen einerseits große Chancen: Durch 
Auslagenmg von Produktion, durch Zukauf preisgün- 
stigerer Vorprodukte können sie insgesamt ihre 
Kostensituation und damit ihre Wettbewerbsfähigkeit 
verbessern. Andererseits verbindet sich damit wenig- 
stens auf kurze und mittlere Sicht das Risiko, daß 
Arbeitsplätze aus Deutschland exportiert werden 
und ein Abbau der gegenwärtigen Arbeitslosig- 
keit sich nicht rasch genug vollzieht. Dabei fallen 
in Deutschland ohnehin die höchsten Lohnkosten 
an. Die folgende Abbildung VIL3 gibt einen Über- 
blick. 


Dabei spielen die Lohnzusatzkosten in Deutschland 
eine besondere Rolle. Rechnet man sie heraus, so 
liegen die Arbeitskosten z. B. in Japan ganz leicht und 
in Dänemark noch um einiges höher. Aber Deutsch- 
land befindet sich immer noch in der Spitzengruppe 
der Arbeitskosten. Die Belastung des Produktionsfak- 
tors Arbeit ist in Deutschland strukturell bedingt. Sie 
hängt in hohem Maße mit weitgetriebenen sozialen 
Sicherungssystemen zusammen, welche an den Ar- 
beitsvertrag gekoppelt sind. Die Einführung der Pfle- 
geversicherung ab 1995 wird diesen für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen eher ungünstigen Trend weiter 
verstärken. 


Abbildung VII.3 


Lohnkosten in der Industrie 1992 

(D-Mark pro Stunde) 



Schweden | 




38.46 


Österreich 




33.15 



USA 


24.79 


Großbritannien B 22.79 


[ 


Quelle: Deutsche Bank Research, November 1993 


878. Eine dritte, immer bedeutsamer werdende 
Ursache für ein potentielles Zurückbleiben deutscher 
Unternehmen sind kumulierte Starrheiten und Defi- 
zite in den ordnungspolitischen Rahmenbedingun- 
gen. Bei den Unternehmen werden Produkt- und 
Verfahrensinnovationen angemahnt. Bei den noch 
wichtigeren institutioneilen Innovationen, für welche 
die Politik verantwortlich zeichnet, herrscht vielfach 
Stillstand. Dabei sind die Probleme im einzelnen imd 
die Optionen zu ihrer Lösung seit langem bekaimt. 
Der Bericht der Bundesregienmg zur Zukunftssiche- 
rung des Standortes Deutschland zeichnet den Um- 
kreis der Vorschläge im wesentlichen nach. Woran 
es fehlt, ist eine erfolgreiche Umsetzung. Dies reicht 
von den Trippelschritten bei den sog. Postreformen bis 
hin zur gescheiterten völligen Abschaffung des Ra- 
battgesetzes. Das letztere Beispiel, gewiß nicht zu 
den großen Gegenständen eines Reformzeitalters 
gehörend, ist aufschlußreich: Der völligen Abschaf- 
fung des Rabattgesetzes kam als erste Maßnahme 
innerhalb eines weitergreifenden Derecfulierungs- 
programms Symbolwert zu. Die gesellschaftlichen 
Kräfte, denen diese Richtung schon im Grundsätzü- 
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Chen nicht zusagt, blockierten in der Debatte uin das 
Rabattgesetz schon den ersten kleinen Deregulie- 
rungsschritt. Dies ist nicht als Kritik an den politischen 
Verhältnissen mißzuverstehen. Die Monopolkommis- 
sion ist sich bewußt: Es ist vielfach einfacher, Ideen zu 
konzipieren, insbesondere wenn sie nicht ganz neu 
sind, als diese in der Realität einer offenen Gesell- 
schaft umzusetzen. Doch gehört dazu eine weitere 
Einsicht; Für solches Unvermögen ist ein Preis zu 
zahlen, nicht zuletzt auch auf den Arbeitsmärkten. 

879. Man mag darauf setzen, die genannten Nach- 
teile durch eine dauerhaft höhere Produktivität auszu- 
gleichen, also durch ein höheres Produktionsergebnis 
pro Beschäftigten oder pro Arbeitsstimde. So wün- 
schenswert es ist, in einer Volkswirtschaft möglichst 
viele Arbeitsplätze von höchster Produktivität zu 
haben, so risikoreich wäre es, ausschließlich diesen 
Weg zu beschreiten. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird nicht nur vom Export sog. Blaupausen leben 
können. Namentlich dem drängenden Problem der 
Langzeitarbeitslosigkeit ist in solcher Perspektive 
allein nicht beizukommen. Auch den davon Betroffe- 
nen oder davon Bedrohten sollte eine reale Beschäfti- 
gungschance verbleiben. 


2. Ziel der Stellungnahme 

880. Die Monopolkommission konzentriert sich im 
folgenden auf die institutioneile Ausgestalhmg der 
Märkte für abhängige Arbeitsleistungen. Es gilt das 
Bewußtsein dafür aufrechtzuerhalten, zum Teil in 
Deutschland erst zu wecken, welche ordnungspoliti- 
sche Anomalie auf diesen Märkten herrscht: ein 
bilaterales Monopol der Tarifvertragsparteien mit 
einem gesetzlich gewährleisteten Schutz dieser 
Monopole vor Außenseiterkonkurrenz. Dies weicht 
von den Wertvorstellungen, welche dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zu- 
gnmde liegen, so sehr ab, daß man insoweit nicht von 
einem Ausnahmebereich sprechen kcinn, sondern von 
einem völlig verschiedenen Ordnungsmuster. Davon 
betroffen sind die quantitativ wichtigsten Märkte 
einer Volkswirtschaft: Mehr als 70 % des Volksein- 
kommens in der alten Bundesrepublik werden auf 
diesen Märkten und damit weitgehend außerhalb 
eines Wettbewerbsprinzips erwirtschaftet. Es ist die 
Frage zu stellen, ob dieses überkommene Ordnungs- 
muster auch unter heutigen Verhältnissen uneinge- 
schränkt zu rechtfertigen oder ob es nicht weiterzu- 
entwickeln, gegebenenfalls zu modifizieren ist. Dem 
eingangs umrissenen Problem der Arbeitslosigkeit ist 
nicht mit einem einzigen Patentrezept beizukommen. 
Es spricht vielmehr alles dafür, nach umfassenden 
Therapieansätzen zu suchen, sozusagen von allen 
Seiten her und auf allen Ebenen. Dabei darf es keine 
Tabus geben. Auch eine kritische Überprüfung des 
institutionellen Arrangements der Arbeitsmärkte in 
Deutschland sollte nicht einem Denkverbot unterlie- 
gen. 

881. Die Tarifvertragsparteien haben in der Runde 
1994 Neuland betreten und einer verbreiteten Kritik 
an einer Tarifpolitik alten Stils jedenfalls im Ergebnis 
Rechnung getragen. So liegt die Tariflohn- und 


-gehaltsentwicklung im Durchschnitt bei 1,5% und 
damit unter einer zu erwartenden Inflationsrate von 
2,5 bis 3%. Angesichts deutlich gestiegener und 
weiter steigender Abgabenbelastung führt dies letzt- 
lich zu spürbaren Einbußen bei den verfügbaren 
Realeinkommen. In einzelnen Tarifverträgen wurde 
eine wesentliche Flexibilisierung erreicht, namenüich 
in bezug auf die Arbeitszeit. Im Hinblick auf eine 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit wurden Son- 
derregelungen vereinbart. In der chemischen Indu- 
strie wurden über niedrigere Einstiegstarife die 
Beschäftigungschancen für Langzeitarbeitslose ver- 
bessert. Solche Innovationsfähigkeit ist begrüßens- 
wert. Sie ist freilich das Ergebnis pathologischen 
Lernens, kommt zu spät und erweist sich insoweit als 
zu teuer: So stieg im Jahre 1992 bei erkennbarer 
Abschwächung der Weltkonjunktur das Tariflohn- 
und -gehaltsniveau in Deutschland noch um 6% an. 
Im Jahre 1993 wurden trotz der schwersten Rezession 
der Nachkriegszeit noch einmal zusätzliche 4 % ver- 
einbart. Solche Lohnentwicklung hatte die anhal- 
tende Arbeitsmarktkrise weiter verschärft. Es besteht 
keine Gewähr dafür, daß die Tarifvertragspeu'teien 
etwa bei einem nachhaltigen Konjunkturaufschwung 
die „guten Vorsätze" des Jahres 1994 nicht auf sich 
beruhen lassen, womöglich eine Diskussion um einen 
Lohrmachschlag beginnen. Es stellt sich die Frage, ob 
nicht auch der Gesetzgeber eine aus der Krise erwach- 
sende Reformchance nutzen und ihr auf legislativem 
Wege dauerhafte Wirkung verleihen sollte. 

882. Die Monopolkommission ist sich der rechtli- 
chen wie der polit- ökonomischen Grenzen bewußt, 
die sich aus der verfassungsrechtlichen Gewährlei- 
stung eines „Kembereichs" der Tarif autonomie erge- 
ben 1). Doch bleibt der Auslegungsspielraum des Bun- 
desverfassungsgerichts beträchüich. Historische Er- 
fahnmg belegt vielfach, daß oberste Gerichte sich 
jedenfalls bei der Auslegung unbestimmter Rechtsbe- 
griffe Erkenntnisfortschritten nicht entziehen. Auch 
die Regelungsfreiheit des einfachen Gesetzgebers, 
der die Gemeinwohlverträglichkeit der Tarifautono- 
mie inhaltlich zu konkretisieren und institutionell 
abzusichem hat, dürfte größer sein, als dies gemein- 
hin angenommen wird. Ein aufschlußreiches Beispiel 
ist § 41 Abs. 4 Satz 3 Sozialgesetzbuch (SGB) Teil VI in 
der Fassung der Rentenreformgesetzgebung des Jah- 
res 1992: Danach sind Vereinbarungen über das Ende 
eines Arbeitsverhältnisses mit Erreichen des Renten- 
alters nur dann wirksam, wenn sie innerhalb von drei 
Jahren vor Ausscheiden oder mit Zustimmung des 
Arbeitnehmers getroffen wurden. Das Bundesrnbeits- 
gericht subsumierte unter den Begriff der Vereinba- 
rung in diesem Sinne auch Tarifverträge mit der 
Folge, daß die in zahlreichen Tarifverträgen vorge- 
schriebenen Altersgrenzen unwirksam sind 2). Positiv 
formuliert: Nach dieser Rechtsprechung konnte der 
Gesetzgeber den Tarifvertragsparteien den Abschluß 
solcher Regelungen verbieten, ohne daran verfas- 
sungsrechtlich gehindert zu sein. 


Vgl. etwa Bundesverfassungsgericht, BVerfGE 18, 18, 27; 50, 
290, 369; 57, 220, 246; 84, 212, 228; vgl. ferner Bundesverfas- 
sungsgericht, Neue Juristische Wochenschrift 1993, S. 1379, 
1380. 

2) Bundesarbeitsgericht, Neue Juristische Wochenschrift 1994, 
S. 538. 
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3. Die Kartellstruktur auf den Märkten 
für abhängige Arbeit 

3.1 Zur rechtlichen Analyse 

883. Das Tarifvertragssystem auf den Märkten für 
abhängige Arbeit, wovon sowohl Artikel 9 Abs. 3 
Grundgesetz (GG) als auch auf einfachgesetzlicher 
Grundlage das Tarifvertrags gesetz (TVG) ausgehen, 
unterliegt nicht dem Nichtigkeits- und Verbotsverdikt 
der §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 GWB. Dies ist im Ergebnis 
unstreitig. Die Begründxmgen variieren 3). Der histori- 
sche GWB -Gesetzgeber ging davon aus, daß einzelne 
Tatbestandsvoraussetzungen des § 1 GWB nicht 
erfüllt sind. Arbeitnehmer auf dem Angebotsmarkt 
ihrer Arbeitsleistungen gelten nicht als Unternehmen 
im Sinne von § 1 GWB, Gewerkschaften als ihre 
Kollektivvertreter folgerichtig nicht als Vereinigun- 
gen von Unternehmen. Soweit Tarifverträge typi- 
scherweise Rechtsnormen enthalten, die den Inhalt, 
den Abschluß und die Beendigung von Arbeitsver- 
hältnissen ordnen (§ 1 TVG), beziehen sie sich nicht 
auf den „Verkehr mit Waren oder gewerblichen 
Leistungen" im Sinne des § 1 GWB. Aus eben diesem 
Grunde ist es von diesem Auslegungsansatz her auch 
nicht möglich, im Zustimmungsbeschluß eines Arbeit- 
geberverbandes zu einem Tarifvertrag eine Kartell- 
vereinbarung im technischen Sinne des § 1 GWB zu 
sehen. Die nahezu immer vorhandenen mittelbaren 
Wirkungen eines Tarifvertrags auf die von Unterneh- 
men angebotenen Güter und gewerblichen Leistun- 
gen reichen dafür nicht hin. Unrichtig wäre es dage- 
gen, § 1 GWB am Fehlen eines gemeinsamen Zwek- 
kes scheitern zu lassen. Ein solcher läge je für sich 
sowohl auf der Arbeitnehmer- als auch auf der Arbeit- 
geberseite vor. Auch der vordergründig vertikale 
Tarifvertrag wäre davon erfaßt. Es wäre dies ein sog. 
Zweckkartell bzw. ein Bestandteil eines einheitlichen 
Gesamtvertrages ^). Jener rechtsformenorientierte 
Streit aus der Zeit der Kartellverordnung von 1923, ob 
vertikale Kollektivverträge zwischen zwei jeweils 
kartellmäßig organisierten Wirtschaftsstufen „Kar- 
tell" sind oder nicht, ist beim heute erreichten Stand 
der Rechtsprechung überholt. Bei diesem hier refe- 
rierten Denkansatz ergeben sich Abgrenzungsfragen, 
wenn Tarifverträge „marktregelnde Vereinbanm- 
gen" enthalten. Ein Beispiel sind Tarifverträge, wel- 
che eine vom Gesetzgeber ermöglichte Auflockerung 
der Ladenschlußzeiten de facto wieder rückgängig 
machen. Die Problematik erwächst daraus, daß sich 
die Rechtsprechung in der Anwendung des § 1 GWB 
zu Recht von formalen Kriterien gelöst hat. Der 
besondere Typus eines Vertrages, z. B. eines Genos- 
senschaftsvertrages, oder einer Vertragspartei, eben 
auch einer Tarifvertragspartei, schließt nicht schon für 
sich die Anwendung des GWB schlechthin aus. 

884. Andere Auffassungen wollen aus diesem 
Grunde das Verhältnis von GWB und tarifvertrag- 
hcher Regelimg auf den Arbeitsmärkten in einer 
zweckorientierten Harmonisienmg der jeweiligen 


3) überblick bei U. Immenga in Immen ga/Mestmäck er, GWB, 
2. Aufl., München 1992, § 1 Rdn. 321 ff. 

Hierzu W. Möschei, Recht der Wettbewerbsbeschränkungen, 
Köln u. a. 1983, Rdn. 221—224. 
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Regelimgsmaterie bestimmen. Teils geschieht dies 
imter Rückgriff auf die Lehre von der Güterabwägung 
innerhalb des Kartellverbots, teils — so etwa das 
Kammergericht — in Anwendung der methodischen 
Kategorie teleologischer Restriktion in der Nachbar- 
schaft der sog. Immanenztheorie. Danach scheidet 
eine Anwendimg von § 1 GWB auf einen Tarifvertrag 
und auf die Zustimmungsbeschlüsse der jeweiligen 
Tarifvertragspartei aus, soweit es sich dabei um 
„rechtlich anerkannte institutionelle Gegebenheiten 
handelt und die von ihm ausgehenden Wettbewerbs- 
beschränkungen wesensnotwendig sind"®). Daran 
trifft zu, daß der einfachgesetzliche § 1 GWB nicht 
aushebeln kann, was das Tarifvertragsgesetz ermög- 
lichen oder Artikel 9 Abs. 3 GG im Kembereich der 
Tarifautonomie verfassimgsrechtlich erzwingen will. 
Dabei bleibt freilich zu beachten, daß es dem einfa- 
chen Gesetzgeber obliegt, den voraus gesetzten Allge- 
meinwohlbezug der Tarif autonomie im einzelnen zu 
konkretisieren. Auf das Beispiel der Unwirksamkeit 
tariflicher Beendigungsklauseln wegen Erreichens 
des Rentenalters nach Maßgabe von § 41 Abs. 4 Satz 3 
SGB VI wurde bereits hingewiesen. Hinzu kommt: 
Dies bleiben Auslegimgsfragen auf der Basis eines 
historisch gegebenen Rechts. Der Gesetzgeber kann 
zwar die Märkte für abhängige Arbeit grundsätzhch 
einer Anwendung des Kartellverbots entziehen. Er 
kann indessen nicht ökonomische Gesetzmäßigkeiten 
außer Kraft setzen. Von den wirtschaftlichen Wirkun- 
gen her ist für eine Kartellvereinbarung die Gleich- 
schaltxmg eines wettbewerblichen Aktionsparame- 
ters entscheidend, völlig unabhängig davon, wie sich 
ein Gesetzgeber dazu im konkreten Regelungsbe- 
reich stellt. Gerade die wirtschaftlichen Wirkxmgen 
sind es aber, die kn hier verfolgten Erkenntnisinter- 
esse liegen. 


3.2 Zu den wirtschaftlichen Wirkungen 

885. Die wirtschaftlichen Wirkungen seien am Sach- 
verhalt eines Lohntarifvertrags demonstriert. Die 
Überlegungen gelten allgemein für alle tarifvertrag- 
lichen Regelxmgen, die sich in ein Preis- bzw. Kosten- 
element umrechnen lassen. In ökonomischer Sicht 
sind Lohntarifverträge als Mindestpreiskartelle für 
das Angebot von Arbeitsleistungen zu verstehen. 
Deren Wirkungen auf den Wettbewerb sind seit 
Generationen theoretisch bekannt, empirisch vielfach 
belegt und im Ergebnis nicht strittig. Meinungsver- 
schiedenheiten bestehen nur bei der entscheidenden 
Frage, welche normativen Folgenmgen daraus zu 
ziehen sind. Mindestpreiskartelle haben — in einer 
etwas vereinfachenden Darstellung — eine der drei 
folgenden Wirkungen: 

— Die Kartellvereinbanmg ist identisch mit dem 
markträumenden Preis. Dann ist sie überflüssig 
bzw. unschädlich. Doch ist eine Feststellung dar- 
über prinzipiell nicht möglich. Es ist gerade der 
Sinn des Wettbewerbs als Such-, Lern- und Anpas- 
sungsprozeß, das bei allen Marktteilnehmern ver- 
streute Wissen zu sammeln und ein wenigstens 


5 ) KG WuW/E OLG 4531 „Ladenöffnungszeit". 

6) Ebenda, S. 4534. 
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temporäres Gleichgewicht innerhalb einer dyna- 
mischen Entwicklung zu finden. Die genannte 
Identität wäre nicht nur nicht überprüfbar, ihr 
Erreichen wäre rein zufällig. 

— Die Kartellvereinbarung bleibt unterhalb des 
markträumenden Preises. Dann entsteht Über- 
nachfrage nach der angebotenen Arbeitsleistimg. 
Es kommt, soweit der Wettbewerb im übrigen nicht 
zusätzlich beschränkt ist, zur Korrektur der Verein- 
banmg mittels räumlicher, branchenmäßiger, be- 
trieblicher oder sonstiger Differenzierung. Auf den 
Arbeitsmärkten wird dies an der sog. Lohndrift 
erkennbar, also an der Differenz zwischen den 
Wachstumsraten der Effektiwerdienste von denje- 
nigen der Tarifverdienste. Das Phänomen war 
namentlich in der 50er imd 60er Jahren verbreitet. 
In den 80er Jahren schwankte die Lohndrift eher 
um einen Wert leicht über Null. 

— Die Kartellvereinbarung liegt oberhalb des markt- 
räumenden Preises. Die Nachfrage nach der ange- 
botenen Arbeit geht, verglichen mit einem kar- 
teUosen Zustand, zurück. Arbeitsplätze, die ihre 
Kosten nicht mehr erwirtschaften, werden abge- 
baut, gegebenenfalls in kostengünstigere Regio- 
nen verlagert (Export von Arbeitsplätzen). Die 
Preisrelation von Arbeitskosten imd Kapitalnut- 
zungskosten verschlechtert sich zu Lasten des 
Produktionsfaktors Arbeit. Arbeit wird, wiederum 
verglichen mit einem karteilosen Zustand, in höhe- 
rem Maße durch Kapital substituiert. Beide 
Effekte, die verringerte Nachfrage nach wie die 
Substitution von Arbeit, tragen zur Entstehxmg 
oder Nichtverringerung von Arbeitslosigkeit bei. 
Dies ist der eigentlich kritische Effekt. 

886 . In die deutsche Ordnungsstruktur ist ein Bias 
für die dritte Variante (Tariflohn oberhalb des markt- 
räumenden Preises) eingebaut. Eine Fülle von Fakto- 
ren wirkt in diese Richtimg, Dies beginnt mit dem 
Organisationsinteresse der Gewerkschaftsmitglieder, 
die für die von ihnen gezahlten Beiträge eine Gegen- 
leistung erwarten, die sie ansonsten, d. h. kostenlos im 
Markt, nicht erhalten würden. Dies fällt zusammen 
mit dem Existenzsicherungsinteresse von Gewerk- 
schaftsfühnmgen, die aus den Beiträgen der Mitglie- 
der ihren Lebensunterhalt beziehen. Die Dominanz 
des Flächentarifvertrages führt dazu, daß auf die 
individuelle Situation von Unternehmen weniger 
Rücksicht genommen werden kann. Dem entspricht 
die Tarif führerschaft gutverdienender Branchen, frü- 
her regelmäßig Metall, oder von Branchen ohne 
Arbeitsplatzrisiko, also des öffentlichen Dienstes. Der 
Effekt wird gegebenenfalls verstärkt durch eine 
Orientierung an Tarifbezirken mit besonders prospe- 
rierenden Unternehmen, bislang häufig Nordwürt- 
temberg-Nordbaden. Innerhalb der Arbeitgeberver- 
bände wirkt in diese Richtung eine verbreitete Domi- 
nanz von Großunternehmen. Ein Anreiz zu in diesem 
Sinne überhöhten Tärifabschlüssen ergibt sich auch 
daraus, daß die Verantwortung für Vollbeschäftigung 
von den Tarifvertragsparteien weg- und zum Staat 
hingeschoben wird; dessen Repräsentanten pflegen 
denn auch häufig bei Erfolgen an der „Arbeitsfront" 
das Verdienst daran für sich zu reklamieren. Das 
Sichenmgssystem der im Anschluß an das Arbeitslo- 


sengeld gezahlten Arbeitslosenhilfe wird nicht aus der 
beitragsfinanzierten Arbeitslosenversicherung, son- 
dern bedürftigkeitsabhängig und im Gegensatz zu 
anderen Sozialleistungen in der Bemessimg lohnbe- 
zogen, tatsächlich aus dem Steueraufkommen finan- 
ziert. Mit der begrenzenden Wirkung der Außensei- 
terkonkurrenz, namentlich des Ausscheidens von 
Unternehmen aus den Arbeitgeberverbänden, ist es 
außerhalb von Sonderumständen wie beim wirtschaft- 
lichen Umbruch in den fünf neuen Bimdesländem 
nicht weit her. Wer Arbeitnehmer unter Tarif bezahlt, 
regt sie zur Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft an. 
Haustarifverträge können für Unternehmen enorme 
Risiken mit sich bringen: Gewinne aus Vorsprüngen 
im Wettbewerb auf den Gütermärkten können auf 
dem Arbeitsmarkt abgeschöpft werden. Die Tarif aus- 
einandersetzung findet im Betrieb statt, worunter der 
Betriebsfrieden leiden kann. Im Falle eines Streiks ist 
das Unternehmen völlig vereinzelt und riskiert, ange- 
sichts im übrigen unbeeinträchtigter Anbieterkonkur- 
renz im Markt nachhaltigen Schaden zu erleiden. 

887 . Eine mit Lohntarifverträgen oberhalb des 
markträumenden Preises intendierte Umverteilung 
im Verhältnis Arbeitnehmer — Arbeitgeber läßt sich 
bei langfristiger Betrachtung gar nicht erreichen. Das 
heißt nicht, daß die sog. Lohnquote, also die Lohn- 
summe bezogen auf das Volkseinkommen, unverän- 
derlich ist. Auf sie wirken viele Faktoren ein. Letztlich 
ist sie Reflex der Produktionsbedingungen, der Fak- 
torausstattung und der Nachfrage nach arbeitsinten- 
siv produzierten Gütern. Sie kann nur nicht auf Dauer 
durch die Lohnpolitik verschoben werden. Dies hängt 
damit zusammen, daß Tarifverträge immer nur ein- 
zelne Aktionsparameter vereinheitlichen können. 
Den Unternehmen verbleiben Ausweichmöglichkei- 
ten. Dies wäre erst in einer weitgehend gleichgeschal- 
teten Wirtschaftsordmmg anders. Sie könnte keine 
marktwirtschaftliche mehr sein. So haben Tarifab- 
schlüsse oberhalb des markträumenden Preises eine 
der beiden folgenden Wirkungen: 

— Gelingt es den Unternehmen, Lohnsteigenmgen in 
die Produktpreise weiterzuwälzen, steigen die 
Löhne nur nominal, nicht real. Es ist eine lohnko- 
steninduzierte inflatorische Entwicklung eingetre- 
ten, ein gravierender Verstoß gegen das Allge- 
meinwohl, wie es in Deutschland und innerhalb 
einer Europäischen Währungsimion, deren Zen- 
tralbank auf die Erhaltimg der Preisstabilität ver- 
pflichtet ist, definiert wird. 

— Gelingt dies nicht — der Wettbewerb namentlich 
aus dem Ausland verhindert ein Durchschieben 
der Kostensteigerungen, die Notenbank verhin- 
dert durch Knapphalten von Zentralbankgeld den 
inflatorischen Preisanstieg — , so kommt es zu den 
bereits erwähnten Negativwirkungen imter dem 
Aspekt eines Vollbeschäftigungsziels. Die Lohn- 
summe, also das Produkt aus Lohn pro Kopf (oder 
Stunde) und der Anzahl der Arbeitnehmer (oder 
der Größe des Arbeitsvolumens), ist dann gleich- 
geblieben. Verschlechtert hat sich nur die Position 
der Nicht- Arbeitsplatzbesitzer. Ein mit Tarifverträ- 
gen oberhalb des markträumenden Preises ver- 
folgtes Umverteilungsziel führt letztlich immer nur 


365 




Drucksache 12/8323 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


zu einem Konflikt zwischen verschiedenen Arbeit- 
nehmergruppen, 


3.3 Kartellstruktur keine monokausale Erklärung 
für Arbeitslosigkeit 

888. Dabei ist eine eher selbstverständliche Einräu- 
mimg auszusprechen: Die Kartellstruktur auf den 
Märkten für abhängige Arbeitsleistungen ist keine 
monokausale Erklärung für Arbeitslosigkeit. Hierfür 
sind zahlreiche nachfrage- imd angebotsorientierte 
Einflußgrößen von Bedeutimg. Dies reicht von der 
Inlands- imd/oder Auslandsnachfrage über den 
Wechselkurs, die Produktpalette imd die Produktions- 
technologie, die Infrastruktur im weitesten Sinne, das 
Steuersystem bis hin zur demographischen Entwick- 
limg, der Anzahl der Einwanderer imd Grenzgänger. 
Es ist unbestritten, daß diesen hier nur recht grob imd 
auch nicht vollständig aufgelisteten Faktoren im Ein- 
zelfall ein sehr viel größeres Gewicht zukommen kaim 
als der institutioneilen Ausgestaltung des Arbeits- 
marktes und als einem zu beobachtenden tatsächli- 
chen Verhalten der Tarifvertragsparteien, 

889. Doch dies ist nur die eine Seite der Medaille. 
Man muß auch die andere ins Auge fassen, um ein 
vollständiges Büd zu erhalten. Vier Facetten seien 
genaimt: 

— Zahlreiche der eben genannten Faktoren sind 
nicht oder kaum beherrschbar. Sie scheiden damit 
als Anknüpfungspunkt, um dem Ziel einer tenden- 
ziellen Vollbeschäftigung näher zu kommen, not- 
wendig aus. Dies gilt etwa für kulturelle oder 
sonstige mentalitätsmäßige Traditionen, für die 
Höhe der Wechselkurse iimerhalb eines floaten- 
den Systems, für Managementversagen, für ver- 
breitete Risikoscheu, für fehlende imtemehmeri- 
sche Phantasie imd vieles andere mehr. 

— Teilweise sind steuernde Einflußnahmen möglich. 
Man nimmt aus guten Gründen freilich davon 
Abstand. Das wichtigste Beispiel in Deutschland ist 
die primäre Verpflichtung der Bundesbank, für die 
Stabilität des Geldwertes zu sorgen. Für die Ord- 
nungsstruktur Tarifvertragssystem ist dies ein 
Datum. Innerhalb der Europäischen Währungs- 
union wird der Zusammenhang zwischen Lohn- 
politik und Beschäftigung noch enger werden: Der 
Wechselkurs scheidet, soweit die Union reicht, als 
Instrument der Wirtschaftspolitik per definitionem 
aus. Die Geldpolitik ist durch den Vertrag von 
Maastricht auf einen strikten Anti-Inflationskurs 
verpflichtet. Die Finanzpolitik ist im Rahmen des 
vereinbarten Konvergenzprozesses darauf festge- 
legt, eine Konsolidierung der öffentlichen Haus- 
halte zu erreichen. Schon in der Vorbereitungs- 
phase zur Europäischen Währungsunion werden 
die Handlungsspielräume innerhalb dieser Politik- 
bereiche zimehmend enger. 

— In wiederum anderen Tätigkeitsfeldern sind zwar 
steuernde Einflußnahmen möglich. Ihre Wirkim- 
gen bleiben aber recht ungewiß imd sind allenfalls 


langfristig zu erwarten. Dies güt z. B. für die 
staatlichen Infrastrukturbereiche der Bildungs- 
politik und der Forschungspolitik, 

— Schließlich können Zielkonflikte bestehen, welche 
gegebenenfalls nicht einseitig in Richtung eines 
Beitrags zu vermehrter Beschäftigung aufgelöst 
werden können. So wäre etwa aus einer nachhal- 
tigen Reduzierung der Untemehmensbesteuenmg 
arbeitsmarktpolitisch ein positiver Impuls zu 
erwarten. Ein solcher Schritt ist bei Notwendigkeit 
einer Haushaltskonsolidierung unter gleichzeitig 
gegebener Unfähigkeit zu Ausgabeneinsparun- 
gen nur schwer durchführbar. 

Ausschlaggebend ist eine normative Überlegung: 
Korrekturbedarf an anderer Stelle beseitigt nicht 
einen Korrekturbedarf am institutionellen Rahmen 
der Arbeitsmärkte, falls solche Korrektur sich als 
sinnvoll erweisen sollte. Die gebotene Strategie wäre, 
FeWentwicklungen zu bekämpfen, wo immer sie 
auf treten. 


3.4 Keine Sicherungsfaktoren 

in Richtung Vollbeschäftigungsziel 

890. Die Kartellstruktur auf den Märkten für abhän- 
gige Arbeit könnte gelassener betrachtet werden, 
wenn in das System Sichenmgsfaktoren in Richtung 
Vollbeschäftigungsziel eingebaut wären. Doch daran 
fehlt es. Ein Vertrauen auf eine primär gemeinwohl- 
orientierte Vernunft der Beteiligten scheidet aus. 
Institutioneile Vorkehrungen haben gerade den Sinn, 
auch beim Risiko menschlicher Unvernunft Erträgli- 
ches sicherzustellen. Die historischen Erfahrungen 
mit der Tarif autonomie in Deutschland sprechen im 
übrigen nicht für diese Vertrauensoption. Selbst in 
den unter diesem Aspekt gelegentlich als golden 
beschworenen 50er Jahren trifft sie nicht zu. Die 
Lohnanhebungen blieben damals nur deshalb regel- 
mäßig hinter dem Produktivitätsfortschritt zurück, 
weil der prognostizierte Zuwachs der Produktivität 
sich stets als niedriger erwiesen hatte als der tatsäch- 
liche Zuwachs. Letzterer war weitgehend von einem 
export orientierten Wachstum beeinflußt. Auch die 
Tarif abschlüsse des Jahres 1994 waren in dieser 
neuartigen Form erst durchsetzbar, nachdem die Krise 
ihren Höhepunkt erreicht hatte. Es wurde oben in 
Tz. 886 im einzelnen begründet, weshalb dem Ord- 
nungssystem eine Tendenz zu marktwidrigen Ab- 
schlüssen innewohnt. 

891. Tarifvertragskartelle unterscheiden sich von 
reinen Untemehmenskartellen dadurch, daß in den 
Abschlußmechanismus ein vertikales Gegenmacht- 
element eingebaut ist: Dem Arbeitgeberverband steht 
eine Gewerkschaft gegenüber. Dies berührt freilich 
nicht die typische Kartellwirkung, nämlich soweit sie 
als Vertrag zu Lasten Außenstehender wirkt. Dies sind 
hier namentlich die im Zeitpunkt der Vereinbarung 
tatsächlich Arbeitslosen oder die zukünftig Arbeits- 
losen, 
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892. Die Tarif autonomie ist an die Gemeinwohlmaß' 
Stäbe des Rechts gebimden^). Eine spürbar steuernde 
Wirkung auf das Verhalten der Tarifvertragsparteien 
geht davon bislang nicht aus. Dies hängt mit der 
extremen inhaltlichen Unbestimmtheit dieses Maß- 
stabes zusammen. Auch beläßt die Praxis der Recht- 
sprechung den Tarifvertragsparteien einen kaum 
begrenzten Beurteilungsspielraum. Auf diese Weise 
werden eher theoretische Grenzfälle ausgeschlos- 
sen. 

893. Ähnliches gilt für eine Kontrollfunktion seitens 
der öffentlichen Meinung. Dazu pflegt der Regelungs- 
gegenstand jedenfalls in der Wahrnehmung vieler zu 
komplex zu sein, teilweise auch zu emotional. Auch 
wird bei einem nüchternen Urteil häufig eine Abwä- 
gung von kmz- und langfristigen Interessen erforder- 
lich, die — wie auch sonst in vielen Bereichen — allzu 
häufig zu Lasten der langfristigen Perspektive aus- 
geht. Wie auch immer man die Nuancen in der 
Analyse des Tatsächüchen setzt: Angesichts dessen, 
was hier gesamtgesellschaftlich auf dem Spiele steht, 
kann die KontroUwirkung einer öffentlichen Meinung 
nur eine willkommene Hilfe, aber kein zureichendes 
Instrument sein. 


3.5 Produktivität als Maß für eine 

beschäftigungsorientierte Lohnpoiitik? 

894. Als Leitlinie für eine mit V oUbeschäf tigung und 
Preisstabilität kompatible Lohnentwicklung ist viel- 
fach — so immer wieder vom Sachverständigenrat seit 
seinem Bestehen — die Orientierung der Lohnzu- 
wächse an der Produktivitätsentwicklung vorgeschla- 
gen worden. Dabei sollten bei zu hoher Arbeitslosig- 
keit die Lohnzuwächse hinter dem Produktivitätszu- 
wachs Zurückbleiben und bei guter Beschäftigimg 
möglicherweise etwas über dem Produktivitätszu- 
wachs liegen. Diese Vorschläge sind durchaus richtig. 
Ihre Umsetzimg ist in der Konzertierten Aktion in den 
frühen siebziger Jahren beabsichtigt worden. Sie ist 
der Versuch gewesen, die Gruppenmacht durch 
Gruppenkompromiß, durch das Spitzengespräch der 
Gruppenvertreter unter Einbeziehung der Regierung, 
zu zähmen und ihr ihre destruktive Seite zu nehmen. 
Die Konzertierte Aktion ist gescheitert. Es ist unwahr- 
scheinlich, daß entsprechende Konsensaktionen in 
der Zukunft mehr dauerhaften Erfolg bringen könn- 
ten. Die ständige Einbindung der Gewerkschaften in 
einen Konsens gemäß Konzertierter Aktion läßt deren 
Organisations- und Kampfkraft erodieren und ent- 
fremdet der Fühnmg die Mitglieder, die nicht mehr 
einsehen, weshalb sie Beiträge zahlen. Das gelegent- 
liche Austragen von Arbeitskämpfen ist wahrschein- 
hch Teil einer Strategie der Gewerkschaften. Deshalb 
können sie nicht auf Dauer in einen Konsens der 
produktivitätsorientierten Lohnpolitik eingebunden 
werden, so günstig dies für eine hohe Beschäftigung 
auch wäre. 

895. Als realistischer Weg zu mehr Beschäftigung 
haben zentrale Verbändevereinbarungen sich nicht 


’) Bundesverfassungsgericht, BVerfGE 38, 281, 307; aus dem 
Schrifttum vgl. etwa W. Zöllner/K.G. Loritz, Arbeitsrecht, 
4. Aufl., München 1992, § 38 V mit Nachweisen. 


bewährt. Deshalb ist an mehr Wettbewerb am Arbeits- 
markt zu denken. 


4. Rechtfertigungsgründe 
für eine Sonderordnung 

4.1 Die fundamentale Abweichung 

896. Eine marktwirtschaftlich strukturierte, d. h. 
eine sich im Wettbewerb vollziehende Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung geht von Werturteilen aus, 
welche in Deutschland allgemein geteilt werden. Die 
Monopolkommission hat sie früher imter den Bezeich- 
nungen Freiheits-, Effizienz-, Demokratie- und 
Rechtsstaatsargument zusammengefaßt®). Eine sol- 
che Struktur, die auf individuellen Verträgen und 
insoweit auf einem Konsensprinzip beruht, ist zu- 
gleich notwendig Friedensordnung. 

897. Die Regelungsstruktur der Arbeitsmärkte 
weicht davon durchgängig ab. Tarifverträge können 
gravierende negative externe Effekte haben und 
greifen in diesem Ausmaß in die Freiheitsrechte 
unbeteiligter Dritter ein. Soweit Tarifverträge alloka- 
tionsverzerrend wirken, namentlich zum Verfehlen 
eines Vollbeschäftigungsziels beitragen, beeinträch- 
tigen sie die Effizienz einer Wirtschaftsordnung insge- 
samt. Demokratieprinzip meint hier eine horizontale 
Gewaltenteilung im Verhältnis Staat und Gesell- 
schaft, auf daß nicht die eine Seite zum Herrn und die 
andere zum Knecht wird. Auch hier ist zu beden- 
ken: Den Tarifvertragsparteien als gesellschaftlichen 
Gruppen ist mittlerweile ein Einfluß zugewachsen, 
der unter dem genannten Aspekt Fragen aufwirft. So 
sind z. B. die Abgeordneten des Deutschen Bundesta- 
ges in ihrer Mehrzahl Mitglieder einer Gewerkschaft. 
Das Problem der heutigen Zeit scheint nicht so sehr ein 
Staat als Leviathan zu sein — jedenfalls ist es nicht das 
einzige Problem — , sondern die Regierbarkeit, die 
Reformfähigkeit eines Landes. Nur exempli gratia 
weist die Monopolkommission auf die unzulänglichen 
Anpassungen im Telekommunikationsbereich hin 
(Postreform I und II) und die Rolle, welche in diesem 
Zusammenhang die Deutsche Postgewerkschaft 
spielt. Rechtsstaatsargument im Kontext einer Wirt- 
schaftsordnung meint: Wettbewerb geht von dezen- 
tralen Entscheidungsträgerschaften aus. Dies macht 
eine dezentrale Zuordnung subjektiver Rechte mög- 
hch, die sich im Konfliktfall zugleich nach abstrakt- 
generellen Kriterien regeln lassen. Die Institution 
Privateigentum ist das wichtigste Beispiel. Ein Bedarf 
an politischer und damit letztlich diskretionärer, im 
schlimmsten Falle vsrillkürlicher Entscheidung verrin- 
gert sich entsprechend. Die institutionelle Ordnung 
des Arbeitsmarktes weicht auch davon ab: Tarifver- 
träge sind unvermeidlich diskretionär. Bei der Ent- 
scheidungsstruktur eines bilateralen Monopols lassen 
sich die Ergebnisse schon aus theoretischen Gründen 
nicht determinieren. Schließlich fügt sich das Konzept 
einer Arbeitskampfordnung nicht dem Ideal einer 
vom konsentierten Tausch ausgehenden Friedensord- 


8) Vgl. Monopoikommission, Wettbewerbspolitik vor neuen 
Herausforderungen, Hauptgutachten 1988/1989, Baden- 
Baden 1990, Tz. 66. 
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nung ein. Denn dieses Konzept trägt unausweichlich 
Elemente der Willensbeugung in sich. Insgesamt 
drängt sich die Schlußfolgerung auf: Es bedarf schon 
Rechtfertigungs gründe von Gewicht, wenn die Son- 
derordnung der Arbeitsmärkte auch heute noch voll 
überzeugend erscheinen soll. 


4.2 Die historische Erfahrung 
des 19. Jahrhunderts 

898. Die Sonderordnung auf den Arbeitsmärkten ist 
stark von der sozialen Frage des 19. Jahrhunderts 
beeinflußt. Diese historischen Erfahrungen sind heute 
bei völlig veränderten vrirtschaftlichen, politischen 
und rechtlichen Verhältnissen nicht mehr tragfähig. 
Jene Zeit war durch eine extreme Umbruchsituation 
gekennzeichnet, die mit den Stichworten Einführung 
der Gewerbefreiheit, Bauernbefreiung und Übergang 
von der Agrarwirtschaft zur industriellen Produktions- 
weise Umrissen sein mag. Dies fiel mit einer Bevölke- 
rungsexplosion, in wirtschaftlichen Kategorien formu- 
liert, mit einem dramatischen Anstieg der Erwerbs- 
personen zusammen. Soziale Veränderungen im 
Zusammenhang eines Verstädterungsprozesses tra- 
ten hinzu. Berufliche Mobilität oder auch nur regio- 
nale Mobilität — bei ganz anders gearteten Verkehrs- 
und Transportverhältnissen — fehlten in hohem 
Maße. Die Industriearbeiterschaft und ihre Vertretun- 
gen gerieten in eine soziale und teilweise auch politi- 
sche Außenseiterstellung. Wirtschafts- und Sozial- 
politik heutigen Zuschnitts waren weitgehend un- 
bekannt. Die Industrie finanzierte sich über hohe 
Gewinne von innen heraus. Nicht zuletzt war auf 
Arbeitgeberseite die Bildung von Kartellen möglich. 
Selbst Boykottphänomene wie schwarze Listen, 
welche unliebsamen Arbeitnehmern jede Beschäfti- 
gungsmöglichkeit nehmen sollten, kamen vor. Doch 
sollte, wie dies die Deregulierungskommission ausge- 
drückt hat, zweifelsfrei sein, daß sich heute in der 
Bundesrepublik die „Arbeiterfrage" so nicht mehr 
stellt 9). 


4.3 Rechtsvergleichende Erfahrung 

899. Rechtsvergleichender Erfahnmg kommt nur 
begrenzte Aussagekraft zu. Richtig ist zwar: Auch in 
vielen anderen Rechts- und Gesellschaftsordnungen 
sind die Arbeitsmärkte spezifisch reguliert Doch 
hängt dies mit einer weitgehend gemeinsamen Wur- 
zel der Entstehung zusammen, nämlich mit den 
soeben skizzierten Erfahrungen aus den Industrie- 
staaten des 19. Jahrhunderts. Teilweise wurden diese 
Strukturen durch octroi von außen geschaffen, so z. B. 
in Japan, oder schlicht rezipiert. In allen Fällen ist 
freilich das jeweilige institutioneile Umfeld möglichst 
in seiner Gesamtheit zu bedenken. So verstehen 
sich die (Betriebs-) Gewerkschaften Japans eher als 


9) Vgl. Deregulierungskommission, Marktöffnung und Wettbe- 
werb, Stuttgart 1991, Tz. 565. 

10) Überblick bei H. Kronke, Regulierungen auf dem Arbeits- 
markt, Gutachten im Auftrag des Bundesministers für Wirt- 
schaft für die Deregulierimgskommission, Baden-Baden 
1990. 


Bestandteil des Unternehmens. Aus ihnen rekrutiert 
sich häufig ein Teil des Managements. Die Entloh- 
nung ist über verbreitete Bonussysteme stark gewinn- 
abhängig und entsprechend flexibel. Der Arbeits- 
markt selbst ist deutlich geteilt. Stammarbeitneh- 
mern, in der Regel bei Großunternehmen, wird meist 
eine Beschäftigung auf Lebenszeit zugesichert. Diese 
Gruppe stellt knapp ein Drittel der Erwerbstätigen 
dar. Die übrigen zwei Drittel sind überwiegend bei 
kleinen und mittleren Unternehmen beschäftigt. Hier 
gibt es eine weitere Unterteilung in sog. reguläre 
Arbeitnehmer und in sog. temporäre Arbeitnehmer. 
Die letztere Teilgruppe trägt den Großteil aller Anpas- 
sungslasten. In vergleichsweise stark korporatisti- 
schen Gesellschaftsordnungen ist in die Lohnpolitik 
zum Teil ein rigider Sichemngsfaktor eingebaut, 
Österreich ist ein Beispiel dieser Art: Die gesamte 
Wirtschaftspolitik einschließlich des Sektors Lohn- 
politik hat sich dem Primat der Stabilität des Wechsel- 
kurses unterworfen. Das Land praktiziert seit Jahr- 
zehnten freiwillig und einseitig eine faktische Wäh- 
rungsunion mit der Deutschen Mark. In den USA ist 
die Arbeitnehmerschaft insgesamt nur noch in gerin- 
gem Umfang organisiert. Einzelne Branchen oder 
Regionen sind davon völlig frei. Eine hohe Flexibilität 
des Beschäftigungssystems wird durch stark dezentral 
ausgerichtete Arbeitsbeziehungen erreicht. Die Be- 
reitschaft, in wirtschaftlich schwieriger Lage gegebe- 
nenfalls auch Lohnverzicht zu üben, leistet einen 
weiteren Beitrag dazu (concession bargaining, two- 
tier wage System u. ä.). Zu berücksichtigen sind ferner 
zum Teil einschneidend andere Gegenmachtele- 
mente im Verhältnis der Arbeitsmarktparteien zuein- 
ander. So entfällt etwa für Arbeitnehmer nach einem 
Streik ein Weiterbeschäftigungsanspruch, falls die 
Stellen während des Streiks mittlerweile anders 
besetzt wurden. Insgesamt sind in den USA zwischen 
1972 und 1992 mehr als 35 Millionen zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen worden. Das ist ein Zuwachs 
von 42 % . Zum Vergleich: In der alten Bundesrepublik 
hat er im selben Zeitraum nur 10 % betragen. Auch die 
Beschäftigungsintensität (vgl. Tz. 876) ist in den USA 
sehr viel höher als in Deutschland. 

900. Ein Blick auf vielfach ebenso vorhandene Regu- 
lierungen im Ausland kann die Sonderordnung auf 
den Arbeitsmärkten schon deshalb nicht zureichend 
begründen, weil sich darin noch kein nachvollziehba- 
res theoretisches Konzept niederschlägt. Die be- 
nannte Erfahrung vermag zu einer Vorsicht im Urteil 
bei einer normativen Bewertung der tatsächlichen 
Verhältnisse beizutragen. Was ausländische Erfah- 
rungen freilich nahelegen: Bei Flexibilität auf Arbeits- 
märkten wird es leichter, einem Ziel möglichst hoher 
Beschäftigung nahezukommen. 


4.4 Gegenschluß aus real-sozialistischen 
Systemen? 

901. Gelegentlich findet sich in einer Art Gegen- 
schluß aus dem Fehlen freier Gewerkschaften in den 
zusammengebrochenen real- sozialistischen Gesell- 
schaftssystemen die These, die kartellorientierte Ord- 
nung auf den Arbeitsmärkten sei nachgerade ein 
unerläßliches Strukturelement einer freiheitlichen 
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Wirtschaftsordnung. Diese These, die nicht auf einen 
theoriegeleiteten Begründungszusammenhang ab- 
stellt, beruht auf einer unzulänglichen Analyse. Dik- 
tatorische Staaten pflegen jede gesellschaftliche 
Machtgruppierung zu bekämpfen, aus welcher eine 
Gefährdung der in Anspruch genommenen Herr- 
schaftsmacht erwachsen kann. Dies schließt auto- 
nome Universitäten ebenso ein wie eben die Ver- 
bände auf den Arbeitsmärkten und reicht hin bis zur 
Bekämpfung eines freien Vereinswesens im nicht- 
wirtschafthchen Bereich. Um den Gedanken an einer 
drastischen Metapher zu verdeutlichen: Der Umstand, 
daß es in der früheren Sowjetunion keine mafiaähnli- 
chen Organisationen heutigen Zuschnitts gab, ver- 
leiht letzteren jetzt nicht die Dignität einer freiheitli- 
chen Koalition. Worauf es unter dem Aspekt eines 
Freiheitsarguments vielmehr ankommt, ist, ob mit 
einer Verbandsbildung ein gravierender negativer 
externer Effekt verbunden ist (vgl. Tz. 897). 


4.5 Genossenschaftliche Argumentationen 

902. In der Herausbildung der deutschen Arbeits- 
marktordnung hat genossenschaftliches Gedanken- 
gut eine bedeutsame Rolle gespielt. Es ist dies eine 
Strömung, welche vielfach für eine Kartellbildung als 
ein generelles Ordnungsmuster gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Beziehungen eintrat. Teils stand 
sie in der Nachbarschaft geschichtsphilosophischer 
Aimahmen, wonach es eine unaufhaltsame Entwick- 
lung weg von der „ Produktionsanarchie " des Marktes 
über die „geordnete" Produktion der Kartelle hin zu 
einem kulturell offenbar höherstehenden Zustand 
einer gemeinwirtschaftlichen Ordnung gebe. Die in 
solcher Auffassung enthaltenen geschichtsspekulati- 
ven Annahmen von der Gesetzmäßigkeit einer Ent- 
wicklung können heute als durch die Wirklichkeit 
widerlegt gelten. 

903. Teils wurzelte diese Haltung in ständestaatii- 
chen und zunftähnlichen Traditionen. In reinen Aus- 
tauschbeziehungen verwirkliche sich die Abhängig- 
keit, in personenrechtlicher Zuordnung bis hin zu 
Kollektivsystemen dagegen die Freiheit. Von den in 
Tz. 896 in Erinnerung gerufenen, heute allgemein 
geteilten individualistischen Wertvorstellungen her, 
welche das Fundament einer marktwirtschafttichen 
Gesellschaftsordnung bilden, kann dies keine zu- 
kunftsweisende Perspektive mehr sein. 


4.6 Marktversagen in der Form ruinöser 
Konkurrenz 

904. Dieser klassische Rechtfertigungsansatz wur- 
de bereits von den Merkantilisten formuliert. Er liegt 
auch der Verelendungstheorie von Karl Marx 
zugrunde. In Kategorien moderner Wettbewerbstheo- 
rie spricht man von Marktversagen in der Form 
ruinöser Konkurrenz oder von der anomalen Reaktion 
der Angebotskurve von Arbeitsleistungen. Gemeint 
ist damit, daß Lohnabhängige auf einen Rückgang der 
Arbeitsentlohnung mit einem erhöhten Angebot von 
Arbeitskraft reagieren müssen. Auf diese Weise wird 
der Lohn sozusagen m einem unaufhaltsamen Prozeß 


gegen Null gedrückt, ein Gleichgewichtszustand im 
Markt ist nicht erreichbar. Eine staathche Begrenzung 
des Arbeitsangebots durch Arbeitszeitvor Schriften, 
Verbot von Kinderarbeit u. ä. unterbindet nur die 
quantitative Ausdehnung des Angebots von Arbeit, 
aber nicht den Lohndruck im übrigen. Die zusätzliche 
Einführung von Mindestlöhnen oder einer gleich- 
wirkenden Sozialhilfe bringt nur einen Haltepunkt 
nach unten in diesem Teufelskreis. Die Möglichkeit, 
Arbeitsangebots-Preiskartelle zu schließen, soll die- 
sen Mechanismus unterbrechen. Dies schützt Arbeit- 
nehmer vor Unterbietungskonkurrenz, mittelbar auch 
die Unternehmen davor, im Wettbewerbsdruck auf 
diesem Weg nach unten auch dann gezwungen zu 
werden, wenn sie ihn im Einzelfall gar nicht beschrei- 
ten wollen. Zu präzisieren ist dabei: Es geht hier nicht 
um die Schutzbedürftigkeit einzelner (dazu unten 
Tz. 907 ff.), sondern um diejenige einer gesamten 
sozialen Gruppe. 

905. Zahlreiche empirische Untersuchungen über 
die Reallohnentwicklung im 19. Jahrhundert zeigen 
eher, daß mit dieser Theorie schon die damalige 
Wirklichkeit nicht zutreffend erfaßt werden konnte ^ ^) . 
Doch dies mag hier letztlich offenbleiben. Zur Erklä- 
rung heutiger Verhältnisse taugt sie nicht. Sie geht 
von Bedingungsarmahmen aus, die realitätsfem blei- 
ben: 

— Arbeitnehmer brauchen sich nicht auf ein Exi- 
stenzminimum herunterkonkurrieren lassen, 
werm sie über Atemativen verfügen. Hier sind die 
umfassenden sozialen Sichenmgssysteme heuti- 
gen Zuschnitts zu bedenken. Viele Arbeitnehmer 
verfügen darüber hinaus auch über Ersparnisse 
und/oder sonstiges Vermögen. Eine allgemeine 
Aussage, jeder müsse zu jeder Zeit jede Arbeit zu 
jeder beliebigen Bedingung annehmen, wäre evi- 
dent unrichtig. 

— Die Theorie basiert auf der Aimahme eines quan- 
titativ beliebig aus weitbaren Arbeitsangebots. 
Dies ist in der Bundesrepublik bei abnehmender 
Bevölkerung oder zunehmend veraltender Bevöl- 
kerung kein realistisches Szenario. 

— Sie geht weiter von einem im wesentlichen glei- 
chen Leistungsprofil von Arbeitnehmern aus, sozu- 
sagen von einer Arbeitnehmerschaft als homoge- 
ner Klasse. Bei zunehmender qualitativer Differen- 
zierung, die auch mit einem Trend zu hochkapita- 
lisierten Arbeitsplätzen zusammenhängt, ist dies 
wirklichkeitsfremd. Sie läßt ferner die Dimension 
außer acht, daß Arbeitgeber zunehmend bezie- 
hungsspezifische Investitionen in das aktuell be- 
schäftigte Humankapital getätigt haben. Die mit 
Lohnunterbietung in Aussicht gestellten Vorteile 
könnten vielfach die Umstellungskosten gar nicht 
aus gleichen. Schon das reale Phänomen der Lohn- 
drift dürfte es nach dieser Theorie nicht geben. 
Erfahrungen in Sektoren, in denen die genannten 
Arbeitsangebots-Kartelle nicht existieren, z. B. in 
Deutschland bei abhängig Beschäftigten im außer- 


11) Vgl. z. B. A. V. Desai, Real Wages in Germany, 1871-1913, 
Oxford 1968; E. H. Phelps Brown/S. V. Hopkins, The Course 
of Wage-Rates in Five Coimtries, 1860-1939, Oxford Econo- 
mic Papers, New Series, Vol. 2 (1950), S. 226-296. 
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tariflichen Bereich, im Ausland bei Arbeitnehmern 
in Unternehmen ohne gewerkschaftliche oder 
ohne gewerkschaftsähnliche Vertretimg, belegen, 
daß es im Wettbewerb durchaus zu einem Markt- 
gleichgewicht kommen kann und sich nicht not- 
wendig jene verhängnisvolle Verelendimgsspirale 
nach unten zu drehen beginnt. 

— Dieses traditionelle Argument der ruinösen Kon- 
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt ist heute auch aus 
makroökonomischen Gründen unhaltbar. Würden 
tatsächlich die Löhne durch die beschriebene Ent- 
wicklimg immer weiter nach unten gehen, so käme 
dies einem Prozeß der Deflation gleich. Wegen der 
ständig sinkenden Löhne vnirden die Produktions- 
kosten und bei Wettbewerb dann die Güterpreise 
sinken. Seit dem Zweiten Weltkrieg ist aber in 
keinem Land der Welt die Deflation ein Problem. 
Die verschiedenen makroökonomischen Schulen 
(Monetaristen, Keynesianer) sind sich heute darin 
einig, daß es dem Staat bzw. der Zentralbank 
immer möglich ist, durch BereitsteUimg von hinrei- 
chend Liquidität bzw. staatlicher Nachfrage einen 
Deflationsprozeß zu verhindern. Der Prozeß der 
gegenseitigen Lohmmterbietung würde aber spä- 
testens darm aufhören, wenn durch die vom Staat 
stimulierte Gesamtnachfrage auf dem Arbeits- 
markt Vollbeschäftigung entsteht. Bei Vollbe- 
schäftigung droht höchstens die umgekehrte 
Gefahr eines Sich-gegenseitig-Oberbietens der 
Arbeitgeber, um Arbeitskräfte zu gewinnen bzw. 
zu halten. 

906. Selbst wenn diese Theorie heute noch eine 
Wirklichkeit zutreffend beschreiben würde, rechtfer- 
tigte sie nicht von vornherein eine kollektivistische 
Organisation des Arbeitsmarktes. Ein mit der Ver- 
elendungstheorie letztlich angesprochenes Armuts- 
problem läßt sich auch mit anderen institutionellen 
Arrangements bekämpfen. Dabei sollte als unbestrit- 
tene Richtschnur gelten, daß Umverteilungsziele 
möglichst wenig durch direkte Eingriffe in die Faktor- 
allokation angestrebt werden sollten; denn der 
Kuchen, der zur Redistribution zur Verfügimg steht, 
soUte im Interesse aller, der Gebenden wie der Neh- 
menden, möglichst groß sein. Zu den Nehmenden 
gehört im übrigen auch der Staat, der aus dem Kuchen 
seine öffentlichen Güter zu finanzieren pflegt. Bei der 
Ausgestaltimg solcher Sicherungssysteme ist wie- 
derum darauf Bedacht zu nehmen, daß sie den Mangel 
bei den Destinatären, hier die Arbeitslosigkeit, nicht 
kontraproduktiv stabilisieren. 


4.7 Schutzbedürftigkeit 

des einzelnen Arbeitnehmers 

4.7.1 Abhängigkeitsargument 

907. Die These von einer durchgängigen Abhängig- 
keit von Arbeit, da diese das einzig verwertbare Gut 
eines Arbeitnehmers sei, führt zur Verelendungs- 
theorie zurück. Diesbezüglich war als Ergebnis fest- 
zuhalten: Grundsätzlich ist Wettbewerb in der Lage, 
hier für ein Marktgleichge wicht zu sorgen. Anders 
formuliert: Als Sanktionsmechanismus zu Lasten von 


Arbeitgebern wirkt der Wettbewerb auf dem Arbeits- 
markt. 

908. Davon ist zu unterscheiden: Abhängigkeit kann 
auf einen spezifischen künftigen Arbeitgeber aus ge- 
richtet sein. Auch hierbei sind verschiedene Fälle zu 
unterscheiden: Abhängigkeit kann Folge einer spezi- 
fischen Ausbildung sein. Hier ist in Monopolbranchen 
Ausbeutung des Arbeitnehmers konzipierbar, soweit 
er im Hinblick auf sein spezifisches Humankapital 
keine andere Einsatzmöglichkeit hat. In solchen Fall- 
gestaltungen kaim ein Kartell der Arbeitnehmer zu 
gleichgewichtiger Verhandlimgsmacht führen, wobei 
angesichts der bilateralen Monopolstruktur ein Ver- 
handlungsergebnis nicht prognostizierbar ist. Drei 
Relativierungen sind hier zu bedenken: 

— Monopolsituationen auf Arbeitgeberseite sind sel- 
ten. Sie würden auch keine allgemeine, d. h. 
darüber hinausgehende Regulierung rechtfertigen 
können. 

— Ebenso sind Spezialausbildungen, die zu solcher 
Art von Abhängigkeit führen können, nicht ver- 
breitet. In aller Regel ermöglicht eine vorhandene 
Qualifikation vielfältige Beschäftigungsmöglich- 
keiten. 

— Mobilitätshemmnisse eines Arbeitnehmers aus der 
Notwendigkeit eines Wohnortwechsels heraus 
spielen bei der Erstaufnahme einer Erwerbstätig- 
keit eher eine imter geordnete Rolle. 

Innerhalb von Wettbewerbsbranchen, dem Regelfall, 
ist ein branchenspezifisches Humankapital ohnehin 
alternativ verwendbar. Die hier bestehende Gefahr ist 
die einer branchenweiten Entwertung als Folge eines 
wirtschaftlichen Strukturwandels. Doch dagegen 
kann auch kollektives Arbeitsrecht keinen Schutz von 
Dauer bieten. 

909. Abhängigkeit kann sich beziehen auf die Stelle, 
welche ein Arbeitnehmer bereits innehat. Zwei 
Aspekte sind zu bedenken: Die Abhängigkeit kaim 
sich aus einem ausgeprägt betriebsspezifischen Wis- 
sen ergeben, für das es sonst keine Verwendungs- 
möglichkeit gibt, mindestens nicht zu einem ver- 
gleichbaren Lohn. Doch besteht hier in aller Regel im 
Verhältnis Arbeitnehmer — Arbeitgeber eine wech- 
selseitige Abhängigkeit. Die Gefahr opportunisti- 
schen Verhaltens seitens eines Arbeitgebers ist daim 
gering. So ist ausgeprägt betriebsspezifisches Wissen 
bei Ersatzeinstellungen in aller Regel nur unter hohen 
Kosten zu vermitteln. Im übrigen erscheint das unver- 
meidlich grobe Instrument des Tarifvertrages als 
wenig geeignet, in solch spezifischen Tätigkeitsfel- 
dern einen angemessenen Interessenausgleich zu 
gewährleisten. Dies ist eher die Aufgabe individueller 
Langfristverträge. 

91 0. Abhängigkeit kann hoch werden, falls ein Stel- 
lenwechsel zugleich einen Wechsel des Wohnortes 
bedingt. Versimkene Kosten, die bis hin zur Gewöh- 
nung an ein gegebenes soziales Umfeld reichen, 
können hier als Marktaustrittsschranken wirken. Die 
Notwendigkeit eines Wohnortwechsels setzt eine grö- 
ßere Entfernung zwischen altem imd neuem Arbeits- 
platz oder unzulängliche Verkehrsverhältnisse vor- 
aus. Die meisten Arbeitsplatzwechsel finden nicht 
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unter solchen Bedingungen statt. In diesem Zusam- 
menhang ist in Erinnenmg zu rufen, daß die Mobilität 
auf den Arbeitsmärkten insgesamt sehr viel größer 
ist, als dies in der Öffentlichkeit wahrgenommen 
wird. Arbeitsplatzwechsel, also Ein- und Austritte in 
Erwerbstätigkeit, finden in Deutschland in einer Grö- 
ßenordnung von 6 bis 7 Millionen pro Jahr statt. 
Nimmt man betriebsinteme Wechsel hinzu, kommt 
man auf ca. 12 Millionen. Diese Zahlen relativieren 
sich etwas. Denn quantitativ ist Kurzzeitmobilität 
von Bedeutung, z. B. bei Saisonarbeitern. Auch ist 
die Varianz zu berücksichtigen: Es gibt viele sehr 
beschäftigimgsstabile Gruppen und solche mit star- 
kem Wechsel. Doch belegen diese Zahlen, daß durch- 
greifende Mobilitätsschranken aus versunkenen Ko- 
sten eher die Ausnahme sein müssen. 

911. All dies schließt nicht aus, daß im individuellen 
Fall die Gefahr von Willkür oder von opportunisti- 
schem Verhalten zu Lasten des Arbeitnehmers be- 
steht. Dies wäre das Anwendungsfeld eher einzel- 
fallbezogener gesetzlicher Schutzvorschriften. Selbst 
hier bleiben gegenläufige Wirkimgen zu bedenken. 
Es sollte sichergestellt sein, daß die Summe der 
positiven Wirkimgen die Summe der negativen Wir- 
kimgen einer Schutzmaßnahme übersteigt. So ist z. B. 
bei einem spezifischen Kündigungsschutz zugunsten 
älterer Arbeitnehmer mitzugewichten, daß solche 
Marktaustrittsschranke ökonomisch immer zugleich 
als Marktzutrittsschranke für zukünftig potentiell 
Geschützte wirkt. 


4.7.2 Übermacht des Arbeitgebers 

91 2. Unter diesem Begriff seien einige weitere Argu- 
mente zusammengefaßt, die für den Regelfall ein 
Machtungleichgewicht zwischen einem individuellen 
Arbeitnehmer und einem individuellen Arbeitgeber 
feststellen wollen ^ 2) Sq wird auf den leichteren 
Zugang von Unternehmen zu Finanzierungsmöglich- 
keiten hingewiesen. Daran trifft zu, daß ein Unterneh- 
men seine Sachwerte regelmäßig beleihen kann. 
Allerdings verschafft ihm dies nur dann einen Vorteü, 
wenn es meint, die dadurch ansteigenden Kosten 
(Produktionsstillstand und Finanzierungskosten) 
durch Lohndrückerei überkompensieren zu können. 
Solches Kalkül erscheint angesichts der Ausweich- 
möglichkeiten von Arbeitnehmern heute nicht mehr 
realistisch. Zu bedenken ist ferner, daß das Sachkapi- 
tal oftmals auf Kredit erworben wird. Die geringe 
Eigenkapitalquote, die in einem säkularen Prozeß 
immer weiter zurückgegangen ist, kann als Zeichen 
der Verwundbarkeit der Unternehmen angesehen 
werden. Der leichtere Zugang zu den Finanzmärkten 
schlägt um in hohe Fixkosten. 

913. Eine These, Unternehmen könnten als Institu- 
tionen im allgemeinen imabhängig von den Arbeit- 
nehmern existieren, impliziert, daß Arbeit beliebig 
durch Kapital ersetzt werden könne. Selbst wenn dies 
technisch möglich wäre — nicht bei Dienstleistun- 
gen — , wird ein Unternehmen sich nicht für diese 
Option entscheiden, weü die Produktionskosten 


12) Vgl. das Minderheitsvotum im Bericht der Deregulierungs' 
kommission, a. a. O., Tz. 631. 


ansteigen, sobald die Faktoren nicht grenzwertig 
eingesetzt werden. Wettbewerb verhindert einen 
endlosen Arbeitsplatzabbau. 

914. Ein weiteres Argument ist, Arbeitslosigkeit 
stigmatisiere. Damit stünden Arbeitnehmer, die ein 
für unsere Gesellschaft typisches Karriereprofil an- 
streben, unter ständigem Druck. Damit dürfte ein 
vielfach zutreffendes reales Phänomen beschrieben 
sein. Gesellschaftliche Sanktionsmechanismen kön- 
nen die Kosten der Arbeitslosigkeit für den Arbeitslo- 
sen erhöhen. Dies sind dann immaterielle Kosten. 

91 5. Letztlich kann die hier bezeichnete Machtfrage 
nur empirisch geklärt werden. Eine entsprechende 
Untersuchung wäre beim heute gegebenen institutio- 
neilen Umfeld praktisch kaum möglich. Soweit Argu- 
mente für eine Übermacht der Arbeitgeberseite theo- 
retisch abgeleitet werden, bleiben sie wenig überzeu- 
gend. Denn sie gehen letztlich immer davon aus, 
Arbeitgeber stünden nicht in einem funktionsfähigen 
Wettbewerb oder sie schädigten sich selbst. Akzep- 
tiert man dennoch das Argument, bleibt die Frage 
nach der bestmöglichen Reaktion. Gegenmachtkon- 
zepte durch Kartellierung von Arbeitnehmern sind 
entbehrlich, soweit man allgemeine Mißbrauchsvor- 
schriften oder individuelle Schutzrechte als ausrei- 
chend ansieht und einer Machtbildung auf Arbeitge- 
berseite wirksam vorbeugt. Selbst wenn man nicht so 
weit geht, bleibt immer noch die trade off-Frage zu 
beantworten. Es ist eine Wertentscheidung zu treffen 
zwischen dem angenommenen niedrigeren Lohn- 
niveau als Folge der Arbeitgebermacht und den 
Nachteilen der Kollektivierung, insbesondere Ar- 
beitslosigkeit infolge überhöhter Tariflöhne. Dabei ist 
auch zu klären, wer diese Entscheidung zu treffen hat. 
Mit einem Konzept individueller Freiheit lassen sich 
kollektive Zwangsstrukturen schlecht vereinbaren. 
Aus diesem Blickwinkel ist insbesondere die Stigma- 
tisierung der Arbeitslosigkeit eher ein Argument für 
eine freie Marktordnung, weü dann der einzelne sein 
Kosten-Nutzen-Kalkül durchsetzen kann. 


4.7.3 Asymmetrische Information 

916. In einem gewissen Zusammenhang mit der 
Schutzbedürftigkeit des einzelnen Arbeitnehmers 
steht die These von zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern asymmetrisch verteilten Informationen. 
Ein Arbeitgeber kann bei der Einstellung eines 
Arbeitnehmers gegebenenfalls nicht beurteilen, we- 
nigstens nur schwer prognostizieren, wie leistungsfä- 
hig und leistungswillig auf Dauer ein Arbeitnehmer 
ist. Dieser Fragestellung widmet sich die sog. Effi- 
zienzlohnhypothese (vgl. Tz. 924ff.). Ein Arbeitgeber 
kann dann versuchen, die Arbeitnehmer durch geeig- 
nete Angebote dazu zu bringen, ihr privates Wissen zu 
offenbaren. Hohe Löhne, bestimmte Lohnstaffelun- 
gen u. ä. kommen dafür in Betracht. Dies karm, falls 
der markträumende Punkt verfehlt wird, mit zu 
Arbeitslosigkeit beitragen. Staatliche Regulierung ist 
freilich kaum indiziert. Denn realistisch kann nicht 
damit gerechnet werden, daß private Informationen 
besser offenbart werden, nur weil eine entsprechende 
hoheitliche Anordnung vorliegt. Auch müßte eine 
solche Anweisung notwendig unvollständig bleiben. 
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weil der Gesetzgeber die Information auch nicht 
kennen kann. Einem Gesetzgeber bleibt dann nur 
möglich, einem Arbeitgeber die Anwendung solcher 
Mechanismen zu verbieten. Werden jenen solche 
Screening-Möglichkeiten genommen, kann freilich 
die Allokation auf dem Arbeitsmarkt nur schlechter 
werden. Ein Beispiel: Ein Verbot, nach einer Schwan- 
gerschaft zu fragen, bzw. die Möglichkeit, sanktions- 
los unzutreffend zu antworten, beeinträchtigt die 
Allokation weiblicher Arbeitskräfte. 

917. Ein Arbeitsvertrag als imvollständiger Vertrag 
verlangt nach ex post-Konkretisierung. Hier wird 
zumeist ein Informationsvorspnmg des Arbeitgebers 
angenommen (über die wirtschaftliche Situation im 
allgemeinen und über die des Unternehmens im 
besonderen) . Ein Verständnis von Gewerkschaften als 
Informationsagenturen erscheint gleichwohl etwas 
bemüht. Die Argumentation könnte, einem Verhält- 
nismäßigkeitsprinzip folgend, auch nur Informations- 
ansprüche, gegebenenfalls Mitbestimmungsregeln 
erklären. Wenn man die wirtschaftliche Lage des 
einzelnen Betriebes als die wesentliche Information 
betrachtet, spricht dies im übrigen eher für eine 
Regelung auf betrieblicher Ebene. Kollektive überbe- 
triebliche Verhandlungsmuster bewirken dann we- 
nig. Nicht zu vergessen sind in diesem Zusammen- 
hang schließlich die gesetzlichen Bilanzierungsvor- 
schriften. Ihre Aussagekraft ließe sich verbessern, die 
geltend gemachte Informationsasymmetrie dadurch 
abbauen. 


4.8 Transaktionskostentheoretische Argumente; 
Theorie unvollständiger Verträge 

918. Es sind verschiedene Argumentationsebenen 
zu unterscheiden. Transaktionskosten fallen an, 
sobald Arbeitsverträge ausgehandelt, abgeschlossen, 
überwacht, veränderten Verhältnissen angepaßt, ge- 
gebenenfalls beendet werden. Es ist dies das Trans- 
aktionskostenargument im engeren Sinne. Die Vor- 
stellung ist, die Transaktionskosten eines Einzelver- 
trages seien bei Arbeitsverhältnissen besonders hoch, 
deshalb sollten sie durch kollektive Vorgaben besser 
minimiert werden. Nun ist die typische Antwort auf 
ein Massenproblem die Standardisierung. Soweit eine 
solche kostensenkend ist, wird sie nach aller Erfah- 
rung der Marktprozeß aus sich heraus hervorbringen. 
Doch kann dabei ein Problem der Schutzbedürftigkeit 
des einzelnen entstehen, falls die Standardisierung de 
facto von einer Seite verfügt wird. Dies ist die typische 
AGB -Problematik. Selbst dann vermag Wettbewerb 
noch zu helfen. Er ist unter Umständen aber nicht sehr 
funktionsfähig, u. a. deshalb, weil unterschiedliche 
Formularverträge leicht aufeinander abgestimmt wer- 
den können. Insoweit ist das AGB-Problem bzw. das 
Standardisierungsproblem zugleich ein Kartellpro- 
blem. Entweder stellt der Gesetzgeber einen gewissen 
Mindeststandard sicher — dies ist die allgemeine 
AGB -Lösung — , oder eine Arbeitnehmerseite wird an 
der Standardisierung beteiligt — dies ist die Idee des 
Tarifvertrages. Beide Lösungsoptionen haben unter 
dem Aspekt der Senkung von Transaktionskosten je 
für sich Vor- und Nachteile. Die Informationskosten 
eines Arbeitnehmers sind in beiden Alternativen ten- 


denziell gleich. Die Vorgaben eines Tarifvertrages 
können detaillierter, sich verändernden wirtschaftli- 
chen Situationen gegenüber schneller angepaßt sein 
als diejenigen eines gesetzlichen Mindeststandards. 
Auf der anderen Seite sind die Risiken gravierender 
Drittbelastungen bei Tarifverträgen besonders groß 
(vgl. oben Tz. 886 ff.). 

919. Arbeit muß in den meisten Fällen koordiniert 
erbracht werden, d. h. in zeitlichem und räumlichem 
Zusammenwirken mit anderen. Dies erschwert es 
Arbeitnehmern, in Individualverträgen persönliche 
Präferenzen durchzusetzen. Regelmäßig ist solche 
Koordinierungsnotwendigkeit maschinenbezogen 
oder teambezogen, in jedem Fall nur betriebsbezo- 
gen. Eine Koordinierung auf branchenweiter oder 
landes weiter Ebene ist nicht erforderlich. Eine Trans- 
aktionskostensenkung durch zentral gesteuerte Me- 
chanismen kann deshalb allenfalls gering sein. Sofern 
sie besteht, bleibt es bei den in Tz. 918 angesproche- 
nen Optionen. 

920. Das Transaktionskostenargument wird ferner 
auf einen möglichen Interessenkonflikt zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern übertragen. Er wird 
im System des Tarifvertrages nicht individuell, son- 
dern kollektiv ausgetragen, falls es kein Haustarifver- 
trag ist, ob andrem extra muros. Dies sei die bessere 
Allokation der Konflikte. Das Argument zielt nicht so 
sehr auf das Verhältnis von Individualvertrag und 
Kollektivvertrag als auf dasjenige zwischen Haustarif- 
und Flächen- oder Branchentarifvertrag. Doch bleibt 
das Bild ambivalent. Es ist mit zu bedenken, daß ein 
wertvolles Betriebsklima nicht leichtfertig verspielt zu 
werden pflegt. Es kann auf Betriebsebene durchaus 
ein größerer Einigungszwang bestehen als bei dazwi- 
schengeschalteten agents. Im übrigen können auch 
Konflikte auf überbetrieblicher Ebene außer Kontrolle 
geraten. Inhaltlich bergen Betriebslösungen das 
Risiko, daß ein Arbeitgeber aufgrund seiner Verein- 
zelung leichter erpreßbar ist. Bei Abschöpfung der 
Vorsprungs gewinne können die dynamischen Wett- 
bewerbskräfte gedämpft werden (vgl, oben Tz, 886), 
Dem steht der Vorzug größerer Paßgenauigkeit 
gegenüber. Mediatisierte Entscheidungen gehen an 
der individuellen Betriebs Wirklichkeit vorbei. 

921. Arbeitsverträge sind typischerweise imvoll- 
ständige Verträge. Dies hängt mit ihrer Langfristigkeit 
zusammen. Das impliziert ein Anpassungs- bzw. 
Nachverhandlungsproblem. Nachverhandlungspro- 
bleme können auch daraus erwachsen, daß bei Indi- 
viduallösungen, welche zu Differenzierungen führen, 
benachteiligte Arbeitnehmer versuchen werden, auf- 
zuschließen. Hier kann wechselseitig, d. h. für Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber, Spielraum zu opportunisti- 
schem Verhalten bestehen, Bummelei und vergleich- 
bare Verhaltensweisen einerseits, Abschöpfung einer 
Quasi-Rente durch den Arbeitgeber andererseits, 
soweit für einen Arbeitnehmer keine hinreichenden 
Ausweichmöglichkeiten vorhanden sind (vgl. 
Tz. 907 ff.). Hier entsteht Regulierungsbedarf. Gehen 
die Opportunismusgefahren vom Arbeitnehmer aus, 
verfügt ein Arbeitgeber über ein Kündigungsrecht. 
Rühren sie vom Arbeitgeber her, greifen Mechanis- 
men nach Art des gesetzlichen Kündigungsschutzes 
ein. Weiter kommen betriebliche Mitwirkungs- und 
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Mitbestimmungsrechte in Betracht. Auch die regula- 
tive Begründung einer Sozialplanpflichtigkeit als 
einer Art generellen Nachverhandlungsanspruchs hat 
eine vertragstheoretische Legitimation insoweit, als 
ein Arbeitgeber ansonsten nicht gehalten wäre, die 
betriebsspezifischen Anpassungslasten freigesetzter 
Arbeitkräfte in sein Kalkül mit aufzimehmen. (Eine 
Pflicht zur Berücksichtigung imspezifischer, von der 
bisherigen Tätigkeit der Arbeitnehmer unabhängigen 
Anpassungslasten, wie dies heutiger Praxis ent- 
spricht, ist demgegenüber ineffizient.) 

922. Die typische Unvollständigkeit des Arbeitsver- 
trages spielt ferner eine Rolle im Zusammenhang 
einer Verbundproblematik: Im Unternehmen als wirt- 
schaftlicher Einheit wirken die verschiedenen indivi- 
duellen Arbeitsverträge unvermeidlich aufeinander 
ein. Ein in einem Individualverhältnis vereinbarter 
Kündigungsschutz für den einen z. B. karm ein erhöh- 
tes Arbeitsplatzrisiko für den anderen bedeuten. Dies 
liegt besonders nahe, wenn einzelne Arbeitnehmer 
vergleichsweise leicht ersetzt werden können. Eine 
gegebenenfalls vorhandene freiwillige Standardisie- 
rung der Arbeitsverträge schützt den einzelnen nicht 
abschließend vor ihn schädigenden Abreden des 
Arbeitgebers mit einem anderen Arbeitnehmer. Es 
kann erforderlich werden, weitere Schutzmechanis- 
men vorzuhalten. Soweit zwingende Standardisie- 
rung reicht, sei sie gesetzlich oder auch tarif vertrag- 
lich fimdiert, sind davon abweichende Abreden 
— wirtschaftlich gesprochen side-payments — nicht 
mehr möglich. Im übrigen ist vor Dramatisierung zu 
warnen: Ein Arbeitgeber ist schon wegen damit regel- 
mäßig verbundener negativer Motivationswirkungen 
nicht geneigt, zwischen Arbeitnehmern ungerechtfer- 
tigt zu differenzieren. Er würde sich selbst schädigen. 
Steigende Transaktionskosten sprechen ebenfalls 
dafür, daß sich solche Differenzierimgen in Grenzen 
halten. Auch die Befürchtimg oder gar Erwartung, 
Vertragsparteien, hier Arbeitnehmer und Arbeitge- 
ber, hätten nichts anderes im Sinne, als dem jeweili- 
gen Gegenüber möglichst treuwidrig zu begegnen, 
spiegelt keine Realität wider. Ein Kemelement einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung ist Kredit im weite- 
sten Sinne, Vertrauen in die grundsätzliche Loyalität 
eines Partners innerhalb von Vertragsbeziehimgen. 
Wahrscheinlich reduziert kein anderes Element 
Marktbenutzimgskosten so stark wie dieses. Bei typi- 
scherweise langfristig angelegten Bindungen wie in 
Arbeitsverträgen liegt solche Haltimg der Ehrbarkeit 
besonders nahe. Gerade hier lohnt der Aufbau von 
begründetem Vertrauen in die Verläßlichkeit als Ver- 
tragspartner gegenüber der Option, in kurzfristigem 
Egoismus seinen Vorteil zu suchen. 

923. Im Ergebnis ist dem Transaktionskostenargu- 
ment in einzelnen Facetten eine Bedeutung nicht 
abzusprechen. Allerdings rechtfertigen sich von 
daher eher einzelne staatliche Schutzvorschriften als 
eine umfassende kollektive Ordnung des Arbeits- 
marktes. Schon gar nicht lassen sich damit wichtige 
Ausprägimgen der gegenwärtigen Ordmmgsstruktur 
rechtfertigen wie die weitgehende Unabdingbarkeit 
von Tarifverträgen, die Möglichkeit ihrer Allgemein- 


13) Näher hierzu Deregulierungskommission, a. a. O., 
Tz. 567. 


Verbindlichkeitserklärung imd die einseitige Interpre- 
tation des in § 4 Abs, 3 TVG enthaltenen sog. Gün- 
stigkeitsprinzips. Auch im übrigen bleibt fraglich, ob 
kollektive Muster einem offenbar wachsenden Bedarf 
an individueller Ausgestaltimg von Arbeitsverhältnis- 
sen entgegenkommen können. Dies reicht von Wahl- 
freiheiten bei der Arbeitszeitgestaltung über unter- 
schiedliche Formen der Entlohnung bis hin zu Misch- 
formen zwischen selbständiger imd imselbständiger 
Erwerbstätigkeit. Die Gestaltung der Arbeitsverhält- 
nisse könnte ein Feld besonders starker Innovation 
sein. 


4.9 Spezielle Arbeitsmarkttheorien 
4.9.1 Effizienzlohnhypothese 

924. Die Effizienzlohnhypothese versucht zu erklä- 
ren, weshalb ein Unternehmen einen Ameiz haben 
könnte, seinen Beschäftigten Löhne zu zahlen, die 
über dem marktausgleichenden Niveau liegen, und 
zugleich auf Gebote von Arbeitslosen, die zu niedri- 
geren Löhnen arbeiten würden, nicht einzugehen. 
Dies begründe Marktversagen. Eine größere Lohnfle- 
xibilität nach imten wäre dann wirkungslos. Ein Lohn 
könne nicht zugleich markträumend wirken und 
einen optimalen Leistungsameiz bieten. Dem liegt die 
zentrale Annahme zugrunde, die Produktivität von 
Arbeitnehmern korreliere positiv und überproportio- 
nal mit der Lohnhöhe. Soweit der Anreiz als Maß- 
nahme gegen sonst wahrscheinliche Drückebergerei 
eingeführt wird, handelt es sich um eine Überlegung 
aus der Theorie unvollständiger Verträge (Tz, 921). 
Soweit mit negativer Risikoauslese argumentiert wird, 
es gelte die Einstellung zu gering qualifizierter Arbeit- 
nehmer zu verhindern, Leistimgsanreize seien Hilfs- 
indikatoren zur Informations ge winnung, liegt sie im 
Umfeld der These von der asymmetrischen Informa- 
tion (Tz. 916f.). 

925. Plausibel scheint, daß Unternehmen nicht aus- 
schließlich an möglichst niedrigen Löhnen interessiert 
sind. Damit wendet sich das Argument teilweise 
gegen die oben diskutierte Verelendungstheorie 
(Tz. 904 ff.). Eine nur knapp über dem Sozialhilfesatz 
liegende Entlohnung wird kaum motivierend wirken. 
Die betriebswirtschaftliche Literatur und Praxis sowie 
die sog. agency-Theorie beschäftigen sich deshalb in 
großem Umfang mit der Frage, welches Entlohnungs- 
system optimale Anreize bietet. Dabei kann zwischen 
Entgeltstruktur und -höhe unterschieden werden. 
Generelle Lösungen erscheinen aufgrund der indivi- 
duell verschiedenen Präferenzen problematisch. Stets 
ist eine Lösung zwischen den beiden Polen der imein- 
geschränkten Gewinnbeteiligung einerseits und des 
Fixlohns andererseits zu wählen. Gewinnbeteiligun- 
gen schaffen zwar starke Leistungsanreize, entspre- 
chen jedoch einer vielfach angenommenen Versiche- 
rungsmentalität von Arbeitnehmern nicht. Nicht jeder 
ist ein Unternehmer. In bezug auf die Lohnhöhe fallen 
allgemeine Aussagen ebenfalls schwer. Denn für den 
einzelnen Arbeitnehmer spielt oftmals nicht die nomi- 
nale Höhe die entscheidende Rolle, sondern was er 
mit seinem Verdienst anfangen kann. Ein Gastarbei- 
ter ist unter Umständen auch bei einem niedrigeren 
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Lohnniveau voll motiviert, weil er später wieder in 
seine Heimat zurückkehren will. „Weiche Faktoren" 
wie das Betriebsklima usw. treten hinzu. Der Gedanke 
der Effizienzlohntheorie, der Arbeitnehmer wolle sich 
gut oder zumindest fair behandelt sehen, legt nahe, 
daß es nicht so sehr auf die Lohnhöhe als solche 
ankommt als auf die Differenzienmg bei der Entloh- 
nung ungleicher Tätigkeiten und den Abstand zum 
Sozialhilfesatz einerseits und dem Untemehmerge- 
winn andererseits. 

926. Kritisch ist anzumerken, daß der Satz, markt- 
räumender und effizienzsichemder Lohn fielen in der 
Regel nicht zusammen, theoretisch auf tönernen 
Füßen steht. Zunächst bleibt unklar, weshalb Drücke- 
bergerei nicht auch bei hohem Lohn eine sinnvolle 
Strategie des Arbeitnehmers sein soll. Für sein Ent- 
deckimgsrisiko sind maßgeblich sowohl die Entdek- 
kungswahrscheinlichkeit als auch die Differenz zwi- 
schen dem Lohn und seinem Einkommen als Arbeits- 
loser, sofern eine Kündigung aus der Entdeckung 
folgt. Allein die Lohnhöhe ist mithin nicht entschei- 
dend. Nach dem Satz vom abnehmenden Grenznut- 
zen nimmt die Anreizverstärkung sogar mit jeder 
weiteren Lohnsteigerung ab. Zum zweiten geht die 
Theorie davon aus, daß die Produktivität letztlich 
entsprechend der Lohnerhöhung steigt. Darm handelt 
es sich jedoch um einen markträumenden Preis. In 
letzter Konsequenz kaim deshalb eine dauerhafte 
Abweichung vom Gleichgewichtspreis nicht erklärt 
werden. Auch aus dem Blickwinkel der Theorie un- 
vollständiger Verträge bleiben Zweifel am Erklä- 
nmgswert, weil in einem freien Markt alternative 
vertragliche Regeln denkbar sind, die unter Umstän- 
den sogar als überlegen einzustufen sind. Die Effi- 
zienzlohntheorie wird daher erst auf dem Hintergrund 
bestehender Arbeitsmarktregulierungen konsistent. 
Sie muß offensichtlich auch davon aus gehen, daß 
Unternehmen im Lohnbildungsprozeß Marktmacht 
ausüben. Sonst könnten sie nicht den Lohn sozusagen 
beliebig kostenminimierend festsetzen. Das setzt frei- 
lich ein Versagen des Wettbewerbs voraus. Doch dies 
ist gerade das, was mit dieser Hypothese erst bewie- 
sen werden soll, 

927. Unabhängig davon, wie man die Effizienzlohn- 
hypothese aus theoretischer Sicht würdigt, bleibt für 
das hier verfolgte Erkenntnisinteresse festzuhalten, 
daß sie eine kollektive Regulierung des Arbeits- 
marktes nicht zu legitimieren vermag. Wenn Unter- 
nehmen von sich aus hohe Löhne zu zahlen bereit 
sind, benötigen Arbeitnehmer keine entsprechenden 
Zwangs- oder Drohmittel xmd sind auch nicht in 
herausgehobenem Maße schutzwürdig. Niemand will 
Arbeitslosigkeit durch Höchstlöhne bekämpfen. 


4.9.2 Implizite Kontrakte 

928. Ein weiterer Denkansatz ist zimächst positive 
Theorie und versucht, das Verhalten von Arbeitge- 
bern und Arbeitnehmern in einem freien Markt zu 
erklären. Im Mittelpunkt steht ein beobachtbarer 
Sachverhalt, wonach nominale Lohnsätze in Rezes- 
sionsphasen weitgehend nach unten inflexibel sind 
und ein Ausgleich eher über Entlassimgen, also über 
eine Mengenkomponente, als über eine Preiskompo- 


nente angestrebt wird. Als Analyseobjekt dient der 
non-union-Sektor der USA, der dort etwa drei Viertel 
der gesamten Lohnsumme umfaßt. Die hier nur ganz 
grob skizzierte Theorie stellt wesentlich auf eine 
unterschiedliche Risikoneigung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern ab. Wie es zu unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit kommt, vermag sie letztlich nicht zu 
erklären, auch nicht, wie ein Arbeitsmarkt dann 
notfalls reguliert werden sollte Sie wird hier des- 
halb nicht weiter verfolgt. 


4.9.3 Insider-Outsider-Modelle 

929. Die Insider-Outsider-Modelle gehen im Gegen- 
satz zur Effizienzlohnhypothese davon aus, daß nicht 
Unternehmen ein Absinken des Lohnes verhindern, 
sondern die beschäftigten Arbeitnehmer. Themati- 
siert wird mit anderen Worten der Konflikt zwischen 
Arbeitenden und Arbeitslosen. Konsistente Modelle 
sind für bundesdeutsche Verhältnisse bislang nur 
eingeschränkt verfügbar Insgesamt wird sich 
aber folgern lassen, daß der kollektive Lohnfindimgs- 
prozeß jedenfalls den Abbau einmal eingetretener 
Arbeitslosigkeit erschwert, wenn man davon ausgeht, 
die Arbeitslosen seien nicht mehr gewerkschaftlich 
organisiert und säßen deshalb lücht mehr am Ver- 
handlungstisch. Denn ihre Interessen gehen dann 
nicht mehr in den Medianarbeitnehmer ein, an dem 
sich die Strategie einer Gewerkschaft orientiert. 
Mit der Theorie läßt sich prognostizieren, daß eine 
Gewerkschaft Lohnkürzungen zustimmen wird, wenn 
ansonsten weitere Entlassungen hinreichend wahr- 
scheinlich sind und von den Arbeitnehmern als relativ 
großes Übel betrachtet werden, Lohnsenkungen, die 
zusätzliche Einstellungen ermöglichen würden, wer- 
den dagegen weniger leicht zugestanden. 

930. Eine genauere Aufarbeitung kann hier unter- 
bleiben. Die Insider-Outsider-Modelle sprechen sich 
tendenziell gegen bestehende kollektive Strukturen 
aus, vermögen zu deren Rechtfertigimg also nichts 
beizutragen. 


4.9.4 „Rabatz"-Theorie 

931 . Die deutsche Arbeitsmarktordnung wird häufig 
unter Hinweis auf eine friedenssichemde Wirkung 
gerechtfertigt. Ein dadurch aufrechterhaltener sozia- 
ler Friede sei ein positiver Faktor für den Wirtscheifts- 
standort Deutschland. Das Argument ist stark zu 
relativieren. Von ganz wenigen Ausnahmen abgese- 
hen wie etwa dem sog. Neutralitätsparagraphen des 
§116 Arbeitsförderungsgesetz, sind Arbeitskampf- 
modalitäten im deutschen Arbeitsrecht bis heute nicht 
geregelt, jedenfalls nicht explizit. Insoweit ist allein 
die Rechtsprechung tätig geworden. In einer Welt 
ohne Arbeitsmarktkartelle wären Arbeitskämpfe 
schwerhch zu befürchten. Insoweit ist es aufschluß- 
reich, daß die sog. Verelendungstheorie von einem 


14) Im einzelnen hierzu N. Berthold, Implizite Kontrakte, Wirt- 
schaftswissenschaftliches Studium 1989, S. 405 ff.; W. Franz, 
Arbeitsmarktökonomik, Berlin u. a. 1991, S. 297 ff. 

15) Hierzu J. Ramser, Lohnbüdung und Beschäftigung, in: 
Gedenkschrift für Harald Gerfin, Konstanz 1988, S. 55 ff. 
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kampflosen Hinunterkonkurrieren der Arbeitnehmer 
xmtereinander ausgeht (Tz. 904). Jedenfalls xmter 
Bedingungen hinreichend funktionsfähigen Wettbe- 
werbs gibt es keinen Anreiz für irgendeine Form der 
Interessendurchsetzimg auf unfriedlichem Wege. 
Sozialer Friede gründet zimächst auf ausreichendem 
Wohlstand. Ob dieser durch die gegenwärtige Ord- 
nimg optimal befördert wird — auch mit der Folge 
entsprechender Umverteilimgsmöglichkeiten — , ist 
gerade die Frage. Insbesondere unter dem Aspekt der 
Arbeitslosigkeit liegt eine verneinende Antwort nahe. 
Eine Bereitschaft zur rechtsstaatlichen, d. h. elemen- 
tar friedfertigen Austragimg von Konflikten wird im 
übrigen von einer Vielzahl von Faktoren beeinflußt. 
Der Arbeitsmarktordnung kommt hier keine Domi- 
nanz zu. Freiheit zu kollektivem Boykott kann unter 
Friedensaspekten umgekehrt kontraproduktiv wir- 
ken, indem sie die Durchführung von Auseinanderset- 
zungen ermöglicht bzw. verschärft. Letztlich erscheint 
es wirklichkeitsfremd, der Arbeitnehmerschaft und 
damit dem weitaus größten Teil der deutschen Bevöl- 
kerung eine latente Bereitschaft zu einer Art Gewalt- 
tätigkeit zu unterstellen. In solcher Einschätzimg 
spiegeln sich möglicherweise Restspuren bourgeoisen 
Hochmuts wider in der Nachbarschaft einer sozialen 
Ausgrenzung von Arbeitnehmern, wie sie im 19. Jahr- 
himdert zu beobachten war. Normativ jedenfalls kaim 
dies keine Perspektive sein. 


4.10 Zusammenfassung 

932. In der Sutane finden sich keine einfachen 
Argumente für eine weitgehende Regulierung des 
Arbeitsmarktes. Die meisten Argumentationslinien 
lassen sich auf die Verelendungstheorie zurückfüh- 
ren. Sie ist heute überholt. Rechtfertigbar erscheinen 
— im Sinne einer positiven Ausgestaltimg von Wett- 
bewerbsbedingungen — staatlich festgesetzte Min- 
deststandards, um Schutz vor Willkür imd Opportunis- 
mus zu gewährleisten, möglicherweise auch Formen 
der hier nicht thematisierten Mitbestimmimg imd 
allenfalls eine gemäßigte Form der Tarif autonomie 
aus transaktionskostentheoretischen Erwägungen 
heraus. 


5. Vorschläge 
5.1 Begrenzungen 

933. Mit Rücksicht auf ihren gesetzlichen Auftrag 
konzentriert sich die Monopolkommission im folgen- 
den auf eine Frage: Wie kann man die drittbelasten- 
den Kartellwirkungen von Tarifverträgen begrenzen 
imd damit die Verträglichkeit der überkommenen 
Ordnungsstruktur mit einem Allgemeininteresse eher 
sicherstellen? Sie behandelt damit nur einen Aus- 
schiütt aus der Problematik, wie man der Arbeitslosig- 
keit dieses Jahrzehnts besser Herr werden kann. Doch 
ist dies ein zentraler Ausschnitt. Geboten bleibt im 
übrigen ein umfassender, ein multikausaler Ansatz. 
Selbst scheinbar kleinste Verbesserungen in den 
Rahmenbedingimgen sollten nicht vernachlässigt 
werden. Aus der Summe solcher Anpassungen kön- 


nen positive Wirkimgen beträchtlichen Ausmaßes 
erwachsen. 

934. Auf einzelne, von der Monopolkommission für 
besonders wichtig gehaltene Facetten sei hier gleich- 
wohl hingewiesen: 

— Ein klar geregelter Kündigungsschutz vermag einen 
wichtigen Beitrag zu leisten, eine bei Langfrist- 
verträgen bestehende Opportunismusgefahr einzu- 
dämmen (Tz. 921). Das geltende Kündigungs- 
schutzgesetz ist in seiner gegenwärtigen Hand- 
habung freilich im wesentlichen zu einer Art 
Abfindungsmechanismus denaturiert. Es ist zu 
erwägen, ob die Legaldefinition des § 1 Abs. 2 
Kündigungsschutzgesetz, warm eine Kündigung 
„sozial ungerechtfertigt" ist, nicht stärker einge- 
schränkt werden sollte. Betriebsbezogene Sozial- 
komponenten wie Leistungsfähigkeit des Arbeit- 
nehmers, Dauer seiner Betriebszugehörigkeit soll- 
ten im Vordergrimd stehen, weniger Gesichts- 
pimkte aus der Privatsphäre eines Arbeitneh- 
mers. 

— Die Regelimgen über eine Sozialplanpflichtigkeit 
bei Massenentlassimgen als Folge von Betriebs- 
änderungen lassen sich in einem Kern vertrags- 
theoretisch rechtfertigen (Tz. 921). Die praktische 
Ausgestaltung ist über diesen Kern weit hinausge- 
gangen. Worum es gehen sollte, ist nicht Sozial- 
plan als Abfindung für Besitzstand, sondern als 
Brücke für neue Beschäftigung. Zeitlich begrenzte, 
gegebenenfalls degressiv aus gestaltete Zuschüsse 
des früheren Arbeitgebers an tatsächlich Arbeits- 
lose kommen dafür in Betracht. Man kann erwä- 
gen, ob der frühere Arbeitgeber in solchem Rah- 
men nicht sogar einen kleinen Anteil des Arbeits- 
losengeldes übernimmt. 

— Die Regelung des § 613 a BGB — gesetzliche 
Übernahme von Beschäftigungsverhältnissen bei 
Betriebsübergang — sollte für den Insolvenzfall 
eingeschränkt werden. Die Vorschrift erschwert 
Sanierungen von Unternehmen mit entsprechen- 
der Aufrechterhaltung von Dauerarbeitsplätzen in 
hohem Maße. Das Gesetz zur Reform des Insol- 
venzrechts, dessen Inkrafttreten gegenwärtig noch 
nicht sicher ist, bringt hier nur verfahrensrechtli- 
che Vereinfachungen 16). Das ist zu wenig. 

— Die Rahmenbedingungen für Investivlohnkonzep- 
te, möglichst solche, die gewinnabhängig ausge- 
formt sind, sollten verbessert werden. Ein star- 
ker Anreiz verbände sich damit, wenn Arbeitneh- 
mer Teile des imversteuerten und nicht mit Sozial- 
versicherungslasten versehenen Lohnes — also 
des Bruttolohnes — dazu verwenden könnten, in 
das eigene Unternehmen zu investieren. Die Ver- 
steuerung müßte dann zu einem späteren Zeit- 
punkt, etwa bei Rückzahlung der Einlage, nachge- 
holt werden. Will man damit Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand befördern, käme eine nur teil- 
weise Nachversteuenmg in Betracht. 


16) Vgl. hierzu BR-Drucksache 336/94 vom 29. April 1994 
(Gesetzesbeschluß des Deutschen Bundestages) sowie 
Beschluß empfehlung und Bericht des Rechtsausschus- 
ses (6. Ausschuß) vom 19. April 1994, BT-Drucksache 
12/7302. 
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— Die Rahmenbedingungen für Teilzeitarbeitsplätze 
und allgemein für eine Flexibilisienmg der Ar- 
beitszeiten sollten verbessert werden. Die Mono- 
polkommission hat sich schon früher z. B. für 
die Aufhebimg des Ladenschlußgesetzes einge- 
setzt^^). Auch daraus wäre ein starker Impuls zu 
erwarten. 

— Anpassungsfähigkeit im Strukturwandel und das 
Erreichen eines hohen Beschäftigungsniveaus set- 
zen eine entsprechende Mobilität der Beschäftig- 
ten voraus. Solche Anpassungslasten können im 
Einzelfall außerordentlich groß werden (vgl. auch 
oben Tz. 910). Man muß dies im Auge behalten, 
wenn etwa aus Gründen des Umweltschutzes ein 
Ausbau der Verkehrswege reduziert wird. Bei der 
Bilanzierung gesamtwirtschaftlicher Vor- und 
Nachteile sind die Auswirkungen auf die Funk- 
tionsfähigkeit der Arbeitsmärkte mit auf die Waag- 
schale zu nehmen. Auch der Wohnungsbaupolitik 
wächst unter diesem Aspekt ein besonderer Rang 
zu: Je leistungsfähiger der Wohnungsmarkt ist, je 
eher es dort zu einem Gleichgewicht von Nach- 
frage und Angebot kommt, desto mehr lassen sich 
Mobilitätshemmnisse im Beschäftigimgssektor ab- 
bauen. 

935, Innerhalb der beiden globalen Strategien zur 
Überwindung der Arbeitslosigkeit — Anpassungen 
am Arbeitsmarkt und Förderung inländischer Real- 
kapitalbildung und Irmovationen — hat sich die 
Monopolkommission in der obigen Analyse auf die 
institutionelle Ausgestaltung des Arbeitsmarktes 
beschränkt. Ihre Empfehlungen beziehen sich dar- 
auf. Sie möchte aber den Eindruck vermeiden, daß 
Arbeitslosigkeit primär nur auf dem Weg stagnieren- 
der oder gar zurückgehender Realeinkommen zu 
überwinden ist. Das Beispiel der 50er Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland zeigt, in welchem Aus- 
maß Förderung von Kapitalbildung und Innovationen 
für höhere Beschäftigung unter gleichzeitigem 
Wachstum der Realeinkommen beizutragen vermö- 
gen^®). Der Zustrom von Millionen Heimatvertriebe- 
nen und Flüchtlingen wurde bei stark steigenden 
Realeinkommen bewältigt. Hohe Kapitalbildung, der 
Vorlauf der Produktivitätsentwicklung vor den 
Lohnsteigerungen (Tz. 890) tmd große Flexibilität am 
Arbeitsmarkt waren dafür ursächlich. Die Arbeitslo- 
senquote, die im Jahre 1950 noch 11 % betragen hatte, 
war bis zum Jahre 1960 auf 1,7 % gefallen. Die Quote 
der Bruttoanlageinvestitionen war von 21 % des 
Bruttosozialprodukts im Jahre 1950 auf 25 % im Jahre 
1960 gestiegen. Bei den Ausrüstungsinvestitionen 
stieg der entsprechende Anteil in diesem Zeitraum 
von 8,4 % auf 10,7 %. Ansatzpunkt für eine Förderung 
von Kapitalbildung und Innnovationen ist eine Ver- 
besserung der Ertragsbedingungen. Die wichtigste 
Rolle kommt dabei der Steuerpolitik zu. In erster Linie 
geht es darum, die Steuern, welche auf Einkommen 


^’) Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 1988/1989, 
a. a. O., Tz. 52-60, mit abweichendem Votum des Kommis- 
sionsmitgliedes Haastert in Tz. 61. 

18) Vgl. hierzu das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bimdesministerium für Wirtschaft, Gewinn, Investitio- 
nen und Beschäftigimg, BMWi Studienreihe Nr. 56, Borm 
1987. 


und Gewinn lasten, zu verringern. Die Monopolkom- 
mission verkennt nicht die Schwierigkeiten, welche 
aus der gegenwärtigen und aus der sich abzeichnen- 
den Lage der öffentlichen Haushalte erwachsen. Auch 
Argumentationen über vermeintliche soziale Asym- 
metrien mögen auftauchen. Doch sollte dabei immer 
ein Risiko mitbedacht sein: Ohne solche Anpassungen 
könnten die sozialen Kosten aus einer Fortdauer der 
Arbeitslosigkeit noch höher werden. 


5.2 Allgemeine gesetzliche Öffnungsklauseln 

936- Die Monopolkommission geht bei ihren Vor- 
schlägen von drei Prämissen aus: 

— Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, namentlich 
von Langzeitarbeitslosigkeit, ist ein Ziel, welches 
einem überragenden Gemeinwohlinteresse ent- 
spricht. 

— Mehr Flexibilität im institutionellen Rahmen der 
Arbeitsmärkte yermag dazu einen wesentlichen 
Beitrag zu leisten. 

— Mit einer Rechtfertigung für jene Sonderordnung, 
die auf den Märkten für abhängige Arbeit traditio- 
nell herrscht, ist es unter den Bedingimgen heuti- 
ger Wirtschaftsordnung nicht mehr weit her (vgl. 
oben Tz. 898-932). 

Die Mitglieder der Monopolkommission, bei einer 
Ausnahme, können sich von daher durchaus eine 
Arbeitswelt vorstellen, in welcher es weder auf Arbeit- 
nehmer- noch auf Arbeitgebers eite Kartellstruktu- 
ren gibt. Wettbewerb als Sanktionsmechanismus und 
positiv gestaltende, gesetzliche Regulierungen, so- 
weit einzelne Besonderheiten auf den Märkten für 
abhängige Arbeit tatsächlich bestehen, könnten 
insgesamt eine funktionsfähige, dem Interesse der 
Arbeitsplatzinhaber wie der Arbeitslosen wie der 
Allgemeinheit entsprechende Ordnung gewährlei- 
sten. Die Monopolkommission hat dies nicht zur 
Richtschnur für ihre Vorschläge gemacht. Ein solches 
Konzept setzte zu seiner Durchführung eine Ver- 
fassungsänderung voraus. Dies erscheint aus vie- 
len Gründen unrealistisch. Zu ihnen gehört auch 
der Umstand, daß die Tarifvertragsparteien selbst die 
politische Willensbildung in diesem Lande wesentlich 
mitbestimmen. Die Monopolkommission hat sich 
vielmehr davon leiten lassen, die kartellanalogen 
Drittbelastungen der gegenwärtigen Ordnung (oben 
Tz. 885 ff.) auf jenes Minimum zu reduzieren, welches 
beim gegebenen Ausgangspunkt nicht vermieden 
werden kann. Mit anderen Worten: Zu lockern ist die 
bisherige Unabdingbarkeit von Tarifverträgen. 

937. Von diesem Ausgangspunkt her schlägt sie eine 
Änderung von Tarifvertragsgesetz und Betriebsver- 
fassungsgesetz dahin vor, daß von tarifvertraglichen 
Regelungen generell im Wege von Betriebsvereinba- 
rungen abgewichen werden kann. In der Sache ist 
dies eine allgemeine, durch Gesetz erzwungene Öff- 
nungsklausel. Eine Tarifautonomie sollte von vorn- 
herein imter dieser Begrenzung stehen. Eine solche 
Lösung birgt das Risiko, daß Konflikte auf die Be- 
triebsebene verlagert werden körmen und der 
Betriebsfrieden leidet, obwohl auf dieser Ebene das 
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Mittel des Arbeitskampfes gar nicht zur Verfügung 
steht. Die Monopolkommission schätzt dieses Risiko, 
wie sie im Zusammenhang transaktionskostentheore- 
tischer Überlegungen aus geführt hat, eher als gering 
ein (Tz. 920). Auch bleibt bei diesem Ansatz Tarif- 
vertrag in wirtschaftlicher Sicht imvermeidlich Kar- 
tellvertrag, Dies könnte in Verbindung mit gesetz- 
lich abgesicherter Öffnungsklausel dazu führen, daß 
Gewerkschaften bei ihren Forderungen weniger Rück- 
sicht auf eine gesamtwirtschaftliche Verträglichkeit 
nehmen und auf Arbeitgeberseite die ohnehin nicht 
stark ausgeprägte Solidarität — außerhalb des Arbeit- 
geberverbandes stehen sich die Unternehmen auf den 
Märkten als Konkurrenten gegenüber — leidet: Was 
aufgrund der gesetzlichen Öffnungsklausel an Flexi- 
bilität gewonnen wird, kann auf überbetrieblicher 
Ebene beim Lohnniveau verlorengehen. Auch diesen 
Bedenken sollte kein zu großes Gewicht beigemessen 
werden. Dem überkommenen System wohnt ohnehin 
eine Tendenz zu Abschlüssen oberhalb des markträu- 
menden Preises inne; Stabilisierungsfaktoren, welche 
dagegen verläßlich schützen könnten, gibt es nicht 
(vgl. oben Tz. 890ff.). Von daher bewertet die Mono- 
polkommission die Chance, auf diese Weise dem Ziel 
der Beschäftigungssicherung bzw. der Annäherung 
an einen Zustand der Vollbeschäftigung näherzukom- 
men, als sehr viel gewichtiger. 

938. Das Kommissionsmitglied Haastert hat gegen 
diesen Vorschlag nicht nur verfassungsrechtliche 
Bedenken. Darüber hinaus wird der Mangel an Ver- 
bindlichkeit und Verläßlichkeit die Tarifverträge 
zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaf- 
ten entwerten. Daraus folgt für die Praxis eine Ten- 
denz zur Dezentralisierung auf die Betriebe, auch 
wenn sich wegen der Vorteile tarifvertraglicher Stan- 
dardisierungen hierfür eventuell neue überbetriebli- 
che Organisationsformen herausbilden. Die Konse- 
quenzen können denen von Haustarifen entsprechen, 
die in der Praxis bisher zu negativen Erfahnmgen 
geführt haben. 

Wenn allerdings andere Maßnahmen zur Flexibilisie- 
nmg mit weniger gravierenden Verändenmgen der 
bisherigen Form der Tarifautonomie keine hinrei- 
chende Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Wirt- 
schaft mehr ermöglichen, könnte auch dieser Vor- 
schlag in Erwägung gezogen werden. 


5.2.1 Zur Verfassungsdimension 

939. Vorschlägen dieser Art wird entgegengehalten, 
sie griffen in einen Kembereich der Tarifautonomie 
ein und könnten deshalb vor Artikel 9 Abs. 3 GG 
keinen Bestand haben. Die Monopolkommission kann 
an dieser Stelle keine Verfassungsexpertise geben. 
Da verfassungsrechtliche Einwände, wenn auch in 
abgeschwächter Form, ebenso gegen die weiteren 
Vorschläge der Kommission erhoben werden können, 
will sie jedenfalls ihre Sicht kurz markieren. 

940. Die Rechtsprechung des Bundesverfassimgsge- 
richts zu Artikel 9 Abs. 3 GG ist weniger durch 
schneidige Aussagen als durch interpretatorische 
Behutsamkeit gekennzeichnet. Ihre Kemelemente 
stellen sich im Verständnis der Monopolkommission 


so dar 19). Die Koalitionsfreiheit des Artikel 9 Abs, 3 
GG ist eine dienende Freiheit, dies in einer doppelten 
Richtung: Die Organisationen sind zum einen auf die 
Belange ihrer Mitglieder ausgerichtet; die im Rahmen 
der Grundgesetznorm geschützte Koalitionsfreiheit 
hat eine individualistische Basis. Die Freiheit dieser 
Organisationen ist nicht Ausprägimg natürlicher Frei- 
heit im Sinne inhaltlich undeterminierten Handelns 
bis hin zur Willkür, sie ist als zielgerichtete institutio- 
nelle Ordnung ausgeformt. Dies folgt aus der aus- 
drücklichen Zwecksetzung dieser Koalitionen („Wah- 
rung und Förderung der Arbeits- und Wirtschafts- 
bedingimgen"). Das Bundesverfassimgsgericht geht 
dabei — unreflektiert — vom Vorverständnis einer 
strukturellen Unterlegenheit der einzelnen Arbeit- 
nehmer beim Abschluß von Arbeitsverträgen aus, 
welches durch kollektives Handeln auszugleichen sei, 
xim damit ein annähernd gleichgewichtiges Aushan- 
deln der Löhne imd Arbeitsbedingungen zu ermögli- 
chen 20 ). Das Grundrecht der Koalitionsfreiheit bedarf 
der Ausgestaltung durch den einfachen Gesetzgeber. 
Zwei Gründe sind dafür maßgeblich. Der erste betrifft 
das Binnenverhältnis der Tarifvertragsparteien: Beide 
genießen prinzipiell gleichermaßen den Schutz der 
Norm, so daß eine ordnende Koordinierung erforder- 
lich wird. Dies gilt namentlich auch unter dem Aspekt 
der beträchtlichen Auswirkungen von Arbeitskampf- 
mitteln auf den jeweiligen Gegner. Der zweite Grund 
betrifft die Außenwirkimgen des Systems, die negati- 
ven externen Effekte auf die Allgemeinheit. Auch 
imter diesem Aspekt muß die Einbettimg des Frei- 
heitsrechts in die verfassungsrechtliche Ordmmg 
gewahrt bleiben. Hier besteht ein in der Recht- 
sprechung noch nicht abschließend ausgeloteter Re- 
gelungsspielraum für den einfachen Gesetzgeber 
(„ . . . braucht nicht vertieft zu werden." 2 1)), Die vom 
Gesetzgeber zu beachtenden Grenzen gehen in die 
Richtung, daß er dabei „den besonderen Erfordernis- 
sen des jeweils zu regelnden Sachverhalts Rechnung 
trägt" und daß die von ihm der Koalitionsfreiheit 
gesetzten Schranken insoweit „zum Schutz anderer 
Rechtsgüter von der Sache her geboten" sein müs- 
sen 22 ). Unantastbar bleibt dabei ein Kernbereich der 
Koalitionsfreiheit. Er ist nicht auf ewige Zeiten vorge- 
geben, sondern steht in einer Abhängigkeit von den 
tatsächlichen Umständen. Deutlich wird dies etwa an 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Zulässigkeit einer suspendierenden Abwehraus- 
sperrung der Arbeitgeber. Bezugspunkt sind die „ge- 
genwärtig bestehenden wirtschaftlichen Verhält- 
nisse. " 23) Unter dieser Kautele rechnen hierher — be- 
zogen auf die Binnensphäre der Beteiligten — etwa 
die Verhandlungsfähigkeit beider sozialer Gegen- 
spieler bei Tarif auseinandersetzimgen, eingeschlos- 
sen Strukturelemente wie Gegnerfreiheit imd die 
Fähigkeit, einen wirkimgsvollen Arbeitskampf zu 
führen. Bezogen auf die Außenwirkimgen des 


19) Vgl. Nachweise in Fn. 1 zu diesem Kapitel. 

20) Z.B. BVerfGE 84, 212, 229. 

21) Ebenda, S, 228. 

22) Vgl. jüngst zusammenfassend Bundesarbeitsgericht, 
a. a. O., S. 538, 540f. 

23) BVerfGE 84, 212, 225 und 231; vertiefend J. Isensee, Die 
verfassungsrechtliche Verankerung der Tarifautonomie, in: 
Die Zukunft der sozialen Partnerschaft, Veröffentlichungen 
der Walter-Raymond-Stiftung, Köln 1986, S. 159, 166ff. 
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Systems wird in den Kembereich eingegriffen, wenn 
die dem Betätigungsrecht der Koalitionen vom Ge- 
setzgeber gesetzten Schranken zum Schutz anderer 
Rechtsgüter von der Sache her eben nicht geboten 

sind 24). 

941. Die Monopolkommission hält den hier beste- 
henden Regelungsspielraum des einfachen Gesetzge- 
bers für beträchtlich. Sie sieht sich darin durch die 
jüngste Entscheidimg des Bundesarbeitsgerichts zur 
Unwirksamkeit tariflicher Beendigimgsklauseln we- 
gen Rentenalters bestätigt 25). Die Begrenzung des 
Normsetzimgsrechts der Tarifvertragspairteien aus 
§ 41 Abs. 4 Satz 3 SGB VI verletzte nicht die in 
Artikel 9 Abs. 3 GG gewährleistete Tarif autonomie: 
Es gehöre zu den wesentlichen Aufgaben eines so- 
zialen Staates, die Finanzierbarkeit der Sozialver- 
sicherungsrenten langfristig sicherzustellen imd auf 
imgünstige demographische Entwicklungen frühzei- 
tig zu reagieren. Außerdem werde mit der Flexibili- 
sierung der Lebensarbeitszeit den Arbeitnehmern die 
Möglichkeit eröffnet, selbst darüber zu entscheiden, 
wann sie das Altersruhegeld in Anspruch nehmen und 
aus dem Arbeitsleben ausscheiden. Es folgt dann die 
bemerkenswerte Aussage: „Diese Stärkung der 
Rechtsstellung der Arbeitnehmer auch gegenüber 
den Tarifvertragsparteien ist, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Wertentscheidung des Arti- 
kel 12 I GG, verfassungsrechtlich nicht zu beanstan- 
den 26)". 


5.2.2 Schlußfolgerungen 

942. Die Parallele zur hier behandelten Fragestel- 
lung liegt nahe: Vollbeschäftigung hat als Gemein- 
wohlziel noch höheren Rang als die Sicherung der 
Altersversorgung. Denn iimerhalb eines Umlagever- 
fahrens ist ersteres Voraussetzimg für letzteres. Hinzu 
kommt die besondere normative Hervorhebung die- 
ses Gemeinwohlziels allüberall, wo die Ausrichtung 
staatiicher Tätigkeit auf die Ziele des sog. gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts angesprochen ist. Ähnli- 
ches gilt für den Hinweis des Gerichts auf das Recht 
der Berufsfreiheit aus Artikel 12 Abs. 1 GG: Wenn die 
Wirkungen einer Tarifvertragsordnung sozusagen 
strukturell auf die Verringenmg von Beschäftigungs- 
chancen Außenstehender gerichtet sind, die nicht zu 
den beati possidentes der Arbeitsplatzinhaber gehö- 
ren, dann rechtfertigt sich auch aus diesem Blickwin- 
kel eine um besseren Interessenabgleich bemühte 
legislative Rahmensetzimg. Gesetzliche Öffnungs- 
klausehi fügen sich diesem Anliegen ein. 

943. Die Monopolkommission ist sich bewußt: Für 
den Gesetzgeber zählen nicht nur die Grenzen der 
Verfassung. In politisch sensitiven Feldern reicht für 
ihn schon das Risiko eines Verfassungsverstoßes. Die 
Monopolkommission sieht darin eine verfassimgspoli- 


24) Wie Fn. 22. 

25) Bimdesarbeitsgericht, a. a. O., S. 538; vgl. schon oben in 
Tz. 882. 

26) Bundesarbeitsgericht, a. a. O,, S. 541, linke Spalte; Arti- 
kel 12 Abs. 1 GG schützt die Freiheit der Berufswahl und der 
Berufsausübung. 


tische Fehlentwicklung. Weim ein Verfassungsge- 
richt, gestützt auf Generalklauseln, eine umfassende 
Überprüfungskompetenz in Anspruch nimmt, sollte 
diese Kompetenz möglichst nicht durch eine breite 
Grauzone jurisdiktioneller Unbestimmtheit noch 
weiter ausgedehnt werden. Dies trägt — im interna- 
tionalen Vergleich gesehen — zu einer ausgeprägten 
Reformunfähigkeit in diesem Lande bei. Die mit 
Rücksicht auf Artikel 87 Abs. 1 GG postulierte ver- 
meintliche Notwendigkeit einer Verfassungsände- 
rung im Zusammenhang der Postreform II zeigt, 
welche gemeinwohlwidrigen Fesseln für den Gesetz- 
geber hieraus erwachsen können. 


5.3 Eingeschränkte Öffnungsklauseln 

944. Weim das verfassungsrechtliche Risiko bei 
gesetzlichen Öffnungsklauseln als zu hoch angesehen 
wird, kommen Begrenzungen der Öffnungswirkung 
in Betracht. Eine erste Abschwächung wäre eine 
Verpflichtung der Tarifvertragsparteien, zweckmäßig 
angesiedelt im Tarifvertragsgesetz, bei Lohntarifver- 
trägen Bandbreiten vorzuhalten (Korridorlösungen). 
Auf Betriebsebene wäre darm in diesem Rahmen 
die endgültige Lohnhöhe festzusetzen. Eine weitere 
Abstufimg läge darin, daß ein Tarifvertrag nur einen 
oberen Grenzwert festlegen kaim (z. B. eine Lohn- 
erhöhimg von 4,2%). Auf Betriebsebene bliebe es 
möglich, diesen Grenzwert imterschiedlich auszufül- 
len (Optionslösung). In Betracht kommt eine geringer 
ausfallende Beulohnerhöhung im Austausch für grö- 
ßere Beschäftigungssicherheit, für größere Flexibili- 
tät in der Arbeitszeit u. a. m. Als Anschauimgsmate- 
rial können die Erfahrungen mit der Tarifrunde 1994 
dienen (Tz. 881). Die Optionslösung kaim weiter 
eingeschränkt werden in der Weise, daß die Tarifver- 
tragsparteien verpflichtet werden, unterschiedliche 
Optionen für die Betriebsebene mitzudefiiüeren. Dort 
wird dann über die am ehesten passgenaue Auswahl 
entschieden (Menülösimg). Die stärkste Abschwä- 
chimg verbände sich damit, wenn eine Abweichimg 
vom Tarifvertrag auf das Vorliegen einer konkret 
festzustellenden Notsituation begrenzt ist (Ausriah- 
meklausel). Man kann argumentieren, letzteres ent- 
spräche mit Rücksicht auf den das gesamte Recht 
beherrschenden Grundsatz von Treu imd Glauben 
bereits dem geltenden Recht. Doch bliebe dies ohne 
legislative Vorklärung eine These in der Welt der 
Gedanken, ohne praktische Wirkung. Auch gegen 
diese eingeschränkten Öffnungsklauseln mag der 
Vorwurf eines Verfassungsverstoßes erhoben werden. 
Die Monopolkommission hält über das in Tz. 939 ff. 
Ausgeführte hinaus dagegen: Die hier gemachten 
Vorschläge nehmen im wesentlichen Gedanken auf, 
wie sie in der Tarifrunde 1994 die praktische Vernunft 
der Beteiligten realisiert hat, freilich aufgrund patho- 
logischen Lernens und ohne Gewähr einer Fortfüh- 
rung in die Zukunft hinein (vgl. Tz. 881). Die Kommis- 
sion hat Mühe, einen Verfassimgs verstoß eines 
Gesetzgebers zu erkeimen, weim dieser den Versuch 
unternimmt, im Wege einer ergänzenden Rahmen- 
ordnung jener praktischen Vermmft eine Durchset- 
zungschance von Dauer zu geben. Mehr als eine 
Chance ist es letztlich nicht. 
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5.4 Flankierende Verfahrensregelungen 

045. Bei einigen dieser Vorschläge besteht eine 
Notwendigkeit zu flankierenden Verfahrensregeln. 
Dies gilt nicht für die Variante einer generellen 
gesetzlichen Öffnungsklausel, ebensowenig für den 
Vorschlag, der hier als Optionslösung bezeichnet 
wurde. Kommt es in diesen Fällen auf betrieblicher 
Ebene nicht zu einer übereinstimmenden Regelimg, 
verbleibt es bei dem im Tarifvertrag erzielten Ergeb- 
nis. Bei einer Korridorlösung und bei einer Menülö- 
sung bedarf es eines Verfahrens, wie innerhalb des 
gewährten Spielraums das konkrete Resultat gefun- 
den wird. Bei einer Ausnahmeklausel ist eine Antwort 
auf die Frage zu geben, wer über das Vorliegen einer 
Notsituation abschheßend zu befinden hat. Diesbe- 
züglich hat eine Arbeitsgruppe von Professoren im 
Jahre 1993 Vorschläge entwickelt, welche die Mono- 
polkommission für adäquat hält 27). Bei tarifvertragli- 
chen Wahlmöglichkeiten empfiehlt sich auf Betriebs- 
ebene nicht ein Rückgriff auf die bestehenden Eini- 
gungsstellen. Hier wird im Konfliktfall die Entschei- 
dung letztlich einem Arbeitsrichter zugeschoben. 
Eine Lohnfindungskomnüssion auf Betriebsebene, 
paritätisch besetzt von der Arbeitnehmer- und Arbeit- 
geberseite. bei alternierendem Vorsitz, verbürgt 
stärkere Betriebsnähe. Die Einrichtung des wechseln- 
den Vorsitzes mit der Möglichkeit, unangemessene 
Ergebnisse beim nächsten Mal zu korrigieren, wäre 
in der Lage, für Maß und Verstetigung zu sorgen. Be- 
züglich der Feststellxmg einer Ausnahmesituation 
empfiehlt sich im Divergenzfall eine Art Schiedsver- 
fahren, Der gegebenenfcills den Ausschlag gebende 
Vorsitzende könnte ad hoc einvemehmlich bestellt, 
gegebenenfalls aus einer vorab erstellten Liste ausge- 
lost werden. 


5.5 Weitere Auflockerungen 
der Unabdingbarkeit 

5.5.1 Günstigkeitsprinzip 

946. Die Unabdingbarkeit von Tarifverträgen sollte 
in weitere Richtungen hin aufgelockert werden. So 
wird in der Diskussion zum Teil eine Abschaffung des 
in § 4 Abs. 3 TVG enthaltenen individuellen Günstig- 
keitsprinzips gefordert. Gegenwärtig ist eine vom 
Tarifvertrag abweichende Vereinbarung nur zulässig, 
soweit sie entweder durch den Tarifvertrag selbst 
gestattet ist oder eine Abändenmg „zugimsten des 
Arbeitnehmers" enthält. Nach durchaus herrschender 
Meinung ist dabei die tarifliche Regelung mit der 
getroffenen abzuweichenden Regelung zu verglei- 
chen, nicht letztere mit der sonst bestehenden Situa- 
tion eines Arbeitnehmers. Eine Einstellung zu unter- 
tariflichen Bedingungen ist von daher nicht mit der 
Begründung zu rechtfertigen, ansonsten wäre der 
betroffene Arbeitnehmer überhaupt nicht einge- 
stellt worden und damit arbeitslos geblieben. Nicht 
abschheßend geklärt ist dabei die schwierige Fra- 
ge, auf welche Regelungselemente im einzelnen bei 
einem Vergleich abzustellen ist. Nach herrschender 


27) Vgl. o. V., Den Platz im Korridor suchen, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 5. Juni 1993, S. 13. 


Lehre muß ein sog. Gruppenvergleich stattfinden; er 
faßt gleiche oder artgleiche Regelungen zusammen. 
Man kann erwägen, eine Lockenmg in der Weise 
vorzusehen, daß Betriebsrat und Betriebsleitung hier 
in einem gemeinsamen Votum eine Entscheidungs- 
prärogative zukommt. Bei einer völhgen Beseitigxmg 
der Regelung entsteht ein verfassungsrechthches 
Risiko. Denn wenn in jedem Individualvertrag unbe- 
grenzt von einem Tarifvertrag abgewichen werden 
kann, kommt letzterem nur mehr der Charakter einer 
orientierenden Empfehlung zu. Die Monopolkommis- 
sion hält aber eine Auflockenmg unter gemeinwohl- 
bezogenen Begrenzungen für ebenso statthaft wie 
sinnvoll; Denkbare Kriterien wären eine personelle 
Begrenzung auf Langzeitarbeitslose, eine räumliche 
auf Regionen mit atypisch hoher Arbeitslosigkeit, eine 
entsprechende branchenmäßige Begrenzung und/ 
oder eine inhaltliche, z. B. Befristungen (faktisch ein 
Einstiegstarif), gegebenenfalls eine Ausgestaltung 
des Arbeitsverhältnisses als Probezeit (Verzicht airi 
das Kündigimgsschutzgesetz in dieser Phase). Ein 
Bedarf für diese angestrebte Flexibilisienmg verrin- 
gert sich entsprechend, je mehr es auf der Ebene des 
Tarifvertrages zu einer Beweglichkeit im Sinne einge- 
schränkter Öffmmgsklauseln kommt (Tz. 944). 


5.5.2 Zeitliche Begrenzungen der Tarifgebundenheit 

947. Nach § 3 Abs, 3 TVG bleibt eine Tarif gebun- 
denheit bestehen, bis der Tarifvertrag endet. Ein 
Verbandsaustritt vermag also einen Arbeitgeber nicht 
von der zwingenden Geltung eines Tarifvertrages 
freizustellen. Diese Regelung läßt sich nicht als eine 
Ausprägimg des eher selbstverständlichen Gnmdsat- 
zes von den einzuhaltenden Vertragspflichten be- 
greifen. Denn durch den vollzogenen Austritt aus 
dem Verband wird eine privatrechtliche Legitimation 
gerade beseitigt. Die Vorschrift soll vielmehr eine 
Schutz- imd Befriedungsfunktion von Tarifverträgen 
gewährleisten. Diese würde empfindlich beeinträch- 
tigt, wenn Angehörige der Tarifparteien aus dem 
Tarifvertrag flüchten könnten. Dem ist eine gewisse 
Berechtigung nicht abzusprechen. Doch erscheint die 
legislative Lösung unverhältnismäßig. Die Monopol- 
kommission empfiehlt deshalb, den Fortbestand der 
Tarif gebundenheit einzuschränken. Läuft die Bin- 
dungswirkung eines Lohn- oder Gehaltstarifvertrages 
ab, sollte gleichzeitig auch jede sonstige tarifvertrag- 
liche Bindimg — etwa aus einem Manteltarifvertrag — 
entfallen. 

948. Vom Verbandsaustritt zu unterscheiden ist die 
Nachwirkung einer Tarifnorm gemäß § 4 Abs. 5 TVG. 
Danach gelten die Rechtsnormen eines Tarifvertrages 
— nicht seine eventuell vorhandenen betriebsverfas- 
sungsrechtlichen Normen — trotz Ablaufs eines Tarif- 
vertrages weiter, bis sie durch eine andere Abma- 
chung ersetzt werden. Erfaßt sind freüich nur Arbeits- 
verhältnisse, die bei Ablauf des Tarifvertrages bereits 
begründet waren. Dies pflegt allerdings die große 
Masse zu sein. Der Unterschied zur fortdauernden 
Bindungswirkung nach § 3 Abs. 3 TVG liegt darin, daß 
im Falle einer Nachwirkung nach § 4 Abs. 5 TVG die 
zwingende Wirkung des Tarifvertrags entfäl :. Er 
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kann durch eine davon abweichende Betriebsverein- 
barung ersetzt werden, was in aller Regel allerdings 
an § 77 Abs. 3 Betriebsverfassungsgesetz scheitern 
wird 28). Auch ein Einzelarbeitsvertrag kommt dafür in 
Betracht; nur setzt das im Hinblick auf die bestehen- 
den Arbeitsverhältnisse die Zustimmung eines jeden 
einzelnen Arbeitnehmers voraus. Ob § 4 Abs. 5 TVG 
xmd § 3 Abs, 3 TVG kumulativ anzuwenden sind, wird 
in der Rechtslehre nicht einheitlich beurteilt. Das für 
die Praxis maßgebliche Bundesarbeitsgericht hat die 
Frage bejaht 29). Praktisch bedeutet dies; Ein Unter- 
nehmen, welches aus einem Arbeitgeberverband aus- 
getreten ist, unterfällt nicht nur der Bindungswirkung 
eines vorhandenen Tarifvertrages, sondern trotz Aus- 
tritts auch noch der Fortwirkung nach § 4 Abs. 5 TVG. 
Dies ist ein überzogener innerer Kartellzwang. Die 
Monopolkommission empfiehlt eine legislative Klar- 
stellimg dahin, daß § 4 Abs. 5 TVG nach einem 
vollzogenen Verbandsaustritt keine Anwendung fin- 
det. 


5.5.3 Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 

949. Die Kartell Wirkung von Tarifverträgen wird 
durch die Möglichkeit, sie gemäß § 5 TVG für allge- 
meinverbindlich zu erklären, erhöht. Es führt in die 
Irre, die Bedeutung dieses Rechtsinstituts unter Hin- 
weis auf die geringe Zahl von für allgemeinverbind- 
lich erklärten Tarifverträgen herunterzuspielen. Im 
Januar 1994 waren 544 von rund 41 700 Tarifverträ- 
gen für allgemeinverbindlich erklärt. Diese zielen 
allerdings gerade auf Bereiche, in denen die erodie- 
rende Wirkung auf Tarifverträge durch Außenseiter- 
konkurrenz ansonsten recht hoch wäre. Dies betrifft 
allgemein den Dienstleistungssektor, dabei nament- 
lich den Handel. Letzterer stellt rund 72% der so 
erfaßten Arbeitnehmer. Im übrigen ist in diesem 
Institut sozusagen ein auf Stabilisierung des Systems 
gerichtetes normatives Drohpotential enthalten. 


28) Danach können Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedin- 
gungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder übUcher- 
weise geregelt werden, nicht Gegenstand einer Betriebsver- 
einbarung sein. Dies gilt nur dann nicht, wenn ein Tarifver- 
trag den Abschluß ergänzender Betriebsvereinbarungen 
ausdrückbch zuläßt. 

29) Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 18. März 1992, Ent- 
scheidungssammlung zum Arbeitsrecht (EzA), Tarifver- 
tragsgesetz § 4, Nachwirkung Nr. 14. 


950. Die Monopolkommission hält eine völlige 
Abschaffung dieser Möglichkeit für vertretbar, emp- 
fiehlt sie aber nicht. Es gibt einen Restbestand an 
Sachverhalten, bei denen eine Allgemeinverbindlich- 
keitserklärung von Tarifverträgen Sinn macht. Dies 
gilt überall dort, wo der Gesetzgeber den Tarifver- 
tragsparteien ausnahmsweise eine konkretisierende 
Ordnungsfimktion beimißt, etwa im Zusammenhang 
des Vermögensbildungsgesetzes, des Vorruhestands- 
gesetzes, des Bimdesurlaubsgesetzes u. ä. Auch in 
Branchen, in denen gemeinsame Einrichtungen wie 
Lohnausgleichskassen und Betriebsrentenkassen an- 
gesichts hoher Arbeitnehmerfluktuation ansonsten 
nicht effizient zu organisieren sind, mag man daran 
f esthalten. Bedenken unter dem Aspekt der negativen 
Koalitionsfreiheit lassen sich dann nicht völlig unter- 
drücken, falls Außenseiter zwangsweise zu Mitglie- 
dern von gemeinsamen Einrichtungen gemacht wer- 
den. 

951 . Einen Fremdkörper schon innerhalb des über- 
kommenen Tarifvertragssystems bildet § 3 Abs. 2 
TVG. Danach werden die Außenseiterarbeitnehmer 
eines tarifgebundenen Arbeitgebers von den betrieb- 
lichen und betriebsverfassungsrechtlichen Regelun- 
gen eines Tarifvertrages erfaßt. Eine Prüfung auf ein 
Allgemeininteresse hin, wie es bei § 5 TVG vorge- 
schrieben ist, entfällt. Ein Minimalsinn kann dieser 
Bestimmung allenfalls dann zukommen, wenn man 
sie auf Sachverhalte beschränkt, bei denen eine 
unterschiedliche Behandlung von Organisierten und 
Außenseitern evident xmzweckmäßig ist. Da sie eine 
Art gesetzlich verordneten externen Kartellzwang 
ausspricht, sollte man sie besser ganz streichen. 


5.6 Schlußbemerkung 

952. Diese hier vorgestellten Überlegungen der 
Monopolkommission zeichnen einen Rahmen. Sie 
bleiben ergänzungsbedürftig und im Detaü auch 
weiter zu konkretisieren. Dies ist Aufgabe einer Dis- 
kussion, die ohnehin bereits geführt wird und zu 
welcher die Monopolkommission aus ihrer wettbe- 
werbsgeprägten Sicht einen Beitrag leisten will. Dem 
fügt sich der Titel dieses Hauptgutachtens ein: Mehr 
Wettbewerb auf allen Märkten! 


Köln, den 30. Juni 1994 


CC. v. Weizsäcker 


W. Haastert W. Herion W. Möschei 


E. Weber-Braun 
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A. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(Auszug: §§ 22 bis 24c) 

in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 20. Februar 1990 (BGBl. I S. 235) 


§22 

Mißbrauchsaufsicht 

(1) Ein Unternehmen ist marktbehenschend im 
Sinne dieses Gesetzes, soweit es als Anbieter oder 
Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen 

1. ohne Wettbewerber ist oder keinem wesentlichen 
Wettbewerb ausgesetzt ist oder 

2. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern über- 
ragende Marktstellimg hat; hierbei sind insbeson- 
dere sein Marktanteil, seine Finanzkraft, sein 
Zugang zu den Beschaffimgs- oder Absatzmärk- 
ten, Verflechtimgen mit anderen Unternehmen, 
rechüiche oder tatsächliche Schranken für den 
Marktzutritt anderer Unternehmen, die Fähigkeit, 
sein Angebot oder seine Nachfrage auf andere 
Waren oder gewerbliche Leistungen umzustellen, 
sowie die Möglichkeit der Marklgegenseite, auf 
andere Unternehmen auszuweichen, zu berück- 
sichtigen. 

(2) Als marktbeherrschend gelten auch zwei oder 
mehr Unternehmen, soweit zwischen ihnen für eine 
bestimmte Art von Waren oder gewerblichen Leistun- 
gen allgemein oder auf bestimmten Märkten aus 
tatsächlichen Gründen ein wesentlicher Wettbewerb 
nicht besteht imd soweit sie in ihrer Gesamtheit die 
Voraussetzimgen des Absatzes 1 erfüllen. 

(3) Es wird vermutet, daß 

1 . ein Unternehmen marktbeherrschend im Sinne des 
Absatzes 1 ist, weim es für eine bestimmte Art von 
Waren oder gewerblichen Leistungen einen 
Marktanteil von mindestens einem Drittel hat; die 
Vermutung gilt nicht, wenn das Unternehmen im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Umsatzer- 
löse von weniger als 250 Millionen Deutscher Mark 
hatte; 

2. die Voraussetzimgen des Absatzes 2 vorliegen, 
wenn für eine bestimmte Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen 

a) drei oder weniger Unternehmen zusammen 
einen Marktanteil von 50 vom Hundert oder 
mehr haben oder 

b) fünf oder weniger Unternehmen zusammen 
einen Mcirktanteil von zwei Dritteln oder melir 
haben; 

die Vermutung gilt nicht, soweit es sich um Unter- 
nehmen handelt, die im letzten abgeschlossenen 


Geschäftsjahr Umsatzerlöse von weniger als 
100 Millionen Deutscher Mark hatten. Für die 
Berechnimg der Marktanteile und der Umsatzer- 
löse gilt § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 10 entsprechend. 

(4) Die Kartellbehörde hat gegenüber marktbeherr- 
schenden Unternehmen die in Absatz 5 genannten 
Befugnisse, soweit diese Unternehmen ihre marktbe- 
herrschende Stellung auf dem Markt für diese oder 
andere Waren oder gewerbliche Leistungen miß- 
bräuchlich ausnutzen. Ein Mißbrauch im Siime des 
Satzes 1 liegt insbesondere vor, wenn ein marktbe- 
herrschendes Unternehmen als Anbieter oder Nach- 
frager einer bestimmten Art von Waren oder gewerb- 
lichen Leistungen 

1 . die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unterneh- 
men in einer für den Wettbewerb auf dem Markt 
erheblichen Weise ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund beeinträchtigt; 

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen for- 
dert, die von denjenigen ab weichen, die sich bei 
wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahrschein- 
lichkeit ergeben würden; hierbei sind insbeson- 
dere die Verhaltensweisen von Unternehmen auf 
vergleichbaren Märkten mit wirksamem Wettbe- 
werb zu berücksichtigen; 

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäftsbe- 
dingungen fordert, als sie das marktbeherrschende 
Unternehmen selbst auf vergleichbaren Märkten 
von gleichartigen Abnehmern fordert, es sei denn, 
daß der Unterschied sachlich gerechtfertigt ist. 

(5) Die Kartellbehörde kann imter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 4 marktbeherrschenden Unter- 
nehmen ein mißbräuchliches Verhalten untersagen 
und Verträge für unwirksam erklären; § 19 güt ent- 
sprechend. Zuvor soll die Kartellbehörde die Beteilig- 
ten auff ordern, den beanstandeten Mißbrauch abzu- 
stellen. 

(6) Soweit die Voraussetzimgen des Absatzes 1 bei 
einem Konzemimtemehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes vorliegen, stehen der Kartellbehörde 
die Befugnisse nach Absatz 5 gegenüber jedem Kon- 
zemimtemehmen zu. 

§23 

Anzeigepflicht fü^ Zusammenschlüsse 

(1) Der Zusammenschluß von Unternehmen ist dem 
Bundeskartellamt unverzüglich anzuzeigen, wenn die 
beteiligten Unternehmen insgesamt im letzten vor 
dem Zusammenschluß endenden Geschäftsjahr Um- 
satzerlöse von mindestens 500 Millionen Deutscher 
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Mark hatten. Ist ein beteiligtes Unternehmen ein 
abhängiges oder herrschendes Unternehmen im 
Sinne des § 17 des Aktiengesetzes oder ein Konzem- 
xmtemehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes, 
so sind für die Berechnung der Ums atz erlöse sowie 
von Marktanteilen die so verbundenen Unternehmen 
als einheiüiches Unternehmen anzusehen; wirken 
mehrere Unternehmen aufgrund einer Vereinbarung 
oder in sonstiger Weise derart zusammen, daß sie 
gemeinsam einen beherrschenden Einfluß auf ein 
beteiligtes Unternehmen ausüben können, so gilt 
jedes von ihnen als herrschendes Unternehmen. Für 
die Ermittlung der Umsatzerlöse gilt § 277 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuches; Umsatzerlöse aus Lieferungen 
und Leistimgen zwischen Unternehmen, die im Sinne 
des Satzes 2 verbimden sind (Innenumsatzerlöse) 
sowie Verbrauchs teuem bleiben außer Betracht; 
Umsatzerlöse in fremder Währung sind nach dem 
amtlichen Kurs in Deutsche Mark umzurechnen. An 
die Stelle der Umsatzerlöse treten bei Kreditinstituten 
xmd Bausparkassen ein Zehntel der Bilanzsumme, bei 
Versichenmgsuntemehmen die Prämieneinnahmen 
des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Die 
Büanzsumme ist um diejenigen Ansätze zu vermin- 
dern, die für Beteiligimgen an im Sinne des Satzes 2 
verbundenen Unternehmen ausgewiesen sind; Prä- 
mieneinnahmen sind die Einnahmen aus dem Erst- 
xmd Rückversichenmgsgeschäft einschließlich der in 
Rückdeckimg gegebenen Anteile. Bei Unternehmen, 
deren Geschäftsbetrieb ganz oder teilweise im Ver- 
trieb von Waren besteht, sind insoweit nur drei Viertel 
der Umsatzerlöse in Ansatz zu bringen. Bei Unterneh- 
men, deren Geschäftsbetrieb ganz oder teilweise im 
Verlag, in der Herstellung oder im Vertrieb von 
Zeitungen und Zeitschriften oder deren Bestandteilen 
besteht, ist insoweit das Zwanzigfache der Umsatz er- 
löse in Ansatz zu bringen; Satz 6 bleibt imberührt. 
Beim Erwerb des Vermögens eines anderen Unter- 
nehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil ist für 
die Berechnung der Marktanteile und der Umsatzer- 
löse des Veräußerers nur auf denveräußerten Vermö- 
gensteil abzustellen. Satz 8 gilt entsprechend für den 
Erwerb von Anteilen, soweit dabei weniger als 25 vom 
Himdert der Anteile beim Veräußerer verbleiben und 
der Zusammenschluß nicht die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Nr. 2 Satz 3, Nr. 5 oder Nr. 6 erfüllt. Steht 
einer Person oder Personenvereinigung, die nicht 
Unternehmen ist, die Mehrheitsbeteihgimg an einem 
Unternehmen zu, so gilt sie für die Zwecke dieses 
Gesetzes als Unternehmen. 

(2) Als Zusammenschluß im Sinne dieses Gesetzes 
gelten folgende Tatbestände: 

1. Erwerb des Vermögens eines anderen Unterneh- 
mens ganz oder zu einem wesentlichen Teil durch 
Verschmelzung, Umwandlung oder in sonstiger 
Weise. 

2. Erwerb von Anteilen an einem anderen Unterneh- 
men, wenn die Anteile allein oder zusammen mit 
sonstigen, dem Unternehmen bereits gehörenden 
Anteilen 

a) 25 vom Himdert des Kapitals oder der Stimm- 
rechte des anderen Unternehmens erreichen 
oder 


b) 50 vom Hundert des Kapitals oder der Stimm- 
rechte des anderen Unternehmens erreichen 
oder 

c) dem Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung 
im Sinne des § 16 Abs. 1 des Aktiengesetzes 
gewähren. 

Zu den Anteilen, die dem Unternehmen gehören, 
rechnen auch die Anteüe, die einem im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 verbundenen Unternehmen oder 
einem anderen für Rechnung eines dieser Unter- 
nehmen gehören und, wenn der Inhaber des Unter- 
nehmens ein Einzelkaufmann ist, auch die Anteile, 
die sonstiges Vermögen des Inhabers sind. Erwer- 
ben mehrere Unternehmen gleichzeitig oder nach- 
einander im vorbezeichneten Umfang Anteile an 
einem anderen Unternehmen, so güt dies hinsicht- 
lich der Märkte, auf denen das andere Unterneh- 
men tätig ist, auch als Zusammenschluß der sich 
beteiligenden Unternehmen untereinander (Ge- 
meinschaftsunternehmen). Als Zusammenschluß 
gilt auch der Erwerb von Anteüen, soweit dem 
Erwerber durch Vertrag, Satzung, GeseUschafts- 
vertrag oder Beschluß eine Rechtsstellung ver- 
schafft ist, die bei der Aktiengesellschaft ein Aktio- 
när mit mehr als 25 vom Hundert des stimmberech- 
tigten Kapitals innehat. 

3. Verträge mit einem anderen Unternehmen, durch 
die 

a) ein Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengeset- 
zes gebüdet oder der Kreis der Konzemunter- 
nehmen erweitert wird oder 

b) sich das andere Unternehmen verpflichtet, sein 
Unternehmen für Rechnung des Unternehmens 
zu führen oder seinen Gewinn ganz oder zum 
Teil an das andere Unternehmen abzuführen 
oder 

c) dem Unternehmen der Betrieb des anderen 
Unternehmens ganz oder zu einem wesentii- 
chen Teil verpachtet oder sonst überlassen 
wird. 

4. Herbeiführung der Personengleichheit von minde- 
stens der Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats, 
des Vorstands oder eines sonstigen zur Geschäfts- 
fühnmg berufenen Organs von Unternehmen. 

5. Jede sonstige Verbindung von Unternehmen, auf 
Grund deren ein oder mehrere Unternehmen 
unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden 
Einfluß auf ein anderes Unternehmen ausüben 
können. 

6. Jede Verbindung von Unternehmen der in Num- 
mer 2, 4 oder 5 genannten Art, bei der ein geringe- 
rer als der in Nummer 2 Satz 1 Buchstabe a 
genannte Anteil erworben, eine Rechtsstellimg 
nach Nummer 2 Satz 4 nicht verschafft, der Umfang 
der Personengleichheit nach Nummer 4 nicht 
erreicht imd ein beherrschender Einfluß im Sinne 
der Nummer 5 nicht ermöglicht wird, sofern durch 
die Verbindimg ein oder mehrere Unternehmen 
unmittelbar oder mittelbar einen wettbewerblich 
erheblichen Einfluß auf ein anderes Unternehmen 
ausüben können. 
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(3) Ein Zusammenschluß ist auch dann anzuneh- 
men, wenn die Beteiligten Unternehmen bereits vor- 
her im Sinne des Absatzes 2 zusammengeschlossen 
waren, es sei denn, daß der Zusammenschluß nicht zu 
einer wesentlichen Verstärkung der bereits bestehen- 
den Untemehmensverbindung führt. Ein Zusammen- 
schluß liegt nicht vor, wenn ein Kreditinstitut bei der 
Gründung oder Kapitalerhöhung eines Unterneh- 
mens oder sonst im Rahmen seines Geschäftsbetriebes 
Anteile an einem anderen Unternehmen zum Zweck 
der Veräußerung auf dem Markt erwirbt, solange es 
das Stimmrecht aus diesen Anteilen nicht ausübt und 
sofern die Veräußerung innerhalb eines Jahres 
erfolgt; bei der Gründung eines Unternehmens führt 
die Ausübung des Stimmrechts in der ersten Haupt- 
versammlung nach der Gründung nicht zu einem 
Zusammenschluß. Ist ein an einem Zusammenschluß 
beteiligtes Unternehmen ein im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 verbundenes Unternehmen, so gelten auch das 
herrschende Unternehmen sowie diejenigen Unter- 
nehmen, von denen das herrschende Unternehmen 
abhängig ist, als am Zusammenschluß beteiligt. 
Schließen sich zwei oder mehr Unternehmen zusam- 
men, so gilt dies auch als Zusammenschluß der von 
ihnen abhängigen Unternehmen. 

(4) Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. in den Fällen der Verschmelzung oder Umwand- 
lung die Inhaber des aufnehmenden oder des 
neugebildeten Unternehmens oder deren Vertre- 
ter, bei juristischen Personen und Gesellschaften 
die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung 
berufenen Personen; 

2. im übrigen 

a) die Inhaber der am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmen und 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 auch der 
Veräußerer 

oder deren Vertreter, bei juristischen Personen und 
Gesellschaften die nach Gesetz oder Satzung zur 
Vertretung berufenen Personen; in den Fällen des 
Buchstabens b gilt Absatz 3 Satz 3 entsprechend. 

(5) In der Anzeige ist die Form des Zusammen- 
schlusses anzugeben. Die Anzeige muß ferner über 
jedes beteiligte Unternehmen folgenden Angaben 
enthalten: 

1. die Firma oder sonstige Bezeichnung und den Ort 
der Niederlassung oder den Sitz; 

2. die Art des Geschäftsbetriebes; 

3. die Marktanteile einschließlich der Gnmdlagen für 
ihre Berechnung oder Schätzung, wenn diese im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder in einem 
wesentlichen Teil desselben für die beteiligten 
Unternehmen zusammen mindestens 20 vom Hun- 
dert erreichen, und die Umsatzerlöse; an Stelle der 
Umsatzerlöse sind bei Kreditinstituten und Bau- 
sparkassen die Bilanzsumme, bei Versicherungs- 
Unternehmen die Prämieneinnahmen anzugeben; 

4. beim Erwerb von Anteilen an einem anderen 
Unternehmen die Höhe der erworbenen und der 
insgesamt gehaltenen Beteiligung. 


Ist ein beteiligtes Unternehmen ein im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 verbundenes Unternehmen, so sind 
die in Satz 2 Nr. 1 und 2 geforderten Angaben auch 
über die so verbundenen Unternehmen und die in 
Satz 2 Nr. 3 geforderten Angaben über jedes am 
Zusammenschluß beteiligte Unternehmen und die mit 
ihm so verbundenen Unternehmen insgesamt zu 
machen sowie die Konzembeziehungen, Abhängig- 
keits- und Beteüigungsverhältnisse zwischen den ver- 
bundenen Unternehmen mitzuteilen. 

(6) Das Bundeskartellamt kann von jedem beteilig- 
ten Unternehmen Auskunft über Marktanteile ein- 
schließlich der Grundlagen für die Berechnung oder 
Schätzung sowie über den Umsatzerlös bei einer 
bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Lei- 
stungen verlangen, den das Unternehmen im letzten 
vor dem Zusammenschluß endenden Geschäftsjahr 
erzielt hat. Ist ein beteiligtes Unternehmen ein im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 2 verbundenes Unterneh- 
men, so kann das Bundeskartellamt die Auskunft auch 
über die so verbundenen Unternehmen verlangen; es 
kann die Auskunft auch von den verbundenen Unter- 
nehmen verlangen. § 46 Abs. 2, 5 und 9 gilt entspre- 
chend. Zur Erteilung der Auskunft hat das Bundeskar- 
tellamt eine angemessene Frist zu bestimmen. Die 
Befugnisse des Bundeskartellamtes nach § 46 bleiben 
unberührt. 

§23a 

Marktbeherrschungsvermutungen 

(1) Unbeschadet des § 22 Abs. 1 bis 3 wird für die 
Zusammenschlußkontrolle vermutet, daß durch den 
Zusammenschluß eine überragende Marktstellung 
entstehen oder sich verstärken wird, wenn 

1. sich ein Unternehmen, das im letzten vor dem 
Zusammenschluß endenden Geschäftsjahr Um- 
satzerlöse von mindestens zwei Milliarden Deut- 
scher Mark hatte, mit einem anderen Unternehmen 
zusammenschließt, das 

a) auf einem Markt tätig ist, auf dem kleine imd 
mittlere Unternehmen insgesamt einen Markt- 
anteil von mindestens zwei Dritteln und die am 
Zusammenschluß beteiligten Unternehmen ins- 
gesamt einen Marktanteil von mindestens fünf 
vom Hundert haben, oder 

b) auf einem oder mehreren Märkten marktbe- 
herrschend ist, auf denen insgesamt im letzten 
abgeschlossenen Kalenderjahr mindestens 
150 Millionen Deutscher Mark umgesetzt wur- 
den, oder 

2. die am Zusammenschluß beteiligten Unternehmen 
im letzten vor dem Zusammenschluß endenden 
Geschäftsjahr insgesamt Umsatzerlöse von minde- 
stens zwölf Milliarden Deutscher Mark und minde- 
stens zwei der am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen Umsatzerlöse von jeweils minde- 
stens einer Milliarde Deutscher Mark hatten; die 
Vermutung gilt nicht, soweit der Zusammenschluß 
auch die Voraussetzungen des § 23 Abs. 2 Nr. 2 
Satz 3 erfüllt und das Gemeinschaftsunternehmen 
nicht auf einem Markt tätig ist, auf dem im letzten 
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Kalenderjahr mindestens 750 Millionen Deutscher 
Mark umgesetzt wurden. 

(2) Für die Zusammenschlußkontrolle gilt auch eine 
Gesamtheit von Unternehmen als marktbeherr- 
schend, wenn sie 

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die 
auf einem Markt die höchsten Marktanteile und 
zusammen einen Marktanteil von 50 vom Hundert 
erreichen, oder 

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die 
auf einem Markt die höchsten Marktanteile und 
zusammen einen Marktanteil von zwei Dritteln 
erreichen, 

es sei denn, die Unternehmen weisen nach, daß die 
Wettbewerbsbedingungen auch nach dem Zusam- 
menschluß zwischen ihnen wesentlichen Wettbewerb 
erwarten lassen oder die Gesamtheit der Unterneh- 
men im Verhältnis zu den übrigen Wettbewerbern 
keine überragende Marktstellung hat. Satz 1 gilt 
nicht, soweit es sich um Unternehmen handelt, die im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Umsatzerlöse 
von weniger als 150 Millionen Deutscher Mark hatten 
oder wenn die am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen insgesamt einen Marktanteü von nicht 
mehr als 15 vom Hundert erreichen. § 22 Abs. 2 und 3 
Satz 1 Nr. 2 bleibt im übrigen unberührt. 

(3) Bei der Berechnung der Umsatzerlöse und 
Marktanteile ist § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 6 und 8 bis 10 
anzuwenden. 

§24 

Kontrolle von Zusammenschlüssen 

(1) Ist zu erwarten, daß durch einen Zusammen- 
schluß eine marktbeherrschende Stellung entsteht 
oder verstärkt wird, so hat die Kartellbehörde die in 
den folgenden Bestimmungen genannten Befugnisse, 
es sei denn, die beteiligten Unternehmen weisen 
nach, daß durch den Zusammenschluß auch Verbes- 
serungen der Wettbewerbsbedingungen eintreten 
und daß diese Verbesserungen die Nachteile der 
Marktbeherrschung übenviegen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor, 
so untersagt das Bundeskartellamt den Zusammen- 
schluß. Das Bundeskartellamt darf einen Zusammen- 
schluß untersagen, sobald ihm das Vorhaben des 
Zusammenschlusses bekanntgeworden ist; vollzo- 
gene Zusammenschlüsse darf das Bundeskartellamt 
nur innerhalb einer Frist von einem Jahr seit Eingang 
der vollständigen Anzeige nach § 23 untersagen; 
§ 24 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 5 bis 6 güt entsprechend. 
Vor einer Untersagung ist den obersten Landesbehör- 
den, in deren Gebiet die beteiligten Unternehmen 
ihren Sitz haben, Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Hat das Bundeskartellamt die Verfügung nach 
Satz 1 erlassen, so ist es unzulässig, den Zusammen- 
schluß ohne Erlaubnis des Bundesministers für Wirt- 
schaft zu vollziehen oder am Vollzug des Zusammen- 
schlusses mitzuwirken; Rechtsgeschäfte, die gegen 
dieses Verbot verstoßen, sind unwirksam; dies gilt 
nicht für Verträge über die Verschmelzung, Umwand- 
lung, Eingliederung oder Gründung eines Unterneh- 


mens und für Untemehmensverträge im Sinne der 
§§291 und 292 des Aktiengesetzes, sobald sie durch 
Eintragung in das Handelsregister oder in das Genos- 
senschaftsregister rechtswirksam geworden sind. Ein 
vollzogener Zusammenschluß, den das Bundeskar- 
tellamt untersagt hat, ist aufzulösen, wenn nicht der 
Bundesminister für Wirtschaft die Erlaubnis zu dem 
Zusammenschluß erteilt. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft erteilt auf 
Antrag die Erlaubnis zu dem Zusammenschluß, wenn 
im Einzelfall die Wettbewerbsbeschränkung von 
gesamtwirtschaftlichen Vorteilen des Zusammen- 
schlusses aufgewogen wird oder der Zusammen- 
schluß durch ein überragendes Interesse der Allge- 
meinheit gerechtfertigt ist; hierbei ist auch die Wett- 
bewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen auf 
Märkten außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes zu berücksichtigen. Die Erlaubnis darf nur 
erteilt werden, wenn durch das Ausmaß der Wettbe- 
werbsbeschränkung die marktwirtschaftliche Ord- 
nung nicht gefährdet wird. Die Erlaubnis kann mit 
Beschränkungen und Auflagen verbunden werden. 
Diese dürfen sich nicht darauf richten, die beteiligten 
Unternehmen einer laufenden Verhaltenskontrolle zu 
unterstellen. § 22 bleibt unberührt. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum 
Zusammenschluß ist binnen einer Frist von einem 
Monat beim Bundesminister für Wirtschaft schriftlich 
einzureichen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 
in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Verfügimg des 
Bundeskartellamtes; wird die Verfügung des Bundes- 
kartellamtes innerhalb der in § 65 Absatz 1 Satz 1 
und 2 vorgesehenen Frist angefochten, so beginnt die 
Frist für den Erlaubnisantrag in dem Zeitpunkt, in dem 
die Verfügung des Bundeskartellamtes unanfechtbar 
wird. Der Bundesminister für Wirtschaft soll über den 
Antrag innerhalb von vier Monaten seit Ablauf der in 
den Sätzen 1 und 2 genannten Frist für den Erlaub- 
nisantrag entscheiden. Vor der Entscheidung ist den 
obersten Landesbehörden, in deren Gebiet die betei- 
ligten Unternehmen ihren Sitz haben, Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Der Bundesminister für Wirtschaft kann die 
Erlaubnis widerrufen oder durch Anordnung von 
Beschränkungen ändern oder mit Auflagen versehen, 
wenn die beteiligten Unternehmen einer mit der 
Erlaubnis verbundenen Auflage zuwiderhandeln. Der 
Bundesminister für Wirtschaft kann die Erlaubnis 
zurücknehmen, wenn die beteiligten Unternehmen 
sie durch arglistige Täuschung, Drohung, Bestechung 
oder durch Angaben erwirkt haben, die in wesentli- 
cher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren. 

(6) Die Auflösung eines vollzogenen Zusammen- 
schlusses kann auch darin bestehen, daß die Wettbe- 
werbsbeschränkung auf andere Weise als durch Wie- 
derherstellung des früheren Zustands beseitigt wird. 
Das Bundeskartellamt ordnet die zur Auflösung des 
Zusammenschlusses erforderlichen Maßnahmen an, 
wenn 

1. seine in Absatz 2 Satz 1 bezeichnete Verfügimg 

unanfechtbar geworden ist und. 
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2. falls die beteiligten Unternehmen beim Bimdesmi- 
nister für Wirtschaft einen Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis zum Zusammenschluß gesteht hatten, 
die Ablehmmg dieses Antrags oder in Fällen des 
Abs. 5 der Widerruf oder die Rücknahme unan- 
fechtbar geworden ist. 

Hierbei hat es unter Wahrung der Belange Dritter 
diejenigen Maßnahmen anzuordnen, die mit dem 
geringsten Aufwand und der geringsten Belastung für 
die Beteiligten zum Ziele führen. 

(7) Zur Durchsetzung seiner Anordnung kann das 
Bimdeskartellamt insbesondere 

1 . durch einmalige oder mehrfache Festsetzung eines 
Zwangsgeldes von 10 000 bis eine Million Deut- 
scher Mark die zur Auflösung des Zusammen- 
schlusses Verpflichteten dazu anhalten, daß sie 
unverzüglich die angeordneten Maßnahmen er- 
greifen, 

2. imtersagen, daß das Stimmrecht aus Anteilen an 
einem beteiligten Unternehmen, die einem ande- 
ren beteiligten Unternehmen gehören oder ihm 
zuzurechnen sind, ausgeübt wird, oder die Aus- 
übimg des Stimmrechts oder die Art der Ausübung 
von der Erlaubnis des Bundeskartellamtes abhän- 
gig machen, 

3. den Zusammenschluß bewirkende Verträge der in 
§ 23 Abs. 2 Nr. 1 und 3 bezeichneten Art für 
unwirksam erklären; dies gilt nicht für Verträge 
über die Verschmelzung, Umwandlung, Eingliede- 
nmg oder Gründung eines Unternehmens und für 
Untemehmensverträge im Sinne der §§291 
imd 292 des Aktiengesetzes, sobald sie durch 
Eintragung in das Handelsregister oder in das 
Genossenschaftsregister rechtswirksam geworden 
sind, 

4. einen Treuhänder bestellen, der für die zur Auflö- 
simg des Zusammenschlusses Verpflichteten die 
erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und 
die erforderlichen tatsächlichen Handlimgen vor- 
zimehmen hat; hierbei ist zu bestimmen, in wel- 
chem Umfang während der Dauer der Treuhänder- 
schaft die Rechte der Betroffenen ruhen; für das 
Rechtsverhältnis zwi-schen dem Treuhänder und 
dem Verpflichteten sind die §§ 664, 666 bis 670 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzu- 
wenden; der Treuhänder kann von dem Verpflich- 
teten eine angemessene Vergütung beanspru- 
chen. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht, 

1. wenn die beteiligten Unternehmen insgesamt im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr Umsatzer- 
löse von weniger als 500 Millionen Deutscher Mark 
hatten oder 

2. wenn sich ein Unternehmen, das nicht abhängig ist 
und im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr 
Umsatzerlöse von nicht mehr als 50 Millionen 
Deutscher Mark hatte, einem anderen Unterneh- 
men anschließt, es sei denn, das eine Unternehmen 
hatte Umsatzerlöse von mindestens vier Millionen 
Deutscher Mark und das andere Unternehmen 


Umsatzerlöse von mindestens einer Milliarde 
Deutscher Mark oder 

3. soweit ein Markt betroffen ist, auf dem seit minde- 
stens fünf Jahren Waren oder gewerbliche Leistun- 
gen angeboten werden und auf dem im letzten 
Kalenderjahr weniger als zehn Millionen Deut- 
scher Mark umgesetzt wurden. 

Bei der Berechnung der Umsatzerlöse ist § 23 Abs. 1 
Satz 2 bis 10 anzuwenden. 

(9) Absatz 8 Satz 1 Nr. 2 ist nicht anzuwenden, 
soweit durch den Zusammenschluß der Wettbewerb 
beim Verlag, bei der Herstellung oder beim Vertrieb 
von Zeitungen oder Zeitschriften oder deren Bestand- 
teilen im Sinne des Absatzes 1 beschränkt wird. 

§ 24a 

Anmeldung von Zusammenschlußvorhaben 

(1) Das Vorhaben eines Zusammenschlusses kann 
beim Bundeskartellamt angemeldet werden. Das Vor- 
haben ist beim Bundeskartellamt anzumelden, 
wenn 

1. eines der am Zusammenschluß beteiligten Unter- 
nehmen im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr 
Umsatzerlöse von mindestens zwei Milliarden 
Deutscher Markt hatte oder 

2. mindestens zwei der am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmen im letzten abgeschlossenen 
Geschäftsjahr Umsatzerlöse von jeweüs einer Mil- 
liarde Deutscher Mark oder mehr hatten oder 

3. der Zusammenschluß nach Landesrecht durch 
Gesetz oder sonstigen Hoheitsakt bewirkt werden 
soll; 

dies güt nicht für Zusammenschlüsse nach § 23 Abs. 2 
Nr. 6. Für die Anmeldung güt § 23 entsprechend mit 
der Maßgabe, daß bei Anwendung des .§ 23 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 6 an die Stelle des Zeitpunktes des 
Zusammenschlusses der Zeitpunkt der Anmeldung 
tritt und daß in den FäUen der Verschmelzung oder 
Umwandlung die Inhaber, die Vertreter oder zur 
Vertretung berufenen Personen der am Zusammen- 
schluß beteiligten Unternehmen zur Anmeldung ver- 
pflichtet sind. Die Anmeldung güt nur als bewirkt, 
wenn sie die in § 23 Abs. 5 bezeichneten Angaben 
enthält. § 46 Abs. 9 findet auf die anläßlich der 
Anmeldung erlangten Kenntnisse imd Unterlagen 
entsprechende Anwendung. 

(2) Ist das Zusammenschlußvorhaben beim Bundes- 
karteUamt angemeldet worden, so darf das Bundes- 
karteUamt den Zusammenschluß nur untersagen, 
wenn es demjenigen, der die Anmeldimg bewirkt hat, 
innerhalb einer Frist von einem Monat seit Eingang 
der Anmeldung mitteilt, daß es in die Prüfung des 
Zusammenschlußvorhabens eingetreten ist, und 
wenn die Verfügung nach § 24 Abs. 2 Satz 1 irmerhalb 
einer Frist von vier Monaten seit Eingang der Anmel- 
dung ergeht. Das Bundeskartellamt darf den Zusam- 
menschluß auch nach Ablauf der vier Monate imter- 
sagen, wenn 
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1 . die am Zusammenschluß beteiligten Unternehmen 
einer Fristverlängerung zugestimmt haben oder 

2. der Zusammenschluß vollzogen wird, obgleich die 
in Satz 1 genannte Frist von einem Monat oder, 
wenn das BundeskarteUamt die Mitteilung nach 
Satz 1 gemacht hat, die dort genannte Frist von vier 
Monaten noch nicht abgelaufen ist oder 

3. der Zusammenschluß anders als angemeldet voll- 
zogen wird oder 

4. der Zusammenschluß noch nicht vollzogen ist imd 
die Verhältnisse, auf Grund derer das Bundeskar- 
tellamt von der Mitteilung nach Satz 1 oder von der 
Untersagung des Zusammenschlusses nach § 24 
Abs. 2 Satz 1 abgesehen hatte, sich wesentlich 
geändert haben oder 

5. das BundeskarteUamt durch unrichtige oder 
unvoUständige Angaben der am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen oder eines anderen ver- 
anlaßt worden ist, die Mitteilung nach Satz 1 oder 
die Untersagung des Zusammenschlusses nach 
§ 24 Abs. 2 Satz 1 zu imterlassen oder 

6. eine Auskunft nach § 23 Abs. 6 oder § 46 nicht oder 
nicht fristgemäß erteilt wurde und das Bundeskar- 
teUamt dadurch zu dem in Nummer 5 bezeichneten 
Verhalten veranlaßt worden ist. 

(3) Die Anmeldung des Zusammenschlußvorhabens 
läßt die Pflicht zur Anzeige des Zusammenschlusses 
nach § 23 unberührt; bei der Anzeige nach § 23 kann 
auf die bei der Anmeldung des Zusammenschlußvor- 
habens eingereichten Unterlagen Bezug genommen 
werden. 

(4) Ist ein Zusammenschlußvorhaben nach Absatz 1 
Satz 2 anzumelden, so ist es unzulässig, den Zusam- 
menschluß vor dem Ablauf der in Absatz 2 Satz 1 
genaimten Frist von einem Monat und, wenn das 
BimdeskarteUamt die Mitteüung nach Absatz 2 Satz 1 
gemacht hat, vor dem Ablauf der dort genannten Frist 
von vier Monaten oder deren vereinbarter Verlänge- 
rung zu vollziehen oder am Vollzug dieses Zusam- 
menschlusses mitzuwirken, es sei denn, das Bundes- 
karteUamt hat demjenigen, der die Anmeldimg 
bewirkt hat, vor Ablauf der in Absatz 2 Satz 1 
genannten Fristen schriftlich mitgeteilt, daß das 
Zusammenschlußvorhaben die Untersagungsvoraus- 
setzungen des § 24 Abs. 1 nicht erfüllt; Rechtsge- 
schäfte, die gegen dieses Verbot verstoßen, sind 
imwirksam; dies güt nicht für Verträge über die 
Verschmelzung, Umwandlung, Eingliederung oder 
Gründung eines Unternehmens und für Untemeh- 
mensverträge im Sinne der §§291 imd 292 des 
Aktiengesetzes, sobald sie durch Eintragung in das 
Handelsregister oder in das Genossenschaftsregister 
rechtswirksam geworden sind. 

§24b 

Monopolkommission 

(1) Zur regelmäßigen Begutachtung der Entwick- 
lung der Untemehmenskonzentration in der Bundes- 
republik Deutschland und der Anwendung der §§22 
bis 24 a wird eine Monopolkommission gebildet. Sie 
besteht aus fünf Mitgliedern, die über besondere 


volkswirtschaftliche, betriebswirtschaftliche, sozial- 
politische, technologische oder wirtschaftsrechtliche 
Kenntnisse imd Erfahrungen verfügen müssen. 

(2) Die Mitglieder der Monopolkommission dürfen 
weder der Regierung oder einer gesetzgebenden 
Körperschaft des Bundes oder eines Landes noch dem 
öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes oder 
einer sonstigen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder als 
Mitarbeiter eines wissenschaftlichen Instituts, ange- 
hören. Sie dürfen ferner nicht Repräsentant eines 
Wirtschaftsverbandes oder einer Orgemisation der 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer sein oder zu diesen in 
einem ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungs- 
verhältnis stehen. Sie dürfen auch nicht während des 
letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied der 
Monopolkommission eine derartige Stellung innege- 
habt haben. 

(3) Die Monopolkommission soll in ihrem Gutachten 
den jeweiligen Stand der Untemehmenskonzentra- 
tion sowie deren absehbare Entwicklung unter wirt- 
schafts-, insbesondere wettbe-werbspolitischen Ge- 
sichtspunkten beurteilen und die Anwendung der 
§§22 bis 24 a würdigen. Sie soll auch nach ihrer 
Auffassung notwendige Änderungen der einschlägi- 
gen Bestimmungen dieses Gesetzes aufzeigen. 

(4) Die Monopolkommission ist nur an den durch 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und in 
ihrer Tätigkeit unabhängig. Vertritt eine Minderheit 
bei der Abfassung der Gutachten eine abweichende 
Auffassung, so kaim sie diese in den Gutachten zum 
Ausdmck bringen. 

(5) Die Monopolkommission erstellt alle zwei Jahre 
bis zum 30. Juni, erstmals zum 30. Juni 1976, ein 
Gutachten, das sich auf die Verhältnisse in den letzten 
beiden angeschlossenen Kalenderjahren erstreckt, 
und leitet es der Bundesregierung unverzüglich zu. 
Die Gutachten nach Satz 1 werden den gesetzgeben- 
den Körperschaften von der Bundesregierung unver- 
züglich vorgelegt und zum gleichen Zeitpunkt von der 
Monopolkommission veröffentlicht. Zu diesen Gut- 
achten nimmt die Bundesregierung in angemessener 
Frist gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
Stellung. Darüber hinaus kann die Monopolkommis- 
sion nach ihrem Ermessen zusätzliche Gutachten 
erstellen. Die Bundesregierung kann sie mit der 
Erstattung zusätzlicher Gutachten beauftragen. Die 
Monopolkommission leitet Gutachten nach den Sät- 
zen 4 und 5 der Bundesregierung zu und veröffent- 
licht sie. Der Bundesminister für Wirtschaft hat in 
Einzelfällen, die ihm nach § 24 Abs. 3 zur Entschei- 
dung vorliegen, eine gutachtliche Stellungnahme der 
Monopolkommission einzuholen. 

(6) Die Mitglieder der Monopolkommission werden 
auf Vorschlag der Bundesregierung durch den Bun- 
despräsidenten berufen. Zum 1. Juli eines jeden 
Jahres, in dem nach Absatz 5 Satz 1 ein Gutachten zu 
erstatten ist, scheidet ein Mitglied aus. Die Reihen- 
folge des Ausscheidens wird in der ersten Sitzung der 
Monopolkommission durch das Los bestimmt. Der 
Bundespräsident beruft auf Vorschlag der Bundesre- 
gierung jeweils ein neues Mitglied für die Dauer von 
vier Jahren. Wiederberufungen sind zulässig. Die 
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Bundesregierung hört die Mitglieder der Monopol- 
kommission an, bevor sie neue Mitglieder vorschlägt. 
Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch Erklä- 
rung gegenüber dem Bundespräsidenten niederzule- 
gen. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausge- 
schiedenen Mitglieds berufen; die Sätze 4 bis 6 gelten 
entsprechend. 

(7) Die Beschlüsse der Monopolkommission bedür- 
fen der Zustimmimg von mindestens drei Mitgliedern. 
Die Monopolkommission wählt aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden. Die Monopolkommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

(8) Die Monopolkommission erhält eine Geschäfts- 
stelle. Die Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht in der 
Vermittlimg und Zusammenstellimg von Quellenma- 
terial, der technischen Vorbereitung der Sitzungen 
der Monopolkommission, dem Druck imd der Veröf- 
fentlichung der Gutachten sowie der Erledigimg der 
sonst anfallenden Verwaltungsaufgaben. 

(9) Die Mitglieder der Monopolkommission imd die 
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Verschwie- 
genheit über die Beratungen und die von der Mono- 
polkommission als vertraulich bezeichneten Bera- 
timgsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Ver- 
schwiegenheit bezieht sich auch auf Informationen, 
die der Monopolkomnüssion gegeben und als vertrau- 
lich bezeichnet werden. 

(10) Die Mitglieder der Monopolkommission erhal- 
ten eine pauschale Entschädigimg sowie Ersatz ihrer 
Reisekosten. Diese werden vom Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Inneren festgesetzt. Die Kosten der Monopolkom- 
mission trägt der Bund. 

§ 24c 

Statistische Hilfen 

(1) Für die Begutachtung der Entwicklung der 
Untemehmenskonzentration dürfen der Monopol- 
kommission vom Statistischen Bundesamt und den 
statistischen Ämtern der Länder aus den von diesen 
geführten Wirtschaftsstatistiken (Statistik im produ- 
zierenden Gewerbe, Handwerksstatistik, Außenhan- 
delsstatistik, Steuerstatistik, Verkehrsstatistik, Stati- 
stik im Handel imd Gastgewerbe und Pressestatistik) 
zusammengefaßte Einzelangaben über die Vom- 
Himdert-Anteile der drei, sechs imd zehn größten 
Unternehmen oder Betriebe des jeweiligen Wirt- 
schaftsbereichs 

a) am Wert der zum Absatz bestimmten Güterproduk- 
tion, 


b) am Umsatz, 

c) an der Zahl der tätigen Personen, 

d) an den Lohn- imd Gehaltsummen, 

e) an den Investitionen, 

f) an der Wertschöpfung, 

g) an der Zahl der Betriebe, 

h) an der Größe der Auflagen und am objektbezoge- 
nen Umsatz von Zeitungen und Zeitschriften nach 
Arten 

übermittelt werden. Die statistischen Ämter der Län- 
der stellen die hierfür erforderlichen Einzelangaben 
dem Statistischen Bundesamt zur Verfügung. 

(2) Personen, die zusammengefaßte Einzelangaben 
nach Absatz 1 erhalten sollen, sind vor der Übermitt- 
lung zur Geheimhaltung besonders zu verpflichten, 
soweit sie nicht Amtsträger oder für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichtete sind. § 1 Abs. 2, 3 
und 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469, 547 — Artikel 42), das durch § 1 
Nr. 4 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBl. I 
S. 1942) geändert worden ist, gilt entsprechend. Per- 
sonen, die nach Satz 1 besonders verpflichtet worden 
sind, stehen für die Anwendung der Vorschriften des 
Strafgesetzbuches über die Verletzung von Privatge- 
heimnissen (§ 203 Abs. 2, 4, 5; §§ 204, 205) und des 
Dienstgeheimnisses (§ 353b Abs. 1) den für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten gleich. 

(3) Die zusammengefaßten Einzelangaben dürfen 
nur für die Zwecke verwendet werden, für die sie 
übermittelt wurden. Sie sind zu löschen, sobald der in 
Absatz 1 genaimte Zweck erfüllt ist. 

(4) Bei der Monopolkommission muß durch organi- 
satorische und technische Maßnahmen sichergestellt 
sein, daß nur Amtsträger, für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichtete oder Verpflichtete nach 
Abs. 2 Satz 1 Empfänger von zusammengefaßten Ein- 
zelangaben sind. 

(5) Die Übermittlungen sind nach Maßgabe des § 16 
Abs. 9 des Bundesstatistikgesetzes aufzuzeichnen. 
Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre auf- 
zubewahren. 

(6) Bei der Durchführung der Wirtschaftsstatistiken 
nach Absatz 1 sind die befragten Unternehmen 
schriftlich zu unterrichten, daß die zusammengefaß- 
ten Einzelangaben nach Absatz 1 der Monopolkom- 
mission übermittelt werden dürfen. 
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B. Untersagungen durch das Bundeskartellamt 
— Verfahrensstand Ende 1993 — 


Seit Beginn der Fusionskontrolle (Anfang 1974) wurden 104 Untersagungen vom 
Bimdeskartellamt ausgesprochen. Ende Dezember 1993 wurde folgender Verfah- 
rensstand erreicht: 


57 Untersagungen sind rechtskräftig geworden 

1. Haindl/Holtzmann 

Beschluß des BKartA vom 4. Februar 1974, B6-46/73, WuW/E BKartA 1475 

2. Kaiser/Preussag Aluminium 

(nach Ablehnimg des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 23. Dezember 1974, B8-251/74, WuW/E 
BKartA 1571 

Verfügimg des BMWi vom 26. Juni 1975, WuW/E BWM 149 

3. Lech-Elektrizitätswerke AG/Erdgas Schwaben^) 

(Erledigungserklärung nach Rückverweisimg durch den Bimdesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 9. März 1976, B8- 119/75, WuW/E BKartA 1647 
Beschluß des KG vom 23. März 1977, Kart 11/76, WuW/E OLG 1895 
Beschluß des BGH vom 12. Dezember 1978, KVR 6/77, WuW/E BGH 1533 

4. GKN/Sachs 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof und Rücknahme des An- 
trages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 12. Mai 1976, B7-67/75, WuW/E BKartA 1625 
Beschluß des KG vom 1. Dezember 1976, Kart 51/76, WuW/E OLG 1745 
Beschluß des BGH vom 21. Februar 1978, KVR 4/77, WuW/E BGH 1501 

5. Alsen-Breitenburg/Zementwerk Klöckner- Werke AG 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 22. Dezember 1976, B7 -24/76, WuW/E 
BKartA 1667 

Beschluß des KG vom 15. März 1978, Kart 1/77, WuW/E OLG 1989 
Beschluß des BGH vom 23. Oktober 1979, KVR 3/78, WuW/E BGH 1655 

6. RWE/Gesellschaft für Energiebeteiligung 
(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 16. September 1977, B8-37/77, AG 1978, S. 109 
Beschluß des KG vom 15. März 1979, Kart 23/77, WuW/E OLG 2113 

7. Bergedorfer Buchdruckerei (Springer)/Elbe- Wochenblatt 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 18, Januar 1978, B6-62/77, WuW/E BKartA 1700 
Beschluß des KG vom 1. November 1978, Kart 4/78, WuW/E OLG 2109 
Beschluß des BGH vom 18. Dezember 1979, KVR 2/79, WuW/E BGH 1685 

8. Bertelsmann/Deutscher Verkehrsverlag 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 22. Februar 1978, B6-75/77, WuW/E BKartA 1709 

9. Andreae-Noris Zahn/R. Holdermann 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 31. März 1978, B8-170/77, WuW/E BKartA 1747 


1) Die Statistik wurde der Zählweise des Bundeskartellamtes angepaßt. Bis zum Achten Haupt- 
gutachten winde dieser Fall unter der Rubrik „vom Kartellamt zurückgenommen oder in 
sonstiger Weise erledigt" geführt. 
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10. AVEBE/KSH-Emslandstärke 
(durch einstweilige Anordnung) 

Beschluß des BKartA vom 3. Mai 1978, B6-187/77, WuW/E BKartA 1716 

11. Springer Verlag/Münchener Zeitimgsverlag 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 6. JuÜ 1978, B6-88/76, WuW/E BKartA 1733 
Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 19/78, WuW/E OLG 2228 
Beschluß des BGH vom 29 September 1981, KVR 2/80, WuW/E BGH 1854 

12. Münchener Wochenblatt Verlags- und Werbegesellschaft mbH/3 Münchener 
Anzeigenblätter 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 22. November 1979, B6-12/79, AG 1980, S. 283 
Beschluß des KG vom 7. November 1980, Kart 2/80, WuW/E OLG 2457 
Beschluß des BGH vom 16. Februar 1982, KVR 1/81, WuW/E BGH 1905 

13. Bayer AG/Röhm GmbH 2) 

(Erledigung in der Hauptsache) 

Beschluß des BKartA vom 28. Januar 1980, B8-1 17/79, AG 1980, S. 196 

14. Deutsche Uhrglasfabrik/Eur otech Mirrors International Ltd. 

Beschluß des BKartA vom 27. Mai 1980, B7-163/79, WuW/E BKartA 1875 

15. Ullstein GmbH (Springer)/Verlag Haupt &Koska GmbH & Co. KG (az) 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1980, B6-125/79, AG 1981, S. 260 
Beschluß des KG vom 3. Juli 1981, Kart 22/80, WuW/E OLG 2527 
Beschluß des BGH vom 28, September 1982, KVR 8/81, WuW/E BGH 1954 

16. Süddeutsche Zucker AG/KWS Kleinwanzlebener Saatzucht AG 
Beschluß des BKartA vom 6. November 1980, B6-116/79, AG 1981, S. 288 

17. Grüner & Jahr AG & Co./Zeitverlag Bucerius AG 
(Rückverweisung diuch den Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 9. Januar 1981, B6-95/80, WuW/E BKartA 1863 
Beschluß des KG vom 24. November 1982, Kart 11/81, AG 1983, S. 285 
Beschluß des BGH vom 2. Oktober 1984, KVR 5/83, WuW/E BGH 2112 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1986, Kart 17/84, WuW/E OLG 3807 
Beschluß des BGH vom 22. September 1987, KVR 5/86, WuW/E BGH 2433 

18. Rewe-Zentral-Handelsgesellschaft mbH/Florimex Verwaltimgsgesellschaft 
mbH 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 30. Januar 1981, B6-44/80, WuW/E BKartA 1876 
Beschluß des KG vom 22. März 1983, Kart 17/81, WuW/E OLG 2862 

19. VPM Rheinmetall Plastikmaschinen GmbH/Württembergische Metallwaren- 
fabrik 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof und Rücknahme des An- 
trages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 4. März 1981, B7-35/80, WuW/E BKartA 1867 
Beschluß des KG vom 9. September 1983, Kart 19/81, WuW/E OLG 3137 
Beschluß des BGH vom 25. Juni 1985, KVR 3/84, WuW/E BGH 2150 

20. Deutsche Lufthansa AG/f.i.r.s.t.-Reisebüro GmbH 
(nach Rücknahme der Rechtsbeschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 14. August 1981, B6-162/80, WuW/E BKartA 1908 
Beschluß des KG vom 8. Dezember 1982, Kart 42/81, WuW/E OLG 2849 

21. Nordwest-Zeitung Druck- und Pressehaus GmbH/ Ammerland-Echo Verlags 
GmbH & Co. KG 

(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 1. September 1981, B6-8/81, WuW/E BKartA 1931 

22. Biuda GmbH/Axel Springer Gesellschaft für Publizistik KG 

(nach Rücknahme der Beschwerde und des Antrages auf Ministererlaubnis) 
Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1981, B6-47/81, WuW/E BKartA 1921 


2) Vgl. vorige Fn. 
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23. Co op AG/Supermagazin GmbH 

(nach Rücknahme der Beschwerde der Beigeladenen vom Bimdesgerichtshof 
zurückgewiesen) 

Beschluß des BKartA vom 23. März 1982, B9-2002/82, WuW/E BKartA 1970 
Beschluß des KG vom 19. Januar 1983, Kart 18/82, WuW/E OLG 2970 
Beschluß des BGH vom 10. Aprü 1984, KVR 8/83, WuW/E BGH 2077 

24. Schaper Zentralverwaltimg/Discounthaus zum „bösen Wolf", Theodor Wolf 
GmbH & Co. KG 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 17. Februar 1983, B9-2054/82, WuW/E 
BKartA 2022 

Beschluß des KG vom 7. Dezember 1983, Kart 7/83, WuW/E OLG 3213 

25. Deutag-Mischwerke GmbH & Co. KG/Oberbergische Asphaltmischwerke 
GmbH & Co. KG 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 21. Februar 1983, Bl-34/82, WuW/E BKartA 2077 
Beschluß des KG vom 28. Februar 1984, Kart 5/83, WuW/E OLG 3417 
Beschluß des BGH vom 1. Oktober 1985, KVR 6/84, WuW/E BGH 2169 

26. Stadtwerke Bremen AG + Gasversorgung Wesermünde GmbH/Gasver- 
sorgung Schwanewede GmbH 

Beschluß des BKartA vom 28. Februar 1983, B8-183/82, WuW/E BKartA 2107 

27. Süddeutscher Verlag GmbH/Donau- Kurier Verlagsgesellschaft A. Gang- 
hofer'sche Buchhandlung, Courier Druckhaus KG 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 24. Oktober 1983, B6-7/83, WuW/E BKartA 2103 
Beschluß des KG vom 11. Juli 1984, Kart 28/83, WuW/E OLG 3303 
Beschluß des BGH vom 27. Mai 1986, KVR 7/84, WuW/E BGH 2276 

28. Panorama Anzeigenblatt GmbH + Rhein-Erft GmbH/ Anzeigenblätter 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 22. Dezember 1983, B6-96/82, AG 1984, S. 164 
Beschluß des KG vom 4. März 1986 Kart 1/84, AG 1986, S. 365 
Beschluß des BGH vom 26. Mai 1987, KVR 3/86, AG 1988, S. 103 

29. Südkurier GmbH/Singener Wochenblatt GmbH & Co. KG 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 3. Mai 1984, B6-32/82, WuW/E BKartA 2140 
Beschluß des KG vom 23. Aprü 1986, Kart 8/84, WuW/E OLG 3875 
Beschluß des BGH vom 10. November 1987, KVR 7/86, WuW/E BGH 2443 

30. Siemens, Phihps, AEG, SEL, kabelmetal/GfL Gesellschaft für Lichtwellen- 
leiter GmbH & Co. KG 

Beschluß des BKartA vom 8. Juni 1984, B7-18/82, WuW/E BKartA 2143 

31. Touristik Union International GmbH & Co. KG/Air-Conti Flugreisen 
GmbH & Co. KG 

(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 19. Juli 1984, B6-89/83, WuW/E BKartA 2169 

32. Pillsbury Company/Sonnen-Bassermann- Werke Sieburg& Pförtner 
GmbH & Co. KG 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 26. März 1985, B2-146/84, AG 1985, S. 281 
Beschluß des KG vom 7. November 1985, Kart 6/85, WuW/E OLG 3759 

33. Karstadt AG + Kaufhof AG/NUR-Touristik GmbH+ITS International Tourist 
Services Länderreise dienste GmbH 

Beschluß des BKartA vom 23. September 1985, B6-26/85, AG 1986, S. 377 

34. Kampffmeyer Mühlen GmbH/Georg Plange GmbH & Co. KG 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 8. November 1985, B2-10/85, WuW/E BKartA 2223 
Beschluß des KG vom 16, Dezember 1987, Kart 73/85, WuW/E OLG 4167 
Beschluß des BGH vom 7. März 1989, KVR 3/88, WuW/E BGH 2575 
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35. Linde AG/Agefko Kohlensäure-Industrie GmbH 

Beschluß des BKartA vom 13. Dezember 1985, B3-54/85, WuW/E 
BKartA 2213 

36. Weiss-Druck+ Verlag GmbH & Co. KG/S-W Verlag GmbH & Co. für Lokal- 
informationen 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 16. Dezember 1985, B6-71/84, AG 1986, S. 371 
Beschluß des KG vom 15. Januar 1988, Kart 1/86 WuW/E OLG 4095 

37. Darmstädter Echo Verlag imd Druckerei GmbH/Südhessische Post GmbH 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 12. Mai 1986, B6-16/85, AG 1986, S. 370 

38. Hüls AG/Condea Chemie GmbH 

Beschluß des BKartA vom 8. Dezember 1986, B3-58/86, WUW/E BKartA 2247 

39. Hamburger Wochenblatt Verlag GmbH/Schlei- Verlag GmbH 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 14. Januar 1987, B6- 108/86, WuW/E BKartA 2251 

40. Lübecker Nachrichten GmbH/Stormarner Tageblatt Verlag und Druckerei 
GmbH & Co. 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 18. Februar 1988, B 6- 24/87, WuW/E BKartA 2290 
Beschluß des KG vom 12. Juli 1990, Kart 4/88, WuW/E OLG 4547 
Beschluß des BGH vom 15. Oktober 1991, KVR 3/90, WuW/E BGH 2743 

41. Heidelberger Zement AG/Malik Baustoffe GmbH & Co.KG 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 27. Juli 1988, Bl-107/87, WuW/E BKartA 2297 

42. Wieland-Werke AG/Langenberg Kupfer- und Messingwerke KG 
(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 18. August 1988, B5-92/88, WuW/E BKartA 2304 

43. Mehtta Werke Bentz & Sohn/Kraft GmbH 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 14. Aprü 1989, B3-137/88, WuW/E BKartA 2370 
Beschluß des KG vom 23. Mai 1991, Kart 13/89, WuW/E OLG 4771 
Beschluß des BGH vom 7. Juli 1992, KVR 14/91, WuW/E BGH 2783 

44. DLT Deutsche Luftverkehrsgesellschaft mbH/Südavia Fluggesellschaft mbH 
Beschluß des BKartA vom 23. Mai 1989, B5-256/88, WuW/E BKartA 2391 

45. Westdeutscher Rundfimk Köln/Radio NRW GmbH 
(Erledigungserklänmg im Rechtsbeschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 18. Juli 1989, B6-71/88, WuW/E BKartA 2396 
Beschluß des KG vom 26. Juni 1991, Kart 23/89, WuW/E OLG 4811 

46. MAN B&W Diesel AG/Gebr. Sulzer AG 

(nach Ablehnung des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 23. August 1989, B4-64/89, WuW/E BKartA 2405 
Verfügimg des BMWi vom 24. Januar 1990, WuW/E BWM 207 

47. WMF Würrtembergische MetallwarenfabrikAG/Kistra Beteiligungsgesell- 
schaft mbH 

(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 25. August 1989, Bl-28/89, WuW/E BKartA 2414 

48. Meistermarken-Werke GmbH/Martin Braun Backmittel imd Essenzen KG 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 19. Oktober 1989, B2-62/89, WuW/E BKartA 2421 

49. Tengelmann Handelsgesellschaft/Gottlieb Handelsgesellschaft mbH 
Beschluß des BKartA vom 20. November 1989, B9-2056/89, WuW/E 
BKartA 2441 
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50. Axel Springer Verlag AG/A. Beig Druckerei und Verlag GmbH & Co. 

(nach Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 25. Aprü 1990, B6-59/86, WuW/E BKartA 2477 
Beschluß des KG vom 13. Februar 1991, Kart 12/90, WuW/E OLG 4737 
Beschluß des BGH vom 6. Oktober 1992, KVR 24/91, WuW/E BGH 2795 

51. Mainpresse Richter Druck und Verlag GmbH/Bote vom Grabfeld GmbH 
(nach Beschwerde beim Kammergericht) 

Beschluß des BKartA vom 29. Mai 1990, B6-22/90 

Beschluß des KG vom 14. November 1990, Kart 14/90, WuW/E OLG 4637 

52. MAN AG + Daimler Benz AG/ENASA 

(nach Rücknahme des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 13. Juli 1990, B5-271/89, WuW/E BKartA 2445 

53. GfB Gesellschaft für Beteiligungsbesitz mbH & Co.KG/Zeitungs Verlag Iserloh- 
ner Kreisanzeiger und Zeitung (IKZ) Wichelhoven Verlags-GmbH& Co.KG 
(nach Rechtsbeschwerde beim Bimdesgerichtshof) 

Beschluß des BKartA vom 9. August 1990, B6-1 16/89, WuW/E BKartA 2471 
Beschluß des KG vom 12. Juni 1991, Kart 16/90, WuW/E OLG 4835 
Beschluß des BGH vom 19. Januar 1993, KVR 32/91, WuW/E BGH 2882 

54. BayWa AG/WLZ Raiffeisen AG 

(nach Ablehnimg des Antrags auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 27. Dezember 1991, B2-42/91, AG 1992, S. 130 
Verfügung des BMWi vom 16. Juni 1992, WuW/E BWM 213 

55. Wandsbek Kurier Verlag GmbH/Stadt-Anzeiger Werbe- und Verlagsgesell- 
schaft mbH, Leipzig 

Beschluß des BKartA vom 26. Februar 1992, B6-157/91, WuW/E BKartA 2515 

56. Gillette Company /Wilkinson Sword Europe 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 23. Juli 1992, B5-42/90, AG 1992, S. 363 

57. Zahnradfabrik Friedrichshafen AG/Allison Transmission Division 
(nach Rücknahme der Beschwerde) 

Beschluß des BKartA vom 15. Aprü 1993, B5-1 17/92, WuW/E BKartA 2521 


16 Beschlüsse wurden vom Bundeskarteilamt zurückgenommen 

1. Bitumenverkaufs gesellschaft 

(nach Änderung, im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 29. Mai 1974, B8-95/73, WuW/E BKartA 1517 

2. Mannesmann AG/Brüninghaus Hydraulik GmbH 
(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bimdesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 18. Mai 1977, B7-86/76, WuW/E BKartA 1685 
Beschluß des KG vom 18. Mai 1979, Kart 13/77, WuW/E OLG 2120 
Beschluß des BGH vom 24. Juni 1980, KVR 5/79, WuW/E BGH 1711 

3. Klöckner- Werke AG/Becorit Grubenausbau GmbH 
(Erledigungserklärung nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 15. Dezember 1978, B7-20/78, WuW/E 
BKartA 1831 

Beschluß des KG vom 28. August 1979, Kart 4/79, WuW/E OLG 2182 
Beschluß des BGH vom 2. Dezember 1980, KVR 1/80, WuW/E BGH 1749 

4. Mobil Oü AG/Wilh. MerÜ 

Beschluß des BKartA vom 8. Dezember 1980, B8- 128/80, AG 1981, S. 290 

5. Deutsche Total GmbH/Mineralölhandel Speier 

Beschluß des BKartA vom 17. August 1981, B8-66/81 (unveröffentlicht) 
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6. Phüip Morris Inc./Rothmans Tobacco Holding Ltd. 

(nach Änderung des Zusammenschlusses erneute Untersagimg) 

Beschluß des BKartA vom 24. Februar 1982, B6-49/81, WuW/E BKartA 1943 
Beschluß des KG vom 1. Juh 1983, Kart 16/82, WuW/E OLG 3051 
Beschluß des BKartA vom 9. Juli 1985, B6-71/85, WuW/E BKartA 2204 
Beschluß des BGH vom 29. Oktober 1985, KVR 1/84, WuW/E BGH 2211 
Beschluß des BKartA vom 28. Januar 1987, B6-71/85, WuW/E BKartA 2295 

7. Metro Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG/Kaufhof AG 
(Erledigimgserklänmg nach Rückverweisimg durch den Bundesgerichtshof) 
Beschluß des BKartA vom 20. Juni 1983, B9- 2056/82, WuW/E BKartA 2060 
Beschluß des KG vom 16. Oktober 1984, Kart 14/83, WuW/E OLG 3367 
Beschluß des BGH vom 11. März 1986, KVR 2/85, WuW/E BGH 2231 

8. Klöckner- Werke AG/Seitz Enzinger NoU Maschinenbau AG 
(nach Rücknahme des Antrages auf Ministererlaubnis) 

Beschluß des BKartA vom 10. Oktober 1984, B7-106/83, WuW/E 
BKartA 2178 

9. Badenwerk AG/Energie- und Wasserwerke Rhein-Neckar AG — Gasver- 
sorgung 

Beschluß des BKartA vom 13, Mai 1985, B8-236/84, AG 1985, S. 337 

10. Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG — BGE Beteüigungsges. 
für Energieimtemehmen/Ruhrkohle AG 

(nach Ablehnung des Antrages auf Ministererlaubnis wegen Formfehlers) 
Beschluß des BKartA vom 19. Juni 1985, B8-31/85, AG 1986, S. 335 
Verfügimg des BMWi vom 20. Februar 1986, WuW/E BWM 185 

11. Westdeutsche Allgemeine Zeitimgsverlagsges. mbH & Co./Borbecker Nach- 
richten + Wer dener Nachrichten Wilhelm Wimmer GmbH & Co.KG 3) 

(nach Erledigungserklänmg im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 19. Mai 1987, B6-88/86, AG 1987, S. 354 

12. Messer Griesheim GmbH/Buse Gase GmbH 
(nach Ändenmg, im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 2. August 1988, B3-35/88, WuW/E BKartA 2319 

13. Nordfleisch e. G. Raiffeisen Vieh- und Fleischzentrale Schleswig- Holstein/ 
Centralgenossenschaft Vieh und Fleisch e. G. 

(nach Ändenmg, im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 30. November 1989, B2-75/89, WuW/E 
BKartA 2428 

14. Axel Springer Verlag AG/Erich Lezinsky Verlag und Buchdruckerei GmbH 
(nach Erledigimgserklänmg im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 14. Mai 1990, B6-56/89, WuW/E BKartA 2497 

15. Bayerische Asphalt-Mischwerke GmbH & Co. Kommanditgesellschaft für Stra- 
ßenbaustof fe/H+W Asphalt-Mischwerke GmbH 

(nach Erledigimgserklänmg im Beschwerdeverfahren) 

Beschluß des BKartA vom 1. Oktober 1990, Bl-104/88, WuW/E BKartA 2488 

16. Westdeutsche Allgemeine Zeitungsverlag GmbH & Co. Zeitschriften und Betei- 
ligimgs KG/Ostthüringer Nachrichten Verlag GmbH & Co.KG 
(Erledigung in der Hauptsache) 

Beschluß des BKartA vom 25. Oktober 1990, B6- 103/90, WuW/E 
BKartA 2483 


22 Verfügungen wurden rechtskräftig aufgehoben 

1. Johnson/Hahn 

Beschluß des BKartA vom 18. November 1974, B8-259/74, WuW/E 
BKartA 1561 

Beschluß des KG vom 16. Februar 1976, Kart 4/75, WuW/E OLG 1712 


3) Das ursprüngliche Vorhaben wurde umstrukturiert. Vgl. Monopolkommission, Die Wettbe- 
werbsordnung erweitern, Hauptgutachten 1986/1987, Baden-Baden 1988, Tz. 372. 
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2. Teerbau/Makadam 

(nach Rückverweisung durch den Bundesgerichtshof vom PCammergericht 
aufgehoben) 

Beschluß des BKartA vom 24. Mai 1978, B6-108/77, WuW/E BKartA 1753 
Beschluß des KG vom 10. Januar 1979, Kart 17/78, WuW/E OLG 2093 
Beschluß des BGH vom 12. Februar 1980, KVR 4/79, WuW/E BGH 1763 
Beschluß des KG vom 9. Dezember 1981, Kart 13/80, WuW/E OLG 2633 

3. RWE/Stadt Leverkusen 

Beschluß des BKartA vom 30. Juni 1978, B8-78/77, WuW/E BKartA 1727 
Beschluß des KG vom 19. September 1979, Kart 20/78, WuW/E OLG 2202 

4. Deutscher TransportbetonVertrieb GmbH, Ratingen/Verkaufsbüro Sieger- 
länder Transportbeton GmbH & Co. KG 

Beschluß des BKartA vom 21. September 1978, B6-172/77, WuW/E 
BKartA 1779 

Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 24/78, WuW/E OLG 2259 

5. Deutscher TransportbetonVertrieb GmbH, Ratingen/Transportbeton-Vertrieb 
Sauerland GmbH 

(nach Rückverweisimg durch den Bundesgerichtshof vom Kammergericht 
aufgehoben) 

Beschluß des BKartA vom 21. September 1978, B6-184/77, WuW/E 
BKartA 1771 

Beschluß des KG vom 24. Oktober 1979, Kart 25/78, WuW/E OLG 2265 
Beschluß des BGH vom 22. Juni 1981, KVR 7/80, WuW/E BGH 1810 
Beschluß des KG vom 12. März 1982, Kart 33/81, WuW/E OLG 2655 

6. Tonolli International B. V./Blei- und Silberhütte Braubach GmbH 
Beschluß des BKartA vom 30. März 1979, B8-137/78, WuW/E BKartA 1799 
Beschluß des KG vom 16. Januar 1980, Kart 14/79, WuW/E OLG 2234 
Beschluß des BGH vom 22. Juni 1981, KVR 5/80, WuW/E BGH 1824 

7. Braun Melsimgen AG/Almo-Erzeugnisse Erwin Busch GmbH 
Beschluß des BKartA vom 24. Jurü 1980, B8-45/79, WuW/E BKartA 1853 
Beschluß des KG vom 26. Mai 1981, Kart 14/80, WuW/E OLG 2539 
Beschluß des BGH vom 29. Juni 1982, KVR 7/81, WuW/E BGH 1949 

8. Hastra Hannover-Braunschweigische Stromversorgungs-AG (Veba)/Stadt 
Wolfenbüttel GmbH 

Beschluß des BKartA vom 29. Juli 1980, B8-132/79, WuW/E BKartA 1857 
Beschluß des KG vom 16. Juni 1981, Kart 15/80, WuW/E OLG 2507 

9. Bayer AG/Firestone France S.A. 

Beschluß des BKartA vom 23. September 1980, B8-45/80, WuW/E 
BKartA 1837 

Beschluß des KG vom 26. November 1980, Kart 17/80, WuW/E OLG 2411 

10. Deutsche Texaco AG/Zerssen& Co. 

Beschluß des BKartA vom 28. Oktober 1980, B8-50/80, WuW/E BKartA 1840 
Beschluß des KG vom 2. Juli 1982, Kart 21/80, WuW/E OLG 2663 
Beschluß des BGH vom 4. Oktober 1983, KVR 3/82, WuW/E BGH 2025 

11. Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG/Gelsenwasser AG 
Beschluß des BKartA vom 5. Dezember 1980, B8-136/80, AG 1981, S. 314 
Beschluß des KG vom 14. April 1982, Kart 23/80, WuW/E OLG 2677 
Beschluß des BGH vom 19. Aprü 1983, KVR 1/82, WuW/E BGH 2013 

12. Maschinenfabrik Buckau R. Wolf AG (Krupp)/Total-Kidde Gaslöschanlagen 
Beschluß des BKartA vom 31. März 1981, B7-92/80, WuW/E BKartA 1882 
Beschluß des KG vom 30. März 1983, Kart 25/81, WuW/E OLG 2887 

13. Hussel Holding AG/Mara Kosmetik Parfümerie- imd Drogerie GmbH 
Beschluß des BKartA vom 29. Juni 1981, B8-159/80, WuW/E BKartA 1897 
Beschluß des KG vom 24. April 1985, Kart 34/81, WuW/E OLG 3577 
Beschluß des BGH vom 18. November 1986, KVR 9/85, WuW/E BGH 2337 
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14. Verlagsgruppe Georg v. Holtzbrinck GmbH/Rowohlt Verlag GmbH 
Beschluß des BKartA vom 19. Oktober 1981, B6-76/81, AG 1982, S. 79 
Beschluß des KG vom 13. Oktober 1982, Kart 51/81, WuW/E OLG 2825 

15. Co op Schleswig-Holstein e. G./Deutscher Supermarkt Handeis-GmbH 
Beschluß des BKartA vom 23. August 1983, B9-2037/82, WuW/E 
BKartA 2114 

Beschluß des KG vom 22. Mai 1985, Kart 21/83, WuW/E OLG 3591 
Beschluß des BGH vom 24. März 1987, KVR 10/85, WuW/E BGH 2389 

16. Thüringer Gas AG/Stadtwerke Westerland 

Beschluß des BKartA vom 9. September 1983, B8-79/83, WuW/E 
BKartA 2110 

Beschluß des KG vom 18. Februar 1985, Kart 24/83, AG 1985, S. 307 

17. Energie-Versorgung Schwaben AG/Technische Werke der Stadt Stuttgart 
AG 

Beschluß des BKartA vom 23. März 1984, B8-91/83, WuW/E BKartA 2157 
Beschluß des KG vom 28. Dezember 1984, Kart 6/84, WuW/E OLG 3443 

18. Co op AG/H. Wandmaker GmbH 

Beschluß des BKartA vom 14. August 1984, B9-2006/84, WuW/E 
BKartA 2161 

Beschluß des KG vom 5. November 1986, Kart 15/84, WuW/E OLG 3917 

19. Axel Springer Verlag + Axel Springer Gesellschaft für Publizistik GmbH & Co. 
KG/ Kieler Zeitung, Verlags- und Druckerei KG GmbH & Co. 

(Erledigung in der Hauptsache) 

Beschluß des BKartA vom 29. April 1987, B6-1 11/86, WuW/E BKartA 2259 
Beschluß des KG vom 4. Dezember 1987, Kart 32/87, WuW/E OLG 4075 
Beschluß des BGH vom 19. Dezember 1989, KVR 2/88, WuW/E BGH 2620 

20. Flensburger Zeitimgsverlag GmbH/Schleswig-Holsteinische Landeszeitimg 
Heinz Müller KG 

Beschluß des BKartA vom 20. Mai 1988, B6-30/87, WuW/E BKartA 2292 
Beschluß des KG vom 1. März 1989, Kart 14/88, WuW/E OLG 4379 

21. Linde AG/Lansing GmbH 

Beschluß des BKartA vom 3. März 1989, B4-123/88, WuW/E BKartA 2363 
Beschluß des KG vom 22. März 1990, Kart 6/89. WuW/E OLG 4537 Beschluß 
des BGH vom 10. Dezember 1991, KVR 2/90, AG 1992, S. 120 

22. Kaufhof AG/Satum Elektro-Handelsgesellschaft mbH — Hansa-Foto Han- 
delsgesellschaft 

Beschluß des BKartA vom 23. Oktober 1989, B9-2050/88, WuW/E 
BKartA 2437 

Beschluß des KG vom 26. Oktober 1990, Kart 29/89, WuW/E OLG 4657 
Beschluß des BGH vom 28. April 1992, KVR 9/91, WuW/E BGH 2771 


Sechs Untersagungsfälle wurden vom Bundesminister für Wirtschaft vollständig 
oder unter Auflagen genehmigt 

1. Vebci/Gelsenberg 

Beschluß des BKartA vom 7. Januar 1974, B8-33/73, WuW/E BKartA 1457 
Verfügung des BMWi vom 1. Februar 1974, WuW/E BWM 147 

2. Babcock/Artos 

Beschluß des BKartA vom 25. März 1976, B7- 127/75, WuW/E BKartA 1653 
Verfügimg des BMWi vom 17. Oktober 1976, WuW/E BWM 155 

3. Rheinstahl (Thyssenj/Hüller 

Beschluß des BKartA vom 17. Dezember 1976, B7-36/76, WuW/E BKartA 1657 
Verfügung des BMWi vom 1. August 1977, WuW/E BWM 159 (Teilerlaubnis) 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1978, Kart 2/77, WuW/E OLG 1921 
Beschluß des KG vom 7. Februar 1978, Kart 15/77, WuW/E OLG 1937 
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4. BPA^eba 

Beschluß des BKartA vom 27. September 1978, B8-92/78, WuW/E 
BKartA 1719 

Verfügrmg des BMWi vom 5. März 1979, WuW/E BWM 165 (Erlaubnis mit 
Auflagen) 

5. IBH Holding/Wibau Maschinenfabrik Hartmann AG 

Beschluß des BKartA vom 3. Jiüi 1981, B7-44/80, WuW/E BKartA 1892 
Verfügung des BMWi vom 9. Dezember 1981, WuW/E BWM 177 

6. Daimler-Benz AG/Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 

Beschluß des BKartA vom 17. April 1989, B7-137/88, WuW/E BKartA 2335 
Verfügimg des BMWi vom 6. September 1989, WuW/E BWM 191 (Erlaubnis 
mit Auflagen) 

In drei Fällen wurde die Ministererlaubnis versagt: Kaiser/Preussag Aluminium 
(Beschluß des BKartA vom 23. Dezember 1974, B8-251/74, WuW/E BKartA 1571? 
Verfügung des BMWi vom 26. Juni 1975, WuW/E BWM 149), MAN B&W Diesel 
AG/Gebr. Sulzer AG (Beschluß des BKartA vom 23. August 1989, B4-64/89, WuW/E 
BKartA 2405? Verfügung des BMWi vom 24. Januar 1990, WuW/E BWM 207) und 
BayWa AGAVLZ Raiffeisen AG (Beschluß des BKartA vom 27. Dezember 1991, 
B2-42/91, AG 1992, S. 130; Verfügung des BMWi vom 16, Juni 1992, WuW/E BWM 
213). Diese Fälle werden unter den rechtskräftigen Untersagungen des Bundeskar- 
tellamtes aufgeführt. 


Gegen drei Untersagungen läuft ein Beschwerdeverfahren beim Kammergericht 

1. Werner &Pfleiderer GmbH/Franz Daub und Söhne (GmbH&Co.) 

Beschluß des BKartA vom 13. Mai 1992, B4-173/91, AG 1992, S. 406 

2. Fresenius AG/KnoU AG 

Beschluß des BKartA vom 23. August 1993, B3-52/92, WuW/E BKartA 2591 

3. Raiffeisen Hauptgenossenschaft Nord AG/Raiffeisen Haupt-Genossenschaft 
eG, Hannover 

Beschluß des BKartA vom 20. September 1993, B2-35/93, AG 1993, S. 571 
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C. Verfahren der Europäischen Fusionskontrolle 


Entscheidungen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften aufgrund der 
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates über die Kontrolle von Unternehmens- 
Zusammenschlüssen 

— Verfahrensstand Ende 1993 — 

1. Renault/Volvo — IV/M.004 

Entscheidimg der Kommission vom 6. November 1990 (Artikel 6 Abs. la 
und b) 

ABI. EG Nr. C 281 vom 9. November 1990, S. 2 = WuW/E EV 1542 

2. AG/AMEV — rV/M.018 

Entscheidung der Kommission vom 21. November 1990 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 304 vom 4. Dezember 1990, S. 27 = WuW/E EV 1547 

3. ICI/Tioxide — IV/M.023 

Entscheidimg der Kommission vom 28. November 1990 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 304 vom 4, Dezember 1990, S. 27 = WuW/E EV 1551 

4. Arjomari-Prioux/Wiggings Teape Appleton — IV/M.025 
Entscheidimg der Kommission vom 10. Dezember 1990 (Artikel 6 Abs. la) 
ABI. EG Nr. C 321 vom 21. Dezember 1990, S. 16 = WuW/E EV 1554 

5. Promodes/Dirsa — rV/M.027 

Entscheidung der Kommission vom 17. Dezember 1990 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 321 vom 21. Dezember 1990, S. 16 = WuW/E EV 1555 

6. Cargill/Unilever — IV/M.026 

Entscheidung der Kommission vom 20. Dezember 1990 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 327 vom 29. Dezember 1990, S. 14 = WuW/E EV 1609 

7. Mitsubishi/UCAR — IV/M.024 

Entscheidung der Kommission vom 4. Januar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 5 vom 9. Januar 1991, S. 7 = WuW/E EV 1557 

8. Matsushita/MCA — IV/M.037 

Entscheidung der Kommission vom 10. Januar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 12 vom 18. Januar 1991, S. 15 = WuW/E EV 1560 

9. AT&T/NCR --- rV/M.050 

Entscheidung der Kommission vom 18. Januar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 16 vom 24. Januar 1991, S. 20 = WuW/E EV 1563 

10. BNP/Dresdner Bank — rV/M.021 

Entscheidung der Kommission vom 4. Februar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 34 vom 9. Februar 1991, S. 20 = WuW/E EV 1568 

11. Baxter/Nestle/Salvia — rV/M.058 

Entscheidung der Kommission vom 6. Februar 1991 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 37 vom 13. Februar 1991, S. 11 = WuW/E EV 1579 

12. Fiat Geotech/Ford New Holland — IV/M.009 

Entscheidung der Kommission vom 8. Februar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 118 vom 3. Mai 1991, S. 14 = WuW/E EV 1611 

13. ASKO/Omni -- rV/M,065 

Entscheidung der Kommission vom 22. Februar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 51 vom 27. Februar 1991, S. 12 = WuW/E EV 1582 

14. Digital/Kienzle — IV/M.057 

Entscheidung der Kommission vom 22. Februar 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 56 vom 5. März 1991, S. 16 = WuW/E EV 1584 

15. Aerospatiale/MBB — IV/M.017 

Entscheidung der Kommission vom 25. Februar 1991 (Artikel 6 Abs. 1 b) 

ABI. EG Nr. C 59 vom 8. März 1991, S. 13 = WuW/E EV 1587 
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16. Kyowa/Saitama Banks — IV/M.069 

Entscheidung der Kommission vom 7. März 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr, C 66 vom 14. März 1991, S. 13 = WuW/E EV 1591 

17. Otto/Grattan — IV/M.070 

Entscheidimg der Kommission vom 21. März 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 93 vom 11. Aprü 1991, S. 6 = WuW/E EV 1605 

18. AlcatelA'elettra — IV/M.042 

Entscheidimgen der Kommission vom 21. Januar 1991 (Artikel 6 Abs. Ic) 
imd vom 12. April 1991 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 122 vom 17. Mai 1991, S. 48 = WuW/E EV 1616 

19. La Redoute/Empire Stores — IV/M.080 

Entscheidimg der Kommission vom 25. April 1991 (Artikel 6 Abs. 1 b) 

ABI. EG Nr. C 156 vom 14. Juni 1991, S. 10 = WuW 91, 575 

20. ELF/ErtoU -- IV/M.063 

Entscheidimg der Kommission vom 29. April 1991 (Artikel 6 Abs, Ib) 

ABI. EG Nr. C 124 vom 14. Mai 1991, S. 13 = WuW 91, 575 

21. Usinor/ASD — IV/M.073 

Entscheidimg der Kommission vom 29. April 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 193 vom 24. Juli 1991, S. 34 = WuW 91, 576 

22. ASKO/Jacobs/ADIA — IV/M.082 

Entscheidung der Kommission vom 16. Mai 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 132 vom 23. Mai 1991, S. 13 = WuW/E EV 1625 

23. Magneti Marelli/CEAc — rV/M.043 

Entscheidimgen der' Kommission vom 21. Januar 1991 (Artikel 6 Abs. 1 c) 
imd vom 29. Mai 1991 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 222 vom 10. August 1991, S. 38 = WuW/E EV 1735 

24. Conagra/Idea — IV/M.OlO 

Entscheidimg der Kommission vom 30. Mai 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 175 vom 6. Juli 1991, S. 18 = WuW 91, 701 

25. RVWBC/Heuliez — IV/M.092 

Entscheidung der Kommission vom 3. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 149 vom 8. Juni 1991, S. 15 = WuW 91, 701 

26. VIAG/Continental Can — IV/M.081 

Entscheidimg der Kommission vom 6. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 156 vom 14. Juni 1991, S. 10 = WuW/E EV 1626 

27. Sanofi/Sterling Drug — IV/M.072 

Entscheidimg der Kommission vom 10. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 156 vom 14. Juni 1991, S. 10 = WuW 91, 702 

28. ELF/Occidental — IV/M.085 

Entscheidimg der Kommission vom 13. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 160 vom 20. Juni 1991, S. 20 = WuW 91, 702 

29. Elf/BC/CEPSA — IV/M.098 

Entscheidimg der Kommission vom 18. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 172 vom 3, Juli 1991, S. 8 = WuW 91, 702 

30. ApoUinaris/Schweppes — IV/M.093 

Entscheidung der Kommission vom 24. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 203 vom 2. August 1991, S. 14 = WuW/E EV 1657 

31. Pechiney/Usinor-Sacilor — IV/M.097 

Entscheidimg der Kommission vom 24. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 175 vom 6. Juli 1991, S. 18 = WuW 91, 703 

32. Dräger/IBM/HMP — IV/M.lOl 

Entscheidimg der Kommission vom 28. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 236 vom 11. September 1991, S. 6 = WuW/E EV 1635 
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33. Nissan/R. Nissan — IV/M.099 

Entscheidung der Kommission vom 28. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr, C 181 vom 12. Juli 1991, S. 21 = WuW 91, 703 

34. Lyonnaise des Eaux Dumez/Brochier — IV/M.076 
Entscheidung der Kommission vom 11. Juli 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 188 vom 19. Juli 1991, S. 20 = WuW/E EV 1641 

35. EDS/SD-Scicon — IV/M.112 

Entscheidung der Kommission vom 17. Juli 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 237 vom 12. September 1991, S. 44 = WuW/E EV 1670 

36. ICL/Nokia Data — IV/M.105 

Entscheidung der Kommission vom 17. Juli 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 236 vom 11. September 1991, S. 6 = WuW/E EV 1639 

37. Tetra Pak/Alfa-Laval — IV/M.068 

Entscheidungen der Kommission vom 19. März 1991 (Artikel 6 Abs. 1 c) und 
vom 19. Juli 1991 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr, L 290 vom 22, Oktober 1991, S. 35 = WuW/E EV 1644 

38. Elf/Enterprise — IV/M.088 

Entscheidung der Kommission vom 24. Juli 1991 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 203 vom 2. August 1991, S. 14 = WuW/E EV 1673 

39. BP/Petromed — IV/M.lll 

Entscheidung der Kommission vom 29. Juli 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 208 vom 9. August 1991, S. 24 = WuW/E EV 1721 

40. Eridania/ISI ~ IV/M.062 

Entscheidung der Kommission vom 30. Juli 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 204 vom 3, August 1991, S. 12 = WuW 91, 799 

41. Varta/Bosch — IV/M.012 

Entscheidimgen der Kommission vom 12. April 1991 (Artikel 6 Abs. Ic) und 
vom 31. Juli 1991 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 320 vom 22. November 1991, S. 26 = WuW/E EV 1701 

42. Kelt/American Express — IV/M.116 

Entscheidung der Kommission vom 20. August 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 223 vom 28. August 1991, S. 38 = WuW/E EV 1719 

43. BNP/Dresdner Bank (CSFR) — IV/M.124 

Entscheidung der Kommission vom 26. August 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 226 vom 31. August 1991, S. 28 = WuW/E EV 1671 

44. Digital/Philips — IV/M.129 

Entscheidung der Kommission vom 2. September 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 235 vom 10. September 1991, S. 13 = WuW/E EV 1658 

45. ABC/Generale des Eaux/Canal+AV. H. Smith TV — IV/M.llO 
Entscheidimg der Kommission vom 10. September 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 244 vom 19. September 1991, S, 5 = WuW 91, 891 

46. Delta Airlines/Pan Am — rV/M.130 

Entscheidung der Kommission vom 13. September 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
Abi. EG Nr. C 289 vom 7. November 1991, S. 14 = WuW 91, 892 

47. Mannesmann/Boge — IV/M,134 

Entscheidung der Kommission vom 23. September 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 265 vom 11. Oktober 1991, S. 8 = WuW/E EV 1662 

48. Aerospatiale-Alenia/de Havilland — IV/M.053 

Entscheidungen der Kommission vom 12. Juni 1991 (Artikel 6 Abs. Ic) und 
vom 2. Oktober 1991 (Artikel 8 Abs. 3) 

ABI. EG Nr. L 334 vom 5. Dezember 1991, S. 42 = WuW/E EV 1675 

49. Metallgesellschaft/Feldmühle Nobel — IV/M.119 

Entscheidung der Kommission vom 14. Oktober 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 276 vom 23. Oktober 1991, S. 4 = WuW/E EV 1749 
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50. Paribas/MTH/MBH — IV/M.122 

Entscheidung der Kommission vom 17. Oktober 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 277 vom 24. Oktober 1991. S. 18 = WuW 91. 989 

51. Thomson-CSF/Pilkington — IV/M.086 

Entscheidung der Kommission vom 23. Oktober 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 279 vom 26. Oktober 1991. S. 19 = WuW/E EV 1724 

52. BankAmerica/Security Pacific — IV/M.137 

Entscheidung der Kommission vom 24. Oktober 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 289 vom 7. November 1991. S. 14 = WuW/E EV 1772 

53. Metallgesellschaft/Safic Alcan — IV/M.146 

Entscheidung der Kommission vom 8. November 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 300 vom 21. November 1991, S. 22 = WuW/E EV 1730 

54. UAP/Transatlantic/Sun Life — IV/M.141 

Entscheidimg der Kommission vom 11. November 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 296 vom 15. November 1991, S. 12 = WuW 92, 35 

55. Cereol/Continentale Italiana — IV/M.156 

Entscheidung der Kommission vom 27. November 1991 (Artikel 6 Abs. la) 
ABI. EG Nr. C 7 vom 11. Januar 1992, S. 7 = WuW 92, 320 

56. TNT/GD Net — IV/M.102 

Entscheidung der Kommission vom 2. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 322 vom 13. Dezember 1991, S. 19 = WuW/E EV 1754 

57. Lucas/Eaton — IV/M.149 

Entscheidung der Kommission vom 9. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 328 vom 17. Dezember 1991, S. 15 = WuW/E EV 1783 

58. MannesmannADO — IV/M.164 

Entscheidung der Kommission vom 13. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 88 vom 9. April 1992, S. 13 = WuW/E EV 1799 

59. Alcatel/AEG Kabel — IV/M.165 

Entscheidimg der Kommission vom 18. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 6 vom 10. Januar 1992, S. 23 = WuW/E EV 1713 

60. Eurocom/RSCG -- IV/M.147 

Entscheidung der Kommission vom 18. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr, C 332 vom 21. Dezember 1991, S. 16 = WuW 92, 411 

61. IngersoU-Rand/Dresser — rV/M.121 

Entscheidimg der Kommission vom 18, Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 86 vom 7, Aprü 1992, S. 15 = WuW/E EV 1791 

62. Campsa — IV/M.138 

Entscheidung der Kommission vom 19. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 334 vom 28. Dezember 1991, S. 23 = WuW 92, 499 

63. Courtaulds/SNIA — IV/M.113 

Entscheidung der Kommission vom 19. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 333 vom 24. Dezember 1991, S. 16 = WuW/E EV 1763 

64. Gambogi/Cogei — IV/M.167 

Entscheidung der Kommission vom 19. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 334 vom 28. Dezember 1991, S, 23 = WuW 92, 412 

65. Mediobanca/Generali — IV/M.159 

Entscheidung der Kommission vom 19. Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. la) 
ABI. EG Nr, C 334 vom 28. Dezember 1991, S. 23 = WuW 92, 225 

66. VIAG/EB Brühl IV/M.139 

Entscheidung der Kommission vom 19, Dezember 1991 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 333 vom 24. Dezember 1991, S. 16 = WuW/E EV 1806 

67. Saab Ericsson Space — IV/M.178 

Entscheidung der Kommission vom 13. Januar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 17 vom 23. Januar 1992, S. 10 = WuW/E EV 1871 
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68. Sunrise — IV/M.176 

Entscheidung der Kommission vom 13. Januar 1992 (Artikel 6 Abs. la) 
ABI. EG Nr. C 18 vom 24. Januar 1992. S. 15 = WuW/E EV 1795 

69. Schweizer Rück/Elvia — IV/M.183 

Entscheidimg der Kommission vom 14. Januar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 27 vom 4. Februar 1992, S. 14 = WuW/E EV 1824 

70. Volvo/Atias — IV/M.152 

Entscheidxing der Kommission vom 14. Januar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 17 vom 23. Januar 1992, S. 10 = WuW/E EV 1775 

71. Inchcape/IEP — IV/M.182 

Entscheidimg der Kommission vom 21. Januar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 21 vom 28. Januar 1992, S. 27 = WuW/E EV 1875 

72. Ericsson/Kolbe — IV/M.133 

Entscheidimg der Kommission vom 22. Januar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 27 vom 4. Februar 1992, S. 14 = WuW/E EV 1779 

73. SPAR/Dansk Supermarked — rV/M.179 

Entscheidung der Kommission vom 3. Februar 1992 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 29 vom 6. Februar 1992, S. 18 = WuW/E EV 1810 

74. Grand Metropolitan/Cinzano — rV/M.184 

Entscheidung der Kommission vom 7. Februar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 47 vom 21. Februar 1992, S. 23 = WuW/E EV 1883 

75. Steetley/Tarmac — rV/M.180 

Entscheidungen der Kommission vom 12. Februar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib 
und Artikel 9 Abs. 3 b) 

ABI. EG Nr. C 50 vom 25. Februar 1992, S. 25 = WuW/E EV 1814 

76. James River/Rayne — rV/M.162 

Entscheidung der Kommission vom 13. Februar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 43 vom 18. Februar 1992, S. 19 = WuW/E EV 1873 

77. BSN-Nestie/Cokoladovny — IV/M.090 

Entscheidung der Kommission vom 17. Februar 1992 (Artikel 6 Abs, la) 
ABI. EG Nr. C 47 vom 21. Februar 1992, S. 23 = WuW 92, 497 

78. Torras/Sarrio — rV/M.166 

Entscheidung der Kommission vom 24. Februar 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 58 vom 5. März 1992, S. 20 = WuW/E EV 1817 

79. IFINT/EXOR — IV/M.187 

Entscheidung der Kommission vom 2. März 1992 (Artikel 6 Abs. 1 b) 

ABI. EG Nr. C 88 vom 9. April 1992, S. 13 = WuW/E EV 1827 

80. Henkel/Nobel ^IV/M. 186 

Entscheidung der Kommission vom 23. März 1992 (Artikel 6 Abs. 1 b) 

ABI. EG Nr. C 96 vom 15. April 1992, S. 23 = WuW 92/E EV 1829 

81. BSN/EXOR-~IV/M.211 

Rücknahme der Anmeldung am 1. April 1992 
ABI. EG Nr. C 115 vom 6. Mai 1992, S. 43 

82. Generali/BCHA-~IV/M.189 

Entscheidung der Kommission vom 6. April 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 107 vom 28. April 1992, S. 24 = WuW 92. 499 

83. FlachglasA/EGLA — IV/M.168 

Entscheidung der Kommission vom 13. April 1992 (Artikel 6 Abs. 1 a) 

ABI. EG Nr. C 120 vom 12. Mai 1992, S. 30 = WuW/E EV 1832 

84. Banesto/Totta — rV/M.192 

Entscheidung der Kommission vom 14. April 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 107 vom 28. April 1992, S. 24 = WuW 92, 500 

85. EUREKO — IV/M.207 

Entscheidung der Kommission vom 27. April 1992 (Artikel 6 Abs. 1 a) 

ABI. EG Nr. C 113 vom 1. Mai 1992, S. 12 = WuW/E EV 1844 
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86. Thom EMIA^irgin Music — IV/M.202 

Entscheidung der Kommission vom 27. April 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 120 vom 12. Mai 1992, S. 30 = WuW/E EV 1836 

87. Accor/Wagons-Lits — IV/M.126 

Entscheidungen der Kommission vom 16. Dezember 1991 (Artikel 6 
Abs. Ic) tmd vom 28. April 1992 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 204 vom 21. Juli 1992 = WuW/E EV 1961 

88. Herba/IRR — IV/M.188 

Entscheidimg der Kommission vom 28. April 1992 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 120 vom 12. Mai 1992, S. 30 = WuW/E EV 1977 

89. Solvay-Laporte/Interox — rV/M.197 

Entscheidung der Kommission vom 30. April 1992 (Artikel 6 Abs. la und b) 
ABI. EG Nr. C 165 vom 2. Juli 1992, S. 26 = WuW/E EV 1847 

90. Mondi/Frantschach — IV/M.210 

Entscheidimg der Kommission vom 12. Mai 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 165 vom 2. Juli 1992, S. 26 = WuW/E EV 1856 

91. Eucom/Digital — IV/M.218 

Entscheidung der Kommission vom 18. Mai 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 124 vom 16. Mai 1992, S. 19 = WuW/E EV 1860 

92. Scott/Möhüycke — IV/M.208 
Rücknahme der Anmeldimg am 18. Mai 1992 
ABI. EG Nr. C 135 vom 26. Mai 1992, S. 20 

93. Hongkong and Shanghai Bank/Midland — IV/M.213 
Entscheidung der Kommission vom 21. Mai 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 157 vom 24. Juni 1992 = WuW/E EV 1863 

94. Volvo/Lex I — IV/M.224 

Entscheidung der Kommission vom 21. Mai 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 142 vom 4. Juni 1992 = WuW/E EV 1865 

95. ABB/BREL — IV/M.221 

Entscheidimg der Kommission vom 26. Mai 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 142 vom 4. Juni 1992, S. 18 = WuW/E EV 1867 

96. Bibby/Finanzauto — IV/M.220 

Entscheidimg der Kommission vom 29. Juni 1992 (Artikel 6 Abs. 1 b) 

ABI. EG Nr. C 275 vom 23. Oktober 1992, S. 8 = WuW 1992, 834 

97. Ericsson/ Ascom — rV/M.236 

Entscheidung der Kommission vom 8. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 201 vom 8. August 1992, S. 26 = WuW/E EV 1995 

98. Eurocard/Eurocheque-Europay — IV/M.241 

Entscheidung der Kommission vom 13. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. 1 a) 

ABI. EG Nr. C 193 vom 31. Juli 1992, S. 12 = WuW 1992, 833 

99. Promodes/BRMC — IV/M.242 

Entscheidung der Kommission vom 13. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 232 vom 10. September 1992, S. 14 = WuW/E EV 1945 

100. Thomas Cook/LTU/West LB — IV/M.229 

Entscheidimg der Kommission vom 14. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 199 vom 6. August 1992, S. 12 = WuW/E EV 1979 

101. GECC/Avis Lease — IV/M.234 

Entscheidimg der Kommission vom 15. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 201 vom 8. August 1992, S. 26 = WuW/E EV 1998 

102. NesÜe/Perrier — IV/M.190 

Entscheidungen der Kommission vom 25. März 1992 (Artikel 6 Abs. Ic) und 
vom 22. Juli 1992 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI, EG Nr. L 356 vom 5. Dezember 1992, S. 1 = WuW/E EV 1903 
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103. Elf Atochem/Rohm and Haas — IV/M.160 

Entscheidung der Kommission vom 28. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 201 vom 8. August 1992, S. 27 = WuW/E EV 2001 

104. Koipe-Tabaceilera/Elosua — IV/M.117 

Entscheidung der Kommission vom 28. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 227 vom 3. September 1992, S. 10 = WuW 1992, 834 

105. PepsiCo/General Mills — IV/M.232 

Entscheidimg der Kommission vom 5. August 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 228 vom 4. September 1992, S. 6 = WuW/E EV 2006 

106. Northern Telecom/Matra Telecommunication — IV/M.249 
Entscheidung der Kommission vom 10. August 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 240 vom 19. September 1992, S. 15 = WuW/E EV 2009 

107. Pechiney/ VIAG — IV/M. 198 

Entscheidimg der Kommission vom 10. August 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 307 vom 25. November 1992, S. 7 = WuW 1992, 921 

108. Rhone-Poulenc/SNIA — IV/M.206 

Entscheidimg der Kommission vom 10. August 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 212 vom 18. August 1992, S. 23 = WuW/E 1983 

109. BTR/Pirelli — IV/M.253 

Entscheidung der Kommission vom 17. August 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 265 vom 14. Oktober 1992, S. 5 = WuW/E EV 2013 

HO. Volvo/Lex II — IV/M.261 

Entscheidxmg der Kommission vom 3. September 1992 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 239 vom 18. September 1992, S. 11 = WuW 1992, 921 

111. Avesta/British Steel/NCC — rV/M.239 

Entscheidung der Kommission vom 4. September 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 258 vom 7. Oktober 1992, S. 9 = WuW 1992, 922 

112. Elf Aquitaine-Thyssen/Minol — IV/M.235 

Entscheidung der Kommission vom 4. September 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 232 vom 10. September 1992, S. 14 = WuW/E EV 1878 

113. AUianz/DKV — IV/M. 251 

Entscheidxmg der Kommission vom 10. September 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 258 vom 7. Oktober 1992, S. 9 = WuW/E EV 1885 

114. Citicorp Venture Capital/GTE — IV/M.258 

Entscheidimg der Kommission vom 25. September 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 258 vom 7. Oktober 1992, S. 10 = WuW 1992, 923 

115. Linde/Fiat — IV/M.256 

Entscheidung der Kommission vom 28. September 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 258 vom 7. Oktober 1992, S. 10 = WuW/E EV 1989 

116. Ahold/Jerönimo Martins — IV/M.263 

Entscheidung der Kommission vom 29. September 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 261 vom 10. Oktober 1992, S. 10 = WuW 1992, 1014 

117. Du Pont/lCI — IV/M.214 

Entscheidimgen der Kommission vom 3. Juni 1992 (Artikel 6 Abs. Ic) imd 
vom 30. September 1992 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 7 vom 13. Januar 1993, S. 13 = WuW 1992, 1012 

118. Air France/Sabena — IV/M. 157 

Entscheidimg der Kommission vom 5. Oktober 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 272 vom 21. Oktober 1992, S. 5 = WuW/E EV 1948 

119. VTG/BPTL — IV/M.265 

Entscheidung der Kommission vom 12. Oktober 1992 (Artikel 6 Abs. la) 
ABI. EG Nr. C 279 vom 28. Oktober 1992, S. 8 = WuW 1992, 1014 

120. Fortis/ La Caixa — IV/M. 254 

Entscheidimg der Kommission vom 5. November 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 297 vom 13. November 1992, S.4 = WuW 1993, 37 
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121. Mannesmann/Hoesch — IV/M.222 

Entscheidungen der Kommission vom 14. Juli 1992 (Artikel 6 Abs. Ic) und 
vom 12. November 1992 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 114 vom 8. Mai 1993, S. 34 = WuW 1993, 35 

122. Rhone Poulenc/SITA — IV/M.266 

Entscheidung der Kommission vom 26. November 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 319 vom 5. Dezember 1992, S. 6 = WuW 1993, 36 

123. British Airways/TAT — IV/M.259 

Entscheidung der Kommission vom 27. November 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 326 vom 11. Dezember 1992, S. 16 = WuW 1993, 37 

124. Del Monte/Royal Foods/Anglo-American — IV/M.277 
Entscheidung der Kommission vom 9. Dezember 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 331 vom 16. Dezember 1992, S. 13 = WuW 1993, 108 

125. PepsiCo/KAS --- IV/M.289 

Entscheidung der Kommission vom 21. Dezember 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 8 vom 13. Januar 1993, S. 2 = WuW 1993, 109 

126. Sextant/BGT-VDO — IV/M.290 

Entscheidung der Kommission vom 21. Dezember 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 9 vom 14. Januar 1993, S. 3 = WuW 1993, 108 

127. Waste Management Intemational/SAE 

Entscheidung der Kommission vom 21. Dezember 1992 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 10 vom 15. Januar 1993, S. 5 = WuW 1993, 108 

128. Siemens/Philips Kabel — IV/M.238 
Rücknahme der Anmeldimg am 8. Januar 1993 

ABI. EG Nr. C 11 vom 16. Januar 1993, S. 5 = WuW 1993, 211 

129. Credit Lyonnais/BFG Bank — IV/M.296 

Entscheidung der Kommission vom 11. Januar 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 45 vom 17. Februar 1993, S. 18 = WuW/E EV 2024 

130. Philips/Thomson/SAGEM — IV/M.293 

Entscheidung der Kommission vom 18. Januar 1993 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 22 vom 26. Januar 1993, S. 2 = WuW 1993, 286 

131. Tesco/Catteau — IV/M.301 

Entscheidung der Kommission vom 4. Februar 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 45 vom 17. Februar 1993, S. 18 = WuW 1993, 214 

132. VolkswagenA/^AG (UK) — rV/M.304 

Entscheidimg der Kommission vom 4. Februar 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 38 vom 12. Februar 1993, S. 12 = WuW 1993, 215 

133. Sara Lee/BP Food Division — IV/M.299 

Entscheidung der Konunission vom 8. Februar 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 39 vom 13. Februar 1993, S. 12 = WuW 1993, 215 

134. British Airways/Dan Air — IV/M.278 

Entscheidung der Kommission vom 17. Februar 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 68 vom 11. März 1993, S. 5 = WuW 1993, 286 

135. CEA Industrie/France Teläcom/Finmeccanica/SGS-Thomson — IV/M.216 
Entscheidung der Kommission vom 22. Februar 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 

ABI. EG Nr. C 68 vom 11. März 1993, S. 5 = WuW/E EV 2044 

136. Ericsson/Hewlett-Packard — IV/M.292 

Entscheidung der Kommission vom 12. März 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 83 vom 24. März 1993, S. 5 = WuW 1993, 389 

137. Sanofi/Yves Saint Laurent — IV/M.312 

Entscheidung der Kommission vom 15. März 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 89 vom 31. März 1993, S. 3 = WuW/E EV 2021 

138. Matra/Cap Gemini Sogeti — IV/M.272 

Entscheidung der Kommission vom 17. März 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 88 vom 30. März 1993, S. 8 = WuW/E EV 2041 
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139. SITA-RPC/SCORUV/M.295 

Entscheidung der Konmiission vom 19. März 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 88 vom 30. März 1993, S. 9 = WuW/E EV 2035 

140. Kingfisher/Darty -IV/M.300 

Entscheidung der Kommission vom 22. März 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 87 vom 27. März 1993, S. 8 = WuW 1993, 390 

141. Fletcher Challenge/ Methanex — IV/M.331 

Entscheidung der Kommission vom 31. März 1993 (Artikel 6 Abs, Ib) 
ABI. EG Nr. C 98 vom 7. April 1993, S. 12 = WuW/E EV 2030 

142. Zürich/MMI -- IV/M.286 

Entscheidung der Kommission vom 2. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 112 vom 22. Aprü 1993, S. 4 = WuW/E EV 2047 

143. Degussa/Ciba-Geigy — IV/M.317 

Entscheidung der Kommission vom 5. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 104 vom 15. Aprü 1993, S. 10 = WuW/E EV 2026 

144. Gehe/OCP — IV/M.328 

Entscheidung der Kommission vom 5. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 114 vom 24. Aprü 1993, S. 5 = WuW/E EV 2017 

145. Alcan/Inespal/Palco — IV/M.322 

Entscheidung der Kommission vom 14. April 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 114 vom 24. Aprü 1993, S. 5 = WuW 1993, 489 

146. Thomson/Shorts IV/M.318 

Entscheidung der Kommission vom 14. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 136 vom 15. Mai 1993, S. 4 = WuW/E EV 2049 

147. Ahold/Jeronimo Martins/Inova^äo — IV/M.320 

Entscheidung der Kommission vom 19. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 117 vom 28. Aprü 1993, S. 2 = WuW 1993, 490 

148. Harrisons&Crosfield/AKZO — IV/M.310 

Entscheidung der Kommission vom 29. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 128 vom 8. Mai 1993, S. 5 = WuW/E EV 2053 

149. Procordia/Erbamont — IV/M.323 

Entscheidung der Kommission vom 29. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 128 vom 8. Mai 1993, S. 5 = WuW/E EV 2089 

150. Schweizerische Kreditanstalt/Schweizerische Volksbank — IV/M.335 
Entscheidung der Kommission vom 29. April 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 147 vom 27. Mai 1993, S. 6 = WuW/E EV 2060 

151. KNP/Bührmaim-TetterodeA^RG — rV/M.291 

Entscheidungen der Kommission vom 18. Januar 1993 (Artikel 6 Abs. Ic) 
und vom 4. Mai 1993 (Artikel 8 Abs. 2) 

ABI. EG Nr. L 217 vom 27. August 1993, S. 35 = WuW 1993, 213 

152. DASATFokker — IV/M.237 

Entscheidung der Kommission vom 10. Mai 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 136 vom 15. Mai 1993, S. 4 = WuW/E EV 2093 

153. Hoechst/Wacker — IV/M.284 

Entscheidung der Kommission vom 10. Mai 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 171 vom 22. Juni 1993, S. 4 = WuW 1993, 630 

154. IBM France /CGI — IV/M.336 

Entscheidung der Kommission vom 19. Mai 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 151 vom 2. Juni 1993, S. 5, WuW 1993, 630 

155. Deutsche Bank/Banco de Madrid — IV/M.314 

Entscheidung der Kommission vom 28. Mai 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 175 vom 26. Juni 1993, S. 11 = WuW 1993, 743 

156. Hafnia/Codan — IV/M.344 

Entscheidung der Kommission vom 28. Mai 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 171 vom 22. Juni 1993, S. 4 = WuW 1993, 743 
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157. Aegon/Scottish Equitable — IV/M.349 

Entscheidung der Kommission vom 25. Juni 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 181 vom 3. Juli 1993, S. 4 = WuW 1993, 744 

158. J. C, SAT/SAJAC — IV/M.346 

Entscheidimg der Kommission vom 30. Juni 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 219 vom 13. August 1993, S. 14 = WuW 1993, 918 

159. West LB/Thomas Cook — IV/M.350 

Entscheidimg der Kommission vom 30. Juni 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 216 vom 11, August 1993, S. 4 = WuW/E EV 2087 

160. Toyota Motor Corp./Walter Frey/Toyota France — IV/M.326 
Entscheidung der Kommission vom 1. Juli 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 187 vom 9. Juli 1993, S. 4 = WuW 1993, 745 

161. Pasteur Merieux/Merck — IV/M.285 

Entscheidung der Kommission vom 5. Juli 1993 (Artikel 6 Abs. la) 

ABI. EG Nr. C 188 vom 10, Juli 1993, S. 10 = WuW 1994, 38 

162. Costa Crodere/Chargeurs/Accor — IV/M.334 

Entscheidimg der Kommission vom 19. Juli 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr, C 204 vom 28. Juli 1993, S. 5 = WuW 1993, 920 

163. Sodete Generale de Belgique/Generale de Banque — IV/M.343 
Entscheidung der Kommission vom 3. August 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 225 vom 20. August 1993, S. 2 = WuW 1993, 920 

164. Commerzbank/C.C.R. — IV/M.357 

Entscheidimg der Kommission vom 9. August 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 

ABI. EG Nr. C 221 vom 17. August 1993, S. 4 = WuW 1993, 919 

165. BHF/CCF/Charterhouse — IV/M.319 

Entscheidung der Kommission vom 30. August 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. 247 vom 10. September 1993, S. 4 = WuW 1993, 920 

166. Rhone-Poulenc/SNIA II — IV/M.355 

Entscheidung der Kommission vom 8. September 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. 272 vom 8. Oktober 1993, S. 6 

167. Alcatel/STC — IV/M.366 

Entscheidimg der Kommission vom 13. September 1993 (Artikel 6 Abs. la) 
ABI. EG Nr. C 259 vom 23. September 1993, S. 3 = WuW 1994, 38 

168. British Telecom/MCI — IV/M.353 

Entscheidung der Kommission vom 13. September 1993 (Artikel 6 Abs, la) 
ABI. EG Nr. C 259 vom 23, September 1993, S. 3 = WuW 1994, 39 

169. NesÜe/Italgel — IV/M.362 

Entscheidung der Kommission vom 15. September 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 270 vom 6. Oktober 1993, S. 5 = WuW 1993, 921 

170. Arvin/Sogefi — IV/M.360 

Entscheidimg der Kommission vom 23. September 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 305 vom 11. November 1993, S. 11 = WuW 1993, 921 

171. Thyssen/Balzer — IV/M.365 

Entscheidimg der Kommission vom 30. September 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr, C 276 vom 14. Oktober 1993, S. 18 = WuW 1994, 229 

172. American Cyanamid/Shell — IV/M.354 

Entscheidimg der Kommission vom 1. Oktober 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr, C 273 vom 9. Oktober 1993, S, 6 = WuW/E EV 2099 

173. Volvo/Procordia — IV/M.196 

Entscheidung der Kommission vom 1. Oktober 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 281 vom 19. Oktober 1993, S. 4 = WuW 1994, 40 

174. Knorr-Bremse/AUied Signal — IV/M.337 

Entscheidung der Kommission vom 15. Oktober 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr, C 298 vom 4. November 1993, S. 6 = WuW/E EV 2105 
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175. Fortis/CGER — IV/M.342 

Entscheidung der Kommission vom 22. Oktober 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 23 vom 27, Januar 1994, S. 13 = WuW 1994, 42 

176. Synthomer/Yule Catto IV/M.376 

Entscheidimg der Kommission vom 22. Oktober 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 303 vom 10. November 1993, S. 5 = WuW 1994, 41 

177. McCormick/CPC/Rabobank/Ostmann — IV/M.330 

Entscheidimg der Kommission vom 29. Oktober 1993 (Artikel 9 Abs. 3 b) 
WuW 1994, 227 

178. Continental/Kaliko/DG-Bank/Benecke — IV/M.363 

Entscheidung der Kommission vom 29. November 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 336 vom 11. Dezember 1993, S. 11 = WuW 1994, 122 

179. UAPA/INCI — IV/M.384 

Entscheidung der Kommission vom 1. Dezember 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 3 vom 5. Januar 1994, S. 5 = WuW 1994, 536 

180. Phüips/Grundig — IV/M.382 

Entscheidimg der Kommission vom 3. Dezember 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 336 vom 11. Dezember 1993, S. 11 = WuW/E EV 2113 

181. Kali+Salz/MDK/Treuhand — IV/M.308 

Entscheidungen der Kommission vom 16. August 1993 (Artikel 6 Abs. 1 c) 
und vom 14. Dezember 1993 (Artikel 8 Abs. 2) WuW 1994, 118 

182. BAI/Banca Popolare di Lecco — IV/M.391 

Entscheidung der Kommission vom 20. Dezember 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 4 vom 6. Januar 1994, S. 3 = WuW 1994, 536 

183. Pilkington-Techint/SIV — IV/M.358 

Entscheidungen der Kommission vom 2. September 1993 (Artikel 6 Abs. Ic) 
und vom 21. Dezember 1993 (Artikel 8 Abs. 2) WuW 1994, 436 

184. Hoechst/Schering — IV/M.392 

Entscheidung der Kommission vom 22. Dezember 1993 (Artikel 6 Abs. Ib) 
ABI. EG Nr. C 9 vom 13. Januar 1994, S. 3 = WuW/E EV 2122 

185. Maimesmarm/RWE/Deutsche Bank — IV/M.394 

Entscheidung der Kommission vom 22. Dezember 1993 (Artikel 6 Abs. 1 b) 
ABI. EG Nr. C 9 vom 13. Januar 1994, S. 3 = WuW/E EV 2116 
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D. Veröffentlichungen von im Auftrag der Monopolkommission 
erstellten Gutachten 


Die hier auf geführten Veröffentlichungen stimmen größtenteils nicht mit der im 
Auftrag der Monopolkommission erstellten Fassvmg überein. Es handelt sich 
überwiegend um überarbeitete, gekürzte bzw. erweiterte oder zusammmenfas- 
sende Darstellvmgen. In Einzelfällen sind Teile der für die Monopolkommission 
erstellten Untersuchimgen in umfangreichere Veröffentlichungen eingeflossen. 

BAUM, Clemens/MÖLLER, Hans-Hermann: Die Messung der Untemehmens- 
konzentration und ihre statistischen Voraussetzungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Meisenheim a. Glan; Hain 1976. 

(Wirtschaftswissenschaftliche Schriften. H. 11.) 

MARFELS, Christian: Erfassxmg und Darstellung industrieller Konzentration. 
Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft 1977. 

(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik. Bd. 52.) 

MÖNIG, Walter u. a,: Konzentration imd Wettbewerb in der Energiewirtschaft. 
München: Oldenbourg 1977. 

(Aktuelle Fragen der Energiewirtschaft. Bd. 10.) 

MÖSCHEL, Wemhard: Das Trennsystem in der U.S. -amerikanischen Bankwirt- 
schaft. 

Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft 1978. 

(Studien zirni Bank- imd Börsenrecht. Bd. 3.) 

OBERHÄUSER, Alois: Untemehmenskonzentration und Wirksamkeit der Stabili- 
tätspolitik. 

Tübingen: Mohr 1979. 

(Wirtschaft xmd Gesellschaft. 13.) 

PISCHNER, Rainer: Möglichkeiten und Grenzen der Messxmg von Einflüssen der 
Untemehmenskonzentration auf industrielle Kennziffern, 

Berlin; Duncker & Humblot 1979. 

(DIW-Beiträge zur Strukturforschung. H. 56.) 

MÖSCHEL, Wemhard: Konglomerate Zusammenschlüsse im Antitrustrecht der 
Vereinigten Staaten von Amerika. 

In: Rabels Zeitschrift für ausländisches xmd internationales Privatrecht, Jg. 44, 
1980, S. 203-256. 

ALBACH, Horst: Finanzkraft imd Marktbeherrschung. 

Tübingen: Mohr 1981, 

DIRRHEIMER, ManfredAVAGNER, Karin/HÜBNER, Thomas: Vertikale Integra- 
tion in der Mineralöl- und Chemischen Industrie. 

Meisenheim a. Glan: Hain 1981. 

(Sozialwissenschaft und Praxis. Bd, 28.) 

KNIEPS, Günter/MÜLLER, Jürgen/WEIZSÄCKER, Carl Christian von: Die Rolle 
des Wettbewerbs im Femmeldebereich. 

Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft 1981. 

(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik. Bd. 69.) 

SCHOLZ, Rupert: Entflechtimg und Verfassung. 

Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft 1981. 

(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik, Bd. 68.) 

PIETZKE, Rudolf: Patentschutz, Wettbewerbsbeschränkungen und Konzentration 
im Recht der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Köln u. a.: Heymaims 1983. 

(Schriftenreihe zum gewerblichen Rechtsschutz. Bd. 58.) 
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MÖSCHEL, Wemhcird: Konglomerate Zusammenschlüsse in den Vereinigten 
Staaten seit 1979. 

In: Rabels Zeitschrift für ausländisches imd internationales Privatrecht, Jg. 48, 
1984, S. 552-577. 

SANDROCK, Otto: Vertikale Konzentrationen im USamerikanischen Antitrust- 
recht imter besonderer Berücksichtigung der Reagan- Administration. 

Heidelberg: Verlagsgesellschaft Recht imd Wirtschaft 1984. 

(Schriftenreihe Recht der Internationalen Wirtschaft, Bd. 25.) 

DÖNGES, Juergen B./SCHATZ, Klaus-Werner: Staatliche Interventionen in der 
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